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I. Teil 

Ziele und Maßnahmen der Forschungs- und Technologlepolltik 


1 Ziele der Forschungs- und Technologiepolitik 

1 . Die vielfältigen Verflechtungen zwischen dem 
Fortsdiritt der wissensdiaftlidi-technisdien Kennt- 
nisse und der wirtscbaftlidien und gesellschaftlidien 
Entwicklung werden zunehmend deutlich. Damit er- 
langen die positiven Wirkungen und Nutzungsmög- 
lichkeiten des wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritts ebenso wie die Vermeidung von Fehlanwen- 
dungen erhebliche politische Bedeutung. 

In Fortentwicklung der Grundsatzorientierung des 
Bundesforschungsberichts V (1975) soll die For- 
schungs- und Tedmologiepolitik der Bundesregie- 
rung als Teil ihrer Gesamtpolitik dazu beitragen, 

1. den wissenschaftlichen Erkenntnisstand zu erwei- 
tern und zu verliefen, 

2. die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit unse- 
rer Wirtschaft zu erhalten und auszubauen, 

3. die Ressourcen zu schonen und die natürlichen 
Lebensvoraussetzungen zu erhalten, 

4. die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Men- 
schen zu verbessern, 

5. technologische Entwicklungen ln ihren Auswir- 
kungen und Zusammenhängen zu erkennen, ihre 
Chancen und Risiken abzuwägen und zu dis- 
kutieren und Entscheidungen über die Nutzung 
von Technologien zu begründen. 

Die Bundesregierung bemüht sich, Programme und 
Maßnahmen der Forschungsförderung — auch im 
Hinblick auf mögliche Zielkonflikte — so zu planen 
und zu gestalten, daß diesen Zielen möglichst 
gleichzeitig und ungeteilt Rechnung getragen wird 
(vgl. Schaubild Ij 

Die Bundesregierung muß in ihrer Forschungs- und 
Technologiepolilik auch außenpolitische Notwendig- 
keiten berücksidUigen und mit dem verfügbaren 
wissenschaftlich-technischen Potential die auswärti- 
gen Beziehungen des Landes unterstützen. 

Staatliche Forschungsförderung kann und darf in 
einer mit guten Gründen pluralistisch angelegten 
Organisation der Forschung nur in begrenztem Um- 
fang inhaltliche Akzente setzen. In der Wirtschaft 
sind Forschung und Entwicklung in erster Linie 
Aufgabe der Unternehmen, dies gilt insbesondere 
für die wirtsdiaflliche Umsetzung der Ergebnisse. 
Zur Erarbeitung und Anwendung besserer techno- 
logischer Lösungen zur Befriedigung öffentlichen 
Bedarfs ist vielfach das Zusammenwirken verschie- 
dener Politikbereiche notwendig. In der Grund- 
lagenforschung wiederum ist die Auswahl der The- 
men und der Forschungsmethoden vor allem die 
eigenständige Aufgabe der Wissenschaft. 


Die Forschungs- und Technologiepolitik der Bundes- 
regierung vollzieht sich damit im Rahmen der durch 
die Verfassung vorgegebenen und durch Gesetze 
und Vereinbarungen ausgestaltelen Aufgabenverlei- 
lung und Zusammenarbeit von Bund und Ländern; 
sie sichert die durch das Grundgesetz garantierte 
Freiheit von Wissenschaft, Forschung und Lehre 
und achtet die ethischen Normen unserer Gesell- 
schaft. 

Die in diesem Forschungsbericht dargestellten Auf- 
fassungen und Maßnahmen der Bundesregierung 
sind in diesem Zusammenhang zu sehen. Gleichwohl 
kann es nicht Aufgabe des Berichtes sein, die Ge- 
samtsiluation der Forschung innerhalb und außer- 
halb der Hochschulen und das Gesamtsystem ihrer 
Förderung in der Bundesrepublik Deutschland mit 
gleichem Detaillierungsgrad in allen Bereichen dar- 
zustellen. Vielmehr soll dieser Bericht Schwerpunkte 
und Hauptakzente der Forschungs- und Technologie- 
politik der Bundesregierung verdeutlichen und da- 
mit der kritischen Würdigung zugänglich und der 
Öffentlichkeit verständlich machen. 

2. Wissenschaftliche Forschung ist eine wesent- 
liche Quelle für unser Handeln und unsere kultu- 
relle Orientierung. Sie ist Grundlage unserer tech- 
nischen Kenntnisse ebenso wie für das Verständnis 
sozialer, kultureller, wirtschaftlicher und politischer 
Vorgänge und für das Bild des Menschen von sidi 
selbst. 

Erkenntnisstreben muß sich frei entfallen können, 
wenn Forschung ihre kulturelle Bedeutung behalten 
und zugleich — wenn auch in ihren Beiträgen im 
einzelnen nicht planbar — für neue wissenschaft- 
liche Anwendungen bedeutsam bleiben soll. 

Die mehr am praktischen Nutzen und an aktuellen 
Aufgabenstellungen orientierte angewandte For- 
schung ist von der Grundlagenforschung nicht im- 
mer scharf zu trennen. Mit ihrer problemorientier- 
ten Ausrichtung trägt sie maßgeblich zur Lösung 
technischer und wirtschaftlicher Fragestellungen und 
Engpaßprobleme bei. 

ln einer von der Wissenschaft und ihren Anwen- 
dungen weithin geprägten Welt braucht die poli- 
tische Entscheidung Informationen — auch über die 
Auswirkungen der wissenschaftlich-technischen Ent- 
wicklung selbst — , die wiederum nur mit Hilfe der 
Wissenschaft zu gewinnen sind. Besonderer Förde- 
rung bedarf daher auch die anwendungsorientierte 
Wirlschafts- und Sozialforschung. Sie soll die Zu- 
sammenhänge und Wechselwirkungen von tech- 
nischer und wirtschaftlicher Entwicklung, sozialem 
und politischem Wandel beschreiben, analysieren 
und erklären. 
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3. Dte reditxeitige Beherrsdiung und wirtsdiafl- 
lidie Nutzung moderner Technologie sind für die 
Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland ein ent- 
sdieidender Wettbewerbsfaklor. Bei zunehmender 
Arbeitsteilung und Procluktionsverfleditung Ln der 
Weltwirtschafl sind ein technisch hochentwickeltes 
Güterangebot und rationelle, kostengünstige Ferti- 
gungsmethoden durch Einsatz modernster Tedmo- 
logien Voraussetzung für hohe „Tauschwerte" ini 
intemationalen Handel, für ein hohes inländisches 
Produktivitätsniveau und damit für ein hohes Lohn- 
und Einkommensniveau. Die Nutzung unserer auf 
einem hohen Stand von Forschung und Tedinologie 
berulxenden, qualitativen Wettbewerbsvorteile ist 
dabei nicht nur unverzichtbar für die Exporlchancen 
eines breiten Spektrums von technischen Erzeugnis- 
sen, Investitionsgütern, Industrieanlagen und Infra- 
struktureinriditungen. Auch die traditionellen Ver- 
brauchsgüterindustrien, vor allem bei hochwertigen 
Qualitätsprodukten, können in Zukunft ihre Chan- 
cen nur wahren, wenn sie moderne Fertigungstech- 
nologien nutzen und lechnologisdi fortgeschrittene 
Konzepte und Bauteile in ihre Produkte einbezie- 
hen. Schlüsseltechnologien — wie etwa die Daten- 
verarbeitung öder die Ajiwendung elektronisdier 
Bauelemente — und die generelle Stärkung der In- 
no vationskraJt der Unternehmen sind in dem einen 
wie im anderen Falle oft ausschlaggebend. 

4h Ressourcenschonung verlangt auch die Vermin- 
derung von schädlidien Einflüssen auf die natür- 
liche LebensumweU. Sie schließt damit Umweltbe- 
lastungen durch industrielle oder landwirtschafüidie 
Produktion ebenso ein wie Verbraudisgewohnhei- 
ten. Die hier entstehenden sozialen Kosten — zum 
Teil in der Form schwerwiegeuder und möglicher- 
weise nicht voll überschaubarer Langzeit Wirkun- 
gen — wurden bislang unterschätzt. Sie rücken jetzt 
immer mehr in den Vordergrund des öffentlichen 
Bewußtseins. 

Aufgaben der Forsdiungs- und Tedinologiepolitik 
sind dabei vor allem, Kennlnlsse über schadlidie 
Wirkurtg^n und deren Zusammenhänge zu vertiefen 
und präzise Grundlagen zu erarbeiten, um Bela- 
stungsgrenzen sowohl bei Mensch, Tier und Pflanze 
als auch bei wichtigen Ökosystemen zu beurteilen 
und festznlegen. Darüber hinaus müssen technolo- 
gische Voraussetzungen für die Subs/j/üÜon 
wB}tbetüsf&nder Verfahren und Sioffe durch weniger 
schädlidie geschaffen werden und Tedinologien iüi 
den Umwelischutz, zur Reinhaltung der Luft, zur 
Abwasserreinigung und Abfallbeseitigung und zur 
Minderung von Lärm verbessert werden. 

5. Die Forschungs- und Technologiepolitik will 
dazu beitragen* die Lebensbedingungen der Men- 
schen zu verbessern: die Arbeitsbedingungen, die 
gesundheitlichen Voraussetzungen, die Wohnver- 
hältnisse und Kommunikationsniöglidikeiten sowie 
die Versorgung mit gesunden Nahrungsmitteln. 

L Die Einführung neuer Tedinologien in der Wirt- 
schaft muß einhergehen mit dem Menschen an- 
gemessenen Arbeitsbedingungen. Dabei geht es 
nicht nur um die Entlastung von Staub, Hitze 


und Lärm sowie von gefährlichen Stoffen am 
Arbeitsplatz. Aufgrund sozial- und arbeitswis- 
sensdiaftlicher Erkenntnisse müssen auch ledr- 
nologisdie Alternativen zu gebräuchlichen indu- 
striellen Produklionsformen entwickelt, erprobt 
und eingeführl werden, um psychische Belastun- 
gen durch Monotonie und übertriebene Arbeits- 
teilung zu verringern und berufliche Dequolifi* 
zieiung zu vermeiden. 

2. ForschungspoJilik im Gesundheitsbereidi muß 
zur Verbesserung des Schutzes der Gesundheit, 
der Gesund hei ts Vorsorge sowie zur Verbesse- 
rung des Gesundheitszustandes der Bevölkerung 
beitragen. Ansatzpunkte sind insbesondere die 
Verminderung der GesundheitsrisLken aus den 
Bereichen Umwelt, Arheilswelt und des indivi- 
duelien Verhaltens* Sie muß weiterhin beitragen 
zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit und der 
Wirtschaftüchkeit des Gesundheitswesens und 
zur Erweiterung des Erkenntnisstandes in der 
Medizin und im Gesundheitswesen* Der Verbes- 
serung der gesundheitlichen Voraussetzungen 
dienen auch Beiträge der Ernährungsforschung, 

3. Forschung auf den Gebieten der Raum- und 
Siedlungsstruktur, des Städte- und des Woh- 
nungsbaues soll helfen, eine für die wirtschaft- 
liche, soziale und kulturelle Entwicklung zulräg- 
lidie räumlidie Gestaltung der verschiedenen Da- 
seinsfunküonen zu erreichen, insbesondere im 
Hinblick auf das Wohnen, Arbeiten und die kul- 
turelle und fioziaie Teilnahme. Dabei soll Über- 
lastungen von Regionen, Städten und Stadttei- 
len ebenso entgegengewirkt werden wie dro- 
hender Unterauslastung und damit einhergehen- 
der Abkoppelung bestimmter Regionen von der 
allgemeinen wirtsdiaftlichen und sozialen Ont- 
wideJung oder dem Verfall gewachsener Stadt- 
kerne. 

4. Die neuen ln forma tionstechniken* die immer 
stärker Nachrithientedinik und Datenverarbei- 
tung miteinander verschmelzen, erschließen viel- 
fältige KonununikationsmÖglichkeiten. Sie müs- 
sen für öffentliche Dienstleistungen wie allge- 
meine Infonnationsdienste, Not- und Rettungs- 
dienste und im Sinne rationeller und bürger- 
naher Verwaltung entwickelt und eingesetzt 
werden. Moderne Informaltonslechniken bieten 
dabei die Möglichkeit größerer Dezentralisierung, 
ohne die Leislungsqualilät zu beeinträchtigen 
und wirken damit unerwünschten Ballungsten- 
denzen entgegen* 

6- Die Ambivalenz der Technik, ihr vielfäHiger 
Nutzen auf der einen, ihre Schadwirkungen und 
Risiken bei rucksichtsloseni, unvorsichtigem oder 
mißbräuchlichem Einsatz auf der anderen Seite, 
wird zunehmend wahrgenommen und debattiert. 
Technologiebewerlung und das „Ob" und „Wie" 
des Gebrauchs von Technologien sind daher eine 
weitere wichtige Aufgabe für die Forschungs- und 
Tedinologiepolitik. Entsprechende Untersuchungen 
müssen schon im Entwicklungsprozeß einzelner 
Technologien beginnen, damit ihre Ergebnisse bei 
Entscheidungen über Einführung und Nutzung einer 
Technologie einfließen können. 
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Die Wirkungen von Technologien auf die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung müssen besser 
erforscht und beachtet werden. Kosten/Nutzen-Ana- 
lysen, soweit sie lediglich die ökonomische Effek- 
tivität jeweils einzelner Vorhaben im Auge haben, 
reichen dafür ebensowenig aus wie einseitige Theo- 
rien zur Erklärung solcher Zusammenhänge. 

Technologien können und dürfen nicht losgelöst von 
ihren Zwecken beurteilt werden. Wissenschaftliche 
Untersuchungen können deshalb auch nicht zu 
„wertfreien“, „neutralen“ oder „unbestreitbaren“ 
Ergebnissen und Vorschlägen kommen. Soweit wis- 
senschaftliche und technische Entwicklungen poli- 
tische Entscheidungen erfordern, reifen diese in der 
politischen Willensbildung, die auch von morali- 
schen oder kulturellen Wertvorstellungen geprägt 
ist. Wissenschaftliche Forschung kann hier für not- 
wendige Informationen sorgen, Sachverhalte präzi- 
sieren, Bewertungen anbieten und damit die Dis- 
kussion versachlichen. Die politische Entscheidung 
selbst kann sie nicht ersetzen. 

Der Staat muß für eine verantwortungsvolle Tech- 
nologiebewertung daher 

1. die eigene Kompetenz in der Beurteilung und 
Entscheidung ausbauen, seine Vorschläge sach- 
lich qualifizieren und mit dem Spektrum alter- 
nativer Meinungen vergleichen, 

2. die Wirkungen von Technologien erforschen las- 
sen und dabei auch alternative methodische An- 
sätze fördern sowie unterschiedliche Ergebnisse 
hinnehmen und diskutieren, 

3. den Gedankenaustausch über unterschiedliche 
Modelle technischer Entwicklungen fördern. 


2 Aktuelle Bezüge und Perspektiven der For- 
schungs- und Technologiepolitik 

2.1 Technischer Fortschritt und Arbeitsplätze 

7. Die Entwicklung und wirtschaftliche Umsetzung 
neuer Technologien muß im Zusammenhang und als 
Bestandteil des wirtschaftlichen Strukturwandels 
gesehen werden. Technischer Fortschritt ist Voraus- 
setzung für die Anpassungsfähigkeit einer Volks- 
wirtschaft an Veränderungen der internationalen 
Wettbewerbssituation, die Deckung wichtiger, bis- 
her zu kurz gekommener Bedürfnisse sowie für die 
Überwindung von Engpässen und Verknappimgs- 
tendenzen z. B. bei Rohstoffen und Energie. 

Technischer Wandel ist andererseits selbst eine ei- 
genständige Ursache für wirtschaftlichen Struktur- 
wandel: Die auf rationellem Mitteleinsatz beruhen- 
de industrielle Produktionsweise verwirklicht einen 
„Dauerfortschritt“, dessen Tempo vor allem von 
dem allgemeinen Kenntnis-, Technologie- und Or- 
ganisationsfortschritt bestimmt wird. 

Technischer Fortschritt in der industriellen Wirt- 
schaft ist ein entscheidender Faktor für steigende 
Arbeitsproduktivität. Die Tatsache, daß der fort- 
laufende Einsatz neuer Methoden imd technischer 


Hilfsmittel nicht nur eine cpialitativ bessere Güter- 
produktion ermöglicht, sondern auch „Arbeit spart“, 
d. h. für die gleiche Produktion einen geringeren 
Einsatz menschlicher Arbeit erfordert, stellt derzeit 
ein ernsthaftes Problem dar. Viele Arbeitnehmer 
fürchten durch Rationalisierung und Automatisie- 
rung arbeitslos zu werden. 

Beschäftigungsprobleme entstehen immer dann, 
wenn durch technischen Wandel steigende Produk- 
tivität nicht auf eine entsprechend steigende Nach- 
frage trifft, was auch dadurch verursacht sein 
kann, daß veränderten Bedürfnissen dabei nicht 
durch ein ausreichend flexibles Angebot Rechnung 
getragen wird. Die bei einer bestimmten Fertigung 
eingesparten Arbeitsplätze werden dann nicht durch 
Erweiterungsinvestitionen an anderer Stelle neu 
geschaffen. Der Ausgleich von rationalisierungsbe- 
dingter Einsparung einerseits und Schaffung neuer 
Arbeitsplätze in wachsenden, neuen Produktionsbe- 
reichen andererseits ist in den zurückliegenden Jah- 
ren schwachen Wachstums nicht in ausreichendem 
Maße gelungen. 

Das ist ein Grund dafür, daß moderne Technologie, 
insbesondere soweit sie Rationalisierung und Auto- 
matisierung in der Wirtschaft ermöglicht, vor dem 
Hintergrund der Wachstumsschwäche der letzten 
Jahre vielfach als eigenständige Ursache für Ar- 
beitslosigkeit angesehen wird. Dies gilt derzeit ins- 
besondere für die Elektronik mit ihrer ständig brei- 
ter werdenden Anwendung. 

8. In der Tat hat die stürmische Entwicklung der 
Technologie in diesem Bereich, die zu einer extre- 
men Verbilligung bei gleichzeitiger Leistungssteige- 
rung und zu verringertem Programmieraufwand 
speziell der Mikroprozessoren führte, der Elektro- 
nik eine Anwendungsbreite eröffnet, die eine tief- 
greifende Rationalisierungs- und Automatisierungs- 
welle zur Folge haben wird. Die wichtigsten An- 
wendungsfelder für Prozeßinnovationen sind da- 
bei: 

1. die Überwachung und automatische Steuerung 
von Produktionsprozessen; 

2. Automaten, z. B. CNC-gesteuerte Werkzeug- 
maschinen oder einfach zu programmierende In- 
dustrieroboter für monotone Tätigkeiten; 

3. Computer-Unterstützung bei der technischen 
Konstruktion; 

4. Verdrängung arbeitsaufwendig herzustellender 
feinmechanischer Schaltungen, wodurch Herstel- 
lungs- und Wartungsaufwand erheblich reduziert 
werden; daher Revolutionierung der Nachrich- 
tenübermittlung, völlige Umstellung der Pro- 
dukte und der Fertigungstechnik, in der Uhren- 
industrie, bei Registrierkassen etc.; 

5. automatisierte Textverarbeitung im Büro durch 
Schreibautomaten mit eingespeicherten Texten, 
einfachen Korrekturmöglichkeiten und vollauto- 
matisch auslaufenden Reinschriften; 

6. Revolutionierung des Druckereibereichs durch 
Kombination von automatisierter Textverarbei- 
tung und Lichtsatz. 
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Zwar sind die zahlenmäßig gravierenden Beschäfti- 
gungsrückgänge der Jahre 1973 bis 1977 zum Bei- 
spiel in der Bauwirtschaft mit 445 000, in der Tex- 
til- und Bekleidungsindustrie mit 210 000 und in 
der Landwirtschaft mit 298 000 Beschäftigten vor al- 
lem auf bekannte Faktoren wie Nachfrageverschie- 
bungen, das Auftreten neuer internationaler Kon- 
kurrenzen, Konzentrationsprozesse und den allge- 
meinen technisch-organisatorischen Fortschritt zu- 
rückzuführen, doch dürften negative Beschäftigungs- 
effekte der Mikroelektronik in Zukunft stärker 
durchschlagen. 

Dies gilt insbesondere deshalb, weil die neue Auto- 
matisierungswelle nicht haltmacht vor der Verwal- 
tung und dem Dienstleistungsbereich. So haben Da- 
tenverarbeitung und Elektronik — neben anderen 
Faktoren — mit beigetragen zu dem Rückgang der 
Beschäftigtenzahl in den Jahren 1973 bis 1977 in 
der Druckindustrie um 30 000 sowie um rund 10 000 
in der Uhren- imd feinmechanischen Industrie. 

Es gibt allerdings keine Alternative zur Nutzung 
dieser Technologie: Bereiche und Unternehmen, die 
zu spät die neuen Informationsbausteine für die Fer- 
tigungstechnik nutzen und in die Produkte ein- 
beziehen, verlieren ihre Wettbewerbsfähigkeit; der 
Verlust von Absatzmärkten bedeutet jedoch ein 
größeres Arbeitsplatzrisiko als eine noch kalkulier- 
bare Einsparung von Arbeitskräften durch tech- 
nische Rationalisierung. 


9. Neben den Rationalisierungseffekten im Ferti- 
gungsbereich müssen auch die durch neue Produkte 
oder erweiterte Absatzmärkte entstehenden neuen 
Produktionsmöglichkeiten gesehen werden. In der 
Nachrichtentechnik zum Beispiel sind solche gegen- 
läufigen Entwicklungen sehr deutlich erkennbar. 

Die insgesamt von der Mikroelektronik „nachgezo- 
genen “ Innovationen wie z. B. Sensoren zur Erfas- 
sung von Betriebszuständen sowie Mikromotore 
und Schrittmotore zur Umsetzung von Steuerungs- 
signalen sind in ihrer Bedeutung noch nicht abzu- 
sehen und dürften auch Impulse für mehr traditio- 
nelle Fertigungsbereiche setzen. Das gleiche gilt für 
den Verbilligungseffekt der auch im Konsumbereich 
(Photo- und Phono-Artikel, Kraftfahrzeug-Ausrü- 
stung) neue Komponenten vom Preis her er- 
schwinglich macht und dadurch neue Märkte in er- 
heblichem Umfang erschließt. Arbeitssparende Ver- 
fahrensinnovationen dürfen daher nicht isoliert ge- 
sehen werden von den auf gleicher Technik be- 
ruhenden Produktinnovationen, die neue Märkte er- 
öffnen und die Möglichkeit bieten, wichtige Bedürf- 
nisse zu decken. 

Die Erschließung bisher weniger im Vordergrund 
stehender Bedarfsfelder durch wirtschaftliche und 
technische Innovationen ist daher eine wichtige Vor- 
aussetzung dafür, daß der Modernisierungsprozeß 
in der Wirtschaft insgesamt positive Beschäftigungs- 
wirkungen hat. 

Die ständige Verwirklichung technischer und orga- 
nisatorischer Innovationen mit der doppelten Ziel- 
setzung, 


1. neue Produktionsbereiche zu erschließen und 

2. die Produktivität zu erhöhen, 

dient damit letztlich auch der Sicherung der Arbeits- 
plätze. Ein wesentlicher Teil des Gesamtbudgets 
Forschung und Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland dient diesem Ziel (vgl. Schaubild 2). 

2.2 Technologische Innovationen zur Überwindung 
von Engpässen der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung 

10. Trotz einer gewissen Sättigung des Bedarfs 
z. B. bei dauerhaften Gebrauchsgütern bestehen eine 
Reihe binnenwirtschaftlicher und internationaler 
Engpässe, zu deren Überwindung sowohl die Ent- 
wicklung neuer Technologien als auch der ver- 
stärkte Transfer bereits zugänglicher technischer 
Lösungen wesentlich beitragen können. Die Er- 
schließung solcher Anwendungen eröffnet gleich- 
zeitig beträchtliche Wachstumschancen und löst ent- 
sprechende Beschäftigungswirkungen aus. 

11. Ein erheblicher Forschungs- und Anwendungs- 
bedarf besteht nach wie vor in der Energiebereit- 
stellung und -nutzung. Die störungsanfällige Ver- 
sorgungslage bei dem derzeit wichtigsten Energie- 
träger Mineralöl zeigt, daß weder die aktuelle Ver- 
sorgungslage noch die bisherigen Einsatz- und Ver- 
brauchgewohnheiten Bestand haben können. Län- 
gerfristig ist insbesondere folgendes zu beachten: 

1. Die im Zuge der weiteren weltweiten Industriali- 
sierung und der damit einhergehenden Bedarfs- 
erhöhung unvermeidliche Verknappung bei wich- 
tigen fossilen Energieträgern, vor allem öl und 
Erdgas, sowie die bevorstehende Erschöpfung be- 
sonders günstiger Lagerstätten macht die Er- 
schließung schwerer zugänglicher Vorkommen 
mit entsprechend höherem Aufwand erforderlich. 
Es muß daher mit steigenden Gestehungskosten 
gerechnet werden, und zwar auch unabhängig 
von internationalen Verteilungskämpfen z. B. un- 
ter dem Einfluß von Preiskartellen. 

2. Der weiteren massiven, weltweiten Verbrauchs- 
steigerung bei Energie auf fossiler und — er- 
gänzend dazu — biologischer Basis sind öko- 
logische Grenzen gesetzt vor allem durch die 
Belastung der Atemluft z. B. durch Schwefel- 
dioxid und Stickoxide, die Kohlendioxid Bela- 
stung der Atmosphäre mit ihren noch imzurei- 
chend geklärten klimatischen Wirkungen sowie 
durch die schon jetzt zu beobachtende Abhol- 
zung klimatisch unverzichtbarer Waldbestände 
in sonst rohstoffarmen Entwicklungsländern. 

3. Die rücksichtslose Nutzung fossiler und biolo- 
gischer Energiecjuellen wäre auch im Hinblick 
auf künftige Generationen und mit Rücksicht auf 
ärmere Länder nicht zu verantworten. 

Kohle, öl und Erdgas sind nicht nur „Brenn- 
stoffe", sondern auch unverzichtbare Rohstoffe 
vor allem für die chemische Industrie; ein wei- 
terer rücksichtsloser Verbrauch würde die Le- 
bensbedingungen künftiger Generationen daher 
in doppelter Hinsicht schmälern. 
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Schaubild 2 


Gesamtbudget Forschung und Entwicklung 
In der Bundesrepublik Deutschland 1978 

Gesamt: 30,4 Mrd. DM 



einschließlich des geschätzten FuE-Anteils an der Hochschulbaufinanziening des Bundes (285 Millionen DM). 


12. Entscheidende Zukunftsaufgaben im Energie- 
bereich sind daher: 

1. Die Verwirklichung einer sparsamen und ratio- 
nellen Energieverwendung durch Optimierung 
von Energieumwandlung und Verteilung sowie 
gezielte Maßnahmen zur Verminderung von 
Energieverlusten z. B. durch bessere Isolierung, 
Wärmeverbund und Wärmerückgewinnung, 

2. die Verbesserung der Nutzungsmöglichkeiten der 
heimischen Kohle durch Entwicklung neuer Koh- 
letechnologien, 

3. die verstärkte Entwicklung und Nutzung regene- 
rativer Energiequellen, vor allem der Sonnen- 
energie, 

4. die Entwicklung und Nutzung der Kernenergie 
im Rahmen der ln der 2. Fortschreibung des Ener- 
gieprogramms formulierten Randbedingxmgen. 


Aufgrund des erreichten hohen Standes der Techno- 
logie in der Bundesrepublik Deutschland ergeben 
sich hieraus national und international erhebliche 
Beschafügungschancen, die im einzelnen nicht alle 
genau cpiantifizierbar sind: 

Für die konsequente Wärmeisolierung von Wohnun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland schätzt eine 
Studie für die nächsten 20 Jahre ein Nachfragepoten- 
lial von mehr als 200 Mrd. DM und einen Beschäfti- 
gungseffekt von im Durchschnitt in diesem Zeitraum 
mehr als 200 000 Arbeitsplätzen. 

Die dem Bau von Kernkraftwerken zuzurechnenden 
gesamten Beschäftigungswirkungen liegen heule in 
der Größenordnung von etwa 100 000 Arbeitsplät- 
zen. 

Die Beschäftigungswirkungen einer stärkeren Nut- 
zung der Sonnenenergie zur Wärmegewinnung ira 
Inland oder entsprechende Exportmöglichkeiten auch 
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großtechnischer Anlagen zur Sonnenenergienutzung 
in klimatisch günstiger gelegene Länder sind län- 
gerfristig positiv zu beurteilen. 

Das gleiche gilt für den Aufbau neuer Energiever- 
sorgungsnetze, für Wärmeverbundsysteme, z. B. zur 
Nutzung industrieller Abwärme für den Raumhei- 
zungsbedarf in Wohnbereichen. Das Investitions- 
potential zur Nutzung der Fernwärme liegt nach 
Aussage einer Studie für die gesamte Bundesrepu- 
blik bei mindestens 35 Mrd. DM für die nächsten 
15 Jahre mit entsprechenden Beschäftigungs Wirkun- 
gen. 

13. Die Situation auf dem Rohstoffsekior ist in 
vieler Beziehung mit dem Energiebereich vergleich- 
bar, wenn auch Verknappimgstendenzen bei ein- 
zelnen mineralischen Rohstoffen vielfach durch Sub- 
stitutionsmöglichkeiten aufgefangen werden können 
und die bisherige Erfahrung gezeigt hat, daß durch 
technischen Fortschritt selbst der Aufschluß von 
um ein vielfaches ärmerer und ungünstiger gele- 
gener Lagerstätten mit sinkenden Gewinnungs- 
kosten verbunden war. 

Trotzdem stellen sich hier wichtige Aufgaben, ins- 
besondere die Verhesserung von Projektions-, Ab- 
bau- und Anreicherungsverfahren, z. B. Tiefbohr- 
technik und bakterielle Laugung zur Anreicherung 
armer Erze. Die Recyclierung einzelner minerali- 
scher Rohstoffe ist zunächst unter Umweltgesichts- 
punkten und längerfristig unter Knappheitsgesichts- 
punkten, z. B. beim Phosphat, notwendig. 

Verstärkt werden muß auch die Substitutionsfor- 
schung zur Entwicklung neuer Werkstoffe größerer 
Standfestigkeit und Temperaturbeständigkeit mög- 
lichst unter Verwendung weniger seltener Aus- 
gangsmaterialien, z. B. keramischer Werkstoffe, Ver- 
bundwerkstoffe und neuer synthetischer Werkstoffe. 

Alle diese Technologien sind Schlüsseltechnologien 
in dem Sinne, daß sie die wirtschaftliche Koopera- 
tionsfähigkeit z. B. mit rohstoffreichen Ländern er- 
höhen und Voraussetzungen schaffen für Investi- 
tionsgüter und Anlagen mit hoher technischer Lei- 
stimg imd entsprechender Wettbewerbsfähigkeit. 

14. Im Umweltschutz sind allgemeine Verwaltungs- 
richtlinien und gesetzliche Regelungen wie z. B. das 
Bimdesimmissionsschutzgesetz, die TA-Luft, das Ab- 
wasserabgabengesetz weit fortgeschritten. Damit die 
Wirtschaft mit entsprechenden Schutzvorkehrungen 
und Prozeßänderimgen auf diese Vorschriften rea- 
gieren kann, muß die Technologie zumindest in glei- 
chem Maße fortentwickelt werden. Zentrale ver- 
fahrensmäßige Ansatzpunkte, die dann auch Ex- 
portmärkte erschließen, sind z. B. neue Kohleteäi- 
nologien, Verfahren zur Rauchgasentgiftung, insbe- 
sondere -entschwefelung, Abwasserreinigungsanla- 
gen auch für schwer zu entfernende Schadstoffe 
und kleinere Unternehmen, Meß- und Regelsysteme 
sowie biologische Schädlingsbekämpfung, Kunstdün- 
ger mit Depotwirkung zur Verringerung von Nitrat- 
und Phosphat-Auswaschungen. 


15. Ein hoher Innovations- und Investitionsbedarf 
besteht in der Wohnungsmodemisienmg und im 
Städtebau. Das Potential der zur Modemisienmg 
anstehenden Wohnungen wird auf mehr als 6 Mio 
Einheiten geschätzt. 

Die Anhebung des Wohnstandards ist eine wichtige 
Aufgabe des sozialen Ausgleichs. Verstärkte For- 
schung und Entwicklung für bessere technische Lö- 
sungen sowie die Erprobung und Anwendung neuer 
Materialien können hierzu einen Beitrag leisten. 
Weitere Aufgaben sind die Verminderung von Um- 
weltbeeinträchtigungen durch besseren Lärmschutz, 
günstigere und — so weit wie möglich — bedarfs- 
gesteuerte Nahverkehrssysteme sowie die Verrin- 
gerung von Lärmerzeugung und Abgasemissionen 
durch Straßenfahrzeuge. Die Förderungsprogramme 
im Bereich der Verkehrstechnologie setzen hier 
wichtige Forschungsschwerpunkte, um zur Lösung 
der im Städtebau anstehenden Probleme beizutra- 
gen. 

16. Mit der Verbesserung der Umwelt- und der 
Wohnqualität eng verbunden sind die Aufgaben: 
Humanisierung des Arbeitslebens und Verbesserung 
der gesundheitlichen Voraussetzungen. 

Ein hoher Anteil von sogenannten Zivilisations- 
krankheiten wie Herzkreislauf-Erkrankungen, Krebs, 
Rheuma, psychische Erkrankungen und vor allem 
typische Berufskrankheiten, wie die zunehmende 
Lärmschwerhörigkeit, müssen im Zusammenhang 
gesehen werden mit den gesamten Lebensumstän- 
den, den Belastungen am Arbeitsplatz, den Beein- 
einträchtigungen der Wohn- und Umweltcjualität 
und selbstverständlich mit den sonstigen zivilisato- 
rischen Lebensgewohnheiten. 

Die Programme „Humanisierung des Arbeitslebens“ 
und „Förderung von Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit“ sind Beispiele dafür, wie 
Forschungs-, Gesundheits- und Sozialpolitik und 
technologische Innovationen zur Verbesserung der 
Lebensciualität der Bevölkerung Zusammenwirken 
können. 

Forschungsanstrengungen richten sich bei beiden 
Programmen auf das Erkennen von Ursachen und 
Wirkungszusammenhängen als Grundlage für or- 
ganisatorische oder technologische Veränderungen 
am Arbeitsplatz, beziehungsweise für vorbeugende 
oder bessere therapeutische Maßnahmen im Ge- 
sundheitsbereich. Verbesserungen werden dabei so- 
wohl organisatorische als auch technologische Kom- 
ponenten enthalten. 

Beispiele für Innovationen am Arbeitsplatz sind 
Techniken zur Lärmverringerung, z. B. Ersatz kon- 
ventioneller Schmiedetechnik durch Spindelpressen, 
sowie Techniken zur Vermeidung von bzw. zum 
Schutz vor gefährlichen Arbeitsstoffen. 

Soweit im Programm „Forschung und Technologie 
im Dienste der Gesundheit" technologische Entwick- 
lungen enthalten sind, sollen sie dazu beitragen, die 
Kosten im Gesundheitswesen zu mindern, die Be- 
handlungsqualität kostengünstig zu verbessern bzw. 
die Patientenbelastung zu verringern. In diesem 
Sinne erfolgversprechend erscheinen z. B. Ersatz- 
technologien für die Röntgentechnik, deren medizi- 
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nische Anwendung einen erheblichen Teil der Strah- 
lenbelastung der Bevölkerung verursacht, sowie 
technisdie Hilfsmittel für die Früherkennung von 
Krankheiten, für die Diagnostik, Therapie und Reha- 
bilitation von Zivilisationskrankheiten und für kör- 
perliche Behinderungen. Ferner können DV-Tedino- 
logien die Information ira Gesundheitswesen und 
Behandlungsablaufe verbessern. 

17. Bauteile neuer Informationstechnologien, von 
hochspezifischen Sensoren bis hin zu Mikroprozes- 
soren für die Umsetzung von Steuerungssignalen, 
werden zunehmend wichtiger für weite Bereiche des 
Maschinenbaus und für den gesamten Bereich der 
Fertigungstechnik. Nur wer sie beherrscht, kann auf 
längere Sicht Fertigungsanlagen, die auf dem neue- 
sten Stand sind, planen und exportieren. Der bis- 
herige Rückstand bei der Entwicklung der Informa- 
tionsbausteine ist ein Warnsignal. Fertigungstech- 
nik mit integrierter Informationstechnik muß daher 
ein Schwerpunkt künftiger Forschungs- und Ent- 
wicklungsanstrengungen sein. 

18. In allen hochentwickelten Industrieländern 
nimmt die Zahl der Beschäftigten im Büro- und 
Verwaltungssektor zu, während sie im Produktions- 
bereidi zurückgeht. Ursache dieses Wandels in der 
Beschäftigungsstruktur, der in seiner Tendenz 
schlagwortartig mit dem Begriff „Informationsgesell- 
sdiaft** diarakterisierl wird, ist die wachsende Be- 
deutung, die der Intormationsverorbeitung und 
Kommunikation in industriellen Volkswirtschaften 
zukommt. Waren 1961 erst rund 23 Vo der Beschäf- 
tigten auf Arbeitsplätzen tätig, die durdi überwie- 
gende Informationsaufgaben beschrieben sind, so 
sind 1976 bereits 33 Vo aller Arbeitsplätze einem so 
definierten Iniormationssektor zuzurechnen. 

Unsere volkswirtsdiaftliche Leistungsfähigkeit wdrd 
daher in Zukunft zu einem guten Teil auch davon 
abhängen, inwieweit es gelingt, die neuen Informa- 
tions- und Kommunikationstechniken zur Verbesse- 
rung der Arbeitseffektivität in der allgemeinen Ver- 
waltung ebenso wie bei Planung, Konstruktion und 
Forschung zu nutzen. Für die öffentlidien Dienst- 
leistungen können schließlich aus der Verbindung 
von Datentechnik und Informationstechnik neue 
Möglichkeiten erwachsen, um Verwaltung bürger- 
näher und kostengünstiger zu machen. 

Dabei darf man allerdings nicht die Augen vor der 
Tatsache verschließen, daß der verstärkte Technik- 
einsatz in den Büros zu erheblichen Veränderungen 
der Arbeitsplätze führen wird. Auch hier kommt da- 
her der Beobachtung und Berücksichtigung der so- 
zialen Wirkungen der neuen Informationstechno- 
logien ein besonderes Gewidit zu. 

19. Als ein führendes Industrieland müssen wir 
uns auch die Probleme der ärmeren Entwicklungs- 
länder zu eigen machen, und zwar nicht nur aus 
humanitären Erwägungen und mit dem Ziel der 
langfristigen Friedenssicherung, sondern vor allem 
wegen der wirtschaftlich-ökologi,schen Kon.sequen- 
zen von Armut und Überbevölkerung. Beispiele 
hierfür sind unter anderem die Rodung klimatisch 


unverzichtbarer subtropischer und tropischer Wäl- 
der und zugleich unterentwickelte und daher erosiv 
wirkende landwirtschaftliche Anbaumethoden und 
das Vordringen von Versteppung und Wüsten 

Wichtige Aufgaben für die Industrieländer sind ins- 
besondere die ökologisch orientierte landwirtsdiafl- 
liche Ersdiließung, effektive Schädlingsbekämpfung, 
die Anpassung traditioneller und industrieller Tech- 
nologien an die besonderen Bedürfnisse der Entwick- 
lungsländer sowie Hilfen bei der Errichtung einer 
funktionsfähigen Infrastruktur. 


2.3 Kleine und mittiefe Unternehmen Im Innovations- 
proze6 

20. Innovatorische Dynamik Ln der Wirtschaft ist 
nicht primär eine Frage der Unternehraensgroße, 
Kapitalkraft, Möglidikeiten der Risikoverteilung 
und umfangreiche Produktionskapazitäten bieten 
großen Unternehmen zwar die besseren Vorausset- 
zungen für längerfristig orientierte Forschung und 
Entwicklung, häufig sind jedoch mittlere und kleine 
Unternehmen in der schnellen Ausnutzung chancen- 
reicher Neuerungen großen Unternehmen überlegen. 
Gerade well kleine und mittlere Unternehmen zu- 
meist über geringere finanzielle Mittel verfügen, 
versuchen sie die FuE-Fristen kurz zu halten und 
sind bestrebt, ihre Produkte rasch zum Markierfolg 
zu führen. Zugute kommt ihnen hierbei die Fähig- 
keit, flexibel auf wechselnde Marktentwicklungen 
zu reagieren und die Produktion rasch den geänder- 
ten Markterfordernissen anzupassen. 

Kleine und mittlere Unternehmen tragen in ihrer 
Vielfalt und breiten regionalen Verteilung entschei- 
dend bei zu einem flexiblen Angebot von Gütern 
und Dienstleistungen. Sie beschäftigen — in einem 
ent.sprechend breiten beruflichen Spektrum — mehr 
als die Hälfte aller Arbeitnehmer in der Industrie 
der Bundesrepublik Deutschland. Der wachsende Be- 
darf an spezialisierten, individuellen Leistungen und 
Gütern bietet diesen Unternehmen heute gute Chan- 
cen, sich im Wettbewerb zu behaupten. Erfindungen, 
neue Produkte und Verfahrensinnovationen entste- 
hen daher nicht nur in großen, sondern in hohem 
Maße auch in kleinen und mittleren Unternehmen. 

21. Für eine erfolgreiche FuT-Politik, die heute zu- 
gleich die notwendigen Innovationsanslöße geben 
soll, ist es unerläßlich, kleine und mittlere Unter- 
nehmen in ihre Maßnahmen einzubeziehen. 

Das innovatorische Leistungsvermögen kleiner und 
mittlerer Unternehmen unterscheidet sich gegenüber 
demjenigen großer Unternehmen vor allem durch 
enger begrenzte technisch -wissenschaftliche For- 
schungsmöglichkeiten. Die meisten dieser Unterneh- 
men sehen ihre Chance darin, vorhandene techno- 
logische Neuentwicklungen aufzugreifen, sie speziel- 
len Anwendungen und Käuferschichten anzupassen 
und so Marktlücken aufzuschlieflen. 

Die eher kurzfristige Orientierung der Forschung 
und Entwicklung an wechselnden Markterfordernis- 
sen birgt für kleine und mittlere Unternehmen oft- 
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mals die Gefahr in sich, daß sie grundlegend neue 
technologische Lösungen nicht schnell genug anwen- 
den. Es fehlen vielfach die personellen und finanziel- 
len Voraussetzungen dafür, wichtige naturwissen- 
schaftlich-technische Informationen in unternehmens- 
bezogene Entwicklungen umzusetzen. Die Finanzie- 
rung von längerfristig orientierten FuE-Arbeiten 
oder die Beschaffung von Wagnlskapilal zur Markt- 
einführung neuer technischer Entwicklungen sind 
ebenfalls häufig kaum zu überwindende Hürden. 

22. Die Bundesregierung baut daher seit einigen 
Jahren ein Instrumentarium zur Förderung von 
Innovationen besonders bei kleinen und mittleren 
Unternehmen auf. das den Innovationsprozeß in sei- 
nen verschiedenen Stadien von der Ideenfindung bis 
zur Markteinführung durch abgestimrate selektive 
Maßnahmen und durch solche mit hoher Breitenwir- 
kung beschleunigen und stärken soll. In ihrem 
FuT-politischen Gesamtkonzept für kleine und mitt- 
lere Unternehmen, das am 12. April 1978 verabschie- 
det wurde, hat die Bundesregierung erstmals diese 
Instrumente zusammenhängend dargestellt. Neben 
der Erweiterung der auf die besonderen Bedürfnisse 
kleiner und mittlerer Unternehmen abgestellten 
Maßnahmen ist es auch gelungen, diese Unterneh- 
men besser in bestehende Schwerpunkprogramme 
einzubeziehen. 

Besonders im Rahmen der vom BMFT Anfang der 
70er Jahre aufgegriffenen Förderungsbereiche Optik, 
Meßtechnik, Fertigungstechnik, Anwendung elektro- 
nischer Bauelemente, aber auch Humanisierung des 
Arbeitslebens, sind die kJeinen und mittleren Unter- 
nehmen bei der Vergabe von Förderungsmitteln 
sehr viel stärker beteiligt worden. 

Zusammen mit den vom Bundesminister für Wirt- 
schaft bereitgestellten Mitteln für das Erstinnova- 
tionsprogramm, die technische Entwicklung in der 
Berliner Industrie, die industrielle Gemeinschaftsfor- 
schung und für Zuschüsse zu den Aufwendungen für 
Forschung- und Entwicklungspersonal (ab 1979) 
sowie den Mitteln für die Förderung der externen 
Vertragsforschung, für Pilotprojekte zur Technolo- 
gie-Vermittlung und für die Risikobeteiligung an der 
Deutschen Wagnisfinanzierungsgesellschaft wurde 
insgesamt eine Erhöhung der Förderungsmittel für 
diese Unternehmen von 95,8 Millionen DM im Jahre 
1972 auf voraussichtlich etwa 600 Millionen DM in 
1979 erreicht. 

23. Der häufig als noch immer zu niedrig kritisierte 
Anteil kleiner und milllerer Unternehmen an den 
im Rahmen der Schwerpunktprogramme verausgab- 
ten Mitteln ist auf bekannte Ursachen zuruckzufüh- 
ren*. 

Die Schwerpunktprogramme der Technologieförde- 
rung durch die Bundesregierung konzentrieren sich 
einerseits auf eine relativ kleine Auswahl technisch- 
naturv^'issenschaftlich besonders aufwendiger und im 
Hinblick auf den wirtschaftlichen Erfolg risikoreicher 
Technologie, deren Bedeutung zur Überwindung ab- 
sehbarer Problemlagen der wirtschaftlichen Entwick- 
lung allerdings hoch eingeschätzl werden muß. Bei- 
spiele hierfür sind die Programme auf den Gebieten 


Sicherung der Energie- und Rohstoffversorgung, 
Elektronik und Informationstechnik sowie Trans- 
port- und Verkehrstechnologien einschließlich der 
Entwicklung ziviler Luftfahrzeuge. Die Förderung 
konzentriert sich andererseits auf ausgewählle For- 
schungsgebiete und Anwendungen von erheblidiem 
sozialen und öffentlichen Interesse. Beispiele sind 
die Schwerpunkte: Forschung im Dienste der Ge- 
sundheit, Humanisierung des .Arbeitslebens und Ge- 
staltung der Umwelt. 

Mit Aussicht auf Erfolg und mit vertretbaren Risiken 
können eine Reihe von tedmologischen Enlwick- 
lungslinien hierbei nur von Großunternehmen mit 
entsprechend breitem Risikoausgleich und ausge- 
bauten FuE-Kapaziläten in Angriff genommen wer- 
den. Im Bereich der Kerntechnik, der Transporttech- 
nik, insbesondere bei der Entwicklung ziviler Luft- 
fahrzeuge sowie in der Weltraumtedinik ist sogar 
der Zusammenschluß mehrerer Großunternehmen zu 
Arbeitsgemeinschaften die Regel, um Großvorhaben 
mit noch vertretbaren Risiken durchführen zu kön- 
nen. 

Bei einer Bewertung der Mittelverteilung nach Un- 
temehmensgrößen ist auch zu berücksichtigen, daß 
bei der Errichtung von Versuchs-, Prototyp- und De- 
monstrationsvorhaben, die einen erheblichen Anteil 
der Förderungsmittel des BMFT in Anspruch neh- 
men, kleine und mittlere Unternehmen in einem 
erheblichen Umfang als Unterauftragnehmer betei- 
ligt sind. 


2.4 Sektorale und regionale Strukturwirkungen der 
Forschunga- und Technologiepolitik 

24. Die zeitweilige, schwerpunktmäßige Fördenmg 
von Technologien bringt neben den angestrebten 
technologischen Entwicklungen und den damit ver- 
bundenen Strukturwirkungen auch die Gefahr von 
unbeabsichtigten sekloralen und regionalen Wirkun- 
gen und damit von Zielkonflikten mit sich. Diese 
müssen beachtet und möglichst gering gehalten wer- 
den. 

25. Mit der Förderung ausgewählter Technologien 
ist eine sektoral ungleiche Verteilung von staat- 
lichen Förderungsmitteln verbunden. Hieraus darf 
jedoch nicht voreilig der Schluß gezogen werden, 
daß die staatliche Forschungs- und TeÄnologieför- 
derung zu einer Fehlallokation von FuE-Kapazi- 
lälen führe. Eine dem Grundsatz der Subsidiarität 
staatlicher Maßnahmen folgende und — in einem 
breiten Konsens — an absehbaren wirtschaftlichen 
Problemlagen sowie sozialem und öffentlichem Be- 
darf orientierte Förderung setzt bewußt Akzente 
gegenüber einer ausschließlich unternehmerischen 
Zielsetzung folgenden industriellen Forschung und 
Entwicklung (siehe hierzu insbesondere Abschnitt 
4.1). Im übrigen zeigen die Eigenaufwendungen 
der Wirtschaft ebenfalls ausgeprägte seklorale 
Unterschiede. Dies hat seinen Grund u. a. darin, 
daß die .Aufgabenverteilung" der Sektoren unter- 
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einander im Hinblick auf Erzeugung und Anwen- 
dung von Technologien untersdiiedlidi ist. Einige 
Sektoren treten als .Technologieproduzenten" be- 
sonders hervor, andere in diesem Sinne naebge- 
lagerte Industrien wenden vor allem Tedantiloglen 
an, die auf dem Weg über Maschinen, Anlagen, Mö- 
teridl und Bauteile mit eingekauft werden. 

In den letzteren Bereldien maß zwar Anwendungs- 
probleinen bei technologischen Umbrüchen wie z. B. 
der Mikroelektronik Aufmerksamkeit geschenkt 
w'erden, doch besteht staallicherseits kein AnlaJJ, die 
Arbeitsteilung bei Forschung und Entwicklung der 
Sektoren unlerelnander andern zu wollen. Es wäre 
aus diesen Gründen audi falsch, grundsätzlich von 
einer ledinologieorientierten auf eine schwerpunkt- 
mäßig brandienorienüerte Förderung überzugehen. 
Ausnahmen von diesem Prinzip sind allenfalls dann 
zu madien, wenn eine Branche von einer bestimm- 
ten Tedinologie geprägt wird und deren Anwendung 
auf diese Branche weitgehend begrenzt ist. Dies gilt 
z. B. für die LuJtfahrUndustrie. 


26. Die projeklbezogene Forsdiungs- und Techno- 
logieförderung orienlLert sicli an der Qualität und 
Förderungswürdigkeil der einzelnen Vorhaben, d, h, 
ihrer Aktualität in technisch-wissenschalüicher, 
wirtschüfllicher und sozialer Hinsicht, Die auf dem 
betreffenden Gebiet vorhandene Kompetenz der 
antragsleLlenden Unternehmen und Einrichtungen 
muß den Ausschlag geben. Sie kann sidi daher 
nicht an dem Ziel einer gleidien regionalen Mittel- 
verteilung ausrichlen. Vielmehr hat sie die Tendenz 
einer zu starken Bevorzugung von BallungsgebieteD 
oder solcher Regionen, in denen wegen Rohstoff- 
vorkommen oder aus wirlschaflshislorischen Grün- 
den forschungs- und tedinologieintensive Tnvesli- 
tionsgülerindustrien besonders beheimatet sind. Bei 
einer Förderung der industriellen Forschung und 
Entwicklung im Rahmen der gewachsenen Struktur 
und regionalen Verteilung sind daher Zielkonflikte 
mit Vorstellungen der Raumordnung nidiL immer 
auszuschließen, sie sollten jedoch so gering wie 
möglich gehalten werden. 

Die Forschungs- und Technologieförderung kann im 
Zuge einer breiteren Diversifizierung andererseits 
wichtige Beiträge zur regionalen Entwicklung lei- 
sten. Sie tut dies insbesondere durch die verstärkte 
Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen, die 
in ländlichen Räumen und peripheren Gebieten vor- 
herrschen, aber auch im Rahmen der Förderung von 
Stahl“ und Kohleforschung, wobei sich sektorale und 
regionale Ziele treffen und gleichzeitig Ansatzpunk- 
te zur Technoiogieförderung gegeben sind, sowie 
durch den Ausbau regional orientierter Tedinologie- 
vermittlungs- und -beratungsstellen. 

Bei der allgemeinen Forsdiungsfördening und bei 
Infrastrukturmaflnahmen wird mit Vorrang eine re- 
gionale Ausgew'ogenheil der Forschungs- und Ent- 
wicklungskapazi laten angestrebt. Dies gilt besonders 
bei Slandortentsdieidungen für Forschungseinrich- 
langen und Fadiinformalionszentren, 


2.5 Technologlebewertung und Tedinologleakzep- 
tanz 

27. Es ist UBbestrittene Aufgabe des Staates, Ge- 
fahren für das Gemeinwohl abzuwenden, Einführung 
und Gebrauch neuer Technologien, insbesondere 
wenn tiefgreifende wirtsdiaftUche und soziale Aus-^ 
Wirkungen davon zu erwarten sind, bedürfen daher 
der Bewertung im Hinblick auf ihre Vor- und Nadi- 
teile, wobei audi Alternativen sowie die Notwen- 
digkeit der Normierung oder Besdiränkung des Ge- 
brauchs zu prüfen sind. Eine große Schwierigkeit 
hegt hierbei darin, daß nachteilige Auswirkungen 
von Technologien häufig erst mit erheblicher Zeit- 
verzögerung gegenüber ihxen gewünschten Vortei- 
len auftreteru 

Je stärker die Ambivalenz der Technologie ins Be- 
wußtsein rüdete, insbesoudeTe niögüdie Schadwir- 
kungen auf die natürhehe Umwelt, Mißbrauchsmög- 
lidikeiten, versteckte LangzeiLgef ähren sowie mÖg- 
Licher Verlust vcm Arbeitsplätzen, umso größer wur- 
den — nach Jahrzehnten überwiegend unkritischer 
Einstellung — die Widerstände gegen Tedinologien 
mit einem erkennbaren oder vermuteten Gefähr- 
dungspotential. In der Bundesrepublik Deutschland 
stehen sich zur Zeit in der Beurteilung und Bewer- 
tung der technischen Entwicklung zwei fast gleidi 
große Gruppen gegenüber. Die einen verbinden mit 
der weiteren technischen Entwicklung oder audi mit 
dem erreichten Entwicklungsstand Angst und Sorget 
die anderen sehen die Technik als eine notwendige 
Voraussetzung für Erhaltung und Ausbau des er- 
reichten Wohlstandes an. 

Nachdem technologi.sche NoTmierungsarbeil and 
technische Überwachung sich lange Zeit ini wesent- 
lichen auf tedinisdie Standardisierung, unmillelbare 
Verbesserung technischer Punktionen sowie auf die 
Betriebssicherheit z. B. von Maschinen und Anlagen 
konzentriert hatten, reagieren Wissenschaft, Politik 
und Bürger nunmehr auf die eingetretenen Verände- 
rungen mit der Forderung nach umfassender Tedino- 
logiefolgenabsctoätzung und Technologiebewertung, 
Die Abschätzung von in der Zukunft liegenden Fol- 
ejewirkungen ist erfahrungsgemäß auch mit wissen- 
sdtaftlichen Methoden nur sehr unvollkommen mög- 
lidi. Wissenschartlidie Untersuchungen allein rei- 
chen daher für die EntscJieidung über den Techno- 
logieeinsatz und für deren Akzeptanz nicht aus. 

2Ö, Ein widiLiges Beispiel hierfür sind die Akzep- 
lanzpiobleme bei der Kernenergie. Hier hat eine 
Reihe von sich w-cchselseitig verstärkenden Einstel- 
lungen und Reaktionen in den letzten Jahren zu er- 
heblichen politisdien Konflikten gefühTl. Die bis- 
herigen Erfahrungen und neuere Untersuchungen 
bestätigen schon länger vermutete komplexe Wir- 
kungszusammenhänge : 

1. Gegnersdiaft gegenüber der Nutzung der Kern- 
energie wird vor allem genährt von einem Un- 
behagen an einem Wj/^schö/fswachsfam mit er- 
kennbaren nachteiligen Folgen, insbesondere 
den damit verburrdenen UmwelLproblemen, an 
der immer größeren Abhängigkeit von zenfraJen 
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Versorgangssyst&Dwn und der Befürchtung, von 
„anonymen Instanzen'' veqilanl zu werden so- 
wie dem Wunsch nadi größerer üöersc/iauöur- 
Jtejt von und Be!e/7fgung an politischen Entsdiei- 
düngen, 

2. Umweltbeeinträditigiingeii, nachteilige Entwidc- 
lungen der Wohnverhältnisse insbesondere in 
den Bailungszentren, umstriUene Entsdieidungen 
in der kommunalen Tndustrieansiedlungs*. Sied- 
l\ings- und Verkehrswegeplanung hahen in wei- 
len Teilen der Bevölkerung den Eindruck entste- 
hen lassen, daß solche Entscheidungen in den 
Jahrzehnten rasdien wirtsdiaftlichen Wadistums 
an ihren Bedürfnissen vorbeigingen. Dies führte 
zu einem erhöhten Verlangen nach Partizipation. 

3. Standortplanungen für Keinkraftwerke führten 
schUeßliÄ aufgrund tiefgreifender, wenn auch 
redit unbestimmter Risikoempfindungen zu einer 
breiten Betroffenheit und einer entsprechenden 
Mobilisierung von Bürgern, Dies war Vorausset- 
zung für öffentlich wirksames Aufbegehren und 
Gellendmadiung des Partizipationsbedürfnisses 
an politlsdie Entsdieidungen. 

4. Die Wissenschaft konnte mit abstrakten Risiko- 
abschätzungen kaum Befürditungen zerstreuen, 
weil sie an deren Natur vorbetgingen. Widitig 
für die tatsächlich empfundenen Risiken ist nicht 
die abstrakte RisikowahrscheinhehkeU, sondern 
der nukJear spezifische Charakter des vermuteten 
Risikos, vor allem 

a) die Unfrei Willigkeit des Risikos für den ein- 
zelnen, 

b) die fehlende persönliche Nachvollziehbar keif 
und Beeinflußbarkeit des Risikos durdi indi- 
viduelle Vorsichtsmaßnahmen, 

c) ein befürchteter und nicht mit letzter Gewiß- 
heit auszusdiließender, extremer Umfang und 
entsprechend unabsehbare Folgen des Scha- 
denereignisses, 

d) mögliche poliüsdie Folgen, die sich aus not- 
wendigen SicherheLlsvorkehrungen und Uber- 
wadiungen ergeben ( „Polizeistaatdiskus- 
sion"), 

e) die Furcht vor militärischen Anwendungen 
(Proliferationsproblematik) . 

Solche Risikoempfindungen und Ängste wmrden 
durch einen allgemein zu geringen sachlichen In- 
formationsstand noch verstärkt. 

5. Die wirtschaitlichea Argumente für den Ausbau 
der Kernenergie, insbesondere die erwartete Ver- 
billigung der Energiegestehungskosten oder eine 
mittelfristig drohende Strom Verknappung sind 
für Kernenergiegegner wenig überzeugend; die 
offenbar bei ihnen bestehende grundsätzliche 
Bereitschaft, daraus sich ergebende Engpässe als 
positiv für eine stärkere ökologische Orientie- 
rung des Energieverbrauchs hinzunehnien, wur- 
den bisher allerdings noch nicht mit wesenUichen 
und andauernden VerteueningeTi oder Ver- 
brauchseinschränkungen konfrontiert. 


29. Die eingetretene Meinungspolarisierung hat 
mehrheitsfähige und breit akzeptierte politische Ent- 
scheidungen inzwischen erheblich erschwert. Vor 
allem bei Kernenergiegegnern gilt der Staat als un- 
kritischer Befürworter eines quantitativen Wirt- 
schaftswachstums mit unzureichender ökologischer 
Orientierung. Staatlidien Instanzen wird hinsicht- 
lich ihrer sachlichen Neutralität aufgrund der lang- 
jährigen technologischen Förderung der Kernenergie 
grundsätzliches Mißtrauen entgegengebracht. 

Die Bundesregierung hat sich in den letzten Jahren 
verstärkt bemüht, mit dem „Burgerdialog Kernener- 
gie" einen oftenen und fairen Meinungsaustausch 
über alle Fragen künftiger Energieversorgung zu or- 
ganisieren. 

Aus den Erfahrungen, die mit dem m den letzten 
Jahren geführten ,, Bürgerdialog Kernenergie" ge- 
macht wurden, ergeben sich daher wriditige Folge- 
rungen; Damit in Zukunft in der Auseinandersetzung 
um die Einführung und Nutzung neuer Technologien 
einer für die sachliche Auseinandersetzung unzuträg- 
lichen Meinungspolarisierung und einem entspre- 
chenden Verlust an Differenzierung in den Argumen- 
ten und Lösungsvorsdilägen wirksam vorgebeugt 
wird, ist es insbesondere erforderlidi, die sachliche 
Diskussion um Vor- und Nachteile einer neuen Tech- 
nologie zu führen, ehe ihr großtechnisciter bzw. kom- 
merzieller Einsatz vor der Tür steht und entspre- 
chende „Sachzwänge“ Fakten sdiaffen, die der politi- 
schen Entscheidung voraneilen. Darüber hinaus muß 
die Aufmerksamkeit staatlicher Instanzen Lm Hin- 
blick auf Tedmologiefolgen und ihre Beurteilungs- 
kompetenz erhöht sowie die Entwidtiung tedinolo- 
gischer Alternativen frühzeitig in .Angriff genommen 
werden, auch wenn ihre Nutzung zunächst weniger 
aussiditsreich ersdieint. 

30, Weitere Diskussionen von ähnlicher Bedeutung 
kommen auf uns zu oder sind bereits im Gonge, zum 
Beispiel über 

1. die Auswirkungen der breiten EinfüJiniog der 
Mikroelektronik, mit der dadurch ermöglLchlen 
weiteren Automatisierung und entsprechenden 
Umstellungen in der Fertigungstechnik, 

2. Chancen und Risiken der Gen-Forschung und der 
Gen-Technologie, d, h. der ManipuUerbarkeit von 
Erbsubstanz, 

3. die vielfach noch unzureichend geklärten Lang- 
zeil-Folgen eines weiteren Anstiegs des Ver- 
brauchs von Pharmaka mH teilweise neuen WSrk- 
s tof fk omb inaüo nen, 

4. den Datenschutz angesichts des Aufliaus umfas- 
sender und miteinander verzahnter Datenbanken. 

Gemeinsam ist diesen Entwicklungen, daß sie von 
erheblichen Teilen der Gesellschaft als gefährliche 
Bedrohungen oder uneTlräglldie Belastungen emp- 
funden werden. Als einzelne Bürger sehen sich ihnen 
viele hilflos ansgeliefert. 

Es bedarf daher der ernsthaften Embeziehung der 
betroffenen Bürger und gesellsdiaftlichen Gruppen 
in die Entscheidungsprozesse von der Information 
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im Planungs&tadiuin, über EinJühnings- und Nut- 
zungsenLsdieidungen bis zur Beobachtung der Aus- 
wirkungen. 

Hier ist in Zukunft eine schrittweise Verbesserung 
der konunumkativen und parlizipativen Beziehun- 
gen zwisdien Wissenschaftlern, Politikern und den 
Bürgern mit ihren Interessenvertretungen notwen- 
dig. 

Ein Beispiel ist die im Marz 1979 eingesetzte En* 
quete-Kommission „Zukünftige Kernenergiepolltik" 
des Deutschen Bundcsiagesj die die Aufgabe hat, die 
zukünftigen Entsdieidungsmöglidikeiten und Ent- 
sdieidungsnotwendigkeiten im Zusaminenhang mit 
der zukünftigen Entwicklung auf dem Gebiet der 
Nutzung der Kernenergie unter Ökologischen, Öko* 
nomischen, gesellschafllidien und Sidierheitsge- 
sichtspunkten national wie international darzustel- 
len und Empfehlungen zu erarbeiten. 


31- Die Bundesregierung ist daher bemüht, die Aus- 
wirkungen von neuen Tedinologie- Anwendungen 
möglichst frühzeitig zu klären und auf breiter Basis 
zur Diskussion zu stellen. 

Zur besseren Beurteilung der Auswirkungen von 
Mikroelektronik und Nadiridilentedinik sind folgen- 
de Maßnahmen geplant bzw. eingeleitet: 

1. Untersudiung insbesondere der Beschäftigungs- 
auswLrkungen und der Qualifikationsverände- 
rungen am Arbeitsplatz? Diskussion der Ergeb- 
nisse mit breiter Beteiligung der öffenUiciikeit; 

2. Eörderung der Durchführung und wissensdiaftli- 
dien Begleitung von Experimenten zur Erpro- 
bung neuer Nachrichten über tragungssys Lerne ins- 
besondere des Kabelfernsehensi 

3. Untersudiung der Bedingungen für eine erfolg- 
reiche Nutzung neuer Inlormationsted^niken auch 
im Bereitii kleinerer Unternehmen, Förderung 
der innovationsberatung und des Tedmologie- 
Transfers, 

ln dem Bemühen, bestimmte Gefahren der Gen- 
Tediaik möglichst frühzeitig auszuschließen, konn- 
ten nach intensiver Diskussion mit der Wissenschaft 
Richtlinien erarbeitet werden, die selbst heule noch 
unbekannten Risiken durch entsprechende Vorsichts- 
maßnahmen in den Forschungsfaboratorien — so- 
weit möglidi — Redinuiig tragen. Diese sollen durch 
eine gesetzliche Regelung allgemeinverbindlidi ge- 
macht werden. 

Aus der Durchführung des Programms Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit erhofft 
sich die Bundesregierung auch Aufschlüsse über 
Pharma-Wirkungen als Voraussetzung für eine sach- 
lidie Diskussion der hiermit verbundenen Probleme 
mit den Pharma-HerstelleTii, mit der ÄrztesdiafL und 
den Gesundlieitsbehörden. 

ln Zukunft wird es verstärkt darauf ankooimen, die 
Belange des Dalenschulzes und der Datensicherung 
schon bei der Entwicklung neuer Informationslech- 
nologien und ihrer Anwendung zu berüdcsiditigen. 


indem im Rahmen von Forsdiung und Entwicklung 
auch die praktische Anwendung des Datenschutzes 
bei neuen DV-Tedinologien untersucht wird. 

Vorrangige Regelungsbereiche sind die praktische 
Handhabung des Datenschutzes und seine weitere 
Verbesserung im Bereich der SidierheiU* und Sozial- 
verwaltung, der wissensdiaftlichen Forschung und 
des Meldew'esens. 

Das Ingangsetzen eines breiteren Willensbildungs- 
und Entscheid üngsprözesses über Fragen der Tech* 
nologieanwendung durch Anspredien der Bürger und 
Einbeziehung gesell sdiaftlich wichtiger Gruppen 
sieht die Bundesregierung als eine Voraussetzung 
für bessere Entscheidungsfindung und nicht etwa als 
ein Mittel zur Durchführung vorgefaßter Tedinolo- 
giekonzepte an. 


3 Arbeitsteilung und Zusammenarbeit in der 
Forschungs- und Technoiogieförderung 

3.1 Grundsätze und System staatlicher Förderung 

32. Das System der staatlichen Förderung in der 
Bundesrepublik Deutschland trägt durch seine plura- 
listische Struktur mit weitgehender Selbstverwaltung 
der Wissenschaft und autonomer Programmplanung 
bzw. SchwerpunkUetzung durch die Förder- und 
Trägerorganisationen dem Gnundsatz der freien wis- 
senschaftlichen Entfaltung Rechnung (vgh Schaubüd 
3}. 

Es besteht folgende Arbeitsteilung; 

L Die Hodischulen betreiben Forschung in allen 
Einzeldisziplinen. Der eigentliche Hochsdiul- und 
Lehrbetrieb wird von den Ländern finanziert. Die 
Hochschulen erhalten außerdem sogenannte For- 
sduingsdritUiiittel: von der Deutschen For- 
schung sgemein Schaft, vom Bundesminister Für 
Forschung und Technologie und anderen Bundes- 
und Landesministem, von den Stiftungen und aus 
der Wirtschaft. Die Vergabe der Drittmittel setzt 
Akzente und regt wünschenswerte Kooperationen 
und Sdiwerpunktblldungen an. Forschungspla- 
nung an den Hochschulen erfolgt überwiegend 
dezentral innerhalb von Fachbereichen oder ein- 
zelnen Instituten, 

2. Trägerorganisationen, wie die Max-Planck-Ge- 
sellsdiaft (MPG) Für die Grundlagenforschung, die 
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) für die angewand- 
te Vertragsforschung und das Wissenschaftszen- 
trum Berlin D'VZB) für die anwendungsorientierte 
Sozial forsdiung, konzentrieren ihre Forschung 
auf ausgewählte Sdiwerpunktbereidie. Auch hier 
überläßt es der Staat weitgehend dem Sachver- 
stand und der internen Meinungsbildung der 
Wissenschaft, die Mitte! auf Fachgebiete, Insti- 
tute und Einzel Vorhaben aufzuleilen. Aufgrund 
des besonderen FinanzierungsmodeUs der FhG 
besteht dort ein zusätzlicher Anreiz, Vertrags* 
forsdiungsmittel aus der Wirtschaft einzuwerben 
und das Forschungsange bot entsprediend auszu- 
richten. 
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3. Die überwiegend vom Bund finanzierten Groß- 
forsdiungseinriditungen verbinden Grundlagen- 
forschung in Schwerpunktbereichen mit ange- 
wandter Forschung. Einige Großforschungsein- 
richtungen betreiben ausschließlich Grundlagen- 
forschung mit Hilfe von Großgeräten, die eine be- 
sondere Infrastruktur erfordern (z. B. DESY und 
GSI). Andere Einrichtungen leisten mit ihren 
Forschungskapazitäten und Versuchsanlagen ne- 
ben der dort betriebenen Grundlagenforschung 
auch wichtige Beiträge für langfristig angelegte 
technische Entwicklungen. Hierzu gehört auch die 
Wahrnehmung von Aufgaben im öffentlichen In- 
teresse (z. B. Sicherheitsforschung). Die Aufga- 
benplanung wird in Forschungs- und Entwick- 
lungsprogrammen und Programmbudgets nieder- 
gelegt. Die Großforschungseinrichtungen arbeiten 
in einer Arbeitsgemeinschaft (AGF) zusammen. 

4. Die Bundes- und Landesforschungseinrichtungen 
sind einzelnen Ministerien zugeordnet und erar- 
beiten Entscheidungshilfen im Zusammenhang 
mit der Ressortaufgabe. Sie widmen sich aber 
auch der Grundlagenforschung und der ange- 
wandten Forschung. Einige von ihnen sind z. B. 
im Bereich des Meß- und Eichwesens mit hoheit- 
lichen Aufgaben betraut. 

33. Im Rahmen bestimmter Förderungsprogramme 
für FuE und zur Erfüllung von Ressortaufgaben ent- 
scheiden staatliche Stellen über die Mittelverteilung 
für bestimmte Aufgaben und über die Dotierung von 
Einzelvorhaben, vor allem in Form von Zuschüssen 
und Aufträgen an Unternehmen der Wirtschaft so- 
wie an Forschungseinrichtungen innerhalb und 
außerhalb der Hochschulen. Bei der Aufstellung und 
Fortschreibung der verschiedenen — überwiegend 
auf praktisch-technische Problemlösungen abzielen- 
den — Förderungsprogramme werden die verant- 
wortlichen staatlichen Stellen durch Wissenschaftler 
und Fachleute aus der Wirtschaft beraten. Außer- 
dem werden für die Programmerstellung und Priori- 
tätensetzung wissenschaftliche Analysen herangezo- 
gen und die einzelnen Programme sowie die hierfür 
bereitzustellenden Mittel im Rahmen der jährlichen 
Haushaltsaufstellungsverfahren und der mehrjähri- 
gen Finanzplanung erörtert. 


3.2 Hochschulen und wissenschaftlicher Nachwuchs 

34. Das Hochschulrahmengesetz vom 26. Januar 
1976 bestätigt Forschung und Ausbildung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses als Aufgaben der Hoch- 
schulen. Die Hochschulforschung strebt wissenschaft- 
liche Erkenntnisse auf allen Gebieten an; ihre Ver- 
bindung mit Lehre und Ausbildung eröffnet neuen 
Erkenntnissen und Fähigkeiten den Zugang zur Be- 
rufswelt. Ohne eine qualifizierte Ausbildung in mo- 
dernen Methoden und Zusammenhängen fehlte län- 
gerfristig in Wirtschaft und Verwaltung der erfor- 
derliche qualifizierte Nachwuchs. Die Hochschulfor- 
schung wird — wie jede Forschung — vor allem von 
der Initiative und Qualifikation der Forschenden be- 
stimmt. Individuelles Forschungsinteresse und For- 
schungsleistungen müssen dabei mit dem Personal- 


status nicht übereinstimmen. Kommissionen zur 
Forschungsplanung können diese Initiativen und Lei- 
stungen — wie ein Modellversuch der Bund-Län- 
schungsförderung an der Freien Universität Berlin 
der-Kommission für Bildungsplanung und For- 
gezeigt hat — fördern, aber nicht ersetzen. Solche 
Kommissionen können allerdings, vor allem wenn 
auswärtige Sachverständige sie unterstützen, Auf- 
gaben hochschulinterner Forschungsplanung wahr- 
nehmen, Schwerpunkte setzen, als Instrument der 
Selbstverwaltung zwischen den Fachbereichen aus- 
gleichen und den Kontakt zur staatlichen Verwal- 
tung und zu überregionalen Forschungseinrichtun- 
gen erleichtern. Zur Abstimmung der Aufgaben in- 
nerhalb der Hochschulen verpflichtet das Hoch- 
schulrahmengesetz die Drittmittelempfänger, diese 
Mittel der Hochschule anzuzeigen. Die Hochschule 
kann eine gleichzeitige Inanspruchnahme ihres Per- 
sonals, ihrer Sachmittel und Einrichtungen durch 
Auflagen beschränken oder untersagen, wenn z.B. 
ihre anderen Aufgaben beeinträchtigt oder Folge- 
lasten nicht angemessen berücksichtigt werden. 

Für die Verwaltung der Drittmittel sehen die Län- 
derhochschulgesetze und Verwaltungsvorschriften 
zum Teil recht unterschiedliche Regelungen vor, die 
unter anderem für das Anstellungsverhältnis der 
Mitarbeiter erhebliche Konsequenzen haben können. 
Hierbei sollte ein Ausgleich zwischen den berechtig- 
ten Interessen der Forscher nach einer möglichst 
unbürokratischen Abwicklung der Drittmittelvorha- 
ben und dem öffentlichen Interesse nach Transpa- 
renz und ordnungmäßiger Verwaltung angestrebt 
werden. In den meisten Länderhochschulgesetzen 
sind bzw. werden Vorschriften über die Sonder- 
forschungsbereiche aufgenommen, die sie einem zen- 
tralen Hochschulgremium zuordnen. Die Schwer- 
punkte der Forschung einschließlich der Sonderfor- 
schungsbereiche sind Bestandteil des Hochschulent- 
wicklungsplanes; sie gehen in die entsprechenden 
Hochschulgesamtpläne der Länder ein. Die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft und der Wissenschaftsrat 
haben eine neue Verfahrensordnung beschlossen, die 
das Anerkennungs- und Bewilligungsverfahren für 
Sonderforschungsbereiche für die Hochschulen we- 
sentlich vereinfacht. Für die künftige Entwicklung 
ist es von entscheidender Bedeutung, daß die Son- 
derforschungsbereiche, die sich seit einem Jahrzehnt 
als Instrumente der Schwerpunktbildung und Koope- 
ration bewähren, finanziell ausreichend dotiert und 
nicht durch Verwaltungsvorschriften gehemmt 
werden. 


35. Hochschulen und außeruniversitäre Forschungs- 
einrichtungen müssen ihr Personal ständig durch 
Nachwuchskräfte ergänzen, um neue und auch un- 
konventionelle Ideen in die Arbeiten einzubringen. 
Die Personalsituation und die Auswirkungen der 
Lage am Arbeitsmarkt begrenzen die Möglichkeiten 
zur personellen Erneuerung. Die Zahl der Stellen für 
das wissenschaftlich-technische Personal der Hoch- 
schulen hat sich von 1960 bis 1974 vervierfacht, das 
der außeruniversitären Forschungseinrichtungen na- 
hezu verdoppelt. Die Stellen wurden weitgehend mit 
jungen Mitarbeitern besetzt, wodurch die Alters- 
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Struktur sich erheblich verschoben hat * *). Während 
bei einem ausgeglichenen Altersaufbau mit einer 
jährlichen Ersatzbedarfsrate von 4 bis 5®/o zu rechnen 
ist, liegt diese Quote jetzt und für die 80er Jahre in 
den Hochschulen bei 1 bis 2 ^/o. Ein Ausgleich durch 
Neueinrichtung von Stellen ist nur noch in sehr 
beschränktem Umfang vorgesehen. Diese Situation 
und ungünstigere Berufsaussichten auch außerhalb 
von Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind 
Ursache für eine wachsende Immobilität des wissen- 
schaftlichen Personals. Das Durchschnittsalter der 
Mitarbeiter mit Hochschulausbildung wächst daher 
in den Hochschulen wie den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen kontinuierlich. In den Groß- 
forschungseinrichtungen stieg das Durchschnittsalter 
der Wissenschaftler (BAT I-Ila) von etwa 37 Jahren 
im Jahre 1975 auf etwa 40 im Jahre 1977. Zwischen 
1990 bis 1995 dürfte es etwa 45 Jahre erreichen*). 
Dem qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchs 
wird so der Zugang zu Hochschulen und außeruni- 
versitären Forschungseinrichtungen weitgehend ver- 
sperrt. 

Diese Entwicklungen stellen die Hochschul- und For- 
schungspolitik von Bund und Ländern vor schwieri- 
ge Probleme. Neue Programme und Projekte mit den 
vorhandenen Mitteln und dem vorhandenen Perso- 
nal zu bewältigen, ist nicht unbegrenzt möglich, weil 
sich viele Wissenschaftler über Jahre hinweg spe- 
zialisiert haben. Für die Wissenschaftler in den For- 
schungszentren wie in den Hochschulen sollten daher 
vermehrt Anreize geschaffen werden, sich auf neue 
Aufgaben umzustellen. Hierzu sind entsprechende 
Fortbildungs- und Umschulungsmöglichkeiten eben- 
so unerläßlich wie eine auf diese Aufgabe einge- 
stellte Personalführung. Zu den Fragen, wie die Lei- 
stungs- und Anpassungsfähigkeit der Großfor- 
schungseinrichtungen auch in der Zukunft erhalten 
und verbessert werden kann, hat ein Sachverständi- 
genkreis „Personal in Großforschungseinrichtungen“ 
im Herbst 1977 Empfehlimgen vorgelegt, die mit den 
Einrichtungen diskutiert und bestehende Maßnah- 
men verstärken werden. Auch der personelle Aus- 
tausch zwischen Hochschulen, Forschungseinrich- 
tungen und Wirtschaft sollte erweitert werden. 

36. Die Regierungschefs des Bundes und der Län- 
der haben am 4. November 1977 das Heisenberg-Pro- 
gramm beschlossen. Diese Maßnahme soll verhin- 
dern, daß ein Teil des hochqualifizierten wissen- 
schaftlichen Nachwuchses wegen der Stellensituation 
auf weitere Forschung in den Hochschulen und 
außeruniversitären Einrichtungen verzichten muß. 
Danach vergibt die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft jährlich bis zu 150 Mehr-Jahresstipendien an 
Nachwuchswissenschaftler aus allen Fachgebieten, 
die durch die Habilitation oder vergleichbare wis- 
senschaftliche Leistungen ausgewiesen sind. Die 
Wissenschaftler können eigene Forschungsprojekte 
durchführen und in gewissem Umfang Lehraufgaben 


*) vgl. Empfehlungen des Wissenschaflsrals zum 5. Rah- 
menplan für den Hochschulbau 1976 bis 1979 vom 
16. Mad 1975, S. 115 

*) vgl. Personalfluktuation in Großforschungseinrichtun- 
Studie der GMD, St. Augustin 1975 


übernehmen. Vom Beginn des Programms bis zum 
31. Dezember 1978 haben 87 Wissenschaftler ein 
Heisenberg-Stipendium erhalten. Sie wurden aus 
über 350 Bewerbungen ausgewählt. 

Wissenschaftliche Nachwuchskräfte, die für weitere 
wissenschaftliche Qualifikationen geeignet sind, wer- 
den unter anderem nach dem Graduiertenförde- 
rungsgesetz gefördert, dessen Finanzierungsrege- 
lung 1981 ausläuft. Wenn die Personalstruktur des 
Hochschulrahmengesetzes und deren Umsetzung in 
den Landeshochschulgesetzen verwirklicht sein wird, 
muß die Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses neu geregelt werden. Dabei ist davon aus- 
zugehen, daß die Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses sich nicht nur auf den Hochschulleh- 
remachwuchs beschränken kann, sondern daß Erfah- 
rungen in einer wissenschaftlichen Arbeit in der 
Wirtschaft und der Verwaltung nützlich sind. 


3.3 Bund-Länder-Zusammenarbeit 

Bund und Länder wirken nach Artikel 91 b des Grund- 
gesetzes bei der Förderung überregional bedeuten- 
der Forschungseinrichtungen und -Vorhaben außer- 
halb der Ressort- und der Industrieforschung zu- 
sammen (Gemeinschaftsaufgabe Forschungsförde- 
rung). Die Zusammenarbeit vollzieht sich nach der 
1975 verabschiedeten Rahmenvereinbarung For- 
schunqsförderung und den zugehörigen Ausfüh- 
rungsvereinbarungen*). Diese Abkommen haben 
einheitliche Rechtsgrundlagen für die Zusammenar- 
beit geschaffen. 

Hiernach werden von Bund und allen Ländern ge- 
meinsam („multilaterale“ Förderung) und forschungs- 
politischen und finanziellen Entscheidungen für die 
DFG (einschließlich Sonderforschungsbereiche), die 
MPG sowie 10 überregional bedeutsame Einrichtun- 
gen mit Servicefunktion für die Forschung getrof- 
fen. Die Grundsatzentscheidungen sind hierbei den 
Regierungschefs Vorbehalten. Sie werden in der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (BLK) in einem mehrstufigen 
Verfahren vorbereitet. 

Nur mit den Sitzländern werden gemeinsam geför- 
dert („bilaterale“ Förderung): die FhG, die 12 Groß- 
forschungseinrichtungen, 36 weitere selbständige 
Forschungseinrichtungen mit überregionaler Bedeu- 
tung sowie ein von der Konferenz der Akademien 
der Wissenschaften koordiniertes Programm aus 
z. Z. 67 Einzelvorhaben vorwiegend aus dem Bereich 
der Geisteswissenschaften. 

Im übrigen unterrichten sich Bund und Länder ge- 
genseitig über alle Maßnahmen, die sie im Bereich 
der Forschungsförderung treffen. 

Für das Land Berlin hat der BMFT in Zusammen- 
arbeit mit dem Berliner Senat die Schwerpunkte 
seiner Förderung in einem Katalog zusammenge- 


*) vgl. die Texte in der Broschüre: Gemeinsame For- 
schungsförderung durch Bund und Länder, Bonn 1979 
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faßt *)• Jhr finanzieller Umfang hat sich von 1973 
(74,0 Millionen DM) bis 1978 (154,2 Millionen DM) 
mehr als verdoppelt und in der Projektförderung 
(1973: 17,0; 1978: 73,6 Millionen DM) sogar mehr als 
vervierfacht. 


3.4 Ressortkoordinierung 

38. Die Verteilung der FuE- Aktivitäten der Bundes- 
regierung auf mehrere Ressorts — zehn der 17 Bun- 
desrainisterien wenden für FuE jährlich mehr als 
10 Millionen DM auf — erfordert eine interministe- 
rielle Koordinierung, für die der Bundesminister für 
Forschung und Tcdmologie verantwortlich ist. An 
ihr nehmen alle Ressorts teil, die Haushaltsmittel 
für FuE einsetzen. Im Interesse einer effizienten 
Nutzung der FuE-Mittel soll die Forschungskoordi- 
nienmg unnötige Doppelforschung verhindern. Dar- 
über hinaus sollen FuE-Aktivitäten mehrerer Res- 
sorts, soweit sich Berührungspunkte ergeben, in Ko- 
operation durchgeführt werden; die gemeinsame 
Planung und Durchführung von Forschungsprogram- 
men und Einzelvorhaben kann Mängel, die sich aus 
der formellen Zuständigkeitsaufteilung und isolier- 
ten Durchführung ergeben, ausgleichen. 

Entsprechend der in Artikel 65 Satz 2 des Grund- 
gesetzes feslgelegten Eigenverantwortlichkeit der 
Ressorts zielt das Koordinierungskonzept vom 24. 
März 1975 darauf, daß sich die jeweils beteiligten 
Ressorts aus eigener Initiative koordinieren *). Hier- 
für werden besondere Informationsinstnimente — 
vor allem Leistungspläne, Programmbudgets und die 
Datenbank DAKOR — eingesetzt, um ausreichend 
erkennbar zu machen, wo Koordinierung erforderlich 
ist. Der Austausch von Projektlisten, das Frühkoor- 
dinienmgssystem, die Bestellung von Forschungsbe- 
auftragten und die Einrichtung interministerieller 
Gremien sollen die Koordinierung zusätzlich erleich- 
tern. Verfahren zur effizienten Nutzung des FuE-Po- 
tentials des Bundes {Forschungseinrichtungen, Groß- 
geräte u.ä.) wurden ebenfalls vereinbart. Eine be- 
sonders enge Koordinierung findet bei ressortüber- 
greifenden Förderprogrammen statt (vgl. Schaubild 
4), z.B. bei den Programmen Humanisierung der Ar- 
beit und FuE im Dienste der Gesundheit. 


3.5 Technologietransfer 

39. Technologische Neuerungen sind ohne wissen- 
schaftliche Erkenntnisse und ohne moderne Formen 
der Kooperation und Kommurükation kaum erreich- 
bar. Vielfach mangelt es lücht an Forschungsaktivi- 
täten und -potential; entscheidend ist vielmehr, wie 


*) vgl. Maßnahmen zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung in Berlin-Perspektiven und Bilanz. 2. Auf- 
lage, Bonn 1979 

•) vgl. Koordinierungstaschenbuch für Forschungs- und 

Entwicklungsaktivitäten der Bundesregierung, 2. Auf- 
lage, Bonn 1978 


die Forschungsergebnisse für Anwendungen in der 
Industrie oder im Dienstleistungssektor genutzt wer- 
den können. Es ist notwendig, schneller als bisher 
wissenschaftlich-technische Ergebnisse, Erfahrungen 
und Fertigkeiten aus der Forschung in die Wirt- 
schaft und in den öffentlichen Sektor zu übertragen, 
um Produkte, Verfahren und cpialiflzierle Dienst- 
leistungen zu verbessern und damit günstige Bedin- 
gungen für Innovationen zu schaffen. Der Staat hat 
wirksame Rahmenbedingungen für eine intensivere 
Kommunikation zwischen Anbietern und Nachfra- 
gern neuer Erkenntnisse und Technologien zu ge- 
währleisten. Technologie-Transfer findet zunächst 
auf der Grundlage persönlicher Kontakte zwischen 
Wissenschaftlern und Nutzern statt. Zusätzlich ist 
ein aktiv gestalteter Technologie-Transfer hilfreich, 
weil Hemmnisse und Hindernisse den Transferpro- 
zeß verlangsamen oder gar verhindern. Gründe 
hierfür sind: 

1. Wissenschaftliche Erkenntnisse haben ihren eige- 
nen Wert und Markt in Fachzeitschriften und in 
der internationalen Fachwelt. Die Darstellung 
und Verbreitung der wissenschaftlichen Ergeb- 
nisse ist diesem wissenschaftsintemen Kommu- 
nikationsprozeß angepaßt. 

2. Die Praxis wisscnsdiaftlicher Publikationen steht 
mit der Absicherung schutzrechisfähiger FuE-Er- 
gebnisse, wie sie eine industrielle Verwertung 
oft vorausselzt, häufig nicht im Einklang. 

3. Die Informationsflut zum technisch-wissenschaft- 
lichen Wandel ist dem Informationsbedürfnis und 
den Aufnahmefähigkeiten vor allem kleiner und 
mittlerer Unternehmen und kommunaler Verwal- 
tungen nicht angepaßt. 

4. Berechtigte Vertraulichkeitsansprüche und eine 
.not-invented-here** Mentalität verhindern viel- 
fach den Kontakt von Nutzem zu Forschungsein- 
riciitungen und die überaahme brauchbarer Lö- 
sungen. 

5. Forschungs- und Entwicklungsergebnisse verlan- 
gen oft eine problemorienlierte Nachentwicklung 
bis zum Prototyp, um ihre Verwertbarkeit zu er- 
kennen. Einer marktgerechten Weiterentwicklung 
stehen Denkweise und Zielsetzung von manchen 
Forschem sowie hemmende Verwaltungsregelun- 
gen entgegen. 


40. Der Staat hat in den letzten Jahren zusammen 
mit den Selbstverwaltungseinrlchtungen von Wis- 
senschaft und Wirtschaft neue Transfer-Maßnahmen 
eingeleitet. Zur Speichemng, Auswertung und Um- 
setzung vorhandenen Technologie Wissens entste- 
hen Fachinformationszentren und Technologiever- 
mittlungsstellen. Es wurden Ansätze entwickelt, die 
sich in ihrer organisatorischen, regionalen und fach- 
lichen Struktur unterscheiden, um der Vielfalt mög- 
licher Ansprechpartner und Interessenten Rechnung 
zu tragen. Das persönliche Engagement, das Ana- 
lyse- und Kontaktvermögen und die technischen Er- 
fahrungen der Mitarbeiter spielen für diese Stellen 
— wie im Transferprozeß überhaupt — eine große 
Rolle. 
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Zusammen mit den Ländern und der Wirtschaft 
schafft die Bundesregierung mit ihrem Informations- 
und Dokumentations-Programm die Voraussetzun- 
gen für einen besseren Zugang zu wissenschaftlich- 
technischen Informationen durch den Ausbau von 16 
Fachinformationssystemen und von Informationsein- 
richtungen mit besonderer Zweckbestimmung. In der 
„Informationseinrichtung Patente" sollen langfristig 
die Patentausiegestellen gekoppelt werden mit der 
Arbeitsgruppe Patentverwertung (ARPAT) der 
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), die öffentlich geför- 
derte Patente für die Wirtschaft dokumentiert, und 
mit der Patentstelle für die Deutsche Forschung der 
FhG, die freie Erfinder bei der Erwirkung und Ver- 
wertung von Patenten unterstützt. Auch die Ver- 
wertungsstellen der Großforschungseinrichtungen 
wurden weiter ausgebaut; sie erhielten die Möglich- 
keit, Produkt- und verfahrensbezogene Funktions- 
modelle zu entwickeln und anzubieten. Die Einrich- 
tungen können einen Teil der Verwertungserlöse 
verwenden, um zusätzliche Verwertungsbemühun- 
gen zu finanzieren, ohne daß die Einnahmen — wie 
bisher — den staatlichen Zuschuß mindern. Einige 
Bundesforschungsanstalten (z. B. PTB, BAM) werden 
ihre Informations- und Fortbildungsveranstaltungen 
erweitern. Die öffentlich geförderten Forschungsein- 
richtungen bieten ihre Ergebnisse auf ausgewählten 
Messen (z. B. Innovationsmarkt der Hannover-Messe 
und Interkama) zur Nutzung an. Hochschulen (z. B. 
in Bochum, Berlin) sind zunehmend bemüht, ihr Wis- 
sen in Transfer-Modellversuchen für praktische 
Zwecke einzusetzen. Das forschungs- und technolo- 
giepolitische Gesamtkonzept für kleine und mittlere 
Unternehmen enthält außerdem eine Reihe von 
Maßnahmen zur Verbesserung des Informations- und 
Technologietransfers in die Unternehmen, z. B. die 
Innovations- und Technologieberatungsstellen. Bei 
Großprojekten der Energie- und Verkehrstechnolo- 
gien haben Kooperationsvereinbarungen und Kennt- 
nisverwertrmgsverträge zwischen Großforschungs- 
einrichtungen und Industrieunternehmen eine wich- 
tige Transferfunktion. Dadurch wird zugleich ein an- 
gemessenes Entgelt der in den Großforschungsein- 
richtungen erzielten und der Industrie zur Nutzung 
überlassenen Ergebnisse angestrebt. Für die Wei- 
terentwicklung der fortgeschrittenen Reaktorsysteme 
des Hochtemperaturreaktors und des schnellen Brü- 
ters sowie der Wiederaufarbeitung wurden gemein- 
same Entwicklungsgesellschaften gegründet oder be- 
finden sich in Vorbereitung. 


4 Instrumente der Forschungs- und Technolo- 
gieförderung in der Wirtschaft 

4.1 Direkte und Indirekte Maßnahmen zur Förderung 
des industriellen Innovationsprozesses 

41. Seit einigen Jahren gibt es eine Diskussion über 
Zweckmäßigkeit und Marktverträglichkeit der für die 
Förderung von Forschung und Entwicklung in der 
Wirtschaft in Betracht kommenden Förderungswege. 
Im Mittelpunkt steht dabei das Begriffspaar direkte 
und indirekte Forschungsförderung. Das eine Instru- 
ment bezieht die Förderung dabei auf bestimmte, 
von den Unternehmen ausgearbeitete und vorge- 


schlagene Forschungs- und Entwicklungsprojekte, die 
sich in formulierte und in ihren Zielsetzungen breit 
abgestimmte staatliche Schwerpunktprogramme ein- 
ordnen müssen. Für die im einzelnen zu prüfenden 
Vorhaben werden hierbei Zuschüsse mit unterschied- 
licher Fördercjuote gewährt. Das zweite Instrument 
orientiert sich mehr an bestimmten Arten von Auf- 
wendungen der Unternehmen, z.B. für das zur For- 
schung und Entwicklung eingesetzte Personal oder 
an den von den Unternehmen getätigten FuE-Inve- 
stitionen. Zutreffender müßte daher von projekt- 
und programmbezogener Forschungsförderung einer- 
seits und nicht projektgebundener spezifisch auf- 
wandsbezogener Forschungsförderung andererseits 
gesprochen werden. 

Die Diskussion hierüber ist stark mit pauschalen 
Werturteilen belastet. Mit dem Ausdruck „direkte" 
Forschungsförderung verbinden die einen die Vor- 
stellung von einem in die Unternehmen hineinregie- 
renden Staat. Die anderen setzen die „indirekte" 
Forschungsförderung mit wirkungsloser „Gießkan- 
nenförderung“ oder bloßen „Mitnahmeeffekten" 
durch die Unternehmen gleich. 

Direkte und indirekte Forschungsförderung sind je- 
doch keine sich ausschließenden Alternativen, son- 
dern sich wechselseitig ergänzende Förderungsfor- 
men. Die Kontroverse über die Zweckmäßigkeit di- 
rekter und indirekter Förderung muß daher so lange 
fruchtlos bleiben, wie übersehen wird, daß die Wahl 
des bestmöglichen Förderungsweges in erster Linie 
von der Art der zu lösenden Probleme und der Wir- 
kung auf die geförderten Unternehmen abhängt. 

Unterschiedliche Instrumente sind erforderlich je 
nachdem, ob es darum geht, 

1. Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft ge- 
nerell, sozusagen durch einen Bonus zu stimulie- 
ren oder 

2. kleinen und mittleren Unternehmen das Tragen 
der „Grundlast“ für Forschung und Entwicklung 
spürbar zu erleichtern bzw. diese Unternehmen 
überhaupt für FuE zu gewinnen oder darum 

3. in längerfristiger Orientierung Forschung und 
Entwicklung in absehbaren Engpaßbereichen 
schwerpunktmäßig zu fördern. 

Schon diese Beispiele zeigen daß eine Kombination 
der verschiedenen Förderungsmethoden naheliegt. 

Die projektbezogene Förderung von Forschung und 
Entwicklung ist besonders dort angezeigt, wo For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben auf die Über- 
windung allgemein akzeptierter Engpässe der wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung ausgerichtet 
sind. Die projektbezogene Förderung setzt daher 
voraus, daß in einem breit angelegten Prozeß der 
Meinungsbildung diejenigen technologischen Gebie- 
te bestimmt und definiert werden, deren verstärkte 
Fortentwicklung und Erschließung im sozialen und 
im volkswirtschaftlichen Interesse liegt. Die Bun- 
desregierung fördert daher FuE-Vorhaben der Wirt- 
schaft vornehmlich im Rahmen besonderer Schwer- 
punktprogramme. In die Auswahl, Konzeption und 
Durchführung dieser Programme fließen der Sach- 
verstand, die Marktkenntnis und Erfahrung von Un- 


26 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3024 


Schaubild 5 


Neuerungs- 
phase 

FuE- 

Fördemngs- " 
InstAjmenle 


InnovationsprozeB 


Grund- 

lagen- 

forschung 


angewandte 

Forsct>ung 


experimen- 

telle 

Ent- 
wicklung 1 

Funktions-, 

Pilot-, 

Demonstra- 

llons-, 

Referenz- 

modelle 

Produk- 

tions- 

aufnahme 

MarKt- 

erschlie- 

Sung 


Diffiision 


FuE- 

Förderungs- 
schwerpunkte 
der Bundes- 
regierung 


Allgemeine 

F-förderung 


information und Dokumentation (wiss.-techn. Information) als Quefschnitlsaufgabe 


Energieforschung und -techr>ologie 


Rohstofforschung und 
Eisen- ufKl Stahlforschung 


Meeresforschur^ und -technik 


Informationstechnologien (DV) und 
Technische Kommunikation 


Elektronik, andere Schlüsseltechnologien, Innovation 


Weltraumforschung und -technologle 


FuE im Dienste der Gesundheit 


FuE im Dienste der Ernährung 


Humanisierung des ArbeitslePens 


Gestaltung der Umwelt (Umweltschutz, 
Raumordnur>g und Städtebau) 


Transport- und Verkehrswesen 


Wehrtechnische Forschung und Entwicklung 


Forsch ungs- 
maSnahmer» 
von FuE- 
Einrlchtungen 


Hochschulen 


MPG 


Großforschungszentren 


FhG 


sonstige außeruniversttäre FuE 


Besondere 

FÖrdeiunga- 

maBnehmen 


Gemeinschaftsforschung (AIF) 


FuE-PersonalTuschüsse an Unternehmen 


Vertragsforschur^g 


Erstinnovationsprogramm 


Technische Entwicklung In Berlin 

1 — 


Steuerliche 

Förderur^gs- 

maßnahmen 


Eigenkapital- 


und 

Fremdkapltal- 

hlffen 


§ 4 Investitionszulagen- Gesetz 


§4a Investitions- 
zulagen-Gesetz 


§7 ESTG (Umwelt) 


Wohnungsbau- 

modemisierungs-G 


Wagnisfinanzierungsgesellschaft (WfG) 


Ditenttiches 

Beachaffufiya w M o n 


ER P- Existenzg rü ndung 


ERP-Umwolt 


Staatliche Nachfrage 


Infofmations- 

und Beratung s- 
hllfen, Tech- 
nologie-Transfer 


FuE- Ergebnisse. Patente, Verwertung 


luD, Managementhilfen/Beratung (IHK/RKW/ISI) 


Markt- und Strukturstudien 


27 


Drucksache 8/3024 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


lernehmen, Gewerksdiaften und Verbänden sowie 
das Fachwissen der Wissensdiaft raitgestaltend ein. 
Die geforderten FuE-Vorhaben bleiben dabei grund- 
sätzlidi Sache der wirtschaftenden Untemehmeni 
dies gilt erst recht für die wirtsdiafllidie Umsel- 
ztmg der FuE-Ergebnisse. 

42. Da Forschung und Entwidtiuug in der Wirtschaft 
zu den selbstverständlichen Aufgaben der Unter- 
nehmen gehorti muß darüber hinaus vor einer staat- 
lichen Schwerpunktfördening gründlich geprüft wer- 
den, ob die privdtwirtsdiaftlicheii Kräfte allein nidit 
ausreichen, um die eTforderlichen technologischen 
Sudxprozesse und die damit verbundenen Anstren- 
gungen überhaupt oder rechtzeitig oder mit der not- 
wendigen Intensität in Gang zu bringen* 

Dies kann der Fall sein, wenn 

1. das wissenschaftlich-technische und wirtschaft- 
tiche Risiko hoch eingeschätzt werden mnü, 

2- der finanzielle Einsatz für die in Frage kommen- 
den Unternehmen zu groß ist, 

3. Entwideiungen so langfristig sind* daß auf abseh- 
bare Zeit nicht mit Gewinnen gerechnet werden 
kann, weil erstens der Markt bessere technolo- 
gisdie Lösungen vorläufig unterbewertet, indem 
Angebot und Nachfrage sich weniger nach den 
künftigen als nach den augenblicklichen Bedarfs- 
und Knapphmlsverhältnissen und Rahmenbedin- 
gungen rieten, oder weil zweitens die Natiifrage 
am Markt nicht aus reicht, um neue technologi- 
sche Lösungen hervorzu bringen, die ausschließ- 
lich oder überwiegend im Interesse der Allge- 
meinheit oder im öffentlichen Anwendungsbe- 
reidi liegen- 

Darüber hinaus gibt es — wie etwa im Bereich der 
Reaktorsidierheitsforsci'iung oder im Bereich der öf- 
fentlichen Güter und Dienste — ein originäres öf- 
fentliches Interesse an staatlicher Forschungsförde- 
rung und ihren Ergebnissen. 

Die Bundesregierung ist sidi dabei der Tatsache be- 
wußt, daß die der Programm formul ierung und Ab- 
wicklung zugrundeliegenden Analysen und Mei- 
nungsbildungsprozesse nur von begrenzter Reich- 
weite und Treffsicherheit sein können. Sie trägt die- 
ser Tatsache Rechnung unter anderem durch einen 
breiten, die Förderungsprogranune begleitenden 
Ko/isensörJdungsprozeß im Ralimen einer inLensiven 
wissenschaftlichen Beratung, durch das Mittragen 
eines notwendigen Risikoanteih seitens der geför- 
derten Unternehmen und durch bewußte Parallei'' 
föidernng ausgewählter leduii scher Linien, bis sicii 
die eine oder andere als die überlegene herausstellt 
und auch von den Unlemehmen als solche angese- 
hen wird. 

Darüber hinaus werden durch wissensdiaftliche Un- 
tersuchungen die Programn] Schwerpunkte fortlau- 
fend überprüft und nadi Erreichen eines bestimmten 
Leistungsstandes beendet, um keine Dauersubven- 
tiöti zu schaffen. 

Neben der an langfristigen Zielen, orientierten pro- 
jektbezogenen Förderung tn bestimmten technologi- 


schen Sch werpiinkl bereichen gilt es auch, der Wirt- 
schaft die Bewältigung des strukturellen Wandels 
durch Rahmenbedingungen zu erleichtern* die der in- 
dustriellen Forschung, Entwidriung und Innovation 
förderlich sind- Der Übergang auf diancenreidhe, 
Know-how-intensive Fertigungen und Produkte kann 
— insbesondere in kleinen und mittleren Unterneh- 
men — durch eine verstärkte, breite Förderung aJi- 
wendiingsorientierter Forschung und Entwicklung 
erreicht werden. Hier haben Maßnahmen* die gene- 
rell den Spielraum für Forschung und Entwddklung 
in den Unternehmen erweilem, eine wichtige Funk- 
tion. Häufig genügen bei marktnahen Entwicklun- 
gen vergleichsweise geringe finanzielle Anreize, um 
die Risikoschwelle zu überwinden. 

In mittleren und kleinen Unternehmen besteht die 
Neigung, in konjunkturell ungünstigen Situationen 
die FuE-Aufwendungen zu verringern mit nadileili- 
gen Folgen riidil nur für das FuE- Personal, sondern 
vor allem audi für die längerfristig gebotene Mo- 
dernisierung der Produktiofisstruktur. Eine gezielt 
auf mittlere und kleine Unlernehmen zugeschnitte- 
tie. spezifisch aufwandsorientierte Begünstigung 
von Forschung und Entwicklung nutzt nicht nur die 
Breitenwirkung dieser Förderung und Ihre adminU 
strativ weniger aufwendige Handhabung; sie wirkt 
auch der Tendenz entgegen* daß sich die Förde- 
rungsmittel sonst auf wenige große Unternehmen 
mit entsprechend nadileilLgen Folgen für den Wett- 
bewerb konzentrieren. 


43, Die Innovalörisdien Potentiale in der Wirtschaft 
sollen bestmöglich durch ein abgestimmtes Maßnah- 
menbündel sowohl selektiver, projektorientierter 
Förderungsmaßnahmen als audi solcher mit einer 
hohen Breitenwirkung gefördert w^erden, Die Bun- 
desregierung hat daher im Rahmen ihrer konjunk- 
tur* und wachstumspolitischen Beschlüsse im Juli 
1978 — über die genannten Maßnahmen des for- 
sdiungs- und lechnologiepoli tischen Gesamlkonzepts 
der Bundesregierung für kleine und miiüere Unter- 
nehmen hinaus — die globale Förderung von For- 
schung und Entwicklung bei kleinen und mittleren 
üntemehtiien c3es produzierenden Gewerbes ver- 
stärkt. Ab 1979 stellt der BMWi über die Arbeits- 
gemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen 
(AIF) 300 Millionen DM an Haushaltsmitteln für 
Zuschüsse zu den Aufwendungen für in Forschung 
und Entwicklung eingesetztes Personal bereit. 

Auch die 1978 bei der Erhöhung der Investilions- 
zülage (§ 4 InvZulG) erreichten Verbesserungen sind 
besonders auf kleine und mitüere Uotemelimen zu- 
gesdinitten. So wurden: 

L die FüE-lnvesütionszuJage für die ersten 500 
TDM an Forschtmgs- und Eniwicklungsaufwea- 
düngen von 7*5 Vt^ auf 20 «/o angehobenr 

2, die Begünstigung auf Gebäude erweitert, die zwi- 
schen einem und zwei DrUteln für Forsdumg und 
Entwicklung genutzt werden und 

3, der Erwerb immaterieUer Wirtschaftsgüter, wie 
z* B. der Kauf von Nutzangsrechteti und Erfin- 
dungen m die Förderung einbezogen. Diese Rege- 
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lung gibt kleinen und mittleren Unternehmen 
einen spürbaren Anreiz, verstärkt auf extern ge- 
schaffene Forsdhungs- und Enlwidklungsergebnis- 
se zurückzugreifen. 

44. Durch diese Maßnahmen verliert das quantitati- 
ve Argument an Gewicht, das der Diskussion bisher 
Auftrieb gab: Die für die direkte oder Projektför- 
derung eingesetzten Mittel stiegen seit 1969 konti- 
nuierlich an, während im Jahre 1975 die nicht pro- 
jektgebundene FuE-Förderung einen Einbruch erlitt. 
1974 lief die seit 1965 bestehende Möglichkeit aus, 
auf FuE-Investitionen Sonderabschreibungen vorzu- 
nehmen. Entgegen der ursprünglichen Absicht, diese 
Vergünstigung schon mit Einführung der Zulage für 
FuE-Investitionen im Jahre 1970 auslaufen zu lassen, 
war sie bis dahin verlängert worden. Da der Förde- 
rungssatz für die Investitionszulage gleichzeitig von 
10 Vo auf 7,5 ®/o gesenkt wurde und zugleich aus kon- 
junkturellen Gründen die FuE-lnvestitionen zurück- 
gingen, war auch die Summe der gewährten Zulagen 
für Forschung und Entwicklung im Jahre 1975 rück- 
läufig. Der finanzielle Gesamtaufwand für diese bei- 
den indirekten Förderungsmelhoden ging daher in- 
nerhalb eines Jahres von 3.58 Millionen DM auf 
85 Millionen DM zurück, wobei allerdings zu berück- 
sichtigen ist, daß die auf Sonderabschrcibungen 
entfallenden Betrage nur Steuerstundungen, nicht 
endgültigen Verzicht auf entsprechende Steuerein- 
nahmen bedeuten. Entsprechend veränderte sich das 
Verhältnis von indirekter zu direkter FuE-Förderung 
von I : 3,6 im Jahre 1974 auf etwa I : 20 im Jahre 
1975. Seither wurde insbesondere von Wirlschafts- 
verbänden gefordert, die „Qualität“ der FuE-Förde- 
rung in der Wirtschaft durch eine Rückführung auf 
frühere Gewichtsanteile zu verbessern. 

In den Jahren 1978 und 1979 hat die indirekte FuE- 
Förderung wieder stark an Bedeutung gewonnen. 
Vor allem durch die Erhöhung der FuE-Investitions- 
zulagen nach § 4 InvZulG und § 19 Berlin FG im 
Jahre 1978, die Heraufsetzung der Zuschüsse zur 
Gemeinschaftsforschung (von 51 Millionen DM 1977 
auf 67 Millionen DM 1978) und die Einführung von 
Personalkostenzuschüssen im Jahre 1979 hat sich 
das Verhältnis zwischen indirekter und direkter 
FuE-Förderung auf eine derzeit für 1979 nocii nicht 
genau berechenbare Relation von etwa 1 : 3 verän- 
dert. Die der indirekten FuE-Förderung zurechen- 
baren Ausgaben und Steuerausfälle werden 1979 
mindestens die Summe von 750 Millionen DM er- 
reichen. 

Im Übergang zwischen direkter und indirekter FuE- 
Förderung gibt es eine Gruppe von Maßnahmen, 
die Kennzeichen beider Förderungskategorien auf- 
weisen und die man deshalb als „indirekt spezifi- 
sche“ oder «indirekt selektive“ Maßnahmen bezeich- 
net. Zu ihnen gehören die staatliche Risikobeleili- 
gung an der Deutschen Wagnisfinanzierungsgesell- 
schaft, die Förderung der externen Vertragsfor- 
schung, Investitionszulagen für bestimmte energie- 
sparende Investitionen und Sonderabschreibungen 
auf Wirtschaftsgüter, die dem Schulz der Umwelt 
dienen. 

Die Existenz und die Ausweitung dieser zwischen 
der Projeklförderung einerseits und der Globalför- 


derung andererseits liegenden Maßnahmenkalegorie 
ist ebenfalls ein Indiz dafür, daß allein die Abwä- 
gung der Mittelzuweisungen für die direkte FuE-För- 
derung einerseits und die indirekte FuE-Förderung 
andererseits kein Urteil über die Qualität der For- 
schungsförderung erlaubt. 

4.2 Förderungsmaßnahmen für kleine und mittlere 
Unternehmen 

45. Die Maßnahmen zur Förderung von Forschung 
und Entwicklung für kleine und mittlere Unterneh- 
men müssen auf deren besondere Stärken und 
Schwächen im Innovationsprozeß zugeschnitten sein. 
Diesem Ziel dient das von der Bundesregierung aus- 
gearbeilele Forschungs- und technologiepoUtische 
Gesamtkonzept für kleine und mittlere Unterneh- 
men, mit dem besonders die Rahmenbedingungen 
für erfolgreiche Innovationen verbessert werden 
sollen (vgl. Schaubild 6). 

Das Konzept *) hat folgende Schwerpunkte; 

1. Verstärkte projektbezogene Förderung mittlerer 
und kleiner Unternehmen, besonders zur Anwen- 
dung und Weiterentwicklung technologischer 
Neuentwicklungen; 

2. Nutzung der «indirekten“ Förderung zur Ermuti- 
gung der anwendungsorientierten Forschungs- 
und Entwlcklungstatigkelt mittlerer und kleiner 
Unternehmen; 

3. Stärkung der Zusammenarbeit mit externen For- 
schungsstellen zur Verbesserung des Technolo- 
gie-Transfers; 

4. Verbesserung ihrer Informationen über technolo- 
gische Entwicklungen und Marktveränderungen 
durch Ausbau der Informations- und Beratungs- 
dienste; 

5. Erleichterung der Finanzierung zur Markteinfüh- 
rung neuer Produkte und Verfahren. 

46. Im internationalen Wettbewerb kommt es auch 
für viele kleine und mittlere Unternehmen zuneh- 
mend darauf an, moderne Produktionsverfahren und 
Produkte zu entwickeln, welche die gestiegenen An- 
forderungen, an Präzision, Flexibilität, Haltbarkeit 
sowie im Hinblick auf Ressourcenschonung und Um- 
weltfreundlichkeit erfüllen. Die Bundesregierung ist 
daher bemüht, auch im Rahmen von Forschungs- 
und Entwicklungsprojekten kleine und mittlere Un- 
ternehmen verstärkt zu fördern. Sie strebt hierfür 
insbesondere an, 

1. eine verbesserte Einbindung kleiner und mittlerer 
Unternehmen in diejenigen Fachprogramme des 
BMFT, die aufgrund ihrer Zielrichtung und der 
geförderten Technologien be.sondere Möglichkei- 
ten bieten (das sind z. B. die Förderungsprogram- 
me Optik, Meßtechnik, Humanisierung des Ar- 
beilslebens, Gesundheitstechnologie, Malerialent- 
wicklung und Anwendung elektronischer Bauele- 


q Forschungs- und lechnologiepolilisches Gesamtkonzepl 
der Bundesregierung für kleine und mittlere Unter- 
nehmen, fortgeschricbene Fassung, Bonn 1979 
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Schaubild 6 


FuE-Förderungsinstrumente des Forschungs- und Technotogiepolitischen 
Gesamtkonzeptes der Bundesregierung für kleine und mittlere Unternehmen 
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mente). Hierzu wird das Antrags- und Bewilli- 
gungsverfahren — soweit möglich — vereinfacht 
sowie die Beratung und Information über Förde- 
rungsmöglichkeiten durch Projektträger, regiona- 
le und fachliche Organisationen der Wirtschaft, 
Wissenschaft imd Technik erweitert und verbes- 
sert; 

2. eine deutliche Erhöhung der Mittelausstattung 
des seit 1971 beim Bundesminister für Wirtschaft 
in Zusammenarbeit mit den Ländern laufenden 
Programms zur Förderung von Erstinnovationen; 

3. eine verstärkte Nutzung des seit 1969 laufenden 
Programms zur Förderung der technologischen 
Entwicklung in der Berliner Industrie. 

47. Der Aufbau eigener Forschungskapazitäten ist 
erfahrungsgemäß für viele kleinere Unternehmen 
nicht wirtschaftlich. Sie sollten daher verstärkt mit 
externen Forschungsstellen kooperieren. 

Mit den 25 Instituten der Fraunhofer-Gesellschaft 
zur Förderung der angewandten Forschung e. V. 
(FhG) steht Wirtschaft und Staat eine vielseitige 
Forschungskapazität für anwendungsorientierte Ver- 
tragsforschung und Entwicklung zur Verfügung. For- 
schungs- und Entwicklungsaufträge bei kleinen und 
mittleren Unternehmen können mit einem Betrag 
von 40 bis 60 Vo der Auftragssumme aus Mitteln des 
BMFT in einem unbürokratischen und schnellen Ver- 
fahren gefördert werden. 

Darüber hinaus werden zur Verbesserung des Zu- 
gangs kleiner und mittlerer Unternehmen zu exter- 
nen Forschungsstellen mit Beginn des Jahres 1978 
generell an Dritte vergebene Forschungs- und Ent- 
wicklungsaufträge mit einem Zuschuß von 30 ®/o der 
Vertragssumme (Höchstzuschuß 120 000 DM) geför- 
dert. Mit der Durchführung dieser Förderungsmaß- 
nahme hat der BMFT die Arbeitsgemeinschaft In- 
dustrieller Forschungsvereinigungen (AIF) beauf- 
tragt. 

Der BMWi hat auch die Unterstützung von Einrich- 
tungen der industriellen Gemeinschaftsforschung, die 
technologische Probleme bearbeiten, an denen alle 
Unternehmen einer Branche Interesse haben, erwei- 
tert. Trägerder industriellen Gemeinschaftsforschung 
sind rd. 80 fachlich orientierte Forschungsvereini- 
gungen, die in der AIF zusammengeschlossen sind. 

48. Erst die Erfahrung eines auf eigene FuE-Tätig- 
keit zurückzuführenden Markterfolges kann in den 
Unternehmen die Bereitschaft nachhaltig stärken, 
sich mit Hilfe von Forschung, Entwicklung und Inno- 
vation an veränderte Marktbedingungen anzupassen. 
Ein wesentlicher Beitrag hierzu ist die Intensivierung 
und Ausweitung der technologieorientierten Bera- 
tungsaktivitäten. Das BMFT fördert in Pilotprojekten 
mit verschiedenen Landesgruppen des Rationalisie- 
rungskuratoriums der Deutschen Wirtschaft (RKW) 
und einigen Industrie- und Handelskammern, der 
Technologie-Vermittlungs-Agentur in Berlin, einigen 
Fachverbänden sowie der IG Metall technologie- 
bezogene Beratungen, um bei interessierten kleinen 
und mittleren Unternehmen den Innovationsbedarf 


zu ermitteln und die Verbindung zu geeigneten For- 
schungs- und Entwicklungsergebnissen bzw. -ein- 
richtungen herzustellen. 

Für die Nutzung neuer technologischer Entwicklun- 
gen ist häufig eine spezielle produktgruppenorien- 
tierte Technologieberatung erforderlich. Das diesbe- 
zügliche Beratungsangebot wurde für die „Anwen- 
dung der Mikroelektronik" und „Physikalische Tech- 
nologien“ durch das sich hierauf erstreckende Ange- 
bot des neugegründeten VDI-Technologiezentrums 
in Berlin weiter verbessert und intensiviert. 

Die Mehrzahl technologischer Innovationen orien- 
tiert sich unmittelbar an der Nachfrage und an den 
Angebot entsprechenden Know-hows. Eine umfas- 
sende Information über die sich ändernden Markt- 
bedingungen im In- und Ausland ist deshalb für die 
Innovationsentscheidung der Unternehmen ebenso 
wichtig wie Untersuchungen über technologische Ent- 
wicklungen. Staatliche Stellen, insbesondere der 
Bundesminister für Forschung und Technologie und 
der Bundesminister für Wirtschaft, lassen solche 
Studien durchführen. 

49. Nach Abschluß der Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten stehen kleine und mittlere Unterneh- 
men häufig vor dem Problem der Markteinführung 
der entwickelten Produkte und Verfahren. Zur bes- 
seren Bedienung der Nachfrage nach risikotragen- 
dem Eigenkapital hat die Deutsche Wagnisfinanzie- 
rungsgesellschaft (WFG) ihr Stammkapital auf 30 
Millionen DM erhöht. Während einer Anlaufphase 
von 15 Jahren beteiligt sich die Bundesregierung am 
Risiko der WFG, indem sie ihre Verluste durch ein 
bedingt rückzahlbares Darlehen weitgehend aus- 
gleicht. Bis zum Jahresende 1978 war die WFG 
mehr als 20 Beteiligungen eingegangen, davon 7 
Neugründungen. Solchen Existenzgründungen fehlt 
es in der Aufbauphase vielfach an dem erforder- 
lichen Eigenkapital, um in ausreichendem Maße 
Fremdmittel für Investitionen aufnehmen zu kön- 
nen. Die Bundesregierung hat deshalb Anfang 1979 
subsidiär zum ERP-Existenzgründungsprogrsunm ein 
spezielles Eigenkapitalhilfe-Programm beschlossen. 
Um die Eigenkapitalsituation für Existenzgründun- 
gen zu verbessern und somit die Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme von Fremdmitteln der Kre- 
ditwirtschaft und öffentlicher Förderungsprogramme 
zu schaffen, werden dem Existenzgründer langfristig 
finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt, die da- 
durch Eigenkapitalfunktion erhalten, daß sie vom 
Darlehensnehmer nicht abgesichert zu werden brau- 
chen und im Konkursfall unbeschränkt haften; für 
Berlin und das Zonenrandgebiet gelten Sonderkon- 
ditionen. 


4.3 Verwaltungsvereinfachung staatlicher 
Forschungsförderung 

50. Möglichst einfache Verfahren bei der Vergabe 
von Fördermitteln sollen einerseits sicherstellen, daß 
Forschung und Entwicklung nicht behindert und die 
Kosten der Verwaltung auf das notwendige Maß 
beschränkt werden. Wirtschaftlichkeit und Spar- 
samkeit müssen andererseits bei der Verwendung 


31 


Drucksache 8/3024 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


der Steuermitlel sichergestellt sein. Dies erfordert 
einen bestimmten Aufwand an Informationen durch 
die geförderten Einrichtungen oder Unternehmen, 
öffentliche Mittel können nicht sozusagen »mit 
Handschlag“ vergeben werden. Alle Bewilligungen 
müssen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der 
Mittel folgen und dem Umfang der Förderung ange- 
messen sein. Auch hat Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovation noch keine lange Tra- 
dition, sondern ist eine erst in den letzten 20 Jahren 
gewachsene staatliche Aufgabe. Die vielschichtigen, 
technisch-wirtschaftlichen Sachverhalte der Förde- 
rung verlangen ein auf den Einzelfall abgestimmtes 
Vorgehen der Verwaltung, für das herkömmliche 
Rcgelungsschemata nicht unbedingt passen. Beson- 
ders wird der Verwaltungsaufwand für die Förde- 
rung von FuE-Vorhaben kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen kritisiert, mit den Argumenten 

1. die Antragserfordemisse seien zu umfangreich, 

2. die Antragsprüfung dauere zu lange, 

3. von den Vorhaben werde eine zu große „wissen- 
schaftliche Tiefe“ gefordert; die innovative Be- 


deutung für das Unternehmen würde dagegen 
unterbewertet. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
läßt seine Verwaltungspraxis in der Projektförde- 
ning durch eine Arbeitsgruppe (u.a. mit externen 
Sachverständigen) überprüfen. Sie soll das Verfah- 
ren analysieren und Verbesserungen vorschlagen. 
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe werden schrittwei- 
se im Bewilligungsverfahren berücksichtigt; z. B. 
wurde der Fragenumfang bei der Antragstellung be- 
reits vermindert. 


5 Internationale Zusammenarbeit 

51* Die internationale Zusammenarbeit in For- 
schung und Technologie unterstützt die forschungs- 
politischen Ziele der Bundesregierung und leistet 
einen wichtigen Beitrag zu unserer Außen-, Außen- 
wirtschafts- und Entwicfclungshilfepolitik. (vgl. über- 
sidil). 


FuE — Ausgaben *) und deren Anteil am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
in ausgewähtten Staaten 
1969 bis 1975 


Land 

Landes- 

wäh- 

rung 

1969 

1971 

1973 

1975 

PuE- 

Ausgabet) 

Mrd. 

Landes- 

wfthrung 

BIP- 

Aot«ll 

FuE- 

Ausgaben 

Mrd. 

L«ih1«s- 

w&hrung 

BIP- 

Antfill 

FuE- 

Ai»«gflb«n 

Mrd. 

Landes- 

w&hrung 

BIP- 

Anteil 

FuE- 

Ausgaben 

Mrd 

Landes- 

währung 

BIP- 

Anleil 

Bundesrepublik 

Deutschland 

DM 

10,4 

2,0 

15,6 

2.1 

18,2 

2,0 

21,8 

2.1 

Frankreich 

FF 

13,9 

1.9 

16,3 

1.9 

19,4 

1.9 

25,7 

1.8 

Großbritannien 

£ 

i.O 

2.3 

1,0 

2.3 

1.3 

2,1 

2.1 

2.1 

Italien 

Lir 

433,9 

0,8 

572.5 

0,9 

713,9 

0.9 

1.080,9 

0,9 

Japan 

Yen 

933,2 

1.5 

1.345,9 

1.6 

1.980,9 

1.9 

2.621,9 

1.7 

USA 

us$ 

26,6 

2,8 

26,7 

2.6 

30,4 

2,4 

34,6 

2.3 

Kanada 

Kan$ 

1,0 

1.1 

1,2 

1.2 

1.3 

1,1 

1.7 

1.0 


*) OECD-Abgrenzung, ohne Geistes- und So 2 dal Wissenschaften Quelle: OECD 
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Wissensdiaftlidie Grutidlagen der internationalen 
Zusammenürbeit sind der Wissenschaftleraustausdi 
und der Informationsaustaiisdi auf Kongressen, bei 
Gastaufenthallen und gemeinsamen Projekten, wie 
sie durch Programme der Wissenschaftsorganisalio- 
nen gefördert werden fz- B. Alexander v. Humboldt- 
Stiftung. DFG, DAAD u.a.m.). Drei Tendenzen dia- 
rakterisLeren heule die internationale Zusammenar- 
beit in Forschung und Technologie in besonderem 
Maße^ 

L Art und Umfang forschungspolitischer Maßnah- 
men erfordern immer häufiger die infernafionaJe 
Kooperation, um die forsdiungspolitisdien Ziele 
zu erreicheoH Beispiele sind die Zusammenarbeil 
mil Frankreich bei den fortgeschrittenen Reaklo- 
renr der Bau des europäisdien Großexperiments 
der thermonuklearen Fusion (Joint European To* 
rus), die erfolgreidie Zusammenarbeit der euro- 
päischen Hochenergiephysik bei CERN in Genf 
und die Zusammenarbeit ln den Europäischen 
Gemeinschaften *). Die Grundlage für die euro- 
päische Kooperalion bildet weiterhin das wissen- 
schafllich-ledinologische Aktionsprogramm von 
1974 des Rates. Die Kommission hat dem Rai 
Leitlinien vorgelegh die Zic^fe, Priori fäten und 
Auswahlkriterien für die gemeinsame Politik in 
Wissenschaft und Technik für den Zeitraum 1977 
bis 1980 auf zeigen. Der Rat wird voraussichtlich 
ein größeres Gewicht auf die Analyse und den 
Vergleich der Forsdiungspolitik der Mitglieds- 
länder legen E dies ist wegen der Koordinierung 
von nationalen und GemeinschaELsprog rammen 
notwendig. Für die nächste Zeit werden sich die 
Aktivitäten der Europäischen Gemeinschaften auf 
die Sektoren Energie, Rohstoffe, Landwirtschaft 
und Lebensmitlelressourcen, Umweltschutz und 
Sirahlensdiutz, medizinische Forschung, Städte- 
plammg und Raumordnung konzentrieren. Die 
ndtionalen Forderungsprogramme der EC-Mit- 
gliedst aalen ergänzen sidi mit diesen Aktivitä- 
ten der Europäischen Gemeinschaften. 

2. Die Bundesregierung verstärkt die Zusammenar- 
beit mil roJis/o//* und erdölexportierenden Län- 
dern. Sie trägt damit der weitreichenden welt- 
wirtschaftlichen Verflechtung und ihrer Abhän- 
gigkeit von Rohstoffen und wichtigen Energie- 
trägern Rechnung. Beispiele sind für die Zusam- 
menarbeit mit der Volksrepublik China bei der 
Kohle-, ErdöL und SUhlfütsdiung sowie bei NE- 
Metallen, mit Australien zur Erprobung einer 
Kohleverflüssigungsanlage oder mit Venezuela 
zur Erdölgewinnung aus Olsanden, 

3. Außerdem schlagt die Bundesregierung neue We- 
ge der wissensdiü/U/ch-technisdien Kooperation 


b Weitere Beispiele verstärkter bilalerciler und miitU- 
lateraler Zusammenarbeit in Forsdiung und Techno- 
logie werden im III. Teil „Schwerpunkle der Eor* 
schungspolilik" genannt. Einen Überblick über die mit 
anderen Staaten geschlossenen Vereinbarungen sowie 
über die iatemationaleii OiganisaUonen und Einrich- 
lungen, an denen die Bundesrepublik Deutschland be- 
teiligt ist, gibt der Faklenbericht auf Seiten 35y bis 
379. 


mit Eniw icklungslandern ein, um durch Forschung 
und Technologie bei der wirtschaftlichen und so- 
zialen Entwicklung der Dritten Well zu helfen. 
Bei Entwicklungsländern, die schon Grundlagen 
einer Forschungsinfrastmktiir aufweisen, ist die 
partnerschaftlidie Zusammenaibeil in geuieinsam 
definierten Forsebungsprojekten ein wichtiger 
Ansatzpunkt. So werden in diesen Landern For* 
sthungskapazitäten aufgeböul, die sich als An- 
lau fstellen für den praktischen Technologie- 
Transfer in die Dritte Well bewähren sollen, 
Grundlage isl eine Vereinbarung zwischen dem 
Dundesminister für Forschung und Technologie 
und dem Bundesminister für w irtschaftlidie Zu- 
sammenarbeif aus dem Jahre 1976. Danach soll 
sidi die ForsdiungspoliÜk verstärkt an den Be- 
dürfnissen der Entwldchmgslander orientieren. 
Die Vereinbarung sieht geirieinsame Maßnahmen 
vor, um die Technologieenlwicklung für die Ent- 
widvlungsländer und den Tedinologie-Transfcr 
dorthin zu verbessern. Damit soll langfristig ein 
Beitrag zur Entwicklung der Länder der Dritten 
Welt geleistet werden. 

Bei der Konferenz der Vereinten Nationen für 
WLssensdiafl und Technologie im Dienste der 
Entwicklung, die im August 1979 in Wien statt* 
findet, wird die Bundesregierung Möglichkeiten 
von Forschung und Technologie zugunsten der 
Entwicklungsländer aufzeigen und über die Er* 
gebnisse ihrer bilateralen Zusammenarbeit mit 
Enlwlddungsfändem berichten. 

Ebenso wie InilialLven und Beiträge der Bun* 
desrepublik Deutsdiiand für Forschung und Ent- 
wicklung in anderen Ländern, können interna* 
tionale Entwicklungen auf die Ausrichtung unse- 
rer Forsdiung und EnlwückLung emwirken. Bei- 
spiele geben die möglichen Konsequenzen zweier 
nodi andauernder internationaler Konferenzse- 
rien: Die vor mehreren Jahren begonnene See- 
reditskonferenz der Vereinten Nationen wird 
vermut lidi zu einer Kodifizierung der Bedingun- 
gen für die Meeres* und Meeresbodenforschung 
und -nutzung mit Hilfe moderner Techniken füh- 
ren, Danach wird künftig die Meeresforschung 
innerhalb einer 20Q-Seemeilenzone vor der Küste 
(auch von Inseln) und damit in einem großen Teil 
des für die Wissensdiaft interessanten Seegebiets 
nur mit Genehmigung des KüsLenstaates möglich 
sein. Auch die Nutzung des Meeres und des Mee* 
resbodens in der verbleibenden Hohen See soll 
einem besonderen Regime unterworfen werden. 
Der Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Anlarktisvertrag Anfang 1979 und die angestreb* 
te Aufnahme in die Konsultativrunde wird der 
deutsdien Pülarforschung bedeutsame Impulse 
geben, die erforderUdi sind, um in der Antarktis 
ein voll anerkannter internationaler Partner zu 
w-erden. Vorgesehen .sind der Aufbau eines Deut- 
schen Polarforsdmngsinstituts, die Errichtung 
einer festen Forsdiungsstation in der -Antarktis 
und der Bau eines Polarforsdiungs- und Versor- 
gungssdiiffs einschließlich der zugehörigen Infra- 
struktur, 
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Ende 1977 ist ein ^ Internationales Programm zur 
Bewertung des nuklearen Brennstoffkreislaufs** 
(INFCE) beschlossen worden, an dem sich über 
50 Staaten aus aller Well und mehrere interna- 
tionale Organisationen beteiligen. INFCE hat 
wissenschaftlich-technische und wirtschaftliche 
Untersuchungen über die künftige Nutzung der 
Kernenergie im Einklang mit einer wirksamen 
Politik zur Nichtverbreitung von Atomwaffen 
und Kernsprengkörpem zum Gegenstand. Die Er- 


gebnisse der Studien sollen Anfang 1980 vorlie- 
gen. Sie erfordern nicht nur erhebliche Mitarbeit 
der deutschen Nuklearwissenschaft und Kern- 
technik; sie dürften auch neue Anstöße für For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten in allen tech- 
nisch fortgeschrittenen Landern im Sinne einer 
sicheren, rationellen und wirksamen Kernener- 
gienutzung für friedliche Zwecke unter gleich- 
zeitiger entsprechender Sicherung gegen Miß- 
brauch geben. 


II. Teil 

Einige Ergebnisse der Forschungs- und Technologieförderung 


52 . Staatliche Forschungs- und Technologiepolitik 
darf nicht nur an ihren Programmen oder am finan- 
ziellen Aufwand gemessen werden. Noch wichtiger 
ist eine Auseinandersetzung mit ihren Ergebnissen. 
Eine Bewertung von Ergebnissen staatlicher For- 
schungs- und Technologieförderung wird erleichtert, 
wenn der Begriff Forschung als Objekt und Mittel 
staatlicher Politik aufgelöst wird in die beiden gro- 
ßen Felder, nämlich einerseits die Grundlagenfor- 
schung und andererseits die anwendungsorientierle 
Forschung, technische Entwicklung und Innova- 
tionsförderung und zwar sowohl für wirtschaflsbezo- 
gene Nutzung als auch für öffentliche Aufgaben. 

Die Bundesregierung versucht im Forschungsberichl 
VI zum ersten Male beispielhaft Ergebnisse größerer 
Förderprogrararae und -maßnahmen im Zeitraum 
von 1974 — 1978 darzustellen. Sie unternimmt die- 
sen Versuch nicht zuletzt aufgrund der Anregungen 
aus dem Parlament sowie aus der Umfrage irn Jahre 
1975 zum Bundesbericht Forschung V 0- Sie ist sidi 
bewußt, daß die notwendigerweise verkürzten Dar- 
stellungen angesichts der Fülle zu berichtender Er- 
gebnisse und Entwicklungen unvollständig bleiben 
müssen * *). 

53 . Eine Ergebnisdarstellung und -bewertung berei- 
tet für die Grund/ogen/orschong, die sich um die 
Vertiefung unseres Kenntnisstandes bemüht, vor al- 
lem Schwierigkeiten wegen der nahezu unüberseh- 
baren Vielfalt der Fragestellungen und Arbeiten, 
wegen der Neuartigkeit vieler Ergebnisse, deren Be- 
deutung sich vielfach erst langsam erschließt, und 
wegen der — gegenüber anwendungsnaher wissen- 
schaftlicher Arbeit — geringeren Planbarkeit von 
Ergebnissen bzw. Vergleichbarkeit von Planungen 
und Resultaten. Eine möglichst hohe Qualität der 
Grundlagenforsdiung und ihre Anerkennung in der 
internationalen wissenschaftlichen Welt und ein ho- 


*) vgl. Bericht über die Auswertung der Umfrage zum 
Bundesbericht Forschung V, Bonn 1976 

*) vgl. die Darstellung weiterer Ergebnisse in Teil III 

des forschungspolitischen Teds und Teil II des Fakten- 
teils 


her wissenschaftlicher Ausbildungssland sind vor- 
rangige Bewertungskriterien. Wissenschaftliche Ar- 
beiten von Forschungsgruppen und -inslitulen der 
Bundesrepublik Deutschland haben in vielen Fach- 
gebieten ihren international anerkannten Stand hal- 
len bzw. erweitern können. Gradmesser ist der viel- 
fältige wissenschaftliche Ergebnis- und Erfdhrung.s- 
austausch, wie er durch deutsche Wissenschaftler in 
Fdchkonferenzen, -tagungen. -Zeitschriften und im 
Wissenschaftleraustausch zustandekommt. 

Ein hoher wissenschaftlicher Ausbildungssland und 
ausreidiende staatliche Förderung erlauben der na- 
turwissenschaftlichen Grundlagenforschung in der 
Bundesrepublik Deutschland den Bau, den Betrieb 
und die experimentelle Nutzung großer und moder- 
ner Forschungsanlagen. Diese Anlagen befinden sich 
vor allem in den Instituten der außeruniversilären 
Forschung. Sie sind Anziehungspunkt zahlreicher 
wissenschaftlicher Gruppen aus den Hochschulen und 
aus dem Ausland. Der Stand der Grundlagenfor- 
schung in der Bundesrepublik wird nicht zuletzt 
durch diese Forschungsmöglichkeiten bestimmt. In 
der Hochenergiephysik ist dabei der 1974 beim Deut- 
schen Elektronen-Synchrolron DESY in Hamburg in 
Betrieb gegangene Elektron-Positron-Doppelspei- 
cherring DORIS und die Inbetriebnahme der Posl- 
Iron-Eleklron-Speicherringanlage PETRA zu nennen. 
Mit einer zweimaligen Erhöhung der Energie von 
DORIS auf etwas über 2X5 GeV konnten neue 
Teilchen und ihre Eigenschaften in der Vernichtung 
von Elektron- und Positronstrahlen gefunden wer- 
den. So konnte 1978 die seit einiger Zeit vermutete 
Existenz eines fünften Grundbausteins der Materie, 
des Quark BOTTOM, zum ersten Mal zweifelsfrei 
nachgewiesen werden. Daraus haben sich wichtige 
Hinweise auf die Erweiterung der bisherigen Quark- 
Modelle und damit zum Verständnis der Materie er- 
geben. Das internationale Interesse an den bei DESY 
geschaffenen Einrichtungen \ind Experimentiermög- 
lichkeiten wird sowohl durch die Mitarbeit von For- 
schiingsgruppen aus europäischen Ländern, den 
USA, aus Japan und der VR China als auch durch 
die Gründung einer Außenstelle des Europäischen 
Molekularbiologiezentrums EMBL unterstrichen. 

Seit Ende 1975 ist bei der Gesellschaft für Schwer- 
ionenforschung mbH (GSI) in Darmsladt der Schwer- 
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ionenbeschleuniger IJNILAC in Betrieb, ln den er- 
sten beiden Jahren wissenschafUldier Nutzung ha- 
ben mehr als 600 Wisscnsdiaftler am UNILAC physi- 
kalische, chemische und audi einige biologische Ex- 
perimente abschließen können. Als Beispiel für die 
Experimente sind Versuche zur Erforschung der 
Grenzen der Existenz von Kemmaterie zu nennen, 
die Suche nach neuen schweren Elementen oder der 
Test der Quantenelektrodynamik und die Produk- 
tion von Positronen in höchsten elektromagnetischen 
Feldern. Diese Experimente der GSI haben in der 
internationalen Fachwelt besondere Beachtung ge- 
fungen. 

Ein weiteres typisches Gebiet der Grundlagen-Groß- 
forsdiung ist die Extralerrestrik. Hier haben die 
Starts der Forschunqssatettiten HELIOS A im Jahre 
1974 und HELIOS B in 1976 zahlreiche neue Er- 
kenntnisse über die physikalischen Vorgänge zwi- 
schen Sonne und Erde gebracht. Aufgrund der Mis- 
sion des Forschungssatelliten COSB gelang es, einen 
neuen Neutronenstem zu entdecken und unser Wis- 
sen über die Entstehung und den gegenwärtigen 
Zustand des Sonnensystems zu vertiefen. 

54. Audi die Auseinandersetzbung mit den Ergeb- 
nissen staatlicher Förderung in der anwendungs- 
orientierten Forschung sowie bei technischen Ent- 
wicklungen und Innovationen begegnet Schwierig- 
keiten. Sie wachsen in dem Maße, in dem geförderte 
Vorhaben auf die ersten Phasen des Innovations- 
prozesses, also Forschung und Entwicklung, begrenzt 
sind. Die Nutzung staatlich gelörderter Forschung 
und Entwicklung erfolgt überwiegend in Unterneh- 
men der Wirtschaft und im öffentlichen Dienstlei- 
stungssektor. Damit liegt die Nutzung vor allem in 
der Entscheidung des Marktes, in der Wechselwir- 
kung zwischen Anbieter und Kunden bzw. — im 
Falle Öffentlicher Dienst- und Versorgungsleistungen 
— nicht bei der staatlichen Förderungsinstanz, son- 
dern bei anderen veianlworllichen Stellen der öf- 
fentlichen Hand. Da so in der Regel der Staat nicht 
selbst Innovator ist, bleiben ihm teilweise auch die 
Informationen vorenthalten, die einen „Umsclzungs- 
erfolg“ und damit letztlich das Ergebnis der For- 
schungsförderung signalisieren. Ein Informations- 
system hierfür aufzubauen hieße, eine ständige 
wachsende Zahl von Forschungsergebnissen zu ver- 
folgen — ein unvertretbarer administrativer Auf- 
wand. von den damit verbundenen grundsätzlichen 
Schwierigkeiten ganz zu schweigen. Die Problema- 
tik ist urnsc^ gravierender, je größer der zeitliche 
Abstand der Forschungs- und Entwicklimgsphase 
eines Vorhabens vom abschließenden Innovations- 
ereignis ist. Dies gilt besonders für die Projekte der 
großen, risikoreichen technologischen Entwicklungs- 
linlen, wie sie vor allem in den Programmen der 
Energie- und Weltraumtedinik. der Datenverarbei- 
tung und Meerestedinik gefördert werden. Die Lö- 
sung aller wissenschaftlichen und technologischen 
Probleme der Kernfusion ist beispielsweise nicht 
nur eine Angelegenheit von wenigen Jahrzehnten: 
es ist heute abzusehen, daß diese in den 50er Jah- 
ren begonnenen, weltweiten Forschungen kaum vor 
Mitte des nächsten Jahrhunderts die Phase prak- 
tischer Nutzung erreichen können. 


Eine Beurteilung marktnaher anwendungsorientier- 
ter Projekte ist demgegenüber einfacher, wenn sie 
unmittelbar auf eine bestimmte Produkt- oder Ver- 
fahrensinnovation zielen und ihr Markterfolg im 
Zeitraum weniger Jahre identifizierbar ist. Aller- 
dings darf hier nicht übersehen werden, daß staat- 
lich geförderte Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben besonders in der herstellenden Industrie viel- 
fach mit anderen, nicht geförderten Entwicklungen 
Zusammenhängen und dadurch eine eindeutige Zu- 
ordnung von Ursachen und Ergebnissen erschwert 
wird. 

Trotz dieser Sdiwicrigkeiten hat der BMFT ver- 
sucht, im Rahmen einer Pilotsludie erste Anhalts- 
punkte über die Auswirkung der Forschungsförde- 
rung auf die Beschäftigung zu gewinnen. Diese Un- 
tersuchung kommt zu dem Ergebnis, daß z. B. im 
Jahr 1978 Insgesamt rund 365 000 Arbeitsplätze 
durch die Forschungsförderung des BMFT gebunden 
worden sind, wobei 6\c Beschäftigungsauswirkun- 
gen in den Bereichen Energieforscfnmg und -technik, 
Datenverarbeitung und Elektronik an der Spitze 
stehen. 

Wirtschaftswissenschaftliche Untersuchungen des 
Zusammenhangs zwischen Forschung und Entwick- 
lung und wirtschaftlicher Produktion bestätigen im 
übrigen ganz allgemein die These, daß der Beitrag 
von Forschung und Entwicklung zu wirtschaftlichem 
Wachstum und industrieller Produktivität hoch ist. 
Die wirtschaftlichen Erträge für die Gesellschaft all- 
gemein überschreiten die Erträge für die Unterneh- 
men, die die Forschung und Entwicklung durchfüh- 
ren. 

Da Forschung und Entwicklung immer in wissen- 
schaftlich oder technologisches Neuland vorstößt, be- 
deutet das Scheitern eines FuE-Projektes nicht not- 
wendigerweise emen Mißerfolg. Audi ein gescheiter- 
tes Projekt kann wichtige Hinweise liefern. Eine zu 
geringe Rate an Mißerfolgen kann ein Indiz für zu 
wenig risikoreiche FuE-Projekte darstellen. Das In- 
fragestellen von Bedarf, Zweckmäßigkeit, sozialer 
Verträglichkeit und Wirtschaftlichkeit technischer 
Entwicklungen sind notwendige Bestandteile einer 
Technologieförderung, die nidit nadi einmal be- 
schlossenen und unumstößlichen Planungen abläuft, 
sondern immer wieder Bedarfs- und Folgeanalysen, 
wirtschaftliche Betrachtungen und den Vergleich 
alternativer technischer Entwicklungen mit in ihre 
Überlegungen einbezieht. Dies führt bei bestimmten 
Vorhaben dann auch zur Einstellung oder Reduk- 
tion der staatlichen Förderung wie etwa beim 
trassengebundenen städtischen Transportsystem 
TRANSURBAN im Jahre 1975, oder bei der Schlie- 
ßung des Schwerwasserreaktor-Kernkraftwerks KKN 
Niederaichbach im Jahre 1974. Das Beispiel des 
Großrechners TR 440 zeigt, daß selbst eine erfolg- 
reiche technische Realisierung und sogar das Errei- 
chen der bei Aufnahme des Vorhabens geplanten 
Absatzzahlcn keine hinreichende Garantie für einen 
unmittelbaren wirtschaftlichen Erfolg sein müssen. 

Technische Prohblemlösungen können auch den wirt- 
schaftlichen und sozialen Veränderungen und Be- 
dürfnissen vorauseilen. 
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Ein Beispiel ist das Kernenergieschiff „Otto Hahn“, 
dessen 10jährige Belriebszeil die technische Reife 
und Sicherheit des Kernenergieantriebs in der Schiff- 
fahrt überzeugend demonstriert hat. Die Stillegung 
der ..Otto Hahn“ — auch ohne daß die Arbeiten an 
einem Nachfolgeschiff sich konkretisiert hätten — 
ist trotzdem unumgänglich, da der Kernenergiean- 
trieb auch bei steigenden Energiepreisen erst in eini- 
gen Jahrzehnten wirtschaftlich sein wird. 

55. Die Förderung anwendungsorientierter For- 
schung, von technischen Entwicklungen und Innova- 
tionen ist an den Zielsetzungen der Förderer zu mes- 
sen. Diese Ziele sind in den Förderprogrammen und 
in den Leistungsplänen der Ressorts dargelegt. 

In der Energieforschung und -technik haben die For- 
schungsprojekte und die flankierenden Maßnahmen 
weitere Fortschritte zur mittel- und langfristigen 
Sicherung unserer Energieversorgung, zum Umwelt- 
und Bevölkerungsschutz in der Energietechnik und 
zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit unserer 
energietechnischen Industrie gebracht. 

In der Kernenergie wurden auch mit Hilfe der öffent- 
lichen FuE-Förderung gegen Ende der 60er Jahre 
industrielle Kapazitäten zum Bau von Leichtwasser- 
reaktor-Kemkraftwerken aufgebaut. Inzwischen ist 
es gelungen, die wissenschaftlich-technischen Grund- 
lagen zu erarbeiten, die den Bau eines integrier- 
ten Entsorgungszentrums in der Bundesrepublik 
Deutschland durch die Industrie ermöglichen. Einen 
großen Anteil an der Erarbeitung dieser Grundlagen 
hat das Kernforsdmngszentrura Karlsruhe. 

Zur Uranversorgung w^urden auf der Grundlage des 
Gasultrazentrifugenverfahrens die ersten Stufen der 
Urananreicherungsanlage Almelo und Capenhurst 
gebaut und in Betrieb genommen. Zur Entwicklung 
fortgeschrittener Reaktorlinien untersuchte das 
Kemforschungszentrum Karlsruhe die Beherrschbar- 
keit der Natriumtedinologie zur Kühlung Schneller 
Brutreaktoren mit einer Anlage (KNK I) und demon- 
strierte sie. Die Anlage ist inzwischen umgebaut und 
als erster Sdmeller natriumgekühller Reaktor (KNK 
II) der Bundesrepublik Deutschland in Betrieb ge- 
nommen. (Zur Entwicklung fortgeschrittener Reak- 
toren und zu dem erreichten Stand vgl. im einzelnen 
Tz 90). 

In der nichtnuklearen Energieforschung entstanden 
seit 1974 beaditlidie Forsdiungs- und Entwicklungs- 
kapazitäten. Im Vordergrund staatlicher Förderung 
stehen die Demonstration der technischen Machbar- 
keit und die Markteinführung neuer Produkte und 
Verfahren. So wurden die Einsalzmöglichkeiten von 
Solarenergie und Wärmepumpen für die Raumhei- 
zung und die Warmwasserbereitung untersucht, die 
Technik weiterentwickelt und die Voraussetzungen 
für die Förderungsw^ürdigkeit ihres wirtschaftlichen 
Einsatzes im Rahmen des Wohnungsbaumodernisie- 
rungsgesetzes geschaffen. Die öffentliche FuE-Förde- 
rung hat es der deutschen Industrie auch ermöglicht, 
solarlhermische Kraftwerke in sonnenreichen Ge- 
bieten zur dezentralen Energieversorgung zu er- 
richten, z. B. in Ägypten und Indien, und das Modell 
der Energieversorgung eines Dorfes in Mexiko auf 
Solartechnikbasis einzufühlen. Pilotanlagen zur 


Kohleverflüssigung wurde die Enlwicklungsrichtung 
fcstgelegt *). Im Steinkohlebergbau haben Entwick- 
lungsvorhaben zur Leistungssteigerung und Moder- 
nisierung Eingang in die betriebliche Praxis gefun- 
den. Die Femwärmeschiene Ruhr gcmonstrierte die 
technische Realisierbarkeit eines regionalen Fem- 
wärmeverbundes, der einen verstärkten Einsatz von 
Heizwärme ermöglicht, die gleichzeitig mit elektri- 
scher Energie in Heizkraftwerken erzeugt wird. Die- 
se Wärme/Kraft-Kopplung gestattet erhebliche Ein- 
sparungen an Primärenergie. 

56. Eine ähnliche Bedeutung, wie der Programm- 
bereich Energieforschung und -lechnologien, gewin- 
nen die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur 
Verbesserung unserer Rohstoffbasis und zum ratio- 
nellen Umgang mit Rohstoffen, ln der Prospektlion/ 
Exploration war die Entwicklung von Suchmelhoden 
mit höherer Eindringtiefe ein besonderer Schwer- 
punkt. Als erster Erfolg ist die Entwicklung einer 
hochsensiblen Geralekombination und ihr Einsatz an 
Bord eines Hubschraubers zu nennen. Deutsche Fir- 
men in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe entdeckten zusam- 
men mit kanadischen Partnern schon bei ihrer Er- 
probung eine Nickel/Kupfer-Lagerstätle in Kanada. 
Dies führte zu einer kommerziellen Beteiligung der 
deutschen Seite an diesem Vorkommen. Ein weiteres 
Vorhaben betraf die Untersuchung des sogenannten 
Rheno-Hercyhicums im deutschen Mitlelgebirgsgür- 
tel. Die kombinierten geophysikalischen und geo- 
chemischen Auswertungsverfahren erbrachten inter- 
essante Hinweise auf Buntmetallerze. Die umfang- 
reichen Vorarbeiten werden in ein bundesweites 
Tiefbohrprogramm einmündenr dessen wesentliche 
Aufgabe in der technologischen Weiterentwicklung 
von Bohr- und Prospekttionsverfahren liegt. Neu 
entwickelte Gewinnungsverfahren haben deutsche 
Erzgruben vor der Sdiließung bewahrt. Erfolgreich 
waren auch die Bemühungen, Tagebautechniken an 
den Abbau unter Tage anzupassen. 

Beachtliche Werkstoffeinsparungen ergaben sich 
durch eine verbesserte Verfahrenstechnik bei der 
Herstellung und Verarbeitung von Metallen und 
Kunststoffen, durch werkstoffsparende Konstruk- 
tionsverfahren, durch die Entwicklung neuer, lei- 
stungsfähiger Verbundwerkstoffe und Legierungen 
und als Ergebnis umfangreicher Untersuchungen zu 
Korrosion, Reibung und Verschleiß. Forschungsvor- 
haben zur Rückgewinnung von Werkstoffen betrafen 
die Wiederverwertung von Kunststoffen und All- 
reifen durch Pyrolyse und Hydrolyse und die Rück- 
gewinnung von Werlmetallen aus verbrauchten Ka- 
talysatoren. Bei der Substitution knapper Stoffe wur- 
den grundlegende Verfahren zur Verwendung ein- 
heimischer Tone als Ausgangsmaterial für die Alu- 
miniumgewirinung entwickelt. Die Verwendung von 
Kohle, Holz und Pflanzenmaleridl als organischer 
Chemierohstoff zur Substitution von Erdöl stand im 
Mittelpunkt grundlegender Marktuntersuchungen 
und angewandter Forschungen zur Synthese chemi- 


i Zu dem erreichten Stand und weiteren Forschungs- 
ansätzen vgl. Im einzelnen Tz 8.5 


36 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlpe riode 


Drucksache 8/3024 


sdier Zwischen- und Endprodukte, die in naher Zu- 
kunft zur Errichtung halb tedini sdier Versudisanla- 
gen führen wird. 

57. Tn der Datenverarbeitungstedinik errangen ge* 
förderte deutsche Unlemehmen bei den mittleren 
und großen DV- Anlagen — trotz einiger Rüdtsdilä- 
ge in der nationalen und der europäischen Zusam- 
menarbeit — einen beachtlichen Marktanteil. Der 
führende deutsche Hersteller konnte seinen Anteil 
am deutschen Markt von 5^/o im Jahre 1964 auf 20 
im Jahre 1978 steigern. Das Unternehmen bietet 
heute ein breites Spektrum von DV-Systemen in mo- 
dernsten TedmologierL an; hierzu hat auch die Ein- 
beziehung des EnlwiddungspotentiaU einer anderen 
staatlich geforderten Gesellschaft beigetragen. Bei 
den Kleinrechnern und Endgeiaten half die Förde- 
rung deuLsdien Herstellern, ihre Produktion von 
den mechanischen Systemen auf die Elektronik und 
die modulare Systemtechnik umzustelhmr so daÖ sie 
— trotz einiger Geschäftsaufgaben und Konkurse — 
ihre Marklposition behaupten konnten. Die Lei- 
sLungsfähigkeil und Anwendungsbreile der Produkte 
konnte beträchtlich gesteigert werden. Sie unter- 
sdieiden sich heute weniger in der Technologie als 
in Kapazität und Preis, Die Endgeräte, die auf be- 
stimmle Aufgabenlypen zugeschnitten sind* und we- 
nig Platz beanspiudien, ,sLnd SdilüsseLkomponenlen 
für oine rlezentrale Organisationsform der Datenver- 
arbeitung. 

Im Anwendungsbereich wurden mit staailidier Hilfe 
Verfahren bzw. Systeme entwickelt die Eingang in 
den Markt gefunden haben. Zu nennen sind etwa 
die Laboratoriumsdiagnostik (SILAB), Finanzbuch- 
haltung (FINK) und Kosten- und Leislungsabredi- 
nung [KOLK) für Krankenhäuser, die Informations-, 
Dispositions- und Entscheidungssystenie UDS und 
ADABASp Anwend ungsofl wäre zum Einsatz als 
Steuerungssysteme für RangierbahnhÖfe, uin die 
Rangierzeiten und Schadensquoten zu verringern, 
ein Programmsystem für das Einwohnerwesen oder 
die Programmsprache (PEARL) für Prozeßrechner, 
die nun als DIN-Normentwurf vorliegl und etwa im 
Demonstraüonsprojekt „Leit- und Sicherheitseinrich- 
tungen für den Slraflenverkehr“ verwendet wird. 
Das überregionale Forschungsprogramm Informatik 
des Bundes und der Lander ermöglichte den Aufbau 
von 105 InfoTTnatikforstimngsgruppen bzw. -lehr- 
stiihlen an 14 Hochschulen mit eigenen Rechenanla- 
gen und damit die für viele Tätigkeitsbereiche im- 
mer widitigei werdende Informatikerausbildung* U 
regionale Rechenzentren und für mittelgroße E!oth- 
schul redrnerzentren wurden als Grundlage für die 
Hochsdiulausbildung und -forsch ung errichtet und 
mit DV-Systemen ausgestattet. 

58, Mit TTeginn ctes Programms Elektronische Bau- 
elemente (1974 bis 197Ö) wurde die Förderung auf 
Integrierte Schaltkreise und Optoelektronik kon- 
zentriert, die zukunfisträchtigsten Teilbcreidie der 
elektronischen Bauelemente* Inzwischen ist die Ent- 
wicklung insoweLl erfolgreich verlaufen, als bei- 
spielsweise bei MOS- SchaUk reinen deutsche Her- 
steller ihren Umsatz von 1974 bis 1978 erheblich 
über das Wachstum dieses Marktes hinaus steigern 


konnten, auf dem Gebiet der opUschen Sensoren 
Inzwischen ein international konkurrenzfähiger 
Stand der Technik erreicht wurde und schließlich 
bei bestimmten künde nspezHischen Schaitkreisen 
deutsche Hersteller audi im US-Markt beaditJidie 
Erfolge erzielen. 

Mit dem Übergang zu nodi kleineren Strukluien fin- 
det derzeit ein grundlegender Wandel in der Ferli- 
gungs- und Syslemtedinik von Halbleiterbauelemen- 
ten statt. Mit dem in Berlin im Aufbau befindlichen 
HlektronenspeicheTTing für SynchrotronstrahUmg 
fBESSYj wird sowohl der Grundlagenforschung als 
audh den Bauelementenherstetlern eine moderne An- 
lage für die Entwicklung und Erprobung der Größt- 
integration von Bauelementen zur Verfügung ste- 
hen. 

59, In der Technischen Kommunikation wurden 
neuartige optische Nachrichtenübertragungssysteme 
mil Glasfasern und Halb lei terlasem im Telefotmetz 
von Berlin erstmals betrieblidi erprobt. Koramuni- 
kationslechnologien Führten zur Entwicklung eines 
neuen Strafienverkehr-Notmeldesystems* Seine be- 
trieblichen Eigenschaften werden zur Zeit im Raum 
Darmsladl erprobt* 

60, In der Weltraum tedinik wurden die deutsch- 
französischen experimenlelien Femmeldesateniteii 
Symphonie 1 und 2 erfolgreich gestartet. Sie bieten 
Möglichkeiten für Experimente und für Probe- und 
Demonstralionsbelrieb, die von den nationalen Post- 
verwaltungen und in interna Ilona ler Zusammen- 
arbeit (z, B. von den Vereinten Nationen, China, 
Indien^ Iran) genutzt werden. Bei der Komponenten- 
enlwicklung gelang es. technologisch hochstehende 
Solarzellen sowie eine neue Lagerregelung (3-Ach- 
senstabiUsiening) zu entwickeln* die im System 
lotelsat V Verw'endung finden. Der erfolgreiche 
Start und die Inbetriebnahme des von der ESA 
entwickelten experimentellen Fernmeldesatelliten 
OTS liefert die tedinologische Basis für das (geplan- 
te) europäische, regloi^ale FemmeldesatelUtensystem 
ECS. Der Meteorologiesalellit der ESA* METEOSAT* 
ist seil November 1977 in Betrieb; seine Meßwerte 
sind eine wichtige Informationsquelle für die täg- 
lichen Weiterberichte auch in der Bundesrepublik 
Deutsdriand, Durch das irn Rahmen der ESA ver- 
wirklidile, mit den USA eng verbundene und unter 
deutscher Federführung laufende Programm zur Ent- 
wicklung und Herstellung des WcUraumlaboralo- 
nums SPACELAB wird ein wesentlicher Beitrag 
Westeuropas zur bemannten Weitraumforschung 
vorbereitet 

61- Die bisherigen Fürderungsmaßnahmen im Rah- 
men des Programms Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit waren schwerpunktmäßig 
auf medizintechnische Entwicklungen ausgerichtet 
Es wurden beispielsweise biokompatible keramische 
Werkstoffe entwickelt, die heute die Orthopädie an- 
wendet. Neue technische Hilfsmittel wuren den spe- 
zifischen Bedürfnissen blinder Bürger entsprechend 
entweckelt und werden breit genutzt. Die Laseran- 
Wendung in der Medizin konnte soweit vorangetrie“ 
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ben werden, daß Laser heute in der klinischen Rou- 
tine z. B. in der Notfallchirurgie (bei akuten Magen- 
Darmblutungen), in der Augenheilkunde, in der 
Krebstherapie eingesetzt werden. Neuartige Geräte 
für die Blutwäsche («Künstliche Niere“) konnten für 
den Routineeinsatz entwickelt werden. Damit konn- 
te eine weitere Verringerung der schädlichen Ne- 
benwirkungen erreicht sowie durch tedinische Ver- 
einfachung die Möglichkeit einer Selbstbehandlung 
zu Hause («Heimdialyse“) verbessert werden. Durch 
den Einsatz der Datenverarbeitung konnten die be- 
trieblichswirtschaftlichen Abläufe im Krankenhaus 
beschleunigt und kostengünstiger gestaltet werden. 
Die erfolgreich erprobten DV-Modelle werden heute 
in vielen Krankenhäusern angewandt. 

62 . Zwei Expeditionen in die Antarktis und Un- 
tersuchungen im Nordatlantik konnten bei der Er- 
nährungsforschung bisher ungenutzte und neue Nah- 
rungsreserven des Meeres erforschen und der deut- 
schen Hochseeflotte neue Fanggebiete und Fangob- 
jekte (Krill, Blauer Wittling), mit modernen Fang- 
und Verarbeitungstechnologien erschließen. An der 
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft Braun- 
schweig-Völkenrode (FAL) wurde eine in der Bun- 
desrepublik einmalige Einrichtung geschaffen: eine 
Genbank zur Sicherung der Artenvielfalt unserer 
Kultur- und Wildpflanzen. Durch Sammlung, Lang- 
zeitlagerung und Evakuierung genetischer Pflanzen- 
ressourcen aus aller Welt sowie durch ein inter- 
nationales Datenmanagement wurde erreicht, daß 

1. Pflanzenarten in Zukunft nicht mehr unwieder- 
bringlich von der Erde verschwinden werden, 

2. stets Basismaterial für die Pflanzenzüchtung als 
Voraussetzung für eine energie- und umweltbe- 
wußte Landwirtschaft zur Verfügung steht, 

3. neue Arten und Formen, insbesondere solche mit 
Resistenzeigenschaften gegen Krankheiten und 
Schädlinge sowie gegen negative Witterungsein- 
flüsse, aufgenommen, vermehrt und für Züch- 
tungsversuche wieder abgegeben werden können, 

4. die Kommunikation mit ausländischen For- 
schungseinrichtungen intensiviert wird mit dem 
Ziel, Pflanzenmaterial und Erfahrungen auszu- 
tauschen, unnötige Doppelarbeit zu vermeiden 
und ein internationales Genbank-Netzwerk zu 
errichten. 

63 . Zur Humanisierung der Arbeitsbedingungen 
begann 1974 ein gemeinsames Forschungsförde- 
rungsprogramm des BMA und des BMFT. Die Um- 
setzung von Forschungsergebnissen zur Humanisie- 
rung des Arbeitslebens fällt immer dann besonders 
leicht, wenn in den Betrieben und Unternehmen 
Verbesserungen der Arbeitssituation mit höherer 
Wirtschaftlichkeit verbunden ist. Staatliche Regel- 
setzung ist in diesem Bereich erfahrungsgemäß nur 
in Ausnahmefällen möglich. Forschungsergebnisse 
sind in erheblichem Ausmaß in DIN-Normen einge- 
flossen. Dies gilt insbesondere für anthropometrische 
Daten sowie für Ergebnisse der Lärmforschung. Auch 
in die berufsgenossenschaftliche Unfallverhütungs- 
vorschrift „Lärm" fanden Forschungsergebnisse Ein- 
gang. Von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 


Unfallforschung (BAU) wurde das Seminar «Lärm- 
arm konstruieren“ entwickelt, in dem Konstrukteure 
mit großem Erfolg geschult werden. Eine Reihe von 
Forschungsergebnissen wurde überdies in der VDI- 
Richtlinie «Lärmarm konstruieren“ berücksichtigt. 

Die Lehrgangsmaterialien für die Ausbildung be- 
trieblicher Sicherheitsfachkräfte nach dem Arbeits- 
sicherheitsgesetz (bisher über 50 000) wurden von 
der BAU unter Verwendung von Ergebnissen der 
Humanisierungsforschung erarbeitet. Derzeit wer- 
den außerdem solche Erkenntnisse in den Ausbil- 
dungsstoff für die Berufsausbildung eingearbeitet. 
Im übrigen spiegeln sich die Ergebnisse zunächst 
als Resultate einzelner Pilotprojekte wieder, die an- 
schließend in die breitere Diffusion und Innovation 
gehen sollen. So konnte ein Rammsystem, etwa für 
den U-Bahnbau, entwickelte und vermarktet werden, 
das die Lärmemission von 114 dB(A) auf 80 dB(A) 
verringert, eine einfachere und sichere Handhabung 
für das Bedienungspersonal ermöglicht und eine hö- 
here Leistung, d. h. kürzere Rammzeiten, erreicht. 
Mehrere Schachtanlagen der Ruhrkohle AG werden 
mit einer neu entwickelten Rollkurve ausgerüstet, 
die den Förderstrom übergangslos aus dem Abbau- 
streb in den Streckenbereich lenkt. Auf diese Weise 
werden die starke Staubentwicklung bei der Förder- 
gutüberwachung zwischen Streb und Strecke und 
die damit verbundenen Sicherheitsrisiken und die 
körperliche Schwerstarbeit verringert. 

64 . Bei den Umweltschutztechnologien sind Ergeb- 
nisse zur Verbesserung der Trinkwasseraufberei- 
tung zu nennen. So wird auf ihrer Grundlage eine 
Anlage zur Trinkwasseraufbereitung in Mülheim 
a, d. Ruhr gebaut, in der die übliche Chlorierung 
durch den Einsatz von Ozon und Aktivkohle ersetzt 
ist. Dies führt zu einer Chloreinsparung von ca. 98 Vo 
gegenüber konventionellen Wasserwerten und da- 
mit einer Vermeidung der toxikologisch bedenk- 
lichen Organhalogenverbindungen im Trinkwasser. 
Demonstrationsanlagen zur Reinigung hochbelaste- 
ter Industrieabwässer (u. a. chemische Industrie, Pa- 
pier- und Zelluloseindustrie) und zur Abfallbeseiti- 
gung (Müllverbrennung, Pyrolyse, Kompostierung) 
wurden errichtet imd erfolgreich betrieben. Sie die- 
nen zum Funktionsnachweis neuer technischer Ver- 
fahren und öffnen verbesserten Umweltschutz-Syste- 
men den Weg in den Markt. 

65 . Gleiches gilt für geförderte Vorhaben der kom- 
munalen Technologie. Hier gelang es z. B. einen 
Hydroschild zu entwickeln und anzuwenden, der bis 
zu 30 Vo kostengünstigere Tunnelbohrungen beim 
Kanal- und U-Bahnbau ermöglicht. Mit der Förde- 
rung eines besonderen Verfahrens konnte erreicht 
werden, daß es bei einer künstlichen Vereisung des 
Bodens möglich ist, Tunnel in oberflächennahmen 
Schichten (2 bis 4 m unter der Oberfläche) zur Über- 
brückung von Engpässen (Verkehr, Bebauung) in 
beromännischer Bauweise zu erstellen. Ein Lösch- 
rüstsatz für Flugzeuge zur Brandbekämpfung aus 
der Luft wurde bis zur Einsatzreife entwickelt, so 
daß ihn jetzt der Bund und die Länder für den er- 
weiterten Katastrophenschutz gemeinsam beschaf- 
fen. 
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66. In der Verkehrstechnik wurden für den Omni- 
bus der 80er Jahre Standards erarbeitet und — nach 
positivem Test eines Prototyps — die Entsciieidung 
für eine Vorserienerprobung mit 20 Fahrzeugen 
getroffen. Entwicklungsarbeiten für den Duo-Bus 
(Oberleitung/Batterie), die Dual-mode-Buskonzepte 
mit automatischer Querführung und die Hydrospei- 
cher-Bremsenergie-Rückgewinnung w'urden abge- 
schlossen; die Ergebnisse sind für eine Umsetzung in 
der Herstellerindustrie verfügbar. Verkehrsbeein- 
flussungeinrichtungen sowie Leit- und Sicherheits- 
systeme werden nach mehrjährigen Entwicklungen 
nunmehr in Großdemonstrationsvorhaben im Netz 
der Bundesautobahnen (z. B. im Ruhrgebiet, im 


Rhein-Main-Gebiet und im Stuttgarter Raum) ein- 
gesetzt. Bei den bahntechnologischen Entwicklungen 
wurden für die herkömmliche Eisenbahntecfanik ein 
leistungsfähiger Rollprüfstand in der ersten Ausbau- 
stufe in Betrieb genommen und versuch.sweise neu- 
artige, wartungsarme Oberbauformen in einem Ab- 
schnitt des DB-Streckennetzes eingebaut. Bei der 
Magnetbahnentwicklung wird nach einem System- 
entscheid im Jahre 1977 nur noch das technisch und 
wirtschaftlich besonders aussichtsreiche elektromag- 
netische System weilergefördert; die Förderung der 
elektrodynamischen Schwebetechnik wurde einge- 
stellt. 


III. Teil 

Schwerpunkte der Forschungs- und Technologiepolitik 


67. Die Bundesregierung hat zur Erfüllung Ihrer 
forschungspolitischen Ziele 

1. den wissenschaftlichen Erkenntnisstand zu ver- 
breitern und zu vertiefen 

2. die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft zu erhalten und auszubauen 

3. die Ressourcen zu schonen und die natürlichen 
Lebensvoraussetzungen zu erhalten 

4. die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Men- 
schen zu verbessern 

5. die technologischen Entwicklungen Ln ihren Aus- 
wirkungen und Zusammenhängen zu erkennen, 
ihre Chancen und Risiken abzuwägen und Ent- 
scheidungen über die Nutzung von Technologien 
zu begründen und zu diskutieren 

ihre FuE-Aktivitäten zu Schwerpunkten zusammen- 
gefaßt {vgl. Schaubild 7). Im folgenden werden die 
FuE-Maßnahmen im Rahmen dieser Schwerpunkte 
in ihrer forschungspolitischen Begründung darge- 
stellt. Die wesentlichen Maßnahmen selbst und die 
Ergebnisse werden im Faktenteil ausgewiesen ^). 


1 Erweiterung und Vertiefung wissenschaft- 
licher Kenntnisse 

1.1 Allgemeine Forschungsförderung und Grund- 
lagenforschung 

68. Grundlagenforschung soll vor allem neue Er- 
kenntnisse ermöglichen, um den wissenschaftlichen 
Erkenntnisstand zum besseren Verständnis des Men- 
schen von sich selbst, der Gesellschaft und seiner 


*) vgl. n. Teil des Faklenberichts, Entwicklung der 
Schwerpunkte der Forschungsförderuxig des Bundes 


Umwelt zu erweitern und zu vertiefen, die Lehrin- 
halte für das Ausbildungssystem in all seinen Stufen 
und Verzweigungen zu schaffen sowie die anwen- 
dungsorientierte Forschung und technologische Ent- 
wicklung zu unterstützen. 

Weltweit wird Grundlagenforschung betrieben und 
werden ihre Ergebnisse genutzt — in manchen Dis- 
ziplinen in intensivem Wettbewerb, ln der Bundes- 
republik Deutschland sollten auf allen wesentlichen 
Gebieten der Grundlagenforschung Wissenschaftler 
und Techniker vorhanden sein, die die neuesten 
wissenschaftlichen Ergebnisse und Entwicklungen 
mit aufgreifen sowie — auf international anerkann- 
tem Niveau — selbst neue Ergebnisse und Entwick- 
lungen erarbeiten können. Die Förderung der Grund- 
lagenforschung muß daher ein genügend breites und 
qualitativ hohes wissenschaftlich-technisches Poten- 
tial bereitstellen. Der Arbeit in der Grundlagenfor- 
schung kommt nicht zuletzt auch eine wesentliche 
Ausbildungsfunktion für den wissenschaftlich-tech- 
nischen Nachwuchs zu. 

Das Schwergewicht der Grundlagenforschung in der 
Bundesrepublik Deutschland liegt in den Hochschu- 
len. Damit tragen die Länder in hohem Maße die 
Verantwortung für die Förderung der Grundlagen- 
forschung. Die Forschungspolitik des Bundes zielt 
auf eine kontinuierliche und langfristige Förderung 
der allgemeinen Grundlagenforschung sowie be- 
stimmter ausgewählter Schwerpunkte. Bund imd 
Länder fördern sie gemeinsam nach der Rahmen- 
vereinbarung Forschungsförderung vom 28. Novem- 
ber 1975, vor allem über die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaftr die Max-Planck-Gesellsdiaft, die Groß- 
forschungseinrichtungen und sonstige außeruniversi- 
täre Forschungseinrichtungen sowie — im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgaben — den Hodischulbau als 
wichtige Tnfra.strukturmaßnahnie. 

Der Anteil der Grundlagenforschung an den gesam- 
ten FuE-Ausgaben ist bei der unvermeidbaren Un- 
genauigkeit des Begriffs und der deshalb fehlenden 
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Schaubild 7^) 
(vgl. Übersicht 20) 


FuE-Ausgaben für die Schwerpunkte der Forschungs- und Technologiepolitik 

der Bundesregierung 



‘) Der geschätzte FuE-Anteil des Bundes an der Hochschulbaufinanzierung ist in Schaubild 7 — im Gegensatz zu 
ihrer Globalausweisung in Schaubild 2 — nicht enthalten, da eine Aufteilung auf die einzelnen Aufgabenbereiche 
nicht möglich ist. 
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sldtistischen Unterlcigen nicht exakt mit Zahlen be- 
legbar. Die Größenordnung nach sind es etwa 20 “/o 
der gesamten FuE-Ausgaben der Bundesregierung, 
die auf die Grundlagenforschung entfallen (vgl. 
Sctiaubild 8). Bezogen auf die gesamten staatlichen 
FüE-Aüsgaben der Bujidesrepüblik Deutschland liegt 
der Anteil der Gi'undlagenforsdiimg schätzungs- 
weise bei 25 Vü. 


S c h a u b i 1 d B 


FuE-Ausgabcn des Buode# für die Allgerneine 
ForscbungsfÖrderung und die Grundlagenforschung 

1 975 bis 1 981 ^ Millionen DM — 
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69. Die Bundesregierujig fördert zusamTnen mit den 
Ländern aus wissensdiafUidien, geseljsdiafispolili- 
schen und finanziellen Gründen bestimmte Gebiete 
der Grundlagenforschung schwerpunktmäßig, weil 

L ein Forschungsgebiet aufgrund seiner Bezüge zu 
anderen Forschungsgebieten eine wissenschaft- 
liche Sdilüsselfunktion eiimimmt, z. B. Grund- 
Idgenforschimgi 

2. einem Forschungsgebiet aufgrund seiner Möglich- 
keiten, einen Beitrag zum VeTStändnis und zur 
Lösung geselischafUidier Probleme m leisten, 
eine Säilüsselfunktion zukomraL z. B. anwen- 
dungsorienUerte Sozialforschung, 

3. ein Forsdiungsgebiel nur aufgrund erheblicher 
finanzieller Mittel (z. B- Großgeräte, Raumflug* 
körper) bearbeitet werden kann, die nur vom 
Staat berellgestellt werden können, z. B- extra- 
terrestrische Forsdiung. 

Die steigende Komplexität und Spezialisierung 
zwingt zu aufwendigeren und kostspieligeren Ver- 
suchsei nrichtungen, die wiederum das Wissenschaft- 
lidie Personal und weitere Betriebsmittel binden so- 
wie die Ausbildung beeinflussen. Dies kann die 
Flexibilität der Förder- und Forschungseinrichtun- 
gen beeinlräditigen, neue Forschungsgebiete aufzu- 
nehmen. Bisher konnte das Problem über steigende 
Finanzmittel und Personals teilen weitgehend gelüst 
werden; in Zukunft müssen verstärkt Flexibililäts- 
hemmnisse abgebaut und beweglichere Strukturen 
(z. B. durch Dispositionsfonds) erwogen werden. Der 
Bundesminister für Forsdiung und Technologie trifft 
neue Investilions- und Organisationsenlsdieidungen 
in der Regel aufgrund von Empfehlungen fachüber- 
greifender Giilachteraussdiiisse. So wuirde z. B. der 
Bau von PETRA und eines neuen Radiowellentele- 
skops aufgrund von Beratungen des Ausschusses 
rtGroßinvestitionen in der Grundlagenforschung'* ge- 


troffen, der mehrere önstehende Großprojekle ge- 
prüft sowie eine Prioritätenempfehlung abgegeben 
hat *). Der Gulachterausschuß hat weiter empfohlen, 
für neu zu beginnende Großvorhaben der Gnind- 
lagenforschung einen gewissen Betrag zur Verfü- 
gung zu stellen. Darüber hinaus hat der Eundes- 
niinisler für Forschung und Technologie durch einen 
GulachterausschuO die Gesellschafl für Strahlen- und 
Umweltforschung (GSF) überprüft und ihre Neu- 
organisation eingeleitet; ebenso wurde zur Überprü- 
fung der GiundlagenforschungsaktivLtäten der Kem- 
forschungsanlage Jülich und des Kernforsdiungszen- 
trums Karlsruhe (KfK) ein fachübergreifender Gut- 
achterausschuß eingesetzt. 

1»h1 Grundlagenkemforschung 

70. Ziel der physikalischen Grundlagenforschung 
ist die Aufdecitung der allgemeinen Prinzipien und 
Strukturen, mit deren Hilfe die Phänomene der un- 
belebten Natur in einfacher Weise erklärt werden 
können. liierdurdi soll die Erkenntms des Menschen 
über die grimdl eg enden Zusammenhänge der Ma- 
terie erweitert werden. Die Gmndlagenkemfor- 
schung umfaßt die Teilgebiete Elementarteilchen- 
physiki MiUelenerglephysikt Kern- und Schwer* 
ionenforsdiung und die nukleare Festkörperphysik, 
Kern physikalische Methoden (z. B- Mößbauer-Effekt, 
Neutronenstreuung. Synchrotronstrahlung, Pi-Me- 
sonen) werden in waciisendem Maße auch in der 
Chemie, Biologie, Medizm sowie Elektronik ver- 
wandt, so daß der Kernforscfaung heute eine Sdilüs- 
selfunktion für weite Gebiete der Naturwissenschaf- 
ten zukommt 

Widitigsles HilfsmiUel für die Grondlagenkernfor- 
sdmng sind Großgeräte, wie Beschleuniger und For* 
schungsreakloren, die wegen ihrer hohen Invesli- 
Uons- und Betriebskosten von nationalen und inter- 
na Üonalen Forsduingszentren betrieben werden 
[z. B. der Positron -Elektron-Speidierring PETRA mit 
2X9 GeV bei DE5YJ Zur planvollen Nutzung 
dieser Großgeräte auch durdi Hu^hsdiulen und MPG 
werden Forschungsarbeilen im Verbund, d. h. im 
Zusammenhang umfassender Forschungsthemen und 
Forsdiungsprogramme durdigeführt. Diese Organi- 
sationsform soll zur besseren Kooperation und In- 
formation zwischen Forsdiungsgruppen verschiede- 
ner Herkunfl beitragen. Hierdurch hat die deutsche 
Gmndlagenkemforschungt gemessen am internatio- 
nalen Stand, ein sehr hohes Niveau erreicht. 

In den kommenden Jahren werden Entscheidungen 
über den weiteren Ausbau des UNILAC^) der Ge- 
sellschaft für SchwerionenfoTschurLCj zu relativisti- 
schen Energien und über moderne Neutronenquel- 
len als Ersatz für veraltete Forsch ungsreakioren in 
der BundesrepubUk Deutschland und — noch lang- 


Ü vgL Empfelilungen des Gutachttfiausrsdiusses Groß- 
invesliüonnn in der Grundlagenforschung, Bonn 1975 

vgl. Programm Gi und lagen kemforschung und melho- 
disdi verwandte Gebiete 1977 bis L9Ö1 

vgl. Abkiijzungsverzeichnis S. 446. 
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fristiger — als Nadifolge des HöchsUlußreaklors in 
Grenoble vorzubereiten sein. Möglichkeiten und Al- 
ternativen für den weiteren Ausbau von Gern *) und 
DESY *), z. B. mit einem Elektron-Positron-Speicher- 
ring von 2 X 100 GeV und/oder einer Erweiterung 
von PETRA durch einen supraleitenden Speicherring 
zur Erkennung der Elektron-Protron- Wechsel Wir- 
kungen werden untersucht. 


1.1^ Extraterrestrische Grundlagenforschung 

71. Durch die extraterrestrische Grundlagenfor- 
schung werden untersucht, 

1. Struktur, Entstehung und Alter der Erde, des 
Sonnensystems und des Universums (Astronomie 
und Astrophysik), 

2. Beziehungen zwischen der Sonne und Erde. d. h. 
die Vorgänge auf der Sonne, im interplanetaren 
Raum und der Erdatmosphäre (solarterrcstrische 
Beziehungen), 

3. Einflüsse der Weltraumstrahlung und der Schwe- 
relosigkeit auf den Menschen und biologische 
Organismen (Medizin, Biologie). 

Die Entwicklung der Astronomie und Astrophysik in 
den letzten Jahren ist durch aufsehenerregende Ent- 
deckungen (z. B. Quasare) und wissenschaftliche 
Raumfahrtmissionen (US-Apollo-Programm, Helios 
A und B) gekennzeichnet. Die Ergebnisse der wis- 
senschaftlichen Experimente sind nunmehr auszu- 
werten sowie neue Experimente für Spacelab und 
andere Missionen sorgfältig vorzubereiten. Durch 
den Einsatz technisch komplizierter und hochspeziali- 
sierter Hilfsmittel (Höhenforschungsraketen, Satel- 
liten, Raumsonden und Spacelab als Transportmittel 
sowie Empfangsstationen, Teleskope und Rechen- 
zentren) sind Raumflugtechnologie und Grundlagen- 
forschung eng miteinander verzahnt. Die extrater- 
restriche Grundlagenforschung wird wegen der ho- 
hen Kosten, der übergreifenden Aufgabenstellung 
und mangels nationaler Trägerraketen und inländi- 
scher Startplätze in internationalen Programmen so- 
wohl bilateral mit der NASA, wüe multilateral in- 
nerhalb des wissenschaftlichen Programms der ESA 
durchgeführt. 

Die bodengebundene .extraterrestrische“ Forschung 
wird in der MPG institutionell, von der DFG pro- 
jektmäßig gefördert, z. B. die neuen Geräte der op- 
tischen Astronomie (Sternwarten der ESO in Chile 
und der MPG in Spanien) sowie der Radioastronomie 
(Radioteleskope in Deutschland und Frankreich). 


1.1.3 Anwendungsofientierte Sozlalforschung 

72. Verläßliche soziale Daten und Prognosen über 
Struktur und Veränderung der Gesellschaft, empi- 
risch fundierte Analysen von Entstehung, Ausmaß 
und Lösungsmöglichkeiten gesellschaftlicher Proble- 
me sind unverzichtbare Grundlagen gestaltender Ge- 
sellschaftspolitik. 


Die kontinuierliche wissenschafliche Beratung der 
Politik ist bisher im wesentlichen auf die wirtschafts- 
wissenschaftliche Forschung, insbesondere der 
außeruniversitären wirtschaftswissenschafllichen 
Forschungsinstitute beschränkt. Sie geben durch ihre 
halbjährlichen Wirtschaftsprognosen und Sondergul- 
achten (z. B. zum Energiebedarf, zu den Möglichkei- 
ten einer Strukturberichterslattung) wichtige würt- 
schaflswissenschaftliche Grundlagen für die Wirt- 
schaftspolitik. Die Möglichkeiten sozialwissenschaft- 
licher Beratung insgesamt werden nicht in dem 
Maße genutzt, wie es vom Wissensbedarf der Politik 
erforderlich wäre. Auf Seilen der Sozialwissenschaf- 
ten liegen die Ursachen dafür in organisatorischen 
und strukturellen Mängeln, z. B. durch die instilulio- 
nelle Zersplitterung in kleine Institute, hohe fach- 
liche Spezialisierung, wenig kooperative Forschung 
in größeren Zusammenhängen. Die anwendungsbe- 
zogene empirische Sozialforschung muß daher ge- 
stärkt sowie neue Kooperationsformen der sozial- 
wissenschaftlichen Forschung entwickelt werden. 

73. Im Rahmen der Technologieförderung hat an- 
wendungsorientierte Sozialforschung einen Beitrag 
zur bestmöglichen Entwicklung von Technologien 
unter den Gesichtspunkten ihrer humanen Gestal- 
tung für Verwender und Betroffene zu leisten. Die 
konventionelle Betrachtung einer Technologie unter 
nur technisch-naturwissenschaftlichen oder ökono- 
mischen Gesichtspunkten ist überholt. Jede Techno- 
logie besteht aus einer Kombination von ineinander- 
greifenden technischen, ökonomischen und sozialen 
Aspekten. Daher soll die Förderung der sozialwis- 
senschaftlichen Tedmologieforschung mit einer Kom- 
bination institutioneller und projektbezogener För- 
derung dazu beitragen, 

1, sozial wissenschaftliche Beiträge zur technologi- 
schen Entwicklung entsprechend dem konkreten 
Wissensbedarf der Technologiepolitik zu ermög- 
lichen sowie 

2. in den Sozialwissenschaften die Technologie- 
Kompetenz und das Interesse am Beziehungszu- 
sammenhang von Technik und Gesellschaft zu 
erhöhen. 

Aus dieser integrierten Betrachtungsweise folgt, 
daß sozialwissenschaftliche Technologieforschimg 
flexibel an verschiedenen Entwicklungsebenen ein- 
zusetzen hat: Als led\no\og\e-anstoßende Sozial- 
forschung, wenn bei anstehenden sozialen Proble- 
men die Vermutung für technologische Lösimgs- 
möglichkeiten spridil; als iechnoloqie-begleitende 
Sozialforschung im frühen Anwendungsstadium tech- 
nischer Neuerungen; als technologie-abschä/zende 
Sozialforschung zur Ermittlung gesellschaftlicher 
imd ökonomischer Konsecfuenzen vor dem prak- 
tischen Einsatz neuer Technologien. 

74. Neben diesem speziellen Aufgabengebiet an- 
wendungsorientierter Sozialwissenschaft wird ihre 
allgemeine Leistungsfähigkeit verbessert, die sich 
auf ihre Infrastruktur und Forschungsorganisation 
auswirkt. 


*) s. Abkürzungsverzeichnis S. 446 
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Die mullidisziplinäre Verbundforschung wurde von 
den beteiligten Bundesministerien als ein Modell 
entwickelt und an drei ressortübergrcifenden Frage- 
stellungen erfolgreidi erprobt (Bürgernahe Gestal- 
tung der sozialen Umwelt, Probleme der Ausländer- 
beschäftigung, Empirische Verbraucherforsdiung). 
Das Modell umfaßt mehrere interdisziplinär zusam- 
mengesetzte Projektgruppen und eine wissenschaft- 
lidie Koordinierungsstelle. Es sieht gemeinsame 
Forschungsplanung und stetigen Dialog mit Vertre- 
tern der Praxis in einem projektbegleitenden Gre- 
mium vor. 

In einem Sonderprogramm * Empirische Sozialfor- 
schung" fördert der BMFT über die DFG koordinierte 
Anträge zur Wirkungsforschung politischer Maß- 
nahmen, zur Medizinsoziologie, zur Politikverflech- 
tung in Verdichtungsräumen und zur interdisziplinä- 
ren Arbeitsmarktforschung. 

75. Die Förderung des Wissenschaftszentrums Ber- 
lins (WZB) und der Deutschen Gesellschaft für Frie- 
dens- und Konfliktforschung pGFK) trägt zur kon- 
tinuierlichen, empirisch angelegten sozialwissen- 
schafllichen Forschung bei. 

Das WZB ist eine Trägerorganisation für sozialwis- 
senschaftliche Forschungseinrichtungen mit der Auf- 
gabe, problemorientierte, z. T. international ver- 
gleictiende Forschung in einzelnen Schwerpunktbe- 
reichen zu betreiben. Es erhöht die Attraktivität Ber- 
lins im wissenschaftlichen Bereich durch die Einbrin- 
gung internationaler Wissenschaft und Forschung 
und durch die Zusammenarbeit mit Universitäten 
und anderen Forschungseinrichtungen in Berlin. 

Aufgabe der Deutschen Gesellschaft für Friedens- 
und Konfliktforschung ist es, Programme zur Förde- 
rung der Friedens- und Konfliktforschung und zur 
Verbreitung des Friedensgedankens zu entwickeln. 
Sie konzentriert sich auf zwei Schwerpunkte: die 
Friedenswahrung und Ubergangsstrategien in Eu- 
ropa sowie auf Konflikte zwischen westeuropäischen 
Industriestaaten und Entwicklungsländern und de- 
ren friedliche Überwindung. 

76. Darüber hinaus bedarf es zentraler Service- 
Einrichtungen, die ihre Arbeit auf Instrumente, Me- 
thoden und Daten für die empirische Sozialforschung 
ausrichten. Sie bieten Wissenschaftlern für ihre For- 
schungstätigkeit eine sozialwissenschaftliche Infra- 
struktur, die ihnen am Ort ihrer Tätigkeit nicht 
oder nur in beschränktem Umfang zur Verfügung 
steht. Die Bundesregierung prüft daher, w'elche Ser- 
viceeinrichtungen neben dem Fachiniormalions- 
system „Sozial Wissenschaften" geschaffen werden 
müssen, um die Situation in diesem Bereich zu ver- 
bessern. 


1.2 Blldungs- und Berufsbildungsforschung 

77. Die Bildungs- und Berufsbildungsforschung lie- 
fert quantitative und qualitative Grundlagen, um 
bildungspolitische Maßnahmen zu planen und durdi- 
zuführen und ihre Auswirkungen zu überprüfen. 


Dabei ist die Förderung der Bildungsforschung durch 
die Bundesregierung wegen der eingeschränkten Zu- 
ständigkeiten des Bundes im Bildungswesen be- 
grenzt. Entscheidende bildungspolitische Kompeten- 
zen und wesentlidie Aufgaben zur Förderung der 
Bildungsforschung liegen bei den Landern (vgl. 
Schaubild 9). 

Schau bild 9 
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Eine Bilanz der Bildungspolitik seit Mitte der GOer 
Jahre zeigt, daß der gewollte und geforderte Aus- 
bau des Bildungswesens nicht alle Bildungsbereiche 
gleichmäßig erfaBt hat. Inhaltliche Reformen in Schu- 
le, Betrieb und Hochschule sind nicht in dem ge- 
wunsdite.n Maße fortgeschritten. Bildungsforsdiung 
als wissenschaftliche Politikberatung soll diese 
Schwierigkeit überwinden helfen. Dabei dürfen die 
gesellschaftlichen und pädagogischen Aufgaben des 
Bildungswesens nicht von aktuellen wirtsdiafl liehen 
und finanziellen Problemen verschüttet und der 
mühsam erreichte Fortschritt beim Abbau von Chan- 
cenungleichheiten nicht zurückgenommen werden. 
Zentrale Aufgabe der kommenden Jahre mit gebur- 
tenstarken Jahrgangen ist es, ausreichende zukunfls- 
orientierte Bildungsangebote in Schulen, Betrieben, 
Hochschulen und Einrichtungen der Weiterbildung 
zu schaffen. Hierbei sind die Ausbildungsinhalte 
weiterzuentwückeln und besser abzustimmen, die 
notwendigen Strukturentscheidungen zu treffen und 
die Bildungskapazitälen rationeller auszunutzen. 
Der in Teilbereichen des Bildungssystems bereits 
spürbare Rückgang der Nachfrage eröffnet — auch 
im Hinblick auf die nachfolgenden geburtenschwa- 
chen Jahrgänge — zusätzliche Möglichkeiten, das 
Angebot cpialitativ zu verbessern, insbesondere Be- 
nachteiligungen auszugleichen und die Chancen- 
gleichheit zu fördern. 

78. Wissenschaftliche Ergebnisse der Berufsbil- 
dungsforschung sind notwendig, um die berufliche 
Bildung weiterzuentwickeln und sie an die tech- 
nischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ver- 
änderungen anzupassen. Berufsbildungsforschung 
untersucht die Arbeitswell ln ihren direkten oder in- 
direkten Wirkungen auf die Berufsbildung sowie die 
Strukturen und Inhalte der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung in ihrer Beziehung zur Arbeitswelt 
und zu den beruflichen Tätigkeitsanforderungen. 
Hierzu werden die Veränderungen der Berufsstruk- 
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turen analysiert, die Qualifikaüonsverwertung am 
Arbeitsplatz erforscht und die Leminhake, -metho- 
den und -materialien für einzelne Berufszweige und 
Berufe erarbellet. Die Berufshildungsforschung ist 
Aufgabe des BundesinsUluts für Berufsbildung und 
des Instituts für ArbeitsmarkU und ßcrufsforsdiung 
der Bundesanstalt für Arbeit, Gegenstand der Be^ 
rufsbildungsforsdiung des Biindesinslituts für Be- 
rufsbildung sind Ansbildungsplatzangeboh Ausbü- 
dungsqualitätf berufliche Weiterbildung, berufliches 
Lernen, Lehr- und Lemmaterialien sowie die Aus- 
bildung von benachteiligten Jugendiidien. 

79, Zu den bildungs* und beruf sbildungspolitisdien 
Schwerpunkten gehören: 

1. Vorbereitung auf die Arbeits- tmd Berufswelt in 
Sdiule und Hochsdiulei 

2, Verbessening der Informationsbasis füj die Bil- 
dung splantmgi 

3, Erweiterung und Modernisierung des Ausbil- 
dungsplatzangebots; 

4. Aus- und Fortbildung von Personal; 

5. Förderung besonderer Gruppen im Bildungssy- 
stem, insbesondere von Behinderten^ Ausländem 
und sozialkulturell Benachteiligten emsdüießUdt 
der Beseitigung gesdüechtsspezifiscber Benach- 
teiligungen; 

6. Intensivierung der Qualifikationsforsdumg; 

7, Förderung der betrieblichen und außerbetrieb- 
liehen Weiterbildung einsdiUeßlidi der Weiter- 
bildung an Hochsdiulen; 

8, Verbesserung der Beratung im Bildungs wesen. 

Bei der internationalen Zusammenarbeit in der Bil- 
dungs- und Berufsbildungsforsdiung werden vom 
Europarat und von den Europäischen Gemeinschaf- 
ten zentrale Projekte in internationaler Kooperation 
gefördert. Beim Aufbau eines europäischen Doku- 
menlations- und Informationssystems für das Bil- 
dungswesen konnten Fortsdhritte erzielt werden, Die 
Bundesregierung wird Lnternationale Vorhaben die- 
ser Art audi künftige im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten imterstützen und fördern. 


1,3 Information und Dokumentation 


SO. Die Entwidclung von Forschung und Tedinikj 
Wirtschaft. Verwaltung, PoLLük und Gesellschaft 
wird entscheidend dadurch bestimmt, wie gut und 
schnell die in der Welt vorhandenen Erkenntnisse 
und Erfahrungen weitergegeben und genutzt werden 
können, 

Information gewinnt einen eigenen Stellenwert als 
Produktionsfaktor neben Arbeit, Kapital und Roh- 
stoffen (vgl, Sdiaubild 10). 


S c h a u b i 1 d 10 



Um den Wissenslransfer innerhalb der Wissenschaft 
und zwischen Forschung, Ausbildung und Gesell- 
sdiaft zu verbessern und die notwendigen Informa- 
tionen bereilzustellen, fördert die Bundesregierung 
den Auf- und Ausbau öffentlich zugänglicher, wLs- 
senschaftlidier und technischer Informationsdienst- 
leistungen, Vermeidbare Doppelarbeit und Innova- 
ti ans Verzögerung aufgrund mangelnder Information 
sollen verhindert werden. Die Bundesregierung hat 
— aufbauend auf dem TuD-Programm *) — Maßnah- 
men mit den folgenden Förderzielen emgeleitet: 

L bereits bestehende Inform ationsdienstleis tu ngen 
zu stärken und zu ergänzen und einen integrier- 
ten Informations verbünd aufzubauen; 

2, zur Verbreitung und Nutzung der Information 
die mformaüons wissenschaftlichen Grundlagen 
und die tedinlsche und organisatorische Infra- 
struktur zu verbessern; 

3, die Zusammenarbeit bei Dokumentations- und In- 
formationsaufgaben im europäischen und inter- 
nationalen Rahmen zu fördern. 

Die vorhandenen Informations- und Dokumenta- 
tionsaktivitäten werden in etwa 16 überregionalen 
Fachinformationssy Sternen und einigen Informa- 
tionsei nrichtungen mit besonderer Zweckbestim- 
mung zusammengefaßl. Als Kern eines jeden Fach- 
informationssystems wird in der Regel ein selb- 
ständiges Fachinformationszenlrum (FIZ) eingerich- 
tet. Bis Ende 1979 wird ein Konzept für eine aus- 
gewogene räumliche Verteilung der Fachinforma- 
tionszentren vorgelegt. 

Die zentralen Fachinformationsemrichtungen stim- 
men ihre Kooperation in der Arbeitsgemeinsdiafl 
der Fachinformationszentren ab. Diese Kooperation 
ist notwendigT weil jede Fachinformationseinrich- 
tung nur einen fachlichen Ausschnitt zu den immer 
stärker interdisziplinär ausgerichteten Fragestellun- 
gen der Benutzer liefern kann, En dieser Arbeitsge- 
meinschaft sind auch die überregionalen zentralen 
FachbiblioLheken und die Gesellschaft für Informa- 
tion und Dokumentation (GID) vertreten. Die GID 
nimmt sdiwerpunktmäßig Forschungs-, Entwick- 
lungs- und Tnfrastrukturaufgaben wahr. 


‘1 vgl. Programm der Bundesregierung zur Förde rimg 
der Information und Dokumetitatiou 1974 bis 1977, 
Bonn 1975 
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Trägersdiaft, Rechts- und Organisationsform der 
Fachinformationszentren hängen von den Gegeben- 
heiten m den einzelnen Fachgebieten ab. In Frage 
kommen sowohl private als öffentlich-rechtliche 
Rechtsforraen sowie als Träger die öffentliche Hand 
oder Private. Die Bundesregierung strebt in der Re- 
gel privalrechllictie Einrichtungen an, die allen in- 
teressierten Gruppen aus Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verwaltung eine gemeinsame Beteiligung er- 
möglichen und einen direkten Einfluß auf die Unler- 
nehmenspolitik einräumen. Diese können ihre 
Dienstleistungsprodukte flexibel anbieten und ver- 
markten. Bei privaten Trägem kann der Benutzer 
darüberhinaus die Produktpolitik über den Markt- 
mechanismus leichter beeinflussen. Im Rahmen einer 
arbeitsteilig organisierten Wirtschaft wird durch 
eine weitergehende Dokumentation eine Rationali- 
sierung erzielt. Dies schlägt sich für den einzelnen 
Kunden einer angebotenen Dienstleistung in einer 
Kostenersparnis nieder. Umsomehr kann vom Be- 
nutzer der luD-Stellen erwartet werden, daß er sich 
an deren Finanzierung beteiligt. 

Die Grundsätze für die Preispolitik der Fachinfor- 
malionszentren sehen vor. daß die Dienstleistungen 
zu am Markt orientierten Preisen angeboten und für 
alle Benutzer zu gleichen Leistungsentgelten und 
Konditionen vertrieben werden sollen. Ziel ist eine 
Produkt- und Preispolitik, die eine möglichst breite 
Nutzung der Informationseinrichtungen fördern und 
zugleich den Zuschußbedarf vermindern oder zu- 
mindest in Grenzen hallen soll. Bestimmten ßenut- 
zergruppen sollen aus öffentlichem Interesse die Be- 
nutzungsentgelte aus dafür gesondert ausgewie- 
senen Mitteln ermäßigt oder erlassen werden kön- 
nen. 

81. Der Aufbau eines nationalen lnformalion.s- 
verbundes wird dem Benutzer ermöglichen, auf das 
gesamte Dienstleistungsspektnim der Fachinfor- 
mations- und Lileraturversorgungseinrichtungen 
und auf die vorhandenen DV-geslützten Datenbasen 
direkt oder über Informalionsvermitllungsstellen 
zuzugreifen. Bestandteile dieses interdisziplinären 
Verbundes sollen die zentralen Fachinformations- 
einrichlungen, die öffentlichen Informationsstellen 
der Verwaltung (z. B. des Statistischen Bundesamtes 
und des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung) sowie der bibliothekarischen Infor- 
mationsstellen (z. B. Deutsche Bibliothek) sein. Ein 
m der Planung befindliches überregionales Litera- 
turnachweis- und Fembeslellungssyslem der Biblio- 
theken, das den Leihverkehr beschleunigt und den 
bibliothekarischen Auskunfls- und Informations- 
dienst verbessert, und Fernbestellungssysteme des 
Verlagswesens und des Buchhandels sollen gleich- 
falls daran angeschlossen werden. Für die regio- 
nalen Problem- und branchenorientierten Informa- 
lionsvermittlungs- und Beratungsstellen bei Verbän- 
den, Handels- oder Handwerkskammern, Buchhand- 
lungen und Bibliotheken ist eine Anschlußmöglich- 
keit an den Kommunikalionsverbund vorgesehen. 

Dieser nationale Verbimd zielt darauf ab, den sehr 
differenzierten und laufenden Änderungen unter- 
worfenen Informationsbedarf der arbeitsteiligen 


Gesellschaft zu decken. Dabei sind Informationsver- 
mittlung und individuelle Beratung wichtig, da sich 
der Informationsbedarf nur dann befriedigend dek- 
ken läßt, wenn dies fachlich und geographisch be- 
nutzemah geschieht. 

Die fnformationsforschung soll weLterentwickelt, 
die wissenschaftlichen Grundlagen für ein leistungs- 
fähiges nationales Kommunikationsgefüge und die 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche Mitarbeit an 
internationalen Verbundsystemen geschaffen wer- 
den. 

Betriebswirlschaflliche Organisations- und Kosten- 
modelle für Informationseinrichtungen werden ent- 
wickelt und rechtsdogmatische und rechtspolitische 
Gesichtspunkte der Informationsverarbeitung er- 
forscht. Forschungskapazitäten für die Informations- 
Wissenschaft werden an Hodischulen weiter aufge- 
baut, Ausbildungskonzeptionen bis zur Integration 
in das gesamte Bildungswesen forlentwickelt und 
die staatliche Anerkennung von Ausbildungsab- 
schlüssen vorangetrieben. 

82. Die vielfältigen Informationsprobleme lassen 
sich nicht mehr in nationalen Grenzen lösen, da et- 
wa 90 — 95°/o des weltweiten Literaturaufkommens 
im Ausland erscheinen. Die zunehmend inlematio- 
nale Verflechtung in den einzelnen luD-Bereichen, 
verstärkl durdi den Aufbau europäischer und welt- 
weiter Informalions- und TelekommunikaÜons- 
systeme für den on-line Zugriff zu einer Vielzahl 
von Datenbasen, zwingt zu thematischer Arbeits- 
teilung und internationaler Projektdurchführung. 
Fördermaßnahmen streben den freien und ausge- 
wogenen Austausch wissenschaftlicher und techni- 
scher Erkenntnisse an, indem in arbeitsteiliger Zu- 
sammenarbeit das Informationsmalerial erfaßt und 
dusgewertet wird. Die wichtigste Aktivität auf eu- 
ropäischer Ebene ist der Aufbau des europäischen 
Datenübertragungsnetzes EIJRONET. Das nationale 
Verbundsystem wird an EURONET angeschlossen, 
um so den nationalen Informationszentren den eu- 
ropäischen Markt zu öffnen und deutsche Informa- 
tionsbenutzer aui ausländische Datenbasen zugrei- 
fen lassen zu können. 


2 Wirtschaftliche Leistungs- und Wettbewerbs- 
fähigkeit bei Ressourcenschonung und Er- 
haltung der natürlichen Lebensvoraussetzun. 
gen 

2.1 Sicherung der Energie- und Rohstoffversorgung 

2.1.1 Energieforschung und Energietechnologien 

83. Die wichtigsten Probleme, die die Energie- 
situation langfristig kennzeichnen, sind: 

t. die Vorräte der bisher haupisächlith genutzten 
fossilen Enefgieträgei sind begrenzt Vor allem 
die Weltvorräte an Erdöl und Erdgas werden 
in absehbaren Zeiträumea erschöpft sein. 
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2. Ein weiteres wirtschaftliches Wachstum in den 
Industrieländern und der Nachholbedarf der Ent- 
wicklungsländer werden in den kommenden 
Jahrzehnten zu weltweit steigender Nachfrage 
nach Energieträgern führen; dies gilt unter der 
Rahmenbedingung einer forcierten, weltweiten 
Energieeinsparpolitik. 

3. Eine schon früher eintretende Verknappung 
kann sich zudem dadurch ergeben, daß die Ge- 
winnung fossiler Energieträger entweder aus 
politisch-wirtschaftlichen Gründen oder wegen 
technischer Schwierigkeiten hinter der Nach- 
frageentwicklung zurückbleibt. 

4. Energieproduktion und -Umwandlung ist immer 
mit Umweltbelastungen verbunden, die begren- 
zende Bedingungen für den Umfang der Ener- 
gienutzung insgesamt und die Art der Verwen- 
dung einzelner Energieträger darstellen. 

Zur Lösung dieser Probleme orientieren sich die 
Maßnahmen des Programms Energieforschung 
und Energietechnologien 1977 bis 1980 ') (vgl. Schau- 
bild 11) in Übereinstimmung mit dem Energiepro- 
gramm der Bundesregierung an den folgenden Zie- 
len: 

1. mittel- und langfristige Sicherung der Energie- 
versorgung, 

2. Bereitstellung der Energie zu günstigen volks- 
wirtschaftlichen Gesamtkosten auf lange Sicht, 

3. sachgerechte und frühzeitige Berücksichtigung 
der Erfordernisse des Umweltschutzes und des 
Schutzes der Bevölkerung und der Beschäftigten 
vor Gefahren bei Energieumwandlung und An- 
wendung von Energie, 

4. Steigerung der technologischen Leistungsfähig- 
keit zur Erhaltung der wirtschaftlichen Wettbe- 
werbsfähigkeit in der Energietechnik. 

Schaubild 11 


FuE-Ausgaben des Bundes zur Sicherung 
der Energie- und Rohstoffversorgung 
1 975 bis 1 9Ö1 — Millionen DM — 



Rationelle Energieverwendung Im Anwendungs- und 
Sekundärenergiebereich 

84. Ein sparsamer und rationeller Umgang mit den 
begrenzten Energievorräten ist für die kommenden 
Jahrzehnte die Priorität Nummer Eins in der Ener- 


*) Programm Energieforschung und Energietechnologien 
1977 bis 1980, Bonn 1977 


giepolitik. Dadurch sollen Ressourcen gestreckt und 
die mit der Energienutzung verbundenen Umwelt- 
belastungen in Grenzen gehalten werden. System- 
analytische Untersuchungen haben gezeigt, daß das 
größte Einsparpotential im Bereich Haushalt und 
Kleinverbrauch liegt. Maßnahmen zur Sicherung 
des Energiebedarfs können deshalb hier ansetzen. 
Vorhaben im Industriesektor versuchen, Verfahren 
zu ermitteln und zu verbessern, die über den An- 
reiz der Kostenminderung hinaus wesentliche Ein- 
sparungen erwarten lassen. Im Verkehrssektor kön- 
nen Einsparmöglichkeiten auch mit Systemverände- 
rimgen verbunden sein, die deshalb im Rahmen der 
grundlegenden Weiterentwicklung der Verkehrs- 
technologien verfolgt werden. 

Es werden verbesserte oder neue Technologien zur 
Umwandlung von Primär- und Sekundärenergie 
entwickelt, die sicherer, sparsamer, wirtschaftlicher 
und umweltfreundlicher sind. Hierzu zählen die Ent- 
wicklungsarbeiten zur Wärme/Kraft-Kopplung durch 
kombinierte Erzeugung von nutzbarer Wärme und 
elektrischer Energie. Darüber hinaus erstrecken 
sich die Arbeiten auf den Transport von Strom, 
Fernwärme und andere Sekundärenergieträger, neu- 
artige Speichermethoden, z. B. für Gas- und Wärme- 
träger sowie Produktions-, Transport- und Speicher- 
technologien für neue Sekundärenergieträger wie 
Wasserstoff und Methanol. 


Kohle und andere fossile Primärenergieträger 

85. Der einzige Energieträger, von dem in der 
Bundesrepublik größere Vorkommen lagern, ist die 
Kohle. Sie muß zur Sicherung der Energieversor- 
gung der Bundesrepublik vorrangig genutzt werden. 
Für die Steinkohle bedeutet das kurzfristig, daß der 
Absatz in der Kraftwirtschaft und im Wärmemarkt 
aufrechterhalten und verstärkt wird. Die Umwelt- 
belastung durch Steinkohlekraftwerke soll mit neuen 
Technologien weiter verringert, der Wirkungsgrad 
gleichzeitig erhöht und die Investitionskosten ge- 
senkt werden, über die Fernwärmeversorgung aus 
umweltfreundlichen stadtnahen Heizkraftwerken so- 
wie über die Nutzung zur industriellen Prozeß- 
wärmeerzeugung kann die Kohle wieder Eingang in 
den Wärmemarkt finden, aus dem sie durch das 
leichte Heizöl und das Erdgas weitgehend verdrängt 
worden ist. 

Langfristig muß Kohle in edlere Produkte umge- 
wandelt werden, um Erdöl und Erdgas teilweise er- 
setzen zu können. Die Herstellung von Brenn- und 
Synthesegasen aus Braun- und Steinkohle wurde 
bereits in der Vergangenheit großtechnisch betrie- 
ben. Es geht um die Weiterentwicklung der be- 
kannten Gaserzeugungstechnologien auf der Grund- 
lage der bisherigen Kenntnisse. Neue Technologien 
sind zu entwickeln, wenn die Prozeßwärme aus 
Kernreaktoren für die Kohlevergasung genutzt wer- 
den soll. 

Die Kohleverflüssigung führt zu Produkten mit hö- 
herer Energiedichte als Kohle, so daß sie hinsicht- 
lich Transport und Speicherung die gleichen Vor- 
teile wie Mineralöl haben. Die Kohleverflüssigungs- 
verfahren sind heute noch nicht wirtschaftlich; we- 
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gen der absehbaren Verknappung des Erdöls müs- 
sen sie jedodi weiterentwidcelt werden. 

Es ist zu erwarten, daß Energieträger und Chemie- 
rohstoffe aus Kohle in allen Ländern, die über 
Kohlevorräte verfügen, in Zukunft an Bedeutung 
gewinnen werden. Die Entwicklung von Verfahren 
zur Kohleveredlung stellt somit nicht nur einen 
Beitrag zur Sicherung der Energie- und Rohstoffver- 
sorgung dar, sondern bietet zugleich der deutschen 
Industrie die Möglichkeit für den Export von Know- 
how und entsprechenden Anlagen. 

Neue Energiequellen 

86. Die Erkenntnis, daß die heute vorherrschenden 
Energiequellen — Erdöl, Erdgas und Kohle — in 
absehbarer Zukunft nicht mehr zur Deckung des 
Weltenergiebedarfs ausreichen, führte dazu, daß 
die Erschließung neuer Energiequellen eines der 
wichtigsten Ziele der anwendungsorientierten For- 
schung ist. Neben der Entwicklung der Kernspal- 
tungstechnik verfolgt die Kemenergieforschung 
seit mehr als 20 Jahren den Weg, die Bindungs- 
energie der Atomkerne durch die kontrollierte Ver- 
schmelzung leichter Kerne, der Wasserstoffisotope 
Deuterium und Tritium, nutzbar zu machen. Die Ar- 
beiten zur kontrollierten Kernfusion erforschen die 
physikalischen Verhältnisse und Abläufe beim Ein- 
schluß sehr heißer und dichter Plasmen, wie sie 
kontrolliert ablaufende Fusionsreaktoren erfordern. 
Darüber hinaus werden zunehmend die schwierigen 
Probleme des Wandmaterials, der supraleitenden 
Magnete, der Brennstoffzufuhr und -abfuhr, der 
Sicherheit (u. a. Radioaktivität des Tritiums) und 
des Umweltschutzes untersucht. Hierzu wird im 
Rahmen des EG-Fusionsprogramms die thermonu- 
kleare Großfusionsanlage (Joint Europea Torus) in 
Culham (Großbritannien) errichtet. 

Neben den Möglichkeiten, natürliche Vorräte und 
Vorgänge für die Energieversorgung zu nutzen, 
werden alle Energiequellen erforscht, die unter an- 
nehmbaren ökonomischen und ökologischen Bedin- 
gungen einen Beitrag zur langfristigen Energiever- 
sorgung leisten können. Dabei steht die Sonnen- 
energienutzung im Vordergrund, da sie langfristig 
nicht an Ressourcen der Erde gebunden ist und keine 
zusätzlichen Wärme- oder Schadstoffbelastungen der 
Erde verursacht. In Mitteleuropa kann die Sonnen- 
energie in Wärme zunächst zur Warmwasserberei- 
tung und in einem weiteren Schritt für Heizungs- 
zwecke umgewandelt werden. Die Nutzungschancen 
der Sonnenenergie für die Elektrizitätserzeugung 
sind in Mitteleuropa gering, in Ländern mit stär- 
kerer und regelmäßiger Sonneneinstrahlung dage- 
gen aussichtsreich. Die Bundesregierung fördert hier- 
zu Projekte im Rahmen der EG, der lEA und auf 
bilateraler Ebene zusammen mit Ländern der Drit- 
ten Welt. 

Die Windenergie kann ebenfalls einen — wenn auch 
geringen — Beitrag zur Energieversorgung leisten, 
der von Bedeutung sein könnte in einzelnen Re- 
gionen sowie besonders für Länder, die eine mehr 
dezentrale Organisation der Energieversorgung ha- 
ben. Nach Durchführung grundlegender Arbeiten 


werden Windenergieanlagen im großtechnischen 
Maßstab entwickelt und erprobt? mit dem Bau einer 
3 MW-Anlage wird 1979 begonnen. Das Potential 
der Energiegewinnung aus Gezeiten oder Erdwärme 
läßt sich z. Z. nicht abschätzen. FuE-Aktivitäten er- 
mitteln daher zunächst das technisch und wirtschaft- 
lich nutzbare Potential. 


Kernenergie 

87. In den vergangenen Jahren haben Kernkraft- 
werke mit Leichtwasserreaktoren in großen Lei- 
stungseinheiten den Durchbruch zur technischen und 
wirtschaftlichen Reife erreicht. Neben Kohle, Erdöl 
und Erdgas kann die Kernenergie unsere Energie- 
versorgung sichern helfen. Die Bundesregierung 
hält den Ausbau der Kernenergie nach vorrangiger 
Nutzung der rationellen Energieverwendung und 
der deutschen Kohle in dem so begrenzten Ausmaß 
für unerläßlich und aufgrund des erreichten hohen 
Sicherheitsstandes auch für vertretbar. 

Es ist Aufgabe des Staates, dafür zu sorgen, daß 
durch die friedliche Nutzung der Kernenergie keine 
unzumutbaren Gefährdungen für die Menschen ein- 
treten. Aus diesem Grunde werden von den Ge- 
nehmigungsbehörden für Bau und Betrieb von 
Kernkraftwerken strenge Sicherheitsauflagen ge- 
macht. Um die dazu nötigen Kenntnisse zu vertiefen 
und die Sicherheitstechnik weiterzuentwickeln, wer- 
den wissenschaftlich-technische Untersuchungen 
durchgeführt. 

Eine wichtige Aufgabe von erheblichem Sicherheits- 
interesse ist die Schließung des Brennstoffkreislaufs 
für die Leichtwasserreaktoren. Hierzu wurde in der 
Bundesrepublik Deutschland das Konzept einer inte- 
grierten Entsorgungsanlage entwickelt. Es verbindet 
Wiederaufbereitung und Rezyklierung der Kern- 
brennstoffe an einem Ort mit der Endlagerung der 
radioaktiven Abfälle. 

Forschungs- und Entwicklungspolitik auf dem Gebiet 
der Kernenergie hat auch Vorsorgeaspekte zu be- 
rücksichtigen. Hierzu gehören die Aufwendungen 
für die Entwicklung fortgeschrittener Reaktorsyste- 
me wie des gasgekühlten Hochtemperaturreaktors 
und des natriumgekühlten Schnellbrutreaktors. 

Reaktorsicherheit und Strahlenschutz 

88. Ziel der Untersuchungen auf dem Gebiet der 
nuklearen Sicherheit und des Strahlenschutzes ist es, 
bei der Nutzung der Kernenergie in einem so dicht- 
besiedelten Gebiet wie der Bundesrepublik Deutsch- 
land den Schutz der Bevölkerung in bestmöglicher 
Weise zu gewährleisten. Wenn Reaktorsicherheit 
und Strahlenschutz trotz des bereits erreichten ho- 
hen Niveaus weiter mit staatlicher Unterstützung 
gefördert werden, so hat dies im wesentlichen fol- 
gende Gründe: 

1. Das verbleibende Risiko der Bevölkerung, durch 
Störfälle zu Schaden zu kommen, soll auch bei 
zunehmender Kernenergienutzung äußerst klein 
bleiben im Vergleich zu anderen zivilisatorischen 
Risiken. 
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2. Die Strahlenbelastung des mit Wartung und Re- 
paraturen beschäJtigten Personals soll durch ver- 
besserte Auslegung der kern tedhni sehen Anla- 
gen und durch Weiterentwicklung der tech- 
nischen Hilfsmittel weiter herabgesetzt werden. 

3. Die mittlere Strahlenbelastung der nicht beniflich 
strahlenexponiertcn Bevölkerung soll unter den 
nach der Strahlenschutzverordnung maximal zu- 
lässigen Werten liegen. 

Brennstoffkreislauf 

89. Bei der nuklearen Energieversorgung muß das 
Kernkraftwerk zusammen mit dem Brennsloffk reis- 
lauf als Gesamtsystem gesehen werden. Langfristig 
sind alle Komponenten dieses Systems für eine wirt- 
schaftliche und sidiere Nutzung der Kernenergie er- 
forderlich. 

Der Brennstoffkreislauf umfaßt die Versorgung der 
Kernkraftwerke mit Brennstoff und die Entsorgung 
der Kernkraftwerke von abgebranntem Brennstoff 
einschließlich radioaktiver Abfälle sowie der Rück- 
führung von nicht verbrauchtem und neu erzeugtem 
Brennstoff. 

Im Hinblick auf die Risiken des Weltmarktes, die 
Langfristigkeit der Explorationsvorhaben und die 
enge Verbindung der Uran Versorgung mit dem ge- 
samten nuklearen Brennstoffkreislauf hat die Bun- 
desregierung die deutsche Industrie bei ihren Pro- 
spektions- und Explorationsvorhaben unterstützt 
und wird dies im Rahmen des Rohstoffprogramms, 
soweit es gerechtfertigt erscheint, in Zukunft tun. 
Die für den Betrieb von Leichtwasserreaktoren 
(LWR) erforderliche Urananreicherung erfolgte bis 
vor kurzem nur im Ausland in Anlagen, die nach 
dem Diffusionsverfahren arbeiten. Der Zubau an 
Kernkraftwerken hat zur Folge, daß spätestens in 
den 80er Jahren der Bedarf durch die bestehenden 
Anlagen nicht mehr gedeckt werden kann. Daher 
wurden erhebliche Mittel bereitgestellt, um gemein- 
sam mit Großbritannien und den Niederlanden eine 
europäische Anreicherungskapazität durch die Ent- 
wicklung und Nutzung des Gaszentrifugenverfah- 
rens aufzubauen. Außerdem wird das Trenndüsen- 
verfahren weiterentw’ickelt. 

Die Anlagen des Leichtwasserreaktor-Brennstoff- 
kreislaufs, soweit sie die Entsorgung betreffen, be- 
finden sich in der Bundesrepublik Deutschland noch 
im Stadium der Pilotanlagen oder Prototypen. In 
einigen Bereichen werden noch erhebliche Anstren- 
gungen unternommen, um die Technologie solciier 
Anlagen und einzelner Komponenten sowie Verfah- 
rensschritte zu vervollkommnen, öffentliche Mittel 
werden bei der Entsorgung vor allem für sicherheits- 
relevante Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
aufgew^andt. 

Die mit Bundcsmitteln errichtete und betriebene 
Wiederaufarbeitungsanlage (WAK) in Karlsruhe hat 
in den letzten Jahren positive Betriebserfahrungen 
bei der Wiederaufarbeitung der Brennelemente aus 
heutigen Leichtwasserreaktor-Kemkraftwerken ge- 
liefert. Zusätzlich stehen die umfangreichen Erfah- 
rungen aus der mit deutscher Beteiligung bis 1974 
betriebenen EUROCHEMIC-Anlage in Mol/Belgien 
zur Verfügung. Es zeigten sich auch eine Reihe von 


Schwachstellen bei Komponenten und Verfahrens- 
schritten, die bis zu der jeweiligen Bauphase bzw. 
vor Inbetriebnahme einer Anlage im industriellen 
Maßstab noch beseitigt werden müssen. Hierzu müs- 
sen die Komponenten optimiert und weilerentwik- 
kelt, die Instrumentierung und Meßanalytik verbes- 
sert, die Abfallmengen verringert und die Einrich- 
tungen zur Rückhaltung der radioaktiven Isotope 
weiterentwickelt und erprobt werden. 

Besondere Bedeutung kommt weiterhin der Kondi- 
tionierung und dem Einschluß der radioaktiven Ab- 
fallstoffe zu, d , h. deren Vorbereitung für die sichere 
Einlagerung im Salzstock. Diese Arbeiten werden 
in den Kemforschungszenlren durchgeführt; die Ein- 
lagerungstechniken wurden in der Versuchsanlage 
Asse II erprobt. 

Für die Entsorgung der Leichtwasserreaktor-Kern- 
krdftwerke ist in der Bundesrepublik Deutschland 
ein Konzept entwickelt worden, in dem Zwischen- 
lagerung, Wiederaufarbeitung, Spaltstoffrezyklie- 
rung, Abfallbehandlung und Abfallagerung ein 
räumlich integriertes Gesamtsystem darslellen. 
Dies bedeutet insbesondere die Errichtung einer 
Wiederaufarbeitungsanlage in unmittelbarer Nähe 
eines für die sichere Einlagenmg der Abfälle ge- 
eigneten Salzslocks. Die Landesregierung des Bun- 
deslandes Niedersachsen, das über derartige Salz- 
slöcke verfügt, hat am 16. 5. 79 erklärt, daß sie das 
integrierte Entsorgungskon/ept der Bundesregie- 
rung Ira Grundsatz für sicherheitstechnisch realisier- 
bar hält, über das weitere Vorgehen werden zwi- 
schen der Landesregierung, die in ihrer vorläufigen 
Stellungnahme empfohlen hat, das Projekt der Wie- 
deraufarbeitung nicht weiter zu verfolgen, und der 
Bundesregierung, die an einem integrierten Entsor- 
gungszenlrum feslhält, Gespräche geführt. 

In der Stellungnahme der Niedersächsischen Lan- 
desregierung und dem vorangegangenen Gorleben- 
Symposium, in dem Wissenschaftler mit unter- 
schiedlichen Grundemstellungen zur Kernenergie 
über das Entsorgungskonzept diskutiert hatten, sind 
eine Reihe von Fragen zu Sicherheit, Technik und 
Kapazität der geplanten Wiederaufarbeitungsanlage 
geäußert worden. Die Bundesregierung wird diesen 
Fragen wie jeder ernsthaften wissenschafUich-lech- 
nischen Frage und jedem Vcrbesserungsvorschlag 
ira einzelnen nachgehen. 

Die Bundesregierung prüft, welche zusätzlichen Ar- 
beiten in die bereits laufenden For.schungsprogram- 
me zur Technik der Wiederaufarbeitung aufgenom- 
men werden müssen. Außerdem sollen alternative 
Entsorgungstechnologien wie die Endlagerung abge- 
brannter Brennelemente ohne Wiederaufarbeitung 
Gegenstand von Untersuchungen sein. 

Fortgeschrittene Reaktoren 

Schnelle Brutreaktoren können den nutzbaren Ener- 
giegehalt des Urans um etwa das 60 bis 70fache 
steigern. Allein die großen Mengen von abgereicher- 
tem Uran für LWR, die bei einer möglichen Markt- 
einführung der Schnellen Brutreaktoren (in etwa 20 
Jahren) zur Verfügung stehen werden, könnten — 
entsprechende Wiederaufarbeitung vorausgesetzt — 
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die Bundesrepublik Deutschland für Hunderte von 
Jahren von üranimporten unabhängig machen. Zur 
Erprobung der Drüler-Tedinologie wird die Kom- 
pakte Natriumgekühlte Kernreaktoranlage (KNK 11) 
betrieben. Die internationale Zusammenarbeit, die 
beim Protolypreaktor SNR 300 mit Belgien und den 
Niederlanden begonnen wurde, soll verstärkt wer- 
den, Insbesondere ist eine enge Kooperation mit 
Frankreich auf Regierungs-* * Hersteller- und Betrei- 
berseUe und zwischen den Forschungszentren — 
vor allem durdi die deutsche Beteiligung am fran- 
zösischen Demon.stratiOQsprojekl Super-Phenix — 
eingeleitet worden. Auf deutscher Seite sind hierzu 
eine Kenntnisverwertungs- und Enlwickiungsgesell- 
sdiaft gegründet worden. Ober ein deuLsdies De- 
monslraüonsprojekt wird erst nach Sammlung von 
Betriebserfahrungen mit dem SNR 300 m Kalkar, 
also nicht vor Milte der ÖOiger Jahre, entschieden, 

Hoditemperaturreaktoren sind neben der Stromer- 
zeugung für die Erzeugung von Prozeß warme auf 
hohem Temperatumivcau (800 bis lüOO^ C) geeig- 
net, Nach dem Scheitern des Versuchs der General 
Atomic Company (GAC) Ende 1975, den Hochlempe- 
raturreaktor in den USA und der Bundesrepublik 
Deutschland ohne wesenlliche staatliche Hilfe zu 
kommerzialisieTen, trat eine Phase der Neuorien- 
tierung ein* 

Ausgehend vom Konzept des THTR 300 (Kugel- 
haufenreaklorl wurde die Planung eines Hochtem- 
peralurreaktors mit Helium turblne im Direklkreis- 
iauf (HHT-600 MWe) und eines Prozeßwärmereak- 
tors (PNP-500 MWth) in Angriff genommen. Um 
eine breite Basis lur die Entwicklung dieser Reaktor- 
linie zu erreichen, wird eine verstärkte inlemationa- 
le Zusammenarbeit mit der Schweiz, Frankreich und 
den USA ongestrebt* Eine deutsdie Demonstrations- 
anlage wird erst nach Vorhegen von ßetriebserfah- 
rungen mit dem THTR 300 in Schmehausen, also 
nidit vor Mitte der 80iger Jahre, beschlossen. 

Die Sidierhcitsforsdiung sowie auch die Forschung 
und Entwicklung vom Brennstof fkreislauf erfolgten 
bisher im Rahmen der Gesamleniwiddung dieser Re- 
aktorsysteme, Darüber hinaus werden z. Z. über- 
greifende Fragestellungen in speziellen SBR- und 
HTR-Sicherbeitsforschungsprogrammen ziisammen- 
gefaßt. 

Die Bundesregierung begrüßt den vom Deutschen 
Bundestag getroffenen BeschJuß, eine Enquete“ 
Kommission „Zukünftige Kernenergiepolitik " einzu- 
setzen, die auch die Entscheidung über die weitere 
Entwicklung und die Inbetriebnahme der fortge- 
schrittenen Reaklorlinien vorbereiten soll, 

Z1.2 Rohstoffversorgung 

91. Die Versorgung der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit den Energierohstoffen Erdöl, Erdgas und 
Uran ist infolge der sich langfristig verknappenden 
Reserven in einigen Jahrzehnten nicht mehr abge- 
sidiert. Die mineraUsdien Rohstoffe werden bis zur 
Jahrhundertwende kaum knapp, da ständig neue 
Reserven entdeckt werden; jedoch auch derartige 
Ressourcen sind mit Sicherheit begrenzt Zudem ist 
die Verfügbarkeit der Rohstoffe von politisdien 


Rahmenbedingungen abhängig. So haben die Ver- 
hältnisse in einigen Entwicklungsländern zu einem 
drastischen Rückgang der Exploraüons* und Berg- 
bauinvestilionen geführt. Ungewiß sind die Aus- 
wirkungen des Nord -Süd -Dialogs, insbesondere der 
UNCTAD-Verhandlungcn zur Schaffung eines Roh- 
stoffonds und von Rohstoffabkommen mit Preis- und 
Mengen-Regelmechanisraen sowie der auf der UN- 
SeerechtskonJerenz geforderten Meeresbodenbehör- 
de und des zwangsweisen Technologietransfers. 

Die Bundesregierung hat ihre Eorschungs- und Tech- 
nologiepolitik im Rahmenprogramm Forschung und 
Entwidriung zur Sicherung der Rohstoffversor- 
gung ^1, im Gesamiprogramm Meeresforsdiung und 
Meerestedinik und im Programm Energieforschung 
und Ene rgie lech nolog Le n sowie im Abfallwirt* 
schaflsprogramm *] niedergelegt* 

Sie soUen mittel- und langfristig versuchen, einen 
Beitrag zu folgenden Zielen zu leisten: 

L Erweiterung der Rohstoffbasis durch Verbesse- 
rung von Prospektioiis-, Exploraiions-, Abbau- 
und Anreidierungs verfahren. 

2. Einsparung und Wiederverwendung von Rohstof- 
fen. 

3. Substitution von Rohstoffen. 

4. Entwiddung neuer Werkstoffe unter Verwen- 
dung weniger seltener Ausgangsmatenalien, 

92. Die Bundesregierung hat die FuB-Maßnahmen 
zur Prospektion und Gewinnung von Erdöl und Erd- 
gas aus dem Untergrund des Meeres [sogen. Off- 
shore-TedinikJ verstärkt, um die deutsche meeres- 
tedmisdie Industrie wettbewerbsfähig zu erhalten. 
Bekannte Erdöllagerstätten können durch besondere 
Verfahren, wie das Einpressen von Flutwasser mit 
diemischen Zusätzen oder von HeiOdampf, wesent- 
lich besser ausgebeutet werden. Die Exploration von 
Erdöl- und Erdgaslagerstätten soll meüiodisch ver- 
bessert werden, insbesondere bei tieferen geologi- 
schen Formationen. Hierbei muß der Lagerslallen- 
inhall genau erkundet werden, um einen umfassen- 
den Abbau planen zu können. Neue kostengünsti- 
gere und aussagekräftigere Verfahren werden dazu 
enl Wickel L. Bei Uran und Thorium wird die deutsdie 
Industrie bei Prospektions- und Explorationsvorha- 
ben im Ausland {z. B. Kanada* Australien, Brasilien) 
und durch Risikobeteüigungen für Abnahiiiever- 
pflichtungen beim Ankauf von Anteilen an Uran- 
lagerstätten im In- und Ausland unlerstülzt. Die 
Bergtedinik hat in Deutsdiland bereits einen sehr 
hohen Stand. Durch den ständigen Teufenforlsdiritt 
und die großer werdenden Gruben wird die Berg- 
lechnik vor Aufgaben gestellt, die neue Tedinolo- 


Rahmenprogramm Forschung und Entwiddung zur 
Sithenmg der Rohstoffversorgung I9?ß bis 1979, Bonn 
1975 

Gesamiprogramm Meeresforschung und Meerestedinik 
in der Bimdesrepubi.k Deutschland 1976 bis 1979, 
Bonn 1976 

*) Programm Energieforsduing und Energietedinologien 
1977 bis 1980, Bonn 1977 

Abfallwirlschaftsprogramin 75 der Bundesregierung, 
Bonn. 1976 
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gien losen sollen. Neben einer Steigerung der Pro* 
duktivitäl müssen sie auch die Qualität der Arbeits- 
plätze untertage verbessern. Mit neuen Förderlech- 
niken, wie dem Hydrobergbau oder der Untertage- 
vergasung könnten Kohlevorrate in der steilen La- 
gerung oder ln sehr großer Tiefe genutzt weiden, 
die heute bergmännisdi nidit oder nur unwirtschaft- 
lich abgebaut würden. 

Bei den übrigen mineral isdxen Rohstoffen werden 
auch ärmere Lagerstätten erforschl und neuartige 
Abbaumethoden entwidcell. So wird geprüft^ inwie- 
weit in der Bundesrepublik Deutschland die Bohr- 
technik in größeren Tiefen verbessert werden kann. 
Hierbei wird eine genauere Kenntnis der inländi- 
schen mineralisdien Rohstoffreserven ermoglichl und 
eine Grundlage für einen weiteren Abbau geschaT 
fen. In diesen Zusammenhang gehören die Explora- 
tionsarbeiten über ManganknoBen, die neben Man- 
gan vor allem Nickel, Kupfer und Kobalt enthaltenf 
erste Förderversuche aus über 5 000 Meter Meeres- 
liefe sind berells erfolgreich verlaufen. 


93, Die sparsame und rationelle Rohstolfnutzung 
verlangt die Entwicklung rohstoffsparender — und 
damit audi umwellfreundlidier — Technologien so- 
wie von Technologien zur Rückgewinnung von Roh- 
stoffen. Der Zwang zu neuen rohstoffsparenden 
Technologien und Systemen nimmt bei steigenden 
Rohstoffpreisen ständig zu. Hier müssen jedodi nicht 
nur einzelne Verfahrensschrilte verbessert, sondern 
vielmehr ganze Systeme optimiert werden. Die bis- 
herigen FÖrdermaßnahnien betreffen kritisthe Punk- 
te aus dem gesamten Bereich der industriellen Ver- 
fahrenstechnik. Hierbei steht die Enlwicklmig mög- 
lichst geschlossener SLoffkreisläufe, die Substitution 
knapper Rolistoffe und Produkte, die Verbesserung 
der Stoffausbeute und die Verwendung von Neben- 
produkten im Vordergrund. Längerfristig soll damit 
ein Wechsel von kurzlebigen zu langlebigen Gütern, 
deren Rohstoffanteil rückgewinnbar ist, eingeleitet 
werden. 

Die Bundesregierung hat ihre Förderung auf FuE- 
Vorhaben der Eisen- und Stahlindustrie auf den Ge- 
bieten Verfahrenstechnik, Anwendungstechmk und 
Werkstoffeigensdiaften verstärkt^), Die Forderung 
der Meereswasserentsalzung — die bisher wirl- 
schaftüdi wenig erfolgreidi war — wird auf die Er- 
stellung tedinalogisdi funktionsfähiger und Wirt- 
schafliidier Anlagen konzentriert. Die Förderung der 
bisherigen Grondlagenforschungsarbeilen wird von 
der Deutschen Forschungsgemeinschafl übernommen. 

Im Rahmen des Abfaüwirtschaftsprogramms wurden 
zahlreiche Projekte zur Sorliening und Wiederver- 
wertung von AbfaBstoffen aufgegriffen. Ziel dieser 
Vorhaben ist eine Reduzieruiig der industriellen und 
kommunalen Abfallinenge, die Entwicklung neuer 
Produkte und damit die Erschließung von zusätz- 
lichen Märkten für Sekundärstoffe. 


vgl. zusä Izl idle MaBnahinen zur Förderung der Eisen- 
und Stahllorschung und -technologie 1978 bis 1981, 
Bonn 1978 


2.2 Informatlonstechnologien und technische Kom^ 
munlkatlon 

94. Datenverarbeitung, Nachrichtentechnik und 
Elektronik verändern tiefgreifend den Produktions- 
und Dienstleistungsbereidi. 

Die Automation in der Gülerproduküon dringt bei 
sinkenden Kosten der Elektronik in alle Fertigungs- 
stufen und erhöht die FlexibiJltät in der industriel- 
len Produktion, Bei abnehmenden Anforderungen 
an die Fertigung steigen diejenigen an die Entwick- 
lung und Vorbereitung der Fertigungsabläufe. 
Schreibmasdiinen werden durch Speicher- und Ver- 
arbeitungseinrichtungen zu Textautomateil. Sie kön- 
nen auf zentrale Datenbanken zutückgreifen und 
Texte untereinander vermitteln. Telefonapparate 
können um Funktionen wüe Kurz wähl oder Rufwie- 
derholung erweitert oder als einfadie Dateneingabe- 
geräte benutzt werden. Diese Entwicklung, aber auch 
der Preis verfall bei Mikrocomputern integriert die 
Datenverarbeitung auf längere Sicht in den einzel- 
nen Arbeitsplatz. 

Die optische Nachrichtentechnik in Verbindung mit 
der Halbleitertedinologie ermöglicht langfristig den 
Aufbau neuer Femmeldenelzer die in flexibler Wei- 
se zur Übermittlung von Text, Daten, Sprache und 
Bild genutzt werden können. Blldsdhirmtext und Ka- 
belfemsehen sind Vorläufer dafür. Dieser technische 
Wandel auf dem Gebiet der Übermittlung und Ver- 
arbeitung von Informationen führt zu Gesamtsy- 
stemen, die vielfältige Anwendungen ermöglichen. 
Eine gesonderte Behandlung einzelner Technologien 
ist nicht mehr zweckmäßig. Die Bundesregierung 
prüft, ihre FuE-Förderaklivitälen auf diesen Gebie- 
ten stärker zusammenzufassen (vgl. Schaubild 12)- 

Schaub ild 12 


FuE- Ausgaben des Bundes für die Föfderung von 
Infofmatlonslechnologlen und Technischer Kommunikation 
1 975 bis 1 961 — MIliionen DM — 



Dte neuen Informations- und Kommunikationstech- 
niken beeinflussen qualitativ und quantitativ Ar- 
beitsplätze und -abläufe in der Industrie und im 
DienstleLstungsbereidi. Einerseits werden Arbeits- 
plätze in der iodustrlellen Produktion und im Dienst- 
leistungsbereich — besonders im Büro- und Ver- 
waihmgsba reich — wegfallen oder qualitativ ver- 
ändert. Andererseits erfordern diese Technologien 
neue tnvestitionen im Produktions- und Anwen- 
dungsbereicii und schaffen neue Funktionen und 
Dienstleistungen, so daß ArbeitspLatze und neue 
Beruf sfetder geschaffen werden. Neben den Folgen 
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der InfoTmationslediniken für dte Arbeilsplätze ha- 
ben diese audi Auswirkungen auf das Informatious- 
gleidhgewjdit zwischen Bürger und Staat. Die Bürger 
werden in ihrer Freiheit betroffen, werm die elek- 
tromsdie Verarbeitung der personenbezogenen Da- 
ten des einzelnen in einer Weise erfolgt, daß miß* 
bräudilidie Einbrüdie in die Privatsphäre heraus^ 
gefordert werden, Zusälzlidi zum Bundesdaten- 
schutzgesetz, das dem Mißbrauch personenbezogener 
Daten Vorbeugen soll, wird die Bundesregierung 
die sozialen, kulturellen und politisdien Folgen der 
Anwendung moderner rnformalions- und Kommuni- 
kaüonstechniken für den einzelnen und die Gesell- 
schaft untersuchen lassen und die Entwicklung ge- 
eigneter Alternativtechniken fördern, 


2.2.1 Datenverarbeitung 

95 . Die Förderung der Datenverarbeitung erfolgt, 
Lira auf dem DV -Markt einen ausreichenden Wett- 
bewerb herzusteJlen. Die Erfolge der bisherigen DV- 
Fdrderung liegen im Systeniwissen und in Prcwduk- 
tcQ der Soft- und Hardware vor, die heute oder in 
einigen Jahren den Markt erreichen. Sie haben den 
Marktanteil der deutschen Computerindustrie er^ 
hübt und ihre Position im iniemationalen Wettbe- 
werb gefestigt. Der Prozeß der Umstrukturierung in 
dieser Branche ist noch in vollem Gang und wird 
geprägt von der raschen technologischen Entwick- 
lung im Bereich der Halbleiterbauelemente und der 
Syslemtcchnik, 

Die Sys lern tedinik hat sidi von zentralen DV-Anla- 
gen (StapelbeLrieb) über zentralgesteuerte Daten- 
femverarbeitungssysteme im Dialogbereich zu de- 
zentral arbeitsplatzorientierter Datenverarbeitung 
entwickelt. Systeme der Zukunft werden je nach 
Aufgabenstellung mehr oder weniger durdi das Zu- 
sammenspiel von zentralen großen und von dezen- 
tralen Arfaeitsplatzgeräten gekennzeichnet sein, ln 
diesem Rahmen zeidinet sich die Entwicklung der 
mittleren Datentedinik hin zu intelligenten, ln DV- 
Netzen organisierten Arbettsplalzen der Informa- 
tionsverarbeitung ab. Solche dezentralen Systeme 
sind in ihrer Struktur und Komplexität vergleidibar 
einem Großrechner. Ehre Beherrschung fordert von 
den Hersteliem der Kleinrechner und Endgeräte er- 
hebliche Entwicklungsaufwendungen, 

Die Bundesregierung verfolgt im Rahmen des 3. DV- 
Programms Mp das Ende 1979 ausläuft, folgende Zie- 
le: 

L Aufbau einer leislungsfähigeit deutschen DV- 
Induslrie. 

2. Förderung der DV^Anwendung in der Wirtschaft 
und im Diensllelslungsbereich. 

3. Verbesserung des wissenschaftlichen Erfahrungs- 
austausches und Ausbau der Redinerkapazität in 
den Hodischulen. 


M vgl. Drittes DatenveTdrbeitungsprogramtn der Bundes* 
regieiung 1976 bis Bonn 1976 


96. Die Entwidtlung von Endgeräten und Daten- 
verarbeitungssystem en wird gefördert, um die Lei- 
stungsfähigkeit und die Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen. 

Nadi Auflösung eines kurzfristig bestehenden euro- 
päischen Pirmenverbundes Ende 1975 war die Rech- 
ne rent Wicklung des führenden deutschen Herstellers 
wieder auf sich allein gestellt. Mit Hilfe der Förde* 
rung gelang es innerhalb w-eniger Jahre ein breites 
Spektum leistungsfähiger Universafrechner zu ent- 
wickeln, das heute Hauptümsalzträger ist. 

Das betreffende Unternehmen hat im Oktober 1978 
die ersten Modelle der geförderten neuen Rethner- 
linie für die 80er Jahre angekündigl. Dies ist ein 
sichtbares Zeichen dafür, daß es gelingen wird, nicht 
nur tedinologische Fortsdirilte zu erzielen, sondern 
auch den zeitlichen Abstand zum Marktführer auf- 
zu holen, der zu Beginn der Förderung bestand. 

Die Förderung von Kleinredinern war im Jahr 1976 
zu Beginn des 3. DV-Programms zu einem Schwer- 
punkt erklärt worden. Diese Förderung läuft zu Be- 
ginn der 80er Jahre aus. Kleinrechner und Endgeräte 
sind eine technische Alternative, mit der den Zen- 
tralisierungstendenzen in Wirtsdiaft und Verwal- 
tung begegnet werden kann. Kleinrechner sind häu- 
fig geeigneter als große, die Bedürfnisse miUel- 
ständisciier Unternehmen zu befriedigen; Endgeräte 
eröffnen den Zugang zur Datenverarbeitung ohne 
die Erfordernis eines eigenen Rechners. Kleinrechner 
dienen darüber hinaus der Arbeitsanreicherung am 
einzelnen Arbeitsplatz, wo sie individuelle Gestal- 
tungen am Arbeitsplatz eTmöglichen. Viele Herstel- 
ler von KJeinrechnem sind selbst mittelsländtsdie 
Unlemehmen. Sinkender Wartschöptungsäniel! und 
zunehmende Abhängigkeiten von Herstellern der 
Bauelemente fordern vcin ihnen, daß sie ähnliche 
System technische und komplexe Aufgaben bewäl- 
tigen, wie sie für die größeren Datenverarbeitungs- 
systeme typisch sind. !m Vordergrund stehen des- 
halb Entwidtfungen für eine verbesserte Herstellung 
von Software und für Systemkonzepte, die die Eigen- 
schaften und Konstruktionsmerkmale der Systeme 
von den verwendeten Bauelementen unabhängig 
machen. 

Bei größeren Vorhaben legen die Firmen als Ent- 
scheidungsgrundlage für die Förderung tedmisch- 
wirtsdiaftliche Konzepte vor, aus denen die Einbin- 
dung der zu fördernden Projekte Ln das Gesamt- 
konzept und ihre Bedeutung im Produktspektrum zu 
erkennen sind, ln die Beurteilung dieser Konzepte 
werden die bisherigen Leistungen und Erfolge ein- 
bezogen. 

Die Bundesregierung wird nach Beendigung des 3. 
DV- Programms insbesondere die Förderung von 
Standard-Hardware mittlecer und großer DV-Syste- 
me üuslaxifen lassen. Die Förderung soll sich dann 
auf technologische Zukunftsentwicklungen und auf 
die Entwicklung besonderer Systemeigensätaften 
konzentrieren, die die künftigen i nforinat ionslech- 
nischen Probleme bei fortsdtreUeiider Durchdringung 
unserer Gesellschaft und Volkswdrtsciiafl mit Infor- 
mationstediniken lösen helfen. Dabei werden das 
soziale Umfeld und seine Wechselwirkungen mit der 
Technik vorrangige Cestallungskriterien sein. 
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97. Die DV-Anwendung soll Qualitätssteigerung, 
Transparenz, Flexibilität und Benutzerfreundlichkeit 
bei öffentlicher und privater Informationsverarbei- 
tung bewirken. Die Arbeitsabläufe in der Wirtschaft 
sollen durch Informationstechniken leistungsfähiger 
werden. 

Die steigenden Anforderungen an öffentliche Dienst- 
leistungen und die damit verbundenen Kostenent- 
wicklungen sollen gedämpft und das Dienstlei- 
stungsangebot durch qualitätsorientierte Moderni- 
sierung. Wirtschaftlichkeit und Bürgerservice ver- 
bessert werden. Hierzu sind neue Techniken der 
Software-Entwicklung und Benutzerunterstützung 
erforderlich, z. B. Verbundsysteme für den Daten- 
transport, Büro- und Verwaltungssysteme sowie Pla- 
nungs-, Entscheidungs- und Dispositionssysteme. 
Aus der Verbindung der Datenverarbeitung mit der 
Nachrichtentechnik werden neuartige Lösungen ent- 
stehen. die dezentrale, aufgabenbezogene Arbeits- 
strukturen unterstützen und einer Funktionsver- 
armung der Arbeitsplätze entgegenwirken können. 
Darüber hinaus werden neue Dienstleistungen mög- 
lich (z. B. bei der Informationsversorgung) oder be- 
stehende besser unterstützt (z. B. Notdienste, innere 
Sicherheit). 

Durch das Forschungsprogramm Informatik von 
Bund und Ländern ist an den Hochschulen die For- 
schung und Lehre auf dem Gebiet der Informatik 
aufgebaut worden. Die Aktivitäten werden ab 1979 
durch die Länder im Rahmen der Hochschulfinanzie- 
rung voll weitergeführt. Gegenüber 1975 sind die 
DV-Gesamtfördermiltel rückläufig, weil die Teilpro- 
gramme ,DV im Bildungs wesen“ und „überregio- 
nales Forschungsprogramm Informatik** in die Fi- 
nanzierung der für die weitere Durchführung zu- 
ständigen .Stellen (BMBW und Bundesländer) über- 
führt werden. Zur Versorgung der allgemeinen For- 
schung und Lehre an den Hochschulen mit der er- 
forderlichen Rechner kapazi tat dient die Einrichtung 
regionaler Rechenzentren. 


2.2^ Technische Kommunikation 

98. Technische Kommunikation und Telekommuni- 
kation helfen inforraaiionsintensive Aufgaben in der 
privaten Wirtschaft und der öffentlichen Verwal- 
tung abzuwickeln. Der Anteil der vorwiegend mit 
informations- und kommunikationsintensiven Tätig- 
keiten Beschäftigten wächst in hochentwickelten In- 
dustrieländern an, während die Zahl der unmittel- 
bar in der Güterproduktion Tätigen zurückgeht. In- 
folgedessen hängt die Wetlbewerbsfaliigkeit zuneh- 
mend davon ab. in welchem Umfang neue Formen 
der techni-schen Kommunikation im öffentlidien und 
privaten Sektor rationell genutzt werden. 

In der technischen Kommunikation löst die Elektro- 
nik die Feinmechanik ab, z. B. bei bürotechnischen 
Geräten, nachrichlenlechnischen Vermilllungsein- 
richtungen und Teilen der Druckereitedinik. Die Her- 
steller müssen Entwicklung, Fertigung und Vertrieb 
tiefgreifend umstellen. Hierbei bereitet vor allem 
die Entwicklung eines grundlegend neuen Produkts 


Schwierigkeiten, so daß dies bei kleinen Unterneh- 
men ohne finanzielle Starthilfe in vielen Fällen zu 
lange verzögert wird. 

Die Bundesregierung hat deshalb ein Förderpro- 
gramm »Technische Kommunikation“ *) mit folgen- 
den Zielen beschlossen: 

1. Die femmeldetechnische Infrastruktur durch An- 
wendung neuer Technologien zu verbessern, 

2. Die Produktivität kommunikationsintensiver Tä- 
tigkeiten zu erhöhen und die Qualität dieser Ar- 
beitsplätze zu verbessern. 

3. Durch zukunftsweisende Modell Vorhaben öffent- 
liche Dienstleistungen zu modernisieren. 

4. Die Wettbewerbsfähigkeit der kommunikations- 
technischen Industrie zu sichern. 

99. Der Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie und der Bundesrainister für das Post- und 
Fernmeldewesen fördern im Rahmen des Programms 
Forschung, Entwicklung und Anwendung auf dem 
Gebiet der Technischen Kommunikation. Der Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen wird 
vornehmlich Projekte der Nachrichtentechnik finan- 
zieren, die die Systeme. Geräte und Komponenten 
für Fernmeldenetze der Deutschen Bundespost und 
ihre Anwendung erforschen. Produktentwicklungen 
werden grundsätzlich nur im Rahmen von Anwen- 
dungsprojeklen gefördert. Der Bundesminister für 
Forschung und Technologie wird die Entwicklung 
von Technologien und Endgeräten und die Nutzung 
der Technischen Kommunikation fördern. 

100. Neue Tedmologien und Systeme in der Op- 
tischen Nachrichtentechnik, der Vermittlungstechnik 
sowie der digitalen Nachrichtenübertragung werden 
gefördert. Für die drahtgebundene Nachrichtenüber- 
tragung stehen heute — statt der noch in den sech- 
ziger Jahren überall verwendeten Kupferkabel — 
die neuen Komponenten (Glasfaser, Halbleiterfaser, 
Fotodiode) für den Aufbau optischer übertragungs- 
systeme in ausreichender Qualität zur Verfügung. 
Die Deutsche Bundespost führt bereits erste Be- 
triebsversuche auf ihren Übertragungsstrecken im 
Ortsnetz Berlin durch. Die optische Nachrichtentech- 
nik kann Breilbandkabel substituieren und neuartige 
Femmeldenetze und nachrichtentechnische Anlagen 
aufbauen. 

Bei den Endgeräten zur Ein- und Ausgabe von In- 
formationen stehen neue Halbleilertechnologien für 
Bildaufnahmen und Bildwiedergabe im Vorder- 
grund: Beispielsweise steht für Femsehbildschirme 
mit der Kathodenstrahlröhre eine ausgereifte Tech- 
nologie zur Verfügung. Allmählich erreichen jedoch 
neue Halbleitertechnologien in der Forschung einen 
Stand, der langfristig zu einer Ablösung der Katho- 
denstrahlröhre durch einen flachen Halbleiterbild- 
schirm führen wird. Die wirtschaftliche Bedeutung 


') Programni der Bundesregierung zur Förderung von 
Forschung und Entwicklung Im Bereich der Technischen 
Kommunikalion 1978 bis 1982, Bonn 1979 
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dieser Umwälzung zeigt sich daran, daß 1974 der 
Weltmarkt an Bildröhren ein Volumen von ca. 
9 Mrd. DM hatte, wobei der Lieferanteil der Bun- 
desrepublik sich auf ca. 700 Mio DM belief. Auf 
diesem Markt verliert die Bundesrepublik wie auch 
andere hodient wickelte Länder ihre Position: 
Schwarz-Weiß-Bildschirme werden bereits überwie- 
gend von osteuropäischen, farbige Schirme zuneh- 
mend von ostasiatischen Ländern geliefert. Eine 
Chance, Arbeitsplätze im betroffenen Zweig der 
deutschen Elektroindustrie langfristig zu sichern, 
bietet sich durch Übergang zur hochentwickelten 
Halbleitertechnologie des flachen Bildschirms. 

Die praktische Nutzanwendung der neuen Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien soll die öf- 
fentlichen Dienstleistungen verbessern. Dies zeigt 
das Projekt Funk-Notraeldesystem, das im Raum 
Darmstadl im Feldversuch erprobt wird. Das bisher 
im Straßenverkehr verwandle Notrufsystem soll 
durch ein neuartiges Funksystem ergänzt werden, 
das die technischen Möglichkeiten der Mikroelek- 
tronik konsecfuent ausnutzl. Ziel dieses Notruf- 
systems ist es, die häufig lebensentscheidende Zeit- 
spanne zwischen Unfalleinlritt und Unfallmeldung 
zu verkürzen. Das Kraftfahrzeug wird mit einem 
Notmeldegerät, das auch in das Autoradio eingebaut 
werden kann, ausgerüstet. Im Notfall kann durch 
Knopfdruck der Unfallort sowie eine Fahrzeugken- 
nung an die nächstgelegene Rettungswache gemeldet 
und Hilfeleistung unverzüglich veranlaßt werden. 
Weitere Einsatzmögllchkeiten der technischen Kom- 
munikation sind: Soziale Dienste, kommunale Infor- 
mationssysteme, Büro/Verwaltung und Kabelfem- 
sehen. 

Die sozialen und wirtschaftlichen Konsequenzen der 
Technischen Kommunikation müssen sorgfältig un- 
tersucht und mit der Öffentlichkeit diskutiert wer- 
den. Dazu gehört auch, welche Gestaltungsmöglich- 
keiten für die Erweiterung demokratischer Mitwir- 
kung von neuen Systemen der Technischen Kom- 
munikation zu erwarten sind. 

2.3 Elektronik, andere Schlüsseltechnologien, 
Innovation 

101. Die Elektronik, deren Grundlage die elektro- 
nischen Bauelemente sind, ermöglicht durch ihre 
schnelle Entwicklung in den letzten Jahren, immer 
komplexere Aufgaben wirtschaftlicher als mit der 
bisherigen Technik zu lösen. Die zukünftige Entwick- 
lung der Mikroelektronik wird durch die Größtinle- 
gration bestimmt. Es wird erwartet, daß der Integra- 
tionsgrad von integrierten Schaltungen bis 1980 auf 
ca. l Million und bis 1985 auf mehrere Millionen 
Transistorenfimktionen pro Chip ansteigl. Die Basis 
für den Übergang von LSI (Large scale Integration) 
zu VLSI (very large scale integration)-Scfaaltungen 
bilden neue Technologien wie die Elektronen- und 
Rönlgenslrahllithografie. Dies verändert die Ferti- 
gungstechnik bei Halbleiterschallungen, so daß nur 
diejenigen Halbleiterhersteller konkurrenzfähig 
bleiben, die diese neuen Technologien rechtzeitig 
beherrschen. Der steigende Einsatz von mikroelek- 
tronischen Bauteilen löst in vielen Industriezweigen 


Umstrukturierungsprozesse der Produkte und ihrer 
Herstellungsverfahren aus, bei denen Arbeitsplätze 
geschaffen, aber auch bestehende Arbeitsplätze in 
der Industrie- und im Dienstleistungsbereich quali- 
tativ verändert und beseitigt werden. Diese Beschäf- 
tigungswirkungen werden weitgehend unabhängig 
von der staatlichen FuE-Förderung eintreten, weil 
sie durch die internationale Eleklronikentwicklung 
vor allem in den USA und Japan und die Ralionali- 
sierungsmaflnahmen der Unternehmen erzwungen 
werden. Die Förderung soll die Wettbewerbsfähig- 
keit der die Bauelemente herstellenden und anwen- 
denden Unternehmen sichern. Die Bundesregierung 
vergibt Studien, um quantifizierte Vorstellungen 
über die Beschäfligungswirkungen der Elektronik in 
einzelnen Wirtschaftszweigen zu erhallen. 

Das Förderprograram »Elektronische Bauelemente" *) 
hat die Aufgabe, Forschung und Entwicklung auf 
besonders zukunftsträchtige Produkte und Verfah- 
ren wie Gröötintegration, integrierte Schaltungen, 
optoelektronische Bauelemente, Materialentwicklun- 
gen, Fertigungsverfahren für Halbleiter, Grund- 
lagenentwicklung und neue Bauelemente zu kon- 
zentrieren (vgl. Schaubild 13). Mit dem in Berlin im 
Aufbau befindlichen Elektronenspeicherring für Syn- 
chrolonstrahlung (BESSY) wird den Bauelemente- 
herstellern eine moderne Anlage für die Entwick- 
lung und Erprobung der Größtintegration von Bau- 
elementen zur Verfügung stehen. 

Schaubild 13 


FuE- Ausgaben des Bundes für Elektronik, 
andere Schlüsseltechnologien, Innovation 
1975 bis 1901 — Millionon DM — 



102. Der Sdiwerpunkt der Fördermaßnahmen liegt 
in den nächsten Jahren bei der Entwicklung größt- 
integrierter Schaltungen und aller damit zusammen- 
hängenden System- und verfahrenstechnischen Pro- 
bleme. Die zunehmende Integrationsdichte verklei- 
nert stetig die funktionsbestimmenden Strukturab- 
messungen. Für die zukünftige Entwicklung der 
Elektronik müssen die wesentlichen Inlegrations- 
techniken und ihre kostengünstige Anpassung an 
spezifische Kundenwünsche beherrsdil werden. Elek- 
tronische Komponenten bilden die Grundlagen für 
großflächige Bildschirme sowie für die Nachriditen- 
technologie. Es werden erste Ansätze für den far- 
bigen, flachen Fernsehbildschirm erarbeitet. 


M Eleklionische Bauelemente, Programm der Bundes- 
regierung 1974 bis 197B, Bonn 1974 
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103. Elektronische Bauelemente dringen immer 
stärker in nahezu alle Bereiche der Industrie ein. 
Die für die Anwendung der Mikroelektronik erfor- 
derlichen Umstellungen und Neuorientierungen be- 
reiten vor allem kleinen und mittleren Unternehmen 
Schwierigkeiten, die sie, um ihre Wettbewerbs- 
fähigkeit zu erhalten, verhältnismäßig kurzfristig 
bewältigen müssen. Diese Unternehmen werden bei 
der Verbesserung konventionell aufgebauter elek- 
tronischer Produkte und insbesondere bei der Um- 
stellung von mechanischen bzw. elektromechani- 
schen Gerätekonzepten auf elektronische Systeme 
unterstützt. Hierbei stehen zunehmend Mikropro- 
zessor-Anwendungen im Vordergrund. Zur Lösung 
ihrer konkreten Entwicklungsprobleme bei der Halb- 
leiteranwendung können sich kleine und mittlere 
Unternehmen von dem 1978 errichteten VDI-Tech- 
nologiezentrum in Berlin beraten lassen. In Zusam- 
menarbeit mit Fachinstituten der Fraunhofer-Gesell- 
schaft führte dieses Zentrum auf den Gebieten «An- 
wendung der Elektronik“ und «Physikalische Tech- 
nologien" Informationsseminare sowie eine pro- 
blemspezifische Technologie- und Innovations- und 
Förderungsberatung durch. Die bisherige Förderung 
industrieller Entwicklungsvorhaben umfaßt zahl- 
reiche Anwendungsbereiche der Elektronik, z. B. 
elektronische Uhren und Geräteentwicklungen zur 
Meß-, Steuer- und Regeltechnik. Sie wird auf wei- 
tere Anwendungsbereiche ausgedehnt. 


104. Ein weiterer Schlüsselbereich für die Erhal- 
tung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie sind 
neue Fertigungstechniken. Die Nachfrage nach lang- 
lebigen Konsumgütem und Investitionsgütern ist 
durÄ eine wachsende Vielfalt individueller Kunden- 
wünsche gekennzeichnet. Eine erste Forderung an 
moderne Fertigungstechniken ist daher, auch bei 
kleineren Losgrößen den Kosten großer Stückzahlen 
näher zu kommen. Weitere Forderungen zielen in 
Richtung der Modularisierung von Fertigimgsanla- 
gen, der prozeßbegleitenden integrierten Qualitäts- 
kontrolle, der Rohstofforschung und Umweltfreund- 
lichkeit von Fertigungsprozessen, der menschenge- 
rechten Gestaltung von Maschinen und Bedienungs- 
plätzen und der Schaffung von Arbeitsplätzen hoher 
Qualifikation. In Wechselwirkung mit veränderten 
Anforderungen, welche die Hersteller fertigungstech- 
nischer Anlagen erfüllen müssen, steht die Entwick- 
lung der Technik, insbesondere die Integration mo- 
derner Informationstechnik in Maschinen und Kom- 
ponenten der Fertigungstechnik. Die Förderung der 
Fertigungstechnik ist auf Bereiche konzentriert, in 
denen technisch-wissenschaftliches Neuland betre- 
ten wird und so wesentliche Entwicklungsschritte zur 
Verbesserung von Maschinen, Komponenten und 
Verfahren der Fertigungstechnik anstehen, aber die 
damit verbundenen wirtschaftlichen Risiken für ein- 
zelne Unternehmen zu hoch werden. Da die tech- 
nischen Neu- und Weiterentwicklungen in der Ferti- 
gungstechnik vor allem von kleinen und mittleren 
Unternehmen des Maschinenbaus, der Elektroindu- 
strie und der feinmechanischen und optischen Indu- 
strie getragen werden, technisch-wissenschaftliche 
Risiken betriebswirtschaftlich aber gerade für solche 
Unternehmen besonders gravierend sind, ist die För- 


derung vorwiegend auf kleine und mittlere Unter- 
nehmen zugeschnitten. 

Schwerpunkte der Förderung sind 

1. Rechnerunterstütztes Entwickeln, Konstruieren 
und Planen in der industriellen Produktion, 

2. Flexible und modularisierte Systeme und Kom- 
ponenten der Fertigung, 

3. Verkettung von Maschinen und Arbeitsgängen 
insbesondere in der Klein- und Mittelserienan- 
fertigung, 

4. Systeme und Verfahren zur Schadensfrüherken- 
nung und Qualitätssicherung, 

5. Technologietransfer und programmbegleitende 
Untersuchungen. 

105. Die physikalischen Technologien auf den Ge- 
bieten Messen, Steuern, Regeln gestalten die hoch- 
wertige Fertigungs- und Verfahrenstechnik wesent- 
lich mit. Sie werden zunehmend auch in der Gesund- 
heitstechnik, in der Umweltschutztechnik und in der 
Energie- und Rohstofftechnologie eingesetzt. Die 
technische Entwicklung ist durch den zunehmenden 
Einsatz elektronischer Komponenten gekennzeichnet. 
So ist die Verfügbarkeit geeigneter intelligenter 
Sensoren oft entscheidend für die Anwendbarkeit 
von Meßverfahren. Hierdurch eröffnen sich völlig 
neue Wege, z. B. für die Meß- und Analysentech- 
nik und für die Bildaufzeichnung/Fotografie. Der 
heute übliche Schmalfilm wird in absehbarer Zeit 
durch rein elektronische Techniken ersetzt werden; 
dies berührt die Foto- und Elektronikindustrie. Hier 
kann sich ein neuer Markt für hochwertige Kon- 
sumgüter eröffnen, der der optischen Industrie eine 
neue Chance bietet. 


2.4 Weltraumforschung und Weltraumtechnologie 

106. Die Förderung durch die Bundesregierung im 

Rahmen des Weltraumprogramms verfolgt folgende 

Ziele *): 

1. neue Technologien und Verfahren durch das wie- 
derverwendbare Weltraumlaboratorium SPACE- 
LAB zu erschließen, 

2. zur Lösung des Problems der längerfristigen 
Wettervorhersage und der Klimaforschung bei- 
zutragen sowie Rohstoff- und Nahrungsmittel- 
quellen zu erfassen, 

3. Astronomie und Astrophysik zu fördern sowie 
die solarterrestrischen Beziehungen mittels der 
Raumflugtechnik zu erforschen, 

4. das deutsche und europäische Angebot fem- 
melde technischer Produkte durch international 
wettbewerbsfähige Fernmeldesatellitensysteme 
zu erweitern. 


*) vgl. Programm Weltraumforschung und Weltraum- 
lechnik 1976 bis 1979, Bonn 1976 
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Die hohen Kosten und Risiken der Weltraumtechno- 
logie sowie ihre grenzüberschreitenden Anwendun- 
gen erfordern eine internationale Zusammenarbeit. 
Dies hat zu einer Konzentration der deutschen Ak- 
tivitäten ln der ESA (Europäischen Weltraumorgani- 
sation) und einer Intensivierung der bilateralen Zu- 
sammenarbeit. vor allem mit der NASA, geführt. In 
der ESA strebt die Bundesregierung an: 

1. das Wissenschaftsprogramm längerfristig zu ver- 
stärken, weil hier eine Zusammenarbeit aus- 
sichtsreich erscheint; die nationalen Tätigkeiten 
wurden eingeschränkt; 

2. die Vorbereilungs- und Startdienste mit den von 
Ihr entwickelten Transportsystemen — analog 
zur NASA — durchzuführen; 

3. experimentelle Anwendungsprojekte nur auf 
Wunsch und gemäß dem Bedarf der Nutzer in 
Angriff zu nehmen und dabei den effizientesten 
Weg der Entwicklung einzuschlagen. Bel der 
Überleitung in die operationeile Phase sollen die 
Aufgaben zunehmend in die Hände der Nutzer 
überführt werden, wobei auch die Kosten vom 
Nutzer zu tragen sind, da die Risiken der Ent- 
wicklungsphase nicht mehr vorliegen. 

In allen Fällen sollen sich die Aufgaben am Bedarf 
orientieren. Anwendungsprojekle setzen klare Be- 
darfsanmeldungen der Nutzerorganisationen, z. B. 
der Post- und Femmeldeverwaltungen für die Fern- 
meldesatelliten voraus. Kommerzielle Produküons- 
und Vertriebsaufgaben für Satellitensysteme auf 
dem Weltmarkt bleiben Aufgabe der Industrie. Das 
Produktionsvolumen für europäische Raumtransport- 
mittel (Raketen, Orbitalsysteme) hat sich nach dem 
tatsächlichen Transportbedarf für Wissensschafts- 
und Anwendungsprojekte zu richten (vgl. Schau- 
bild 14). 

Schaubild 14 



107. Im Rahmen des TELECOM-Progranims der 
ESA wird das von den europäischen Postverwaltun- 
gen zu betreibende Fernmeldesatellitensyslem ECS 
entwickelt. Das europäische Seefunksatellilenpro- 
jekt MAROTS wird um einen zweiten Satelliten er- 
weitert. Für einen direktsendenden Femsehrund- 
funksatelliten werden mit unterschiedlichen Ziel- 
setzungen hinsichtlich orperationeller Verwendbar- 
keit und Kostengünstigkeil sowohl in der Bundes- 
republik Deutschland als auch anderen europäisdien 


Ländern und in der ESA Studien durchgeführt, die 
eine Projektentsdieidung ermöglichen sollen. Der 
Start eines zweiten europäischen Wettersatelliten 
METEOSAT soll 1980 erfolgen, nachdem METEO- 
SAT I 1977 erfolgreich seinen Betrieb aufgenommen 
hat. 

Im europäischen Bereich werden die ersten opera- 
tionellen SPACELAB-Einsälze für Aufgaben der ex- 
traterrestrischen Forschung (Astronomie, Astro- 
physik, Plasmaphysik) der BiomedizLn, der Erder- 
kundung, der Atmosphären- und Klimaforschung so- 
wie der anwendungsorienlerten Werkstofforschung 
und Verfahrenstechnik vorbereitet. Dabei wird ne- 
ben dem ersten Erprobungsflug zumindest ein De- 
monslrationsvorhaben im Rahmen eines SPACELAB- 
Nutzungsprogramms der ESA studiert; vorwiegend 
für den von deutschen Nutzem angemeldeten Be- 
darf ist zunächst ein weiterer Flug vorgesehen und 
in Vorbereitung, ln der extraterrestrischen For- 
schung werden der Röntgenstrahlensatellit EXOSAT 
der ESA, die Mission zweier Raumsonden über die 
Pole der Sonne von ESA/NASA (Solar-Polar-Mis- 
sion) — die eine konsequente Fortsetzung des HE- 
LlOS-Programms bedeutet — , das Weltraumleleskop 
der NASA/ESA sowie die deutsche Beteiligung an 
der Jupiter-Orbiter-Mission (GALILEO) der NASA 
vorbereitet. 


3 Lebens- und Arbeitsbedingungen 

3.1 Forschung und Entwicklung im Dienste der Ge- 
sundheit 

108. Herzkreislaufkrankheiten, Krebs, Rheuma und 
psychische Krankheiten stellen in unserer Industrie- 
gesellschaft die häufigsten Ursachen für Tod, Invali- 
dität oder Arbeitsunfähigkeit dar. Diese Krankhei- 
ten gehen meistens nicht auf einzelne Ursachen zu- 
rück. so daß eine kausale Therapie und eine geziel- 
te Ursachenbekämpfung nicht möglich sind. Anderer- 
seits bestehen Zusammenhänge dieser heutigen 
Volkskrankheiten mit den Risiken aus der verän- 
derten Umwelt, mit den Bedingungen des Berufs- 
und Arbeitslebens und der veränderten Lebens- 
weise. Damit sind gleichzeitig auch die Möglichkei- 
ten für die Verhütung dieser Krankheiten aufge- 
zeigt. In vielen Fällen ist der genaue Zusammenhang 
zwischen Krankheit und Risikofaktoren und das Zu- 
sammenwirken verschiedener Risikofaktoren nur 
unzureichend bekannt. Andere Risikofaktoren hin- 
gegen sind eingehend untersucht und ihr Einfluß auf 
Krankheiten nachgewiesen. Hierzu gehören z. B. 
eine Reihe von Umweltchemikalien sowie die Risi- 
ken des Rauchens und des Alkoholkonsums. Bei den 
Risikofakloren des indivduellen Verhaltens fehlt es 
an geeigneten Maßnahmen, das Gesundheitsverhal- 
ten breiter Bevölkerungskreise dauerhaft zu ver- 
ändern. Für die in den Anfangssladien aussichts- 
reiche Behandlung der Volkskrankheilen und die 
Rehabilitation der Patienten stehen umfangreiche 
Einzelerkenntnisse zur Verfügung; das Problem be- 
steht vor allem in der breiten Umsetzung dieses 
Wissens und in der Überwindung struktureller 
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Heitimnisstj, liier liegen in nur unzureidhendem 
Maße wissensdiafUich abgesidierte Instrumente und 
Verfahren vor. 

109- Die Bundesregierung hat ihre bisherigen Akti- 
vitäten im Gesundheilsbereidi im Programm zur Für* 
derung von Forschung und EntwidtJung im Dienste 
der Gesundheit zusammengefaflt und mit folgen- 
den Zielen neu ausgerichtet: 

1- Forschung zum Schutz der Gesundheit (Gesund- 
heilsforschung), um den Gesundheilszustand der 
Bevölkerung zu verbessern; 

2. Forschung zur Bekämpfung von Krankheiten 
(Krankheitsforschung), um Krankheiten von gro- 
ßer gesundheitspoülischer Bedeutung und volks- 
wirtschaftlichen Folgen (Frühmortalität, Behand- 
lungskosten, Arbeitsunfähigkeit, Invalidität) bes- 
ser heilen zu können; 

3. Forschung zur slrukturellen Verbesserung des 
Gesundheitswesens {Strukturforschung), um Ver- 
sorgungslücken und Funktionsmängel des Ge- 
sundheitswesens, insbesondere auf GebieleOr in 
denen der Bund über Umsetzungsmöglidikeiteii 
(z. B. teistungskataiog der gesetzlichen Kran- 
kenversidierung, Früherkennungsverfahren und 
Nachsorgekonzepte) verfügt, zu beseitigen- 

Die Bundesregierung hat die wichtigslen Aufgaben- 
bereiche, für die sie Fördermaßnahmen forlführen 
oder einhalten will, zu einem Aktionsprogramm zu- 
sammen ge faßt. Sie beabsichtigt damit nicht, die 
gesamte Forschung im Gesundheitsbereich zu len- 
ken, sondern die bisherige Förderung (z. B. DFG) 
und Forsdmng (z. B. Hochschule, Großforschungsein- 
nchtung, MPG) auf praxisbezogenen und prioritären 
Gebieten zu ergänzen (vgh Sdiaubild 15). 

Schaubild 15 


FuE*Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
Im Dienste der Gesundhdt 
1 975 bis 1 9B1 — Millionen DM — 



110, Die Prävention soll die Entstehung der Krank- 
heiten verhindern. Sie muß gleichgewichtig neben 
Früherkennung und Heilung treten. Dies gilt bei 
den Zivilisationskrankheiten, bei denen deutlich er- 
kennbare Anzeichen, im Frühstadium häufig fehlen, 


Programm der Bunclesrcgäetung zur Förderung von 
Forschung und Entwirklung im Dienste der Gesund- 
heit. Bonn 19?Ö 


eine Früherkennung erschweren und im späteren 
Stadium eine wirksame Therapie oft nicht mehr 
möglich ist. Die Fördermaßnahmen werden sich vor- 
rangig auf Untersuchungen zur Beeinflussung von 
Risikofaktoren der Herz-Kreislauf-Krankheiten und 
den Krebs beziehen, wie Rauchen, Alkohol, Ernäh- 
rung, Bewegungsmangel, Übergewicht und Blutalk o- 
holhodidnidc, Sdiadstoffe, (Uro^^lt-Chemikallen) 
und andere Risikofaktoren der sozialen und tech- 
nisdien Umwelt. Sie werden epidemiologische Stu- 
dien über diese Risikofaktoren und deren Eindäm- 
raungsmöglicbkeiten, Untersudiungen über Langzeil- 
Wirkungen und Kombinalionswirkungen gesund- 
heilssdiäd lieber Faktoren sowie Maßnahmen zur 
Gesundheitserztehung und -aufklärung umfassen, ln 
diesem Bereidi müssen schrittweise zusälzlidhe ge- 
eignete FuE-Kapazitäten aufgebaut werden. Hier- 
durch sollen Grundlagen geschaffen werden für Maß- 
nahmen, die den Einfluß der Risikofaktoren verrin- 
gern und die gesundheitlichen Verhaltensmusler 
durch Aufklärung, Erziehung und Beratung verän- 
dern. 


111, In den letzten Jahren sind Vorsorgeangebole 
im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung, 
z. B. zur Krebsfrüherkennung sowie zur Schwanger- 
schaftsvorsorge und zur Krankheitsfriiherkennung 
bei Säuglingen und Kleinkindern, gesdiaffeu wor- 
den- Für zahlreiche VoJkskrankheiten fehlen Friih- 
erkeimungsverfahren. Die Entwicklung neuer wirk- 
samer Verfahren ist eine vordringliche Aufgabe, um 
die Chancen eines Stillstandes, einer Verzögerung 
oder eines Heilerfolgs durch therapeutische Maßnah- 
men in den Frühstadien der meist chronisch ver- 
laufenden Volkskrankheiten zu erhöhen, Vor der 
Einführung weiterer gesetzlicher Vorsorge- und 
Früherkennungsmaßnahmen müssen Modell untersu- 
ch ungen durch geführt werden, die die elnge führten 
Früherkennungsprogramme nach den neuesten wis- 
senschaftlichen Erkenntnissen auf ihren medizini- 
schen Nutzen hin überprüfen. Möglichkeiten für 
neue Früherkennungsverfahren (z. B. für häufige 
Krebsformen, Arteriosklerose, Schwangersdiafts-, 
Geburls- und KÜndesentwidclungsstörungen, diro- 
nische Polyarlhrtüs) sollen erforsdit werden. Hier- 
durch soll erreicht werden, daß nur effiziente Früh- 
erkennungsmaßnahinen durdigeführt werden,, um 
unnötig hohe Kosten zu vermeiden sowie Enlläu- 
sdiungen über den Wert sozialmedizinischer Maß- 
nahmen vorzubeugen. 


112. Komplexe Krankheitsbilder erfordern aufwen- 
dige, fachübergreifende diagnostische und therapeu- 
tische Maßnahmen, deren Planung und Anwendung 
den einzelnen Arzt oft überforde rm ln Fällen, in 
denen alternative oder komplementäre therapeuti- 
sche Maßnahmen zur Verfügung stehen, sollen ob- 
jektivierbare Vergleichsmöglidikeiten für die In- 
dikationssteUung bestimmter Behandlungsformen 
und ihrer Kombinationen entwickelt werden. Dafür 
sind verbLndlidie Klassifizierungssysteme, zuver- 
lässige DatenerfassungsmeLhoden, einheitliche Do- 
kumentationsformen und anerkannte Verfahren zur 
Therapiekontrolle die Voraussetzung. 
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£s fehlen weitgehend allgemeine Behandlungspläne 
und „Wegweiser“, die von der ersten Diagnose 
einer sdiweren oder chronischen Erkrankung bis 
zur sozialen Rehabilitalioii eine geeignete Abfolge 
von ärzüichen und begleitenden Einzelsdiritten ge- 
stalten, unabhängig davon, welche Emrichtungen 
die Leistungen der einzelnen Schritte cinbringen, ob 
zwischen auleinanderfolgenden Sdiritten ein Wedr- 
se] der LeistungssleLle liegt oder ob die Finanzie- 
rung einzelner Sdhrilte in versdiiedenen Gesetzen 
oder Leistungssyslemen geregelt ist. 

Bei der Anwendung solcher Behandlungspläne, die 
den begrenzten Erfahrungsbereich des Arztes er- 
weitern können, soll die Behandlungsfreiheit des 
Arztes nicht beschränkt werden; neue und atypische 
individuelle Diagnose-, Therapie und Rehabilitd- 
tionsmaßnahmen sollen weiterhin möglich sein, da- 
mit sich die Heilungsmöglidikeiten und Chancen 
der Patienten nicht verringern, 

113* Wirksamkeit und Unhedcnklichkeit von Arz- 
neimiüetn sind — neben den ärztlichen Fähigkei* 
ton — wesentlich für eine erfolgreiche Therapie. 
Die Wirksamkeit von Arzneimitteln beruht nur 
zum Teil auf meßbaren und beobachtbaren Wir- 
kungen der physikalischen und psychischen Funk- 
tionenr sie wird im TierexperimenL und in kontrol- 
lierten klinischen Versuchen am Menschen erprobt. 
Die Unbedenklichkeit von Arzneimilteln liegt vor, 
wenn kein begründeter Verdacht besteht, Arznei- 
mittel hätten bei bestimmungsgemäßem Gebrauch 
schädliche Nebenwirkungen; sie wird pnmär im 
toxikologischen Tierexperiment geprüft. Die For- 
schung dient auch der Entwicklung allgemein gül- 
tiger Methoden zum Nachweis der Wirksamkeit von 
Arzneimitteln, um bessere Beurteilungsmaßstäbe für 
das Zulassungsverfahren beim Bundesgesundheits- 
amt zu erhalten. Die Entwicklung von Methoden 
zum Wirksamkeilsnathweis bei allopathischen wie 
bei phytotherapeuti.schen und homöophatisdien 
ArzneimiLleln sowie Untersuchungen zur Arznei- 
mittelunbedenklichkeit sollen deshalb in Zukunft 
vorrangig gefördert werden. 

Neben den Arzneimitteln unterstützt auch die me- 
dizinisdie Technik fz. B. Meß- und Diagnosetechnik, 
Organersatz, blokompaüble Werkstoffe, technische 
Hilfen) Diagnosen, Therapie und Rehabilitation, 
Ihre Förderung wird fortgesetzt werden, wenn eine 
übergreifende wirksame und kostengünstige An- 
wendung erwartet werden kann. Außerdem werden 
Prüf- und Eichstandards onlwickeU, um für die Si- 
cherheit der Patienten und des Bedienungsperso- 
nals Mindestanforderungen (z- B. Normung) für me- 
dizinische Geräte und Verfahren festlegen zu kön- 
nen. 

Technische Hillen für Behinderte sind eine Voraus- 
setzung für ihre Integration in Schule, Beruf und 
Gesellschaft. Aufgabe der Forschung jst es, genau 
abgestimmLe Lern- und Ubungsprogramme der Be- 
wegungs-, Beschäfligungs und Sporttherapie für ein- 
zelne Beihiuderungsarten zu entwickeln sowie ge- 
schlossene Rehabilitationsketten für eine medizini- 
sche, berufliche und soziale Integration zu schaf- 
fen. 


114* Das Gesundheitswesen kann nur leistungs- 
fähig und wirlschdfllich sein, wenn nicht allein die 
Medizin einen hohen wissenschafthdien Stand hat, 
sondern auch die AuFgabenverteilung und die Zu- 
sammenarbeit der verschiedenen Gesundheilsein* 
richtungen und Kostenträger {Praxis, Krankenhaus, 
Krankenversicherung, u. a.) gut funktioniert, For- 
schung und Entwicklung sollen hier hellen, Grund- 
lagen für leistungsfähigere und wirlsdiaftlichere 
ambulante Praxen (Einzelpraxis, Gruppen- und Ge- 
meinschaftspraxis, Gesundheitszentrum), Kranken- 
häuser (einschließlich Hochsdiulkliniken) sowie be- 
Iriebs- und sozialmedizinische Dienste zu schaffen. 
Durch Ualeisuchungen soll geklärt werden, wie der 
Leistungsrahmen und die Planungs-, Steiierungs- 
und Kontrol laufgaben der gesetzlichen Krankenkas- 
sen, die bereichsübergreifende regionallsierte Ge- 
sundheitsplanung sowie das gesundheitspolitische 
Steuerimgsmstrumentarium verbessert werden kön- 
nen. Außerdem soll in allen Bereidien des Gesund- 
heitswesens durch Erschließung des erforderlichen 
Datenmaterials und der Entwicklung von Informa- 
tion und Dokumentation die Bereit Stellung von Da- 
ten verbessert werden* 


3.2 Forschung und Entwicklung Im Dienste der Er- 
nährung 

115* Grundlage für eine vernünftige Ernährung ist 
ein qualitativ hochwertiges Angebot an Nahrungs* 
mitteln in ausreichender Menge und zu angemesse- 
nen Preisen. Gesundheitliche Schäden durch eine 
unzureichende Versorgung treten in der Bundes- 
republik Deutschland nur ausnahmsweise auf. Pro- 
bleme ergeben sich jedoch durch eine weitverbrei- 
tete Überernährung. Außerdem sind Mängel in der 
Ernährung gleichzeitig Ursachen für Krankheiten, 
vor altem Risikofaktoren von Zivilisalionskrankhei- 
ten (vgl. Schaubild 16). 

Schaubiid 16 


FuE- Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
im Dienste der Ernährung 
1 975 bis 1 981 — Millionen OM - 



Die Ernährungsqualitat hängt dabei wesentlich von 
vier Faktoren ab^ 

L dem Emähnmgsverhalten der Menschen (z. B, 
Kalorienmenge, Nährwert der konsumierten 
Nahrungsmittel) I 

2, der Lebensmittelherstellung (z. B. Verfahrens- 
tedmik, Zusatzstoffe, Verpacktiiig)i 
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3. der iandwirtsdiaftllchen ProdukUonsform (z. 6. 
Verwendung von Mineraldüngern, Pflanzenbe* 
handiungsmitteln und Futterzusalzstoffen) j 

4. sekundär über die Umwelt in die Lebensmittel 
gelangten Schadstoffe (Chemieabfallprodukte), 

Die ernährungsphysiologischen Wirkungsweisen der 
einzelnen Nahnmgsmillel sind häufig noch unge- 
klärt, so daß wirkliche Qualilätskrlterien fehlen. 
Hier liegen wichtige Forschungs- und Entwicklungs- 
aufgaben, die langfristig bearbeitet werden müssen. 
Die Bundesregierung beabsiditigt, aufgrund einer 
Bestandsaufnahme und eines Lückenkatalogs über 
die Ernährungsforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland ihre bisherigen Förderungsaktivitälen 
stärker zusammenzufassen und auf Förderschwer- 
punkte zu konzentrieren (Ernährungsforsdiungs- 
programm). 

116. Studien über das Emährungsverhalten haben 
ergeben, daß sich die Menschen häufig falsch er- 
nähren (z. B. kalorienreiche Nahrung ohne Bewe- 
gungsausgleich). Da ein richtiges Ernährungsver- 
halten nicht verordnet werden kann, wird die Bun- 
desregierung ihre Aufklärungs- und Erziehungs- 
arbeit auf dem Ernährungsgebiet fortsetzen. Dies 
setzt jedoch Kenntnis und Bewertung der Qualität 
und Wirkungsweise der Lebensmittel voraus. 

Die Qualität der Lebensmittel wird von den Haupt- 
nährstoffen (Eiweiß, Kohlehydrate und Fette), wei- 
teren wertgebenden Inhaltsstoffen (Vitamine, Mine- 
ralstoffe, Spurenelemente) und vom Genußwert 
(Aussehen, Konsistenz, Geschmack, Geruch) be- 
stimmt, Bei der Be- und Verarbeitung unterliegen 
Lebensmittel vielfältigen Einwirkungen durch tech- 
nische Verfahren und Zusatzstoffe, die die Zusam- 
mensetzung und Haltbarkeit der Produkte beein- 
flussen sowie Aussehen, Konsistenz, Geschmack 
und Geruch verändern. Die Lebensmittelherslellung 
beruht häufig auf einem überlieferten Erfahrungs- 
wissen und nur zum Teil auf wissenschaftlichen 
Erkenntnissen j ihre Qualität hängt von dem Quali- 
täts- und Verantwortungsbewußtsein des Lebens- 
mittelherslellers ab. Um dieses zu stärken und zu 
ermöglichen, daß weiterhin hochwertige Lebens- 
mittel hergestellt werden, sollen objektive Krite- 
rien für die Qualitätsbeurteilung und die Festset- 
zung von Qualitälsnormen, Warenstandards und 
Handels- und Güteklassen bei Lebensmitteln ent- 
wickelt werden, Der Verbraucherschutz verlangt 
darüber hinaus, daß bei der Lebensmittelherstellung 
keine gesundheitlich bedenklichen Stoffe in Lebens- 
mittel gelangen oder in ihnen entstehen. Hierzu 
sollen verstärkt Untersuchungen zur ernährungs- 
physiologischen und toxikologischen Wirkungsweise 
von Lebensmitteln durchgeführt werden. Als Gefähr- 
dungen kommen — neben bedenklichen Herstel- 
lungsverfahren — insbesondere Rückstände von 
Pflanzenbehandlungsmitteln, von Futterzusatzstof- 
fen mit pharmakologischer Wirkung sowie sonstige 
Umweltchemikalien und bestimmte Zusatzstoffe 
(z. B. Farbstoffe, Konservierungsstoffe) in Betracht. 

Die Ursachen gesundheitlicher Gefährdung müssen 
ermittelt und Möglichkeiten, sie zu verhindern, ent- 


wickelt werden; darunter fallen Nachweismethoden, 
die geeignet sind, routinemäßig Lebensmitteln zu 
überwachen sowie Verfahren zur Reduzierung der 
unbeabsichtigt in die Umwelt und somit in die Le- 
bensmittel gelangten Schadstoffe. Die Ergebnisse 
dieser wissenschaftlichen Arbeiten sind Grundlage 
für gesetzliche Regelungen über die Lebensmitlel- 
beschaffenheit und die Festsetzung von Höchstmen- 
gen. Außerdem können die Be- und Verarbeitungs- 
verfahren und die Haltbarmachung von Lebensmit- 
teln verbessert werden. Mit neuen Verfahren, z. B. 
im Bereich der Biotechnologie können Lebensmittel, 
Zusatzstoffe und Futtermittel gewonnen und die 
Nahrungs- und Futtermittelgrundlage erweitert wer- 
den. Dies gilt vor allem für die Produktion wichtiger 
Eiweißstoffe und ihren Einsatz in Entwicklungslän- 
dern. 


117. Produktion und Produktqualilät in der Land- 
wirtschaft bestimmen die Nahnmgsmittelciualität 
mit. Von ihnen hängt die Wirtschaftlichkeit der 
Landwirtschaft ab. Die zwangsläufige Orientierung 
der landwirtschaftlichen Produktion an Wirtschaft- 
lichkeit und Wettbewerb kann zum Teil zu einem 
Konflikt mit gesundheitlichen Aspekten der Ver- 
braucherversorgung führen. Dies gilt im Pflanzen- 
bau bei der Anwendung von Pflanzenbehandlungs- 
mitteln oder in der Tierhaltung bei Futtermitlelzu- 
sätzen. Die Landwirtschaft muß eine cpialitativ hoch- 
stehende Nahrungsmittelproduktion unter umwelt- 
freundlichen, gesundheitsfördernden, energiesparen- 
den und betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
durchführen und aufrechterhalten. Hierbei ist auch 
zu untersuchen, welchen Beitrag die verschiedenen 
Alternativen zur herkömmlichen Landwirtschaft lei- 
sten können. Forschung und Technologie tragen we- 
sentlich zur Entwicklung qualitätssteigernder, um- 
weltfreundlicher und energiesparender Produktions- 
verfahren und zur Ressourcensicherung bei. Die er- 
folgreiche Einführung in Entwicklungsländer ist nur 
unter Einbeziehung sozio-ökonomischer Faktoren 
möglich. Ein wichtiger Forschungsschwerpunkt liegt 
im Bereich der Pflanzenzüchlung. z. B. Qualitäts- und 
Resistenzzüchtung. Es werden biologische und bio- 
technische Bekämpfungsverfahren entwickelt, die 
chemische Pflanzenbehandlungsmiltel einschränken 
können. Große Bedeutung kommt daneben der Ent- 
wicklung des integrierten Pflanzenschutzes zu, der 
das gesamte Produktionssystem mit einbezieht. 

Die Qualität der tierischen Erzeugnisse hängt von 
dem Gesundheitszustand und der Fütterung der 
Tiere ab- Spezialisierung und Rationalisierung der 
Erzeugung intensivieren die tierische Produktion. 
Die Forschung arbeitet an speziellen Hygienevor- 
kehrungen für die Tierhallungi auf dem Gebiet der 
Tierseuchenbekompfung versucht sie, Tierseuchen in 
der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung wirksam zu 
bekämpfen und damit die tierische Produktion mit 
zu sichern. 

Die Tierproduktionsverfahren sind vorrangig öko- 
nomisch-technologisch ausgerichtet. Sie haben zu 
Konflikten mit physiologisdien Erfordernissen bei 
der Haltung und dem Transport von Nutztieren ge- 
führt. Tieren muß ein Mindestmaß an Bewegung und 
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Raum für einfache Lebensbetätigungen gewährt wer- 
den. Wirtschaftliche Aspekte müssen mit ethischen 
und wissenschaftlichen Erfordernissen vereinbar 
sein, Schmerz und Bewußtsein müssen objektiviert 
werden, um eine tierschutzgerechle Belaubung und 
Schlachtung von Wirbeltieren zu gewährleisten- 
Forschung soll ferner die Probleme der Versuchs- 
tierhaltung sowie der Einschränkung von Tierversu- 
chen und des Ersatzes durdi Versuche an nidil 
schmerzfähiger Materie abklären. 

Ferner wird zur Sicherung des Eiweißbedarfs in der 
Tierernährung an Verfahren zur synthetischen Ge- 
winnung eiweißreicher Futtermittel gearbeitet, ln 
engem Zusammenhang hiermit stehen Untersuchun- 
gen über die ernährungsphysiologischen und toxi- 
kologischen Eigenschaften der so gewonnenen Prä- 
parate. 

Im Bereich der Fischwirtschaft untersucht die For- 
schung die Nutzfischbestände, die Erschließung neu- 
er Fangplätze und Nutzt! er arten, die Entwicklung 
neuer Produkte aus bisher wenig genutzten Meeres- 
organismen (z. B. Krill), die Entwicklung und Erpro- 
bung neuer Fanggeräte und -tediniken sowie den 
Einfluß der Meeresverschmutzung auf die Fisch- 
bestände und die Aquakultur. 


3.3 Humanisierung des Arbeitslebens 

118. Der technische und organisatorische Wandel 
entlastet weder von sich aus den arbeitenden Men- 
schen, noch verbessert er stetig die Arbeitsbedingun- 
gen. Die Humanisierung des Arbeitslebens ist daher 
eine ständige Aufgabe. Die Zahl der Arbeitsunfälle, 
Berufskrankheiten, Frühinvalidität, die zunehmen- 
de Nacht- und Schichtarbeit sprechen eine deutliche 
Sprache. Schwere körperliche Belastungen, gesund- 
heitsschädigende Körperhaltungen, schlechte Luft, 
Staub, belästigende oder giftige Arbeitsstoffe, hohe 
Temperaturen und Lärm oder die Kombination die- 
ser Belastungen bestimmen den Berufsalltag vieler 
Menschen. Dazu kommen Befürchtungen, z. B. der 
Angestellten, daß neue Arbeitsmittel und Organi- 
sationsformen, die Arbeitsintensität erhöhen und die 
Qualifikationen entwerten und sie somit einseitig 
belastet werden (vgl. Schaubild 17). 

Schaubild 17 
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Die Humanisierung des Arbeitslebens ist struktur- 
politisch notwendig. Die Bundesrepublik Deutschland 
muß als rohstoffarmes Land ihre Güterproduktion 
mit hoch entwickelten Technologien und qualifizier- 
ten Arbeitsplätzen ausbauen. Deshalb ist es mensch- 
lich und auch volkswirtschaftlich notwendig, die Ge- 
sundheit und das Leistungsvermögen der Arbeitneh- 
mer besser zu schützen, ihre berufliche Qualifika- 
tion weiterzuentwickeln und sie für ihre Arbeit zu 
motivieren. Hieraus folgen die beiden Ansatzpunkte 
für eine Humanisierung des Arbeitslebens, 

1. die Arbeitssicherheit und Arbeitsschutz zu er- 
höhen und 

2. die Arbeitsbedingungen im Sinne ganzheitlicher 
Arbeitsvollzüge zu verbessern, um die Persön- 
lichkeit sich im beruflichen und außerberuflichen 
Leben entfalten zu lassen. 

Eine der wesentlichen Probleme ist, daß die Investi- 
tions- und Organisationsentscheidungen der Unter- 
nehmen nicht nur überwiegend produktivitätsstei- 
gemde, sondern stärker menschliche Gesichtspunkte 
berücksichtigen. In der Motivation der Unternehmen 
dominieren bei Investitionsentscheidungen aber bis- 
lang Produktivitätsgesichtspunkle, die häufig zu un- 
befriedigenden Arbeitsbedingungen führen. Diese 
beschränken die berufliche Motivation der arbeiten- 
den Menschen auf ein Verständnis des Berufes als 
notwendigem Übel. Der individuelle Ausgleich durch 
erhöhten wirtschaftlichen Konsum und Lebensquali- 
tät in der Freizeit kann gesellschaftspolitisch jedoch 
nicht befriedigen. Lebenscpialität und Menschenwür- 
de müssen gerade in der Arbeitswelt für den Men- 
schen ihren unmittelbaren erfahrbaren Sinn bekom- 
men; hierzu kann eine höhere Qualifikationsstruk- 
tur der Arbeitnehmerschaft beitragen, die durch die 
Reformen des Bildungs- und Berufsbildungssystems 
erreicht werden sollen. 

119. Gesetze, Verordnungen und tarifvertragliche 
Regelungen bieten Ansatzpunkte, die Arbeitsbedin- 
gungen zu verbessern. Vielfach fehlt es aber — be- 
dingt durch die vorrangig betriebswirtschaftliche Be- 
trachtungsweise — an methodisch fundiertem Wis- 
sen. Das vom Bundesminisler für Arbeit und So- 
zialordnung und vom Bundesminister für For- 
schung und Technologie entwickelte Aktionspro- 
gramm „Humanisierung des Arbeitslebens * widmet 
sich seit 1974 .solchen Fragestellungen. Es soll bei- 
spielhafte betriebliche Lösungsvorschläge erarbei- 
ten und arbeitswissenschaftliche Gestaltungsmög- 
lichkeiten ausloten. Die Bundesregierung fördert 
in diesem Aktionsprogramm *) FuE-Vorhaben mit 
folgenden Zielen: 

1. Erarbeitung von Schuizdaten, Richtwerten. Min- 
destanforderungen an Maschinen, Anlagen und 
Arbeitsstätten, 

2, Entwicklung von menschengerechten Arbeitstech- 
nologien, 


*) Forschung zur Humanisierung des Arbeitslebens; Ak- 
Uonspiogromm des Bimdesministers für Arbeit und 
Sozialordnung und des Bundesminislers für Forschung 
und Technologie. Bonn 1974 
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3. Eraibeitung von beispielhaften Voxsdilägen und 
Modellen für die Arbeitsorganisation und die 
Gestaltung von Arbeitsplatzeni 

4, Verbreitung und Anwendung wissensdiaftlidier 
Erkenntnisse imd Betriebserfahmngen. 

Im Rahmen des Aktionsprogramms wurden zunädisl 
FuE-Kapazitäten in Wirtsdiaft und Wissenschaft zur 
Humanisierung des Arbeitslebens ausgebaut; die- 
ser langfristige Prozeß ist begonnen, jedoch noch 
keineswegs abgeschlossen. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß von den realisierteii Projekten 
Signal Wirkungen auf die zukünftigen Organisations- 
und Investitionsenlscheidungen der Unlemehmen 
ausgehen und daß Betriebsräte und betriebliche 
Praktiker Lm Rahmen des Betriebsverfassungsge- 
setzes Mitbestimmungsrechte besser ausüben kön- 
nen. Das Programm ist daher praxisnah angelegt. 
Es bezieht Betriebsräte und betroffene Mitarbeiter 
intensiv in die Vorbereitung und die Durdiführung 
der Projekte ein. Für die Wissensdiaftier und Tech- 
niker der verschiedenen Disziplinen hat dies zur 
Konsequenz, daß die Projekte nicht nur die Pro- 
bleme analysieren, sondern alternative zukunfts- 
weisende Konzeptionen entwickeln sollen Diese 
FuE-Ergebnisse müssen auf andere Unternehmen 
übertragbar sein 


120* Den arbeitenden Menschen beeinträchtigen 
vielfach die von modernen Technologien ausgehen- 
den, gesundheitsschädigenden BmilLisse wie Lärm 
und Ersdiütterungen, Schadstoffe, technische, soziale 
und psychische Zwänge. Die primäre Lärmbekämp- 
fung, die an der Lärraquelle anselzl, und der pas- 
sive Lärmschutz sollen verhindern, daß die Zahl 
der berufsbedingten Lärmerkrankungen weiter an- 
steigt, Hierzu müssen lärmarme Arbeitsplätze und 
Fertigungsstätten, Maschinen und Anlagen sowie 
Abschirmungen und persönlidie Gehörschutzmittel 
entwickelt werden. 

Gefährliche Arbeitsstoffe und Schadstoffe verursa- 
chen teilweise noch nicht hinreichend bekannte, be- 
rufsbedingte Erkranküngen. Die notwendigen Si- 
cherheitsvorkehrungen für die Arbeit mit gefähr- 
lichen Stoffen werden bestimmt durch die MAK- 
Werte (maximale Arbeitsplatzkonzentrationswerte) 
der Kommission der Deutschen Forsdiiingsgemein- 
scfaafl oder durch Technische Richtkonzentiationen 
des Ausschusses für gefährliche Arbeitsstoffe beim 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 
Die Verwendung gefährlicher Stoffe soll vermieden 
oder vermindert oder wirksame Schutzvorrichtungen 
geschaffen werden, z. B. die Staubbekämpfung im 
Bergbau. 

Trotz hoher Mechanisierung und Automatisierung 
sind zahlreiche arbeitende Menschen, z. B. auf dem 
Bau, in der Stahlindustrie und im Bergbau, körper- 
lichen Höchstbelastungen und Unfallgefahren aus- 
gesetzt Diese Belastungen sollen durch tedinische 
Hilfen herabgesetzt werden. Technische Hilfen kön- 
nen auch die Beeinträchtigung der Arbeit von 
Frauen, Jugendlichen, Alten und Behinderten ver- 
mindern. 


Forschung und Entwicklung zur menschengerech- 
ten Gestaltung der Arbeitsbedingungen für Be- 
hinderte — Prävention und Rehabilitation — wur- 
den 1978 als neuer Schwerpunkt in das Programm 
, Humanisierung des Arbeitslebens" aufgenommen. 
Tn der Bundesrepublik Deutschland leben mehr als 
4 Millionen Behinderte. Es gilt, die Vielfalt ihrer 
Probleme bei der Wiedereingliederung in das Be- 
rufsleben zu erkennen. Dabei müssen vorrangig 
Modelle entwickelt und erprobt werden, die dann 
von den Betrieben und Rehabilitaüonseinrichtungen 
übernommen werden können. Gleichzeitig sollen 
Grundlagen für verstärkte Anstrengungen im Be- 
leidi der Prävention — in Abstimmung mit dem 
Programm Forschung und Entwiddung Lm Dienste 
der Gesundheit — erarbeitet werden. 


121p ln der industriellen Produktion entstanden 
durch weit getriebene Arbeitsteilung unbefriedigen- 
de Arbeitsbedingungen, WesenÜiche Kennzeichen 
derartiger Arbeitsplätze sind geringe Arb eits inhalle, 
Monotonie und überhöhter L ei slungs druck. In den 
letzten Jahren hat sich im Dienstleistungshere ich, 
z. B. im Bürosektor, eine Tendenz gezeigt, neue, 
stark arbeitsteilige Organisationsformen einzufüh- 
ren. Diese wiederholen die in der Industrie voll- 
zogene Entwicklung — vor allem durch den Einsatz 
neuer elektronischer Arbeitsmittel (z. B, Datenver- 
arbeitungsanlagen, Textautomaten) — und haben 
ähnlich negative Folgen für die Beschäftigten. Das 
Aktionsprogramm will einer weiteren Arbeitszer- 
gliederung entgegen wirken, neue Arbeits Strukturen 
aufzeigen und modellhafl ln die Praxis umsetzen. 
Hierzu werden Projekte gefördert, die die Mono- 
tonie hochgradig zerteilter Arbeilsaufgaben durch 
Tätigkeits Wechsel mindern und die strukturell 
gleichartigen oder ähnlichen Arbeitselemente zu 
einer neuen Arbeitsaufgabe zusammenfassen. Da- 
durch werden extreme Arbeitsleistungen aufgehoben 
und die hoher qualifizierten Aufgaben in die ge- 
wohnten Arbeitsgänge einbezogen, die damit die 
Arbeit bereichern. 

Einsichtsfähigkeit und Verantwortung der arbeiten- 
den Menschen für die betriebliche, volkswirtschaft- 
liche und gesellschaftliche Bedeutung ihrer Tätigkeit 
sind auszubilden. Ein denkbares Modell, das diesen 
2Jelsetzungen Rechnung tragen kötmte, stellt die 
Gruppenarbeit dar^ Durch Gruppenarbeilsmodelle 
sollen auch Bewußtseüi; Interesse und Fähigkeiten 
der arbeitenden Menschen geweckt und entwickelt 
werden, die eigene Arbeitssituation aktiv zu be- 
wältigen. 


122* Das Betriebsverfassungsgesetz räumt dem Be- 
triebsrat in Fragen der Gestaltung von Arbeitsplatz, 
Arbeiisablauf und Arbeitsumgebung Unterrichtungs- 
und Mitbestiraraungsrechte (§5 90, 91 Betriebs- 
verfassungsgesetz ein. Die Bundesregierung strebt 
an. mit den Ergebnissen der Humanisierungsfor- 
schung den Belriebsverfassungspaneien, insbeson- 
dere den Betriebsräten, Hilfen zur besseren Nut- 
zung dieser Rechte an die Hand zu geben. Der Staat 
legt für die arbeitstedinisdie und gesundheitliche 
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Sicherung der Arbeitnehmer Mindestbedingungen 
für die Arbeitsplatzgestaltung durch gesetzliche Vor- 
schriften und Normen fest. Diese Vorschriften sind 
in der Bundesrepublik Deutschland umfassend und 
detailliert, über die Festlegung von Mindestbedin- 
gungen hinaus sollte für die Tarifvertragsparteien 
ein Gestaltungsspielraum verbleiben, der aufgrund 
der Humanisiemngsforschung zum Wohle der Ar- 
beitnehmer auszufüllen ist. 

123. Praxisnahe Aufbereitung der Forschungs- und 
Entwicklungsergebnisse sowie Forschungsprojekte, 
welche die Hindernisse der Umsetzung erforschen, 
sollen die Ziele verwirklichen helfen. Die FuE-Er- 
gebnisse sollen zur Wahrnehmung von Mitwir- 
kungs- und Milbestimmungsrechten des Betriebsra- 
tes genutzt sowie über Gewerkschaften, Untemeh- 
mensverbände, RKW, Refa, Industrie- und Han- 
delskammern an betriebliche Praktiker durch pra- 
xisnahe Berichte und Modellseminare vermittelt 
werden. Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung in Dortmund vermittelt maßgeblich 
Ergebnisse der Arbeitsschutzforschung an die Pra- 
xis. Durch diese Maßnahmen wird die Signalwir- 
kung der Modellversuche auf andere Unternehmen 
verstärkt. 

124. Um den Betriebsräten die notwendigen Vor- 
aussetzungen zur wirksamen Ausübung ihrer Mit- 
wirkungs- und Mitbestimmungsrechte zu verschaf- 
fen, wurde eine projekt- und prograrambezogene 
HdA-Qualifizierung ermöglicht. Das Ziel, bei Orga- 
nisations- und Investitionsplanungen der Unterneh- 
men Arbeitnehmerinteressen für menschenwürdige 
Arbeitsplätze zu berücksichtigen, wird erst erreicht, 
wenn der Dialog zwischen Arbeitnehmervertretun- 
gen und Unternehmensleitungen auf der Basis bei- 
derseitigen Fachwissens erfolgt. 


3.4 Gestattung der Umweit 
3.4.1 Schutz der Umwelt 

125. Die Erkenntnis der aus Industrialisierung und 
Verstädterung entstehenden Belastungen für die na- 
türliche Umwelt und das Wissen um die beschränkte 
Selbstreinigungskraft der Natur haben bereits An- 
fang der siebziger Jahre zu ersten Aktionen geführt. 
Im Umweltprogramm 1971 wurde Umweltpolitik zu 
einer eigenständigen öffentlichen Aufgabe erklärt 
und ein Programm entwickelt, den außerordentlichen 
Nachholbedarf im Umweltschutz abzubauen, ln der 
Zwischenzeit haben die durchgeführten Forschungs- 
und Entwicklungsprogramme den Kenntnisstand 
weiterentwickelt und auf vielen Gebieten die not- 
wendigen wissenschaftlichen und technologischen 
Grundlagen für umweltpolitische Maßnahmen ge- 
schaffen. Der .Umweltbericht 76* hat über den Voll- 
zug des Umwellprogramms Rechenschaft abgelegt 
und dieses Programm fortgeschrieben *). Dabei ist 


Umweltberichl *76, Fortschreibung des Umweltpro- 
gramms der Bundesregierung vom 14. Juli 1976, BT- 
Drudcsadie VI/5684 


deutlich geworden, daß noch erhebliche Erkenntnis- 
lücken zu schließen sind (vg. Schaubild 18). 


Schaubild 18 



Ziel der Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
der Bundesregierung ist es, die wissenschaftliche 
Basis für gesundheitlich und ökologisch erforder- 
liche, technisch machbare und ökonomisch mögliche 
Maßnahmen zur Sicherung der elementaren Lebens- 
grundlagen des einzelnen und der Gemeinschaft zu 
schaffen. Um den Menschen eine solche Umwelt zu 
erhalten und die künftige Ausgestaltung zu ermög- 
lichen, ist es nicht nur erforderlich, erkennbare Be- 
lastungen für Mensch und Umwelt, Boden, Luft, 
Wasser, Nahrung, Pflanzen- und Tierwelt und Na- 
turhaushalt zu vermindern oder zu beseitigen, son- 
dern auch auf eine ökologisch vorsorgende Nutzung 
hinzuwirken. Umweltwirkungen und ihre wechsel- 
seitigen Abhängigkeiten und Querverbindungen 
müssen in Zukunft verstärkt als Ganzes betrachtet 
werden. Erfolge in einzelnen Sektoren dürften nicht 
zu Lasten anderer Umweltbereiche erkauft werden. 

Auch die wissenschaftliche Vorbereitung der Um- 
weltpolitik wird aufgrund einer die Einzelbereiche 
übergreifenden Betrachtungsweise betrieben. Dabei 
erfordert der Grundsatz der Verpflichtung zum 
Schutz und zum Erhalt der Umwelt eine enge Ab- 
stimmung aller mit Umweltfragen befaßten Ressorts. 
Die von den Ressorts über ihre Forschungsaktivi- 
taten erstellten Leistungspläne haben die Transpa- 
renz in diesem Bereich wesentlich erhöht und durch 
eine konkrete und engere Abstimmung zum wirk- 
sameren Einsatz der verfügbaren Mittel geführt. Das 
Umweltbundesamt hat den Bereich der zentralen 
Dienste und Hilfen für die Ressortforschung und die 
Koordinierung der Umweltforschung des Bundes 
ausgebaut. Hilfreich ist vor allem der dort erstellte 
Umweltforschungskatalog UFOKAT, der Informa- 
tionen über rund 6 000 umweltrelevante Forschungs- 
vorhaben enthält. Als zentrale Informationsstelle 
für Fragen der Umweltforschung und Umweltpla- 
nung ist das Amt Ansprechpartner geworden für 
eine große Zahl von auf dem Umweltsektor arbei- 
tenden Anstalten und Einrichtungen des Bundes, 
der Länder, der Hochschulen und der Industrie und 
der interessierten und betroffenen Bürger. 

Eine kritische Würdigung des bisher Erreichten, 
eine Darstellung der Situation der Umwelt mit ihren 
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Entwicklungslendanzen und daraus abgeleitete Er* 
fördemisse bat der „Rat von Sadiverständigen für 
Umweitfragen“ der ßundesregiening mit seinem um- 
fangreidien Umweltgutachten 1976 erstellt. 

Eine Gesamtanalyse 2 eigt, daß auch in den bisher 
mit Priorität untersuchten Bereichen noch Probleme 
offengebüeben sind, die eine weitere Untersuchung 
erfordern. Dabei ergeben sich in den versdiiedeoen 
Sadibereichen folgende forsdiimgspolitische Schwer- 
punkte; 


Berelchsübergreifendd Umweltfragen (dkologle, 
Umwelthygiene) und Umweltplanung 

126^ Forschung und Entwiddung müssen die wis- 
senschaftlichen Grundlagen für die Umweltpolitik 
schaffen. Die Komplexität der ökologisdien Gege- 
benlieiten und Bedingungen und die Interdependenz 
der verschiedenen Umweltbereiche (insbesondere 
der Umweltmedien) untereinander erfordern dabei 
bereichsübergreifende Planiings* und Forschung san- 
sätze. Wegen der Langzeitwirkung und der zumeist 
gegebenen UnwiderrufUchkeit von Eingriffen in die 
Umwelt können sich Forschung und Entwicklung 
außerdem nicht mit der Lösung kurzfristiger und be- 
grenzter Probleme begnügen, sondern müssen vor 
allem langfristig wirkende Gefährdungen und den 
hier möglichen Abhilfemaßnahmen nachgehen [z. B. 
Bewertung der Wirkungen von Schadstoffen, Auf- 
dedtung von Wirkungsketten). Für viele dieser Auf- 
gaben müssen die FuE-Kapazitäten und Methoden 
noch entwidcelt werden. 

Im administrativ-planerischen Bereich müssen For- 
schung und Entwidclung die ökonomischen Auswir- 
kungen von UmwelLschutzmaßnahmen untersuchen 
und Lösungsmöglichkesten erarbeiten, um Zielkon- 
flikte auszugleichen. Auch die Schaffung wissen- 
sdiaftUdher Grundlagen für eine sachgerechte Über- 
prüfung administrativer Maßnahmen auf ihre Um- 
weltverträglichkeit sind von großer praktischer Be- 
deutung. 


Wasserwtrtsc haf t 

127. Die Probleme dieses Bereichs entstehen im we- 
sentlichen aus menschlichen Eingriffen Ln den na- 
türlichen Wasserkreislauf, Wie in der Vergangen- 
heit werden in aufeinander abgestiinmten For* 
schungssdiwerpunkten Fragen der wasserwirtschaft- 
lichen Planung und Gewässer bewirtschaftung, der 
GewässerreiahaÜung und -Überwachung, der Wei- 
terentwicklung von Abwasserlechnologien, abwas- 
serarmer und abwasserioser Produktionsverfahren 
und weitgehender Kreislauf Wasserführung im indu- 
striellen Bereich sowie der Sicherung der Wasser- 
versorgung bearbeitet werden. Verstärkt werden 
die Probleme der Einleitung von schwer abbaubaren 
organischen StoJfen und Sch wermetall Verbindungen 
untersucht sowie die damit zusammenhängenden 
Fragen der Vermeidung solcher typischer Belastun- 
gen, 


Die Forsdiungssdiwerpunkte erstrecken sidi sowohl 
auf Binnengewässer als auch auf Küstengewässer 
und die Hohe See. 


Abfall wlrt^haft 

12a, Die Bundesregierung hat mit dem 1975 vorge- 
legten Abfallwirtschaftsprogramm ein umfassendes 
Konzept zur Verminderung, Verwertung und Beseiti- 
gung von Abfällen vorgelegt. Widitige Ziele dieses 
Programms sind in der Zwisdienzeit, u, a. mit Un- 
terstützung entsprechender Forschungs- und Ent- 
widdungsvorhaben, erreicht wordeiL Die weitere 
Forschungs^ und Entwicklungsarbeit auf dem Gebiet 
der Abfall Wirt Schaft konzentriert sich auf die Redu- 
zierung der Abfälle im Produktions- und Verbrau- 
cherbereich, die Steigerung der Nutzung von Abfäl- 
len als Sekundärrohstoff und die schadlose Beseiti- 
gung von Sonderabfällen. 


Ltiftrelnhaltung 

129- Die Bmissions- und Immisslons Situation hat 
sLdi Ln den letzten Jahren aufgrund der bereits er- 
griffenen Maßnahmen in weiten Bereichen stabili- 
siert, In stark belasteten Räumen ist jedoch zu be- 
rücksich Ügen, daß in der Regel versdaiedene Emis- 
sionen mit voraussichllidi synergistischen Effekten 
vorliegen. Im Rahmen der Fortentwicklung der Wis- 
sens chaf Ui dien Gnmdlagen der Normen zur Luft- 
reinhaltung soll daher insbesondere die zweifelsfreie 
Bestimmung des Aussagegehaltes von Iimnissions- 
werten auch hinsichtlich der Frage, ob synergistische 
Wirkungen berüdtsichligt sind, ermöglicht werden. 
In die wissenschaftlidien Fragestellungen sind auch 
die Probleme der Übertragung von Schadstoffen in 
die Nahrungsketten bei gegebener Reslbelastung 
einzubeziehen. Weiterhin müssen die Unterlagen 
für die Festsetzung zusätzlicher immissio ns werte, 
insbesondere auch für besonders empfindliche Indi- 
katoren (Pflanze, Tier) geschaffen werden. 

Für die Festsetzung zusätzlicher Immissionswerte 
müssen die Unterlagen geschaffen werden und die 
Meß- und Bewertungsverfahren einheitlidi definiert 
werden. Auch die Verfahren zur Verminderung gas- 
und partikeUörmiger Luftverunreiiiigtingen sowie 
emissionsarme Produktionsverfahren müssen wei- 
terentwickelt werden. 

Die Förderung der technischen Entwicklungen zur 
Verringerung der Belastung durch Kraftfahrzeug- 
abgase genießt wegen des zusätzlichen Auftretens 
dieser Belastung in besonders verschmutzten Gebie- 
ten weiterhin Priorität, 


Lärmbekämpfung 

130- Das rapide Anwachsen der Lännbelästigung, 
insbesondere im Verkehrsbereich, hat zu einer er- 
heblichen Beeinträchtigung der Umweltqualjtät ge- 
führt Dem Lärm durch Straßen- und Schienenver- 
kehr wie auch dem Industrie- und Ruglärm soll 
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durdi eine Reihe von Maßnahmen reditlicher, tedi- 
nisdier und planerisdDer Art begegnet werden. Da- 
bei soll die Enlwidtlung lärmarmer Produkte unter- 
stützt werden] außerdem sollen Maßnahmen getrof- 
fen werden, um deren Marktdiancen zu verbessern. 
Die Möglichkeit der Verminderung von Lärm bei 
großflächigen Anlagen und stationären Einzelemit- 
tenten der Industrie sowie mobilen Einzelemittenlen 
in Industrie und Gewerbe. Wohnbereich und Freizeit 
sollen untersucht werden. 

Audh planerisdie Einwirkungsmöglidikeiten werden 
einbezogen. Ein weiterer Untersudiungssdiwerpunkt 
wird sidi mit den physischen, psydiischen und so- 
zialen Wirkungen des Lärms befassen. 

Umwettchemlkallen 

131* Wadisende Bedeutung hat die Erkenntnis, daß 
Schadstoffe in ungeahnter Vielfalt überall aufzuüti' 
den sind, im Wasser, in der Luft, im Boden und als 
Folge davon audi in Lebensmitteln. Die für unsere 
Umwelt duxdi die Fülle der vorhandenen (über 
60 000) und jährlich neu htnzukommenden (mnd 
200 — 300) hoch komplizierten Stoffe und Stoffverbin- 
dungen entstehenden Gefahren sind uns bisher nur 
unzureidiend bekannt. Nur etwa 1 Va der Stoffe sind 
näher geprüft worden. Es sollen dalier zunädist ne- 
ben der Entwicklung von Methoden die Art und das 
Ausmaß der mittel* und unmittelbaren Belastung 
des Menschen und seiner Umwelt durch die unter- 
schiedlichen Schadstoffe sowie deren diemisdie, 
physlkalisdie und toxikologisdie Eigenschaften un- 
lersudil werden. Daneben müssen zusätzliche Er- 
kenntnisse über die Fragen der Persistenz und der 
Akkumulation von Chemikalien gewonnen werden. 
Ausgehend von der ermitleUen Schadsloffbela* 
stung von Luft, Boden, Pflanze, Tier und Mensch 
sollen Möglichkeiten zur Verminderung der Konta- 
mination unter besonderer Berücksiditigung der 
Nahrungsmittel erarbeitet werden. Praxisgerechte 
gesetzgeberische Schritte erfordern die vorherige 
Entwicklung und Eichung standardisierter Testver- 
fahren zur Bewertung von UmweUdhemikalten so- 
wie deren inlemationale Vereinheitlichung. Diese 
wichtigen Arbeiten werden vor altem vom Umwelt- 
bundesamt geleistet. 

Natur und Landschaft 

132. Das Bundesnalurschutzgeselz vom 20. 12^ 1976 
will Natur und Landschaft vor sdiädigenden Maß- 
nahmen schützen und ihre ökologisdie und erho- 
lungsbezogene Nutzung fördern. Natur und Land- 
schaft befinden sich in einigen Gebieten in einem 
Ökologisch kaum noch vertretbaren Llngleichgewidit. 
Eine Natursdiulz- und Landsdiaftspflegepolitik mit 
ihrem wellen Zielhorizonl muß ihre Maßnahme auf 
wissensdiafllichc Grundlagen abstützen können. 
Hierzu ist vor allem erforderlidi* den Zustand der 
Pflanzen- und Tierwelt festzustellen und zu bewer- 
ten. wie sie in den vielfältigen Ökosystemen Zusam- 
menwirken und sich verändern. Außerdem müssen 
die Grundlagen und Konzepte für Abwehr-, Scha- 


de nsminderungs- und Ausgleidismaßnahmen sowie 
für die Gestaltung der Landschaft als Erholungsraum 
entwickelt werden. 

Umwelt und Energie 

133* Jede Art der Energieerzeugung und des Ener- 
gieverbrauchs belastet die Umwelt durch dabei ent- 
stehende Stäube. Dämpfe, Gase, Abwärme sowie 
durch wasserversdimutzende und radioaktive Stoffe. 
Um die in unserer Gesellschaft benötigte Energie zu 
wirtsdiafllichen Bedingungen erzeugen zu können 
und die Umweltbelastigungen so gering wie mög- 
lich zu halten, fordert die Bundesregierung die 
Entwicklung von Technologien und Demonstrations- 
anlagen, die eine Verringerung der spezifischen 
Emission und die Entfernung von Schadstoffen er- 
möglichen sollen. Technologien zur Rauctogasent- 
sdiwefelung, verbesserten Abscheidung von Fein- 
stäuben und zur Verminderung der Stickoxydemis- 
slonen werden ira Projekt „umwellfreundJidies 
Steinkohlekraftwerk" gefordert Auch die neuen 
Technologien zur Kohleumwandlong tragen dazu 
hei, Kohle umweltfreundlidier einzusetzen. Durch 
die Weiterentwicklung der Koppelung von Strom- 
und Wärmeerzeugung sollen die Voraussetzungen 
für eine umweltfreundliche Nutzung der beim Be- 
trieb von thermischen Kraftwerken enlstehenden 
Abwärme verbessert werden, Audi kann die Nut- 
zung von Abwärme Ln Fernwärme Verbundnetzen zu 
erheblichen Verbesserungen der Luflqualilät bei- 
tragen. Durch den Einsatz von Kernenergie zur 
Stromerzeugung ist eine Verringerung der atmo- 
sphärischen Verschmutzung erreicht worden. Sicher- 
heilstedinologien zum Schutz vor radioaktiver Emis- 
sion werden weiteren twi ekelt. Neben den konven- 
Üonellen Energietiägem wird der wirlschaftlidhe und 
um weit schonende Einsatz neuer Energieträger wie 
Sonnenenergie gefördert. Eine Reduzierung des ge- 
samten Energieverbrauchs soll durch die Forderung 
der Entwicklung energiesparender Technologien un- 
terstützt werden. 


3A2 Raumordnung und Stieftabau 
Raum- und Stadteniwicklung 

134* Ziel der Ressortforsdiung auf dem Gebiet der 
Raum- und Sladlentwicklung ist es, Wissenschaft- 
lidie Erkenntnisse und Argumentalionshilfen für 
politische Entscheidungen zu gewinnen, die der Ver- 
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in 
den Gemeinden dienen. 

In einem mittelfristigen Forschungsprogramm wur- 
den 1974 die Problemfelder zusammengefaßt, die in 
starkem Maße die Raum- und Siedlungsentwicklung 


’l vgl. Programm Energieforsdiung und Energieiedino- 
logien 1977 bis 1980, Bonn 1977 

^ MiUeLfristiges Forsctiungsprogramm Raumentwicklung 
und SiecUungsenlwidklung, 2. Auflage* Bonn 1976 


63 


Drucksache 8/3024 


Deutscher Bundestag — 8, Wahlperiode 


bestimmen, wie z. B. Planungs- und Entscheidungs- 
Prozesse, übergreifende Entwicklungen, Flächenan- 
sprüdie, Umweltbedingungen, Verkehrssysteme und 
Infrastrukturausstattungen. Seit der Aufstellung des 
Forschungsprogramms haben sich die wirtschaft- 
lichen, technischen imd sozialen Rahmenbedingun- 
gen gewandelt. Die inzwischen eingeleitete Fort- 
schreibung des Forschungsprogramms soll diesen 
veränderten Rahmenbedingungen Rechnung tragen 
und zugleich sicherstellen, daß die bereits gewon- 
nenen Erkenntnisse aus den vergebenen Projekten 
bei der Setzung neuer Schwerpunkte der Ressortfor- 
schung Berücksichtigung finden. 


Wohnungswesen 

135. Die Wohnungspolitik des Bundes hat die Ver- 
besserung der Wohnungsversorgung weiter Bevöl- 
kerungskreise zum Ziel. Hierfür stehen eine Reihe 
von Instrumenten zur Verfügung, wie Bauspar- 
system. Abschreibungsvergünstigungen, Wohngeld, 
Mittel zur Förderung der Modernisierung und des 
sozialen Wohnungsbaus im I. und 2. Förderungs- 
weg. 

Die Forschung auf dem Gebiet des Wohnungswe- 
sens soll dazu beitragen, die Funktionszusammen- 
hänge des Wohnungsmarktes sowie die Wirkungs- 
weise der Instrumente der Wohnungspolilik aufzu- 
zeigen. Zugleich soll mit Hilfe der Forschung be- 
urteilt werden, wie weit die TAele der Wohnungs- 
politik des Bundes angesichts der Markikräfte ge- 
fährdet sind und inwieweit die wohnungspolitischen 
Maßnahmen zieladäqual ausgestaltet sind. Wegen 
der Orienlienmg der Forschung an den Aufgaben 
der Ressorts spielen heutige und mögliche zukünf- 
tige Prioritäten der Wohnungspolitik eine große 
Rolle bei der Festlegung des Forschungsprogramms. 


Bauwesen 

136. Ira Forschungsprogramm „Bauforschung, ins- 
besondere des Wohnungsbaus* werden Bau- und 
Wohnungsforschimg sowie Forschungen zur tech- 
nischen und wohnungs wirtschaftlichen Weiterent- 
wicklung im Bauwesen gefördert. Die mit dem For- 
schungsral der Arbeitsgemeinschaft für Bauforschung 
abgesümmten Schwerpunkte sind: Fragen der Wohn- 
bedürfnisse, des Wohnverhaltens und der Wohn- 
cpialiläl, technische und organisatorische Fragen der 
Altbaumodemisierung, Planungsprobleme im Woh- 
nungsbau, Untersuchungen zur Verstetigung, Ratio- 
nalisierung und Industrialisierung des Bauens, bau- 
physikalische Fragestellungen und Maßnahmen zur 
Einsparung von Energie im Wohnungsbau, Entwick- 
lung neuer Baustoffe und neuer Bautechnologien, 
Untersuchungen zur Verbesserung und zur Nutz- 
wertanhebung des Ausbaus und der Haustechnik 
im Wohnungsbau sowie Probleme der Informations- 


*) BauforsdiungsprogTamm des Bundesnünisters für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Bonn, jähr- 
liche Ausschreibung, zuletzt am 25. Mai 1979 


Weitergabe und der rascheren Umsetzung von For- 
schungsergebnissen in die Baupraxis. 

Baulicher 2üvll- und Katastrophenschutz 

137. In Ausübung der Kompetenz für den baulichen 
Zivil- und Katastrophenschutz führt die Bundesregie- 
rung Forschungs-, Entwicklungs- und Erprobungs- 
vorhaben durch. Die Ergebnisse gehen in technis<he 
Richtlinien für den Zivil- und Katastrophenschutz 
und andere Regelungen ein. soweit sie Kataslro- 
phenfälle oder sonstige extreme Beanspruchungen 
von Bauwerken zum Gegenstand haben. Im Zusam- 
menhang mit den Arbeiten zu einer Neukonzeption 
des Zivilschutzes wurden die Untersuchungen zum 
baulichen Zivil- und Katastrophenschutz in den letz- 
ten Jahren intensiviert. Besondere Anstöße für zu- 
künftige Forschungs- und Entwicklungsvorhaben er- 
geben sich aus dem Erfordernis zur Nutzung der 
Möglichkeiten von Kosteneinsparungen und aus der 
Notwendigkeit, die Regelungen an die speziellen 
Entwicklungen der Waffentechnik und der Baulech- 
nik anzupassen. 


Kommunale Technologien 

138. Durch den Einsatz moderner Technologien 
sollen die Infrastruktur und öffentliche Aufgaben- 
erfüllung der Gemeinden verbessert und die Kosten 
für Investitionen und kommunale Dienstleistungs- 
Unternehmen gesenkt werden. Im Vordergrund ste- 
hen Technologien für Umwelt- und Unfallschutz so- 
wie Sicherheits- und Rettungssysteme, kommunale 
Tiefbaulechniken, Ver- und Entsorgungssysteme 
sowie Einführung der EDV in den kommunalen 
Bereich. Neue Bauverfahren zur bergmännischen 
Erstellung unterirdischer Röhren für Verkehr, Ver- 
und Entsorgung der Gemeinden müssen wegen ihrer 
besseren Umweltfreundlichkeit und geringeren Flä- 
chenbedarfs weiterentwickelt werden, um auch die 
wirtschaftliche Erstellung sicherzustellen. Entsor- 
gungsfahrzeuge und Systeme zur großflächigen Ent- 
sorgung werden entwickelt. Außerdem soll der 
Brandschutz verbessert und ein computergestütztes 
Polizei-Einsatzleitsystem entwickelt werden. Die Er- 
gebnisse werden häufig auf Deraonslrationsaniagen 
erprobt und weilerent wickelt, um ihre Einsalzmög- 
lichkeit für den kommunalen Bereich praxisnah und 
maßgeschneidert darzustellen. Daneben stehen die 
FuE-Ergebnisse aller Schwerpunkte der Forschungs- 
förderung auch für den Einsatz in kommunalen Be- 
reichen zur Verfügimg. 


3.5 Transport- und Verkehrstechnologien 

139. Hohe Mobilitätsbedürfnisse, steigende Ver- 
und Entsorgungsanforderungen und wachsender Gü- 
teraustausch in einer arbeitsteiligen Weltwirtschaft 
kennzeichnen die künftigen Entwicklungstendenzen 
im Verkehrsbereich. Der Verkehrssektor trug z. B. 
mit 3.7 ®/o zum gesamten Bruttoinlandprodukt bei, 
beanspruchte llVo aller Anlageinveslitionen und 
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besdiäftigte 3,9 V« aller Erwerbstätigen im Jahre 
1977 in der Bundesrepublik Deutsdiland. Die quali- 
tativen und quantitativen Anforderungen an den 
künftigen Personen- und Güterverkehr sind erheb- 
lidi. Bund, Länder und Gemeinden müssen die Ver- 
kehrsinfrastruktur den Anforderungen anpassen. 
Hierbei sind die steigende Umweltbelastung, die Ab- 
hängigkeit vom Erdöl, die schwerwiegenden Unfall- 
folgen sowie zunehmend raumordnerische, soziale 
und wirtschaftliche Gesichtspunkte zu berücksichti- 
gen. Leistungsfähige und wirtschafUidie Verkehrs- 
träger kommen diesen Forderungen entgegen und 
dienen vorrangig dem allgemeinen Interesse. Die 
Komplexität schwimmender Systeme zur Erschlie- 
ßung von marinen Kohienwassersloff-Vorkommen 
(Offshore-Tedmik), zur Förderung maritimer mine- 
ralischer Rohstoffe und von Fisdiereifahrzeugen so- 
wie der Internationale Verdiängungswettbewerb der 
Schiffbauindustrie machen es erforderlich, die FuE- 
Aküvitäten der Werft- und Zubehörindustrie auf 
dem Gebiet der Schiffstedinik stärker zu unterstüt- 
zen (vgl. Sdiaubiid 19). 

Schaubild 19 


FuE- Ausgaben des iuodes für Transport- und 
Verltoh rstec h notogien 
1 975 bis 1 981 — MllHonen DM — 



Für ein ausgewogenes, integriertes Gesamtverkehrs- 
system müssen Lösungen gefunden werden, die die 
Belange der Benutzer und Betreiber erfüllen und die 
Umwelt schonen. Die Bundesregierung fordert des- 
halb FuE-Aküvitäten mit folgenden Zielen: 

1. die künftigen Entwicklungstendenzen im Ver- 
kehrsbereich besser zu erkennen^ eine gesamt- 
wirtschaftlich sinnvolle Auswahl unter den In- 
vestitionsvorhaben zu treffen und ordnungspoli* 
tische Maßnahmen vorzubereiten bzw, ihre Wir- 
kung besser zu erfassen; 

2 . die Sicherheit, vor allem im Straßenverkehr, zu 
erhöhen; 

3. die Umweltbelastung durch den Verkehr zu re- 
duzieren; 

4. die Energie- und Rohst offausnulzung zu verbes- 
sern und DiversifikationsinögUdikeiten vorzu- 
bereiten; 

5. die spezifischen Investilions- und Unlerhaltungs- 
kosien zu verringemf 

6. Struktur-, Organisations- und Betriebskonzepte 
zu optimieren; 


7* die bestehenden Verkehrsmittel und -wege zu 
verbessern sowie neue Verkehrstedinologien zu 
entwickeln, zu erproben und einzuführenj 

8. die inlemationale Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen verkehrslechnischen Industrie zu stär- 
ken. 


140. Es wurde eine alle Verkehrsträger übergrei- 
fende Investitionsplauung für die Bundesverkehrs- 
wege bis zum Jahre 1985 aufgestellt '). Ziel der Bun- 
deswegeplanung ist es, den Ausbau der Verkehrs- 
wege so zu steuern, daß öffentlicher Verkehr und 
Individualverkehr enger verknüpft, die Seehäfen an 
Wasserstraßen und die Flughäfen an das Schienen* 
und Straßennetz besser angebunden werden. 

Neueste Erkenntnisse über die Zusammenhänge im 
Verkehrsgeschehen machen es notwendig, durch 
Nachfrage und Angebolsuntersudiungen, Prognosen 
und Systemanalysen wissensdiafllidie Aussagen 
über Qualität und Koslen-Nutzen-Verhältnis der 
Verkehisinvestitionen zu erarbeiten. 

Die Ergebnisse dienen als Entsdieidungshilfe, wenn 
zur Beseitigung von Engpässen im Verkehr und von 
Unfallschwerpunkten die Kapazitäten vorhandener 
Verkehrswege erhöht, zur Verminderung von Um- 
weltbelästigungen Ortsuragehungen bzw. Lärm- 
schutz anlag en erridilet oder zur Verbesserung der 
Erschließung und Anbindung vor allem in struk- 
tursdiwachen Gebieten neue Verkehrswege ausge- 
führt werden sollen, 

Kraftfahrzeuge und Straßenverkehr 

141, Der Straßenverkehr mit Kraftfahrzeugen wird 
seinen überwiegenden Anteil am Gesamtverkehr 
(1977 etwa 78®/o im Personen- und 47 im Güter- 
verkehr) behalten, solange die höhere individuelle 
Beweglichkeit und die AtlrakÜvitätsvorteile gegen- 
über dem öffentlichen Verkehrsangebot gewähr- 
leistet sind. Dies sichert der Kraftfahrzeug- und Zu- 
lieferindustrie sowie der Mineralölindustrie Absatz 
und Beschäftigung. Die Zahl der Beschäftigten un- 
terstreicht ihre hohe volkswirtschaftliche Bedeu- 
tung. Demgegenüber stehen das große Sicherheits- 
risiko, die erheblichen Umweltbelastungen und der 
hohe Energiebedarf, 

Forschung und Technologie können diese Probleme 
spürbar mindern, wenn auch nicht grundsätzlich be- 
seitigen. 

Die Bundesregierung fördert deshalb in Ergänzung 
zu den eigenen Bemühungen von Industrie und Wis- 
senschaJl seit Jahren zielgerichtete Projekte zur Si- 
cherstellung von technologischen Fortschritten im 
Bereich der Kraftfahrzeuge und des Straßenverkehrs. 
Neben umfassenden Grundlagenuntersuchmigen 
werden tethnisdie Entw'idclungen mit den Schwer- 
punkten Antriebssysteme, Kraftstoffe und andere 


g vgl. koordiniertes Investitionsprogranun für die Bun- 
desverkehrswege bis zum Jahre 19Ö5 des Bundes- 
minlslers für Verkehr, Bonn 1977 


65 


Drucksache 8/3024 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Energiespeicher, Fahrzeug-, Ausrüslungs* und Sicher- 
heitstedinologien, Leit- und Sidierheitssysteme un- 
terstützt Die Demonstration von Forschungsergeb- 
nissen — audi im Rahmen der Konjunktur- und Zu- 
kunftsinvestition sprograirune — stellt die Einsatz- 
fähigkeit z. B, von Methanol-Kraftstoffen, Abstands- 
'wamsyslemen und Leit/Zielführungssystemen unter 
Beweis, 1977 wurden Demonstrationsmodelle auto- 
mobiUedinisdier Forschungsergebnisse in integrier- 
ten Gesamlkonzepten ausgeschrieben, mit denen die 
Möglichkeiten der Autos kommender Jahrzehnte 
aufgezeigt werden sollen. 

Im Rahmen der Programine „Straßenbau und Ver- 
kehrstechntk" sowie ,, Verkehrssicherheil'' werden 
Forschungsarbeiten zur Verbesserung des Verkehrs- 
ablaufs und zur aktiven und passiven Verkehrs- 
sicherheit der Teilnehmer io den Bereichen Straßen- 
bau (Linienführung, Querschnittsgestaltung, Fahr- 
bahnkonstruklionen), Verkehrstechnik (Leit- und 
Sdiutzeinriditung), Kraftfahrzeuge und Llnfallursa- 
chenJorschung verstärkt betrieben, Daduidi soll das 
Ausraaß des Unfallgeschehens verringert werden. 
Darüber hinaus werden im Rahmen der Verkehrs- 
erziehung und -aufklärung sowie hinsidithdi der 
technischen Ausstattung der Kraftfahrzeuge weitere 
Beiträge hierzu geleistet. 


öffentUdier Nahverkehr 

142. Die Gestaltung und Bewältigung des Nahver- 
kehrs ist nach wie vor ein Sdilüsselproblem für die 
künftige Entwicklung unserer Städte und Gemein- 
den. 

fra ländlldien Raum liegen die Akzente mehr aul 
dem Individualverkehr und einem leistungsfähigen 
Straßennetz. Dennodi besitzen größere Teile der 
Bevölkerung kein Auto und sind damit auf eine an- 
gemessene Infrastruktur des öffenllidien Personen- 
nahverkehrs angewiesen, Die Verbesserung des 
Nahverkehrs in ländlichen Räumen und ihre Ver- 
flechtung mit den Ballungsgebieten kann durch be- 
darfsgerechte, benutzerfreundlidie Angebote mit 
genügender Kapazität, Netzdichte, Bedienungshäu- 
figkeil und Wahlmöglichkeit der Transportform er- 
reicht werden. Eine gute Verbindung mit dem Fern- 
verkehr soll sichergestellt w'erden. Ein solches Sy- 
stem setzt vorrangig die gleidizeitige Lösung von 
technischen, organisatorischen und ordnungspoli ti- 
schen Aufgaben voraus. 

Demgegenüber sieht in den Verdiditungsräumen 
und ihren Randgebieten die Investitionspolitik der 
öffentlichen Hand mehr im Vordergrund, wie 7 . B. 
die umfangreichen Finanzhilfen des Bundes und der 
Länder für den Bau und Ausbau von Verkehrs- 
wegen des Schienen-Personennahverkehrs nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzieiungsgesetz (GVFG] zei- 
gen. Langfristig muB im und mit dem Nahverkehr 
gegenüber absehbaren Änderungen in der Energie- 
und Rohstoffversorgung unseres Landes vorgesorgt 
werden, wobei die zunehmend widitiger werdenden 
UmweUschulz* und Sicherheitsforderungen zu erfül- 
len sind. 


Tm Rahmen des Forschungsprogramms .Stadtver- 
kehr'* fördert die Bundesregierung aus Mitteln des 
GemeindeverkehrsJinanzierungsgesetzes FuE- Arbei- 
ten zur Verbesserung der kommunalen Verkehrs- 
verhaltnisse. 

Sie dienen u. 0 . der Weiterentwicklung der wissen- 
schaftlichen Grundlagen der Verkehrsforschung und 
der Verbesserung von Planungs-, Bau- und Betriebs- 
konzeplen für vorhandene und neuartige Nahver- 
kehrsmittel unter wirtsdiaftl Lehen, reditJidien, Ver- 
kehrs- und raumordnungspolitischen Aspekten. 

Seit I972 fördert die Bundesregierung die technolo- 
gische Weiterentwicklung von Stadtbahnen und 
Stadtschnellbahnen, Bussystemen und Kabinenbah- 
nen in neuartigen VerkehrsveTbundsystemen 

Bestehende Stadl- und SdmelJbahnsysteme werden 
durch den Einsatz neuer Technologien fz, B. Be- 
Iriebsablaufsysteme mit Datenverarbeitung) ver- 
bessert. Bei den Bussystemen werden im Rahmen 
integrierter Gesamtkonzepte verbesserte Stadt- 
linien- und Qberlandiinienbusse, Bedarfsbvissysleme 
sowie Dual-mode-Busse und Hybridbusse (E-Antrieb 
kombiniert mit Dieselmotor, Batterie- oder Oberiei- 
tungsversorgung) entwickelt und technische Einsatz- 
fähigkeil demonstriert. Neuartige Kabinenbahn- 
systeme (Kabinentaxi, C-Bahn, M-Bahn) werden für 
untersdiiedliche Einsatzgebiete entw'idcelt und er- 
probt. 

Der Einsatz der neuen Nahverkehrssysteme hangt 
von ihrer technischen Belriebsreife und ihrer Wirt- 
schaftlichkeit ab, Die Voraussetzungen des Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes für eine For- 
derung müssen erfüllt sein. Schließlich muß eine 
Gemeinde bereit sein, ein solches System anzusdiaf- 
fen. Deshalb bedarf es einer Referenzphase, in der 
das neue System seine bessere wirlsdiaflliche und 
technische Leistungsfähigkeit gegenüber herkömm- 
lichen Systemen im praktischen Einsatz beweisen 
muß. 


Fernverkehr - Schienenverkehr 

143. Für den Schienenverkehr — der insbesondere 
durch die Konkurrenz des Straßenverkehrs und 
durch die schwierige Wirtschaftslage der Deutschen 
Bundesbahn gekennzeichnet ist — werden zur län- 
gerfristigen Sicherung eines ausgewogenen diversi- 
fizierten Gesamtverkehrssystems die konventionel- 
le Eisenbahntechnik grundlegend weilerentwldcell 
sowie ein neuartiges Magnetbahnsystem für binnen - 
ländischen Einsatz und für europäische bzw. auslän- 
disdie Hodileistungsbahnlinien erprobt, über die 
Weiterentwicklung von Fahrzeugen und Anlagen 
hinaus, die die Deutsche Bundesbahn (DB) zur Ver- 
besserung ihrer Betiiebseiniichtungen in eigener 
Zuständigkeit wahmimmt, werden im Forderpro- 
gramm Rad-Schiene-Technik die ledinlsdien und 
wirtschaftlichen. Möglichkeiten und Grenzen des 


vgl. Programm Nahverkehrsforsdiung 1974 bis 1976, 
Bonn 1974 


66 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3024 


Transportsystems „Eisenbahn** theoretisch und ex- 
perimentell erforscht. Neben einer Verbesserung 
der wirtschaftlichen Situation der DB können damit 
den Verkehrsplanern wissenschaftlich und technisch 
fundierte Daten zur Entscheidungsvorbereitung zur 
Verfügung gestellt werden. 

So wird derzeit ein besonders leistungsfähiger Roll- 
prüfstand erbaut, mit dem stationär bis zu 500 km/h 
Fahrzeuge und ihr Zusammenwirken mit dem Fahr- 
weg untersucht werden können. Eine Versuchs- 
streche für neuartige Oberbauformen, die eine be- 
sonders gute Gleislage und stark verringerten War- 
tungsaufwand versprechen und damit bessere Alter- 
nativen für wirtschaftliche Fahrwegkonstruktionen 
verfügbar machen soll, ist in einem der am stärksten 
belasteten Streckenabschnitte des DB-Netzes ein- 
gebaut worden. Vorgesehen ist ferner die Errichtung 
einer besonderen Eisenbahntechnik-Versuchsanlage, 
mit Hilfe derer die zukünftig einzusetzenden Rad/ 
Schiene-Technologien in Dauerversuchen überprüft 
und für den betrieblichen Einsatz reif gemacht wer- 
den sollen. 

Im Rahmen der Entwicklung magnetischer Schwebe- 
techniken ist Ende 1977 die Auswahlentscheidung für 
die Fortführung der Forschungsarbeiten für das elek- 
tromagnetische System gefallen. Verschiedene Ein- 
satzuntersuchungen haben die erhöhte Leistungs- 
fähigkeit, die geringen Risiken und Nachteile und 
den vorgerückten Entwicklungsstand dieses Prinzips 
aufgezeigt. Beim Vergleich des elektromagnetischen 
mit dem elektro-dynamischen Schwebesystem waren 
gute Energieausnutzung, Wirtschaftlichkeit, Um- 
weltfreundlichkeit und Sicherheit weitere Kriterien. 
Mit Demonstrations- und Referenzanlagen (z. B. 
Magnetbahn auf der Internationalen Verkehrsaus- 
stellung 1979 in Hamburg, Versuchsanlage im Ems- 
land) soll gezeigt werden, daß die verkehrliche, wirt- 
schaftliche und technische Leistungsfähigkeit dem 
Magnetbahnsystem Vorteile gegenüber konkurrie- 
renden Verkehrssystemen eröffnet. Von den Ergeb- 
nissen werden wichtige Grundlagen für Investitions- 
planungen im nationalen oder europäischen Rahmen 
erwartet. 


Güterverkehr und Transportketten 

144. Unser hoher Lebensstandard, die Rohstoff- 
armut unsere Landes und die damit verbundene 
starke im- und exportabhängige Veredelungspro- 
duktionsstruktur unserer Industrie sowie die zen- 
trale Lage der Bundesrepublik in Europa mit star- 
ken Transitverkehrsströmen bedingen die Notwen- 
digkeit bestmöglicher Gütertransportsysteme rei- 
bungslos funktionierender Transportketten. Die Bun- 
desregierung fördert daher für die Zukunftssiche- 
rung gezielte FuE-Arbeiten zum kombinierten Ver- 
kehr, zur Containerisierung, zu Güterverteilzentra- 
len, Lager- und Umschlagknoten und übertrieblichen 
Warentransportsystemen sowie zur Verbesserung 
der warenbegleitenden Informationsflüsse. Ferner 
werden neuartige Massenguttransportsysteme, wie 
z. B. der hydrauliche Rohrtransport, untersucht. Für 
den Bedarf der kommenden Jahre sollen für die Ver- 


sorgung der Bevölkerung und der Wirtschaftsunter- 
nehmen sowie für die immer schwieriger und auf- 
wendiger werdenden Entsorgungsaufgaben unter 
technisch-wirtschaftlichen Aspekten verbesserte Ge- 
samttransportsysteme verfügbar gemacht werden. 


Luftfahrt 

145. Aus verteidigungspolitischen, außenpolitischen 
und industriepolitischen Gründen muß die Bundes- 
republik Deutschland eine eigenständige leistungs- 
fähige Luftfahrtindustrie zur Entwicklung, Produk- 
tion und Betreuung von Luftfahrtgeräten unterhal- 
ten. Die Bundesregierung verfolgt im Rahmen des 
Gesamtprogramms Luftfahrtforschung und Luftfahrt- 
technologie * *) folgende Ziele: 

1. die allgemeine technologische Basis für künfti- 
ges Luftfahrtgerät weiterzuentwickeln, 

2. kritische Komponenten künftiger Projekte 
schwerpunktmäßig zu analysieren, vorzuentwik- 
keln und zu erproben und 

3. die technischen und betrieblichen Einsatzbedin- 
gungen für das Flugzeug als Verkehrsmittel wei- 
ter zu verbessern. 

Luftfahrtforschung und -technik sind auf leistungs- 
fähige Versuchsanlagen angewiesen. Die Bundesre- 
gierung unterstützt deshalb zusammen mit den Nie- 
derlanden den Bau eines großen Unterschall-Wind- 
kanals (DNW), der der Luftfahrtindustrie die Ent- 
wicklung und Erprobung von Luftfahrtgeräten er- 
möglicht. Außerdem ist sie mit Frankreich, Groß- 
britannien und den Niederlanden übereingekommen, 
gemeinsam die Projektdefinition für einen großen 
europäischen Transschall-Windkanal durchzuführen. 
Die Projektionsarbeiten sollen 1980/81 beendet sein. 


4 Außere Sicherheit 

146. Die Streitkräfte der Bundeswehr sind der 
NATO unterstellt. Ihre Ausrüstung mit Waffen und 
Geräten liegt jedoch in nationaler Verantwortung. 
Bei ihrer Beschaffung im nationalen Rahmen muß 
die bündnisweite Standardisierung des Materials 
berücksichtigt werden. Dies zwingt zu einer früh- 
zeitigen und ausgedehnten Abstimmung mit den 
Bündnispartnern bereits bei der wehrtechnischen 
Forschung und Entwicklung des Systems. Eine lei- 
stungsfähige wehrtechnische Forschung und Entwick- 
lung ist eine wesentliche Voraussetzung für den 
Ausrüstungsstand der Bundeswehr und damit der 
äußeren Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 


‘) vgl. Gesamtprogramm Luflfahrtforschung und Luft- 
fahrltechnologie der Bundesregierung 1975 bis 1978, 
Bonn 1976 

*) vgl. auch Weißbuch 1975/76 zur Sicherheit der Bun- 

desrepublik Deutschland und zur Entwicklung der 
Bundeswehr 
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iönd. Außerdein gehören auch wehrmedi 2 iitiisdi€ und 
-psychologisdie sowie erziehungswissensdiaftlidie 
Gebiete hierzu {vgl. Schaubild 20). 

S c h ü d b L 1 d 20 


FuE' Ausgaben des Bundes für die Außere Sicherheit 


1 975 bis 1 981 — Mitllonen OM — 



4.1 Wehrforschüng 

147* Die wehrlechnisdie Forschung umfaßt im Prin- 
zip fast alle Natur- und Tngenieurwissensdiafteii, 
um künftige mögliche Anwendungen auf dem Ver~ 
lerdigungsgebiel jederzeit erkennen lu können. Die 
zunehmende Komplexität technischer Systeme stellt 
steigende Anforderungen an die körperlidien, gei- 
stigen und seelisdren Qualitäten des sie bedienen- 
den Menschen und verlangt deshalb verstärkte Be- 
adilung der Wechselwirkung zwisdien Mensch und 
Maschine. Die gesteigerte Reichweite der Waffen- 
wirkungen zwingt zur Entwidtiung empfindlicher 
Sensoren für Ortung und Frühwarnung, um den 
rechtzeitigen Einsatz der Abwehrmittel zu ermög- 
lichen. Der erhebliche Einfluß auf die Wirksamkeit 
der Waffensysteme durdi die Beschaffenheit des 
UmweHmediumB {Luft, Wasser, Erdoberfläche) hat 
zur eingehenden Erforschung der geophysikalischen 
Llmweltbedmgungen geführt. 

Zahlreiche Fragen im Zusammenhang mit dem Ein- 
satz moderner Waffen und ihren Wirkungen erfor- 
dern eine wehrmedizinische Forschung, die auf die 
Erhaltung der Leistungsfähigkeit auf den Schutz 
gegen spezifische Umwelteinflüsse und auf Erken- 
nung und Wiederherstellung von Gesundheiissto- 
rungen. welche durch den militärischen Einsatz auf- 
treten können, ausgerichtet ist Wehrpsychologische 


Forschung beeinflußt ergänzend die psychische 
Struktur der Bundeswehr. 

Der hohe Aufwand an qualifiziertem Personal und 
spezidlisierter Ausrüstung von wehrtechnischen For- 
schungseinrichlungen hat bewirkt, daß FuE-Aufträge 
im w'esenllichen in grundfinanzieilen Instituten be- 
arbeitet werden. Der Anteil von Hodischulinstituten 
als Vertragspartner der wehrlechnischen Forschung 
nimmt weiterhin ab. 

4.2 Wehrtechnische Entwicklung 

140* Für die wehrledinisdie Entwicklung von Waf- 
fensyslemen und Geräten gilt das Prinzip der Zu- 
sammenarbeit mit anderen NATO-Partnern in be- 
sonderem Maße, da schon die Koslensteigening — 
insbesondere bei größeren Projekten — zu einer 
Verteilung der Entwicklungslasten und Herstel- 
lungsinveslitionen auf mehrere Staaten zwingt. Von 
dem gememsam mit Großbritannien und Italien ent- 
wickelten Mehrzweckkampfflugzeug MRCA ,,Tor- 
nado'* werden z. Z. 9 Protolypen und 6 Vorserien- 
flugzeuge in allen drei Ländem gleichzeitig erprobt s 
an den verschiedenen Fertigungsstätten hat gleich- 
zeitig die Endmontage der Flugzeuge der ersten 
Serienlose begonnen. Von dem deutsch-französi- 
schen leichten Kampfflugzeug „alpha-Jet“ sind in- 
zwischen m beiden Ländern die ersten Serienflug- 
zeuge ausgeJiefert worden. Mit Großbritannien und 
Italien zusammen werden weiterhin eine Feldhau- 
bitze sowie eine Panzerhaubitze gememsam enlwik- 
kelt; für die Feldhaubilze läuft zur Zeit die arbeits- 
teilig organisierte Beschaffung, während die Panzer- 
haubitze noch in der ersten Hälfte der Entwidtlungs- 
phase steht Für ein gemeinsames mittleres Artille- 
rieraketen-System MARS, an dem sich auch Frank- 
reich und Großbritannien beteiligen, ist die Entwick- 
lung in den USA angelaufen: die Bundesrepublik 
Deut£d:iland wird den Gefechtskopf beisteuern. 
Deutsche U-Boot-Entwidrlungen haben zur gemein- 
samen Ausrüstung von NATO-Partnern beigetragen 
Des wieheren bestehen Marineprogramme für ein 
Seemmen-Räumsystera, an dem sedis Partner betei- 
ligt sind, und für die deutsch -dänische Entwicklung 
von Seeminen im Fladiwasst^rgebiet. Der Beitritt 
fast aller europäischen NATO-Partner zum Pro- 
gramm des fliegenden Frühwarnsystems AWACS ist 
ebenfalls mit gemeinsamer Entwicklungsarbeit ver- 
bunden- 
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Wissenschaftsausgaben 
in der Bundesrepublik Deutschland 1978 
Gesamt: 40,9 Mrd. DM 


S c h a u b i 1 d 1 



Übersicht 1 


Finanzierung 

Durchführung ^ 

Staat ‘) 

Wirtschaft 

Gesamt 

zusammen 

Bund <) 

Länder *) 

Millionen 

DM 

•/o 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

•/# 

Millionen 

DM 

•/o 

Wirtschaft 

3 650 

14,4 

3 600 

50 

15 096 

96,9 

18 746 ») 

45,8 

Hochschulen 

14 834 

58,6 

1 149 

13 685 

220 

1,4 

15 054 

36,8 

Außeruniversitäre 









Forschungseinrichtungen *) 

6 846 

27,0 

5 125 

1 721 

270 

1.7 

7 116 

17,4 

Gesamt 

25 330 

100 

9 884 

15 456 

15 586 

100 

40 916 

100 

Gesamt in ®/o 

6/, 9 

— 

24.1 

37,8 

38,1 

— 

100 

— 


*) Aufteilung z. T. geschätzt 
*) einschließlich ERP-Sondervermögen 
*) einschließlich Gemeinden (GV) 

Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen umfassen statistisch staatliche Einrichtungen (bundes- und landeseige- 
ne wissenschaftliche Einrichtungen), Private Institutionen ohne Erwerbscharakter (z. B. Großforschungseinrichtun- 
gen, Max-Planck-Gesellschaft. Fraunhofer-Gesellschaft) und Ausland (z. B. internationale Forschungseinrichtungen). 
^) Ohne 520 Millionen DM FuE-Finanzierung durch Private Institutionen ohne Erwerbscharakter (PNP) und Aus- 
land. Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft — Erhebung 1977, BMFT 


71 







Drucksache 8/3024 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


I. Teil 

Entwicklung der Ressourcen 


1. Die Wissensdiaflsausgaben betrugen im Jahre 

1978 insgesamt etwa 40,9 Mrd. DM, davon finan- 
zierten 

— der Staat (Bund und Länder einschließlich Ge- 
meinden) 25,3 Mrd. DM (62 Vo) 

— die Wirtschaft (Unternehmen und Verbände) 15.6 
Mrd. DM (38 •/o) 

Sie wurden ln folgenden Bereichen verbraucht: 

— in der Wirtschaft (Unternehmen und Einrichtun- 
gen der industriellen Gemeinschaftsforschung): 
18,8 Mrd. DM {46«/«) 

— in den Hochschulen: 15,0 Mrd. DM (ca. 37 V#) 

— in den außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen ^) und wissenschaftlichen Bibliotheken, Ar- 
chiven und Museen: 7,1 Mrd. DM (ca. 17 ®/q). 


*) Vgl. BegrlffserUutcrung zu Wissenschaftsausgaben 
und FuE-Ausgaben S. 444. Zahlenangaben sind ge- 
schätzt. 


Der Anteil der Wissenschaftsausgaben am Brutto- 
sozialprodukt ist von 2,6 ®/o im Jahre 1969 auf 3,1 •/• 
im Jahre 1974 gestiegen und blieb dann bis 1978 kon- 
stant; der Anteil der staatlichen Wissenschaftsaus- 
gaben am öffentlichen Gesamlhaushalt stieg von 
5,2 ®/o im Jahre 1969 auf 6,5 ®/o im Jahre 1974 und 
betrug 1978 noch 5,8 ®/o (vgi, Sc/iaub//cfer 2 und 3, 
Tabelle 1). 


2. Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(FuE-Ausgaben) ’) betrugen im Jahre 1978 insge- 
samt etwa 30,4 Mrd. DM (vgi Schaubild 4, Über- 
sicht 2 und Tabellen 2, 3), davon finanzierte 


*) Großforschungseinnchiungen. Max-Planck-Gesellsdiaft, 
Fraunholer-Gesellschaft, Bundes- und Landesfor- 
schungsanstalten sowie sonstige überwiegend vom 
Staat finanzierte Forschungseinrichlungen und Aus- 
land. 


Schaubild 2 


Schaubild 3 


(vgl Tab. 1) 


(vgl. Tab. 1) 


Anteil der Wissenschaftsausgaben 
am Bruttosozialprodukt 1969 bis 1978 

% 


Anteil der Wissenschaftsausgaben 
am öffentlichen Gesamthaushalt 
1969 bis 1978 


4.0' 


7.0" 


3,5- 


6,5- 


3.0- 


6.0- 






2,5- 


5,6- 





/ 

2,0 

1 1 1 1 1 1 1 1 

5.0. 

— 1 — 1 — I — 1 — 1 — 1 — 1 — ' — 1 


69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 


Oiölle BMFT. Stal Bundesamt StjtterverOand I d DeutscDe Wissenschaft 
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Gesamtbudget Forschung und Entwicklung Schaubild 4 

in der Bundesrepublik Deutschland 1978 
Gesamt: 30,4 Mrd. DM 



V. Finanzierung 


Staat <) 


Wirtschaft 

Son- 
stige *) 

Gesamt 


zusammen 

Bund 

Länder *) 





Durchführung 

Millionen 

DM 

•/o 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

®/o 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

«/• 

Wirtschaft 

3 650 

25,7 

3 600 

50 

15 096 

98,4 

520 

19 266 

63,4 

Hochschulen 

5 185 

36,6 

935 ") 

4 250 

100 

0,7 

— 

5 285 

17.4 

Außeruniversitäre 
Forschungsein- 
richtungen ^) 

5 350 

37,7 

4 010 

1 340 

140 

0,9 

360 

5 850 

19,2 

Gesamt 

14 185 

100 

8 545 

5 640 

15 336 

100 

880 

30 401 

100 

Gesamt in ®/o 

46,7 

— 

28,1 

18,6 

50,4 

— 

2,9 

100 

— 


*) Aufteilung auf Bund und Länder (einschließlich Gemeinden) z. T. geschätzt. 

*) einschließlich Private Inländische Institutionen (PNP) und Ausland 
*| einschließlich Gemeinden 

Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen umfassen staatliche Einrichtungen (bundes* und landeseigene wissen- 
schaftliche Einrichtungen), Private Institutionen ohne Erwerbscharakter (z. B. Großforschungseinrichtungen, Max- 
Planck-Gesellschaft) und Ausland (z. B. Internationale Forschungseinrichtungen). 

•'•) einschl. des geschätzten FuE-Anteils an der Hochschulbaufinanzierung des Bundes von 285 Millionen DM. 
Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft — Erhebung 1977, BMFT 
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— der Staat (Bund und Länder einschließlich Ge- 
meinden) 14,2 Mrd. DM (ca. 47 Vo) 

— die Wirtschaft (Unternehmen und Verbände) 
15,3 Mrd. DM (ca, 50 Vo) 

— sonstige inländische sowie ausländische Insti- 
tutionen 0,9 Mrd. DM (ca. 3 Vo). 

Sie wurden in folgenden Bereichen verbraucht: 

— in der Wirtschaft (Unternehmen und Einrichtun- 
gen der Gemeinschaftsforschung): 19,3 Mrd. DM 
(ca. 63,4 Vo) 

— in den Hochschulen; 5,3 Mrd. DM (ca. 17,4 Vo) 

— in den außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen »): 5,9 Mrd. DM (ca. 19,2 ®/e). 


*1 Großforschungseinrichtungen, Max-Planck-Gesellschaft, 
Fraunhofer-Gesellschafl. Bundes- und Landesfor- 
sdiungsanslalten sowie sonstige überwiegend vom 
Staat finanzierte Forschungseinrlchlungen und Aus- 
land. 

Schaubild 5 
(vgl. Tab. 2) 


1 Finanzierung von Forschung und 
Entwicklung (FuE) 

3. Die Entwicklung ist durch folgende Tendenzen 

gekennzeichnet; 

— Die FuE- Ausgaben wuchsen von 12,3 Mrd. DM 
im Jahre 1969 auf 30,4 Mrd. DM im Jahre 1978 
(durchschnittliche Zuwachsrate: 10,6*/o). Die 
größten Zuwachsraten von über 20®/o lagen im 
Jahre 1969 und 1970; sie betrug noch 8®/o im 
Jahre 1978 (vgL Sdiaubild 5, Tabelle 2j. 

— Die Gesamtzahl des in Forschung und Entwick- 
lung beschäftigten wissenschaftlichen, techni- 
schen und sonstigen Personals (auf Vollzeit- 
aquivalenz umgerechnet) stieg von ca. 249 000 
im Jahre 1969 auf 307 500 im Jahre 1977. Im 
Wirtschaftssektor sank die Beschäftigtenzahl von 
199 000 im Jahre 1971 auf 186 000 im Jahre 1975 
und stieg wieder auf 198 000 im Jahre 1977 an 
(vgl, Sdiaubild 6, Tabelle 28). 

Schaubild 6 
(vgl. Tab. 28) 


30 


FuE-Ausgaben in der 
Bundesrepublik Deutschland 
1969 bis 1978 

Mrd. DM 


ln FuE tätiges Personal 
nach Sektoren 1969 bis 1977 


Tsd. 


15 


/ 

350 - 


Gesamte FuE-Ausgaben 

300 - 

Gesamtes FuE-Personal 


250 - 



200 - 

Wirtschaft 

^ Staat 

150 - 


— ^ 

Wirtschaft 

> 

100 - 




Hochschulen 






50 - 


■1^—1 1 1 1 1 1 1 T— H 

0 - 

Außeruniversitäre 

Forschungseinrichtungen 

1 1 1 1 \ 1 r~i 


69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 

Quelle: BMFT, Stal. Bundesamt, Stdterverband, Wissenschaftsrat 
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— Der Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttosozial- 
produkt (BSP) stieg von 2,1 ®/o im Jahre 1969 auf 
2,4 ®/o in den Jahren 1971 und 1975 und betrug 
2,3 ®/o im Jahre 1978. 

— Der Anteil der staatlichen FuE-Ausgaben am 
öffentlichen Gesamthaushalt stieg von 3,3 ®/o im 
Jahre 1969 auf 4,0 ®/o in den Jahren 1972 und 
1973 und sank 1978 bis auf 3,2 ®/o (vgl, Schau- 
bilder 7 und 8, Tabelle 2), 

— Die FuE-Ausgaben des Staates stiegen von 5,7 
Mrd. DM im Jahre 1969 auf 14,2 Mrd. DM im 
Jahre 1978 mit einer durchschnittlichen Zu- 
wachsrate von 10,7 ®/o, die FuE-Ausgaben der 
Wirtschaft von 6,4 Mrd. DM auf 15,3 Mrd. DM 
mit einer durchschnittlichen Steigerungsrate von 
10,2 ®/o. Der Anteil des Staates stieg von 46®/o 
im Jahre 1969 auf 47®/o im Jahre 1978; der An- 
teil der Wirtschaft sank von 52 ®/o auf 50,4 ®/o; der 
Anteil der Sonstigen stieg von 2 ®/o auf 3 ®/o. 


1.1 FuE-Finanzierung des Staates (Bund und Länder 
einschließlich Gemeinden) 

4. Die FuE-Ausgaben des Staates wuchsen von 
5,7 Mrd. DM im Jahre 1969 auf 14,2 Mrd. DM im 
Jahre 1978. 

Davon haben im Jahre 1978 der Bund etwa 8,5 Mrd. 
DM (ca. 60 ®/o der staatlichen FuE-Ausgaben) und 
die Länder etwa 5,6 Mrd. DM (ca. 40®/o der staat- 
lichen FuE-Ausgaben) getragen *). Der Schwerpunkt 
der FuE-Aktivitäten des Bundes liegt bei den För- 
derprogrammen des BMFT und der Ressortforschung 
(insbesondere Verteidigungsforschung), der Schwer- 
punkt der FuE-Aktivitäten der Länder bei der Hoch- 
schulforschung. 


*) Die Aufteilung der staatlichen FuE-Ausgaben auf 
Bund und Länder ist z. T. geschätzt. 

Eine Aufgliederung für die Wissenschaftsausgaben 
liegt vor (vgl. Tabelle 4). 


Schaubild 7 


Schaubild 8 


(vgl. Tab. 2) 


(vgl. Tab. 2) 


c 

Anteil der FuE-Ausgaben am 
Bruttosozialprodukt 1969 bis 1978 

in% 


Anteil der staatlichen FuE-Ausgaben 
am öffentlichen Gesamthaushalt 

1969 bis 1978 in% 

D * 


D 



4 - 


4 - 



3 - 


3- 



2 - 


2- 



1 - 


1 - 



n 


0. 



u ^ 

1 1 1 1 1 1 1 1 


h— T 1 1 1 1 1 1 1 


69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 




Quelle: BMFT 
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5. Gemeinsam fördern der Bund und die Länder 
Einrichtungen bzw. Vorhaben von überregionaler 
Bedeutung und gesamtwirtschaftlichem Interesse 
nach der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung 
(RV) vom 28. November 1975 (vgl übersid\t 3) *). 

Die gemeinsame Forschungsförderung betrug 1978 
ungefähr 3,0 Mrd. DM (etwa 21 ®/o der gesamten 
staatlichen FuE- Aufwendungen). Von der gemein- 
samen Förderung trug der Bund im Jahre 1978 etwa 
2,2 Mrd. DM (73 ®/o). die Länder 0,8 Mrd. DM (27 »/o). 

Sie erstreckt sich mit unterschiedlichen Finanzie- 
rungsschlüsseln auf folgende Einrichtungen bzw. 
Vorhaben von überregionaler Bedeutung und ge- 
samtstaatlichem wissenschaftlichem Interesse: 


‘) Vgl. Gemeinsame Forschungsförderung durch Bund 
und Länder, Bonn 1979. 


— Deutsche Forschungsgemeinschaft (Bund 50®/o, 
Länder 50 ®/o) und Sonderforschungsbereiche 
(Bund 75 ®/o, Länder 25 ®/o) 

— außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, ins- 
besondere; 

— Großforschungseinrichtungen (Bund 90 ®/o, 
Sitzland 10 ®/o) 

— Max-Planck-Gesellschaft (Bund 50®/o, Län- 
der 50 ®/o) und Fraunhofer-Gesellschaft (Bund 
90 ®/o, 6 Länder 10 ®/o) 

— andere Forschungseinrichtungen (grundsätz- 
lich Bund 50 ®/o, Länder 50 ®/o mit besonderer 
Sitzlandquote), sog. Blaue Liste (vgL Teil III, 
Tz. 104). 


Übersicht 3 


Gemeinsame Forsdiungsförderung von Bund und Ländern 
(Institutioneile Förderung) 

— in Millionen DM — 



1975 ') 

1976 >) 

1977*) 

1978*) 

Einrichtungen 

Gesamt 

Bund 

Län- 

der 

Gesamt 

Bund 

Län- 

der 

Gesamt 

Bund 

Län- 

der 

Gesamt 

Bund 

Län- 

der 


Großforsdiungs- 
einrichtungen 

1 272,7 

1 171,0 

101,7 

1 368,4 

1 260,1 

108,3 

1 362,9 

1 237,3 

125,6 

1 486,0 

1 348,7 

137,3 

Deutsche For- 
schungsgemeinschaft 

a) allgemeine 

Förderung 

406,0 

203,0 

203,0 

418,6 

209,3 

209,3 

438,6 

219,3 

219,3 

462,7 

231,4 

231,3 

b) Sonder- 
forschungs- 
bereiche 

189,0 

126,0 

63,0 

202,1 

141,5 

60,6 

210,0 

147,0 

63,0 

221,6 

166,2 

55,4 

Max-Planck- 
Gesellschaft 

459,2 

270,1 

189,1 

489,6 

269,0 

220,6 

517,3 

287,8 

229,5 

548,3 

308,8 

239,5 

Fraunhofer- 
Gesellschaft 

42,7 

42,7 


45,3 

45,3 


51,8 

45,6 

6,2 

54,1 

50,7 

3,4 

Sonstige 

Forschungs- 
einrichtungen ®) 

192,8 

102,9 

89,9 

207,3 

111,9 

95,4 

235,6 

128,0 

107,6 

263,9 

145,0 

118,9 

Gesamt 

2 562,4 

1 915,7 

646,7 

2 731,3 

2 037,1 

694,2 

2 816,2 

2 065,0 

751,2 

3 036,6 

2 250,8 

785,8 


*) Ist 
*) Soll 

*) Einrichtungen gern. Anlage zur AV Forschungseinrichtungen (sog. Blaue Liste), Tz. 104 

Quelle: BLK 
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1.1.1 FuE-Finsnzlening des Bundes 

6. Die FuE-Ausgaben des Bundes sind etwa von 

3.1 Mrd. DM im Jahre 1969 auf 8,5 Mrd. DM im 
Jahre 1978 gestiegen; für 1979 ist eine weitere Stei- 
gerung auf 9,7 Mrd. DM vorgesehen (vgl. Schaubild 
4, Übersicht 2}. Gefördert werden: 

— ^ außeniniversitäre Forschungseinrichtungen (etwa 
4,0 Mrd. DM; 47 Vo der gesamten FuE-Ausgaben 
des Bundes) 


~ FuE der Unternehmen und industneüe Gemein- 
schaftsforschung (etwa 3,6 Mrd, DM; 42®/o der 
gesamten FuE-Ausgaben des Bundes) 

~ HodischulfoTsdiung (etwa 0,9 Mrd. DM; etwa 
I i Vo der gesamten FuE-Ausgaben des Bundes). 

Hiervon werden etwa 98**/o von den acht wichtig- 
sten FuE fördernden Bundesressorts ausgegeben 
fvg/. ^choüöüd 9, Tabelle 6). 


Schau bild 9 
(vgL. Tab. 6] 





1977. Isl; 1978 und 1979: Soll 


Quelle: BMFT 
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Schaubild 10 
(vgl. Tab. 7) 


FuE-Ausgaben des Bundes 

nach Förderungszwecken 1974 bis 1978 


Mrd. DM 



Die FuE-Ausgaben im Jahre 1978 — aufgeteilt nach 
den wichtigsten Förderungszwecken — (vg!. Ta- 
belle 7, Schaubild 10) dienen der Finanzierung *): 


*) ohne Bundesanteil für FuE-Bau- und Ausrüstungs- 
investitionen im Hochsdiulbereich (vgl. im einzelnen 
Fußnote ') zu Übersicht 20). 


— der Förderungsprogramme des Bundes, insbe- 
sondere des Bundesministers für Forschung und 
Technologie (1978: 4.3 Mrd. DM, 52 Vo) 

— der Ressortforschung des Bundes (1978: 3,0 Mrd. 
DM, 36 ®/o) 

— der allgemeinen Forschungsförderung (1978: 1,0 
Mrd. DM, 12 ®/o). 

7. Dabei ergeben sich für die FuE-Ausgaben*) des 

Bundes folgende wesentlidie Entwicklungstenden- 
zen: 

— Die Förderprogramme des Bundes sind von 3,2 
Mrd. DM im Jahre 1974 auf 4,4 Mrd. DM im 
Jahre 1978 (durchschnittliche Steigerungsquote: 
8,3 ®/o) am stärksten gestiegen; sie werden im 
Jahre 1979 voraussichtlidi auf 5,0 Mrd. DM stei- 
gen. Ihr Anteil an den gesamten FuE-Ausgaben 
des Bundes stieg von 50,8 ®/o im Jahre 1974 auf 
51,8 ®/o im Jahre 1978. Die finanziellen Schwer- 
punkte liegen unverändert bei der Energiefor- 
schung und -technologie, der naturwissenschaft- 
lich-technischen Forschung und Entwicklung, der 
Weltraumforschung und -technik, den Transport- 
und Verkehrssystemen sowie der Datenverarbei- 
tung, Nachrichtentechnik, Elektronik. 

— die Ressortiorschung des Bundes ist von 2,4 Mrd. 
DM im Jahre 1974 auf 3,0 Mrd. DM im Jahre 
1978 (durchschnittliche Steigerungsrate: 5,7 ®/o) 
gestiegen; sie erhöht sich im Jahre 1979 voraus- 
sichtlich auf 3,6 Mrd. DM. Ihr Anteil an den 
gesamten FuE-Ausgaben des Bundes fiel von 
38,1 ®/o im Jahre 1974 auf 35,3 ®/o im Jahre 1978. 
Die Schwerpunkte der Ressortforschung liegen 
bei der FuE für Verteidigung, der FuE für Wirt- 
schaft und Technik sowie — mit deutlichem Ab- 
stand, allerdings auch den höchsten Steigerungs- 
raten — bei der FuE für soziale Fragen und für 
das Gesundheitswesen; der Anteil der FuE für 
Verteidigung an den gesamten FuE-Ausgaben 
des Bundes betrug 1978 etwa 20®/o (vgl. Schau- 
bild 11, Tabelle 8). 

*) Zur Entwicklung der Wissenschaftsausgaben vgl. Ta- 
belle 7. 
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Schaubild 11 Schaubild 12 

(vgl. Tab. 8) (vgl.Tab.il) 


FuE-Ausgaben für 

Verteidigung im Vergleich 
zu den gesamten 

FuE-Ausgaben des Bundes 1969 bis 1977 



Beiträge des Bundes 
zu zwischenstaatlichen 

Organisationen 1969 bis 1977 

Q 

Mrd. DM 



Millionen DM 

O 




700 

Gesamt 



gesamte 






7 - 

FuE-Ausgaben 



600- 



6- 




500- 

! 


5- 











400- 



4 - 





/ 



.•** übrige 




/ ESA 



FuE-Ausgaben 



300- 

a 


3- 





i 

/ 

a 



/ 




f 

/ 


9 — 




200- 



c. 







1- 

FuE-Ausgaben für 



100- 

Übrige 


Verteidigung 







0 




0 




1 1 1 1 1 I ! 




— 1 — 1 — 1 — 1 — 1 — 1 — r~l 


69 70 71 72 73 74 75 76 77 


69 70 71 72 73 74 75 76 77 


Quelle: BMFT 



Quelle: BMFT 


— die allgemeine Forschungsförderang ist von 0,7 
Mrd. DM im Jahre 1974 auf 1,0 Mrd, DM im 
Jahre 1978 (durchschnittliche Steigerungsrate: 
9,3 Vo) gestiegen; sie wird im Jahre 1979 voraus- 
sichtlich auf 1,2 Mrd. DM steigen. Ihr Anteil an 
den gesamten FuE-Ausgaben des Bundes blieb 
mit ca. 12®/o im Jahre 1974 und im Jahre 1978 
konstant. 

Die Beiträge des Bundes zu einzelnen interna- 
tionalen Forschungseinrichtungen fließen über- 
wiegend der Europäischen Weltraumorganisa- 
tion (ESA) und der Europäischen Organisation 
für Kernforschung (CERN) zu (Schaubild 12 und 
Tabelle 11). 

8 . Die Ausgaben des Bundes für Forschung und Ent- 
wicklung in der Wirtschaft sind von 1,0 Mrd. DM 


im Jahre 1969 auf 3,7 Mrd. DM im Jahre 1978 gestie- 
gen (vgl. Tabelle 3); dies entspricht einem Anteil 
von 43,5 ®/o an den FuE-Ausgaben des Bundes von 
8,5 Mrd. DM im Jahre 1978 (vgl. Übersicht 2, Tabel- 
le 8). Der Anteil der FuE-Ausgaben für zivile For- 
schung und Entwicklung in der Wirtschaft betrug 
54®/o im Jahre 1977, davon trug der Bundesminister 
für Forschung und Technologie allein ca. 86 ®/o; der 
Anteil der FuE-Ausgaben für verteidigungsbezogene 
Forschung und Entwicklung betrug 46 Vo im Jahre 
1977 (Übersicht 4). 

Mit den Ausgaben des Bundesministers für For- 
schung und Technologie für FuE-Projekte der Wirt- 
schaft ist eine Eigenbeteiligung der gewerblichen 
Wirtschaft von 551 Millionen DM im Jahre 1977 
verbunden (vgl. Schaubild 13, Übersicht 5). 
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Übersicht 4 


FuE-Ausgaben des Bundes für die Wirtschaft 
1975 bis 1978 


FuE-Ausgaben 

1975 *) 

1976 

1977 

1978 

Millionen 

DM 


Millionen 

DM 

Vo 

Millionen 

DM 

•/f 

Millionen 

DM 

•/# 

BMFT 

1 336 

77,6 

1 224 

80,3 

1 377 

86,4 

1 696 


BMWi 

298 

17,3 

215 

14,1 

139 

8,7 

205,3 


BMI 

33 

1.9 

49 

3,2 

46 

2,9 

18,5 


BMV 

13 

0,8 

13 

0,8 

15 

0,9 

1.0 


BMBau 

6 

0.4 

7 

0,5 

7 

0,4 

2.5 


BMBW 

19 

1.1 

7 

0,5 

3 

0,2 

. 


BMB 

— 

— 

5 

0,3 

0.4 

0,02 

, 


BMZ 

2 

0.1 

2 

0,1 

1 

0,1 

0,2 


BMA 

1 

0.1 

1 

0,1 

3 

0,2 

0,8 


BMJFG 

4 

0.2 

1 

0,1 

1 

0,1 

0,2 


BML 

4 

0.2 

0,2 

0,01 

— 

— 

0,4 


zivile Vg 

5 

0,3 

0.5 

0,03 

0,9 

0,1 

• 


BMJ 

— 

— 

— 

— 

0.5 

0,03 

• 




100 


100 


100 



C^iirnmo 

1 791 - 


1 - 


1 - 





60 J 

54,4 

54,4 


BMVtg 

1 1 142 

39,9 

1 1276 

45,6 1 1 336 

45,6 

1 


Summe 

2 863 

100 

2 801 

100 

2 930 

100 



>) Ohne finanziellen Aufwand von Bund und Ländern für die steuerliche Forschungs- und Innovationsförderung 
(vgl. Übersicht 9). 

*) Ohne Beschaffung von Kernbrennstoffen aus dem Ausland. Quelle: BMFT 


Übersicht 5 


Ausgaben des Bundesministers für Forschung und Technologie 
für FuE-ProJekte und Eigenbeteiligung der gewerblichen Wirtschaft 

1974 bis 1977 

— in Millionen DM — 



1974 

1975 

1976 

1977 

Förderungs- 

quote 

Anz. 

Vorh. 

Anteil 

des 

BMFT 

Eigen- 

beteil. 

der 

Indu- 

strie 

Anz, 

Vorh. 

Anteil 

des 

BMFT 

Eigen- 

beteil. 

der 

Indu- 

strie 

Anz. 

Vorh. 

Anteil 

des 

BMFT 

Eigen- 

beteil. 

der 

Indu- 

strie 

Anz. 

Vorh. 

Anteil 

des 

BMFT 

Eigen- 

beteil. 

der 

Indu- 

strie 

bis 50 */q . . 

779 

351,7 

439,4 

915 

399,6 

482,7 

955 

386,9 

409,8 

1 180 

411,3 

426,2 

über 50 ’/o . 
bis 75 ®/o . . 

117 

66,3 

26,8 

185 

129,5 

54,1 

247 

177,1 

84,3 

312 

205,3 

97,1 

über 75 »/o . 
bis 99 »/o . . 

101 

106.3 

23,9 

193 

144,8 

28,2 

200 

154,9 

23,9 

216 

182,3 

27,4 

100 ®/o 

1 564 

743,8 

0.0 1 709 

854,2 

0.0 

1 666 

584,4 

0,0 

1 642 

556,9 

0.0 




Gesamt- 
summe *) . . 

1 597 

1 281,6 

490,1 

2 024 

1 534,0 

565,0 

2 068 

1 303,3 

518.0 

2 350 

1 355,9 

550,7 


*) 


In den Gesamtbeträgen sind Vorhaben enthalten, bei denen eine Eigenbeteiligung nicht gespeichert ist. 

1974: 36 Vorhaben: 13,554 Millionen DM; 1975: 22 Vorhaben: 5,891 Millionen DM. 

Quelle: BMFT 
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Schaubild 13 


500 


Ausgaben des Bundesministers für Forschung und Technologie für FuE-Projekte und 
Eigenbeteiligung der gewerblichen Wirtschaft 1974 bis 1977 

0 Millionen OM 0 


500 


1000 


1500 


Eigenante<l der 
industne 


Föfdefungs* 
quote: 
bis 50% 


Anteil des BMFT 


Anzahl der 
Vorhaben 
779 


915 





C 


; 


965 


1160 


Förderungs- 

Quote 

50%-75% 


Anzahl der 
Vorhaben; 
117 


□ 


185 


247 


312 


Förderur^- 

quote; 

75 %-^% 


Anzahl der 
Vorhaben 
101 


193 


200 


216 


FörderungS“ 

quote’ 

100 % 


Anzahl der 
Vorhaben; 
564 


709 


666 


642 


Gesamtsumme; 


Anzahl der 
Vorhaben 
1597 


2024 



2066 


2350 


□□1974 !□□ 1975 


1976 


1977 
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B. Die FuE- Ausgaben des Bundes für zivile For- 
sdiung und EntwidtJung in der Wirtschaft fließen 
überwiegend G roß un lern ehmen zu, weil nur sie In 
der Lage sind, das hohe ledvnische und wirtsdiaftU- 
die Risiko von langfristigen FuE- Projekten zu tra- 
gen und die erforderlichen Eigenleistungen aufzu- 
bringen. Hiervon entfielen fast 47 auf die großen 
FuE'EntwidLlungslinten (vgl übersidii 6). Kleine 
und mittlere Unternehmen erhielten 1977 etwa 
164,9 Millionen DM (ca, 10®/o der Bundesmittel für 
zivile FuE) unmittelbar f vgl. Übersicht 7 und SJ. 

Erfahrungsgemäß erhalten sie außerdem mittelbar 
über Unteraufträge bei GroBprojekten einen erheb- 
liehen — stalisUsdi nicht erfaßbaren — Anteil i bei 
den Großprojekten SNR 300 und THTR 300 des 
BMFT gingen z. B. rd. 12 ®/o der Mittel an kleine und 
mittlere Unternehmen. Die FuE-Förderung kleiner 


und minierer Unternehmen hat sich von 1972 bis 
1979 nahezu versechsfadit (vgl, Übersicht 7J- 

Deinenlsprechend ist audi der Anteil der 50 größten 
Zuwendungsempfänger an den Fördermitteln des 
Bundesminister für Forschung und Technologie zu- 
ruckgegangen und der aller weiteren Zuwendungs- 
empfänger hat sldh von 1973 bis 1977 mehr als ver- 
vierfacht fvgL übers/dii 9L 

Im Vergleidi hierzu brachten die kleinen und mitt- 
leren Unternehmen mit Umsätzen bis 100 Millionen, 
ansteigend von 1975 mit 4,8 im Jahre 1977 etwa 
6 “/» der gesamten FuE-Aufwendungeh der Unter- 
nehmen auf. Die Unternehmen mit unter I 000 Be- 
schäftigten konnten ihren Anteil an den FuE- Auf- 
wendungen von 1975 an von rd. 5.5 sogar bis 1977 
auf 7,7®/tt steigern (vgi. Übersieh! 10, Schatib/icf 14). 


Übersicht 6 


Zuwendungen der Bundesreglening für große FuE-Entwidclungsllnien 


Projekte 

Zuwen- 
dungen 
bis 1975 

1976 

1977 

197B 

Zuwen* 
düngen , 

bis 197S 

SBR-EntwidUung • 

i 718,4 

316,9 

321,2 

360,2 

2 716.7 

(davon Zentren} 

(761,4) 

(113,7) 

(Ul, 6) 

(120,3) 

(1 107,0) 

HTR-Enlwidtlung * 

1 156,1 

183,1 

132,5 

213,3 

l 735,0 

(davon Zentren) 

(479.9) 

(93.3) 

(83,7) 

(88,0) 

(744.9) 

GUZ-EntwidUung . 

745,5 

104,3 

84,1 

87,0 

1 020,9 

mittlere und große Rechner 






der Siemens AG * 

200') 

60 

46 

45 

351 

Magnetbahn * 

71,2 

33,1 

40,5 

41,7 

186,5 

Kabinenbahnsysteme 

56.2 

26,3 

32,1 

22,8 

137,4 

SPACE-Lab , 

141 

157 

178 

216 

692 

Airbus*) . 

985,3 

135,1 

30,2 

35 

1 185.6 

VFW 614 ») 

358,5 

4.6 

— 

20 

383,1*} 

MRCA * 

372,5 

418,0 

410,0 

415,0 

1 615,5 

Alpha-Jet * 

55,0 

51,2 

48,0 

57.0 

211,2 

l . Summe ....... w . 

5 859,7 

1 489,6 

1 372.6 

l 513,0 

10234,9 

(davon Zentren) 

(1 241,3) 

(207,0) 

(195,3) 

(208,3) 

(1 851,9) 

2. Summe (ohne Zentren) . 

4 618,4 

l 282,6 

1 177,3 

1 304,7 

8 383,0 

3, Gesamte FuE-Ausgaben 






an die Industrie *. r * * - . 


2801J 

2 929,9 



4. •/(! 2) von 3) ... 


45,7 

40J 




ab 19?1 2. DV-PTogfamni 

*J einschlieBIich VerbesseiungsentwLcklung, B 10 — Voronlwicklung 
*) einscMießlkh briüscher Triebenlwit^klung, Verbesserungsenlwicklung 

*) Entwicklung eingestellt Quelle: BMFT 
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Übersicht 7 


FuE-Ausgaben des Bundes für kleine und mittlere Unternehmen 


Förderinslrument 


1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 *) 

39,8 

37,3 

42,9 

45,1 

47,1 

50,4 

55,7 

67,0 

3,9 

7,3 

6,0 

7,0 

9,9 

12.1 

16,0 

19,5 

5,3 

3,0 

2.7 

6.2 

4,3 

4.5 

4.4 

7.0 








300,0 







0,8 

8.0 






0,9 

1.8 

3,5 






0,7 

2,7 

3,9 

46,8 

58,2 

72,8 

115,2 

145,8 

164,9 

180,0») 

200,0») 

95,8 

105,8 

124,4 

173,5 

206,2 

233,5 

261,4 

608,9 


Industrielle GemeinsdiaftS' 
forsdiung (BMWi) 

Erstinnovationsprogramm (BMWi) , 

Tedinisdie Entwicklung 

der Berliner Industrie (BMWi) . . . 

Zuschüsse zu den Aufwendimgen 
für FuE-Personal (BMWi) 

Förderung der externen Vertrags- 
forschung (BMFT) 

Risikobeteiligung Deutsche 
Wagnisfinanzierungs- 
gesellschaft (BMFT) 

Förderung der Pilotprojekte 
von Technologietransferagenturen 
(BMFT) 

Förderprogramme des BMFT . . . , 


Gesamt 


*) Hier sind alle Unternehmen erfaßt, die einen Umsatz von weniger als 200 Millionen DM hatten und die nicht 
überwiegend in einem Großunternehmen verbunden sind. 

’) Haushaltsansatz 

*) geschätzt Quelle: BMFT 


Übersicht 8 


FuE- Ausgaben im Rahmen der Förderprogramme des BMFT 
für kleine und mittlere Unternehmen ^) 



1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

ZuwendungsempfAnger 

Anzahl 
der Vor* 
haben 

Mil- 

lionen 

DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Mil- 

lionen 

DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Mil- 

lionen 

DM 

Anzahl 

derVor- 

haben 

Mil- 

lionen 

DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Mil- 

lionen 

DM 

Anzahl 

derVor- 

haben 

Mil- 

lionen 

DM 

Kleine und mitt- 
lere Unternehmer 

121 

19,3 

159 

26,1 

205 

37,7 

234 

55,7 

339 

71,2 

449 

79,7 

Industrielle 
Forschungs- 
vereinigungen 
und Institute .... 

23 

7.7 

28 

10,2 

39 

12.1 

48 

23,6 

110 

37,2 

99 

24,4 

Organisationen 
und andere 
Forschungs- 
einrichtungen 
der Wirtschaft . . 

58 

19,8 

79 

21,9 

87 

23,0 

124 

35,9 

112 

37,4 

160 

60,8 

Gesamt 

202 

46,8 

266 

58,2 

331 

72,8 

406 

115,2 

561 

145,8 

708 

164,9 

Anteil an der 
gesamten FuE- 
Förderung 
der Wirtschaft 
des BMFT in ®/o . . 

5,3 

5.1 

5,7 

7.5 

11,2 

12.4 


‘) Hier sind alle Unternehmen erfaßt, die einen Umsatz von weniger als 200 Millionen DM hatten und die nicht 
überwiegend in einem Großunternehmen verbunden sind. Quelle: BMFT-DAVOR 
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Übersicht 9 

Verteilung der Fördermittel des Bundesministers für Forschung und Technologie 
an Unternehmen der Wirtschaft nach der Höhe der Zuwendungen der 
industriellen Zuwendungsempfänger (ZE ) '} 

1973 bis 1977 


Höha der Zuwendungien aq 
industrJella Züweadungs- 
empfätiger 

1973 

J974 

1975 

Ansaiil 

Vorhaben 

MUliotieA 

DM 

Anteil 

Indufltrle- 

fdiderung 

ln*k 

An Kahl 
Vorhaben 

MUlionen 

DM 

Anteil 
Industrio- 
förderong 
ln *U 

Anzab] 

Vorhaben 

MiUlDnen 

DM 

Anlcil 

Industiie- 

förderuag 

iuVi 

5 größten ZE * , * , 

367 

531 

50.9 

283 

359 

43.6 

207 

577 

37,6 

1 0 größten ZE 

439 

718 

68,9 

394 

752 

58.7 

391 

821 

53.5 

25 größten ZE 

640 

890 

85A 

710 

1 021 

79.1 

823 

1 093 

71.2 

50 größten ZE * , * 

813 

970 

93.0 

952 

1 145 

89.4 

1 118 

1 272 

82.9 

alle weiteren ZE 

400 

73 

7fi 

645 

136 

W.6 

906 

262 

17. t 

Summe 

1 213 

1 043 

lÖÖfi 

1 597 

1 281 

100,0 

2 024 

1 534 

100,0 

Anzahl insgesamt 

266 

365 

470 


Die Größenklasse der industriellen Zuwendungsetnp länger (ZE) wird durch die Höhe der Förderung bestimmt 
S) 1973: 2I6j 1974: 313! 1975! 420; 1976: 520? 1977 : 649. 


Übersicht 10 


FuE-Aufwendungen der Wirtsdiaft nach Beschäftigungs- 
und Umsatzgrößenklassen 1977 



FuE-Aufwetidungen 



FuE, A uf wen d ungen 

BeschäftigungsgröBenklassen 

Millionen 

DM 

“/fl 

Umsatzgiößenklassen 

Millionen 

DM 

“/fl 

Unter 100 Besdiäfligte . . 

104,3 

0.6 

Unter 

5 Millionen DM , , 

35,2 

0.2 

100 bis 499 Besdiäfligte 

497,6 

3.0 

5 bis 

10 Millionen DM .. 

72,3 

0.4 

500 bis 999 Beschäftigte , , 

692,2 

4J 

10 bis 

50 Millionen DM , * 

376,3 

2.3 

1 000 bis l 999 Beschäftigte , , 

1 336,0 

8.0 

50 bis 

100 Millionen DM 

517,5 

3.1 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte , , 

1 613,9 

9.6 

100 bis 

250 Millionen DM , , 

1 251,2 

7.5 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . , 

1 853,5 

tu 

250 bis 

500 Millionen DM . , 

1 497,6 

8.9 

10 000 und mehr Beschäftigte , . 

10 644,5 

63.6 

500 bis 

1 000 Millionen DM . * 

1 335,4 

8.0 




1 000 Millionen DM und mehr , , 

1 1 658,5 

69.9 

zusammen . . . 

1 16 744,0 

100 

zusammen , , , 

16 744,0 

WO 


Quelle: Slifterverband für die Deutsche Wissenschaft — Erhebung 1977 
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übersichl 9 


1070 

1977 

Ah^ohl 

Vorhaben 

Milllonfifl 

DM 

Anteil 

Tndtjtlrrs- 

Iß */i 

Anxiihl 

Vorhaben 

MtlUonnn 

DM 

tadüjtri«’ 

fOrdemng 

tu 

172 

477 

363 

169 

460 

33.9 

451 

664 

5J3 

471 

637 

463 

694 

878 

67.4 

798 

856 

63 J 

1 011 

1 034 

79.4 

1025 

1 029 

753 

1 057 

269 

203 

1 325 

326 

24J 

2 068 

I 303 

tOÖß 

2 3^ 

l 356 

ioöß 

572 

699 


1.1.2 FuE-FInaniierung d^r Linder 

10* Die FuE- Ausgaben der Länder belaufen sidi auf 
etwa 5r6 Mrd^ DM im Jahre 1978 Die Sdiwer- 
punkle liegen dabei in 

— der Hodischulforsdiung (etwa 4.2 Mrd. DM; 75 Vo 
der gesamten FuE- Ausgaben der Länder) 

— der gememsamen Forschutigsförderung nadi der 
Rahmenvereinbarung (etwa 03 Mrd. DM; 14*/o 
der gesamten FuE- Ausgaben *)) 

— der Ressortforsdiung der Länder (etwa 0.6 Mrd. 
DM; 11 */o der gesamten FuE-Ausgaben der Län- 
der), 

Die FuE-Mittel der Lander finanzieren überwiegend 
Institutionen und deren Forsdmngsaktivitäten 
(Hodisdiulen, anßeruniversitäre Forschungseinridi- 
tungenj. Die direkte Förderung von einzelnen For- 


Die Aufteilung der staatlien FuE*Ausgaben auf Bund 
und Länrder beruht auf Schätzungen. Eine Aufgliede- 
rung für dieWissenschaftsausgabcn hegt vor fvgf. Ta- 
bette 4). 

*} Vgl übersichl 3 


Schaub itd 14 


FuE'Airtwefidungen der Untemehmeri 1977 
aufgeteitt nach BeechfiftfgurigBgröBenklassan 

AiifWfl^TOtmgsn 1577: 15,7 Mrd. DM 


“■«1 
3.0 □ 



I 


eeschirtigiQ 
< 100 

10O- 499 

5DQ- 099 

1 OQD-1999 

2 000-4 990 

5000- 9 999 

> 10000 


FuE-Aiitvirendungefi der Unternehmen 1977 
aulgeteltt nach UmsatzgröBenklaeeen 

Mio OM . 
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sdiungsprojeklen in den Hochschulen und außeruni- 
versilären Forschungsprojekten erfolgt außer im 
Rahmen der Ressortforschung nur in Nordrhein- 
Westfalen (1979 ca. 30 Millionen DM), in Nieder- 
sachsen (1979 ca. 20 Millionen DM) und neuer- 
dings in Bremen (1979: 0,5 Millionen DM), For- 
schungsprojekte in der Wirtschaft werden von den 
Ländern nur in Ausnahmefällen gefördert (z. B. In- 
novationsförderungsprogramme NRW und Baden- 
Württemberg); die Mittel hierfür fallen im Vergleich 
zu den FuE-Ausgaben des Bundes für die Wirtschaft 
nicht ins Gewicht. 

11. Die Wissenschaflsausgaben *) der Länder sind 
von rd. 5,2 Mrd. DM im Jahre 1969 auf 15,4 Mrd. DM 
im Jahr 1978 (durchschnittliche Steigerungsrate: 
12,8 ®/o) angestiegen } dabei betrug die Steigerungs- 


*) Angaben sind 2 . T, geschätzt. Eine Aufteilung der FuE- 
Ausgaben auf die einzelnen Länder liegt nicht vor; 
vgl. aber die Forschungslandkarte in Teil B. Tz, 03. 

Schaubild 15 
(vgl, Tab. 12) 


Wissenschaftsausgaben der Länder 
von 1969 bis 1978 
(einschließlich Gemeinden) 



rate von 1969 bis 1974 durchschnittlich 19,4®/«, wäh- 
rend sie sich von 1975 bis 1978 auf durchschnittlich 

5.1 ®/« verlangsamte (vgi Sdmubild 15, Tabelle 12), 
Die Wissenschaftsausgaben der Länder verteilten 
sich im Jahre 1978 auf folgende Länder: 

— Nordrhein-Westfalen (27,8 ®/o), Baden- Württem- 
berg (15,6 ®/o). Bayern (16,5 ®/o) 

— Hessen (9,7 ®/o), Niedersachsen (9,9 ®/o), Berlin 
(7,5®/«) 

— Rheinland-Pfalz (3,1 ®/o), Hamburg (3,8 ®/o), 
Schleswig-Holstein (3,2 ®/o), Saarland (2,1 ®/o). Bre- 
men (0.8 ®/o). 

Die Verteilung der FuE-Ausgaben dürfte entspre- 
chend sein. 

1.2 FuE-Finanziening der Wirtschaft 

12. Die eigenfinanzierten FuE-Ausgaben der Wirt- 
schaft sind von 6,4 Mrd. DM im Jahre 1969 auf 15,1 
Mrd. DM im Jahre 1978 gestiegen (Steigerungsrate 
10®/o) (vgl. Tabelle 2 und Schaubild 4). 

Die eigenfinanzierten FuE-Ausgaben der Wirtschaft 
betrugen 14,1 Mrd. DM im Jahre 1977 *) und dienten 
vor allem der Finanzierung: 

— der FuE der Unternehmen (1977: 13,9 Mrd. DM; 
98.6 ®/o) und 

— der industriellen Gemeinschaftsforschung (1977: 
0,2 Mrd DM; 1.4 ®/d). 

Davon finanzierte die Wirtschaft Auftragsforschung 
in den Hochschulen und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen in Höhe von 290 Millionen 
DM (2®/« der gesamten FuE-Ausgaben der Wirt- 
schaft). 

Die eigenfinanzierlen FuE-Ausgaben der Wirtschaft 
fließen damit fast ausschließlich der untemehmens- 
eigenen FuE und der Gemeinschaftsforschung zu. 
Darüber hinaus vergab die Wirtschaft 250 Millionen 
DM im Jahre 1977 (1971 noch 315 Millionen DM) 
für Wissenschaftsspenden und Wissenschaf tsstiftim- 
gen (z. B. Stifterverband für die Deutsche Wissen- 
schaft. Stiftung Volkswagenwerk, Fritz Thyssen- 
Stiftung), die z. T. auch der Forschung imd Ent- 
wicklung an Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen zugute kommen (vgl. Ta- 
belle 17). 

2 Durchführung von Forschung und 
Entwicklung (FuE) 

13. Forschung und Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland werden in der Wirtschaft (Unter- 
nehmen und Einrichtungen der Gemeinschaftsfor- 
schung), in den Hochschulen und den außeruniver- 
sitären Forschungseinrichtungen durchgeführt. Die 


*) Forschung und Entwicklung ln der Wirtschaft, Stati- 
stik des Stifterverbandes, dessen neueste Zahlen das 
Jahr 1977 betreffen. Zur Problematik der Wirtschafts- 
Statistik vgl. Teil IV, SlatisUk. 
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Gewichtung dieser Bereiche untereinander blieb von 
1969 bis 1978 in etwa konstant: 

— Der Anteil der Wirtschaft stieg von etwa 60®/o 
im Jahre 1969 auf etwa 63,6 ®/o im Jahre 1978; 

— der Anteil der Hochschulen betrug 1969 etwa 
18 ®/o und 1978 noch etwa 17,4 ®/o; 

— der Anteil der außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen betrug 1969 etwa 22®/o und 1978 
noch etwa 19 ®/o. 

Der Ausbau der FuE-Kapazitäten der Wirtschaft 
überwog damit den Ausbau der FuE-Kapazitäten der 
Hochschulen imd der außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen. 


2.1 FuE in der Wirtschaft 

(Unternehmen und Gemeinschaftsforschung) 

14. Die FuE- Ausgaben der Wirtschaft stiegen von 
7,3 Mrd. DM im Jahre 1969 auf 19,3 Mrd. DM im 


Jahre 1978 mit einer durchschnittlichen Steigerungs- 
rate von 11,4 ®/o. Die FuE- Ausgaben wurden 1978 im 
wesentlichen aufgebracht: 

— von der Wirtschaft mit 15,1 Mrd. DM (78,2 ®/o) 

— vom Bund mit 3,6 Mrd. DM (18,7 ®/o) 

— von den Ländern mit 0,1 Mrd. DM (0,5 ®/o) 

— von Sonstigen mit 0,5 Mrd. DM (2,6 ®/o) 

Der Finanzierungsanteil der Wirtschaft fiel damit 
von 85®/o im Jahre 1969 auf 78,2 ®/o im Jahre 1978, 
der Finanzierungsanteil des Staates stieg von 14®/o 
im Jahre 1969 auf fast 18,7 ®/o im Jahre 1978. (vgi. 
Sdiaubild 4, übersidit 2, Tabelle 3). Zusätzlich er- 
hält die Wirtschaft eine steuerliche FuE-Fördenmg 
durch Finanzhilfen (Zulagen, Sonderabschreibungen), 
die im Jahre 1977 etwa 314 Millionen DM betrugen 
(vgl. übersidit /!).*) 


‘) vgl. Aufstellung über die indirekten Maßnahmen 
staatlicher Förderung von Forschung, Entwicklung 
und Innovation, Förderfibel (4. Auflage 1979), S. 96, 97 


Übersicht 11 


Finanzieller Aufwand des Bundes und der Länder für die steuerliche Forschungs- 
und Innovationsförderung 1975 bis 1977 


Art der Vergünstigung 

Rechtsgrundlage 

Finanzhilfen und Steuer- 
mindereinnahmen >) 
in Millionen DM 

1975 1 1976 1 1977 

Allgemeine Investitionszulage 

§ 

4 InzZlG 

149 

106 

153 

Berliner Investitionszulage 

§ 

19BFG 

• 

• 

• 

Allgemeine Sonderabschreibung 

§ 

82 d EStDV 

• 

• 

• 

Berliner Sonderabschreibung 

§ 

14BFG 

• 

• 

• 

Sonderabschreibungen auf 

§ 

79 EStDV 




— Abwässerbehandlungsanlagen ‘) 

• 

• 

• 

— Luftreinhalteanlagen ‘) 

§ 

82 EStDV 

• 

• 

• 

— Anlagen zum Schutz gegen Lärm 

und Erschütterungen ®) 

§ 

82 e EStDV 

• 

• 

• 

— Wirtschaftsgüter, die dem Schutz der Umwelt 

dienen 

§ 

7 d EStG 1975 

80 

125 

108 

Investitionszulagen für bestimmte energiesparende 






Investitionen 

§ 

4 a InzZlG 

10 

29 

53 

Gesamt 

239 

260 

314 


^) Schätzungen bzw. Haushaltsansätze. 

•) In den Schätzungen der vorläufigen Steuermindereinnahmen auf Grund § 7 d EStG enthalten. 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen 
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Das FuE-Personal in der Wirtschaft entwickelte sich 
von 195 000 im Jahre 1971 rückläufig bis zum Jahre 
1975 auf etwa 186 000. Hiervon war fast ausschließ- 
lich das sonstige Personal im FuE-Bereich betroffen. 
Die Anzahl des FuE-Personals insgesamt stieg dann 
bis 1977 wieder auf 198 000 an. Die Wirtschaft ver- 
fügt über das finanziell und personell größte FuE- 
Potential in der Bundesrepublik Deutschland. 

15. Die FuE- Ausgaben der Wirtschaft dienen zu 
einem geringen Teil der industriellen Forschung. 


zum überwiegenden Teil der industriellen Entwick- 
lung. Dabei zeigte sich für 1977. daß die Unterneh- 
men der drei Bereiche Stahl-, Maschinen-, Fahrzeug- 
bau. Elektrotechnik/Feinmechanik und Chemie des 
warenproduzierenden Gewerbes, die rund 20 ®/o der 
Bruttowertschöpfung (BWS) 1977 erwirtschafteten. 
90®/o der FuE-Ausgaben der Wirtschaft trugen (vgl, 
Sdiaubild 16, übersidit 12, Tabellen 9, 13, 14, 15, 29, 
30, 31), 


Schaubild 16 


Aufteilung der Beiträge der Sektoren des warenproduzierenden Gewerbes 
zur Bruttowertschöpfung (BWS) 
und die Verteilung der FuE-Aufwendungen nach Sektoren 


•/• 100 



100 •/# 


■ FuE-Aufwendungan der Wirtschaft 
□ FuE-Aufwertdurtgen des Surtdes 
(Förderungsantaiie) 
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Verteilung der FuE-Aufwendungen der Wirtschaiissektoren und ihre Beiträge 
zur Bruttowertschöpfung (BWS) 1977 


Wirtschaftsgliederung *) 

FuE-Auf- 

wendungen 

Beiträge zur BWS 

FuE-Ausgaben 
des Bundes *) 

Anteil an 
den FuE- 
Aufwen- 
dungen 
der Wirt- 
schafts- 
sektoren 

Millionen 

DM 

®/o 

Millionen 

DM 

•/q 

Millionen 

DM 

•/o 

Energie- und Wasserversorgung, 








Bergbau 

739,5 

4,4 

47 710 

8,3 

257,1 

9,5 

34,8 

Verarbeitendes Gewerbe 

16 054,9 

95,4 

440 600 

76,9 

2 442,5 

90,0 

15,2 

Chemische Industrie und Mine- 








ralöl 

4 644,5 

27,6 


10.7 *) 

165,3 

6,1 

3,6 

Kunststoffe, Gummi, Asbest . . 

172,4 

1,0 


2,1*) 

8,8 

0,3 

5,1 

Steine, Erden, Keramik, Glas 

109,3 

0,7 


3,5*) 

13,9 

0,5 

12,7 

Eisen, NE-Metalle 

393,3 

2,3 


7,7*) 

62,3 

2,3 

15,8 

Stahl-, Maschinen-, Fahrzeug- 








bau 

5 643,9 

33,6 


18.5*) 

1 265,8 

46,6 

22,4 

davon: 








Maschinenbau 

1 765,7 

10,5 



264,0 

9,7 

15,0 

Straßenfahrzeugbau 

2 053,9 

12,2 






Luftfahrzeugbau 

1 279,7 

7,6 



677,1 

25,0 

52,9 

Elektrotechnik, Feinmechanik, 








Optik 

4 869,1 

28,9 


13.1 *) 

903,2 

33,3 

18,5 

davon: 








Elektrotechnik 

4 461,8 

26,5 



870,0 

32,1 

19,5 

Feinmechanik 

280,7 

IJ 



32,6 

1,2 

11,6 

Holz-, Papier-, Druckgewerbe . , 

37,5 

0,2 


6.4*) 

8,3 

0,3 

22,1 

Leder-, Textil-, Bekleidungs- 








gewerbe 

38,4 

0,2 


5.1*) 

10,7 

0,4 

27,9 

Nahrungs- und Genußmittel . . 

146,5 

0,9 


9.8 *) 

4,2 

0,2 

2.9 

Baugewerbe 

35,4 

0,2 

84 540 

14,8 

13,7 

0,5 

38,7 

Summe warenproduzierendes 








Gewerbe 

16 829,8 

100,0 

572 850 

100,0 

2 713,3 

100,0 

16,1 

Warenproduzierendes Gewerbe . 

16 829,8 

97,7 

572 850 

49,4 

2 713,3 

92,6 

— 

Sonstige Wirtschaftsbereiche . . . 

397,4 

2,3 

586 020 

50,6 

216,6 

7,4 

54,5 

insgesamt , . . 

17 227,2 

100,0 

1 158 870 

100,0 

2 929,9 

100,0 

17,0 


') Bruttowertschöpfung = Bruttoinlandsprodukt abzüglich der Einfuhrabgaben. 

*) Aufgliederung für 1977 liegt nicht vor, es wird daher von der letztverfügbaren Aufgliederung des Jahres 1975 aus- 
gegangen. 

*) Systematik der Wirtschaftszweige (warenproduzierendes Gewerbe, Stand 1976), Daten nur bedingt vergleichbar ge- 
genüber Vorjahr. 

Systematik der Wirtschaftszweige vgl. Tabelle 9. 

Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft — Erhebung 1977, BMFT 
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16. 

aj S/dhi-, Maschinen- und Fahrzeugbau (9,1 ®/o der 
BWS 1977) 

Der Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau verbraucht 
32,8 Vp der FuE-Ausgaben aller Unternehmen. Er er- 
hält — einschließlich DV-Industrie — mit 43,2 Vq den 
höchsten Anteil der FuE-Ausgaben des Bundes für 
die Wirtschaft, der wiederxim 22,4 ®/o der gesamten 
FuE-Ausgaben des Stahl-, Maschinen- und Fahrzeug- 
baus beträgt. Dies beruht auf der hohen Förderung 
des zivilen und militärischen Luftfahrzeugbaus, der 
aber nur etwa 7,4 ®/o der FuE-Ausgaben der Unter- 
nehmen ausgibt. Beim Luftfahrzeugbau ist der Bun- 
desanteil an den gesamten FuE-Ausgaben mit rund 
53 ®/o besonders hoch; er erhält etwa 23,1 ®/o der ge- 
samten FuE-Ausgaben des Bundes für die Wirt- 
schaft. Demgegenüber geben der Straßenfahrzeugbau 
12®/o und der Maschinenbau 10,2 ®/o der FuE-Ausga- 
ben der Unternehmen aus. Der Maschinenbau (ein- 
schließlich DV-Industrie) erhält etwa l5®/o seiner 
FuE-Mittel vom Bund, die etwa 9 ®/o der gesamten 
FuE-Ausgaben des Bundes für die Wirtschaft aus- 
machen. 

Das FuE-Personal in den Unternehmen des Stahl-, 
Maschinen- und Fahrzeugbaus verringerte sich von 
etwa 62 100 im Jahr 1971 auf etwa 54 000 im Jahre 
1975 um etwa 8 000, wovon fast ausschließlich der 
Straßenfahrzeugbau betroffen wurde — und zwar 
Wissenschaftler, Techniker und sonstiges Personal. 
Bis 1977 stieg das FuE-Personal wieder auf 60 700. 
Der starke Einbruch beim FuE-Personal in der Ge- 
meinschaftsforschung setzte sich Im Gegensatz dann 
auch bis 1977 mit nur 169 Mitarbeitern fort. 

17. 

b) Eiektrotechnik, Feinmechanik, Optik (6.5 ®/o der 
BWS 1977) 

Dieser Wirtschaftszweig — insbesondere die Elek- 
trotechnik verbraucht 28,3 ®/o der FuE-Ausgaben der 
Unternehmen. 

Die Elektrotechnik gibt allein 91,6 ®/o dieser Mittel 
aus. Der Bund trägt hierzu mit etwa 30®/o seiner 
FuE-Ausgaben bei, die wiederum 19,5 ®/o der FuE- 
Aufwendungen des Wirtschaftszweigs Elektrotech- 
nik, Feinmechanik. Optik ausmachen. 

Das FuE-Personal in den Unternehmen der Elektro- 
technik, Feinmechanik, Optik usw. ist mit rund 
60 500 seit 1971 insgesamt konstant geblieben? dabei 
ist der Anteil der Wissenschaftler und Techniker ge- 
stiegen, während sich das sonstige Personal verrin- 
gerte. Auch hier ist das FuE-Personal in der Gemein- 
schaftsforschung nach einem Anstieg auf 207 Mitar- 
beiter im Jahre 1973 wieder auf den Stand von 1971 
mit 169 gesunken. 

18. 

c) Chemie, Mineralöl und Kunststolle (6,3 ®/o der 
BWS 1977) 

Dieser Wirtschaftszweig — insbesondere die Che- 
mie — verbraucht 28 ®/o der FuE-Ausgaben der Un- 
ternehmen; der Wirtschaftszweig erhält etwa 8.7 ®/o 
seiner FuE-Mitlel vom Bund; die Chemie davon 1977 
nur 1 ,4 ®/q. Dies entspricht einem Anteil von 5,9 ®/o 


an den gesamten FuE-Ausgaben des Bundes für die 
Wirtschaft. 

Das FuE-Personal in den Unternehmen der beiden 
Wirtschaftszweige sank von .53 300 ira Jahre 1971 
auf 51 100 Mitarbeiter, um im Jahre 1977 auf 58 000 
anzusteigen. Davon fiel das FuE-Personal in der Che- 
mischen Industrie von 50 400 (1971) auf 49 800 
(1975), um sich bis 1977 — überproportional — auf 
54 251 zu erhöhen. 

Das FuE-Personal in der Gemeinschaftsforschung 
beider Wirtschaftszweige blieb mit etwa 300 Mit- 
arbeitern konstant. 

19. Die restlichen Wirtschaftszweige des waren- 
produzierenden Gewerbes, die noch 27,5 Vo der BWS 
1977 aufbringen, verbrauchen nur noch etwa 8,6 ®/p 
der FuE-Ausgaben der Unternehmen? dies gilt ins- 
besondere für die Bau Wirtschaft, die bei einem ho- 
hen BWS- Anteil 1977 (7,3 ®/o) nur 0.2 ®/o der FuE- 
Ausgaben der Unternehmen aufwendet und nur 
0,5 ®/o der FuE-Bundesaufwendungen an die Wirt- 
schaft erhält. 


2.2 FuE in den Hochschulen 

20. Die FuE-Ausgaben der Hochschulen stiegen von 

2.3 Mrd. DM im Jahre 1969 auf etwa 5,3 Mrd. DM ‘) 
im Jahre 1978 (durchschnittliche Steigerungsrate 
9,7 ®/o fvg/. Schaubild 4, Tabelle 2), Sie stellen 
einen errechneten Anteil der Wissenschaftsausga- 
ben der Hochschulen von 13,7 Mrd. DM im Jahre 
1978 dar (vgl. Tabelle 4), weil es getrennte Rech- 
nungssysteme für die Forschung und die Lehre in 
den Hochschulen aufgrund der engen Verbindung 
von Forschung und Lehre nicht gibt. 

Die FuE-Ausgaben*) wurden 1978 im wesentlichen 
aufgebracht; 

— von den Ländern mit 4,3 Mrd. DM (81 ®/o) 

— vom Bund mit 0,9 Mrd. DM (17 ®/o) 

— von der Wirtschaft 0,1 Mrd. DM (2 ®/p). 

21. Das FuE-Personal (auf Vollzeilkräfte umgerech- 
net) ist etwa von 36 600 im Jahre 1969 auf 66 300 im 
Jahre 1977 gestiegen, der Anteil der Wissenschaftler 
dabei von 14 600 auf 26 100 (fast 39 ®/p des gesamten 
FuE-Personals). 

Die Hochschulen verfügen über das breiteste und 
differenzierteste Forschungspotential in der Bundes- 
republik Deutschland. Sie betreiben vorwiegend 
Grundlagenforschung in allen ihren Fachgebieten 
sowie, vor allem in den technischen Wissenschaften, 
angewandte Forschung. Entwicklungsprojekte wer- 
den dagegen nur in geringerem Umfang ausgeführt. 
Ein wesentlicher Anteil der FuE-Ausgaben und des 
FuE-Personals der Hochschulen wird dabei durch so- 
genannte Drittmittel finanziert (vgl. öbersicht !3). 

*) einschließlich geschätztem FuE-Anleil an der Hoch- 
schulbaufinanzierung des Bundes (285 Millionen DM). 
^ Die Aufteilung der staatlichen FuE-Ausgaben auf 
Bund und Länder beruht auf Schätzungen. Eine Auf- 
gliederung für die Wissenschaftsausgaben enthält Ta- 
belle 4 . 
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Übersicht 13 


FuE-Ausgaben und FuE-Personal der Hadisdiulen 
— finaniiert durch sogenannte DriUmitlel — 


Dritlmittelgeber *) 

1976 

1977 

1978 

FuE-Aus- 

gaben 

Mülionen 

DM 

FuE- 

Personal 

FuE-Aüs- 

gaben 

Mülionen 

DM 

FuE- 

Personal 

FuE-Aus- 

gaben 

Millionen 

DM 

FuE- 

Petsonal 

Deutsche Forschungsgemeinschaft 

554,1 

12 500 

5924 

13 130 

624,8 

11 310 

Bundesminister für Forschung 







und Technologie 

208,8 

4 300 

190,3 

4 200 

233,5 

4 400 

Bundesminister für Bildung 







und Wissenschaft . 

41,6 

900 

47,5 

900 

49,5 

900 

Bundesnünister für Verteidigung * , , 

134 

290 

14,0 

290 

12,0 

270 

Länder *) . ^ ^ . v * 

50,0 

1 100 

60,0 

I 100 

70,0 

1 100 

Volkswagenstiftung 

33,6 

760 

46,8 

850 

45,0 

850 

Wiitsdiaft 

90,0 

2 000 

100,0 

2 000 

100,0 

2 000 

I Summe « * 

991,2 

21 850 

1 050.7 

22 470 

1 134,8 

20830 

II FuE-Ausgaben und FuH-Personal 







der Hochschulen insgesamt , . . . . , . . . , 

4 800 

65 650 

4 900 

66 300 

5 000 

— 

•/« I von II — 

20.7 

33,3 

21,4 

33,9 

22,7 

— 


*3 AngaheD je. T. geschaut, 

*) Ohne Deutsche Forschungsgemeinschaft, Quelle: BMFT 


22. Eine Aufteilung der FuE-Ausgaben und des 
FuE-Personais auf einzelne Fächer liegt nicht vor. 
Einen Anhaltspunkt gibt die Verteilung des FuE-Per- 
sonals der Hochschulen auf fünf Wissenschafts- 
zweige (vgL TabefJe 32J. Das FuE- Personal von 
etwa 65 000 im Jahre 1975 verteilte steh auf die 
Wissensdiaftszweige wie folgt: 


— Naturwissenschaften 

— Medizin 

— Ingenieurwissensdiaften 

— Geistes- und Sozial Wissenschaften 

— Agrarwissenschaften 


16 945 (26®/#) 
22 149 (34 Vij) 
10 983 

10 770 (17 Vo) 
4 181 ( 


Der Anteil des wissenschäftl Lehen Personals ist mit 
fast 26 100 im Jahre 1977 besonders hoch (39®/^). Im 
Hinblick auf das gesamte FuE-Personal der Bundes- 
republik Deutschland ohne Industrie ist das wissen- 
schaftliche Personal der Hodisdiulen am stärksten 
gewachsen. Es ist im Vergleich zum wissenschaft- 
lichen Personal der außeniniversitären Forsdiungs- 
einrichtungen von 55 “/» im Jahre 1969 auf BO*/« im 
Jahre 1975 gestiegen* Der Anteil des Wissenschaft- 
liehen Personals der außeruniversilaren Forschungs- 
einrlditungen ist dementsprechend von45*/o im Jahre 
1969 auf 40 Vo im Jahre 1975 gesunken (vgL Ta- 
bellen 32 and 33). 


Z3 FuE In den außeruniversitären 
Forschungsalnrichtungen 

23. Die FuE-Ausgaben der außeruni versitären For- 
schungseiurLdhlungen stiegen von 1,78 Mrd, im Jahre 
1969 auf 5,8 Mrd, DM im Jahre 1978* sie wurden im 
Jahre 1978 aufgebracht (vgl, Sohaub/Id 4, CJberafchf 
2)^1 

— vom Bund mit 4,0 Mrd. DM (69 ®/«) 

— von den Ländern mit 1,3 Mrd, DM (22 

— von der Wirtschaft mit 04 Mid. DM (2 */») 

— von Sonstigen mit 0,4 Mrd. DM (7 */«) 

Das Personal entwickelte sich von etwa 38 800 VoU- 
zeitbesdhäftigten im Jahre 1969 (davon etwa IJ 200 
Wissenschaftler, 29 */o) auf etwa 50 600 (davon etwa 
16 700 Wissenschaftler, 33*/ol im Jahre 1977 fvgj* 


Außeruniversitäre Forschungsein richtungen umfassen 
Großforschyngseinrlchlungen, Max-Planck-GeseUschaft, 
Fraunhofer Gesellschaft. Bundes- und Landesfor- 
schungsanstalten sowie sonstige überwiegend vom 
Staat fLnanzierte Forschungseituichtüngen und Aus- 
land, 

Die Aufteilung der staatlichen FuE-Ausgaben auf Bund 
und Länder beruM auf Schätzungen. Eine Aufgliede- 
rung für die Wissensdiaftsausgaben entfaält Tabelle 4. 
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Tabelle 33), Die außeruniversitären Forschungsein- 
lichtungen führen Forschung und Entwicklung 
durch in 

— ausgewähllen Schwerpunkten der Grundlagen- 
forschung und angewandten Forschung 

— der Ressorlforschung 

— der langfristigen technologischen Entwicklung im 
Rahmen der Programmförderung. 

Sie verfügen über das größte auf beslimrale Arbeits- 
schwerpunkte ausgerichtete FuE-Potential. 


24 . Die Entwicklung der FuE-Ausgaben und des 
Personals in den verschiedenen Einrichtungen stellt 
sich 1969 bis 1976/77 wie folgt dar (vgl. Schaubilder 
17, 18, Tabellen 18, 33): 

a) Gfoß/ofschungsejnric/i Zungen (41 Vo der FuE- 
Ausgahen für außeruniversitäre Forschungsein- 
richtungen; 33 Vo des Personals, 33 Vo der Wis- 
senschaftler) 


Die FuE-Ausgaben der Großforschungseinrichtun- 
gen stiegen von 750 Millionen DM im Jahre 1969 
auf 1,7 Mrd. DM im Jahre 1976; das Personal der 
Großforschungseinrichtungen stieg von 1 1 902 im 
Jahre 1969 auf 16 715 im Jahre 1977, davon 5 475 
(33®/o) Wissenschaftler und Techniker (vgl. auch 
Tabelle 35), Die Großforschungseinrichtungen 
sind der finanziell und apparativ größte Block 
der außeruniversitären Forschungseinrichtungen. 
Einen Überblick über die Aufgaben, die FuE-Aus- 
gaben und das Persona] im einzelnen geben die 
Datenblätter des Teils III. 

b) Sfaatsinstilute, d. h. Bundes- und Landesfor- 
schungsanslalten (23®/o der FuE-Ausgaben der au- 
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen, 37 ®/o 
des Personals, 35 Vo der Wissenschaftler) 

Die FuE-Ausgaben der Staatsinstitute, d. h. der 
Bundes- und Landesforschungsanstalten stiegen 
von 429 Millionen DM im Jahre 1969 auf 970 
Millionen DM im Jahre 1976, das Personal stieg 
von 12 324 im Jahre 1969 auf 18 561 im Jahre 


Schaubild 17 


Schaubiid 18 


(vgl. Tab. 18) 


(vgl. Tab. 33) 
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1977, darunter 5 867 (35 Vo) Wissenschaftler und 
Techniker. Das Personal der Bundesforschungs- 
anstalten stieg von 8 019 im Jahre 1969 auf 
12 026 im Jahre 1977 (vgL Tabelle 36). Einen 
Überblick über die Aufgaben, die FuE-Ausgaben 
und das Personal im einzelnen geben die Daten- 
blätter des Teils III. 

c) Max-Planck-Gesellschaft und Fraunhofer-Gesell- 
schaft (17 ®/o der FuE-Ausgaben für außenmiver- 
sitäre Forschungseinrichtungen; 15*/o des Per- 
sonals, 15 ®/o der Wissenschaftler) 

Die FuE-Ausgaben der Max-Planck-Gesellschaft 
und der Fraunhofer-Gesellschaft stiegen von 279 
Millionen DM im Jahre 1969 auf 692 Millionen 
DM im Jahre 1976; das Personal stieg von 6 141 
im Jahre 1969 auf 7 685 im Jahre 1977, davon 
2 558 (33 ®/o) Wissenschaftler und Techniker. 
Einen Überblick über die Aufgaben, die FuE- 
Ausgaben und das Personal im einzelnen geben 
die Datenblätter des Teils III. 

d) Sonstige Forschungseinrichtungen (8 ®/o der FuE- 
Ausgaben der außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen, 10®/o des Personals, 14®/o der Wis- 
senschaftler) 


Die FuE-Ausgaben der sonstigen Forschungsein- 
richtungen stiegen von 129 Millionen DM fm 
Jahre 1969 auf 341 Millionen DM im Jahre 1976, 
das Personal stieg von 3 521 auf 5 180 (1977), da- 
von 2 288 (56 ®/o) Wissenschaftler und Techniker. 
Einen Überblick über die sonstigen Forschungs- 
einrichtungen gibt teilweise die sogenannte Blaue 
Liste (vgL Teil 111). 

e) Wissenschaftliche Bibliotheken, Archive und 
Museen (11 ®/o der FuE-Ausgaben der außeruni- 
versitären Forschungseinrichtungen, 12®/# des 
Personals, 3 ®/o der Wissenschaftler) 

25. Die Struktur der FuE-Ausgaben der außeruni- 
versitären Forschungseinrichtungen zeigt im Jahre 
1976 folgendes grundsätzliches Bild (vgl. Schaubil- 
der 19, 20; Tabelle 18): 

— die fortdauernden Ausgaben (Betriebsausgaben) 
betrugen durchschnittlich 81,5 ®/o der Gesamtaus- 
gaben; sie sind bei den Staatsinstituten imd son- 
stigen Forschungseinrichtungen mit 85 ®/o beson- 
ders hoch, bei den Großforschungseinrichtungen 
mit 75 ®/o am niedrigsten; 


Schaubild 19 Schaubild 20 

(vgl. Tab. 18) (vgl. Tab. 18) 


Verteilung der Ausgaben der Außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen im Jahre 1976 



GKjelle; Wissenschaftsrat. Stat. Bundesamt 


Verteilung der Ausgaben 
der AuBeruniversitären 
Forschungseinrichtungen 1969 bis 1976 

Mrd. DM 



Rächefxtiagramm Quelle; Wissenschaftsrat. Stat. Bundesamt 


93 


Drucksache 8/3024 


Deutscher Bimdestag — 8, Wahlperiode 


— den Schwerpunkt der fortdauernden Ausgaben 
bilden die Persona lausgaben mit durdisdinitt- 
Udi 61 Vo; sie sind bei den Staatsinsütuten am 
höchsten (72 */o) und betrugen bei den Großfor- 
schongseinrichtungen 58 *^/ü. Der Anteil der Per- 
sonalausgaben an den Gesamtausgaben stieg im 
Jahre 1969 von 44 Vo auf 50 Vo im Jahre 1976. 

— Die Investitionen betragen durchsduiittlidi 10 Vo 
der Gesamtausgaben; sie sind bei den Großfor- 
sdiungseinriditungen, die sich z. T* noch im Aus- 
bau befinden* am höchsten (25®/o), bei den son- 
stigen Forschüngseiiirichtungen am niedrigsten 
{1 ®/o); dabei überwiegen die taufenden Investi- 
tionen [z. B* Geräteausstattungen) die Bauinvesti- 
tionen. 

Aus der Struktur ergibt sich deutlich, daß die 
FuE- Ausgaben der außeruniversitären For- 
schung sein rieh tun gen besonders personal intensiv 
sind; dies dürfte in noch verstärktem Umfang 
für die FuE-Ausgaben der Hodischulen gelten. 
Die Ar beilsplatzkosten — gleidizeilig ein Indiz 
für die spezifischen Kosten in diesem Bereich — 
betrugen pro Beschäftigtem 1975 etwa 78 000 DM 
im Jahri sie waren bei den Großforsdiungsem- 
richtungen mit 95 000 DM besonders hoch* betru- 
gen bei MPG und FhG etwa 77 000 DM* wäh- 
rend die Staalsinstitute mit 48 000 DM besonders 
niedrig lagen, 


3 Gesamtbudget Forschung und Entwicklung 
Im Internationalen Vergleich 

Die Betrachtung der FuE-Ausgaben ausgewählter 
Staaten ermöglicht, Trends und Veränderungen in 
deren Forsdiungspolitik im internationalen Ver- 
gleich darzustellen. Die internationalen Statistiken 
beschränken sich weitgehend auf Indikatoren, die 
Unterschiede der einzelnen Staaten in Große, Struk- 
tur. Wirtschaftskraft und Im FuE-Systetn ausschalten, 

3.1 Finanzierung von Forschung und Entwicklung 
in der EG 

26, Die staatlichen FuE-Ausgaben der EG-Mitglied- 
staaten sind nach der EG-Statistik von 6,0 Mrd. ERE 
im Jahre 1970 auf 13,3 Mrcl. ERE iin Jahre 1977 ge- 
stiegen (vgL Schaubild 21, Tabelle 26). Die Zuwachs- 
rate betrug im Jahresdurchschnitt 12,5*/o. Nach vor- 
läufigen Angaben geben die EG -Mitgliedstaaten 
1978 ca, 14,5 Mrd, ERE für FuE aus. Die FuE- Aus- 
gaben je Einwohner stiegen von 23*6 ERE im Jahr 
1970 auf 51,3 ERE im Jahre 1977 (vgL Schaubild 22, 


Zur Problematik der StaLislik im inLemationalen Be- 
reich (BG- und QECD-Statlstiken) vgl, Teil IV; die 
EG^tatistik umfaßt nur die staatlichen FuE- Ausga- 
ben, die OECD-Statistik die FuE-A usgaben des Staates 
und der Wirtscliafl (bis 1973 ohne die Ausgaben für 
Geistes- und Sozialwissenschaflen und ohne ans Aus- 
land sowie an Internationale Organisationen fließende 
FuE-MiUel), 


Schaubild 21 
(vgL Tabelle 26) 

Staatliche FuE-Ausgaben der Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft 
in Mrd. RE 1970 bis 1977 


Mrd HE 



Tabe/Je 26). In der Bundesrepublik Deutschland er- 
höhten sich die Pro-Kopf- Ausgaben von 28,6 ERE 
in 1970 auf 78,7 ERE im Jahre 1977- Sie liegt damit 
an der Spitze der EG-Milgliedstaaten. 

Der intemaUonale Vergleich für die Entwicklung 
der Ressourcen für Forschung und Entwicklung läßt 
— trotz der Steigerungsraten — erkennen, daß der 
allgemein überproporüonale Anstieg der FuE-Aus- 
gaben sich abgeschwächt hat fvgi. Tabe//e 26), 

Die Gegenüberstellung staatlicher FuE-Ausgaben 
mit dem jeweiligen Haushaltsvolumen zeigt* daß 
der Anteil der FuE-Ausgaben bis 1973 eine stei- 
gende Tendenz aufwies. Danach verlangsamte sich 
der Anstieg der öffentlidien Ausgaben für FuE in 
allen Ländern der EG. Für 1978 zeichnen sidi wieder 
höhere Steigerungsraten ab. 

Während noch im Jahre 1973 die Gesamtheit der 
Mitgliedstaaten 3*9®/® ihres Haushalts für FuE zur 
Verfügung stellten, ist dieser Anteil auf 3,1 Vo 1977 
abgesunken fvgL Tabelle 28). Der Anteil der öffent- 
lichen FuE-Ausgaben aller Staaten der Gemein- 
schaft am Bruttoinlandprodukt ist mit etwa I in 
diesem Zeitraum konstant geblieben (vgL Tabelle 
26). 
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Schaubild 22 
(vgl. Tabelle 26) 


Aufwendungen für Forschung und Entwicklung In den Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft 1977 in RE (jew. Preise) 
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Aufwendungen in RE pro Einwohner 


Quelto: Europäische Gemeinschaft 


In den einzelnen Mitgliedstaaten entwickelten sich 
die staatlichen FuE- Ausgaben von 1970 bis 1977 
recht unterschiedlich. Die jährliche Zuwachsrate 
lag in Irland mit 25,0 ®/o, Großbritannien mit 16,1 ®/o 
und Italien mit 15,1 ®/o am höchsten. Die geringste 
Zuwachsrate hatte Frankreich mit 9,9 ®/o (vg!. Schau- 
bild 22, Tabelle 26). 


3.2 Forschungsschwerpunkte In der EG 

27. Die Struktur der Forschungsziele der EG-Mit- 
gliedstaaten ist seit 1970 verhältnismäßig konstant 
geblieben. Auf die allgemeine Forschungsförderung 
entfiel 1977 der größte Anteil aller Aufwendungen 
mit 37,2 ®/o der FuE-Mittel; sie enthalten auch die 
FuE-Ausgaben der Hochschulen. Es folgen die Aus- 
gaben für Technologie (ca. 25®/o), Verteidigung 
(22,5 ®/o), im humanitären und sozialen Bereich 
(ll,5®/o) und die Landwirtschaft (ca. 4 ®/o). Die 
Entwicklung zwischen 1970 unci 1977 zeigt 
eine rasche Erhöhung des bisher geringen For- 
schungsanteils mit überwiegend humanitären und 
sozialen Zielen und des Anteils für allgemeine For- 
schungsförderung. Auch im Rahmen der Hoch- 
schulforschung stiegen die Anteile für den humani- 


tär-sozialen Bereich; (vgl. Übersicht 14, Tabelle 
27)^). 

Die FuE-Leistungen für die Landwirtschaft blieben 
in etwa konstant, diejenigen für Technologie — mit 
Ausnahme steigender Mittel für Energieforschung — 
und vor allem für Verteidigimg wurden verringert. 
Die Höhe der FuE-Ausgaben für die Verteidigimg 
in den Europäischen Gemeinschaften sind in Großbri- 
tannien und Frankreich am höchsten, die 1977 
49,8 ®/o bzw. 30,1 ®/o ihrer staatlich finanzierten FuE- 
Ausgaben für diesen Bereich aufwandten. Der ent- 
sprechende Anteil der Bundesrepublik Deutschland 
belief sich 1977 auf 12,5 ®/o. 

Die auf multi- und bilaterale Projekte entfallenden 
FuE- Aufwendungen machen etwa 10®/o der gesam- 
ten FuE-Ausgaben der Gemeinschaft aus. Die 
Schwerpunkte dieser Mittel liegen bei der Welt- 
raum- und Verteidigungsforschung, gefolgt von der 
allgemeinen Forschungsförderung und der industri- 
ellen Produktivität und Technologie. 


Quelle: Europäische Gemeinschaften, Eurostat, Öffent- 
liche Aufwendungen für Forschung und Entwicklung 
1970 bis 1978, Luxemburg, Dezember 1978. 
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Übersicht 14 

Entwlcklujig der Gesamtaulwendimgen der EG von 1970 bis 1977 

in 


Ziel 

1970 

1974 

1977 

Humanitärer und sozialer Bereich 

7.5 

9,5 

11,5 

Technik. , 

27,6 

25,3 

24,9 

Landwirtschaft 

3,1 

3,3 

3.8 

Verteidigung . . • * * * * . . 

25.9 

23,5 

22,5 

Allgemeine Forsdiungsförderung * . * * * 

36,2 

38.2 

37,2 

Sonstiges , . * * 

-0,2 

0,2 

0,2 

insgesamt in Millionen ERE * . . 

6 026 

10 109 

13 287 


Quelle: Europäische Gemeinsdiaften — Eurostat 


28* Die FuE-Ausgaben der Kommission der Euro* 
päisdien Gemeinsdiaften betrugen 1977 mit 209,4 
MilHoneTi ERE knapp 1,5% der staatlich finanzier- 
ten FuE-Gesamtaufwendungen der EG-Mitgliedstaa- 
len. Die Steigerungsrate der Kommissionsausgaben 
im Zeitraum von 1970 bis 1977 lag mit 17,3% jähr- 
lich wesentlich höher als der Durchschnittswert von 
12,5% der Gesamtheit der Mitgliedslaaten. Die 
Steigerung war ab 1974 wegen niedriger Anfangs- 
werte und dem Anlaufen neuer Programme in den 
Jahren 1975 und 1976 im Zeitraum der abflachen- 
den FuE-Ausgaben der Mitgliedstaaten — am höch- 
sten. 

Audi die Struktur der Forschungssdiwerpunkte der 
Kommission ist anders gelagert als in den Mitglied- 
Staaten, Die Förderung bezieht sich vor allem auf 
die Bereiche Energie (66%), Gesundheit (ca. 17%), 
industrielle Technologie (ca. 10%). Die Ausgaben 


für die Landwirtschaft, Probleme des Zusammenle- 
bens der Gesellschaft sowie irdische Umwelt sind 
mit jeweils etwa 2 % der Gesamtausgaben ungefähr 
vergleichbar mit denen der EG^Mitgliedstaaten, 


3.3 FüE in ausgewählten Staaten 

29, Stellt man aufgrund der OECD-Statlsük die 
FuE-Gesamtaufw^endungen der einzelnen Staaten im 
öffentlichen und privaten Sektor ihrem Brutto- 
mlandsprodukt (BIP) gegenüber, so wird deutlichj 
daö in den Jahren 1971 bis 1976 in allen Staaten de* 
ren Anteil am BIP eine eher abnehmende Tendenz 
hat. Der Anteil der USA, der Bundesrepublik 
Deutschland und Großbritanniens Hegt mit über 2®/o 
am höchsten, der Italiens und Kanadas am niedrig- 
sten fvgL überaichf 15). 


Übersicht 13 

Anteile der FuE-Ausgaben am BruttolniandspTodukt 
ln ausge wählten Staaten 1971 bis 1976 


Staat 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

Bundesrepublik 
Deutschland 

2,1 

2.1 

2,0 

2.0 

2,t 

2.0 

Frankreich 

1,9 

1.9 

1,9 

1.8 

1,8 

• 

Großbritannien 

2,3 

2.1 

2,1 

■ 

2,1 

m 

Italien . * * 

0,9 

0.9 

0.9 

0,8 

0,9 

0.9 

Japan * * * * < . , 

1,6 


1,9 

2,0 

1,7 

4 

USA 

2,6 

2,5 

2,4 

2.3 

2.3 

2,3 

Kanada 

1.2 

t,l 

1.1 

1,1 

1,0 

1,0 


*) OBCD-Abgrenzung* ohne Geistes- und Sozial Wissenschaften und ohne an das Ausland und internationale Organ I* 
sationen fließende FuE-MiUel. 
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30. In den wichtigsten Industrieländern ergeben 
sich folgende Entwicklungen *) (vgL Schaubilder 22, 
23, 24, Tabellen 23, 24, 25 und 26, Übersichten 15, 
16 und 17): 

Die FuE-Ausgaben werden in allen Staaten über- 
wiegend durch den Staat und die Wirtschaft aufge- 
bracht (vgL Schaubild 23, Tabelle 23). Ein Überge- 
wicht der staatlichen Förderung liegt in Frankreich, 
USA, Kanada und Großbritannien vor, in den übri- 
gen Staaten überwiegt die Wirtschaft als Finanz- 
geber. 

Die Durchführung von Forschung und Entwicklung 
findet überwiegend im Wirtschaftssektor statt, nur 
in Kanada verbraucht der staatliche Sektor den grö- 
ßeren Anteil der FuE-Mittel (vgl. Schaubild 24, Ta^ 
belle 24, übersidit 16). 

1. Frankreich 

In seiner Forschungspolitik verfolgt Frankreich fol- 
gende Ziele im Rahmen des 7. Planes (1976 bis 
1980): 

— Ausbau der nationalen FuE-Kapazität, insbe- 
sondere im Bereich der Grundlagenforschung und 
Ausrichtung an den nationalen Prioritätszielen, 

— Verstärkung der Nutzung von FuE-Ergebnissen 
durch Wirtschaft und Staat, 

— Verbesserung der Koordinierung zwischen FuE- 
Einrichtungen und wissenschaftlichen Fachgebie- 
ten, 


*) Quelle: OECD- Veröffentlichung: Science und lechno- 
logy policy outlook, (Juli 1978), EG-Veröffentlichung: 
Eurostat. 


— Stärkung der internationalen wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit sowie Entwicklung gemeinsamer 
FuE-Aktivitäten mit den Entwicklungsländern. 

Politisch wird angestrebt, das FuE-Personal um 3 ®/o 
jährlich zu steigern, die Organisation des FuE-Sy- 
stems zu verbessern und die Bereiche Energie und 
Rohstoffe verstärkt zu fördern, um die Abhängigkeit 
von auswärtigen Lagerstätten zu vermindern, den 
industriellen Produktionsprozeß den neuen weltwirt- 
schaftlichen Bedingungen anzupassen und die Le- 
bensbedingungen zu verbessern (vor allem Gesund- 
heit, Umwelt, Wohnungswesen, Landwirtschaft und 
Ernährung). 

In Frankreich werden die FuE-Ausgaben überwie- 
gend vom Staat mit 55®/o und von der Wirtschaft 
mit 40 Vo finanziert. Sie werden überwiegend im 
Wirtschaftssektor (61 ®/o) sowie im staatlichen Sek- 
tor (23®/o) und im Hochschulsektor (15®/o) ver- 
braucht. Frankreich hatte 1970 mit 33,6 ERE die 
höchsten staatlichen Pro-Kopf-Ausgaben für FuE in 
den Europäischen Gemeinschaften. Mit 66,5 ERE im 
Jahre 1977 liegt es über dem EG-Durchschnitt. 

Die FuE-Mittel im Wirtschaftssektor wurden 1975 
vor allem in der Elektroindustrie (29,5 ®/o), der Ma- 
schinen-, Transport- und Luftfahrtindustrie (33,8 ®/o) 
und in der Chemischen Industrie (23,5 ®/o) aufgewen- 
det. Die FuE-Ausgaben der Wirtschaft wurden zu 
25,4 ®/o vom Staat finanziert, 

2. Großbritannien 

Großbritannien hat bewußt keine allgemeinen förde- 
rungspolitischen Ziele definiert. Angewandte FuE, 
die vor allem die nationale Wirtschafts- und Sozial- 
politik unterstützen soll, wird aufgrund der Mittel- 


übersicht 16 


Finanzierung der FuE-Ausgaben des Wirtschaftssektors 
(in ausgewählten Staaten) 

— 1975 — 


Staat 

•/o der gesamten 
FuE-Ausgaben 

davon finanziert durch 
in Vo 

Wirtschaft 

1 Staat 1 

Sonstige ‘) 

Bundesrepublik Deutschland 

66,4 

78,8 

17,9 

3,3 

Frankreich 

60,9 

68,9 

25,4 

5,7 

Großbritannien 

— 

62,8 

30,9 

6,3 

Italien 

60,2 

90,6 

6,5 

2,9 

Japan 

64,3 

98,0 

1.7 

0,3 

USA 

68,1 

62,8 

37,2 

— 

Kanada 

40,0 

81,8 

11.2 

7,0 


*) Institute ohne Erwerbscharakter und Ausland Quelle: OECD 
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Übersicht 17 


Aufwendungen von Forschung und Entwidclung nach verbrauchenden 
Wirtschaftszweigen 

— 1975 — 


Verteilung der FuE-Ausgaben 
auf Wirtschaftszweige in •/• 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Millio- 
nen DM 

Frank- 

reich 

Millio- 
nen FF 

Großbri- 

tannien 

Millio- 
nen £ 

Italien 

Milli- 

arden 

Lir 

Japan 

Millio- 
nen Yen 

USA 

Millio- 
nen US S 

Kanada 

Millionen 
Kan $ 

FuE-Ausgaben 








Wirtschaft insgesamt 

14 469 

15615 

1 340 

650 252 

1 684 847 

23 540 

692 

Landwirtschaft 

0,0 

0,6 

— 

0,0 

0,2 

-*) 

0,0 

Bergbau 

2,1 

0,9 

1,3 

0,2 

0,6 

-*) 

5,9 

Elektroindustrie 

27,3 

29,5 

23,7 

17,3 

23,8 

23,5 

22,9 

Chemie 

26,7 

17,8 

17,9 

23,2 

20,1 

14,2 

17,0 

Luftfahrt 

8,7 

18,8 

21,8 



24,3 

7,1 





25,7 

17,2 



Transport/Verkehr 

10,6 

10,2 

7,8 



10,1 

2,1 

Metallindustrie 

2,8 

3,8 

3,5 

3,1 

8,6 

2,9 

10,5 

Maschinenbau 

12,7 

4,8 

7,1 

6,9 

9,0 

15,7 

11.7 

Chemie angrenzende Industrie . . 

h8 

5,7 

6,5 

6,7 

5,8 

2,9 

5,1 

Sonstige 


2,1 

2,7 

2,2 

6,8 

2,9 

6,0 

Dienstleistungssektor 


5,6 

7,8 

14,5 

7,9 

3,5 

11,5 

produzierendes Gewerbe 








insgesamt . . . 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


*) Internationale Wirtschaftszweigsystematik (ISIC) Quelle; OECD 

*) in andere Bereiche integriert 


anforderungen von den jeweils zuständigen Ressorts 
gefördert, über Schwerpunkte der Grundlagenfor- 
schung entscheiden die Forscher im Rahmen einer 
allgemeinen FuE-Politik selbst. Eine Globalsteue- 
rung der normalen FuE-Aktivitäten erfolgt nicht. 
Die Planung der staatlichen FuE-Förderung findet 
nur für die Bereiche des nationalen Bedarfs und der 
Versorgung statt. 

Die Ressorts setzen die eigenen Förderungsschwer- 
punkte und koordinieren sich untereinander. 

FuE-Schwerpunkte liegen bei der Energieforschung 
(Atomenergie, Kohle, Energieeinsparung und alter- 
nativen Energieformen), Transport, Bauforschung, 
neuen Technologien sowie Gesundheit (Epidemiolo- 
gie, Toxikologie und Pharmakologie) und Sicherheit. 
Großforschung (z. B. Hochenergiephysik und Welt- 
raumforschung) soll zugunsten der allgemeinen Na- 
turwissenschaften und Sozialwissenschaften einge- 
schränkt werden. 

Die Finanzierung der FuE-Aufwendungen erfolgt in 
Großbritannien überwiegend durch den Staat mit 
49 ®/o und durch die Wirtschaft mit 44 ®/o. Diese Mit- 


tel werden zu 63 ®/o im Wirtschaftssektor, zu 26 ®/o 
vom Staat und zu 9 ®/o vom Hochschulsektor ausge- 
geben. 

Die Pro-Kopf- Ausgaben lagen 1977 mit rd 45,4 ERE 
leicht unter dem EG-Durchschnitt. 

Die FuE-Mittel im Wirtschaftssektor wurden 1975 
vor allem von der Maschinenbau-, Transport- und 
Luftfahrtindustrie (36,7 ®/o), der Elektro- (23,7 ®/o) und 
der Chemischen Industrie (24,4 ®/o) aufgewendet, die 
FuE- Ausgaben der Wirtschaft wurden zu 30,9 ®/o vom 
Staat finanziert. 

3. Italien 

Den FuE-Aktivitäten, die in Italien ebenfalls nicht 
aufgrund von Prioritäten festgelegt sind, fehlt die 
Ausrichtung auf die nationalen Bedürfnisse. Der Na- 
tionale Forschungsrat hat deshalb 1976 — zur Ver- 
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 
— empfohlen, Forschung und Technologie verstärkt 
in industrielle Investitionen umzusetzen, um Be- 
schäftigung und Exporte zu sichern, insbesondere in 
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Schaubild 23 
(vgl. Tabelle 23) 


Finanzierung von Forschung und Entwicklung durch Staat und Wirtschaft 
In ausgewählten Staaten 1969-1971-1973-1975 


60 

— I— 


SO 

-4^ 


30 

- 4 — 


20 

-I- 


10 

- 4 — 


Wirtschaftssektor 


10 

- 4 - 

Scaai^Khef Sektor 


20 

- 4 - 


40 

- 4 - 


50 

-4- 


60 

- 4 - 


70 

- 4 - 


I 

1969 



L, 

1971 



i- J 

1973 

_ ' 1 


L 

1975 

r 



1 




1969 


1 

, [ 

1971 


r 


1973 


r 

[ 

1975 


I 



1 



J 1966/1969 


1 1970/1971 



1972/1973 

r 


1 

1975/1976 

1 



■ T' ■ 



1 

1969 

. 1 


L-r 

le/t 




1973 



[ 

1975 

1 



1 




1969 1 



1971 



1973/1974 



f 1975/t97fi 




1 



1 

1969 




1971 



1 

1972/1973 


.1 

1 

1974/1975 




T 




1969 



1971 



1 1973/1974 


1 

1 1975/1976 ( 


Bundesrepubtik 

Deutschland 


n Frantkraich 


QcoAbniannien 


Kslieri 


Japan 


Ouettg OECD 


Schaubild 24 
(vgl. Tabelle 24) 


Durchführung von Forschung und Entwicklung in ausgewählten Staaten 
nach verbrauchenden Sektoren 1969-1971—1973—1975 


Bundesrepublik Frankreich 


Groß- 


Italien 


Japan 


USA 


Kanada 
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den Branchen Textil, Bekleidung, Schuhe, Ernährung, 
Möbel; ebenso soll die Rohstofforschung zur Verrin- 
gerung der Importe und der Begrenzung von Um- 
weltschäden verstärkt gefördert werden. Diese Ent- 
widdung wird durch neue Gesetze zur Förderung 
sozialorienlierler Forschungsprogramme von FuE- 
Aktivitäten in Süditalien und der technologischen 
Leistungsfähigkeit der Industrie unterstützt. 

Italien finanziert seine FuE-Aufwendungen zu 54 Vo 
durch die Wirtschaft, zu 41 ®/o durch den Staat. Ver- 
braucht werden diese Mittel zu 58 ®/o von der Wirt- 
schaft, zu 23 Vo vom staatlichen und zu 19®/o vom 
Hochschulsektor. Die Pro-Kopf-Verteilung der staat- 
lichen FuE- Ausgaben lag nach Irland mit rd. 12,6 
ERE 1977 am niedrigsten in der EG. 

Die FuE-Mittel im Wirtschaftssektor wurden 1975 
vor allem für Forschungsprojekte der Maschinenbau- 
und Transportindustrie (32,6 ®/o), der Chemischen 
(29,9®/o) und der Elektroindustrie (17,3 °/o) sowie im 
Dienstleistungssektor (14,5®/o) aufgewendet; die 
FuE-Ausgaben der Wirtschaft wurden zu 6,5% vom 
Staat finanziert. 

4. Japan 

Die japanische FuE-Pohtik zielt vor allem darauf, 
die Abhängigkeit von importierter Forschung imd 
Technologie zu verringern und eigenständige FuE- 
Entwicklungen zu fördern. Förderschwerpunkte sind 
Energie- und Rohstof forschung (bei lOOVoiger Ab- 
hängigkeit von Ölimporten vor allem für Kernener- 
gie), Weltraumforsdiung (Raketen, Forschungs-, 
Wetter- und Kommunikationssatelliten) und Nah- 
rungsmittelproduktion (z. B. Eiweiß). Zukünftige Ent- 
wicklungen sollen FuE weniger am quantitativen 
Wachstum, sondern stärker an der Verbesserung der 
Lebensqualität ausrichten, Es soll zum einen die 
Grundlagenforschung (z. B. Gesundheitsvorsorge, 
Dienstleistung, Ernährung, Umweltschutz) gesteigert 
werden. Zum anderen sollen FuE in hohen Wachs- 
tumsbranchen (z. B. Energie und Rohstoffeinsparung, 
Sicherheitsvorrichlungen, Immissionstechnologien, 
technologisch hochwertige Produkte) und niedrigen 
Wachstumsbranchen (Landwirtschaft, Fischerei, Berg- 
bau, Bauwesen, Transport, Kommunikationswesen) 
durch FuE-Vorhaben gefördert werden. 

Die FuE-Ausgaben in Höhe von 2 941 Mrd. Yen 
werden in Japan überwiegend von der Wirt- 
schaft (71 %) und ansonsten vom Staat (29%) finan- 
ziert. Diese FuE-Mittel werden zu 64 % im Wirt- 
schaftssektor, zu l3^/o vom Staat und zu 20% im 
Hochschulsektor verbraucht. 

Die FuE-Mittel im Wirtschaftssektor wurden 1975 
vor allem für Forschungsprojekte der Elektro-In- 
dustrie (23,8 ®/o), der Chemisch-Pharmazeutischen In- 
dustrie (26 ®/o) und der Maschinenbau-, Transport- 
und Luftfahrtindustrie (26.2 ®/o) aufgewendet. Die 
FuE-Ausgaben der Wirtschaft wurden zu 1.7 ®/o vom 
Staat finanziert. 

5. USA 

Die USA haben ihre forschungspolitischen Ziele um- 
fassend ira „National Science and Technology Policy, 


Organisation and Priorities Act of 1976* niederge- 
legt. 

Die Förderschwerpunkte liegen auf den Sektoren 
Verteidigimg (mit über 50 % der bundesstaatlichen 
FuE-Ausgaben) und — trotz erheblichen Absinkens 
seit Anfang der 70er Jahre — in der Raumfahrt 
(12,2% der bundesstaatlichen FuE-Ausgaben). Die 
Ölkrise hat eine weit überdurchschnitUiche staat- 
liche Förderung der Energie- und Rohstofforschung 
— im Induslriesektor mit Steigerungsraten von rd. 
60% in den Jahren 1973 bis 1975 — bewirkt (9,8% 
der bundesstaatlichen FuE-Ausgaben). Zum gleichen 
Zeitpunkt stieg die Förderung des Bereichs .Lebens- 
qualität* mit den Schwerpunkten Gesundheit (10,7 % 
der staatlichen FuE-Ausgaben), Ernährung, Umwelt 
erheblich an. Gesetze wurden vor allem zum Um- 
weltschutz erlassen. Der Technologietransfer in Ent- 
wicklungsländer wird verstärkt. 

Die FuE-Ausgaben (1977 rd. 40 Mrd. Dollar) werden 
in den USA überwiegend vom Staat (53%), zu 43% 
von der Wirtschaft finanziert. Diese Mittel werden 
zu 68 % von der Wirtschaft, zu 15 ®/o vom Staat und 
zu 13 % im Hochschulsektor ausgegeben. 

Die USA haben die staatlichen FuE-Ausgaben von 
etwa 14.8 Mrd. Dollar im Jahre 1970 auf etwa 26,6 
Mrd. Dollar im Jahre 1977 gesteigert und für 1978 
rd. 28 Mrd. Dollar vorgesehen. Dies bedeutet nach 
einem leichten Rückgang bis 1976 einen Wiederan- 
stieg der FuE-Ausgaben für 1977 und 1978. 

Die FuE-Mittel im Wirtschaftssektor wurden 1975 
vor allem für Forschungsprojekte der Luftfahrt-, 
Transport- und Maschinenbauindustrie (50%), der 
Elektroindustrie (23,5 ®/o) und der ChemiscJi-Pharma- 
zeuiischen Industrie (17%) aufgewendet. Die FuE- 
Ausgaben der Wirtschaft wurden zu 37,2% vom 
Staat finanziert. 


6. Kanada 

Der wichtigste Schwerpunkt liegt bei der Industrie- 
forschung, um die Innovatioiis- und Leistungsfähig- 
keit der Industrie zu stärken. Hierzu müssen die 
negative Zahlenbilanz — wegen der steigenden Ko- 
sten für Energieeinfuhren — und die mangelnden 
Transporlmöglichkeilen von eigenen Energiequellen 
in die Ballungszentren beseitigt werden. Förder- 
schwerpunkte liegen im Bereich der Naturwissen- 
schaften, bei der Energie- und Rohstofforschung, 
Transport- und Kommunikationssystemen sowie 
Meeres-, Weltraum- und Ernährungsforschung 
(Landwirtschaft und Fischerei). Die sozialwissen- 
schaftlichen Schwerpunkte liegen bei der gerechten 
Einkommensverteilung, Verbesserung der Beziehun- 
gen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, de- 
mographischen und rechtlichen Reformen und dem 
föderativen System. 

In Kanada finanziert der staatliche Sektor mit 58 
weit überwiegend die FuE-Ausgaben, gefolgt von 
der Wirtschaft mit 33 ®/o und den Hochschulen mit 
5 ®/d. Sie werden zu 32 % vom Staat, zu 28 ®/o von 
den Hochschulen und zu 40 % von dem Wirtschafts- 
sektor verbraucht. Der ansteigende Anteil der In- 
dustrieforschung hat teilweise seine Ursachen in 
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der 1973 eiageführten „Make oi Buy PoJicy'' der 
Regierung* d. h,, der Staat fördert im Bereich der 
angewandten FuE diese vorrangig in industriellen 
Laboratorien und nicht in staatlichen Forschungs- 
einriditungen. Ziel ist* die überwiegend im Staat* 
liehen- und Hochschulsektor durchgeführte For- 
schung stärker in die Unternehmen hineinzuverla- 
gern. 

Die FuE-Mitlel im Wirlsdiaftssektor wurden 1975 
vor allem für Forschungsprojekte der EleklroLndu- 
strie (22,9 %), der Masdiinenbau-, Luftfahrt- und 
Transportindustrie (20*9 ^/o) und der Chemisriien In- 
dustrie (22,1 aufge wendet. Die FuE- Ausgaben 
der Wirtschaft wurden zu 1I,2 ®/ö vom Staat Finan- 
ziert. 


4 Patent- und Llzenzbilanz 

der Bundesrepublik Deutschland 

31- Die Bilanz über die Einnahmen und Ausgaben 
für Patente, Erfindungen und Verfahren in der Bun- 
desrepublik Deutschland im Verkehr mit dem Aus- 
land kann nicht ohne Gewiditung ihrer Einzelanga- 


ben zur Beurteilung der Forschungs- und Entwick- 
lungstätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
herangezogen werden (vgL übersidiien 18, 10^ Ta- 
bellen 20, 21). Dabei ist aufgrund der statistischen 
Angaben der Deutschen Bundesbank über die Palent- 
und Lizenzbilanzen zwisdien den Unternehmen mit 
und ohne maßgebliche ausländische Beteiligung zu 
unterscheiden. 

32* Die Patent- und Lizenzbilanz der deutschen ün- 
temelimen ohne maßgebliche ausländische Kapital- 
beteiligung ist positiv. Der positive Saldo ist dabei 
von 95 Millionen DM im Jahre 1969 auf 262 Millio* 
nen DM im Jahre 1977 gestiegen. Im Jahr 3977 stan- 
den dabei Einnahmen in Höhe von 724 MiliJonen 
DM Ausgaben in Höhe von 452 Millionen DM ge- 
genüber. Damit erwirtschafteten die deutschen Un* 
ternehmen ohne maßgebliche ausländische Kapital- 
beteiligung etwa 93 aller Einnalimen und erbrach* 
ten etwa 24 Va aller Ausgaben der Patent- und Li- 
zenzbilanz. Den höchsten Anteil bei den Einnahmen 
hatten dabei die Unternehmen der Chemischen In- 
dustrie und Mincralölverarbeilvmg sowie der Elek- 
tronischen Industrie. 


Übersicht 18 


Einnahmen and Ausgaben für Patente* Erfindungen und Verfahren nach 
Unternehmen ohne und mit ausländisrii€(r| Kapitalheteilfgung in den Jahren 

1969 bis 1977 



Einnahmen 

A^usgaben 

Saldo 



Uniernehmen 


Uatenichmen 


Unlemehmen 


Insge- 

samt 

ohne j 

mit 

Insge- 

samt 

ohne 

1 mit 

Insge- 
samt 1 

ohne 1 mit 

Zeit 

maBgeblichejr) ^ 

ausländischG(r) | 

KvapJtalbeteüigung 

maßgebliche (r| 
austindischeO) 

Ka pl ta Ibete 1 1 ig tmg 

tnaßgetoliche{r) 

ausländlschejrl 

Kapital- 

beteiligung 


Millionen DM 

% 

Mil- 

Hanen 

DM 

*/ö 

Millionen DM 

^9 

Mil- 

lionen 

DM 

V* 

Millionen DM 

1969 

386 

379 

98 

7 

2 

1 003 

284 

28 

719 

72 

- 617 

+ 95 - 712 

1970 

434 

41? 

96 

17 

4 

1 116 

367 

33 

749 

67 

- 682 

+ 50 ^ 732 

1971 

518 

490 

95 

28 

5 

1 312 

396 

30 

916 

70 

- 794 

+ 94 - 888 

1972 

641 

617 

m 

24 

4 

t 382 

372 

27 

1 010 

73 

" 741 

+245 - 986 

1973 

576 

546 

95 

30 

5 

l 438 

303 

21 

1 135 

79 

- 862 

+243 - 1 105 

1974 

679 

635 

93 

44 

7 

1509 

353 

23 

1 156 

77 

- 830 

+282 -1 112 

1975 

75? 

716 

95 

41 

5 

1 793 

410 

23 

1383 

77 

"1 036 

+306 -1342 

1976 

728 

654 

90 

74 

10 

1746 

420 

24 

1 326 

76 

-t 018 

+234 -1 252 ' 

1977 

778 

724 

93 

54 

7 

1 895 

462 

24 

1 433 

76 

- 1 117 

+262 - ! 379 


Die Daten für die Jahre 1967 bis 3974 sind durch Schatzungen ergänz I worden. Quellen Deutsche Bundesbank 
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Übersicht 19 


Einnahmen und Ausgaben für Patente* Erfindungen und Verfahren nadi 
Unternehmen mit und ohne ausländischer KapItaSbetellJgung im Jahre 1977 

in Millionen DM 


WklschafLszweig 

Unternehmungen ohne 
maßgebUche ausländische 
Käphatbeteingung 

Unlernehmungen mil 
maßgeblicher ausländischer 
Kapi tdlbe teiU guag 

Eia* 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Saldo 

Ein« 

nahmen 

Aus- 

gaben 

Saldo 

Chemische Industrie und Mineralölverarbei- 







lung 

289 

173 

+ 116 

13 

249 

- 236 

Metallschaffende und metdll verarbeitende 







Industrien * * 

119 

117 

+ 2 

6 

94 

88 

davon; 







Eisen- und NE-Metallerzeugung 

8 

10 

- 2 

1 

19 

- 18 

Stahl- und Maschinenbau * *** 

UI 

107 

+ 4 

5 

75 

- 70 

Fahrzeugbau * . * * i .***..*, . 

43 

20 

+ 23 

9 

7 

+ 2 

Elektrotechnisdie Industrie * * * * . _ 

:ö3 

58 

+ 105 

13 

751 

- 738 

Feinmechanische und optische Industrie, 







EBM-Waren 

3 

13 

- 10 

l 

44 

- 43 

Nahrungs- und Genußmitlelge werbe *...*. 

2 

n 

- 9 

l 

97 

- 96 

Sonstige Wirtschaftszweige 

105 

70 

+ 35 

tl 

191 

- 180 

insgesamt * * * 

724 

462 

+ 262 

54 

1 433 

-1 379 


33* Die Patent- und Lizenzbilani der Unternehmen 
mit maßgehlichej ausländischer Kapitalbeteiligung 
erscheint aufgrund der Stal ist ik der Deutschen Bun- 
desbank negativ Der Negativ-Saldo ist dabei von 
712 Millionen DM iiu Jahre 1969 auf 1 379 Millionen 
DM im Jahr 1977 gestiegen* tm Jahr 1977 standen 
dabei Einnahxneri von 54 Millionen DM Ausgaben 
in Höhe von 1 433 Millionen DM gegenüber. Danach 
erwirtschafteten die Unternehmen mit maßgeblicher 
ausländischer Kapilalbeteiligung nur etwa 7 Vo aller 
Einnahmen und erbrachten etwa 76 V(i aller Au.sga- 
ben der Patent* und Lizenzbilanz. Den höchsten An- 
teil bei den Ausgaben hatten auch hier die Unler* 
nehmen der Elektrotechnischen Industrie sowie der 
Chemischen Industrie und Mineratölverarbeitung. 

Die scheinbar negative Bilanz bei Unternehmen mit 
maßgeblicher ausländischer Kapitalbeteiligung dürf- 
te im wesentlichen auf der Tatsache beruhen, daß in 
der Statistik der Deutschen Bundesbank nur die- 
jenigen Lizenzen erfaßt werden können, die durch 
Zahlung in Geld entgolten werden. Bei Untemeh- 
men mit maßgeblicher ausländischer Kapitalbetei- 
ligung spielt aber der Lizenzaustausch eine große 
Rolle, der auf der Basis der Gegenseitigkeit ^ kosten- 
los"* oder nicht gegen Geld, sondern gegen Vv'aren- 


leislungen erfolgt. Hinzu kommt der Lizenzverkehr, 
der entweder zu nach anderen Überlegungen fest- 
gesetzten Verrechnungspreisen oder gegen Geld- 
leistungen ciurchgeführt wird, die nicht als Lizenz- 
entgelt deklariert werden. Zu bedenken ist weiter, 
daß bei eng verbundenen Unternehmen häufig die 
Muttergeseilschaft als Lizenzgeber nur deshalb in 
Erscheinung tritt, weil bei ihr die Schutzrechte zen- 
tral verwaltet werden. 

Ist die Muttergeseilschaft eine Gesellschaft mit Sitz 
Im Ausland, so tritt in solchen Fallen die Verwer- 
tung einer Ln der Bundesrepublik Deutschland ge- 
machten Erfindung durch die Tochtergesellschaft 
statistisch als [mport einer Lizenz an der von der 
Muttergeseilschaft verwalteten Erfindung in Er- 
scheinung, obwohl die Erfindung die Bundesrepu- 
blik Deutschland tatsächlich nicht verlassen, hat. 

Wegen der UavolikommenheiL. mit der der Palent- 
und Lizenzverkehr bei Unternehmen mit maßgebli- 
cher ausländischer Beteiligung erfaßt werden kann, 
kommen als Anhaltspunkte für die Beurteilung der 
Patent' und Lizenzbilanz insgesamt nur Zahlen der 
Unternehmen ohne maßgebliche ausländische Kapi- 
talbeteiligung in Betracht. 
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II. Teil 

Entwicklung der Schwerpunkte der Forschungs- und Technologieförderung 
des Bundes 


1 Allgemeines 

34. Die Bundesregierung hat zur Erfüllung ihrer 
forschungspolitischen Ziele, 

— den wissenschaftlichen Erkenntnisstand zu ver- 
breitern und zu vertiefen, 

— die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft zu erhalten und auszubauen, 

— die Ressourcen zu schonen und die natürlichen 
Lebensvoraussetzungen zu erhalten, 

— die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Men- 
schen zu verbessern, 

— die technologischen Entwicklungen in ihren Aus- 
wirkungen und Zusammenhängen zu erkennen, 
ihre Chancen und Risiken abzuwägen und Ent- 
scheidungen über die Nutzung von Technolo- 
gien zu begründen und zu diskutieren, 

ihre FuE-Aktivitäten zu Schwerpunkten der For- 
schungsförderung zusammengefaßt (vgl. Schaubild 
25). 

Im folgenden wird eine kurze Darstellung der 
Schwerpunkte der Forschungsförderung der Bundes- 
regierung nach deren Zielen, Programmen und Teil- 
programmen mit den wesentlichen Maßnahmen und 
Ergebnissen sowie den Finanzmitteln 1975 bis 1978 
und der Finanzplanung 1979 bis 1981 in Millionen 
DM gegeben * *)• 

Bei den Finanzzahlen muß berücksichtigt werden, 
daß 

— die Schwerpunkte der Forschungsförderung und 
die konkreten Förderungsmaßnahmen häufig 
mehrere forschungspolitische Ziele anstreben, so 
daß eine eindeutige Zuordnung oft nur schwer 
möglich ist, 

— die Vergleichbarkeit der Finanzzahlen — solange 
Angaben über die spezifischen Kosten der ein- 

*) Die Zahlen umfassen die Projektförderung und die in- 
stitutionelle Förderung. Sie beruhen für 1975 bis 1977 
auf der Statistik (vgl. Tabelle 8), wobei durch die un- 
terschiedliche Zuordnung eine Vergleichbarkeit im ein- 
zelnen nicht gegeben ist; die Zahlen 1978 bis 1981 
beruhen auf Angaben der Ressorts entsprechend der 
Finanzplanung vom 28. Juni 1978 einschließlich des 
Zukunftsinvestitionsprogramms. 

Nicht berücksichtigt ist bei den Zahlenangaben der 
neue Programmzuschnitt des BMFT, der z. B. ab 1980 
eine Verringerung der Förderungsmittel im Programm- 
bereich «Datenverarbeitung" und die Zuordnung die- 
ser Mittel zu den entsprechenden Fachprogrammen 
«Gesundheit", «Fertigungstechnik" und «Technische 
Kommunikation" vorsieht. 


zelnen Fördergebiete fehlen — nur eingeschränkt 
möglich ist; 1 Million DM für Bildungsforschung 
ist etwas anderes als 1 Million DM für Energie- 
forschung, 

— der Aufbau einer qualifizierten FuE-Kapazität 
nur langsam möglich ist; eine zu rasche Auf- 
stockung der Finanzaufwendungen würde nicht 
zu einer Verbesserung — eher zu einer Ver- 
schlechterung — beitragen. 

Die Höhe der Ausgaben stellt für sich einen Maß- 
stab der Forschungs- und Entwicklungsintensität dar. 
Höhere Ausgaben verbessern für einen Schwer- 
punkt der Forschungsförderung lediglich die Wahr- 
scheinlichkeit, daß mehr Forschungsergebnisse und 
Technologien erarbeitet werden. Die Höhe der Aus- 
gaben gibt keine Auskunft über Umfang und Wert 
der Forschungsergebnisse und Technologien. 

35. Die wesentlichen Maßnahmen und Ergebnisse 
werden lediglich als Beispiele gegeben und stellen 
damit nur einen Ausschnitt aus den FuE-Aktivitäten 
der Bundesregierung dar. Die FuE-Ergebnisse wer- 
den in der Regel in umfangreichen wissenschaft- 
lichen Arbeiten als Berichte >), Bücher oder Aufsätze 
in Fachzeitschriften veröffentlicht oder zum Patent *) 
angemeldet, um die wirtschaftliche Verwertung zu 
sichern. Es ist sachlich nicht möglich, die FuE-Ergeb- 
nisse aller FuE-Projekte in Kurzfassung im Bundes- 
bericht Forschung der Öffentlichkeit mitzuteilen. 

Aus diesem Grunde beschränken sich die Beispiele 
häufig auf eine allgemeine Charakterisierung der 
Maßnahmen bzw. bei größeren Projekten auf die 
Angabe, in welchem Stadium der Durchführung (ins- 
besondere Pilot-, Demonstrations- oder Referenz- 
anlage) sich das Projekt befindet. Die Schwerpunkte 
und Maßnahmen sind im Rahmen des Ressortkoor- 
dinierungskonzepts der Bundesregierung koordi- 
niert *). 

*) z. B. Berichtsreihen des Bundesministers für Forschung 
und Technologie; Schriftenreihe des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit; Kurzfassungen 
der Maßnahmen und Ergebnisse enthalten auch die 
Jahresberichte des BML und BMJFG. Eine Vielzahl 
der FuE-Ergebnisse der Ressortforschung finden ihren 
Niederschlag in Gesetzen. Verordnungen und Richtli- 
nien vgl. z. B. die Aufstellung im Umweltbericht 1976 
der Bundesregierung. 

*) Vgl. z. B. veröffentlichte Anmeldungen und Schutz- 
rechte aus dem Förderbereich «Technologische For- 
schung und Entwicklung des BMFT", 1976, 1977, 1978. 
*) Vgl. Teil A Tz. 38 und Koordinierungstaschenbuch für 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der Bundes- 
regierung, 2. Auflage, Bonn 1978. 
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Schdubiid 25 


Ziele und Schwerpunkte der Forschungs- und Technologiepolitik der Bundesregierung 

Ziele der Schwerpunkte der FuE- Ausgaben des Bundes 

Forschungs- und Forschungs^ und 1 978 und 1979 

Technologieförderung Technologieförderung in Millionen DM 



Verbesserung 
der Kenntnisse 
über Chancen 
und Risiken 
von Technolo* 
gien 


Ressourcen* 
Schonung und 
ErhaUung der 
natürficnen 
Lebensvoraus- 
setzungen 


Steigerung 
derwiri- 
schafttichen 
Leistungs- und 
Wettbewerbs- 
fähigkeit 


Forschung und Entwicklung 
im Dienste der Gesundheit 


Forschung und Entwicklung 
im Dienste der Ernährung 


Humanisierung des 
Arbeitsiebens 


Gestaltung der Umweit 


Transport- und 
Verkehfstechnologien 


Sicherung der Energie- 
und Rohstoffversorgung 


Informationstechnologlen und 
Technfsche Kommunikaiton 


Elektronik, andere Schiüssel- 
technologien, Innovation 


Weltraumforschung und 
Wellraumiechnologie 


Allgemeine Forschungs- 
förderung und 
Grundlagenforschung 


ßifdungs- und Beaifs- 
bildungsforschung 


Information und 
Dokumentation 


Erhaltung der 
Äußeren Sicherheit 


L - J fl 1 497.7 


1509.6 


I I 163.5 


171,3 


□ 80.1 
H 93.7 


f tr~l 1 721 .5 



2128.5 



i 1 270.2 



!04 


□ 1978 


1979 
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36. Die Übersicht über die finanzielle Entwicklung 
der Schwerpunkte der Forschungsförderung der Bun- 
desregierung (vgl. Übersicht 20) ‘) zeigt folgendes: 

*) In der Übersicht 20 sind folgende FuE-Aktiviläten der 
Bundesregierung, die sich nur schwer aufteilen ließen, 
unter »Sonstiges* zusammengefaßt worden. 



1978 

1979 

1980 

1981 

BMA 

Sozial wissen- 
schaftliche 
Forschung 

3,8 

6,0 

5.5 

5.5 

BMI 

Staatsverwaltungs- 
recht 

0,8 

0.8 

1.0 

1.0 

Verwaltungsratio- 
nalisierung 

0.1 

0.1 

0.1 

0.1 

Angewandte 
Geodäsie 

6.4 

6.4 

7.0 

7.3 

Bevölkerungs- 
forschung 

1.1 

1.2 

1.2 

1.2 

Verbrechens- 
bekämpfung .... 

1.8 

2,0 

2,8 

2,3 

Sportforschung . . . 

4,4 

4.4 

4.4 

4.5 

Medienforschung . . 

3.3 

3.3 

3.4 

3.6 

Osteuropa- 
forschung 

4.1 

4.1 

4.1 

4.1 

zusammen 

22,0 

22,0 

24,0 

24.1 

BML 

Markt- und 
Preispolitik 

7.2 

7.3 

7.2 

7,2 

Außenwirtschafts- 
politik und Welt- 
agrarprobleme . . 

0,4 

0.4 

0.4 

0.4 

Ländl. Raum- und 
Agrarstruktur . . 

2.8 

2,8 

2.8 

2.8 

Forst- und Holz- 
wirtschaft, Jagd- 
wesen 

9.7 

9,9 

9,7 

9.8 

Agrarsozialpolitik . 

0.1 

0,1 

0,1 

0,1 

zusammen 

20,2 

20,5 

20,3 

20.3 

BMZ 

Entwicklungspoliti- 
sche Forschung 
und Planung .... 

4.0 

4,0 

4,0 

4,0 

Angepaßte Techno- 
logien 

8.0 

8.0 

8.0 

8.0 

zusammen 

12,0 

12,0 

12,0 

12,0 

insgesamt . . . 

59,0 

60,5 

61,8 

61.9 


a) Die Ausgaben für die Vermehrung der wissen- 
schaftlichen Erkenntnis, insbesondere die Grund- 
lagenforschung, sind von 1,5 Mrd. DM im Jahre 
1975 auf 1,8 Mrd. DM im Jahre 1979 gestiegen 
und sollen sich bis 1981 noch auf 2,0 Mrd. DM 
erhöhen. Ihr Anteil an den Gesamtausgaben ist 
von 21 ®/o im Jahre 1975 auf 19,4 ®/o im Jahre 
1979 gesunken und soll bis 1981 wieder etwa 
auf 20 ®/o ansteigen. Hierin spiegelt sich die 
Entwicklung der Ausgaben für Allgemeine For- 
schungsförderung und Grundlagenforschung wi- 
der, während die Anteile der Ausgaben für Bil- 
dungs- und Berufsbildungsforschung mit etwa 
2 ®/o und für Information und Dokumentation mit 
etwa 1 ®/o konstant bleiben sollen. 

b) Die Ausgaben für die Förderschwerpunkte der 
Bundesregierung zur Steigerung der wirtschaft- 
lichen Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit sind 
von etwa 2,7 Mrd. DM im Jahre 1975 auf etwa 
3,8 Mrd. DM im Jahre 1979 gestiegen und sollen 
bis zum Jahre 1981 auf etwa 4,2 Mrd. DM erhöht 
werden; ihr Anteil an den Gesamtausgaben ist 
von etwa 39 ®/o im Jahre 1975 auf 41,4 ®/o im Jah- 
re 1979 gestiegen und soll bis 1981 auf 43®/o an- 
gehoben werden. Diese steigende Tendenz beruht 
im wesentlichen auf dem geplanten Anstieg der 
Ausgaben zur Sicherung der Energie und Roh- 
stoffe — mit etwa 23 ®/o der größte Förderschwer- 
punkt im Jahre 1979. 

Demgegenüber gehen die Anteile der Datenver- 
arbeitung und der Weltraumforschung und -tech- 
nik an den Gesamtausgaben leicht zurück, wäh- 
rend der Anteil der Ausgaben für Elektronik und 
andere Schlüsseltechnologien leicht ansteigt. 

c) Die Ausgaben für die Förderschwerpunkte der 
Bundesregierung zur Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen sind von etwa 1,3 Mrd. 
DM im Jahre 1975 auf etwa 1,8 Mrd. DM im Jah- 
re 1979 gestiegen und sollen bis 1981 auf etwa 
2,1 Mrd. DM erhöht werden. Ihr Anteil an den 
Gesamtausgaben ist damit von 18®/o im Jahre 
1975 auf 20®/o im Jahre 1979 gestiegen und soll 
sich bis 1981 auf 22®/o erhöhen. Diese Erhöhung 
beruht im wesentlichen auf dem geplanten An- 
stieg der Ausgaben für das Transport- und Ver- 
kehrswesen und die Humanisierung des Arbeits- 
lebens. 

d) Die Ausgaben zur Erhaltung der äußeren Sicher- 
heit sind von 1,4 Mrd. DM im Jahre 1975 auf 
1,7 Mrd. DM im Jahre 1979 gestiegen und sollen 
sich bis 1981 auf 1,4 Mrd. DM vermindern. Ihr 
Anteil an den Gesamtausgaben betrug 1975 noch 
21 ®/o, 1979 sind es 19®/o und 1981 sollen es noch 
15 ®/o sein. 


105 


Drucksache 8/3024 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Übersicht 20 


FuE-Ausgaben für die Förderungsschwerpunkte 

in Millionen DM 

Pos. 

Nr. 

Aufgabenbereich 

1975 

1976 

1977 

Millionen 

DM 

•/• 

Millionen 

DM 


Millionen 

DM 

®/o 

1 

Allgemeine Forschungsförde- 
rung und Grundlagenfor- 
schung 

1 349.0 

19,5 

1 325,5 

18,7 

1 324,6 

18,4 

2 

Bildungs- und Berufsbildungs- 
forschung 

64,4 

0,9 

106,1 

1,5 

127,6 

1,8 

3 

Information und Dokumenta- 
tion 

49,0 

0,7 

51,0 

0,7 

62.0 

0,8 

4 

Wissenschaftliche Erkenntnis . 

1 462,4 

21,1 

1 482.6 

20,9 

1 514,2 

21,0 

5 

Sicherung der Energie- und 
Rohstoffversorgung 

1 404,0 

20,2 

1 435,7 

20,3 

1 446,6 

20,1 

6 

Informationstechnologien und 
Technische Kommunikation , 

450,9 

6,5 

403,1 

5,7 

363,6 

5,0 

7 

Elektronik, andere Schlüssel- 
technologien, Innovation . . 

351,1 

5,1 

359,7 

5,1 

391,9 

5,4 

8 

Weltraumforschung und Welt- 
raumtechnologie 

516,0 

7,4 

553,0 

7,8 

560,0 

7,8 

9 

Leistungs- und Wettbewerbs- 
fähigkeit der Wirtschaft 

2 722,0 

39,2 

2 751,5 

38,9 

2 762,1 

38,3 

10 

Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit .... 

243,0 

3,5 

253,0 

3,6 

269,1 

3,7 

11 

Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Ernährung 

241,0 

3,5 

241.0 

3,4 

245,4 

3,4 

12 

Humanisierung des Arbeits- 
lebens 

59,3 

0,9 

76,3 

1,1 

80,4 

1,1 

13 

Gestaltung der Umwelt 

315,0 

4,5 

324,0 

4,6 

331,4 

4,6 

14 

Transport- und Verkehrstech- 
nologien 

405,0 

5,8 

340.0 

4,8 

370,2 

5,1 

15 

Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen 

1 263,3 

18,2 

1 234,3 

17,5 

1 296,5 

17,9 

16 

Erhaltung der äußeren Sicher- 
heit 

1 449,0 

20,9 

1 564,3 

22,1 

1 594,0 

22,1 

17 

Sonstige 

41,0 

0,6 

45,0 

0,6 

47.0 

0.7 

18 

insgesamt . . . 

6 937,7 

WO 

7 077,7 

100 

7 213,8 

100 


') Der FuE-Anteil des Bundes an der Hochschulbaufinanzierung ist ab Übersicht 20 im folgenden Zahlenwerk nicht 
mehr ausgewiesen, da eine Aufteilung auf die einzelnen Aufgabenbereiche statistisch nicht möglich ist. 
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der Bundesregierung 


Übersicht 20 
(vgl, Finanzplanimgen) 


1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen 

DM 


Millionen 

DM 


Millionen 

DM 


Millionen 

DM 


l 497,7 

17,8 

l 509,6 

16,5 

1 592,8 

16,6 

1 675,6 

17.1 

163,5 

1.9 

171,3 

1.9 

180,9 

19 

185,9 

1.9 

80,1 

1.0 

93,7 

1.0 

101,7 

1.1 

112,7 

1.1 

1 741,3 

20,7 

1 774,6 

19,4 

l 875.4 

19 ß 

1 974,2 

20,1 

1 721,5 

20,5 

2 128,5 

23,3 

2 239,7 

23,4 

2 462,2 

25,1 

447,1 

5,3 

459,0 

5.0 

466,5 

4,8 

471.0 

4.8 

490,5 

5,9 

550,4 

6.0 

613,3 

6.4 

609,3 

6.2 

593,0 

7,1 

644.0 

7,1 

659,0 

6.9 

687,0 

7.0 

3 252,1 

38,8 

3 781,9 

41.4 

3 978,5 

41.5 

4 229,5 

43,1 

270,2 

3,2 

282,2 

3.1 

353,3 

3.7 

366,0 

3.7 

233,9 

2,8 

235,0 

2.6 

239,1 

2,5 

251,2 

2.6 

100,8 

1.2 

103,4 

1.1 

138,3 

1.4 

142,3 

1.5 

468,5 

5,6 

483,4 

5.3 

512,4 

5,4 

482,3 

4.9 

561,4 

6,7 

682,1 

7,5 

753,7 

7.9 

878,0 

8.9 

1 634,6 

19,5 

1 786,1 

19,6 

1 996,8 

20,9 

2 1 19,8 

21.6 

l 707.0 

20,3 

1 728,0 

18,9 

1 666,0 

17,4 

1 430,0 

14,6 

59,0 

0.7 

60,5 

0.7 

61,8 

0.7 

61,9 

0,6 

* 8 394,2 

100 

9 131,1 

100 

9 578,5 

100 

9815,4 

100 
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2 Erweiterung und Vertiefung 
wissenschaftlicher Kenntnisse 

2.1 Allgemeine Forschungsförderung 
und Grundlagenforschung 


S c h a u h i 1 d 26 



37, Die allgemeine Forschungsförderung und die 
Grundlagenforschung fördern vor allem der Bundes- 
minisler für Forschung und Technologie, besonders 
über die MPG und die Großforschungseinriditungeti, 
und der Bundes min ist er für Bildung und Wissen- 
schaft, insbesondere über die Deutsche Forschungs- 
geraeinsdiaft und die Sonderforschungsbereidie, auf 
folgenden Gebieten: 

2.1.1 Naturwissenschaftliche Grundlagenforschung 

Wesen f Ziehe MdünaZiine/ii 

— Forschung in der Eiementarteildienphysik, Mittel- 
energiephysik, Kern- und Sdiwerionenforschung, 
nuklearen Feslkörperforschung, Synchrotron- 
Strahlung an wissensciialtlidien Großgeräten 
(z, B, bei CERN, DESY, GSt, ILL. Berliner Syn- 
chro tro ns trahlung BESSY u, d. sowie Laserfor- 
sdiung ui^d Nukleardiemie; 

— Exlraterrestrisdie Grundlagenforschung*) mit so- 
larterrestrischen Beziehungen (Helios A und B, 
Höhenforschungsraketenprojekle) . Astronomie 
und Astrophysik (NASA-Pioneer-Venus-Pro- 
gramm, Vorbereitung Spacelab-Experimenl), Bio- 
logie und Medlzinj 

— Meeresforschung, insbesondere maridme Meteo- 
rologie und physikalische Ozeanographie, biolo- 
gische Meereskunde und Meeresdiemie (Biolo- 
gisdie Anstalt Helgoland, Instiut für Meeres- 
kunde, Kiel, Institut für Meeresforschung, Bre- 
merhaven), Meeresgeologie und See-Geophysik 
(Deep-Sea Drilling- Projekt). Antarktisforsdiungs- 
programm (in Vorbereitung) mit Forschungssta- 
tion und Forschungsschiff! 

— Sdiwerpunklprogramme (SP), Sonderforsdiungs- 
bereiche (SFB), Forschergruppen (FG) und Hilfs- 
einriditungen (HE) der Deutschen Forsdiungs- 
gemeinschafl *)i Mathematik (3 SFB), Physik 

Ü Vgl Programm Grundlagenforschung und methodisch 
verwandte Gebiete bis 1081, Bonn 1978. 

^) Vgl. Piograimn WelLraumforschung und Weltraum- 
technlk 1976 bis 1979, Bonn 1976. und Tz 4S, S. 120 {dort 
sind auch die FuE-Ausgaben erfaßt], 

®) Vgl. Deutsche Forschungsgememschaft, Aufgaben und 
Finanzierung VI (1979 bis S982)v Bonn 1979. 


(6 SP, 12 SFB, 1 HE), Cheinie (2 SP, 2 SFB. l FG). 
Geowissenschaftenf einschließlidi Meeresfor- 
schung, Wasserforschung und Meteorologie 
(13 SP, 7 SFB, 6 HE) j 

— 16 Institute der chemisrh-pliysikalisiii-tedmisdien 
Wissensdiaften der MPG. 

V 

2.1,2 fngenieurwissonschaflllcfio Forschung 

Wesenfi/die Maßno/unen: 

— SchwerpurLktprogramme (SP) und Sonderfor- 
sebungsbe reiche (SFB) der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft in den allgemeinen Ingenieurwis- 
senschaiten und im Maschinenwesen {6 SP, 
17 SFB), Ardiitektur, Städtebau und Bauinge- 
nieurwesen (3 SP, 7 SFBl, Bergbau und Hütten- 
wesen (3 SP) und Elektrotedinik (6 SP. 2 SFB). 

— Angewandte naturwissensdiafUich-tedinischeFor- 
sdiung im Bereidi der Werkstoff Wissenschaften 
und Werkstofftechnik sowie cier Produktions- 
lechnik und Informationsverarbeitung (insbeson- 
dere Instiute der Fraunhofer-Gesellsdiaft), 

2J.3 BlowlssenschaftMche Grundlagonforschurig 

Wesen fZ/che Maßnahine/i; 

— Schwerpunktprogramme (SP), Sonderforschungs- 
bereic±ie (SFB), Forschergruppen (FG) und HilFs- 
einriditungen (HE) der Deutschen Forschungs- 
gemeinsdiafl in der Biologie (13 SP, 10 SFE^ 7 FG), 
Medizin (14 SP, 30 SFB, 7 FG, 3 HE), Emährungs- 
forschung (5 SP), Ökologie (3 SP) und Agrar- und 
Forstwissenschaften, Veterinärmedizin (4 SP, 
5 SFB), 

— 23 Institute und Forschungsslellen für biologisch- 
medizinisdve Wissenschaften der Max-Planck-Ge- 
sellschaft. 

2.1 .4 Geistes- und Gesell Schafts Wissenschaften 

WesenZ/jdie Maßnahmen: 

— Anwendungsorientierte Sozialforschung mit 3 In- 
stituten des Wissenschaf tszentrums Berlin, 3 in- 
terdisziplinären Sdhwerpunktprogrammen (bür- 
gemahe Gestaltung der sozialen Umwelt, Pro- 
bleme der AusLänderbeschäftigung. empirische 
Verbraucherforsdiung) > Schwerpunktförderung 
der Deutschen Gesellschaft für Friedens- und 
Konfliktforschung (Friedenswahrung und Uber- 
gangsstrategien in Europa, Konflikte zwischen 
westeuropäisdien Industriestaaten und Entwick- 
lungsländern und deren friedliche Überwindung), 
Sonderprogramm „Empirische Sozialforschung' 
(über DFG) und Förderung der soiialwissen- 
sdiaftlidien Technologieforschung. 

— Schwerpunktprogramme (SP), Sonderforsdiungs- 
bereiche (SFB), Forschergruppen (FG) und Hilfs- 
elnrichtungen (HE) der Deutschen Forsdiungsge- 
meinschaft in den Gesellschaftswissenschaften 
(9 SP, 8 SFB, 1 FG, 1 HE), Geschichts- und Kunst- 
wlssensdiaften (6 SP, 7 SFB, 1 FG), Sprach- und 
Literalurwissensthaften [3 SP, 2 SFB, 3 FG) und 
Philosophie, Erziehungswissenschaften, Psycholo- 
gie (6 SP. 1 SFB). 
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— 9 Institute und 2 Projektgruppen der Geistes- 
and Gesellschaftswissenschaften der Max-Planck- 
Gesellschaft sowie die historischen Institute 
(München, Rom, Paris, Florenz, London). 

2.1.5 Wissenschaftlerförderung 

Wesentliche Maßnahmen: 

— Promolionsförderung (GraduierlenfÖrderung 
durch Graduiertenförclerungsgesetz, Hochbegab- 
tenförderungswerke und Forschungseinrichtun- 
gen, MPG und Großforschungseinrichtungen). 

— Wissenschaftliche Nachwuchsförderung (For- 
sdiungsstipendien, Ausbildungsstipendien, Habi- 
litalionsstipendien der DFG; Forschungs- und 
Auslandsstipendien der MPG). 

— Heisenberg-Programm (Bund (BMBW] und Län- 
der) über die Deutsche Forschungsgemeinsdiaft. 

— Wissenschaftleraustausch von der Bundesrepu- 
blik Deutschland ins Ausland (UdSSR-Progromm 
der DFG, Jahres- oder Kurzstipendien des DAAD 
für jüngere Wissenschaftler bzw. Hochschulleh- 
rer). 

— Wissenschaftleraustausch vom Ausland in die 
Bundesrepublik Deutschland (Forschungsstipen- 
dien und USA-Programm der A.v.H. -Stiftung; 
Honorare bzw. Stipendien der MPG; Ausbil- 
dungsstipendien, Studien- oder Informationsauf- 
enlhalle des DAAD). 

— Wissensdiaflliche Kongresse und Tagungen durch 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft. 

2.1.6 Ausbau und Neubau von Hochschulen 

— Ausbau und Neubau von Hochschulen gemäß 
dem 7. Rahraenplan 1978 bis 1981 von Bund 
(BMBW) und Ländern gemäß Artikel 91 a GG 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz ein- 
schließlich dem Großgeräteprogramm (Wissen- 
schaftliche Geräte und DV-Anlagen über 150 
TDM) über DFG. 

— Großgeräteförderung. Rechenanlagenprogramm 
und Förderung des wissenschaftUchen Biblio- 
thekswesens durch die Deutsche Forschungsge- 
meinschaft. 

Finanzplanung (nachrichtlich) 1978: 950; 1979: 
950; 1980:950; 1981:900 


Schaubild 27 

2.2 Bildungs- und Berufsbildungsforschung 


FuE'Ausgaben des Bundes für Bildungs- und 
Beruf sbildungsforschung 
1 975 bis 1 981 — Millionen DM — 



Zu den bildungspolitischen Schwerpunkten gehören; 

1. Forschung im Bildungswesen des Bundesmini- 
sters für Bildung und Wissenschaft •) 

— Vorbereitung auf die Arbeits- und Berufswelt 
in Schule und Hochschule 

— Verbesserung der Informationsbasis für die 
Bildungsplanung 

— Erweiterung und Modernisierung des Ausbil- 
dungsplatzangebots 
— Aus- und Fortbildung von Personal 
— Förderung besonderer Gruppen im Bildungs- 
system, insbesondere Behinderte, Ausländer, 
sozio-kulturell Benachteiligte, einschließlich 
der Beseitigung geschlechtsspezifischer Be- 
nachteiligungen 

— Intensivierung der Qualifikationsforschung 
— Förderung der betrieblichen und außerbetrieb- 
lichen Weiterbildung einschließlich der Wei- 
terbildung an den Hochschulen 
— Verbesserung der Beratung im Bildungswe- 
sen. 

Die Schwerpunkte der Bildungs- und Berufsbil- 
dungsforschung sind: 

O Bildungsinhalte, Bildungsformen, Bildungsbe- 
ratung 

Wesen/Z/che Maßnahmen und Ergebnisse: 

Begleitvorhaben im Rahmen des Erprobungs» 
Programms Elementarbercich; Zusammenar- 
beit von Einrichtungen im Bereich der frühen 
Kindheit; gleitender Übergang in den Primär- 

*) BMBW (lirsg.), Leistungsplan Bildungsforschung und 
Wissenschaf tsfördening 1978. 


FuE-Ausgaben für die Allgemeine Forschungsfiördening 
und Grundlagenforschung *) 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen 

DM 

1 349,0 

l 325,5 

l 324,6 

l 497,7 

1 509,6 

1 592,8 

1 675,6 


*) ohne Mittel für Ausbau und Neubau von Hochschulen 
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bereich; Beurteiluagsverfahren im Bildungs- 
wcsen; inhaLUidie AusgeslaHung eines 10- 
ßildungsjahres; BausteinsysLem zur Arbeits- 
lehre/Polytedinik in der Sekundarstufe I; 
Lehrmittel und Unterrichts formen für den na- 
turwissenschaftlichen Unterridil sowie in den 
Fächern Deutsch und Gesellsdiaftslehre/potiti- 
sche Bildung; Beanspruchung im Bildungsbe- 
reidi; Förderung von Kreativität und Sponta- 
neität: wissensdiaftlidie Begleitung zu Modell- 
versuchen in der ausbildenden WirUdiatt (z. B. 
überbetriebliche Ausbildung in slaatüch aner- 
kannten Ausbildungsbemfen; kooperatives 
Berufsgrundbildungsjahr in versdiiedenen 
Berufsfeldern; Abstimmung der Zusammen- 
arbeit zwischen versdiiedenen Lernorlen ; 
Ausbilder-Ausbildung); die Bedeutung von 
beruflicher Grundbüdung und von Betriebs- 
praktika in schulisdxen Bildungsgängen; Qua- 
lifikatlonsanforderungen in einzelnen Stu- 
diengängen; Struktur des Studienaufbaiies 
und der Sludienangebote; Reform des Prü- 
fungswesens; Aufbaustudium und weiterbih 
dendes Studium: Entwicklung und Erprobung 
neuer Test verfahren, Verbesserung der Aus- 
sagefähigkeil von Abiturnoten: Entwicklung 
und Erprobung neuer Bildungsgänge im tertiä- 
ren Bereich außerhalb der Hochschulen; Öff- 
nung der Hochschulen für wissensthaftliche 
WeLterbildung durch Entwicklung bedarfsge- 
rechter Angebote und Organisaüonsformen; 
Versuchs- und Entwicklungsprogramm Bil- 
dungsurlaub; Entwicklung einer praxisorien- 
tierten einphasigen Lehrerausbildung; Fest- 
stellung individueller und gnippenspezifischer 
Benachteiligungen, Bedürfnisse und Interes- 
sen, Zh B. Erhebungen zur schulisdien und 
arbeitsmarktpolitisdien Situation der Benach- 
teiligten sowie zu den Weiterbildungsbedürf- 
nissen und -interessen von Erwerbslosen und 
Entwicklung von Ausgleichsinstrumentcn; 
Fürderungs- und IntegrationsinogUchkeiten 
für behinderte Kinder und Jugendliche; Pia* 
nung und Beratung von Fernstudienzenlren 
Fernstudienangeboten; Entwicklung besserer 
Bildungsberatung (Erziehungsberatiing, Stu- 
dienberatung, Berufsberatung) ; 

O Struktur des Rildungswesens 

Wesenfiidm Müßnahmen und Ergebnisse: 

Optimale Größenordnung und Nutzung von 
Bildungseinrichtungen; Sekundar-I- und -II- 
Absdilüsse; ErrichturLg von Modellweiterbil- 
dungszentren in ausgewählten Regionen; Er- 
mittlung und Weiterentw'idklung facherspezi- 
fischer Flächen- und Kostenrichtwerte (z, ß, 
Kostenanalyse und Flächenbedarfsmessung 
von Hochschulinsütuten: Weiterbildungszen- 
Iren; Nutzungsstandards für Hochschulinsli tu- 
te und -kliniken: Richtwerte für Einrichtungs- 
kosten); Entwidclung von Planungs- und Fer- 
Ligungsmelhoden sowie von Bausystemen, 
die für Nutzungsänderungen offen sind fz. B. 


Kostenplanungsverfahren zur Einhaltung der 
Kostenrichlwerte im Hochsdiulbau, Baupla- 
nung und Bauorganisation von Studenten* 
Wohnheimen, Optimierung der BaunuLzungs- 
kosLen ln Abhängigkeit von den Bauinvesli- 
tioofäkosten, Mindestausstattungsslandards 
von Hochschulkliniken, KapazitätsermiUlun- 
ge[i, Bestimmungen des tatsächlichen Ausnut- 
zungsgrades und der Nutzungsmöglichkei- 
teu: Planungsgrundlagen für Bau und Ausslal- 
tung überbetrieblicher Ausbildungsslätten, 
Empfehlungen für bautechnisdie Mmdeslstan- 
dards, ErmiLllung von Richtwerten etc,); 

O Bildungswesen und ßeschäftigungssystem 

WeaerrfJ/che Maßnahmen und Ergebnisse; 

Vorausschdue nde Ermittlung der Angebots- 
und Nachfragesituation auf dem Markt für 
betriebliche AusbildungssteUen: Fortsetzung 
der Bedarfsanalysen zu ausgewohUen Fach- 
richtungen, z. 0, Bedarfs- und Angebotsent- 
wicklung im Bereich sozialer Dienste; Bedarf 
im Bereich nichtärzllrdier Heilberufe und son- 
stiger Gesundheitsberufe; Untersuchungen 
über den Bedarf an mittleren Qualifikationen; 
Bedarf an hochqualifizierten Arbeitskräflen 
im öffentlidien Dienst; Zusammenhang zwi- 
schen Bildungsinhalten, Qiialifikalionsange- 
boten und , Bedarf* bei ausgewählten Fach- 
richtungen (Ansätze einer systematischen Qua- 
lifikationsforschung) ; Entwicklungstendenzen 
von Ausbildungs- und Beschäftigimgsstruklu- 
ren im Angestelltenbereich; Jugendliche beim 
Übergang vom Ausbildungs- in das Besch äf- 
tigungssystera (Berufswahl, Berufsausbildung, 
Beschäftigung); 

O Gezielte Gewinnung verbesserter Informatio- 
nen über das ßildungs wesen 

Wesen ff/cfie Maßnahmen und Ergebnisse: 

Modcllprojekt für ein berufsbtldungsstaüstisches 
Informationssystem; Entwicklung sozialer Indi- 
katoren für das Bilduiigswesen; Formen und 
Dauer der Ausbildungswege für Abilunenten; 
Studienverlaufsstatistik (Fach Wechsler. Studien- 
abbredier); Erhebung von sozio^demographi- 
schen Daten, Berufswünschen und Ubergangsver- 
hallen bei Absolventen des Berufsgrundbildungs- 
jahres; Einstellung vcm Jugendlichen aus Arbei- 
terfamilien, Einstellung von Arbeitereilernzu den 
ßildungschanceii ihrer Kinder; Studiensituation 
und psycho -Sozi nie Lage der Studenten; Unter* 
sudhung zur sozialen Lage ausländischer Studen- 
ten; Befragung des wissenschaftlichen Personals 
der Hochschulen; 

Flnanzplanung 

1978^ 161,6 1979: 169,5 1980; 179.1 198h 

184.1 
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2. Forschung für die politische Bildung des Bundes- 
ministeis des Innern, B. empirische Untersu- 
chungen im Medienbereidi sowie der Jugend- 
und Erwachsenenbildung, Curriculum-Forschung. 


Finanzplanung 

1978: 1.9 1979: 1,8 1980; 1.8 1981: 1.8 


FuE-Ausgaben für BUdungs- und Benifsblldungsforschung 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen 

DM 

64,4 

106,1 

127.6 

163,5 

171,3 

180,9 

185,9 


2.3 Information und Dokumentation 


Schaubild 28 



39. Förderung der Information und Dokumenta- 
tion *) durch die Bundesregierung in Zusammenar- 
beit mit den Ländern mit den Zielen: 

— Überführung der bisher sehr verstreuten Infor- 
mations- und Dokumentationsaktivitäten in die 
im Strukturkonzept des luD-Programmes vorge- 
sehenen 16 großen überregionalen Fachinforma- 
tionssysteme und 4 Informationseinriditungen 
mit besonderer Zwedcbestimmung 

— Schaffung von Grundlagen für den systemati- 
schen Ausbau und Betrieb umfassender, lei- 
stungsfähiger Informationssysteme der Wissen- 
schaft und Technik 

— Voraussetzungen für die Erfüllung internationa- 
ler Dokumentations- und Informationsaufgaben. 

Der Schwerpunkt Information und Dokumentation 
umfaßt folgende Teilbereiche: 

O Planung. Aufbau und Betrieb (zum Teil gemein- 
sam mit Bundesländern und Wirtschaft) von 
Pdchinformationssystemen mit ihren Zentren und 
Informationseinrichtungen mit besonderer Zweck- 
bestimmung; 

Wesentliche Maßnahmen und Ergebnisse; 

— Fd(hinformationssystcm Gesundheitswesen, 
Medizin. Biologie, Sport (Fachinformalions- 
zentrum (FIZJ vorgesehen in Köln) 

*) Vgl Programm der Bundesregierung zur Förderung 
der Information und Dokumentation 1974 bis 1077, 
Bonn J975. 


— Fachinformationssystem Ernährung, Land- und 
Forstwirtsdiaft (über Standort FIZ noch keine 
Entscheidung) 

— Fachinformationssystem Chemie (FIZ Frank- 
furt/M.) 

— Fachinformationssystem Energie, Physik, Ma- 
thematik (FIZ Karlsruhe) 

— Fachinformationssystem Hüttenkunde, Werk- 
stoffe, Melallbe- und -Verarbeitung (FlZ-Vor- 
läufer in Berlin) 

— Fadnnformationssyslem Rohstoffgewinnung 
imd Geowissenschaften (vorgeschlagener 
Standort für FIZ: Hannover) 

— Fachinformationssystem Verkehr (vorgeschla- 
gener Standort für FIZ: Köln) 

— Fachinformationssystem Raumordnung, Bau- 
wesen. Städtebau (FIZ- Vorläufer: Informa- 
tionsverbundzenlrum Raum und Bau der FhG 
ln Stuttgart) 

— Fachinformationssystem Verbrauchsgiiter 
(Standort für FIZ offen) 

— Fachinformationssystem Wirtschaft (vorge- 
schlagene Standorte für FIZ: Hamburg und 
Kiel) 

— Fachinformationssystem Recht (Standort für 
FIZ: Bonn) 

— Fadiinformationssyslem Bildung (Standort für 
FIZ offen) 

— Fachinformationssystem Sozialwissenschaften 
(FlZ-Vorläufer: Informations- und Sozialwis- 
senschaften in Bonn) 

— Fachinformationssystem Geisteswissenschaf- 
len (vorgesdilagene Standorte für FIZ: Saar- 
brücken und Mündien) 

— Fachinformalions.syslem Slaatenkunde, zwi- 
schenstaatliche und internationale Beziehun- 
gen (bisher Auslandskunde, vorgeschlagener 
Slandcjrt für FIZ: Hamburg 

— Fachinformationssystem Elektrotechnik, Fein- 
werktechnik, Maschinenbau (FlZ-Technik: 
Frankfurl/M) 
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Informationseinriditungen mit besonderer Zweck- 
bestimmung (tBZ) 

— IBZ Umwelt (vorgesdilagener Standorti Ber- 
lin) 

— IBZ Tedinische Regeln (vorgesdilagener 
Standort: Berlin) 

— IBZ Patente (vorgesdilagener Standort: Mün- 
chen) 

— - IBZ Forsdmngsinformationen (vorgesdiLage- 
ner Standort: Hannover) 

PiDanzpianimg des BMFT 

1978: 47,5 1979: 56,8 1980: 59,7 1981: 64,2 

O Ausbau von Bibliotheken mit überregionalen 
Aufgaben: Wesen f/f che Maßnahmen und Ergeh* 
nisse; Förderung von zentralen Fadibibliolheken 
(Technische Informalionsbibliothek in Hannover. 
Bibliothek des Instituts für Weltwirtsdiaft in 
Kiel, ZentralbibUothek der Medizin in KÖln}r 
Deutsche Bibliothek in Frankfurt/M. (Zentrale 
Ardiivbibliothek); Staatsbibliothek Preußisdier 
Kulturhesitz in Berlin (wissenschaftliche Zentral- 
bibliothek) 

Finanzplanung des BMFT 

1978: 1,8 1979: 1,9 1980: 2,1 1981: 2.3 

O Gesellschaft für Information und Dokumentation 
(GID): (vgl. Datenblutl, Teil II! S, 302) 

Finanzplanung des BMFT 

1978: U.l 1979: 13,5 1980; 16,9 1981; 20,7 

O Förderung von Forschung, Entwicklung und Infra- 
struktur der Information und Dokumentation: 

Wesentlidie Maßnahmen und Ergebnisse: 

— Schaffung der organisatorischen, belriebs- 
wirtschafllidien, rechtlichen und politischen 
Grundlagen für ein öffentliches, marktorien- 
tiertes und international verknüpftes Infor- 
matioiLsgefüge: 

— Entwicklung effektiver Methoden, Systeme 
und Techniken zur Gestaltung, Erfassung, 


'1 ZusätzUche Mittel werden auch von anderen Ressorts 
und den Ländern aufgebracht. 


Auswirkung, Speicherung, WiederaufEindung, 
Verbreitung und Nutzung von Informationen; 

— Schaffung der Voraussetzungen für eine be- 
darfsgerechte, benutzernahe und innovaüons* 
fördernde InfoHnationsverrnittiung und -be- 
ratung (insbesondere für Mittel- und Klein- 
betriebe); 

— Normung und Vereinheitlichung zur Rationa- 
lisierung, Kostenreduzierung, Leistungssteige- 
rung und zur Schaffung von Grundlagen der 
Kooperation und Koordination im nationalen 
und internationalen Bereich des Informations- 
und Dokumen t a ti on s wes e n s ; 

— Verbesserung und Rationalisierung des Fath- 
kommunikaüonsprozesses durch Verbindung 
von Fachinformationssystemen mit wissen- 
schaftHcher Literaturvermittlung sowie Ent- 
wicklung gemeinsamer Instrumente, beson- 
ders für formale Erfassung und inhaltliche 
Erschließung von Publikationen sowie für 
automatisierten Nachweis und DV-gestützle 
Fernbesteliung der Literatur; 

— Verbesserung der Ausbildungssituation, der 
beruflichen Ausbildung und Weiterbildung so- 
wie der Benulzerunlerrichtung im luD-Bereich 
(zum Beispiel Bedarfsanalysen und -Progno- 
sen, Curricula forsch ung und Ausbildungs- 
modelle), Aktivierung des internationalen 
Erfahrungsaustausdies und Förderung von 
Forschungskapazitäten an Hochsdiulen: 

— Förderung der wissenschaftlichen Arbeiten 
von Fadigesellsdiaften und ihrer Mitwirkung 
an internationalen Aufgaben der wissenschaft- 
lichen und technischen Information und Do- 
kumentätion. Hierzu gehören insbesondere 
die Deutsche Gesellschaft für Dokumentation 
e. V. (DGD) in Frankfurt/Main und der Deut- 
sche Bibliotheks-Verband e. V. 

— Internationale Programme und Projekte der 
EuD-Forschung, Entwicklung und Infrastruk- 
tur; 

— Entwicklung und Aufbau des nationalen wis- 
senschaftlich-technischen Informationsnetzes 
für den Direktzugriff zu Datenbasen mit An- 
schluß an EURONET. 

Finanzplanung des BMFT 

1978: 19,7 1979: 21,5 1980: 23,0 1981; 25,5 


FuE- Ausgaben des BMFT für Information und Dokumentatton 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen 

DM 

49,0 

51,0 

62,0 

80,1 

93.7 

101,7 

112,7 
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3 Wirtschaftliche Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit bei 
Ressourcenschonung und Erhaltung 
der natürlichen Lebensvoraussetzungen 


3.1 Sicherung der Energie- und Rohstoffversorgung 

S ch a u b i 1 d 29 



1. Programm Energieforschung und Energietechno- 
logie 1977 bis 1980 des Bundesministers für For- 
schung und Technologie *) mit den Zielen: 

— Mittel- und langfristige Sicherung der Energie- 
versorgung, 

— Bereitstellung der Energie zu günstigen volks- 
wirtschaftlichen Gesamtkosten auf lange Sicht, 

— Sachgerechte und frühzeitige Berücksichtigung 
der Erfordernisse des Umweltschutzes und des 
Schutzes der Bevölkerung und der Beschäftig- 
ten vor Gefahren der Energieumwandlung und 
Anwendung von Energde, 

— Steigerung der technologischen Leistungs- 
fähigkeit zur Erhaltung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit in der Energietechnik. 

Das Programm umfaßt folgende Teilprogramme: 

— Rationelle Energie Verwendung im Anwen- 
dungs- und Sekundärenergiebereich. Wesent- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: Femwärme- 
schienen Ruhr (Essen-Gelsenkirchen) und Saar 
(Stadt Völklingen); Wärme / Kraft-Kopplung; 
Abwärmenutzung in der Landwirtschaft (Agro- 
therm, Neurath); nukleare Fernenergie (Gas 
aus Kohle mittels HTR-Prozeßwärme) ; Energie- 
speicher, Anwendungstechnik, Energietrans- 
port. 

Finanzplanung 

1978: 126 1979: 162 1980: 121 1971: 210 

— Kohle und andere fossile Primärenergieträ- 
ger: Wesentliche Maßnahmen und Ergebnisse: 
170 MWe Prototyp eines umweltfreundlichen 

*) Vgl. Programm Energieforschung und Energietechnolo- 
gie 1977 bis 1980, Bonn 1977, einschließlich des Anteils 
am Programm für Zukunftsinvestitionen in Zusammen- 
arbeit mit den Bundesländern, insbesondere mit Nord- 
rhein-Westfalen und Saarland. 


Kohlekraftwerks (Lünen) und Komponenten- 
entwicklung für ein Demonstrationsprojekt. 
Versuchsanlagen zur Kohlevergasung (Syn- 
thesegas) in Dorsten und sonstigen Kohle- 
vergasungsverfahren im Hinblick auf den Ein- 
satz von nuklearer Prozeßwärme; Vorprojekt 
einer Demonstrationsanlage zur Kohlever- 
flüssigung (Erzeugung von Kohleöl); Form- 
koksanlage Prosper in Essen; Projekte zur 
besseren Prospektion und Gewinnung von 
Steinkohle, Erdöl und Erdgas; Bergbautechno- 
logien. 

Finanzplanung 

1978: 297 1979: 432 1980: 392 1981: 392 

— Neue Energiequellen. Wesentliche Maßnah- 
men und Ergebnisse: Vorbereitung einer 
Großversuchsanlage JET zur Fusionstechno- 
logie in Culham (GB); Demonstrationsprojekte 
zur Nutzung der Sonnenenergie ‘) durch 
Kollektoren zur Warmwasserbereitung und 
zu Heizungszwecken (Experimentierhäuser 
Aachen und Essen; Schwimmbadheizung in 
Wiehl); 2 bis 3 MWe Windenergieanlagen 

Finanzplanung 

1978: 128 1979: 177 1980: 198 1981: 217 

— Kernenergie: Wesen f Ziehe Maßnahmen und Er- 
gebnisse: Projekte zur LW-Reaktorsicher- 
heitsforschung * *) (z. B. Kemnotkühlung, Berst- 
sicherheit u. a.), deren Ergebnisse unmittelbar 
Eingang in die Bau- bzw. Genehmigungspra- 
xis finden; Demonstrationsanlagen nach dem 
Gasultrazentrifugenverfahren zur Urananrei- 
cherung (Almelo und Capenhurst in Betrieb) 
und Bau einer 2000 t UTA/a Demonstrations- 
anlage in Capenhurst; Versuchsanlagen zur 
Wiederaufarbeitung (WAK Karlsruhe für 
LWR-Brennstoffe in Betrieb und JUPPITER 
der KFA Jülich für HTR-Brennelemente im 
Bau). Endlagerung von schwach- und mittel- 
aktiven Abfällen in dem Salzbergwerk Asse II. 
HTR-Entwicklung (Prototyp THTR 300 Schme- 
hausen im Bau; Prototypanlage nukleare Pro- 
zeßwärme) und SBR-Entwicklung (Prototyp 
SNR 300 Kalkar im Bau; Beteiligung an 
1200 MeW Super Phenix; Umbau der kom- 
pakten natriumgekühlten Kernreaktoranlage 
II Karlsruhe zum Studium der Plutoniumtech- 
nologie). 

Finanzplanung 

1978: 1 012 1979: 1 150 1980: 1 260 1981: 

1 326 


*) Programm Technologien zur Nutzung der Sonnenener- 
gie 1977 bis 1980, Bonn 1977. 

*) Programm Forschung zur Sicherheit von Leichtwasser- 
reaktoren 1977 bis 1980, Bonn 1978. 
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FuE-Ausgaben für Energie 


Jahr 

1978 1979 1980 1981 

Finanzplanung 
Millionen DM . . . 

1563 1 921 1 971 2 145 


41 . 

2. Rahmenprogramm Forschung und Entwicklung 

zur Sicherung der Rohstoffversorgung 1976 bis 

1979* *) des Bundesministers für Forschung und 

Technologie mit den Zielen: 

— Erweiterung der Rohstoffbasis 

— Einsparung von Rohstoffen 

— Recycling von Rohstoffen. 

Das Programm umfaßt folgende Schwerpunkte: 

— Lagerstätten, Bergbau, Aufbereitung. Wesen/- 
liehe Maßnahmen und Ergebnisse: Bundesbohr- 
programm; geophysikalisches Erkundungs- 
system vom Hubschrauber (DIGHEM) mit ho- 
hen Eindringtiefen; Multielementanalyse und 
Methodenkombination für großflächige Pro- 
spektion (Rhenoterzynikum), Blei/Zink-Ano- 
malien wurden gefunden; schneidend-reißen- 
de Gewinnungstechnik im Erzbergbau (Tief- 
bau); Maschinenentwicklung für modernen 
Tagebau: Großbohrlochmaschine. 

Finanzplanung 

1978:8,75 1979:21,5 1980:29,0 1981:32.5 

— Metallurgische Verfahrenstechnik, Werkstoff- 
entwicklung, Rückgewinnung, Stahl forschung. 
Wesen f Ziehe Maßnahmen und Ergebnisse: 
Schwere Schmiedestücke nach dem ESU bzw. 
MHKW-Verfahren; Eisenerz-Direktreduktion; 
Hochtemperaturwerkstoffe auf metallischer 
und keramischer Basis; Korrosionsforschung; 
Verschleißforschung, neuartige Prüfverfahren, 
Formgebung, Schrottaiifbereitung und Aufbe- 
reitung von Altkalalysatoren. Aufbereitung 
armer und komplexer Erze sowie metallhalti- 
ger Abfall- und Zwischenprodukte (Schlämme, 
Schlacken, Staube. Kreislaufwässer). 

Finanzplanung 

1978: 55,5 1979: 98,5 1980: 123,8 1981: 

135,0 

— Chemische Verfahrenstechnik. Wesentliche 
Maßnahmen und Ergebnisse: Verfahrensent- 
wicklung für die Direktsynthese von Hoch- 


*) Vgl. Rahuienprogrciram Forschung und Entwicklung zur 
Sicherung der Rohstoifversorgung 1976 bis 1979, Bonn 
1976. 


polymeren auf der Basis von Kohlegas; Be- 
stimmungsmelhoden von Kalalysaloroberflä- 
chen für die Optimierung rohsloffsparender 
katalytischer Prozesse; Recycling von Kunst- 
stoffabfällen (Technikumsanlagen in Ham- 
burg, Dormagen und Philippsthal), Verwer- 
tung von Nebenprodukten, Gewinnung von 
Chemiegrundstoffen aus pflanzlichen Abfäl- 
len. 

Finanzplanung 

1978: 18 1979: 22 1980: 27 1981: 30 

— Meerwasserentsalzung: Wesentliche Maß- 
nahmen und Ergebnisse: Konzentrierung der 
Förderung auf fortschrittliche Verfahren, ins- 
besondere „umgekehrte Osmose* und Ver- 
fahrensoptimierung (höhere Lebensdauer der 
Anlagen, besserer Wirkungsgrad, Verbund- 
anlagen, Verbesserung der Wartungs- und 
Reparatureigenschaften der Anlagen). 

Finanzplanung 

1978:30 1979:17 1980:16,7 1981:12,7 


FuE-Ausgaben für Rohstoffe 


Jahr 

1978 

1979 

1980 

1981 

Finanzplanung 
Millionen DM . . , 

112,2 159,0 196.5 210,2 


42. 

3. Gesamtprogramm Meeresforschung und Meeres- 
technik in der Bundesrepublik Deutschland 
1976 bis 1979^) an dem — neben den Küsten- 
ländern und der DFG — seitens des Bundes ins- 
besondere der Bundesminister für Forschung 
und Technologie, der ßundesminister für Wirt- 
schaft, der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und der Bundesminister 
für Verkehr beteiligt sind mit den Teilberei- 
chen ^): 

— Verfahren zur Gewinnung von Kohlenwasser- 
stoffen (Erdöl. Erdgas und marine Vorkom- 
men): Wesentliche Maßnahmen und Ergeb- 
nisse: Bohr- und Produktionsplattformen; Erd- 
gas-Verflüssigungsanlagen; Service und Un- 
terwasserarbeitsgeräte, Pipeline- Verlegung. 

— Exploration mariner Vorkommen von mine- 
ralischen Rohstoffen und Verfahren zu ihrer 
Gewinnung: Wesentliche Maßnahmen und 
Ergebnisse: Explorationsarbeiten mit FS .Son- 
ne“ zur Erkundung von Manganknollen-Vor- 

'I Cesaintprogrnmm Moeresforschiing und Meerpslerhnik 
in der Bundesrepublik Deutschland 1976 bis 1979, Bonn 
1976. 

*) Weitere Teilbereiche des Meeresforschungsprogramras 
vgl. Umwelt. 
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kommen im Pazifik; Großversudi zur Erpro- 
bung fördertechmsdier Verfahren für Man- 
ganknollen Ln mternaüoualer Zusammen- 
arbeit. Unlersudiung anderer mariner Vor- 
kommen mineralisdier Rohstoffe* 


Finanzplanung (BMFT) 

1 978; 46,3 1979; 48,5 1 980; 72,2 1981: 1 07.0 


FuE- Ausgaben zur Sicherung der Energie- und Rohstoffversorgung 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen DM 

1 404.0 

1 435,7 

1 446,6 

1 721,5 

2 128,5 

2 239,7 

2 462,2 


3.2 Infarmatfonstöchnofogien und 
Technische Kommunikation 

S c h a u b i 1 d 30 


FuE- Ausgabe des Bundes für die FÖfcferung von 
Information stechnolog len und Technischer Kommunikation 
1975 bis 1 981 — Millionen OM — 



43. 

Die Förderung der Datenverarbeitung des Bundes- 
ministers für Forsdiung und Technologie umfaßt: 

O das Teil Programm Industrielle Forschung und 

Entwicklung mit dem Ziel, daß zu Beginn der 

achtziger Jahre eine Datenverarbeitungsindustrie 

besteht, die 

— in allen Produktbereidien — ausgenommen 
Größtrechner — einen ausreichenden Wett- 
bewerb sicbersteÜt, 

— die in der Wirtschaft und im öffentlichen Be- 
reich benötigten Datenverarbeitungs-Systeme 
und -Geräte entwickeln, fertigen und anbie- 
ten kann, 

— über die notwendigen Kenntnisse und Fähig- 
keiten für die Verflechtung der Datenver- 
arbeitung mit der Nadiricblentechnik und an- 
deren Techniken der Informationsverarbei- 
tung verfügt, 

— aus eigener Kraft lebensfähig und damit von 
staatlichen Zuwendungen unabhängig ist, 

— hochqualifizierte Aibeltsptätze anbietel, 

— als einflußreicher Partner iür eine weltmarkt- 
ersdiiießende internationale Zusammenarbeit 
in Frage kommt 

*) vgl, Drittes OV-Programm 1976 bis 1979; Bonn 1976 


Diese Ziele sollen in folgenden Bereichen ver- 

wirkJIchl werden: 

— Mittlere und große DV-Systeme; WesentUdie 
MdBnahmen und Ergebnisse: Entwicklung 
einer Nadifolgefamilie mittlerer und großer 
DV-Systeme, Entwicklungen zur Senkung von 
Gestehüngs- und Wartungskosten und Ent- 
wicklung von Systemkomponenlen zur Ver- 
längerung der Lebensdauer ausgelleferter Sy- 
steme durch technische Erneuerungen. 

Flnanzplanung 

1978: 40 1979: 38,5 1980: 27 1981: 18 

— Dezentrale Datenverarbeitung: Wesentliche 
Maßnahmen und Ergebnisse: Förderung der 
Entwicklung moderner Prozeßredinersysteme 
und deren Peripherie wegen ihrer Bedeutung 
für die mdustnelle Produktion, Förderung 
der Entwicklung von Kleinrechnern und End- 
geräten wegen ihrer Bedeutung für kleine und 
mittelständische Anwender und wegen der 
Förderung kleiner und mittlerer Industrie als 
Hersteller* 

Forderung der Entwicklung von Endgeraten 
für die branchentypisdien Anforderungen als 
wirksames Mittel zur Ralionaltsierung und 
Verbesserung des Leistungsangebotes der 
Anwender fz* B* Kassentermlnals für den Han- 
del und die Gastronomie, Spezialgeräte für 
Banken und Sparkassen) und brandienneu- 
trale, universell einselzhare Endgeräle (Fern- 
Zugriff auf DV-Systeme, Schriftgulherstetlung, 
Verwaltungsaufgaben). 

Finanzplanang 

1978; 49,0 1979: 58,5 1980: 62,0 1981 : 66,0 

— Rechnerstrukturell, Datenverarbeitungsspra- 
chen und technologische Entwicklungen: We- 
sentliche Maßnahmen und Ergebnisse: Ent- 
wicklung von Methoden und Instrumenten zur 
Rationalisierung der Entwicklung und Produk- 
tion von Systemsoftware, Untersuchungen 
über die strukturelle Gestaltung von DV -Sy- 
stemen und deren Komponenten mit dem Ziel 
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der Kostensenkung und Leislungssteigerung, 
Weite rentwldtlung von Aufbau- und Verbin- 
dungstediniken sowie von elektronischen Bau- 
elementen und die Entwidtlung neuer Spei- 
chertechnologien. 

Finanzplanung 

1978; 45,9 1979: 46.9 1980: 63,4 1981: 69,6 

O das Teilprogramm Anwendung der Daleaveraj' 
beitung mit den Zielens 

— die unmittelbare Unlerstützung der Arbeits- 
abläufe am einzelnen Arbeitsplatz durch die 
Datenverarbeitung unter Anwendung neuer 
Möglichkeiten der dezentral und aufgaben- 
bezogen organisierten Daleoverarbeilungi 

— direktere und verbesserte Kommunikation 
zwischen den Menschen an ihren Arbeitsplät- 
zen und den sie unterstützenden Datenverar- 
beitungs-Systemen: 

— Erleichterung und Rationalisierung der Ent- 
wicklung der Software und ihrer Handhabung. 

Das Teilprogramin umfaßt: 

O Datenbanksoltware, Informations-, Disposilions- 
und Enischeidungssy Sterne: WeseniJ/che Maß- 
nah/nen und Ergebnisse; Entwidklung von modu- 
lar aufgebauter Daleubanksoftware auch für 
kleinere DV-Systeme unter Berüdcsiditigung des 
Datenbankverbundes und des Aufbaus von ver- 
teilten Datenbanken; Enfwidclung von Methoden 
und Werkzeugen für Entwurf, Erstellung, Imple- 
mentierung und Pflege von Software; Entwidc- 
lung von Infonnationssystemen zur Unterstüt- 
zung von Planungs- und Entscheidungsvorgängen 
im öffenlUchen Bereich und in der gewerblichen 
Wirtschaft; Entwicklung von kostengünstiger, 
mehrfach verwendbarer Anwendungssoflware für 
die mittelständische Wirtschaft. 

Finanzplanung 

1 978 r 49,5 1 979; 53,3 1 980 : 56,2 1 98 1 ; 57,3 

O GesundheLlswesen: Wesen / //che Afoßnnhmen uncf 
Ergebnisse: DV-Anwendung im Rahmen von 
Teilgebieten der medizinischen Versorgung (Ver- 
besserung diagnostischer und therapeutischer 
Methoden), im Rahmen von innerbetrieblichen 
Aufgaben des Gesundheitswesens (in Kranken- 
häusern, bet den niedergelassenen Ärzten, im 
öffentlichen Gesundheitsdienst) und im Rahmen 
von überbetrieblichen Aufgaben des Gesund- 
heitswesens (z, B. Projekt DOMINIG). 

Finanzplanung 

1978 : 29,5 1979: 31,8 1980 : 34,0 1981: 36,0 

— Anwendung im Bildimgs wesen: Wesen tUdie 
Maßnahmen und Ergebnisse: Forsch ungs- und 
Enlwicklungsarbetlen zur Weilerentwicklmig 
autonomer Terminals mit lokaler Informa- 


tionsverarbeitungskapazität, Entwicklung von 
Hardware und Software für eine lernorien- 
tierte Mensch-Maschine-Kommunikation. 

Finanzplanung 

1978:1 3979:1 1980:0,5 1981:0 

— Modernisierung in der Technik: Wesenliiche 
Maßnahmen und Ergebnisse: Rechnerunter- 
stützte Entwicklung, Konstruktion und Ferti- 
gung sowie ProzeOlenkung mit DV-AnJagen 
zur Steigerung der Produktqualität, Verbes- 
serung des Preis-Leis tungsverhältnisses der 
Produkte und Verkürzung der Innovalions* 
zeit. 

Ffnanzplaitutig 

1978: 39,5 1979: 41,6 1980: 43,8 1981: 44,6 

— Datenfernverarbeitung: Wesen fJhhe Maß- 
nahmen und Ergebnisse: Förderung von De- 
monslrationsprojekten aus den Bereichen: 

— Kommerzielle Datenverarbeituog (Dienst- 
leistungsunlernehmen), 

— wissenschaftliche Datenverarbeitüng (Groß- 
forschungseinrichtungen, Hochschulen) , 

— Datenverarbeitung ln der Öffentlichen 
Verwaltung (Behörden) 
zur wirtschaftlichen und anwendungsge rech- 
ten Lösung von FemverarbeUungsproblemen 
bei Anwendern, Herstellern und Organisatio- 
nen. 

FinanLzplanuiig 

1978: 11,7 1979: 13,2 1980: 17,1 1981: 18,4 

— Benulzerhilfsmittel: Wesenlfidie Maßnahmen 
und Ergebnisse; Förderung von Entwicklungs- 
arbeiten bei der Rationalisierung der Soft- 
ware -Hers teil üng und der Erleichterung und 
Rationalisierung des Betriebs von Datenver- 
arbeitungsanlagen sowie der Übertragung 
von Programmen und Datenbeständen. 

Finanzplanung 

1978: 6,4 1979: 6,1 1980: 5,0 1981 : 5,0 

— Mustererkenniing: Wesentlidw Maßnahmen 
und Ergebnisse: Weiterentwicklung und Er- 
probung von Verfahren, Methoden und Gerä- 
ten zur Mustererkennung, Bildverarbeilung 
und Musterverarbeitung bei Zeitvorgängen 
(Spracherkennung, Verarbeitung von konti- 
nuierlichen Signalen und Geräuschen, Erken- 
nung von Szenenabläufen). 

FlnonzpIdDung 

1978; 4,9 1979:5,0 1980:7,0 198lr7,9 

O Tejlprogramni Grundlagen und Ausbildung mit 

den Zielen: 
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— Erhaltung des Standes der Informatik-For- 
schung und Lehre, 

— Einsatz des Hilfsmittels Datenverarbeitung in 
Forschung und Lehre. 

— Grundlagenforschung für Hersteller und An- 
wender für die längerfristige Entwicklung. 

Das Teilprogramm enthält: 

— Wissenschaftlicher Erfahrungsaustausch: We- 
sentliche Maßnahmen und Ergebnisse: Förde- 
rung der Informatik an den Hochschulen (Pro- 
gramm läuft 1978 aus), Förderung von Tagun- 
gen und Kongressen und Finanzierung von 
Studienfahrten deutscher Wissenschaftler im 
Ausland. 

Finanzplanung 

1978: 35,3 1979: 21,3 1980: 18,5 1981: 19,2 

— Ausbau der Rechnerkapazität im Hochschulbe- 
reich: Wesentliche Maßnahmen und Ergebnis- 
se: Ersatz noch vorhandener überholter Sy- 
steme, Erweiterung von Zentren, Errichtung 
neuer Zentren, Aufbau von Verbundsystemen 
unter Verwendung von Größtrechnem. 

Finanzplanung 

1978: 34,4 1979: 37,8 1980: 32,0 1981: 22,0 


FuE-Ausgaben für die Förderung der 
Datenverarbeitung 


Jahr 

1978 

1979 

1980 

1981 

Finanzplanimg 
Millionen DM . . . 

347,1 355,0 366,5 364,0 


Durch Neuzuschnitl der BMFT-Förderungsprogram- 
me ab 1980 werden sich die Mittel im Datenverar- 
beitungsbereich 1980 um rd. 58 Mio DM, 1981 um 
rd. 79 Mio DM verringern und in die Programme 
, Gesundheit- (1980: 31 Mio DM, 1981: 34,6 Mio 
DM), „Fertigungstechnik- (1980: 14 Mio DM, 1981: 
30,5 Mio DM) und „Technische Kommunikation- 
(1980: 12,8 Mio DM. 1981 : 14 Mio DM) abfließen. 

44. Programm Technische Kommunikation des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie und des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewe- 
sen *) mit den Zielen: 

O die Produktivität infonnations- und kommunika- 
tionsintensiver Tätigkeiten durch die Förderung 
neuer Technologien und Geräte der technischen 
Kommunikation zu erhöhen, 


Vgl. Programm der Bundesregierung zur Förderung 
von Forschung und Entwicklung im Bereich der Tech- 
nischen Kommunikation 1978 bis 1982, Bonn 1979 


O die Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch Förde- 
rung zukunftsweisender Modellvorhaben zu ver- 
bessern. 

O die Wettbewerbsfähigkeit der kommunikations- 
technischen Industrie mittel- und langfristig zu 
erhallen. 

1. Die Schwerpunkte des Bundesministers für For- 
schung und Technologie sind: 

O Entwicklung neuer übertragungs- und Ver- 
mittlungseinrichtungen. Wesentliche Maßnah- 
men und Ergebnisse: Vorhaben zur Digitali- 
sierung; Erprobung von Laser-Glasfaser-Über- 
tragungssyslemen im Fernsprechorlsnetz von 
Berlin im praktischen Betrieb (zusammen mit 
der Deutschen Bundespost): Laborprojekt 
optische Nachrichtentechnik für neuartige Sy- 
stemlösungen ira zukünftigen Kommunika- 
lionssystem des Heinrich-Hertz-Instiluts (Ber- 
lin). 

O Neue Endeinrichtungen, Druckereilechnik. 
Wesentliche Maßnahmen und Ergebnisse: 
Endgeräte für den Abruf von Texten mit Te- 
lefon, die auf dem Fernsehbildschirm erschei- 
nen (Bildschirmtext); System zur Übertragung 
von Texten zwischen kommunikationsfähigen 
Schreibmaschinen (Textkommunikation im 
Bürobereich). 

O Anwendung der technischen Kommunikation. 
Wesentliche Maßnahmen und Ergebnisse: 
Pilotverfahren zur Entwicklung und Erpro- 
bung eines neuartigen digitalen Funk-Nol- 
meldesystems ira Straßenverkehr. 

O Studien zur Technologiefolgenabschätzung. 
Wesen fiiche Maßnahmen und Ergebnisse: Er- 
forschung der Auswirkungen der technischen 
Kommunikation auf dem Arbeilsmarkl. 

Finanzplanung 

1978:46 1979:51 1980:46 1081:52 

2. Nachrichtentechnische Forschung des Bundes- 
ministers für das Post- und Fernraeldewesen mit 
den Bereichen; 

O Nachrichtenverarbeilung. Wesentliche Maß- 
nahmen und Ergebnisse: Synthetische Sprach- 
erzeugung für automatisierte Auskunftsdien- 
ste; Digitale Übertragung von Farbfernseh- 
bildem. 

O Ubertragungsverfahren und leitergebundene 
Medien. WesenlJiche Maßnahmen und Ergeb- 
nisse: Digitale Ubertragungssysleme für Bit- 
flüsse entsprechend 480 Ferngesprächen und 
mehr; neue Übertragungsmedien (Hohlkabel, 
Glasfaser). 

O Antennen und Wellenausbreitung: Wesent- 
Udie Maßnahmen und Ergebnisse: Elektro- 
nisch schwenkbare Antennen; Wellenausbrei- 
tung im Höchslfrequenzberelch (10 GHz). 

O Feslkörperelektronik: Wesentliche Maßnah- 
men und Ergebnisse: Schnelle integrierte 
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Schaltungen für die digitale Übertragungs- 
technik; Optoelektronik für die optische Nach- 
richtentechnik. 

O Vermittlungen und Netze: Wesentliche Maß- 
nahmen und Ergebnisse: Konzepte für digitale 
elektronische Vermittlungssysteme. 

Finanzplanung 

1978:54,0 1979:53,0 1980:54,0 1981:55,0 


FuE- Ausgaben für die Technische Kommunikation 


Jahr 

1978 

1979 

1980 

1981 

Finanzplanung 
Millionen DM . . . 

100,0 104,0 100,0 107,0 


Zuwachs durch Neuzuschnitt der BMFT-Förderungs- 
programme: 1980: 12,8 Mio DM, 1981: 14,0 Mio DM. 


FuE-Ausgaben für Informationstechnologien und Technische Kommunikation 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

MillionenDM 

450,9 

403,1 

363,6 

447,1 

459,0 

466,5 

471,0 


3.3 Elektronik, andere Schlüsseltechnologien, 
Innovation 

Schaubild 31 


FuE-Ausgaben des Bundes für Elektronik, 
andere Schlüsseltechnologien, Innovation 
1 975 bis 1 981 — Millionen DM — 



45. 

1. Förderungsschwerpunkt Elektronik des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie mit den 
Förderbereichen : 

O Programm Elektronische Bauelemente *) 1974 
bis 1978 des Bundesministers für Forschung 
und Technologie: 

— Integrierte Schaltungen: Wesentliche Maß- 
nahmen und Ergebnisse: Entwicklung 
hochintegrierter Schaltungen (LSI-Schal-' 
tungen) als kostengünstiger und zuver- 
lässiger Ersatz für herkömmliche Mecha- 
nik bzw. Elektronik; Entwicklung neuer 
technologischer Verfahren, Erhöhung von 
Packungsdichte und Signalgeschwindigkeit, 
neue Entwurfs- und Schaltungstechniken, 
Erhöhung der Zuverlässigkeit. 

O Technologien und Verfahren der Größtinte- 
gration: 

— Entwicklung neuer Lithographieverfahren 
(Elektronen- und Röntgenstrahllithogra- 

*) Vgl. Programm Elektronische Bauelemente 1974 bis 
1978, Bonn 1974, Leistungsplan Elektronische Bauele- 
mente, Bonn 1976. 


phie); Verkleinerung der funktionsbestim- 
menden Strukturabmessungen; neue bzw. 
modifizierte Prozeßtechnologien für hoch- 
komplexe Halbleiterschaltungen; Entwurfs- 
verfahren und Simultationsmodelle für 
testfreundliche VLSI-Systeme. 

— Optoelektronische Bauelemente: Wesent- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: Ent- 
wicklung von Technologien für lichtemit- 
tierende und lichtempfangende Bauelemen- 
te; Beherrschung neuer Materialien, Be- 
reitstellung geeigneter Herstellprozesse 
und Kompatibilität mit integrierten Halb- 
leiterschaltungen. 

— Fertigungsverfahren für Halbleiter; Mate- 
rialentwicklung: Wesentliche Maßnah- 
men und Ergebnisse: Entwicklung von 
Halbleitermaterialien für integrierte Schal- 
tungen und Optoelektronik; Prozeßauto- 
matisierung bei der Scheibenherstellung 
und verbesserte Verfahren der Montage- 
und Prüftechnik; Entwicklung von indu- 
striellen Herstellungstechnologien für ter- 
restrische Solarzellengeneratoren aus poly- 
kristallinem Silizium. 

— Grundlagenentwicklung für neue Bauele- 
mente: Wesentliche Maßnahmen und Er- 
gebnisse: Entwicklung neuer Technolo- 
gien wie Molekularstrahl-Epitaxie, Gas- 
phasenepitaxie, Entwicklung neuartiger 
Meßverfahren für die Qualitätssicherung 
und -kontrolle. 

O Anwendung der Halbleitertechnik 

Unterstützung insbesondere kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen bei der Umstellung auf 
Elektronik (mechanische Funktionen werden 
weitgehend durch Elektronik ersetzt) durch 
Förderung von Entwicklungsvorhaben (haupt- 
sächlich auf dem Gebiet der Meß-, Regel- und 
Steuerungstechnik und im Bereich Elektro- 
nische Uhren). 
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Finanzplanung 

1978:6,0 1979:7,0 1980:7,5 1981:7,8 


O Bildtechnik, fladier Bildschirm 

Förderung der für neuartige Displays geeig- 
neten Technologien, Djsplaykonzepte, die 
eine Ablösung der bisher überwiegend ein- 
gesetzten Kathodenstrahlröhre ermöglichen, 
insbesondere Ansätze für den farbigen fla- 
chen Fernsehbildschirm. 


Finanzplanung 

1978: 91.1 1979: 109,2 1980: 118,1 

1981: 110,2 

46. 

2. Die Fördermaßnahmen des Bundesministers für 

Wirtschaft: 

O Technologische Erstinnovation in der Wirt- 
schaft: Wesentliche Maßnahmen und Ergeb- 
nisse: Bei dieser Maßnahme handelt es sich 
um ein allen Branchen und Unternehmen 
offenstehendes Förderungsinstriimenl für die 
Entwicklung risikoreicher, neuer technologi- 
scher Produkte und Verfahren von besonderer 
volkswirtschaftlicher Bedeutung, die nicht in 
den Rahmen bestimmter technologischer 
Schwerpunktprogramme des Bundes fallen. 
Das Programm wird überwiegend von klei- 
nen und mittleren Unternehmen, vor allem 
aus dem Maschinenbau, der Elektroindustrie 
sowie der Feinmechanischen und Optischen 
Industrie (ca. 75 ®/o) in Anspruch genommen. 
Von 1971 bis 1977 wurden 117 Produkt- und 
Verfahrensentwicklungen für ca. 53 Millio- 
nen DM insgesamt bewilligt. 

Finanzplanung 

1978: 18,5 1979: 18,5 1980: 18,5 1981: 18,5 

O Erstinnovation im Steinkohlenbergbau. We- 
sentliche Maßnahmen und Ergebnisse: Aus 
diesem Schwerpunkt werden Gemeinschafts- 
institutionen des Steinkohlenbergbaus (z. B. 
Bergbauforschung Essen, Steinkohlenbergbau 
Essen) gefördert. Von 1972 bis 1977 wurden 
Produkt- und Verfahrensentwicklungen für 
ca. 100 Millionen DM insgesamt gefördert. 

Finanzplanung 

1978:59,8 1979:68,0 1980:71,0 1981:74,0 

O Technische Entwicklung in Berlin: Wesent^ 
liehe Maßnahmen und Ergebnisse: Aus diesem 
Schwerpunkt entfallen — entsprechend der 
Berliner Wirtschaftsstruktur — fast 80 ®/o der 
Fördernutlel auf kleine und mittlere Unter- 
nehmen der Wirtschaftszweige Elektrotech- 
nik, Feinmechanik und Optik sowie Stahl-, 
Maschinen- und Fahrzeugbau. 

Es wurden von 1969 bis 1977 etwa 322 Pro- 
dukt- und Verfahrensentwicklungen für ca. 
38 Millionen DM insgesamt gefördert. 


O Industrielle Gemeinschaftsforschung über die 
Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungs- 
vereinigungen (AIF) *), 

Finanzplanung 

1978: 59,0 1979: 67,0 1980: 70,0 1981 : 75,0 

O Physikalisch-Technische Bundesanstalt, Bun- 
desanstalt für Materialforschung, Bundes- 
anstalt für Geowissenschaften *). 

Finanzplanung 

1978: 21 1,0 1979: 231.9 1980: 270,0 

1981:259,0 

47. 

3. Die Förderungsmaßnahmen des Bundesrainisters 

für Forschung und Technologie: 

O Produktions- und Fertigungstechnik: Wesen/- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: Abschluß 
des Projekts Ordnen und Magazinieren schwer 
handhabbarer Werkstücke (Siemens, TU Han- 
nover); Entwicklung von Handhabungsgerä- 
ten (VFW-Fokker, Felss, Rhein-Nadel); Ge- 
meinschaftsprojekt von Industrie und Hoch- 
schulen zur Entwicklung eines verketteten 
Fertigungssystem mit modularem Aufbau, 
einschließlich der Auswirkungen auf die Ar- 
beitnehmer. 

Finanzplanung 

1978:11,0 1979:11,0 1980:18,0 1981:22,0 

O Physikalische Technologien: Wesen /Ziehe Maß- 
nahmen und Ergebnisse: Förderung der Fein- 
mechanik und der Entwicklung neuer Ferti- 
gungstechnologien für optische Bauteile, neu- 
er Meß- und Analyseendgeräle (unter Ver- 
wendung elektronischer und optoelektroni- 
scher Komponenten) für den Umweltschutz 
und die industrielle Meßtechnik und von La- 
sersystemen für die Materialbearbeitung} Ent- 
wicklung neuer optischer Systeme höchster 
Leistung, neuer Verschlußsysteme und elek- 
tronischer Belichlungssleuerungen für Spiegel- 
reflexkameras. 

Finanzplanung 

1978:28,3 1979:31,0 1980:32,0 1981:34,0 

Zuwachs durch Neuzuschnitt der BMFT-Förde- 

ningsprogramme, 1980; 14 Mio DM, 1981: 30,5 

Mio DM. 


*) vgl. hierzu DatenblälLer 
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O Isotopentedinik: Wesen fJiche MuBnohmen 
und Ergebnisse: Verbesserung der Steuerung s- 
und Regelungstechniki Verfeinerung der Aaa- 
lysetechniki Anwendungen im Bereich der 
Medizin. 


Finanzplanimg 

1978; 5,8 1979: 6,8 1980: 7,6 1981 j 8,8 


FuE- Ausgaben für Elektronik und andere Schl üsseltedmolog len 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen DM 

351,1 359,7 391.9 490.5 550.4 613,3 609,3 


3.4 Weltraumforschung und Weltraumtechnologle 
S c h a u b i 1 d 32 



40. Das Programm Weltraumforsdiung und Well- 

raumtedinik 1976 bis 1979 *) des Bundesminislers für 

Forschung und Technologie hat die Ziele; 

— Brsdiließimg neuer Tedinologien und Verfahren 
durch das wiederverwendbare Weltraumlaborato- 
rium SPACELAB 

— Beiträge zur Losung des Problems der länger- 
fristigen Wettervorhersage sowie die Erfassung 
von Rohstoff- und Nahningsguellen 

— Förderung der Erforsdiung des Weltraums 

— Erweiterung des deutschen und europäischen An- 
gebotes femmeidelechnisdier Produkte durch in- 
lemational wettbewerbsfähige Femmeldesatelli- 
tensysteme. 

Das Programm hat folgende Teilprograrame: 

— AnwendungssalelUten: WesenfJidie Maßnah- 
men und Ergeönj'sse; 

O ExpenmentelJer deulsdi-französischer Nach- 
rsditensälellit SYMPHONIE (2 Satelliten be- 
finden sidr erfolgreich im Betrieb), künftige 
Satellitensysteme (Vorentwicklungen und Sy- 
stemstudiep), europäischer experimenteller 
und voroperationelter NachrichtensateUit OTS 
(Start im Laufe 1977). europäisches Gesamt- 
programm für NachrichlerLsalellilen (Grund- 
saizbeschluß im Februar 1977 über Erweite- 

h Vgl. Programm ^Weliraumforschung und Weltraum- 
technik 1976 bis 1979", Herausgebern BMFT, Bonn 1976. 


lung des bestehenden TELECOM -Progranuns; 
Europäisches regionales Narhrichteosatelülen- 
system mit Start eines eisten Satelliten 1981, 
Entwicklung einer schweren Salellitenplall- 
form hauptsächlich für Direktfemsehexpen- 
mente), Erweiterung MAROTS. 

O Seefunksatellit MAROTS (MARECS/A) (Start 
1980, Bereitstellung eines zweiten Satelliten 
in der Umlaufbahn wurde beschlossen |MA- 
RECS.'E]. Wahrscheinlich Einsatz im weltwei- 
ten INMARSAT-System). 

O Europäischer Wetlersaleilit METEOSAT (Start 
1977, zweiter Satellitenstart 19801, 

O Erderkundung; Flagzeugmeßprogramm und 
Vorbereitung von SPACELAB-Experimenten. 
Hart hn et -Programm (Empfang und Auswer- 
tung von Femerfcundungssatellitendaten in 
Europa), 

Finanzplanung 

1978; 100.0 1979: 105,0 1980: 132,0 

1981: 145,0 

— Orbitalsysleme. WeUraumlabordtorium SPACE- 
LAB: WesenHidie Maßnahmen und Ergebnisse: 

O Entwicklung von SPACELAB (Beginn der Ent- 
wicklung durch eine europäische Firmengrup- 
pe unter Federführung ERN O/Bremen Mitte 
1974, vorgesehener Start mit SPACESHUTT- 
LE: 1981). 

O Nutzung von SPACELAß (Europäische Koor- 
dinierungsgruppe SPICE gegründet, europäi- 
scher Anteil für 1. NulzJast beschlossen, deut- 
sche Entwiöclung eines Werkstoff- und Tech- 
nologie-Labors). 

Finanzplanung 

1978: 193 1979; 208 1980: 183 I98U 169 

— Extraterrestrische Forschung: Wesendiche Maß- 

nahmen und Ergebnisse: 

O Untersuchung der solarterrestrischen Bezie- 
hungen zur Klärung der Vorgänge bei der 
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Übertragung der Strahlungsenergie von der 
Sonne zur Erde (Experimente in der deutsch- 
amerikanischen Sonoensgnde HELIOS A und 
Bj Auswertung der Messungen in Höhenfor- 
schungsrakelen und des deutschen Aerono- 
mie-Sateliiten AEROS; Beteiligung am ESA- 
Satelliten GEOS und am Internationaten Sun 
Ea rth Explorer ISEE-B der ESA und NASAi 
Planung und Vorbereitung von Experimenten 
im SPACELAB). 

O Untersuchung der StrahlungsgürteL der Ma- 
gnetfelder, Atmosphären, der Zusammenset- 
zung benachbarter Himmelskörper und der 
Strahlungen der Sonnen außerhalb unseres 
Sonnensystems (Beteiligung am europäischen 
Gammastrahlen-Salellit COS-B,am Weltraum- 
teleskop, an der Exeklipük-Raumsonde und 
am RöntgenstrahlensateUiten EXOSAT? an 
den PIONEER VENUS- und GALILEO JUPI- 
TER-ORBITER-Programmen der NASA, Durch- 
führung und Auswertung von Höhenfor* 
schungsrakelen Projekten). 

O Biologische und medizinische Untersuchungen 
des Einflusses von Wellraumstrahlung und 
Sdiwerelosigkeit auf den Menschen und bio- 
logische Objekte (Auswertung des BIOSTACK 
III Experiments im amerikanisdi-sow jetischen 
APOLLO-SOYUS-Untemehmeni Planung und 
Vorbereitung medizinisdier und biologischer 
Experimente im SPACELAB), 

Finanzplanung 

1978: 88 1979: 102 1980; l tS 1981 : 137 

— Deutsche Beteiligung an der Trägerrakete ARIA- 
NE und dem Startplatz Kouroü (4 Versuchsstarts 
1979/1980: Baubeschluß über 6 weitere Raketen), 

Füiaiizplanung 

1978:66 1979:76 1980:71 1981:72 

— Programmvorbereitung und -Unterstützung: We- 
sentliche Maßnahmen und Ergebnisse; Raumflug- 
forschung in der DFVLR, Studien und Vorent- 
wichlungen, Unterbau von Versuchsanlagen und 
Bodenbetriebseinridilungeiv, Projektträgerschaf- 
ten sowie Allgemeiner Haushalt der ESA* 

Finanzplanung 

1978: 146 1979: 153 1980: 155 1981; 164 


4 Lebens- und Arbeftsbedingungen 

4.1 Forschung und Entwicklung Im Olensle 
der Gesundheit 

49. Forschung und Entwicklung Im Dienste der Ge- 
sundheit fördern der Bundesminisler für Forschung 
und Tedinologie, der Bundesminlster für Arbeit 
und Sozialordnung und der Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit in verschiedenen Be- 
reichen: sie haben ihre Aktivitäten im „Programm 
der Bundesregierung zur Förderung von Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 1978 bis 
1981", Bonn 1978, auf eine gemeinsame Basis ge- 
stellt. 

Schaublid 33 


FuE-Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
im Dienste der Gesundheit 
1 975 bis 1 9Bi — MillKxien DM — 



O Forschungsförderung des BMJFG im Gesund- 

hei ts bereich: 

Wesenfiidie Maßnahmen und Ergebnisse^]: 

— Untersuchungen über Möglichkeiten, Verhal- 
ten sä n de rungen zu bewirken, um gesundheit- 
liches Fehlverhalten korrigieren zu können 
(Motivationsstudien zum Gesundheitsverhal- 
ten); 

— Entwicklung und Erprobung von Interven- 
üonsprogrammen hinsichtlich Raudien, über- 
gewichtr Bewcgungsmangel, psychosozialem 
Streß i 

— Untersuchung der Effizienz alternativer Mo- 
delle zur personalen Intervention; 

— Studien über Ernähningsgewohnheiten, über 
den Einfluß von Überkonsum alkoholischer 
Getränke, über die Auswirkungen schadsloff- 


Ü Detailhefte Ergebnisse der bisherigen Förderung sind 
in Form von Kurzdarstel langen in den Jahresberichten 
1974/75 und 1976/77 pForschung im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund- 
heit" enthalten. 


FuE-Ausgaben für Weltraumforschung und Weltraumtedmologle 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

im 

1961 

MillionenDM 

516,0 553,0 560,0 593,0 644,0 659,0 687,0 
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ärmerer Zigaretten, über die Risikoverminde- 
ning bei körperlicher Aktivität, die Akzep- 
tanz von Sportangebolen sowie über den 
Einfluß von Arbeitsbedingungen, Familien- 
stnikturen und demographischen Einfluß* 
großen auf die Verhütung von Herz-Kreislauf* 
Erkrankungen; 

— Identifikation krebsfördernder Risikofaktoren 
aus komplexen Lebensbedingungen; 

— ErmilUung von Risikofaktoren und -indikato- 
ren aus den Biogrammen von Personen, die 
von den am häufigsten vorkommenden rheu- 
matischen Erkrankungen betroffen sind; 

— Identifikation und Definition von Risikofak- 
toren und -Indikatoren für psychische Erkran- 
kungen aus retrospektiven Verlaufsbeobadi- 
tungen; 

— Epidemiologische Studien zur Identifikation 
bislang unbekannter Risikofaktoren und -in- 
dikatoren, insbesondere für Krebserkrankun- 
gen, Her2-fCreisiauf-Erkrankungen( für die 
wichtigsten rheumatischen Erkrankungen und| 
soweit möglich, audi für psychische Erkran- 
kungen. 

Finanzplanung (Projekt- und institutionelle 
Förderung, unter Einschluß von Baumaßnah- 
men); 

1978; 67,3 1979: 69,3 1980; 108,9 
i981: 109,8 

O Förderung des Bundesministers für Forschung 
und Technologie im Gesundheitsbereich: Wesent- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse der bisherigen 
Förderung: 

— Prävention: Forsdiungsarbeiten zu biologisch- 
medizinischen Einflüssen von Strahlung und 
Umweltstoffen, zu krebserzeugenden Fakto- 
ren und zu Uraweltkarzinogenen; Identifika- 
tion einer Reihe vom Umweltkarzinogenen im 
Tierversuch. 

— Früherkermung von Krankheiten: Entwicklung 
neuer Methoden zur Früherkennung von 
Krebs- und Herz-Kreislauf-Krankheiten sowie 
von Störungen bei Schwangerschaft, Geburt 
und Kindesentwidtlung. Diese bisherige För- 
derung betraf sthwerpunkünäßtg die Automa- 
tisierung von Zellabstrichen zur Prüherken- 
nung des Gebärmutterkrebses. 

— Technologien in der Medizin: Bisheriger 
Schwerpunkt der BMFT- Förderung; Erpro- 
bung und Einführung der Laseranwendung in 
der Notfalkhirurgie {Blutungen des Magen- 
Darm-Traktes); Entwicklung optischer Instru- 
mente für die augenärzlliche Praxis und neuer 
bildgebender Verfahren, vor allem als Ersatz 
der strahlenbeJastenden Röntgentechniken ^ 
Entwicklungen Für die Labormedizin, z. T. un- 
ter DV-Einsatz, die auf dem Markt angeboten 


werden; Verbesserungen in der Strahlen- und 
Nuklearmedizin durch Geräte- und Verfah- 
rensentwicklungen; Erhöhung der Qualität 
von Arbeiten in vielen diagnostischen und 
therapeutischen Bereichen durch Anwendung 
der Datenverarbeitung. 

— Rehabililation: Entwicklung künstlicher Nie- 
ren, Einführung einzelner Systeme im Markt 
und routinemäßiger Einsatz in der Klinik; 
Entwicklung technischer Hilfssysleme für 
Körperbehinderte (Prothesen und andere or- 
thopädische Hilfsmittel), Verbesserungen für 
Rollstühle, technische Hilfen für Blinde, z*B. 
Entwicklung und breite Anwendung einer 
elektronisch steuerbaren Braille-Zeile für Le- 
sezwecke, klinischer Einsatz neuartiger Ma- 
terialien und Systeme für den Knochen- und 
GeJenkersalz. 

— Versorgungseinrichlungen: Vereinfadiung 

und Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des 
Krankenhausbetriebs durch DV-Einsatz* Er- 
folgreicher Abschluß der modellhaften An- 
wendung der Datenverarbeitung für die Fi- 
nanzbuchhaltung, für die Kosten- und Lei- 
siungsabrechnung. für allgemeine Belriebsah- 
laufe, für die Unterstützung der Kommunika- 
tion zwischen den Leistungsstellen und für 
die Labormedizin innerhalb des Krankenhau- 
ses sowie Übernahme dieser Programme 
durch andere Krankenhäuser. 

O Förderung des Bundesministers für Arbeit und 

Sozialordnung im Gesundheitsbereich. Wesenf- 

//che Maßnahmen der Förderung des BMA; 

— Untersuchungen zur Prävention von Herz- 
Kreislauf erkrankungen und Überprüfung von 
Früherkennungsuntersudlungen in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung. 

— Vorhaben zur medizinischen Rehabilitation; 
Enlwiddung und Weiterentwicklung techni- 
scher und orthopädischer Hilfen für Behinder- 
te, von Aufkläningsprogrammen für Angehö- 
rige, Rehabüilationspersonal und öffentlich- 
keil zum Abbau von Eingliederungssthwierig- 
keiten für Behinderte, Erforschung der sozial- 
medizinischen Probleme und Folgewirkungen 
einzelner Behinderungen. 

— Untersuchungen zu den Auswirkungen unter- 
sdiiedlicher Ansätze für die weitere Entwick- 
lung der Einrichtungen des Gesundheitswe- 
sens und ihre verstärkte gegenseitige Verzah- 
nung (mehrdimensionale Wirkuogsanalysen), 

' — Methodische Grundlagen, Aufbereitung imd 
Auswertung von Daten für Analysen, Progno- 
sen und Modellrechnungen zur Entwicklung 
von Kosten, Mengen, Preisen und Gesamt- 
aufwendungen der gesundheitlichen Versor- 
gung. 

— Grundlagen für eine verbesserte Effektivitäts- 
und Effizienzmessung, -konlrolle und -beein- 
flussung im Gesundheitswesen. 
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— Untersuchungen zur Verbesserung der metho- 
dischen und institutionell organisatorischen 
Grundlagen für die Gesiindheitsplanung, ein- 
schließlich der Krankenhausbcdarfsplanung. 

— Untersuchungen zur Organisation und Funk- 
tionserfüllung der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung. 

— Grundlagen für verstärkte Wirtschaftlichkeit 
und Verbesserung der Leistungsfähigkeit bei 
den Erbringern gesundheitlicher Versorgungs- 
leistungen; hier insbesondere Forschung zur 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit von 
Krankenhausbetrieb, -Organisation und -bau. 


— Grundlagen für den Ausbau der gesundheits- 
politischen Steuerfunklionen von Finanzie- 
rungs- und Honorierungssystemen. 

— Untersuchung der Nachfrage nach gesundheit- 
lichen Vorsorgeleistungen, insbesondere der 
nachfragebeeinflussenden Faktoren in Ge- 
sundheitswesen und Krankenversicherung. 

Finanzplanung 

1978: 9.3 1979: 8.4 1980: 9,8 1981: 8.6 


FuE-Ausgaben für Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen DM 

243,0 

253,0 

269,1 

270,2 

282,2 

353.3 

366,0 


Zuwachs durch Neuzuschnitl der BMFT-Förderungsprogramnie: 1980: 31 Mio DM, 1981; 34.6 Mio DM 


4.2 Forschung und Entwicklung im Dienste 
der Ernährung 

Schaubild 34 


FuE-Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
kn Dienste der Ernährung 
1 975 bis 1 981 — Milllooen DM — 
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50. 

1. Ernährungsforschung des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit: Wesentliche 
Maßnahmen und Ergebnisse^): 

O Verbessserung des gesundheitlichen Verbrau- 
cherschutzes. 

Untersuchungen zu: 

— Anforderungen an die Gewinnung, Her- 
stellung, Behandlung und Untersuchung 
von Lebensmitteln, insbesondere im Hin- 
blick auf eine gesundheitlich und hygie- 
nisch einwandfreie Beschaffenheit der Le- 
bensmittel; 

— Ursachen, Vermeidung oder Verminderung 
der Kontaminationen der Lebensmittel mit 
Schadstoffen (wie Nitrosamine, Myko- 

*) Detaillierte Ergebnisse der bisherigen Förderung sind 
in Form von Kurzdarstellungen ln den Jahresberichten 
1974/75 und 1976/77 ^Forschung im Geschäftsbereich 
des Bundesmi niste rs für Jugend. Familie und Gesund- 
heit* enthalten. 


toxme, toxische Schwermetalle) und 
Schadorganismen: 

— Möglichkeiten zur Verhinderung von Le- 
bensmittelvergiftungen und zur Vermei- 
dung der Verbreitung von Krankheiten, 
die vom Tier auf den Menschen übertragen 
werden können (Anthropozoonosen) durch 
Lebensmittel; 

— Rückständen, insbesondere von Pflanzen- 
behandlungsmitteln und von Stoffen mit 
pharmakologischer Wirkung; 

— Zusatzstoffen wie Phosphat, Nitrat; mikro- 
biologischen Kulturen; Füllstoffen in 
brennwertvenninderten Lebensmitteln; 

— toxikologischen, hygienischen, mikrobiolo- 
gischen und ernährungsphysiologischen 
Überprüfungen von Lebensmitteln, Inhalts- 
Stoffen und Kontaminanten; 

— Lebensmittelanalytik und Lebensmittel- 
kontrolle; 

— Verzehrserhebungen und Untersuchungen 
der gesamten Tageskost zur Abschätzung 
der Belastung mit Schadstoffen. 

O Verbesserung einer nach ernährungsphysiolo- 
gischen Gesichtspunkten bedarfsgerechten Er- 
nährung: 

— Bilanzuntersuchungen und Verzehrsstu- 
dien, u. a. zur Ermittlung des Ernährungs- 
zustandes, des Versorgungszustandes von 
Bevölkerungsgruppen mit insbesonderen 
essentiellen Nährstoffen, 

— ernährungsphysiologische Bewertung ver- 
schiedener Kostfonnen; 

— tatsächliche und zweckmäßige Zusammen- 
setzung von Lebensmitteln für besondere 
Ernähningserfordernlsse. 
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O Verbesserung und wissenschaftliche Siche- 
rung einer gesundheitlichen Ernährungsauf- 
klärung: 

— soziologische und soziale Ursachen des 
Fehlverhaltens in der Ernährung-, 

— Anpassung des Nahrungsverbrauchs an 
den Nährstoffbedarf durch Beratung und 
Aufklärung. 

Fütanzplanung 

1978: 2dA 1979 : 33,2 1980: 33,2 198h 34,5 

51. 

2. Agrar- und Ernährungsforschung des Bundesmi- 
nisters für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten *) mit den Teilprogrammen; 

— Verbraucherpolitik im Emährungsbereich; 

O Verbesserung der Qualität der Lebensmit- 
tel hinsichüidi ihrer ernährungsphysiologi- 
schen Wirkung, ihres Genuß- und Ge- 
brauchswertes: Wesentliche Maßnahmen 
und Ergebnisse: Auswirkungen der haus- 
haltsmäßigen. handwerklichen und indu- 
striellen Verarbeitung von Lebensmitteln 
(Fleisch, Milch, Getreideprodukte, Fette, 
Fisch, Obst, Gemüse) auf die wertgebenden 
Inhaltsstoffe wie Fette, Eiweiße, Vitamine, 
Mineral- und Aromastoffej Veränderungen 
bei der Lagerung, Verpackung und Ver- 
marktung der Lebensmittel; Optimierung 
der Herstellungs- und Verpachungstechno- 
logien sowie von Lagerung und Verpak- 
kung. 

O Verbesserung des Verbraucherschutzes 
durch Verminderung des Gehalts an un- 
erwünschten Lebensmittelbestandteilen: 
Wesentliche Maßnahmen und Ergebnisse: 
Herkunft, Entstehung, Gehalt, Nachweis, 
Beseitigung und Vermeidung von Krank- 
heits- und Verderbniserregem, giftigen 
Stoffwechselprodukten von Mikroorganis- 
men, Umweltchemikalien (z. B. Antibiotika, 
Pflanzenbehandlungsmittel, radioaktive 
Elemente, toxische Schwermetalle) und na- 
türlich vorkommenden unerwünschten In- 
haltsstoffen in Lebensmitteln; Verbesse- 
rung von Herstellungs- und Verarbeitungs- 
technologien (z. B. Pökeln, Räuchern, Steri- 
lisieren) sowie von Lagerung (z. B. Kühlen, 
Gefrieren) und Verpackung (z. B. Auswahl 
gesundheitlich unbedenklichen Verpak- 
kungsmaterials). 


‘) Vgl. Forschungsrahmenplan 1976 bis 1979 (Leistungs- 
plan) des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. Die Ergebnisse der Forschungsar- 
beiten werden jährlich im Jahresbericht Forschung im 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung. 
Landwirtschaft und Forsten veröffentlicht. 


O Verbesserung der Ernährung im Privat- 
und Großhaushalt: Wesentliche Maßnah- 
men und Ergebnisse: Probleme der Schul- 
verpflegung (Optimierung der Küchensy- 
steme auf Wirtschaftlichkeit sowie Genuß- 
und Gesundheitswert der Speisen), Ein- 
fluß von Außer-Haus-Verpflegung auf Er- 
nährungsverhalten und Budget privater 
Haushalte. 

Finanzplanung 

1978; 31.0 1979; 30,5 1980: 31.0 1981: 31.0 

— Produktion und Produktqualiläl in der Land- 
wirtschaft 

O Qualitätsverbesserung und Kostensenkung 
in der pflanzlichen und tierischen Produk- 
tion durch Züchtung und technischen Fort- 
schritt: WesentJiche Maßnahmen und Er- 
gebnisse: Produktion von proteinreichen 
Nahrungs- und Futtermitteln; Lösung der 
Rückstandsprobleme durch Pflanzenbe- 
handlungsmittel; Vermeidung von Kon- 
taminationen durch Fremdimmissionen, 
Art und Umfang des Produktionsmittelein- 
satzes, z, B. Saatgut, Düngemittel, Pflan- 
zenbehandlungsmiltel, Futtermittel; Züch- 
tung krankheitsresistenter Kulturpflanzen- 
sorten zur Verminderung des Einsatzes 
von Pflanzenbehandlungsmitteln. 

O Entwicklung und Ausbau umweltfreundli- 
cher Produktionsverfahren unter Berück- 
sichtigung der Möglichkeiten der Produk- 
tionssteigerung: Wesentliche Maßnahmen 
und Ergebnisse: Umweltfreundliche Pro- 
duktionsverfahren, z. B. im Pflanzen- und 
Vorratsschutz; umweltfreundliche Verwer- 
tung von Reststoffen der pflanzlichen und 
tierischen Produktion sowie Nutzung von 
nicht aus der Landwirtschaft stammenden 
Abfällen, wie z. B. Siedlungsabfällen. 

O Schutz der Tiergesundheit sowie Bekämp- 
fung und Diagnose von Tierkrankheiten: 
Wesentliche Maßnahmen und Ergebnisse: 
Hygienevorkehrungen für die Tierhaltun- 
gen (insbesondere seuchenprophylaktische 
Maßnahmen); Bekämpfung der Tierseu- 
chen, z. B, Wildtiertollwut, Salmonellose, 
Fischkrankheiten. 

O Tierschutz: Wesenf//che Maßnahmen und 
Ergebnisse: Forschungsvorhaben zur Ob- 
jektivierung essentieller Tierverhaltens- 
muster, insbesondere im Hinblick auf Nutz- 
geflügel-, Schweine-, Kälberhaltung und 
-transporl, zur Objektivierung der Schmerz- 
empfindung und -leltung im Hinblick auf 
Betäubung und Schlachtung von Wirbel- 
tieren sowie zur Abklärung der Fragen 
tierschutzgerechter Minderung schaden- 
verursachender Wirbeltiere, 
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Die Forsdiungsergebnisse im Programm 
Produktion und Produklqualitäl sind wich- 
tige Voraussetzungen zur Erarbeitung 
z^lreidier Gesetze und Verordnungen 
wie Pflanzenschutzgesetz, Quarantänevor- 
schriften, Bauvorschriften für landwirt- 
schaftliche Gebäude, Maschinen und Ge- 
räte sowie Tierschulzregelungen oder Vor- 
schriften zur Bekämpfung von Tierkrank- 
heiten und -Seuchen. 

Finanzplaniing 

1978: 81,2 1979: 79,8 1980: 80,0 1981; 80,0 

O Fischwirtschaft! Wesentliche Maßnah- 
men und Ergebnisse: Biologische Erfor- 
schung und Überwachung der Nutzfischbe- 
stände sowie Erschließung neuer Fangge- 
biete und Nulztierarten (z. B. Krill, Fisch- 
bestände in der Antarktis, Krillexpedition 
— finanziert durch BML und BMFT^, Ent- 
wicklung neuer Produkte und Hallbarma- 
chungsverfahren. 

Erschließung zusätzlicher Nahrungsquellen 
durdi Aquakultur,* Verfahren zur Intensiv- 
kuUur von schnellwüchsigen Warmwas- 
serfischen; Aufzucht von subtropischen 
und tropischen Fischarten unter Benutzung 
der Abwärme von Kraftwerken (Aqua- 
thenn) im Rahmen der Förderung des 
BMFT. 

Finanzplanung 

1978: 18,8 1979: 18,6 1980; 19,0 1981; 19,0 


BML 


Jahr 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millio- 
nen DM 

131,0 128,9 130,0 130,0 


52. 


3. Förderschwerpunk l Biotechnologie des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie mit 

den Bereichen: 

O Biotechnische Gewinnung von Rohstoffen, Fut- 
termitteln, Zusatzstoffen und synthetischen 
Nahrungsmitteln: Wesentliche Maßnahmen 
und Ergebnisse; 1 000 jato Pilot-Anlage zur 
Produktion von Emzeller-Protein-Futtermittel 
auf Methanol-Basis im Bau; Planung einer 
100 000 jato Anlage zur Gewinnung von Ci- 
tronensäure auf Erdölbasis; Produktion von 
essentiellen Aminosäuren. 

O Biosynthese umweltfreundlicher chemischer 
und pharmazeutischer Grundstoffe: Wesent- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: Entwick- 
lung von Produktionsverfahren für biogene 
Schädlingsbekämpfungsmittel (mikrobielle 
Metabolite; insektenpathogene Viren, Phero- 
mone (Sexuallockstoffel und deren praxis- 
orientierter Einsatz in Freilandexperimenten). 

O Biokalalysdloren (Enzyme) für lebensmittel- 
technologische und medizinische Zwecke: We- 
sentliche Maßnahmen und Ergebnisse: Pro- 
duktion einer für die menschlidie Ernährung 
essentiellen Aminosäure; Entwicklung eines 
quantitativen Tests für die herzmuskelspezifi- 
sche Creatinkinäse mit der Aussicht auf eine 
erhebliche Verbesserung bei der Früherken- 
nung des Herzinfarkts. 

O Pharmazeutische Grundstoffe und Naturstoffe 
aus Zellkulturen: Wesentliche Maßnahmen 
und Ergebnisse: Bildung von Alkaloiden; Ent- 
wicklung hochwirksamer Herz-Kreislaufmit- 
tel; Untersuchung der Möglichkeiten bzw. in- 
dustriellen Produktion von Insulin zur Be- 
kämpfung der Zuckerkrankheit und des Inter- 
feron zur Bekämpfung von Krebs. 

Finanzplanung 

1978:74,8 1979:72,9 1980:75,9 1981:86,7 


FuE-Ausgaben für Forschung und Entwicklung im Dienste der Ernährung 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen DM 

241,0 241,0 245,4 233,9 235,0 239,1 251,2 
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4.3 Humanisierung des Arbeitslebens 

Schaubild 35 



53. 

4 . 3.1 

Der Verbesserung des Arbeitslebens dienen: 

— Forschung zur Humanisierung des Arbeitslebens, 
Aktionsprogramm des Bundesminlslers für Arbeit 
und Sozialordnung und des Bundesministers für 
Forschung und Technologie mit den Zielen: 

— Erarbeitung von Schutzdaten. Richtwerten. 
Mindestanforderungen an Maschinen, Anla- 
gen und Arbeitsstätten, 

— Entwicklung von menschengerechten Arbeits- 
technologien, 

— Erarbeitung von beispielhaften Vorschlägen 
und Modellen für die Arbeitsorganisation und 
die Gestaltung von Arbeitsplätzen, 

— Verbreitung und Anwendung wissenschaft- 
licher Erkenntnisse und Betriebserfahrungen. 

I. Im Aktionsprogramm fördert der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung folgende Bereiche: 

O Erarbeitung von Schutzdaten, Richtwerten, 
Mindestanforderungen an Maschinen, Anla- 
gen und Arbeitsstätten: 

Wesentliche Maßnahmen und Ergebnisse: 

— Allgemeines: Ermittlung von anthropome- 
trischen Daten (Körpermaße) von mann- 
lidien und weiblichen Personen aller Al- 
tersklassen für eine DIN-Norm .Körper- 
maße" als Grundlage für die menschen- 
gerechte Gestaltung von Arbeitsmitteln, 
Maschinen und Arbeitseinrichtungen für 
Konstrukteure und Betriebspraktiker, Mög- 
lichkeiten einer Arbeitsplatzbewertung bei 
vornehmlich psychomentaler Belastung, 
Anpassung von Bildschirmarbeitsplätzen 
an die physische und psychische Funktions- 
weise des Menschen. Erstellung einer Sy- 
stematik zur Arbeitsmittelgestaltung. 

') Forschung zur Humanisierung des Arbeitslebens. 

Aktionsprogramm des Buiidesministers für Arbeit und 
Sozialordnung und des Bundesminlslers für Forschung 
und Technologie, Bonn. 1974 


— Schutz gegen Lärm: Forschungs- und Ent- 
wicklungsprojekte zur Lärmminderung bei 
Maschinen und Arbeitseinrichtungenj Fest- 
stellung des fortschrittlichen Standes der 
Lärmminderungstechnik; Bestandsaufnah- 
me bestehender Lärmminderungsmaßnah- 
men. Beispiele für die Praxis. Sammlung 
praktischer Lärmminderungsbeispiele aus 
der Industrie, Geräuschminderung an Ma- 
schinen der Stein- und Betonelementeher- 
stellung, Geräuschemissionen von Holzbe- 
arbeitungsmaschinen und Maßnahmen für 
Lärmminderung an Gelränkeabfüllanlagen. 
Lärmminderung an Werkzeugmaschinen, 
Lärmminderung an Hochleistungsschlaudi- 
ziehmaschinen und -flexodruckmaschinen, 
Lärmminderung an Schmiedepressen (Bei- 
spiel Doppelständer-Exzenterpressen), Ge- 
räuschemission an Kreiselpumpen, Körper- 
schalldämpfung durdi Reibung, Schall- 
schutz durch Abschirmungen und teilweise 
Umschließungen in Fabrikhallen. 

— Schutz gegen Erschütterungen: Hörschwel- 
lenverschiebung durch Einwirkung von 
Lärm und Hand-Arm-Vibrationen, Beein- 
flussung des liegenden Menschen durch 
Schwingungen, Erschütterungen an Arbeits- 
plätzen von Baumaschinen. 

O Entwicklung und Erprobung neuer verbesser- 
ter Arbeitsplätze in der Industrie und im 
Dienstleistungsbereich sowie Anpassung von 
Arbeitsverfahren an den Menschen: Wesent- 
liche Maßnahmen and Ergebnisse: Menschen- 
gerechte Gestaltung ausgewählter Arbeits- 
plätze in der Eisen-, Stahl- und Metallindu- 
strie und Berücksichtigung des altersadäqua- 
ten Arbeitseinsatzes (Hoesch-Werke AG, 
Dortmund). Anpassung von Arbeitsplätzen für 
Phonotypistinnen an die psycho-physischen 
Eigengeselzllchkeiten des Menschen, optimale 
Arbeitsplatzgestaltung in der Uhren- und 
Schmuckwareninduslrie sowie im Gold- und 
Silberschmiedehandwerk. menschengerechte 
Gestaltung des Kassenarbeitsplatzes in Selbst- 
bedienungsläden. 

O Verringerung und Beseitigung gesundheits- 
schädlicher Belastungen am Arbeitsplatz: We- 
sentliche Maßnahmen und Ergebnisse: Unter- 
suchungen zur Schadstoffkonzentration für die 
Erstellung einer technischen Regel. Beeinflus- 
sung der Atemfunktion durch Luft mit schäd- 
lichen Bestandteilen geringer Konzentration 
im Gemisch. Konzentralionsverteilung von 
Lösemitteldämpfen in geschlossenen Räumen. 

O Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse in 
die Praxis, zum Beispiel Handlungsanleitung 
für die Tarif- und Betriebsparteien: Wesenf- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: Umsel- 
zungsprogramra Personalplanung (RKW 
Frankfurt), u. a. Herausgabe eines Handbu- 
ches .Praxis der Personalplanung", 2 Tonbild- 
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sdiauen; Entwicklung von Seminaren und 
Fallstudien. 

Finanzplanung 

1978: 22,8 1979: 18,4 1980: 18,3 1981: 18,3 

2. Im Aktionsprogramm fördert der Bundesminister 

für Forschung und Technologie: 

O Arbeitsorganisatorische Maßnahmen in der 
Industrie und im Dienstleistungsbereich: We- 
sentlidie Maßnahmen und Ergebnisse: 

— Neue Arbeitsstrukturen in der industriel- 
len Produktion: Abschluß des Projekts 
„Entkopplung von Mensch und Maschine" 
bei der Firma Robert Bosch GmbH (Werk 
Blaichach); Beendigung der Arbeiten beim 
VW-Projekt „Neue Arbeitsstrukturen in 
der Aggregatefertigung " Ende 1977; Been- 
digung der Arbeiten bei mehreren Werks- 
projekten zur Entwicklung und Einführung 
neuer Arbeitsstrukturen (Blaupunkt 
GmbH); mehrere weitere arbeitsorganisa- 
torische Projekte in der Elektro- und Me- 
tallindustrie, in den Fertigungsbereichen 
Produktmontage und Teilefertigung sowie 
in der holz- und kunststoffverarbeitenden 
Industrie und in der Bekleidungsindustrie. 

— Neue Arbeitsstrukturen im Dienstlei- 
stungsbereich: Entwicklung und Erprobung 
verbesserter Formen der Arbeitsorganisa- 
tion, zum Beispiel in der Justizverwaltung, 
in einer Kommunal Verwaltung; Verbesse- 
rung der Arbeitsbedingungen im Schreib- 
dienst. 

Finanzplanung 

1978: 26,1 1979: 26,2 1980: 35,8 1981: 37,2 

O Maßnahmen zur Gestaltung der Arbeitsmittel, 
Arbeitsplätze und Arbeitsumgebung: Wesenl- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: 

— Lärm und Erschütterungen: Primäre Lärm- 
minderung an Maschinen; Entwicklung von 
Schall- und Schwingungsdämpfem; von 
Gehörschutzmitteln; Planungshilfen „Lärm- 
arme Fabrik"; Minderung des Baustellen- 
lärms durch schlagende Rammen; 

— Schädliche und belästigende Arbeitsstoffe: 
Schadstoffarme chemische Verfahrenstech- 
nik; schadstoffarme Technologien für das 
Hütten- und Gießereiwesen; verbesserte 
Schweißverfahren; emissionsarme Span- 
plattenproduktion; staubarm arbeitende 
Textilmaschinen, emissionssichere Venti- 
le; Gesundheitsgefährdungen durch As- 
best und Entwicklung von Ersatzstoffen. 

— Klima, kombinierte Belastungen, Gestal- 
tung von Arbeitsmitteln, arbeitsmedizini- 
sche Untersuchungen: Arbeitsbedingungen 
und -möglichkeiten älterer, leistungsge- 
minderter Arbeitnehmer; arbeitsmedizini- 


sche Untersuchungen zum Komplex Streß- 
am Arbeitsplatz; Abbau überhöhter Bela- 
stungen in der Reifenwickelei, in der Ei- 
sen- und Stahlindustrie; Abbau kombi- 
nierter Belastungen in Gießereien; zahl- 
reiche Forschungsvorhaben im Steinkoh- 
lenbergbau (Lärm- und Staubbekämpfung, 
Verbesserung der Klimaverhältnisse, Er- 
höhung der Sicherheit etc.). 

Finanzplanung 

1978: 24,4 1979: 27,4 1980: 35,1 1981: 38,2 

O Technologische Maßnahmen: Wesentliche 
Maßnahmen und Ergebnisse: 

— Technische Hilfen: Entwicklung und Ein- 
satz technischer Hilfen (z. B. Manipulato- 
ren, Handhabungssysteme) für hochbela- 
stende repetitive oder gefährliche Arbei- 
ten, z. B. Kraftverstärker für die Endla- 
dung von Spinnmaschinen, Handhabungs- 
automat zur Stahl-Probeentnahme aus LD- 
Konvertern; Einsatz von Industrierobotern 
in der Femsehbildröhrenfertigung sowie in 
Gesenkschmieden; Studie „Technische Hil- 
fen am Bau" (abgeschlossen); sozialwis- 
senschaftliche Begleituntersuchungen über 
die Auswirkungen des Einsatzes von 
Handhabungsgeräten. 

— Menschengerechte Fertigungsverfahren: 
Entwicklung neuer Bearbeitungsverfahren 
mit geringerer Arbeitsplatzbelastung — 
z. B. Nadelfräsen; 

— Sicherheitstechnik: Entwicklung neuer Si- 
cherheitstechniken in der Eisen- und Stahl- 
erzeugung, in Sägewerken, für Schweiß- 
arbeiten (z. B. selbstabdunkelnde Schweiß- 
brille). 

— Kontrollsy Sterne: Verbesserung hochbe- 
lastender Prüf- und Kontrolltätigkeiten 
durch technische Hilfsmittel — z. B. an 
Werkzeugmaschinen, bei der Prüfung von 
Verbrennungsmotoren. 

Finanzplanung 

1978: 15,6 1979: 16,1 1980: 20,3 1981: 23,5 

O Umsetzung arbeitswissenschaftlicher und ar- 
beitstechnologischer Erkenntnisse: Wesent- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: Vorberei- 
tung von Umsetzungsmaßnahmen durch Er- 
arbeitung eines Konzepts und Vorbereitung 
der notwendigen Instrumente; Aufbereitung 
von Ergebnissen aus Projekten für die be- 
triebliche Praxis. Laufende Vorhaben: Pro- 
jekte zur Erforschung der Bedingungen und 
Möglichkeiten der Umsetzung; Herausgabe 
einer Schriftenreihe, Erarbeitung von Hand- 
lungsanleitungen für Praktiker, Durchführung 
von Modellseminaren, programm- und pro- 
jektbezogene HdA-Qualifizierung einschließ- 
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lieh der modellhaiten Entwicklung von Ar- 
beitsmaterialien. 

Finaiuplanung 

1978 : 4,5 1979: 7.3 1980: 18,0 1981: 22,7 

O Vorbereitende und begleitende sozialwissen- 
schafUiche Forschung für das Programm »Hu- 
manisierung des Arbeitslebens": Wesentliche 
Maßnahmen und Ergebnisse: Analyse der 
Entstehungsbedingungen, Auswirkungen und 
Veränderungsbarrieren restriktiver Arbeit; 
Entwicklung eines betriebswirtschaftlichen 
Modells zur Berücksichtigung von Humanisie- 
rungsaspekten bei Investitionsentscheidun- 


gen; Analyse der Bedingimgen und Möglich- 
keiten menschengerechter Arbeitsbedingun- 
gen im Bereich computergestützter Produk- 
tionsprozesse. Tarifvertragliche Regelungen 
zur Verbesserung industrieller Arbeitsbe- 
dingungen. 

Finanzplanung 

1978: 4.4 1979: 5.0 1980: 6.4 1981: 7.6 

Finanzplanung des BMFT * *) 

1978:78,0 1979:85,0 1980:120,0 1981:134,0 


FuE-Ausgaben für die Humanisierung des Arbeitslebens 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen DM 

59,3 

76,3 

80,4 

100,8 

103,4 

138,3 

142,3 


4.4 Gestaltung der Umwelt 
Schaubild 36 


FuE-Ausgaben des Bundes für die C^taltung der Umwelt 
1 975 bis 1 981 — Millionen DM — 



4.4.1. Schutz der Umwelt 

54. Die Aktivitäten der Bundesregierung sind ira 
Umweltbericht '76 zusammengefaßl *). Sie verteilen 
sich im wesentlichen auf folgende Ressorts: 

— Bundesminister des Innern *) 

— Bundesminister für Forschung und Technologie 

einschließlich Projektträgerschaft 
1978: 3.3 1979: 3.0 1980: 4.4 1981 : 4.8 

*) Umweltbericht *76, Fortschreibung des Umweltpio- 
gramms der Bundesregierung vom 14. Juli 1976. BT- 
Drucksachä^Vn/5684. 

Eine Übersicht über die Rechtsgrundlagen, in die die 
Ergebnisse von Forschung und Entwicklung eingc- 
flossen sind, gibt der Umweltbericht (Anhang D 1). 

*) Forschung im Geschäftsbericht des Bundesministers 
des Innern, Leislungsplan 1977, Bonn 1977; Umwellfor- 
schungsplan (UFoPLAN) des BMI 1978. 

*) Fördcrfibel: Information über die Förderung von For- 
schung, Entwicklung und Innovation in der Bundesre- 
publik Deutschland 2 Aufl. Bonn 1977 (eventuell Lei- 
stungsplan). 


— Bundesminisler für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten “} 

— Bundesminister für Verkehr •) 

— Bundesminisler für Jugend. Familie und Gesund- 
heit ^). 

Auf der Grundlage des Umweltberichts 76 der Bun- 
desregierung soll die Umweltforschung die wissen- 
schaftlichen und technologischen Grundlagen für 
Maßnahmen schaffen, die 

— der Sidrerung der elementaren Lebensgrundlagen 
des einzelnen und der Gemeinschaft dienen, 

— dem Menschen eine Umwelt erhalten und ausge- 
stalten, die als Standort von Wohnsiedlungen 
und Arbeitsstätten, Lieferant von Grundstoffen, 
Produzent von Nahrungsmitteln und zur Erho- 
lung geeignet Ist, 

— erkennbare Umweltbelastungen vermindern oder 
beseitigen, 

— vorsorgend auf eine ökologiscJi bedachte Nut- 
zung und Gestaltung der Umwelt hinwirken. 

54 a. Bereichsübergreifende Umwellfragen (Um- 
weltplanung, Ökologie, Umwelthygiene) mit folgen- 
den wesentlichen Maßnahmen und Ergebnissen: 

— Verstärkung toxikologischer und epidemiologi- 
scher Untersuchungen zur Bewertung der Wir- 


») Forschungsrahmenplan 1976/79 (Leislungsplan) des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Bonn 1976. 

*) Forschung im Geschäftsbereich des Bundcsminislers 
für Verkehr, Leistungsplan 1979. 

Forschung im Geschäftsbereich des BundesminisLers 
für Jugend, Familie und Gesundheit, Leistungsplan 
1977. 
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kung von Schadstolfen (insbesondere sekundäre-, ' 
synergistische-, Langzeit-Wirkungen; kantinoge- 
ne, teratogene und muiagene Folgen), 

— Erarbeitung von Stoff bilanzen, Aufdeckung von 
Wirkungsketten und bioJogisdien Regelkreisen, 
Erprobung ökologischer Modelle unter Berück- 
sichtigung von Wirtsdiafts- und Sozialfaktoren, 
Entwicklung von Umweltindlkaloren und Modeb 
len für die katastermäßige Erfassung von Wir* 
kungen. 

— Beeinflussung makroökonomischer Zielsetzungen 
durch die Umweltpolitik und ökonomische Aus- 
wirkung von Um weltsdiutzmaßnahmen* insbe- 
sondere auf die Kostenbelastung und das Jnvesti- 
tionsverhaiteii der Industrie, den Wettbewerb, 
und die Verbraudicn 

— ErdrbeiLimg rechtlidier und planerischer Grund- 
lagen der Uraweltpolitik, insbesondere von ma- 
Leriellen Kriterien für die ökologische Gesaml- 
belastung von Räumen und für die verwaltungs- 
inteme Prüfung der UmweUverträglichkeit öf- 
fentlicher Maßnahmen. 

55. Wasserwirtschaft mit folgenden wesenf/idien 

Maßnahmen und Ergebnissen: 

O Besiandsaurnahme von Gewasserbelastungenj 

O Weiterentwicklung der Grundlagen wasserwirt- 
schaftlicher Planungen, z. B. Bewirtsdraftung von 
Oberflächengewässern, statistische Erfassung 
des Abwasseranfalls, Erstellung von Wasserbe- 
darfsprognosen; 

O Verbesserung und Weiterentwiddung von Ab- 
wasserreinigungs verfahren (medianisdie, biolo- 
gische und chemische Reinigungsverfahren), z. B 
Fällung und Wiedergewinnung von Phosphaten 
aus Abwässern, Gewinnung von Proteinen aus 
Abwässern, Verbesserung des biologischen Ab- 
baus von Abwasserinhaltsstoffen nach Absorp- 
tion von Aktivkohle; 

O Entwicklung und Erprobung neuer Technologien 
zur Reinigung industrieller Abwässer, insbeson- 
dere im Bereich der diemisdien Industrie und 
der Zellstoffindustrie, z. B. Prototypanlage zur 
Reinigung von Kokereiabwässern* Duisburg (in 
Betrieb), Pilotanlage der Papierweike Waldhof, 
Aschaffenburg (in Betrieb); 

O Lagerung und Transport wasseigefährdender 
Stoffe, z. B. Aufbau von Datenbanken über was- 
sergefährdende Stoffe; 

O Ökologische Bewertungen und Messungen, von 
Chemikalien im Wasser, z. B. Anreicherung und 
Beseitigung anorganischer Spurenstoffe in Mi- 
kroorganismen, Untersuchungen über den Abbau 
und die Abbauprodukte von Wasdimittelinhalts* 
stoffen? 

O Wasserversorgung und Grundwasservorkommen, 
z, B. Trink Wasseraufbereitung am Rhein in den 
Stadtwerken Düsseldorf, Köln, Wiesbaden, Er- 
stellung von Wasserbilanzen, Untersuchung der 
hydrochemisdien Zusammenhänge zwischen 


Flußwasser und U/erfiltral, Verhalten von Mine* 
ralöl ln klüftigen Gebieten und Gefährdung des 
Grundwassers; 

O Entwicklung und Erprobung abwasserarinej Pro- 
duktionsverfahren. 

56, Kustengewässer und Hohe See M folgenden 

wesen f/ic/ien Maßnahmen und Ergehn rssen: 

O Erforschung mariner Ökosysteme als Grundlage 
für die Bewertung von Verschmutzungszusländen 
und Ermittlung von Grenzwerten für Schadstoffe 
im Meer. 

C Untersuchungen über Vorkommen, Verbleib und 
Wirkungen von Schadstoffen im Meer und Er- 
mittlung von Grenzwerten für Schadstoffe im 
Meer, z. B. Programm zur EntW'ickJung von Ana- 
lysemetlioden, ünlersudiungen über die Verbrei- 
Lung, den Abbau, che Akkumulation und die Wer- 
tungen von Schadstoffen im Meer und in Mee- 
resorganismen- 

C Bekämpfung der Verschmutzung (z. B. Schwerme- 
idlle, halogenisieite Kohlenwasserstoffe, induslri- 
elle Abfallstoffe, radioaktive Kontammatiön) des 
Meeres und der Binnengewässer. 

O Entwidtiung von Meß- und Analysemethoden 
von Komponenten für kontinuierliche KontroU- 
und Überwachungssysteme und entwicklungs- 
tedmische Verfahren zur Verhütung und Be- 
kämpfung der Meeresverschmutzüng. 

57, Abfallwirtschaft mit folgenden wesenf/fchen 

Maßnahmen und Ergebnissen: 

O Entwicklung neuartiger Sammel- und Transport- 
systeme, z, B. Entwicklung eines Müllsammel- 
fahrzeugs mit W'echselcontainer, Eritwidduiig 
und Erprobung einer Versuchsanlage im Allgäu, 
Trennung und Verwertung von Papier und Glas 
aus Hausmüll (Modell versu di Konstanz)? 

O EntwidUung von Verfahren der Müllverbren- 
nung, z. B. Versuchsanlage für die Abfatlverbren- 
nung jm Mochteraperaturbereich in Hamburg, 
Müllpyrolyse in Frankfurt? 

O Rückführung von Abfällen in den biologisdien 
Kreislauf (Kompostierung), z. B. gelenkte Inten* 
sivkompostierung von festen Abfallstoffen, Silo- 
system mit steuerbarer Belüftung, Einsatz von 
Kompost im Weinbau (Modellversuch Dernau); 

O Behandlung von Abwassersdilämmen und Klär- 
schlammen, z. B. Stadtwerke Wolfsburg, Feld- 
inühle GmbH, Düsseldorf; Feststellung des Auf- 
kommens und der Inhaitsstoffe von Klärschlam- 
men, Herstellung von Dünge- und Bodenverbes- 


h Hierbei sind die uniweltTelevanlen Aktiviläten des 
Biindesministers für Forschung und Technologie zur 
Meefesversctimutzung aus dem Gesamtprogramm 
Mecresforschung und Meerestechnik in der Bundes- 
republik Deutschland 1976 bis 1979, Bonn 1976, mlter' 
faßt; die .Aktivitäten zu den unkonventionellen Nah- 
rungsmitteln (Krülexpedition) und zur Aquakultur sind 
bei 42 (Teil B) aufgeführh 
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serungsmitteln aus Klärsdhlanim* Erarbeitmig von 
RidiUinien für die Schwermetallbeiaslungi Ent- 
wicklung und Erprobung der großtedinischen 
Hausmullverwerlung (Mäteridlrückgew Innung, 
Energiegewinnung)* Untersuchung von Abfällen 
z. B. ßundesmodell Abfallverwertung (Reutlin- 
gen, Tübingen) ; 

O Sortierung von Abfallen. 2 . B. Rohsloflrudkgewin- 
nungsanlage in Herten. Entwiddung von Verfah* 
ren zur Sortierung und Aufbereitung von Haus- 
müll (RWTH Aachen); 

O Verwertung von Abfällen als Rohstoff im Pro- 
duklicmsprozcö, z B. Aufbereitung und Verarbei- 
tung von metallischen Resten und Abfallsloffen 
der Stahlindustrie (VDEh. Düsseldorf), Verarbei- 
tung und Verw'ertung von Müllallpapier. Hydro- 
lyse von Kunststoffabfällen; Pyrolyse von organi- 
schen SonderabfaJlen z B, Altreifen, Kabelrüdt- 
stände mit Recycling der Reaktionsprodukte bei 
der Gesellschaft für MaterialTückgewinnung und 
Umwelttechnik in Essen. 

58. Luftreinhaltung mit folgenden wesentlichen 

Maßnohmen and Ergebnissen: 

O Bekämpfung von Schadstoffemissionen der Indu- 
strie und der privaten Haushalte: Entwicklung 
von Verfahren zur Verminderung von partikel- 
förmigen Luftverunreinigungen, Verfahren zur 
Verminderung gasförmiger Luftverunreinigun- 
gen, Entwicklung von emissionsarmen Produk- 
tionsverfahren. -einnchtungen und Konstruktio- 
nen. Verfahren zur Herstellung emissionsarmer 
Brenn-, Einsatz- und Treibstoffe und Erzeugnisse; 

O Planung und Technik der Luftreinhaltung: Pla- 
nung der Luftrcinhaltungj. Verordnungen und 
VeiwaUungsvorschriften zum Bundes-Iramissions- 
schutzgesetz, Bauartzulassung; 

O Entgiftung von Fahrzeugabgasen: Planung, Ko- 
ordinal ioti, Integration, MeÖ* und Prüftechnik, 
Maßnahmen an Kraftfahrzeugmotoren, Behand- 
lung von Kraftfahrzeug-Motorabgasen^ Nichtstra- 
ßengebundene VerkehrstTägcT; 

O Produktbezogener ImmissionssdiuLz: Organische 
Stoffe, Anorganische Stoffej 

O Ubervfachung der LuftreinhaUung: Emissions- 
Überwachung, Immissionsüberwachung. Ausbrei- 
tung und Meteorologie. 

59> Lärmbekämpfung mit folgenden wesenUichen 

Maßnahmen und Ergebnissen: 

O Lärmminderung in Industrie. Gewerbe, Privatbe- 
reich: Großfläduge Anlagen und sLationäre Ein* 
zelemdtenten in der tndusLrier mobile Einzel- 
emitteiiLen iii Industrie und Gewerbe, Wt^hnbe- 
reich, Freizeit. Bauartzulassung; 

O Länrnnindorung durdv Planung und baut i die Maß- 
nahmen: planerisdie Maßnahmen, baulicher 
SchallsdiUtz, Festlegung von Schutzbereichen; 

O Minderung des Verkehrslärms: Straßenverkehr. 
Luftverkehr, Schienenverkehr. Wasserverkehr; 


O Auswirkung von Lärm: Wirkungen hinsichtlidi 
des Wohlbefindens, ökonomische Auswirkungen; 

O Methoden zur Messung, Bewertung, Überwa- 
chung : Meßgeräte. MeßmeLhoden, Ausbreitung, 
Prognosen, Überwachung. 

60, Umweltchemikalien imi folgenden wese/ifJjche/i 

Maßnahmen u/id Ergebnissen: Untersuchungen über 

C An und Ausmaß der Belastung des Menschen 
und seiner Umwelt durch Immissionen von Schad- 
stoffen, insbesondere über die Belastung der Be- 
völkerung mit krebsfördernden Luftverunreini- 
gungen, z. B. Bilanz und Wirkung polycyclisdiei 
Karzinogene, karzinogene Belastung des Men- 
schen durch polycyclische Kohlenwasserstoffe; 

O die Schadstoffbelastung von Boden, Pflanze und 
Tier, z. B. Kadmium- und Organohalogenrück- 
sLände im mensthlidien Gewebe, Carry over von 
Schadstoffen, UmweUprobenbank. poiycyclische 
aromatische Kohlenwasserstoffe in Niederschlä- 
gen; Umweltbelastung durch Phosphate. Nitrate, 
Streusalze und Waschmittelzusätze; 

O Möglichkeiten zur Verminderung der Kontami- 
nation von Lebensmitteln, z, B. Anabolika und 
Metaboliten. Analyseverfahren und Rückstände; 

O Immissionsbegrenzung für Sdiwermetalle, insbe- 
sondere Blei und Kadmium, z. ß. Bestimmung von 
Kadmium in biologischen Matrices ; 

O Möglichkeiten zur Abwehr von Schadstoffen bei 
der Verwertung von SiedlungsabfäUen und Klär- 
schlamm; 

O weitere Entwicklung und Eichung standardisier- 
ter Testverfahren zur Bewertung von Umwelt- 
chemikalien. 

61. Natur und Landschaft mit folgenden wesent- 
lich en Maßnohmen und Ergebnissen: 

O Ökologische Fragen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere vegetations- 
kundliche und tierökologisthe Untersuchungen 
als Planungsgrundlagen: 

O Beanspruchung und Belastung von Natur und 
Landschaft, insbesondere durch Eingriffe und 
Schadstoffe: 

O Arten- und BiülopenschuLz: 

O Gebietsschutz, insbesondere Festlegung von Kri- 
terien für die Ausweisung, Pflege und Entwidc- 
lung von Schutzgebieten; 

O Erholung und Freizeit; Eignung und Eignungs- 
verbesserung der landschaftlichen Vorausselzun- 

O Landschaftsplanung, insbesondere Methodik und 
Durchsetzung; Gesamtbewertung von Beeinträch- 
tigungen i Schüdensminimierung; Datenbanken; 

O sozialwissenschafüidie Fragen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, z. B. Bedürfnisse und 
Motive bei der Inanspruchnahme von Natur und 
Landschaft [ 
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O Bedeutung zu erhaltender oder zu stiialleuder 

naturuaher Ökosysteme für die Agrarlandschaft 

62, Energie und Umwell mit iokjenäen wesend 

Uchen MaBnahimn und Ergebnissen: 

O Lullreinhdltung bei der Energieerzeugung: Ver- 
minderung von Luftverunremigungen (gasför- 
mige, partikelformJge) dnrdi Entsdiwefelung 
orler Absdieidevorriditungen; 

O Abwarme: Entwidtlung eines langtristigeu Ab- 
w'Mrmekonzeptes, Wärmeableitung in die Atmo- 
sphäre; Trockenkühllürme, Nutzung der Kraft- 
werksabwärme; 

0 Uberwadiung und Analyse aller Bereidie der 
natürlichen und der ziVLlisatorischen Suahlen- 
expositiDu, z. ß. Bestininiung der Strahlenbela- 
stung der Bevölkerung durch medizinisdie Maß- 
nahmen, insbesondere in der Röntgendiagnostik; 

O im Rahmen der Strahlensdiutztechnik vor allem 
Weiterenlwicklung der Dosimetrie und der Strah- 
lenmeßtechniki, z. B, Entwicklung von neuartigen 
Dünnschicht- Elektronen-Dosiinetem; 

Ü Weile re nt Wicklung iler Radioökologie, z. B. Ra- 
diologisdie Analyse des Flußsystems der oberen 
DonaU; radioökoiogische Studie in der Unter- 
cibe und dem anschließenden Delta; 

O Erweiterung der Kenntnisse über die somaUsdien 
und genetischen Auswirkungen von Strahlen- 
expositionen, z. B. Abhängigkeit von Strahlen- 
spätschäden von bestrahl ten Volumen sowie 
von der Proportionierung der Slrahlenexposition; 

O Arbeiten zur Sicherheit bei der Entsorgung von 
radioaktiven Abfällen, z. B, geophysikalische Un- 
tersuchungen von Salzformationen im HinbJidt 
auf die Endlagerung radioaktiver Abfälle; 

O Weiterentwicklung des NotfaiJsdiulzes bei kern- 
technisdien Anlagen, z. B. Untersuchung der Ein- 
flußfaktoren auf das Verhalten der Bevölkerung 
im kerntechnischen Notfall, 


FuE-Ausgaben für die Umwelt 


Jahr 

1978 1979 1980 1981 

Finanzplanung 
Millionen DM , . . 

430,7 428,6 450,2 420,7 


4,4.2 Raumordnung und Städtebau 
63, 

L Das ^Mittelfristige Forschungsprogramm Raum- 
entwidclung und Siedlungsentwidclung" *} des 
Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 


') „Mittelfrisüges Forschungsprogramm Raumentwick- 
lung und Siedl ungsenlwicklung", Bonn 1976. 


und Städtebau (BMBau) dient dem Ziel, die wis- 
sensthafllidten Grundlagen lortzuentwickeln und 
zu vertiefen, die für die Raumordnungspolitik 
des Bundes und seine Zuständigkeit im Bereich 
des Städtebaus benötigt werden. Die For- 
sdnungsaklivitäten lassen sich folgenden Schwer- 
punkien zuordnen: 

O Ziel System, Entscheidungsprozesse und uber- 
grejfende Entwicklungen m Raum- und Stadi- 
en t Wicklung : Wesen/JJdie Maßnahmen und 
Ergebnisse: Tendenzen der Bevölkerungsent- 
wicklung in Europa; Wirkungsforschung über 
Maßnahmen der Raum- und Stadtentwick- 
lung; Funktions- und Strukturwandel von Mit- 
telstädten und mitlelstädtisdien Regionen. 

O Bedeutung von Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
für die Raum- und Stadtentwicklung: Wesen f- 
hdie Madnü/imen und Ergebnisse: Raumord- 
nungspolitische Standortbeeinflussung bei Ar- 
beitsstätten des Dienstleistungsbereichs; raum- 
slruklurelle Wirkungen von Maßnahmen zur 
Beseitigung der Arbeitslosigkeit; raumstruk- 
turelle W'irkiingen der Forschungs- und Tedi- 
nologiepolitik des Bundes. 

(j Bedeutung von Verkehrssyslemen für die 
Raum- und Stadtentwicklung: Wesenfliche 
Maßnahmen und Ergebnisse: Siedlungsslruk- 
tureJle Folgen der Einrichtung von verkehrs- 
beruhigten Zonen; raumsirukturelle Wirkun- 
gen der Stillegung von Eisenbahnslredken, 

O BedeuLung der Infrastruklurausstattung für 
die Raum- und Stadlentwicklung: Wesen ?//che 
Maßnahmen und Ergebnisse: Nulzungs- 
variabiJität öffentlicher Einrichlungen der so- 
zialen Infrastruktur; Sammlung, vergleichende 
Darstellung und Bewertung der bestehenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in der 
Planung, der Finanzierung, der Organisation 
und der Unterhaltung von Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur 

O Flächenansprüche und NutzungskonfUkte in 
ihrer Bedeutung für die Raum- und Stadtent- 
wicklung: WesenfJiche Maßnahmen und Er* 
gebnisse: Verhalten von Eigentümern auf 
dem Bodenmarkt; Faktoren der Standortwahl 
für Kemkraftw/erke in ausgewählten Indu- 
striestaaten f veränderte Nutzungsverleilun- 
gen zwischen Kern- und Randgemeinden und 
ihre Auswirkungen auf die kommunalen. Ein- 
nahmen und Ausgaben. 

O Bedeutung der Umweltqualität für die Raum- 
und Stadtentwicklung: W^esenf/iche Maßnah- 
men und Ergebnisse; Konzepte und Tnslrij- 
menle zur Reduzierung von UmwelibeUstun- 
gen in innerst ädtisdien und mnenstadtnahen 
Gebieten; Berücksithfigung des Sdiallsdiut- 
zes bei Sanierungsplanungen, 

Finanzplanung 

1978: 17,5 1979: 15,7 1980: 17,0 1981: 17,0 


131 



Drucksache 8/3024 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


64. Wohnungswesen 

Die nichttechnische Forschung auf dem Gebiet des 
Wohnungswesens tragt dazu bei, die Grundlagen zu 
entwickeln, die der Bundesminisler für Raumord* 
nung, Bauwesen und Städtebau zur Durchführung 
seiner Wohnungsbaupolitik benötigt. Das For- 
schungsprogramm gliedert sich in drei Schwer- 
punkte: 

O Wohnungsmarkl: WesenUiche Maßnahmen und 
Ergebnisse. Regionale Wohnungsmarktanalysen 
in ausgewählten Wohnungsinarktregionen (Mün- 
chen. Nürnberg. Rhein-Neckar-Raum. Frankfurt, 
Trier, Freiburg, Saarbrücken, Düsseldorf, Dort- 
mung, Wuppertal); Analyse von ökonomischen 
und baulichen Veränderungen im alten Mietwoh- 
nungsbestand von Großstädten; Querschnittsaus- 
wertung regionaler Wohnungsinarktanalysen; 
Renditebedingungen privater Hausbesitzer. 

O Auswirkungen wohnungspolitischer Maßnahmen: 
Wesenf/iche Maßnahmen und Ergebnisse: Aus- 
wirkungen des Wohnraumkündigungsschutzge- 
setzes; Verteilungswirkungen des Förderungssy- 
stems beim W'ohnungsbau; Bestimmungsgründe 
der Eigentumsquote in verschiedenen Ländern; 
Sichereffekte verschiedener Formen der Woh- 
nungsbau- und Bausparförderung; empirische 
Grundlagen und Vorschläge für die künftige Mo- 
dernisierungspolitik; Nutzung von Sozialwoh- 
nungen; einmalige Mietentzerrungsaktion im so- 
zialen Wohnungsbau; Wohnungspolitik und 
Stadtentwicklungsstrategie. 

O Wohnungsversorgung besonderer Personengrup- 
pen; Wesen///che Maßnahmen und Ergebnisse: 
Soziale Folgen von Wohnungsabrissen; Folgen 
intensiver Modernisierungen für die ehemaligen 
Bewohner; Situationsanalyse der Wohnungsver- 
sorgung. 

Finanzplanung 

1978:1,8 1979:1,8 1980:1,8 1981:1,8 

65. Bauwesen 

Das Forschungsprogramm „Bauforschung, insbeson- 
dere des Wohnungsbaues" des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau verfolgt 
die Ziele, das preiswerte Bauen zu fördern, die Qua- 
lität der Bauten zu verbessern, den Wohnungsstan- 
dard anzuheben, die Produktivität der Bauwirtschaft 
zu steigern und den Bauablauf und die Bauproduk- 
tion zu verstetigen. Es gliedert sich in folgende 
Schwerpunkte: 

O Wohnbedürfnisse, Wohnverhallen, Wohnquali- 
tät; WesenUiche Maßnahmen und Ergebnisse: 
Wohnungs-Bewertungssystem; Wohn verhalten 

Alleinstehender. 

O Altbaumodernisierung: Wesentlidie Maßnahmen 
und Ergebnisse: Handbuch für Architekten; Fach- 
werkbauten. 

O Planung im Wohnungsbau: Wesentliche Maßnah- 
men uncf Ergebnisse: Bauproduktinformation; 


entwurfsrelevante Ergebnisse der Sozialwissen- 
schaft; Bewertungssysteme. 

O Versteligung des Baugeschehens: Wesentliche 
Maßnahmen und Ergebnisse: Bauvolumen-, Bau- 
planer-, Bauunternehmerkapazität; Verstetigung 
durch Konjunkturprogramme. 

O Rationalisierung und Industrialisierung des Bau- 
ens: Wesentliche Maßnahmen und Ergebnisse: 
Kooperationsformen; Überarbeitung Rationalisie- 
rungskatalogj DV-System Bauberichlswesen. 

O Bauphysik: Wesentliche Maßnahmen und Ergebe 
nisse: Schalldämmung von Fenstern; Bauherren- 
handbuch Energieeinsparung; Kerndämmung, 

O Neue Baustoffe und neue Technologien am Bau: 
Wesentliche Maßnahmen und Ergebnisse: Kran- 
einsatz-Optimierung; Carbonfasem als Beweh- 
rung; Stabdübelanschlüsse. 

O Ausbau und Haustechnik im Wohnungsbau: We- 
sentliche Maßnahmen und Ergebnisse; Fließ- 
estriche; Solarfibel; Einschränkung des Wasser- 
verbrauchs. 

Finanzpianung 

1978:4.0 1979:5,4 1980:6,2 1981:6,9 

66. Baulicher Zivil- und Katastrophenschutz 

Das Forschungsprogramm „Baulicher Zivil- und Ka- 
tastrophenschutz" des Bundesministers für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau dient dem Ziel, 
die bautechnischen und versorgungstechnischen Vor- 
aussetzungen für den Schutz der Bevölkerung in Ka- 
tastrophenfällen zu klären und weiterzuentwickeln. 
Es enthält folgende Schwerpunkte: 

O Grundlagenforschung für den baulichen Zivil- 
und Katastrophenschutz. Wesentliche Maßnah- 
men und Ergebnisse: Stoßbeanspruchung von 
Stützen durch Stoßlasten; Beanspruchung von 
Bauwerken unter Einwirkung von Erschütterun- 
gen-. dynamische Bauteiluntersuchungen. 

O Zivilschutz. Wesentliche Maßnahmen und Ergeb- 
nisse: Erfassung und Bewertung des Raumklimas 
in Aufenthaltsräumen sowie an Arbeitsstätten 
unter durchschnittlichen und erschwerten Bedin- 
gungen; bauliche Sicherung von Anlagen der 
Energieversorgung; Untersuchung über Kopplung 
von Wärme- und Stoffiransport in porösen Bau- 
stoffen. 

O Brand- und Katastrophenschutz. Wesentliche 
Maßnahmen und Ergebnisse: Brandübertragung 
auf benachbarte Gebäude; Untersuchung über die 
Anforderungen an Rellungswege im Brandfall; 
Wärmebilanzberechnungen für Brandräume mit 
unterschiedlichen Randbedingungen. 

Finanzplanung 

1978: 1,5 1979: 1,6 1980: 1,9 1981:2,0 
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FuE-Ausgaben des BMBau für Raumordnung 
und Städtebau 


Jahr 1 

1 1978 1 1979 1 1980 1981 

Finanzplanung 
Millionen DM . . . 

24,8 24,5 26,9 27,7 


67. 

5, Schwerpunkte „Kommunale Technologien“ des 
Bundesministers für Forschung und Technolo- 
gie mit: 

O Technik neuartiger Tiefbauverfahren im kom- 
munalen Bereich. Wesentliche Maßnahmen 
und Ergebnisse: Ursachen- und Bauforschung 
für neuartige Lärmschutzanlagen an inner- 
städtischen Verkehrswegen. Entwicklung des 
Hydroschildes ermöglicht wirtschaftlichere 
Bauverfahren für Tunnelbau (z. B. für Abwas- 
serkanaJe und U-Bahn-Bau) unterhalb des 
Grundwasserhorizonts ohne Druckluflbetrieb 
bei gleichzeitiger Rationalisierung von ca. 
20^0. Mit der Entwicklung lenkbarer Hori* 
zontalbohrungen über Entfernungen von 
mehr als 100 m wurde nachgewiesen, daß 
Tunnel nach der Methode der Vereisungs- 


technik in Oberflächennähe bei ungestörtem 
Straßenverkehr erstellt werden können. Er- 
arbeitung weiterer technologischer Lösungen 
für Tiefbaumaßnahmen im innerstädtischen 
Bereich. 

O Technologien für Umwelt- und Unfallschutz 
sowie Sicherheits- und Reltungseinrichtun- 
gen. Wesentliche Maßnahmen und Ergeb- 
nisse: Entwicklung eines Rettungswagens der 
80er Jahre bis zur ersten Prototypeinheit: 
Abschluß der Entwicklung und Erprobung 
eines Löschrüstsatzes für Flugzeuge zur 
Brandbekämpfung aus der Luft bei Flächen- 
bränden. Verbesserung der Feuerwehrfahr- 
zeuge und Forschungsmaßnahmen zum vor- 
beugenden Brandschutz. 

O Technologien kommunaler Ver- und Entsor- 
gungssysteme. Wesentliche Maßnahmen und 
Ergebnisse: Entwicklung eines Systems zur 
Abflußsteuerung in Abwassernetzen. Entwick- 
lung eines Wechselcontainerfahrzeuges zur 
Ermöglichung der großräumigen Müllentsor- 
gung. Systemuntersuchungen zur straßenun- 
abhängigen Müllentsorgung sowie lärmarme 
Straßensäuberungsverfahren. 

Finanzplanung 

1978; 13,0 1979; 30,3 1980: 35,3 1981: 33,9 


FuE-Ausgaben für die Gestaltung der Umwelt 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

Millionen DM 

315.0 

324,0 

331,4 

468,5 

483,4 

512,4 

482,3 


4.5 Transport- und Verkehrstechnologien 

Schaubild 37 


FuE-Au&gaben des Bundes für Transport- und 
Verkehrstechnotog len 
1 975 biS 1 98 1 — Millionen DM — 



68. Die Forsdiungs- und Entwicklungsarbeiten ha- 
ben folgende Ziele: 

— Die künftigen Entwicklungstendenzen im Ver- 
kehrsbereich zu erkennen, eine gesamtwirt- 
schaftlich sinnvolle Auswahl unter den Investi- 
tionsvorhaben zu treffen und ordnungspolitische 


Maßnahmen vorzubereiten bzw. ihre Wirkung 
besser zu erfassen; 

die Sicherheit, vor allem im Straßenverkehr, zu 
erhöhen; 

die Umweltbelastung durch den Verkehr zu re- 
duzieren; 

die Energie- u, Rohstoffausnutzung zu verbes- 
sern und Diversifikationsmögiichkeiten vorzube- 
reiten; 

die spezifischen InvesUtions- und Unterhaltungs- 
kosten zu verringern; 

Struktur-, Organisations- und Betriebskonzepte 
zu optimieren; 

die bestehenden Verkehrsmittel und -wege zu 
verbessern sowie neue Verkehrstechnologien zu 
entwickeln, zu erproben und einzuführen; 

die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen verkehrstechnischen Industrie zu stär- 
ken. 
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69. Der Schwerpunkt umfaßt: 

1. Forschung und Entwicklung im Transport- und 
Verkehrsbereich durch den Bundesminister für 
Verkehr in folgenden Bereichen ’): 

O Vorbereitung investitions- und ordnungspoli- 
tischer Entscheidungen: Wesentliche Maß- 
nahmen und Ergebnisse: 

— Prognosen des Personen- und Güterver- 
kehrs für alle Verkehrszweige bis zum 
Jahr 2000, u. a. zur Fortschreibung des ko- 
ordinierten Investitionsprogramms für die 
Bundesverkehrswege (KIP) und des Be- 
darfsplanes für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen 1971 bis 1985, 

— Verbesserung der Planungsmethodik für 
investive Maßnahmen nach dem Gemein- 
deverkehrsfinanzierungsgesetz sowie für 
die funktionelle Bewertung der Bundes- 
fernstraßen, 

— systemanalytische Untersuchungen über 
bestehende und künftige Nahverkehrstech- 
niken, einschl. Simulation ihrer Betriebs- 
abläufe, Konzeption eines alternativen 
Gütertransports, 

— Vorbereitung aktueller Entscheidungen in 
den verschiedenen Verkehrsbereichen 
durch Nutzen-Kosten-Untersuchungen, 

— Untersuchungen für die Novellierung ge- 
setzlicher Vorschriften, z. B. des Personen- 
beförderungsgesetzes und der Verordnung 
über den Bau und Betrieb der Straßen- 
bahnen. 

O Technische Forschung und Entwicklung zur 
Verbesserung investitions- und ordnungspoli- 
tischer Entscheidungsgrundlagen * *): 

— Ingenieur- und Verkehrswegebau: We- 
sentliche Maßnahmen und Ergebnisse: 
Prüfung des Trageverhaltens und der Le- 
bensdauer von Straßenkonstruktionen, Un- 
tersuchung von Dämmstoffen und anderen 
Materialien zur Frostsicherung der Fahr- 
bahnkonstruktion, Entwicklung verschleiß- 
fester und griffiger Fahrbahnbeläge, Erpro- 
bung von Methoden zur Sanierung abgän- 
giger Straßenkonstruktionen und Fahr- 
bahndecken, Prüfung und Verbesserung 
der Methoden zur Substanzerhaltung von 
Brückenbauwerken, Verbesserung des 
Korrosionsschutzes an Brücken, Erhöhung 
der Sicherheit von Brückenbauten durch 
Entwicklung zerstörungsfreier Prüfmetho- 
den zur Früherkennung von Materialfeh- 
lern und -Schäden, verbesserte Verfahren 
zur Entdeckung und Beseitigung von Ab- 
dichtungsschäden bei Tunnelbauwerken. 


*) Vgl, Forschung im Geschäftsbereich des Bundesmini- 
slers für Verkehr, Leislungsplan 1979. 

*) Ohne bahntechnologische Entwicklung, die die Deut- 
sche Bundesbahn in eigener Zuständigkeit durchführt. 


— Fahrzeugtechnik: Wesentliche Maßnah- 
men und Ergebnisse: Ermittlung der spezi- 
fischen Energieverbräuche im Verkehr und 
ihrer Abhängigkeit von technischen und 
betrieblichen Parametern, Untersuchung 
sicherheits- und umweltrelevanter kraft- 
fahrzeugtechnischer Probleme u. a. zur 
Verbesserung von EG- und ECE-Richt- 
linien, Untersuchungen zur Leck- und Ken- 
terstabilität von Schiffen zur Verbesserung 
nationaler und internationaler Schiffahrts- 
vorschriften, Untersuchungen zur Lärm- 
reduzierung und zur Sicherheit von Flug- 
zeugstrukturen zur Vorbereitung oder 
Verbesserung von Bau-, Prüf- und Be- 
triebsvorschriften im Luftfahrtbereich. 

— Betriebs- und Verkehrstechnik: Wesent- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: Ermitt- 
lung und Auswertung der Verkehrsströme, 
Methoden zur Verkehrsbeeinflussung auf 
Fernstraßen (Alternativroutensteuerung, 
Wechselverkehrszeichen und -Wegweiser 
u. a.), Optimierung des Personaleinsatzes 
und des Energieverbrauchs auf Binnen- 
schiffen, technische und organisatorische 
Verfahren zur Verbesserung des Flugbe- 
triebes (Landeverfahren, Flughafenbetrieb, 
Flugsicherung u. a.), systemanalytische Un- 
tersuchungen zu Anforderungen, Struktur 
und Optimierung von Transportketten 
(z. B. kombinierter Verkehr). 

— Gewässerkundliche Forschung: Wesent- 
Ziehe Maßnahmen und Ergebnisse: Hydro- 
logische Forschungsarbeiten und Unter- 
suchungen im Küstenbereich zur wissen- 
schaftlichen Fundierung von Maßnahmen 
für Ausbau, Unterhaltung und Betrieb der 
Bundeswasserstraßen. 

O Forschung und Entwicklung im Bereich der 

Verkehrssicherheit: 

— Straßenbau: Wesentliche Maßnahmen und 
Ergebnisse: Untersuchung zur Erkennung 
und Beseitigung von Unfallschwerpunkten, 
Verbesserung von Leit- und Schutzein- 
richtungen der Straßen, Entwicklung und 
Erprobung von Stauwarnanlagen, Verbes- 
serung der Rutschfestigkeit von Fahrbahn- 
oberflächen unter besonderer Berücksich- 
tigung schwieriger Witterungsverhältnisse, 
Verbesserung der Sichtverhältnisse an 
Straßen, Erhöhung der Verkehrssicherheit 
durch bessere Fahrbahnbeleuchtung. 

— Straßenverkehr: Wesentliche Maßnahmen 
und Ergebnisse: Systematische Untersu- 
chung von Unfallmöglichkeiten, -Ursachen 
und -folgen und — daraus abgeleitet — 
Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrs- 
sicherheit, Untersuchung von kraftfahr- 
zeugtechnischen Maßnahmen zur Erhö- 
hung der aktiven (u. a. Bremsverhalten, 
Fahrstabilität, Beleuchtung) und passiven 
(u. a. Biomechanik des menschlichen Kör- 
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pers, Wirksamkeit von Gurten und Kopf- 
stützen, Gefährdung durch Windsdiutz- 
scheiben) Sicherheit, Untersuchung der 
Anforderungen und Belastungen des Men- 
schen im Straßenverkehr, Verbesserung 
des Rettungswesens. 

— Meereskundliche Forschung zur Erhöhung 
der Sicherheit des Seeverkehrs: Wesent- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: Verbes- 
serung der Prüfverfahren für nautische 
Instrumente, naturwissenschaftliche For- 
schungen zur Vervollkommnung der Eis- 
prognose und des durch meteorologische 
Erscheinungen beeinflußten Wasserstands, 
Untersuchungen zur Vorhersage des See- 
gangs in der Nordsee und zur zeitsparen- 
den Herstellung von Seekarten '). 

— Luftverkehrssicherheit: Wesentliche Maß- 
nahmen und Ergebnisse: Untersuchungen 
zur Verbesserung des Rettungswesens und 
der Brandbekämpfung auf Flughäfen, an- 
thropotechnische Auswertung von Flug- 
unfalldaten zur Verbesserung von Piloten- 
ausbildung und ergonomischer Cockpit- 
gestaltung. 

— Meteorologische Forschung zur Verbesse- 
rung der Verkehrssicherheit: Wesentliche 
Maßnahmen und Ergebnisse: Verfeine- 
rung von Datenbasis und Prognosemodel- 
len zur Verbesserung der Wettervorher- 
sage, Verbesserung von Meßtechniken (au- 
tomatische Wetterstation auf Mikropro- 
zessor-Basis, Verbesserung von Meß- 
gebern für Sonnenschein, Luftfeuchte, 
Winde, Temperatur), Entwicklung der Ra- 
diosonden M 60 und RSG 76 und EDV- 
gestützten Auswertverfahren, Einsatz von 
METEOSAT zur besseren Erfassung des 
aktuellen atmosphärischen Zustandes. 

Finanzplanung 

1978: 102,1 1979: 108,4 1980: 114,4 

1981: 112,3 

70 . 

2. Förderung von Technologien für Transport- und 
Verkehrssysteme des Bundesministers für For- 
schung und Technologie -) mit den Teilbereichen: 

— öffentlicher Nahverkehr’): Wesentliche 
Maßnahmen und Ergebnisse: Weiterentwick- 
lung der Stadtbahn- und Stadtschnellbahn- 
systeme: Technische Erprobung des SEL- 
TRAC-Systems zur automatischen Betriebs- 
ablaufsteuerung auf der Erprobungsstrecke 


*) Vgl. Gesamlprogramm Meeresforschung und Meeres- 
technik in der Bundesrepublik Deutschland 1976 bis 
1979, Bonn 1976. 

*) BMFT-Leistungsplan: Technologien für Transport- und 
Verkehrssysteme, Bonn 1976. 

*) Nahverkehrsforschung 77, Bonn 1977. 


Berlin/Gleisdreieck (System Berlin). Beginn 
der Umrüstung der Linie 4 der Berliner Ver- 
kehrsbetriebe zur Referenzanlage für das Sy- 
stem Berlin. Beginn der Umrüstung des Strek- 
kenabschnittes Volksdorf/Großhansdorf zur 
Referenzanlage für die Prozeßrechnersteu- 
erung der Streckeneinrichtung von Stadt- 
schnellbahnen bei der Hamburger Hochbahn 
AG (System Hamburg). Inbetriebnahme des 
rechnergesteuerten Betriebsleitsystems für 
Stadtbahnen in Hannover. Positiver Abschluß 
der Untersuchungen über Gleichstromsteller- 
Antriebe mit Bremsenergierückgewinnung 
(Nürnberg). Kabinenbahnsysteme: Veröffent- 
lichung der Durchführbarkeitsstudie für den 
Einsatz von Kabinenbahnen in Marl, Erlan- 
gen, Hamburg und Berlin. Vorbereitung des 
Einsatzes von Kabinenbahnen auf betriebli- 
chen Demonstrationsanlagen im kleinen Pro- 
bebetrieb. Fortführung des Sicherheitsnach- 
weises der C-Bahn-Technologie auf der tech- 
nischen Versuchsanlage Wetter/Ruhr. Beginn 
des Testbetriebes für die Dauererprobung der 
H-Bahn auf der technischen Versuchsanlage 
Erlangen. Erweiterung der technischen Ver- 
suchsanlage Braunschweig zur Erprobung 
und Komponentenoptimierung der M-Bahn, 
einer Kabinenbahn mit Linearmotorantrieb 
im Fahrweg. Beginn der Vorbereitung der 
Standortwahl für die in den Durchführbar- 
keitsstudien geforderten Referenzanlagen zur 
Ermittlung der verkehrlichen und wirtschaft- 
lichen Wirksamkeit der Klein- und Großka- 
binenbahnen. 

— Bussysteme und bedarfsgesteuerter Straßen- 
verkehr: Bau einer Vorserie von 20 Standard- 
bussen der 80er Jahre für Hamburg und Düs- 
seldorf. Erfolgreiche Zwischenbilanz der be- 
trieblichen Demonstration des Rufbusses im 
Bodenseekreis. Beginn der Vorbereitung des 
großen Probebetriebes, der bis 1980 die ver- 
kehrliche und betriebliche Bewertung des Sy- 
stems ermöglichen soll. Aufbau der betriebli- 
chen Demonstration des Retax-Systems in 
Wunstorf, die den Einsatz eines bedarfsge- 
steuerten Bussystems in einer Ballungsrand- 
zone mit Schienenverkehrsanschluß erproben 
soll. Baubeginn für fünf DUO-Busse (O-Busse 
mit Batterie- oder Dieselantrieb) zur betrieb- 
lichen Erprobung in Eßlingen. Entscheidung 
für die Errichtung einer technischen Ver- 
suchsanlage für Dual-Mode-Busse (automati- 
sche Quer- und Längsführung) in München. 
Entwicklungsbeginn für drei Prototypen des 
Hydrobusses (Bremsenergierückgewinnung 
mittels Gasdruckspeicher). 

— Kraftfahrzeuge und Straßenverkehr* *): We- 
sen //ic/ie Maßnahmen und Ergebnisse: An- 
triebssysteme (Weiterentwicklung, Lärmmin- 
derung und Leistungssteigerung des Diesel- 
motors, Schichtladungsverfahren und Ent- 


*) Entwicklungslinien in Kfz-Technik und Straßenver- 
kehr, Forschungsbilanz 77, Bonn 1977. 
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wicklungsmöglichkeilen unkonventioneller 
Anlriebssysteme, wie Gasturbine, Verbund- 
motor und hybride Anlriebssysteme. Emis- 
sions- und Verbrauchsminderung). 

Alternativkraftsloffe: Demonslralionsvorha- 
ben mit 45 für den Methanol-Mischbetrieb 
umgerüsteten Fahrzeugen und Zweisioffbe- 
trieb in Dieselfahrzeugen; Vorentwicklungen 
zum Wasserstoff und zum Zweistoffbetrieb 
Wasserstoff-Benzin; Sicherheitstechnologien: 
die Untersuchung „Technologien für die Sicher- 
heit im Straßenverkehr" zeigt das Spektrum 
technologischer Möglichkeiten, Kompatibili- 
tät von Kraftfahrzeugen, Reifeneigenschaften 
und Fdhrsicherheit, automatische Blockier- 
verhinderer sowie Leit- und Zielführungssy- 
steme. Nachweis einer hohen Funktionsgüte 
von autarken Abstandswamsyslemcn, die im 
Feldversuch noch die Voraussetzung für eine 
Anwendung bringen sollen, Ausschreibung 
integrierter Gesamtkonzepte von Pkw-Mo- 
dellen. 

Bahnsysteme: WesenfJ/che Maßnahmen und 
Ergebnisse: 

— Magnetbahnsysteme: Systemauswahlent- 
scheidung Ende 1977 für elektromagneti- 
sches Schnellbahnsystem, Vorbereitung 
für die erste betriebliche Anwendung auf 
der geplanten Versuchsanlage Emsland 
und der Internationalen Verkehrsausstel- 
lung 1979 in Hamburg; Nachweis der 
Funktionsfähigkeil verschiedener Linear- 
motorantriebe auf Prüfständen und kleine- 
ren Versuchsanlagen in München-Allach, 
Manching und Erlangen. Internationale 
Zusammenarbeit u. a. mit den USA und 
Frankreich. 

— Rad/Schiene-System: Untersuchungen zu 
den Subsystemen Fahrzeug, (Zelle, Lauf- 
werk, Bremse, Aerodynamik), Fahrweg 
(neuartige Schlenenslahle, Weichen, Brük- 
ken, Oberbauform), Betriebsleittechnik und 
Lfmweltfragcn (aktive und passive Schall- 
schutzmaßnahmen). Untersuchungen zum 
Zusammenwirken zwischen Fahrweg und 
Fahrzeug hinsichtlich Geschwindigkeit, 
Sicherheit, Verschleiß, Lanmabstrahlung 
und Wartungs- und Unterhaltungskosten 
und Erprobung auf einem großen Fahr- 
wegsimulalor (Rollprüfsland und Oberbau- 
versuchstrccke in Münchcn-Freimann, die 
Ende 1977 in Betrieb genommen wurden; 
erste positive Entwicklungsergebnisse lie- 
gen vor, insbesondere von schotterlosem 
Oberbau. Schienen- und Radslählen, Rad- 
sätzen, Schallschutzmaßnahmen und über 
Möglichkeiten der Senkung der Wartungs- 
und Unterhaltungskosten. Verkürzung der 
Reisezeit, Erhöhung der Sicherheit); Aus- 
sagen über technisch-wirtschaftliche Gren- 
zen des Rad-Schiene-Systems durch 
Hochgeschwindigkeitsversuche im Netz 
der Deutschen Bundesbahn. 


— Güterverkehr und Transportketten: Wesenf- 
liche Maßnahmen und Ergebnisse: Massen- 
guttransport- und -umschlagsysleme: Aufge- 
nommene Untersuchungen und technologi- 
sche Entwicklungen zum hydraulischen Pipe- 
linetransport von Schüttgütern (Erz, Kohle), 
Abschluß eines Dispositionsprogramms für 
Müllfahrzeug-Einsatzpldne am Beispiel der 
Stadt Hamburg, das bei seiner Erstanwen- 
dung bereits zu erheblichen Kosteneinspa- 
rungen geführt hat. — Stückguttransport- und 
-Verteilungssysteme; Fortsetzung der Unter- 
suchungen und technologischen Entwicklun- 
gen zu einem alternativen Gutertransportsy- 
slem auf der Basis grundsätzlicher Untersu- 
chungen des Bundesministers für Verkehr, 
u. a. mit Entwicklung von technologischen 
Konzepten beim Containerverkehr, insbe- 
sondere zwischen Schiene und Straße. Erfolg- 
reiche Anwendung des Planungshandbuches 
„Gestaltungsrichtlinien für Gülerverteilungs- 
zentralen" (u. a, Gülerverteilungszentrale 
Koblenz mit Steigerungen z. B. der Fahrzeug- 
uinlaufgeschwindigkeit). Fortführung der Un- 
tersuchungen inner- und außerbetrieblicher 
Transport Vorgänge; die Erstellung eines Pilot- 
systems ist für den Bereich der schienengebun- 
denen Transporte abgeschlossen. Ein neu ent- 
wickeltes Bereitstellungssystem für Indivi- 
dual-Handgepacktramsportwagen auf DB- 
Bahnhöfen ist erfolgreich getestet; weitere 
Anwendungen werden im In- und Ausland 
vorbereitet. 

Flnanzplanung 

1978: 177,7 1979: 253.4 1980: 342.8 

1981; 430,0 

3. Schiffstechnik des Bundesminislers für For- 
schung und Technologie: Wesentliche Maßnah- 
men und Ergebnisse: Entwicklung seegehender 
Transportsysteme, insbesondere durch Unter- 
suchungen zu technischen Belriebserfordernis- 
sen, Anpassung der Schiffe an die Nachfrage- 
entwicklung, Verbesserung der Wirtschaftlich- 
keit, der Sicherheit und der Arbeitsbedingungen 
an Bord. Umweltschutz beim Schiffsbetrieb. Der- 
zeitige Schwerpunktarbeiten für Spezialtrans- 
porlschiffe. Gastanker (auch für Einsatz in arkti- 
schen Gebieten) verbesserte Schiffsantriebe, Eis- 
brechtechnik. Spezialschiff zur Beseitigung von 
Ölverschmutzung auf hoher See, 

Finatixplanung 

1978; 9.0 1979; 13,47 1980; L9.0 1981: 23,0 

71 . 

4. Luflfahrtforschung und -tcchnologie des Bundes- 
minislers für Forschung und Technologie *| : 

') V^gl. Gesamlprogramm Luftfahitlorschung und Luft- 
fahrltechnologle der Bundesregierung 1975 bis 1978. 
Bonn 1976. 
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Weseni/ic/ie Maß/iahmen und Ergebnisse: Ver* 
besserung der technologischen Basis für künftige 
Projekte durch Forschungsarbeiten der DFVLR 
(Grnndfinanzierung), Vorentwicklung kritischer 
Komponenten für Zivilflugzeuge und Hubschrau- 
ber (superkritischer Tragflügel Flugführungs- 
und Landesysteme, Faserverbundbau teile, Trieb- 
werkkomponenten), Entwicklung und Erprobung 
von Technologien der Luftfahrtelektronik. Pla- 
nung und Errichtung neuer Großversuchsanla- 
gen (deutsch-niederländischer Unterschallwind- 
kanal DNW und europäischer Transschall-Wind- 
kanal ETW). 

Finanzplanung 

1978: 84,6 1979: 106,1 1980: 116,0 

1981; 128,5 


72. 

5. Entwicklung von Zivil f lug zeugen durch den Bun- 
desminister für Wirtschaft: Wesentliche Maß- 
nahmen und Ergebnisse: Entwicklungsarbeiten 
bis zur Serienreife bei Verkehrsflugzeugen (z, B. 
AIRBUS), Hubschraubern und Leichtflugzeugen 
im Rahmen von Typenreihen. 


Finanzplanung 

1978: 188,1 1979: 200,7 1980: 161,5 

1981: 184,2 


FuE- Ausgaben für Transport- und Verkehrstedinologien 


Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

MillionenDM 

405,0 

340,0 

370,2 

561,4 

682, t 

753,7 

878,0 


5 Äußere Sicherheit 

S G h a u b i 1 d 38 

FuE-Ausgaben dös Bundes für die Außere Sicherheit 


1975 bis 1981 — Miilionen DM — 



73. Sdhwerpunktziele des Bundesministers der Ver- 
teidigung sind die Schaffung der Voraussetzun- 
gen für die Erhaltung des Aus rüstungs Standes 
und der Abwehrbereitschaft im Rahmen des mi- 
litärischen Gleichgewichts: 

— - Wehrforschung 

O Wehr technische Forschung: Wesentliche 

Maßnahmen und Ergebnisse: Die Forschungs- 
ergebnisse der Luftfahr ttechnik sind zum Teil 
auch auf die Land- und Wasserfahrzeuge an- 
wendbar und fließen als Spitzentechnologie 
in andere technische Disziplinen ein. 

Schwerpunkt der waffentechnischen For- 
schung ist die Steigerung der Durchschlags- 
leistung von Munition gegen Panzer. 


Als Konstruktionsgmndlage für Fahrzeuge, 
Waffen und Gerät werden neue Werkstoffe, 
insbesondere verbesserte Stähle sowie neu- 
artige Verarbeitungsverfahren zur Verfügung 
gestellt. 

Eine neuartige chemische Substanz bietet 
Aussichten für eine Einführung als Antidot 
zur Behandlung von Vergiftungen durch che- 
mische Kampfstoffe. 

Schalldämpfungsmaßn ahmen auf Schiffen 
müssen die Gerauschabstrahlung, die von 
erhöhten Antriebsleistungen herrührt, her- 
abselzen, um die gegnerische SONAR-Or- 
tung zu erschweren. Akustische Ortungsver- 
fahren sind der ständig wachsenden Reich- 
weite feindlicher Waffen anzupassen. 

Für elektronische und optronische Maßnah- 
men der Aufklärung und Feuerleitung wer- 
den neue Technologien und Verfahren er- 
arbeitet 

Die Anthropotechnik bemüht sich um die 
verbesserte Anpassung von Waffen und Ge- 
rät an den Menschen, 

Für militärische Operationen, insbesondere 
für den optimierten Einsatz von Waffensy- 
stemen, müssen die geophysikalischen Um- 
weltbedingungen genau bekannt sein: vor 
allem werden von Meteorologie und Ozeano- 
graphie präzise Vorhersagen von Verände- 
rungen dieser Bedingungen erarbeitet. 

Insgesamt sind langfristige Vorhersagen über 
den naturwissenschaftlich-technischen Trend 
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sowie Analysen über künflige technologische 
Möglichkeiten ein Beitrag der wehrtechni- 
schen Forschung zur militärischen Planung. 

Die Forschungsvorhaben werden in Instituten 
der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), der For- 
schungsgesellschaft für angewandte Natur- 
wissenschaften (FGAN), der Deutschen For- 
schungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt (DFVLR), dem deutsch-französi- 
schen Forschungsinstitut Saint-Louis (ISL) 
und einer ressorteigenen Forschungsanstalt 
(FWG) durchgefüliri. Daneben werden For- 
schungsabteilungen der Industrie und — in 
geringem Umfang — Wissenschaftler an 
Hochschulen herangezogen. 

O Wehrmedizinische Forschung: WesenUiche 
Maßnahmen und Ergehn J5se; Seuchenbe- 
kämpfung und Hygiene, Physiologie, Arbeits- 
medizin und FJugmedizin, Strahlenbiologie, 
Pharmakologie, Toxikologie und Pharmazie 
sowie Chirurgie und andere Gebiete. 
Wehrmedizinische Forschungsergebnisse 
brachten Fortschritte in der Entwicklung dia- 
gnostischer Schnellverfahren zum Nachweis 
von InfekUonskrankheiten und von neuen 
und vereinfachten ImmvinLsterungsverfahren 
gegen kriegsbedingte Seuchen und Infektio- 
nen. 

Maßnahmen zur Lärmbekämpfung beruhen 
auf umfangreichen Untersuchungen und Er- 
kenntnissen, die insbesondere Liber das 
KnalUrauma, seine Analyse, Vorbeugung, 
Diagnose, Behandlung, Prognose und Begut- 
achtung erbracht worden sind. 

Die Untersuchung sergebnisse über den septi- 
schen Schock, die Verbrermungskrankheit 
und den hypovolämischen Schock beeinfluß- 
ten die heute üblichen Stand ardtherapien 
durch Plasmaexpander oder die bilanzierte 
InfusLonstherapie und den Elekirolytstoff- 
wechsel ganz wesentlich. 

Die Entwicklung des Dimelhylaminophenols 
als Therapeutikum der Blausäurevergiftung 
hat international Interesse und Anerkennung 
gefunden. 

Finanzplanung Wehrforschung 

1978: 185 1979: 183 1980: 185 1981: 187 


— Wehrfechnfsche und sonstige Entwicklung 

O Aufbauend auf den Ergebnissen der wehr- 
technischen Forschung bereitet die wehr- 
technische Entwicklung und Erprobung die 
Modernisierung der Bcndeswehrrüstung auf 
der Grundlage der militär-strategischen Kon- 
zeption und daraus abgeleiteter taktischer 
Forschungen durch BereitstelLen technisch 
einführungsreifen Materials — weitgehend 
in bi- oder multilateraler Zusammenarbeit mit 
Bündnispartnern — vor. 

Mit Planungs- und Managemenlhilfen sowie 
tedinisdien Beweilungsstudien (rd. 3 Vä) un- 
terstützt sie den Willensbildungs- und Ent- 
scheidungsprozeß, 

Der Bereich ^Künftige Technik“ (rd. 23 ^/o) 
trägt durch Technologie- und Realisierbar- 
keitsstudien sowie durch Komponenten- und 
Experimentalentwicklungen dazu bei, das 
tedinisdie, zeitliche nnd finanzielle Risiko 
künftiger Entwiddungsvorhaben zu begren- 
zen. 

Der Bereidi „Geräte und Projekte** (rd. 74 %) 
umfaßt die Entwicklung und Erprobung kon- 
kret geforderten Wehraiaterials vom Konzept 
bis zum technisch reifen, truppen verwend- 
baren und in Serie beschaffbaren Produkt. 
Wesentliche Gebiete der Entwidtlung sind ge- 
genwärtig Panzer und Panzerabwehrwaffen, 
Flugabwehrwaffen, Kampfflugzeuge und ihre 
Bewaffnung sowie Verbesserung der AuJklä- 
rungs- und FührungsmitteL 

O Entwicklungen und Erprobungen erfolgen 
auch in den Bereichen der Wehnnedizin und 
-Psychologie sowie iin Sanitätswesen. 

Finanzplanting: Wehrtedinisdie und sonstige 

Entwidclung 

1978: 1,522 1979: t.545 1980: L481 

1981: K243 

Fii£-Aasgaben für dJe Erhaltung der äußeren 

Sicherheit 

1978: L707 1979: 1,728 1980: 1.660 

1981: 1.430 


FuE-Ausgaben für die Außere Sicherheit 


Jahr 

1975 

1976 

197? 

1973 

1979 

1980 

1981 

Millionen DM 

1 449,0 

t 564,3 

1 594,0 

1 707,0 

1 728,0 

! 666,0 

! 430.0 
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III. Teil 

Forschungsförderungseinrichtungen und Forschungseinrichtungen in der 
Bundesrepubiik Deutschiand 


1 Forschungsförderungselnrichtungen 
in der Bundesrepublik Deutsctiland 
(Aufgaben, Struktur und Ausgaben) 

74. Neben der unmittelbaren Forderung von For- 
schung und Entwicklung durch Bund, Länder, Ge- 
meinden und Wirtsdiaft kommen der Finanzierung 
und ünterstüLzung der Forsdiung über Forsdiungs-* 
förderungsorganisationen, Stiftungen und For- 
sdiungs Vereinigungen wichtige Aufgaben zu. Die 
Arbeitsteilung, die sich zwischen den Forschungs- 
förderungsorganlsationen herausgebildct bat, erlaubt 
die Entwicklung unterschiedüdier Verfahren und 
Konzepte, die sich häufig gegenseitig ergänzen und 
der Vielsdiiditigkeit der Forschung und ihrer Auf- 
gaben Rechnung tragen. Aufgrund ihrer höheren 
Rislkobereitschafl ist die Forschungsförderung der 
Stiftungen für Außenseiter besonders bedeutend. 
Dieses pluraJistische Fürderungssystem gewährlei- 
stet^ daß den unterschiedlichsten Forschungsinteres- 
sen und Forschungsbedürfnissen entsprochen wer- 
den kann. 

Die größte und wichtigste Forschungsförderungsein- 
nditung in der Bundesrepublik Deutschland, die 
Deutsdie Forsdiungsgemeinschaft, konzentriert ihre 
Förderung hauptsächlich auf die Hochschuiforschung. 


Die Stiftung Volkswagenwerk und der Stifterver- 
band für die Deutsche Wissenschaft haben sich die 
Aufgabe gestellt, ihre Förderung möglichst auf die 
Bereidie auszurichten, die von der öffentlidien Hand 
oder der Deutschen Forschungsgemeinschafl nidit 
genügend gefördert werden. Darüber hinaus gibt es 
eine große Zahl weiterer Stiftungen, deren Erträge 
für die Förderung der Wissenschaft verwandt wer- 
den (vgl. Empfehlungen des Wissenschaftsrats zur 
Organisation, Planung und Förderung der For- 
schung, Teil III. 2), Die Arbeitsgemeinschaft Indu- 
strieller Forsdiungsvereinigungen (AIF) hat die Auf- 
gabe, die Gerne Lnschaftsforsthung kleiner und mittle- 
rer Unternehmen zu unterstützen. Sie erhält hierzu 
zusätzlich zu den von ihren Mitgliedsvereinigungen 
aufgebrachten Mitteln staatliche Znsdiüsse. 

Diese Forschungsförderungseinrichtungen und die 
bedeutendsten außeruniversitären Forsch ungsein- 
richtungen werden in den folgenden Datenblättern 
ln Fortsetzung zum Bundesberidit Forschung V und 
des Faktenberidils 1977 beschrieben. Die Flnanz- 
übersichlen der außeruniversitären Forschungsein* 
rieht ungen umfassen die laufenden Ausgaben und 
die Investitionen der Einrichtungen und beruhen für 
die Jahre 1979 bis 1982 auf deren Finanzplanung; 
außerdem geben sie eine Übersicht über das Perso- 
nal dieser Einriditungen. 
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Deutsche Forschungsgemeinschaft e.V. (DFG), Bonn-Bad Godesberg; 

Mitglieder: 42 Hochschulen, 12 außeruniversltäre Forschungseinrichtungen, 5 Akademien, 3 Wissenschafts- 
verbände (Stand: Ende 1978) 

Finanzierung: Bund (50®/o) und Länder (50®/o); für Sonderforschungsbereiche Bund-Länder 75:25 ®/o so- 
wie zusätzliche Stiftungsmittel und Sonderfinanzierungen des Bundes für bestimmte Aufgaben. 


Aufgaben 

75. Die DFG ist eine Forschungsförderungsorgani- 
sation, die die Wissenschaft in allen Zweigen fördert 

— durch finanzielle Unterstützung von Forschungs- 
vorhaben, 

— durch Förderung der Zusammenarbeit unter den 
Forschern, 

— durch Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses. 

Sie berät Parlamente und Behörden in wissenschaft- 
lichen Fragen und pflegt die Verbindung der For- 
schung zur Wirtschaft und zur ausländischen Wis- 
senschaft. 

Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügt die DFG 
über folgende wesentlichen Instrumente und Ver- 
fahren: 

a) Normalveriahren (1978 ca. 42®/o der DFG-Mittel) 

Im Normalverfahren kann jeder Forscher Mittel 
für eigene Forschungsprojekte erhalten, ohne daß 
die DFG Einfluß auf deren Inhalt nimmt? dieses 
Verfahren läßt einen breiten Spielraum für Initia- 
tive und Kreativität des Einzelforschers, der nur 
einem qualifizierten, meist schriftlichen Begut- 
achtungsverfahren (i.d. R. zwei gewählte Fachgut- 
achter und der Fachausschußvorsitzende) unter- 
liegt. Aus dem Normalverfahren lassen sich früh- 
zeitig neue Ansätze für Schwerpunktprogramme, 
Forschergruppen und ggf. Sonderforschungsbe- 
reiche erkennen. Außerdem wird der wissen- 
schaftliche Nachwuchs gefördert (Ausbildungs- 
und Forschungsstipendien, Habilitationsstipen- 
dien, Personalmittel für wissenschaftliche Mitar- 
beiter in Forschungsprojekten). 

b) Sdiwerpunktverfahren (1978 ca. 16®/o der DFG- 
Mittel) 

Im Schwerpunktverfahren arbeiten Forscher ver- 
schiedener Einrichtungen mit ihren Forschungs- 
projekten im Rahmen eines Schwerpunktpro- 
grammes für eine begrenzte Dauer (i. d. R. fünf 
Jahre) überregional zusammen. Hierbei wird das 
Schwerpunktprogramm als Ganzes vom Senat 
gebilligt, die einzelnen Anträge werden in einer 
Besprechungsgruppe der Antragsteller abge- 
stimmt und von einer Prüfungsgruppe begutach- 
tet. 


c) Forsdiergruppen (1978 ca. 2,5 ®/o der DFG-Mittel) 

Forschergruppen sind mittelfristig angelegte Zu- 
sammenschlüsse von jeweils wenigen Wissen- 
schaftlern — i. d. R. lokal oder regional — zur 
gemeinsamen Bearbeitung besonders innova- 
tionsträchtiger, meist an den Grenzen mehrerer 
Disziplinen liegender Spezialgebiete. Die For- 
schergruppe ist auch ein Instrument der Struktur- 
förderung, das die Bildung örtlicher Schwerpunk- 
te vorbereiten helfen kann. 

d) Sonderlorsdiungsbereidie (1978 ca. 32 ®/o der 
DFG-Mittel) 

Sonderforschungsbereiche sind langfristig ange- 
legte örtliche oder regionale Forschungsschwer- 
punkte einer oder mehrerer Hochschulen, oftmals 
in Zusammenarbeit mit außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen. Sie dienen der Förderung 
der Zuscimmenarbeit, insbesondere unter Über- 
windung disziplinärer und institutioneller Gren- 
zen sowie der Konzentration der Kräfte in ört- 
lichen Schwerpunkten. Antragsteller ist stets eine 
Hochschule. Die Begutachtung erfolgt am Ort der 
Sonderforschungsbereiche durch Prüfungsgrup- 
pen, in deren Zusammensetzung Kontinuität an- 
gestrebt wird. Eine wichtige Vorform für die Son- 
derforschungsbereiche kann die Forschergruppe 
als örtliche Schwerpunktbildung sein. 

e) Die Förderung von Bibliotheken, die Finanzie- 
rung von Rechenanlagen und Großgeräten und 
die Errichtung von Hilfseinrichtungen der For- 
schung dienen dem Aufbau und der Erhaltung 
der für die Forschung notwendigen Infrastruktur. 

über 90 ®/o der bewilligten Mittel fließen in die 
Hochschulen. Nach Schätzungen wird etwa ein Sieb- 
tel des dort in der Forschung tätigen Personals aus 
Mitteln der DFG bezahlt. 

Zur Beratung von Parlamenten und Behörden sowie 
zur Koordinierung von Forschungsvorhaben sind in 
der DFG etwa 30 Senatskommissionen und -aus- 
schüsse tätig, z. B. zur Prüfung gesundheitsschädli- 
cher Arbeitsstoffe und zur Prüfung von Rückstän- 
den in Lebensmitteln. Im Apparateausschuß der DFG 
werden Empfehlungen zu Anmeldungen von Groß- 
geräten im Rahmen des Hochschulbauförderungsge- 
setzes (HBFG) erarbeitet. Die Kommission für Re- 
chenanlagen prüft Anmeldungen im HBFG sowie An- 
träge auf Ausstattung regionaler Rechenzentren im 
Rahmen des 3. DV-Programmes. Die Pflege wissen- 
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schaftlicher Beziehungen zum Ausland gesdiieht 
u. a. im Rahmen einer Vielzahl bilateraler Abkom- 
men und Austauschprogramme, durch die Mitglied- 
schaft in internationalen Wissenschaftsorganisatio- 
nen und durch die Finanzierung von Kongreß-, In- 
formations- und Vortragsreisen deutscher Wissen- 
schaftler ins außereuropäische Ausland und in den 
Ostblock. Hierfür stehen teilweise Sondermittel des 
BMFT und des Auswärtigen Amtes zur Verfügung. 

Struktur 

76. Die DFG ist eine wissenschaftliche Selbstver- 
waltungsorganisation. in der alle Einrichtungen der 
Forschung von allgemeiner Bedeutung Mitglied wer- 
den und damit die Richtlinien für die Arbeit der DFG 
bestimmen können. 


Zentrales wissenschaftliches Entscheidungsgremium 
ist der Senat, dem 33 Wissenschaftler aller Fachrich- 
tungen angehören. Der Senat verabschiedet u. a. 
jährlich das Schwerpunktprogramm der DFG und be- 
schließt über die mittelfristige Aufgaben- und Fi- 
nanzplanung (Grauer Plan). Der Hauptausschuß der 
DFG beschließt über die finanzielle Förderung der 
Forschung, insbesondere durch Entscheidungen über 
Einzelanträge. Er besteht aus 15 Wissenschaftlern, 
die zugleich Mitglieder des Senats sind, je sechs Ver- 
tretern des Bundes und der Länder und zwei Vertre- 
tern des Stifterverbandes für die Deutsche Wissen- 
schaft. über die Sonderforschungsbereiche entschei- 
det ein Bewilligungsausschuß, dem die Mitglieder 
des Senatsausschusses für die Sonderforschungsbe- 
reiche und Vertreter des Bundes und aller Länder 
angehören. 


Förderungsmittel der DFG 1975 bis 1978 



1975 

1976 

1977 

1978 


Millionen 

DM 


Millionen 

DM 


Millionen 

DM 

•/. 

DM 

Millionen 


Ist-Einnahmen — 

Herkunft der Mittel 









Bund 

344,5 

55,6 

367,6 

56.9 

382,2 

56,6 

415,15 

53,5 

darunter: 









für die Sonderforschungsbereiche 

126,0 

20,3 

141,5 

21.9 

147,0 

21.8 

166,16 

23,4 

Länder 

266,0 

42,9 

269,9 

41.8 

283,3 

41.8 

286,75 

40,4 

darunter: 









für die Sonderforschungsbereiche 

63,0 

10.2 

60,6 

9.4 

63,0 

9.3 

55,39 

7,8 

Stiftungen 

7,6 

1.2 

5,5 

0.9 

3.6 

0.5 

3,77 

0,6 

eigene Einnahmen 

1,9 

0.3 

3,1 

0.4 

7,4 

1.1 

3,57 

0.5 

insgesamt . . . 

620,0 

100.0 

645,1 

100.0 

675,5 

100.0 

709,59 

100.0 

Zum Soll gestellte Bewilligungen 
nach Förderungsveriahren *) 









Normalverfahren 

219.4 

38.1 

197,5 

33.6 

357,8 

45.5 

288,8 

44.1 

Schwerpunktverfahren 

111,9 

19.4 

119,7 

20.4 

126,5 

16.1 

110,7 

15.7 

Forschergruppen 

10,8 

1.9 

7,1 

1.2 

17,4 

2.2 

17,7 

2.5 

Hilfseinrichtungen der Forschung . . 

10,4 

1.8 

9,5 

1.6 

12,3 

1.5 

10,7 

1.5 

Großgeräte, Rechenanlagen 

11,1 

1.9 

20,5 

3.5 

25,3 

3.2 

18,0 

2.6 

wissenschaftliches Bibliothekwesen 

15,0 

2.6 

15,5 

2.6 

15,4 

2.0 

16,4 

2.3 

Auslandsbeziehungen 

12,4 

2.2 

12,8 

2.2 

12.1 

1.5 

15,4 

2.2 

Sonderforschungsbereiche 

184,5 

32.1 

205,2 

34.9 

220,1 

28.0 

226,0 

32.1 

insgesamt *) . . . 

575,5 

100.0 

587,8 

100.0 

786,9 

100.0 

703,7 *) 

100.0 


’) ohne Zusatzbewilligungen und Löschungen 

») 1978 zusätzlich 15,7 Millionen DM für 87 Stipendien des Heisenberg-Programms 
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Verteilung der Bewilligungen der DFG nadi Wissenschaftsbereidien und 
Fachgebieten in den Jahren 1975 bis 1978 (ohne nichtaufteilbare Programme) 


Wissenschaftsbereich/Fachgebiet 

1975 


1976 


1977 


1978 


Millionen 

DM 

•/. 

Millionen | 
DM 1 


Millionen 

DM 


Millionen 

•/. 

DM 

Geistes- und Sozialwissenschaften 

92,2 

17,2 

86,4 

15,9 

126,4 

17,0 

119,2 

18.2 

Gesellschaftswissenschaften 

32,7 

6,1 

29,4 

5,4 

38.9 

5,2 

40,0 

6.1 

Geschichts- und Kunstwissen- 
schaften 

32,6 

6,1 

30,4 

5,6 

44,3 

6,0 

37,4 

5.7 

Sprach- und Literatur- 
wissenschaften 

15,8 

2,9 

14,8 

2,7 

24,1 

3,2 

20,9 

3.2 

Theologie, Philosophie, Psycho- 
logie, Pädagogik 

11.1 

2,1 

11,8 

2,2 

19,1 

2,6 

20.9 

3.2 

Biowissenschaften 

107,9 

36,8 

196,8 

36,1 

276,6 

37,2 

238,0 

36.2 

Medizin, Emährungsforschung . . 

115,6 

21,5 

111,3 

20,4 

154,4 

20,8 

139,6 

21.2 

Biologie 

54,5 

10,1 

59,2 

10,9 

86,8 

11,7 

66,3 

10.1 

Veterinärmedizin 

9,5 

18 

10,5 

1,9 

12.1 

1,6 

11,0 

1.7 

Agrar- und Forstwissen- 
schaften 

18,3 

3,4 

15,8 

2,9 

23,3 

3,1 

21,1 

3.2 

Naturwissensdiaften 

132,1 

24,6 

133,2 

24,4 

181,1 

24,4 

162,3 

24.7 

Mathematik 

4.0 

0,7 

4.3 

0,8 

6,8 

0,9 

6,8 

1.0 

Physik 

48,2 

9,0 

47,4 

8,7 

59,9 

8,1 

55,5 

8.5 

Chemie 

39,1 

7,3 

38,2 

7,0 

59,6 

8,0 

46,5 

7.1 

Geowiss. (feste Erde), Meeres- 
und Wasserforsch., Atmosphäri- 
sche Wissenschaften 

40,8 

7,6 

43,3 

7,9 

54,8 

7,4 

53,5 

8.1 

Ingenieurwissenschaften 

115,4 

21,4 

128,6 

23,6 

159,5 

21,4 

137,7 

20.9 

Allg. Ingenieurwiss. und 
Maschinenwesen 

70,7 

13,1 

77,4 

14,2 

102,6 

13,8 

88,4 

13.5 

Architektur, Städtebau, 
Bauingenieurwesen 

26,2 

4,9 

28,1 

5,2 

30,0 

4,0 

22,3 

3.4 

Bergbau und Hüttenwesen 

5,5 

1,0 

6,6 

1,2 

10,1 

1,3 

10,1 

1.5 

Elektrotechnik 

13,0 

2,4 

16,5 

3,0 

16,8 

2,3 

16,4 

2.5 

insgesamt *) . . , 

537,6 

100,0 

545,0 

100,0 

743,6 

100,0 

656,7 

100,0 


*) Bewilligungen in dem entsprechenden Jahr einschließlich Voraus- und Weiterbewilligungen für nachfolgende Jahre. 

Ohne Berücksichtigung von Zusatzbewilligungen und Löschungen. 

*) Normal- und Schwerpunktverfahren, Großgeräte (über 100 000 DM), Forschergruppen, Hilfseinrichtungen der For- 
schung und Sonderforschungsbereiche. Für die Sonderforschungsbereiche sind nur die im Haushaltsjahr zur Verfü- 
gung gestellten Mittel enthalten. 
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Regionale Verteilung der Sonderforschungsbereiche 1978 

Bundesland 

Universität 

1978 

Regionale Verteilung der 
Sonderforschungsbereiche 

1963 bis 1978 
seit Beginn der 
Förderung insgesamt 

Anzahl 

•/o 

Millionen 

DM 


Millionen 

DM 


Baden- W ürttemberg 







Freiburg 

2 

1.9 

5,66 

2,5 

56,90 

3,5 

Heidelberg 

5 

4J 

7,46 

3,3 

61,96 

3,9 

Hohenheim 

2 

L9 

2,71 

12 

16,18 

1,0 

Karlsruhe 

3 

2.9 

7,02 

3,1 

60,67 

3,8 

Konstanz 

3 

2,9 

6,10 

2,7 

32,82 

2,1 

Mannheim 

1 

0.9 

2,71 

1,2 

16,98 

1,1 

Stuttgart 

5 

4,7 

10,62 

4.7 

93,06 

5,8 

Tübingen 

4 

3,8 

7,23 

3,2 

45,23 

2,8 

Ulm 

2 

1.9 

5,20 

2,3 

31,51 

2,0 

zusammen . . . 

27 

25,6 

54,71 

24,2 

415,31 

26,0 

Bayern 







Erlangen-Nürnberg 

2 

1,9 

2,49 

1.1 

15,76 

1.0 

München (Uni) 

3 

2.9 

8,36 

3.7 

86,51 

5.4 

München (TU) 

8 

7.6 

12,89 

5.7 

66,07 

4.1 

Würzburg 

2 

1.9 

4,75 

2.1 

22,91 

1.4 

zusammen . . . 

15 

14,3 

28,49 

12,6 

191,25 

11,9 

Berlin 







Freie Universität 

2 

1.9 

5,65 

2.5 

56,56 

3,5 

Technische Universität 

2 

1.9 

4,29 

1.9 

40,65 

2,5 

zusammen . . . 

4 

3,8 

9,94 

4.4 

97,21 

6.0 

Hamburg 







Hamburg 

4 

3,8 

13,56 

6.0 

95,42 

5,9 

Hessen 







Darmstadt 

1 

0.9 

1,13 

0.5 

13,24 

0,8 

Frankfurt 

1 

0.9 

1,36 

0.6 

18,29 

1,1 

Gießen 

2 

1.9 

6,33 

2.8 

34,12 

2,1 

Marburg 

3 

2.9 

7,23 

3.2 

35,36 

2,2 

zusammen . . . 

7 

6.6 

16,05 

7,1 

101,01 

6,2 
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Bundesland 

Universitdt 

1978 

Regionale Verteilung der 
Sonderforschungsbereiche 

1963 bis 1978 
seit Beginn der 
Förderung insgesamt 

Anzahl 


Millionen 

DM 

•/f 

Millionen 

DM 

V. 

Niedersachsen 







Braunschweig 

2 

1.9 

4.97 

2.2 

36,58 

2,3 

Göltingen , . . 

6 

5.8 

11,53 

5.1 

68,95 

4,3 

Hannover (TiHo) 

2 

1.9 

4.30 

1.9 

23,66 

1.5 

Hannover (TU) 

4 

3,8 

10,17 

4,5 

87,21 

5.4 

zusammen . • . 

14 

13.4 

30.97 

13.7 

216,40 

13.5 

Nordrhein- Westfalen 







Aachen 

6 

5,8 

16,05 

7.1 

118,22 

7.4 

Bochum 

3 

2.9 

5,20 

2.3 

23,86 

1.5 

Bonn V 

5 

4.7 

9,72 

4.3 

49,96 

3.1 

Düsseldorf 

2 

1.9 

4,07 

1.8 

26,82 

1.7 

Köln 

3 

2.9 

7,46 

3.3 

51,90 

3.2 

Münster 

5 

4.7 

9,26 

4.1 

52.89 

3.3 

zusammen • « . 

24 

22,9 

51,76 

22.9 

323,65 

20,2 

Rheinland-Pfalz 







Kaiserslautem 

I 

0.9 

1,13 

0.5 

1,13 

0.1 

Mainz 

3 

2.9 

5,87 

2.6 

64,61 

4.0 

zusammen • . . 

4 

3.8 

7,00 

3.1 

65,74 

4,1 

Saarland 







Saarbrücken • . 

3 

2,9 

6,10 

2,7 

44,53 

2,8 

Schleswlg-Holstela 







Kiel 

3 

2.9 

7,46 

3,3 

53,81 

3.4 

insgesamt . » . 

105 

100,0 

228,04 

100,0 

1 604,33 

100.0 
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Stiftung Voikswagenwerk, Hannover 

Finanzierung: Erträge au3 Stiftungskapital und Dividenden auf Aktienbesitz von Bund und Land Niedersach- 
sen an der Voikswagen AG 


Aufgaben 

77. Die Stiftung Volkswagenwerk — 1961 von der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Land Nieder- 
sachsen gegründet — hat die Aufgabe, Wissenschaft 
und Technik in Forschung und Lehre zu fördern. Sie 
greift insbesondere solche Gebiete und Themen auf, 
die vom Staat oder von anderen Forschungsförde- 
rungseinrichtungen nicht oder nicht ausreichend be- 
rücksichtigt werden. Dabei ist die Stiftung bestrebt, 
ihre Förderungsarbeit mit der öffentlichen Hand ab- 
zustimmen. Da sie nicht an das staatliche Haushalts- 
recht gebunden ist, kann sie über ihre Förderungs- 
mittel flexibel disponieren. 

Das Schwerpunklprogramm ist m den letzten Jahren 
erheblich verändert worden (so sind u. a. Bildungs- 
forschung und Biomedizinische Technik inzwischen 
abgeschlossen, geschichts-, kultur- und gesellschafts- 
wissenschaftliche Schwerpunkte hinzugekümmen)i 
das Förderungsprogramra wird auch künftig, den Er- 
fordernissen entsprechend, fortentwickelt werden. 
Neben fächer- oder problemorientierten Schwerpunk- 
ten besteht in begrenztem Rahmen auch fachoffene 
Förderung (vgl Vbeisiäü), Bei Anträgen aus dem 
Ausland werden Angaben über die Kooperation mit 
wissenschaftlichen Einrichtungen oder Wissenschaft- 
lern in der Bundesrepublik Deutschland grundsätz- 
lich vorausgesetzt. 

Struktur und Fördermittel 

78. Den Vorstand der Stiftung bildet ein ehrenamt- 
lich arbeitendes Kuratorium von H Mitgliedern, von 
denen je 7 von der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Land Niedersachsen für eine Amtszeit von fünf 
Jahren berufen werden. Das Stiftungskapital beträgt 
rund I Mrd. DM. Die jährlich zur Verfügung stehen- 
den Fördermittel fallen in erster Linie aus den Er- 
trägen des Stiftungskapitals an. Weiterhin stammen 
sie aus den jährlichen Ausschüttungen auf den 
Aktienbesitz des Bundes und des Landes Nieder- 
sachsen von je 20 ®/o des ursprünglichen Grundkapi- 
tals der Volkwagenwerk AG, die der Stiftung sat- 
zungsgemäß zufließen 

Schwerpunktliste (Stand März 1978) 

Schwerpunkte mit überwiegend gelstes- und gesell- 
schaftswissenschaftlicher Themenstellung : 

— Wissenschaft und Technik — Historische Entwick- 
lung und Sozialer Kontext 


— Geschichtsforschung und Geschichlsdarslellung im 
Europäischen Zusammenhang und Vergleich 

— Erfassen, Erschließen, Erhalten von Kulturgut als 
Aufgabe der Wissenschaft 

— Musiker-Gesamtausgaben (begrenzte Fördermaß- 
nahme) 

— Entwicklungspsychologie 

— Rechtslatsachenforschung 

— Forschung im Bereich der Internationalen Bezie- 
hungen 

— Deutschland nach 1945 — Entstehung und Ent- 
wicklung der Bundesrepublik und der DDR (in 
Vorbereitung) 

— Wandel und Krisenfaktoren in Demokratischen 
Industriegesellschaften 

— Gegenw'artsbezogene Forschung zur Region Vor- 
derer und Mittlerer Orient 

— Gegenwartsbezogene Forschung zur Region Süd- 
ostasien 

— Gegenwartsbezogene Forschung zur Region Ost- 
europa 

— Nordamerika-Studien 

— Wanderbewegungen von Arbeitnehmern in Euro- 
pa (einschließlich der außereuropäischen Entsen- 
deländer) 

Schwerpunkte mll überwiegend naturwissenschaftli- 
cher, ingenieurwissenschaftiicher und medizinischer 

Themenstellung: 

— Zellbiologie 

— Ökogenetik 

— Mathematische und Theoretische Grundlagen in 
den Ingenieurwissenschaften 

— Mikrochirurgie 

— Das chronisch-kranke Kind 

Ubergreifende Schwerpunkte 

— Alternsforschung 

— Archäometrie 

- — Systemforschung 

Fachoffene Schwerpunkte 

— Symposienprogramm 

— Akademie-Stipendien 

— Internationale Begegnungszentren der Wissen- 
schaft (begrenzte Förderungsmaßnahmen). 
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Bei den Fördermaßnahmen handelt es sidi meist um 
Forschungsvorhaben; doch werden auch wissen- 
schaftlicher Erfahrungsaustausch und Nachwuchs in- 


tensiv gefördert (z. B. in bestimmten Bereichen Ha- 
bilitiertenförderung zur Sicherung des Hochschulleh- 
rernachwuchses). 


Gesamtausgaben (in Millionen DM) und Mitarbeiter 1973 bis 1977 


1 

1973 1 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

Förderungsmittel 






(Bewilligungen) *) 

47,4 

48,4 

62,0 

86,1 

103,1 

Verwaltungskosten 

4,9 

6,3 

5.9 

6,0 

6,4 

Anzahl der Mitarbeiter 

106 

105 

93 

91 

91 


*) Auszahlungen davon zeitlich abweichend 
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Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfliktforschung e.V. (DGFK), Bonn-Bad Godesberg 

Mitglieder: Bund, Länder. Kirchen und Spitzenorganisationen der Sozialpartner 
Finar)zierung: ab 1. Januar 1977: Bund 80 ®/o. Länder 20 ®/o außer Saarland 


Aufgaben 

79. Die Deutsche Gesellschaft für Friedens- und 
Konfliktsforschung e.V. (DGFK) fördert seit 1970 
die Friedens- und Konfliktforschung in der Bun- 
desrepublik Deutschland. Die geförderten For- 
schungsgebiete umfassen konflikt- und krisentheore- 
tisdie Studien. Konfliktpotentiale internationaler 
Schichtungen und Abhängigkeiten, Zusammenhänge 
von sozio-ökonomischer Struktur und außenpoliti- 
schem Verhalten, Rüstungsdynamik und Konflikten, 
friedlichem Wandel und Übergangsstrategien; For- 
men Iransnationaler und multinationaler Koopera- 
tion. gewaltfreie Aktionen, pädagogische Bedingun- 
gen des Friedens. Umsetzung von Friedensforschung 
in Politik. Seit 1971 bis 1977 hat die DGFK insgesamt 
159 Projekte für etwa 16 Millionen DM gefördert. 

Nach anfänglicher Streuung der Fördermittel werden 
die Mittel seit 1973 schwerpunktmäßig eingesetzt, 
wobei etwa 25 ^/o auch weiterhin für Projekte außer- 
halb der Schwerpunkte zur Verfügung stehen. Der- 
zeitige Schwerpunkte sind; 

— „Friedenswahrung und Übergangsstrategien in 
Europa'' 

— «Konflikte zwischen westeuropäischen Industrie- 
staaten und Entwicklungsländern und deren fried- 
liche Überwindung". 

Innerhalb dieser Schwerpunkte wird der Sicherheits-, 
Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet. 

Neben Forschungsprojekten fördert die Gesellschaft 
wissenschaftliche Veranstaltungen und bedingt auch 


Publikationen. Die ebenfalls vorgesehene Förderung 
von Lehre und Nachwuchs wurde mit der Einrich- 
tung einer Carl-von-Ossietzky-Professur für Frie- 
dens- und Konfliktforschung eingeleitet. Die Gesell- 
schaft arbeitet mit Institutionen ähnlicher Zielset- 
zungen (Hessische Stiftung für Friedens- und Kon- 
fliktforschung, Institut für Friedensforschung und 
Sicherheitspolitik an der Staatsuniversität Hamburg) 
und mit internationalen Organisationen und Institu- 
tionen zusammen und veröffentlicht regelmäßig In- 
formationen, Schwerpunktmaterialien und Mono- 
graphien. 


Struktur 

80. Die Förderrichtlinien werden von einem Kurato- 
rium festgelegt, in dem Wissenschaftler und Vertre- 
ter der gesellschaftlichen Kräfte paritätisch vertreten 
sind. Die zu fördernden Projekte werden von einer 
Kommission geprüft und bewilligt, die aus zwölf 
Wissenschaftlern besteht, die je zur Hälfte vom 
Kuratorium der DGFK und vom Senat der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft berufen werden. Die Bewil- 
ligungsbedingungen werden mit der DFG abge- 
stimmt. 

Im Rahmen der beiden Schwerpunkte initiiert die 
DGFK auch selbst geeignete Forschungsvorhaben. 
Sie stimmt die Projekte der einzelnen Schwerpunkte 
organisatorisch aufeinander ab; für jeden Schwer- 
punkt ist ein Projektkoordinator vorgesehen. Bel 
sich ergänzenden Vorhaben koordiniert die DGFK 
diese in Fachtagungen mit den Projeklbearbeitem. 
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Ausgaben 

Ist 

Soll 

Finanzplammg 

in Millionen DM 

1974 1 

1975 

1 1978 1 

1977 

1978 

1979 1 

1989 1 

1931 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

2,84 

3,12 

2,89 

3,11 

3,59 

3,75 

3,96 

4,23 

4,84 

da/tin^er: 










Personalausgaben * , . , . 

(0,44) 

(0,47) 

(0,44) 

(0,45) 

(0,48) 

(0,51) 

(0,51) 

(0,51) 

(0,51) 

Investitionen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

darunter; 










Bauten . * 










insgesamt , , , 

2,84 

3,12 

2,89 

3,11 

3,59 

3,75 

3,96 

4,23 

4,84 
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stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, Essen 

FfnanziBfung: Mitgliedsbeilräge, Spenden, Stiflungsfonds und treuhänderisch verwaltete Stiftungen der 
Wirtschaft 


Aufgaben 

81. Der Sllfterverband hat die Aufgabe, Wissen- 
sdiaft und Technik in Forschung und Lehre und den 
wissensdiaflUdi-technisdien Nachwuchs zu fördern. 
Er tut dies durch Globalzuwendungen an die wissen* 
schafthchen Selhstverwaltungsorganisationen \ 2 . B. 
Deulsdie Forsdiungsgemeinschaft und Max-Planck- 
Gesellschaft) ohne spezielle Piojektbindung durch 
das Wissenschaftszentrum Bonn-ßad Godesberg nadi 
der Neuorientierung im Jahre 1976 mit folgenden 
Förderzielen: 

— - die Selbstverwaltung in Wissenschaft und Wis- 
senschaftsförderung durch aktive Mitwirkung zu 
stärken, 

— wissenschaftliche Untersuchungen und Vorschlä- 
ge zu Struklurproblemen in der Forschungsorga* 
nisation anzuregen und durch ausgewählte Pro- 
jekte neue Entwicklungen anzustoBen oder zu 
beschleunigen, 

— den Dialog zwisdien der Wissenschaft einerseits, 
der Wirtschaft, Politik und Öffentlichkeit ande- 
rerseits durch Vortrags- und Diskussionsveran- 
stallungen zu fördern. 

Hierdurch wirkt der Stifterverband initiativ in unzu- 
reichend oder noch nicht geförderten Bereichen und 
schafft damit einen besonderen Anreiz für Spenden 
der Wirtschaft. 

Der Stifterverband hat darüber hinaus Dienstleistun- 
gen entwickelt: 

— das Stiftungszenlrum 

Aufgabe: Förderung des Stiftungswesens in der 
Bundesrepublik Deutschland durch Ermittlung 
und Dokumentation von Stiftungsdaten, durch In- 
formation, Meinungsbildung und Beratung poten- 
tieller Stifter; 


— die Treuhandverwaltung der zweckgebundenen 
Mittel seiner Mitglieder und Förderer sowie Für 
Stiftungen mit eitragssicherer Vennögensanlage 
und Programmberatung; 

— die Wissenschaftsslatistik 

Aufgabe: regelmäßige Etintlllung der Daten über 
Forschung und Entwidclung in der Wirtschaft, die 
in die amtlichen und offiziellen Statistiken {Bund, 
EG, OECD, UNESCO) eingehen, da ein For- 
schungsstatistikgesetz bisher fehlt; 

— eine auf die allgemeine Wissensdiaftsförderung 
gerichtete Öffentlichkeitsarbeit. Herausgabe der 
Zeitschrift „Wirtschaft und Wissensdiafl“ und 
des „Vademecum Deutsdier Lehr- und For- 
sdlungsÄtätten^ 

Der Stifterverband erhält seine Mittel aus folgenden 

Quellen: 

— MitgUedsbeiträge und Fördererspenden fl977: 
18,2 Millionen DM), über die der Stifterverband 
im Rahmen seiner Satzung frei verfügen kann. 
Sie bilden die Grundtage für die Initiativen des 
Slifterverbondes; 

— zweckempfohlene Spenden (1977: 18,5 Millionen 
DM)| 

— treuhänderische Stiftungen (1977: 65 Stiftungen 
und Stiftungsfonds mit einem Gesamtvermögen 
von 71,4 Millionen DM), bei denen der Stifter- 
verband die Verwaltung der zweckgebundenen 
Sliflungsvermögen und die Geschäftsführung 
übernimmt. 

Die Mitglieder dieses gememnüizigen, emgelrage- 

nen Vereins (z. Z, rund 5 500) sind Etnzelpeisonen, 

Unternehmen und Verbände, 


Förderungsmlttel und Verwaltungsausgaben von 1972 bis 1977 
Millionen DM 


1 

1 1973 1 

1974 1 

J975 1 

1976 1 

1977 1 

Fördeningsmillel * . 

37,6 

37,4 

39,2 

4i,4 

43,2 

Verwaltungsausgaben 

t.8 

1.3 

1.5 

U5 

1,7 
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Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen e.V. (AIF), Köln 


Finanzierung: Bund (Bundesminister für Wirtschaft) 


Aufgaben 

82. Die AIF ist ein Zusammenschluß von For- 
schungsorganisationen der Industrie mit der Aufgabe 
und dem Ziel, die Gemeinschaftsforschung und -ent- 
wichlung der kleinen und mittleren Unternehmen der 
Industrie und gewerblichen Wirtschaft in der Bun- 
desrepublik Deutschland zu fördern. Die AIF ver- 
steht sich als Selbstverwaltungsorganisation der 
Wirtschaft und vertritt die gemeinschaftlichen Inter- 
essen ihrer Mitgliedsvereinigungen. 

Aufgrund eines Vertrages mit dem Bundesministe- 
rium für Wirtschaft (BMWi) hat sie die Abwicklung 
des Programms zur Förderung der industriellen Ge- 
meinschaftsforschung übernommen. Es werden For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben aus vielen Be- 
reichen der Technik gefördert, die an den Bedürfnis- 
sen der Industrie ausgerichtet sind. Ihre Ergebnisse 
werden veröffentlicht und stehen allen an der Ge- 
meinschaftsforschung beteiligten Industriezweigen 
zur Verfügung. Wegen der angestrebten Breiten- 
wirkung sind bewußt keine Förderungsschwerpunkte 
gesetzt worden. In die Förderung einbezogen ist seit 
1978 auch die Umsetzung der Forschungsergebnisse 
in die Praxis (Technologietransfer). 

Vom Bundesminister für Forschung und Technologie 
ist die AIF im Einvernehmen mit dem BMWi mit 
der Abwicklung der 1978 anlaufenden Maßnahme 
„Förderung von FuE- Aufträgen von Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft** (externe Vertragsfor- 
schung) beauftragt. 


und Eigenaufwendungen der Industrie 


Eine wesentliche Voraussetzung für die Förderung 
durch den BMWi ist, daß die Forschungsvereinigun- 
gen der Industrie mindestens Mittel in der gleichen 
Höhe wie der BMWi für die Gemeinschaftsforschung 
aufbringen. Tatsächlich beträgt die Leistung der In- 
dustrie aber ein Mehrfaches. Dieser Tatsache wird 
der BMWi künftig durch eine verstärkte Förderung 
Rechnung tragen. 

Die AIF berät darüber hinaus die deutsche Wirt- 
schaft in allen Fragen der industriellen Gemein- 
schaftsforschung und -entwicklung, fördert den Er- 
fahrungsaustausch zwischen Wissenschaft und Indu- 
strie und widmet sich der Dokumentation der For- 
schungs- und Entwicklungsergebnisse. 

Struktur 

Die AIF hat die Rechtsform eines eingetragenen Ver- 
eins. Ihr gehören z. Z. 80 gemeinnützige industrielle 
Forschungsvereinigungen an, die mehr als 8 000 fast 
ausschließlich kleine und mittlere Unternehmen aus 
31 Industriesparten repräsentieren. Diese For- 
schungsvereinigungen unterhalten entweder eigene 
Institute (z. Z. 63) oder arbeiten mit Hochschulinsti- 
tuten, Max-Plandc-Instituten, Bundesanstalten u. a. 
zusammen. Die Prüfung der Vorhaben erfolgt in AIF- 
Gutachtergruppen. Im Bewilligungsausschuß der AIF, 
dem Wissenschaftler, Vertreter des Bundes, der Län- 
der und der Wirtschaft angehören, wird über die 
einzelnen Vorhaben und über die Verteilung der 
Mittel entschieden. 


Ausgaben 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

in Millionen DM 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Zuwendungen des Staates 

42,9 

45,1 

47,1 

50,4 

59,0 

67,0 

70,0 

75,0 

77,0 

Eigenleistungen der 

Industrie rd 

150,0 

178,0 

180,0 

200,0 

210,0 










insgesamt . . . 

192,9 

223,1 

227.1 

250,4 

269,0 
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2 Forschungseinrichtungen 

in der Bundesrepubiik Deutschiand 

(Forschungslandkarte der FuE-Kapazitäten) 

2.1 Regionale Aspekte der Forschungsförderung 

83. Die FuE-Förderung der Bundesregierung orien- 
tiert sich an den forsdiungspolitisdien Zielen der 
Förderschwerpunkte und der wissensdiaftlidi-tech- 
nischen Förderungswürdigkeit von FuE-Einrichtun- 
gen und FuE-Vorhaben und ist insofern nicht regio- 
nal ausgerichtet. Bei der Ansiedlung von FuE- 
Kapazitäten» die Bedeutung für die kulturelle» wis- 
senschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung einer 
Region haben, ergeben sich aber regionale ein- 
kommens- und beschäftigungspolitische Wirkungen, 
z. B. Beschäftigung von FuE-Personal, FuE-Investitio- 
nen, Ausbildungskapazitäten. 

Der Technologie-Transfer der FuE-Ergebnisse von 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen in die Wirtschaft und die Innovation» 
d. h. die Einführung neuer Produkte und Verfahren 
in den Markt, haben in der Regel ebenfalls regio- 
nale Wirkungen. Die Förderung der FuE-Einrich- 
tungen berücksichtigt regionale Gesichtspunkte» wie 
z. B. eine ausgewogene regionale Verteilung bei 
der Festlegung des Standorts neuer Forschungsein- 
richtungen (vgl. z. B. § 2 der Ausführungsverein- 
barungen Max-Planck-Gesellschaft, Fraunhofer-Ge- 
sellschaft), der Technologie-Transfer-Agenturen, des 
RKW und der Industrie- und Handelskammern so- 
wie der Fachinformationszentren für Information 
und Dokumentation. 

Die Förderung von Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben» die aufgrund qualifizierter Anträge ge- 
währt wird» folgt maßgeblich der bestehenden 
regionalen Verteilung der FuE-Kapazitäten der 
Hochschulen» der außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen und der Wirtschaft. Regionale Gesichts- 
punkte spielen daher eine untergeordnete Rolle; 
eine Ausnahme stellen — aufgrund der besonderen 
räumlichen Situation von Berlin — die Maßnahmen 
zur Förderung von Forschung und Entwicklung in 
Berlin dar * *). 

Eine Förderung von FuE-Vorhaben findet derzeit 
nur dort statt» wo entsprechende Kapazitäten und 
Initiativen bei Wissenschaft und Wirtschaft vorhan- 
den sind und wo vor allem im Industriebereich das 
Eigenengagement der Unternehmen eine Umsetzung 
der Forschungs- und Entwicklungsergebnisse bis hin 
zur Markteinführung erwarten läßt. 

Einen Überblick über die regionale Struktur der 
FuE-Kapazitäten des Wissenschaftsbereichs (Hoch- 
schulen und außeruniversitäre Forschungseinrich- 
tungen) der Bundesrepublik Deutschland gibt die 
Forschungslandkarte *). Sie enthält im einzelnen: 

— Hochschulen, Fachhochschulen und sonstige 

Hochschulen 

— außeruniversitäre Forschungseinrichtungen. 


Sie wird ergänzt durch Angaben über die Gesamt- 
ausgaben (Betrieb und Investitionen ohne Bauaus- 
gaben, 1976 bis 1978), das wissenschaftliche und 
nichtwissenschaftliche FuE-Personal mit einer Zu- 
ordnung zu den Landkreisen. Damit ist ein umfas- 
sender Überblick über die regionale Struktur des 
Wissenschaftsbereichs der Bundesrepublik Deutsch- 
land möglich. Dieser kann darüber hinaus durch die 
regionale Verteilung von FuE-Fördermitteln der ein- 
zelnen Förderorganisationen vervollständigt werden 
(z. B. DFG, BMFT). 

Eine Einbeziehung der regionalen Struktur der FuE- 
Laboratorien der Wirtschaft kann nicht erfolgen» 
weil weder eine Übersicht über die FuE-Laboratorien 
der Unternehmen besteht, noch — von Ausnahmen 
abgesehen — Angaben über FuE-Ausgaben bzw. 
FuE-Personal von den Unternehmen gemacht wer- 
den. Aus der regionalen Verteilung der Zuwendun- 
gen des Bundesministers für Forschung und Tech- 
nologie (BMFT) an Unternehmen der Wirtschaft 
ergeben sich Hinweise auf die regionale Streuung 
der FuE-Laboratorien der Wirtschaft (vgl. Kapitel 
2.4). Hierbei zeigt sich, daß auch die räumliche 
Verteilung der Zuwendungen und Aufträge des 
BMFT von der regionalen Industriestruktur» vor 
allem von der regionalen Verteilung der FuE-Kapa- 
zitäten der Unternehmen abhängt. 

2.2 Die regionale Verteilung der FuE-Kapazitäten 

Die Gesamtbetrachtung ergibt, daß die FuE-Kapa- 
zitäten in bezug auf die nördlichen und südlichen 
Bundesländer sich relativ ausgewogen über die Bun- 
desrepublik Deutschland verteilen. Ein Nord-Süd- 
Gefälle besteht nicht. 

Im nördlichen Raum (Bundesländer Schleswig-Hol- 
stein, Hamburg» Niedersachsen, Bremen» Berlin und 
Nordrhein-Westfalen) liegt der überwiegende Teil 
der FuE-Kapazitäten des Wissenschaftsbereichs im 
Jahre 1978: 

— 53,6 ®/o der FuE-Ausgaben» davon 55,3 ®/o in den 
Hochschulen und 49,2 ®/o in den außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen; 

— 53,8 ®/o des Personals, davon 54,2 ®/o in den Hoch- 
schulen und 52,3 ®/o in den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen ; 

*) vgl. Maßnahmen zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung in Berlin» Perspektiven und Bilanz, Bonn 
1978 

*) Erfassungsmethode: 

Die Daten über die Hochschulen und außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen beruhen auf Angaben der 
zuständigen Bundes- und Länderressorts oder der 
Hochschulen bzw. außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen (einschließlich der Institute der industriel- 
len Gemeinschaftsforschung): Angaben gemäß Haus- 
halts- und Wirtschaftsplan; Personal gemäß Stellen- 
plan, Wissenschaftler bzw. Techniker ab BAT II. Bei 
den Hochschulen handelt es sich um Gesamtausgaben; 
der Anteil für Forschung und Entwicklung liegt erfah- 
rungsgemäß zwischen 30 bis 40®/o; bei den Fachhoch- 
schulen und sonstigen Hochschulen i. d. R. wesentlich 
niedriger (Sondererhebung für diesen Bericht, die Zah- 
len sind mit der Statistik nicht vergleichbar). 
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— 53,5 •/« des wissenschaftlichen Personals, davon 
53,8 ®/a in den Hochschulen und 52,3 ®/o in den 
außeruniversilären Forschungseinrlditungen. 

Im südlichen Raum (Bundesländer Hessen, Rhein- 
land-Pfalz, Saarland, Baden-Württemberg, Bayern) 
liegt der geringere Teil der FuE-Kapazitäten des 
Wissenschaitsbereichs im Jahre 1978: 

— 46,4 Vo der FuE-Ausgaben, davon 44,7 Vo in den 
Hochschulen und 50,8 ®/o in den außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen j 

— 46,2 •/• des Personals, davon 45,8 ®/o in den Hoch- 
schulen und 47,7 •/o in den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen; 

— 46,5% des wissenschaftlichen Personals, davon 
46,2 % Ln den Hochschulen und 47,7 % in den 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen. 

Die Verteilung entspricht damit im wesentlichen 
auch der Verteilung bei der Wohnbevölkerung und 
beim Bruttoinlandsprodukt der Länder (vgl. S. 157). 
Dies schließt nicht aus, daß bei einer isolierten Be- 
trachtung bestimmter Typen von Forschungsein- 
richtungen (z. B. Max-Planck-Gesellschaft, Großfor- 
schungseinrichtungen) sich regionale Unterschiede 
ergeben. 

Die Verteilung der FuE-Kapazitäten zeigt Konzentra- 
tionen in neun Regionen, die den Verdichtungsräu- 
men gemäß Beschluß der Ministerkonferenz für 
Raumordnung vom 21, November 1968 entsprechen: 

1 ) Hamburg und Umgebung 

2) Hannover/Braunschweig/Göttingen 

3) Berlin 

4) Ruhrgebiet (Essen, Duisburg, Bochum, Dortmund) 

5) Aachen/Düsseldorf/Köln/Bonn 

6) Frankfurt und Umgebung 

7) Mannheim/Heidelberg/Karlsruhe 

8) Stuttgart und Umgebung 

9) München und Umgebung 

ln den Randgebieten im Osten und Westen der Bun- 
desrepublik Deutschland fehlen dagegen FuE-Kapa- 
zitäten weitgehend. Dies trifft im Westen vor allem 
für Ostfriesland, Nordwestniedersachsen, Nieder- 
rhein, Eifel, Saarland und die westlichen Gebiete von 
Rheinland-Pfalz zu; im Osten ist das Zonenrandge- 
biet in Hessen, Bayern und im nördlichen Nieder- 
sachsen davon betroffen. 

Durch Hochschulneugründungen außerhalb der Ver- 
dichtungsräume wurde eine breitere Streuung der 
Wissenschafts- und Forschungskapazitäten in die 
struklurschwächeren Gebiete hinein angestrebt. Da- 
her ist auch ein gezielter Ausbau der Forschungs- 
und Innovationskapazitäten gerade in den struktur- 
schwachen Gebieten mit Hochschulneugründungen 
notwendig, da vor allem hier Beschäftigungsmög- 
lichkeilen mit langfristig guten Aussichten ange- 
boten werden müssen. Die außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen sind — häufig fachbezogen — 
in den Hochschuleinzugsbereichen angesiedelt, da 


als wichtige Voraussetzung für ihre Forschung und 
Entwicklung die dort vorhandenen wissenschaftli- 
chen Informations-, Dienstleistungs- und Kommuni- 
kationsnetze erforderlich sind. Auch deshalb feh- 
len in den ländlichen peripheren Regionen des Bun- 
desgebietes weitgehend die außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen. 

Diese Struktur der FuE-Kapazitäten führt zu einer ge- 
wissen Kumulierung der FuE-Fördermittel des Bun- 
des gerade in den Verdichtungsräuraen. Hierbei ist 
zu berücksichtigen, daß die Förderung des Bundes 
die Ansiedlung von FuE-Kapazitäten der Wirtschaft 
als unternehmerische Entscheidung bisher kaum be- 
einflußt hat und daß FuE-Neuansiedlungen im außer- 
universilären Bereich nur in geringem Umfang er- 
folgen. 

Im übrigen sind der Kultur- und Freizeilwerl einer 
Region, der Ausbildungsstand der Bevölkerung. Ver- 
kehrsverbindung, Energieversorgung wesentliche 
Gründe, die Standortenlscheidungen der Wirtsdiaft 
und des Staates zuungunsten dieser Regionen aus- 
fallen zu lassen. Die Bundesregierung hat deshalb 
Studien vergeben, in denen untersucht wird, ob 
und wie die FuE-Politik dieser Entwicklung entge- 
genwirken kann. 

2.3 Forschungslandkarte 

(Stand: 30. Mai 1979) 

Die Forschungslandkarte enthält eine Karte der Bun- 
desrepublik Deutschland, in der die Hochschulen und 
außeruniversilären Forschungseinrichtungen einge- 
zeidinet sind. Neun Länderkarten stellen die FuE- 
Kapazitäten für jedes Land im einzelnen dar, diffe- 
renziert nach kreisfreien Städten bzw. Kreisen. Die 
Anteile jedes Bundeslandes für FuE-Ausgaben — im 
Verhältnis zum BIP (1977) — und Personal sowie 
Wissenschaftlern — im Verhältnis zu Erwerbstätig- 
keiten (1977) — bezogen auf die Bundesrepublik 
sind in graphischen Übersichten beigefügt ’). 

') Abkürzungsverzeichnis 
Hochschulen: 

EWH Erziehungswissensdiaftlidie Hochschule 
FH Fachhochschule 
GHS Gesamthochschule 
PH Pädagogische Hochschule 
Außeruniversiläre Forsdiungseinrichlungen: 

AG Arbeitsgemeinschaft 

BA Bundesanstalt 

BFA Bundesforschungsanslalt 

BI Bundesinstitut 

FA Forschungsanstalt 

FhG Institut der Fraunhofer-Gesellschaft 

FI Forschungsinstitut 

GFZ Großforschungszentrum 

LA Landesanstalt 

LI Landesinstilut 

MPI Max-Planck-Institut 

Fachbereiche: 

G Gcisteswissenschaflen 
S Sozialwissenschaften 
M Medizin 
N Naturwissenschaften 
I Ingenieurwissenschaften 
A Agrarwissenschaften 
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Regionale Verteilung der Forschungs* und Entwicklungskapaziläten der 
Bundesrepublik Deutschland 
— Wissenschaftsbereich — 

(Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen) 


Land 

1976 

1977 

1978 

Ausgaben 

(Mltlionon 

DM) 

Personal 

WUb 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Penonal 

WUs. 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DMi 

Personal 

Wies. 

Persona) 

Schleswig- 

573,9 

9 937 

2 980 

630,3 

9 797 

2 886 

679,6 

9 772,5 

2 948 

Holstein .... 

(3,4 •/») 

(3ß 

(3.2 •>!») 

(3ß Vp) 

(3,6 •/») 

(3,0 Vo) 

(3,6 Vp) 

(3,5 •/,) 

(3.1 "Io) 

Hamburg . . . 

564,3 

ll 502 

3 912,5 

551,2 

11 412 

3 952 

576,6 

11 958 

3 976 


(3,3 Vt) 

(4.2 •!*} 

(4.2 *U) 

f3,l •!>) 

(4.2 >1») 

(4.2*U) 

(3,0 

(4,3 •/<,) 

(4.1 "io) 

Nieder- 

1 382,6 

28 038 

9 807.5 

1 447,5 

28 246 

9 989,5 

l 573,5 

29 242 

10 351 

Sachsen 

(S,2 "/aj 

(10.2 Vt) 

(lO.S*/«) 

(8.2 »/») 

(10.4 •/») 

(10,5 •/«! 

(8,3 «/ej 

(10.4 */o) 

(10.7 "!») 

Bremen 

127,0 

2 421,5 

l 066 

136,4 

2 301,5 

1 028 

156,8 

2 366,5 

1 101 


(0,7 Vt) 

(0.9 •/>) 

(1.2*!o) 

(0.7 ®/.j 

(0,9 »/»J 

(1.1 •!») 

(0,Ö 

(0.8 "Io) 

(hl "/») 

Berlin 

1 591,4 

33 660,5 

9 156,5 

l 702,2 

34 500 

9 296 

1 833.9 

35 205 

9 606 



(12,3 Vt) 

(9,8 *U) 

19,7 

(12,7 *!») 

(9.8 ®/»l 

(9,6 Vp) 

(12,6"!») 

(9.9"U) 

Nordrhein- 

4 639,4 

60 338 

22 184,5 

4 772,6 

60 746 

23 449 

5 378,6 

61 994,5 

23 841,5 

Westfalen , , 

f27,6 »/.j 

(22.0 */»} 

(23.8 */») 

(27.1 ®/W 

(22,3 •/») 

(24,7 */,; 

{28.3 ®/eJ 

(22,2 •/») 

f24,6 "/») 

Nord 

8 878,6 

145 897 

49 107 

9240,2 

147 002,5 

50 600,5 

10 199,0 

150 538,5 

51 823,5 


(52.7 •!») 

(53,2*/.; 

^52,7 •/$) 

(52,4 V») 

(54.1 •/») 

(53.3 •!») 

(53.0*U) 

(53,8 •/») 

(53,5 V»; 

Hessen 

1 617,2 

29 031,5 

9 629,5 

1 755.1 

28 728,5 

9 837,5 

1 808,7 

29 252 

9 805 


(9,6 

(10.6 o/t) 

f/0,3 ®/»J 

(10,0 »It) 

(10,6 Vp) 

(10.3 ®/.l 

(9,5 */•; 

(10,4"/*) 

(/0,J Vp) 

Rheinland- 

430,8 

10 060 

3 393 

443,1 

10 071 

3313 

502,3 

10 256 

3 435 

Pfalz 

{2ß Vq) 

/3,7 •/») 

f3,7 V») 

(2.5 >/*) 

(3J Vp) 

(3,5 *U) 

(2,6 •!>) 

(3,7 "/») 

(3,6 Vp) 

Saarland . , , , 

277,7 

5 880 

1 846 

296,4 

5 885 

1 858 

318,7 

5 892,5 

1 865,5 



(2,1 •!») 

(2.0 •/») 

(1.7 Vo) 

(2,2 ^/o) 

(1,9 ♦/♦; 

(1.7 */») 

(2,1 */») 

(1.9 Vo) 

Baden- 

3 109,7 

42 983,5 

16 300 

3 110,1 

40419,5 

16 492 

3 354,1 

40 774 

16811,5 

Württemberg 

(1Ö,5 Vo) 

(15.7 

f/7,5®/.J 

fJ7,7 */*) 

iJ4ß Vo) 

(17,4 */ol 

(17.6 o/t) 

(14,6 "/») 

(17,4 ^/p) 

Bayern 

2 519,6 

40 522,5 

12 860 

2 769,1 

39 809 

12 900,5 

2 856,1 

43 010,5 

13 038 


(15ß Vp) 

(14,7 V») 

(13,8 •!(,) 

(15,7 ®/»J 

(Nß Vp) 

f/3,6*/.; 

(15.0 •!$) 

(15,4 "/») 

(13.5 ^/pj 

Süd 

7 955,0 
(47,3 •/») 

128 477,5 
(46,8 V*) 

44 028,5 
(47.3*U) 

8 373,8 
^47.6 *U) 

124 913 
(45.9 •/.; 

44 401 
(46,7 •!•) 

8 839,9 
(46,4 *!•) 

129185 
(46,2 •/.; 

44 955 
(46,5 •/») 

Gesamt . . . 

16 833,6 
(100 V») 

274 374,5 
(100*/$l 

93 135,5 
f JOO •/.; 

17 614,0 
(100 *1$) 

271 915,5 
(m»U) 

95 001,5 
(100 *!*) 

19 038,9 
(WOV») 

279 723,5 
(100*/») 

96 778,5 
(WO "!») 
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Regionale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungskapazitäten der 
Bundesrepublik Deutsdiland 

— Hochschulen — 


Land 

1976 

1977 

1978 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wlss. 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

OM) 

Personal 

Wlss, 

Personal 

Ausoaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wiss. 

Persona) 

Schleswig* 

413,1 

7 625 

2 452 

462,2 

7 507 

2 359 

505.7 

7517 

2 421 

Holstein . , . . 

f3,5 V9) 

(3.5 

(3,1 •U] 

(3.7 V») 

(3,5 

(3,0 V») 

(3,7 •/.; 

(3,4 V») 

(3,0 ^0) 

Hamburg . . . 

327,6 

8 628,5 

3 304 

300,3 

8 555,5 

3 348 

313,3 

9 072,5 

3 357 


(2,7 *!») 

(4.0 *U) 

(4,3 *U) 

(2,4 V») 

(4.1 V») 

(4,4 V») 

(2,3 V») 

(4,2 V») 

(4,3 Vo) 

Nieder- 

1 004,2 

21 267 

7 981 

1 083,8 

21 809 

8 140 

1 185,5 

22 722 

8 504 

Sachsen 

(8.4 »/.J 

(9,9 »1») 

(10.3 *!,) 

(8,6 V») 

(10.3 V») 

(10,5 »/»; 

(8,6 V») 

(10,4 V») 

(10,8 Voj 

Bremen 

108,6 

2 089.5 

987 

118,4 

1 979 

944 

136,0 

2 043 

1 017 


(0.9 •/»; 

(1.0 •!») 

(1,3 V») 

(0,9 V») 

(0,9 */.; 

(1,2V») 

(1.0 •/»/ 

(0.9 V») 

(1.3 V0) 

Berlin ...... 

1 084,0 

27 61 1 

7 459 

1 162,2 

26 973 

7 111 

1 222,9 

27 454 

7 337 


(9,0 •/.; 

(12,8 *!») 

(9,6 V») 

(9,2 V») 

(12,7 V») 

(9.2 V») 

(8,9 V») 

(12.5 V») 

(9.3 

Nordrhein- 

3 512,3 

48 370,5 

19 280 

3 672,7 

48 838,5 

19 474 

4 217,5 

50 032,5 

19 801 

Westfalen . . 

(29,2 «/.J 

(22,5 *!,) 

(24,9 

(29,0 V») 

(23,0 V») 

(25,2 V») 

(30,8 V») 

(22.8 V«) 

(25.1 VeJ 

Nord 

6 449,8 

115 591,5 

41 463 

6 799,6 

115 662 

41 376 

7 580,9 

118 841 

42 437 


(53,7 */•) 

(53,7 

(53.5 V») 

(53,8 V») 

(54,5 V») 

(53,5 V») 

(55,3 VtJ 

(54.2 Vt) 

(53,8 V.j 

Hessen ..... 

1 206,9 

22 549,5 

7 832,5 

1 295,6 

22 020 

7 869 

1 352,2 

22 595 

7 954 


(lO.OVtJ 

(?0,5 •/«; 

(JO,/ V») 

(10.2 V») 

(10.4 V») 

(10,2 V») 

(9,9 V») 

(10.3 V») 

(W.J^/0) 

Rheinland- 

388,4 

9 259 

3 136 

404,5 

9 317 

3 065 

457,8 

9 497 

3 181 

Pfalz 

(3,2 «/.J 

(4.3 •U) 

(4.1 V») 

(3.2 V») 

(4,4 »/.J 

(4,0 V») 

(3,3 '/.j 

(4,3 

(4.0 

Saarland .... 

134,6 

2 776 

1 513 

142,8 

2 775 

1 515 

150,7 

2 756 

1 508 


(t.f/o) 

(1.3 VoJ 

(2,0 V») 

(1.1 V») 

(/.3»/.; 

(2,0 V») 

(1.1 V») 

(1.3 V») 

(19 •fo) 

Baden- 

1 987,7 

33 384 

12 940.5 

1 945,4 

30 690,5 

12811,5 

2 020,3 

30 785 

13 056 

Württemberg 

(16,6 V») 

(15,5 V0) 

(16,7 V») 

(/5,4 V») 

(14,5 V») 

(16,6 V») 

(14,7 V») 

(14.1 V») 

(16.6 Vaj 

Bayern 

1 852,2 

31 724 

10 569 

2 059,4 

31 568 

10615 

2 153,0 

34 618 

10 700 

(15,4 */») 

f/4,7 

(13,6 V») 

(16.3 V») 

(14.9 V») 

(13.7 »!») 

(15.7 V») 

(15.8 V») 

(13,6 ^/o) 

Süd 

5 569,8 
(46,3 */») 

99 692,5 
(46,3 */*) 

36 991 
(46,5 V») 

5 847.7 
(46,2 V*) 

96 370,5 
(45,5 V») 

35 875,5 
(46,5 V») 

6 134,0 
(44,7 V.i 

100 251 
(45,8 Vt) 

36 399 
(46.2 V») 

gesamt . . . 

12 019,6 
(WO V*) 

215 284 
(100*/*) 

77 454 
flOOV») 

12 647,3 

(mV») 

212 032,5 
(100 V») 

77 251,5 
(100 V») 

13 714,9 
(lOOVt) 

219 092 
(100 V») 

78 836 
(100 V») 
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Regionale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungskapazitäten der 
Bundesrepublik Deutschland 

— AuBeruniversitäre Forsdiungseinriditungen — 


Land 

1976 

1977 

1978 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

WUs. 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM1 

Personal 

WitOL 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wie», 

Personal 

Schleswig- 

160,8 

2312 

528 

168,1 

2 290 

527 

173,9 

2 255,5 

527 

Holstein .... 

(3.3 •/«) 

(3,9 Olt) 

(3,2 »/ej 

(3.4 oj,j 

(3.8 ^/o) 

(3.0 0/,) 

(3,3 «/.J 

(3,7 o/t) 

(2,9 Olt) 

Hamburg . . . 

236,7 

2 873,5 

608,5 

250,9 

2 858,5 

604 

263,3 

2 885,5 

619 


(4.9 •/>} 

(4.9 Olt) 

(3,6 •/.; 

(5,0 ^/o) 


(3,4 o/t) 

(4.9 0/0) 

(4.8 o/t) 

(3,5 o/t) 

Nieder- 

378,4 

6 771 

1 826,5 

363,7 

6 437 

1 849,5 

388,0 

6 520 

1 847 

Sachsen 

(7.8 •!>) 

(ff,5 Olt) 

(10,9 

(7,2 o/t) 

(lOJ 

(10,4 o/t) 

(7.3 o/t) 

(lO.So/t) 

( 10.3 o/t) 

Bremen ..... 

18,4 

332 

79 

18,0 

322,5 

84 

20,8 

323,5 

84 


(0.4 Vo) 

(0,6 »/»; 

(0.5 o/t) 

(0.4 o/t) 

(0,5 

(0,5 o/t) 

(0,4 o/t) 

(0,5 •/•; 

(0,5 »/.J 

Berlin 

507,4 

6 049,5 

1 697,5 

540,0 

7 527 

2 185 

611,0 

7 751 

2 269 



( 10,2 0 /t) 

( 10,2 o/t) 

( 10 . 90 /,) 

(72,6 

(12,3 o/t) 

(11, 5 o/t) 

( 12.8 o/t) 

( 12,6 o/t) 

Nordrhein- 

1 127,1 

1 1 967,5 

3 904,5 

1 099,9 

1 1 907,5 

3 975 

1 161,1 

11 962 

4 040,5 

Westfalen . . 

(23.4 »U) 

(20,2 Vq) 

(23,4 o/t) 

(22,2 o/t) 

(19,9 •/aj 

(22,4 o/t) 

(21,8 Olt) 

(1 9.7 o/t) 

(22,5 »/»; 

Nord 

2 428,8 

30 305,5 

8 644 

2 440,6 

31 342,5 

9 224,5 

2 618,1 

31 697,9 

9 386,5 


(50,4 •!$) 

(51.3 0/t) 

(51,8 0/t) 

(49,1 Oft) 

(52,3 •/#; 

(52,0 Vt) 

(4912*1$) 

(52.3 o/t) 

(52.3*/,) 

Hessen , , . , . 

410,3 

6 482 

1 797 

459,5 

6 708,5 

1 968,5 

456,5 

6 657 

1 851 



(1 1.0 Olt) 

(10.8*/t) 

(9,2 •/,; 

(11.2 o/t) 

(11.1 o/t) 

(8ß Vo) 

(11.1 o/t) 

(10,3 V.J 

Rheinland- 

42,4 

801 

257 

38,6 

754 

248 

44,5 

759 

254 

pfalz 

(0,9 

(1.4 Olt) 

(1.60/t) 

( 0.8 o/t) 

(J,3*/,J 

(1,4 •/.; 

(0,8 V9) 

(1.2 o/t) 

(1.4 0/t) 

Saarland .... 

143,1 

3 104 

333 

153,6 

3 110 

343 

168,0 

3 136,5 

357,5 


(3,0 

(5,2 »/.J 

(2.0 01t) 

(3,1 •/,) 

(5,2 o/t) 

(1,9 o/t) 

(3,2 ^fc) 

(5,2 «/»J 

(2,0 »/.j 

Baden- 

\ 122,0 

9 599,5 

3 359,5 

1 164,7 

9 729 

3 680,5 

l 333,8 

9 989 

3 755.5 

Württemberg 

(23.3 VoJ 

(16,2 ojt) 

( 20,1 o/t) 

(23,5 o/t) 

( 16,2 o/t) 

(20,7 ♦/«; 

(25,0 ^fü) 

(16,5 »/.J 

(20,9 o/t) 

Bayern 

667,4 

8 798,5 

2 291 

709,7 

8 241 

2 285,5 

703,1 

8 392,5 

2 338 


fJ3,9 Vft) 

(14. 9 Olt) 

(13.7 0/t) 

(14.3 o/t) 

(13,8»/»; 

(12,9 •/«; 

(73.2 Vo) 

(13,8 Olt) 

(13,1 o/t) 

Süd 

2 385,2 
(49,6 *!») 

28 785 
(48,7 o/t) 

00 

2 526,1 
(50,9 o/t) 

28 542,5 
(47,7 oU) 

8 525,5 
(48,0 •/»; 

2 705,9 
(50,8 •/,) 

28 934 
(47,7 »/t) 

8 556 
(47.7 */t) 

gesamt . . . 

4 814,0 

59090,5 
(100 Olt) 

16 681,5 
(WO o/t) 

4 966,7 

(100 o/t) 

59 885 
(WO o/t) 

17 750 

(100 o/t) 

5 324,0 
(WO o/t) 

60 631,5 

(100*/t) 

17 942,5 
(100 •/,) 
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Regionale Verteilung der Forsdiungs- und Entwicklungskapazitäten der 
Bundesrepublik Deutschland 
Wissenschaftsbereich — Einwohner — BIP (1977) 



Wissenschaftsbereich 

Wohnbe- 
völkerung in 
1000 

Brutto- 
inlands- 
produkt in 
Millionen 
DM 

Land 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wiss. 

Personal 

Schleswig-Holstein 

630,3 
(3.6 *l0) 

9 797 
(3.6*!») 

2 886 
(3.0*/») 

2 587 
(4.2*/») 

41 615 
(3.5*/») 

Hamburg 

551,2 
(3.1 */*) 

11 412 
(4.2*1») 

3 952 
(4.2 */») 

1 680 
(2.7 */») 

55 687 
(4,7 */») 

Niedersachsen 

1 447,5 
(8.2 •/$) 

28 246 
(10.4 */») 

9 989,5 
(10.5 */») 

7 224 
(11.8*/») 

112 341 
(10.3 */») 

Bremen 

136,4 
(0.7 */•) 

2 301,5 
(0,9 */») 

1 028 
(1.1 */») 

703 

(1.2*/») 

18 942 
(1,6 */») 

Berlin 

1 702,2 
(9.7 *!») 

34 500 
(12,7 */») 

9 296 
(9.8*/») 

1 927 
(3.1 */») 

43 650 
(3.7 */») 

Nordrhein-Westfalen 

4 772,6 
(27,1 *1») 

60 746 
(22.3 */») 

23 449 
(24,7 */») 

17 030 
(27,8*/») 

331 646 
(27,8 */») 

Nord 

9 240,2 
(52.4 •/*) 

147 002,5 
(54,1 */») 

50 600,5 
(53,3 */») 

31 151 
(50,8 */») 

603 881 
(51.6 */») 

Hessen 

1 755,1 
(10.0 *!») 

28 728,5 
(10.6 */») 

9 837,5 
(10.3 */») 

5 541 
(9.0*/») 

111 052 
(9.3*/») 

Rheinland-Pfalz 

443,1 
(2.5 •!$) 

10 071 
(3.7*1») 

3313 

(3,5*/»; 

3 639 
(5,9 */») 

63 191 
(5.3*/») 

Saarland 

296,4 
(1.7 V,) 

5 885 
(2.2*1») 

1 858 
(1.9*/») 

1 081 
(1.8*/») 

18 847 
(1.6*/*) 

Baden-Württemberg 

3 110,1 
(17.7*1») 

40 419,5 
(14.8 */») 

16 492 
(17.4 */») 

9 120 
(14,9 */») 

185 990 
(15.6 */») 

Bayern 

2 769,1 
(15.7*1») 

39 809 
(14.6*1») 

12 900,5 
(13.6 */») 

10819 

(17.6*/») 

200 228 
(16.8*/») 

Süd 

8 373,8 
(47.6*!») 

124 913 
(45,9 *f») 

44 401 
(46.7 */») 

30 200 
(49.2*/») 

579 308 
(48.6 */») 

gesamt . . . 

17 614,0 
(100 *!») 

271 915,5 
(100*/») 

95 001,5 
(100 */») 

61 351 
(100*/») 

1 183 189 
(100 */») 
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einschl. Berlin (West) 1978 


Hochschulen 

I n Außeruniversiiare 

^ ForschungseinrichTungen 
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Nord- ' 
friesiand 


Sch 1 eswig ^ F lensbu rg 


Rendsburg 

Eckernförde 


Dithmarschen 


Ostholstein 


Segeberg 


Steinbürg 


Pinneberg 


Stormarn 


7 Herzogtum 
Lauenburg | 


Karte 2 

Regionale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 


in Schleswig-Holstein und Hamburg 1978 


Hochschulen 

Forschungsem rieht ungen des BurKies 
und GroBforschungseinrichtur^n 

Forschungseinrichtungen des Landes 

I nst it u le der Me x -Fl anck -Gesel I schaf t 
und der Fraunhofer Gesellschaft 

Sonstige Forschungseinrichtungen 


Stand der Kreisgrenzen: 1.1.1977 


□ 




Bearbeitung und Kartographie: BfLR irn Auftrag BMFT 
Duelle: Faktenbericht 1978 zum Bundesbericht Forschur>g VI 
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I. Sdileswig-Holstein 

Die FuE-Kapazitäten (FuE -Aufwendungen und Perso- 
nal) sind vor allem in Kiel, Lübeck und im Einzugs- 
gebiet von Hamburg angesiedell. ln Kiel befinden 
sidi die Universität, außeruniversitäre Forschungs- 
einrichtungen (u. a. BFA für Mildiforschung, Institut 
für Weltwirtschaft, Institut für Meereskunde) und 
die FA für Wasserschall und Geophysik, ln Lübeck 
liegen die Medizinische Hochschule und eine Musik- 
hochschule. Außeruniversitäre Forschungseinrichtun- 
gen im Einzugsgebiet von Hamburg sind die Gesell- 
schaft für Kemenergieverwertung in Schiffbau und 
Sdüffahrt in Geesthacht, die Bundesforschungsan- 
stalt für gartenbauliche Pflanzenzüchtung in Ahrens- 
burg und die Biologische Anstalt Helgoland im Krei- 
se Pinneberg. 

Außerhalb dieser Zentren verfügt Schleswig-Hol- 
stein über das Forschungsinstitut für experimentelle 
Biologie und Medizin in Börstel und das MPI für 
Limnologie in Plön. 


2. Hamburg 

Hamburg und Umgebung ist ein regionaler Schwer- 
punkt von FuE-Kapazitäten in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Die Univer.sität. zahlreiche Hochschulen und Fach- 
hochschulen bilden einen Schwerpunkt im Hochschul- 
bereich mit rd. 9 800 Arbeitsplätzen, davon 3 4 CK) für 
Wissenschaftler 

Die wichtigsten außeruniversitaren Forschungsein- 
richtungen sind das Deutsche Elektronen-Synchro- 
tron (DESY). das Deutsche Hydrographische Institut, 
das Institut für Wirtschaftsforschung (MWWA), die 
BFA für Fischerei sowie für Forst- und Holzwirt- 
schaft. Außerdem sind hier das Bemhard-Nochl-ln- 
stitut für Schiffs- und Tropenkrankheiten, das Hein- 
rich-Pette-Institut für experimentelle Virologie und 
Immunologie, zwei MPI für Meteorologie und Privat- 
recht und die Stiftung Deutsches Ubersee-Institut 
neben einem breiten Spektrum weiterer außeruni- 
versitärer Einrichtungen angesiedelt. Insgesamt um- 
faßt dieser Sektor rd. 2 700 Arbeitsplätze, davon rd. 
570 für Wissenschaftler. 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft* 

lldies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

schleswk;. 

HOLSTEIN 

Stadt Flensburg 

FH Flensburg 

Hoch- 

schulen 

N, I 

4.1 

66 

36 

4,3 

65 

35 

4,5 

64 

34 

PH Flensburg 


4.8 

84 

59 

5.2 

84 

59 

5.3 

84 

59 

Stadt Kiel 

Universität Kiel .... 

Hoch- 

schulen 

G. S, M, 

275,7 

4 947 

1 598 

304.1 

4 839 

1 516 

336,4 

4 873 

1 595 

FH Kiel 

N. r, A 

N,I 

14,5 

267 

176 

18,3 

261 

171 

18,8 

245 

159 

PH Kiel 


9,1 

159 

112 

9.7 

156 

109 

9.7 

151 

107 

BFA für Milch- 
forschung 

AuOer- 
unlv. FE 

A 

18,0 

267 

55 

19,9 

265 

55 

22,0 

273 

55 

FA für Wasserschall 
und Geophysik 

N 

15,8 

131 

28 

17,1 

130 

28 

18,2 

128 

28 

FhG: Nat.-Techn. 
Trendanalysen 

N 

2,8 

49 

19 

3.4 

52 

21 

4.2 

45,5 

19 

Geologisches 
Landesamt 

N 

4.1 

76 

27 

4.1 

74 

27 

4,7 

73 

27 

Institut für 











Meereskunde 

N 

8.9 

147 

32 

9.6 

143 

32 

12,6 

136 

29 

Institut für Pädagogik 











der Naturwiss 

S.N 

4.6 

91 

44 

5,2 

91 

44 

5,5 

88 

43 

Institut für 











Weltwirtschaft 

S 

12,8 

331 

92 

13,7 

331 

92 

14,1 

302 

92 

Stadt Lübeck 

PH Lübeck 

Hoch- 

schulen 

N.I 

8,2 

153 

99 

10,4 

150 

96 

10,8 

148 

94 

Medizinische 











Hochschule Lübeck . . 

M 

92,5 

1 883 

336 

105,7 

1 887 

337 

115,0 

1 888 

337 

Musikhochschule . . . 

G 

2,6 

35 

25 

2.8 

34 

25 

3,3 

33 

25 

Herzogtum Lauenburg 

Gesellschaft für Kern- 
energieverwertung in 
Schiffbau und Schiff- 
fahrt mbH, Geesthacht 

Außer- 
univ. FE 

I 

57,5 

605 

127 

57,5 

605 

127 

53,7 

605 

127 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wlssen- 

sdiaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Kreis Pinneberg 

Private FH Wedel . . 

Hoch- 

schulen 

N 

1.6 

31 

11 

1.7 

31 

11 

1.9 

31 

11 


Außer- 
univ. FE 










Biologische Anstalt 











Helgoland 

N 

12,4 

147 

36 

11.9 

149 

38 

12,4 

155 

43 

Kreis Plön 

Außer- 
univ. FE 










MPI für Limnologie, 











Plön 

N 

2,7 

67 

21 

2,7 

48 

16 

2,8 

48 

16 

Kreis Segeberg 

FI für experimentelle 
Biologie und Medizin, 
Börstel 

Außer- 
univ. FE 

M. N 

18,2 

339 

37 

19,9 

339 

37 

20,3 

339 

37 

Institut für Export- 
verpackung, 

Bad Oldesloe 


0,2 

6 

2 

0,2 

6 

2 

0,2 

7 

3 

Kreis Stormarn 

BFA für gartenbau- 
liche Pflanzenzüch- 
tung, Ahrensburg . . . 

Außer- 
univ. FE 

A 

2,8 

56 

8 

2,9 

57 

8 

3,2 

56 

8 

Gesamt 

Schleswig Holstein 

1. Hochschulen .... 


413,1 

7 625 

2 452 

462,2 

7 507 

2 359 

505,7 

7 517 

2 421 

(Anteil an Summe 











Hochschulen in ®/o) 


(3,5; 

(3,5; 

(3,/; 

(3.7) 

(3,5; 

(3.0) 

(3.7) 

(3.4) 

(3,0; 

2. Außeruniversitäre 
Forschungs- 
einrichtungen .... 


160,8 

2312 

528 

168,1 

2 290 

527 

173,9 

2 255,5 

527 

(Anteil an Summe 
Außeruniversitäre 
FE in ®/o) 


(3,3; 

(3.9) 

(3,2; 

(3,4; 

(3.8) 

(3,o; 

(3.3) 

(3,7; 

(2.9) 

Summe 1. und 2 


573,9 

9 937 

2 980 

630,3 

9 797 

2 886 

679,6 

9 772,5 

2 948 

(Anteil an Summe 











FuE in ®/o) 


(3.4) 

(3.6) 

(3.2) 

(3,6; 

(3.6) 

(3.0) 

(3,6; 

(3,5; 

(3.1) 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen* 

Schaft* 

lidies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen* 

sdiaft* 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

wissen* 

Schaft* 

liches 

Personal 

HAMBURG 

Universität Hamburg 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 
N. I, A 

223.6 

7 157 

2417 

196,0 

7 094 

2 407 

212,4 

7 593 

2414 

Evangelische FH 











Hamburg 

S 

0.9 

13,5 

8 

1.0 

14,5 

9 

1.0 

15,5 

10 

FH Hamburg 

S.I 

69.1 

913 

554 

66.9 

890 

565 

61,0 

890 

565 

Hochschule der 











Bundeswehr ') 

S.I 

14.6 

200 

134 

16,8 

253 

176 

16,8 

253 

176 

Hochschule für 











Bildende Künste .... 

G 

6.9 

102 

49 

6.7 

102 

49 

6,8 

114 

49 

Hochschule für Musik 
und darstellende 

Kunst 

G 

7.4 

101 

73 

8.2 

102 

73 

10,2 

107 

74 

Hochschule für Wirt- 











Schaft und Politik . . . 

S 

5,1 

102 

69 

4.7 

98 

69 

5.1 

100 

69 

Bernhard-Nocht- 
Institut für Schiffs- 
und Tropenkrank- 
heiten 

Außer- 
univ. FE 

M 

7.2 

111,5 

28,5 

7.6 

111,5 

28,5 

8.4 

112,5 

29,5 

BFA für Fischerei . . . 

A 

19.0 

189 

60 

16,2 

184 

58 

11,5 

207 

66 

BFA für Forst- und 











Holzwirtschaft 

A 

12.4 

187 

53 

10,6 

186 

52 

9,8 

185 

53 

Deutsches Elektronen 











Synchrotron (DESY) 

N 

116,9 

1 041 

201 

130,2 

1 041 

201 

133,1 

1 036 

200 

Deutsches Hydrogra- 
phisches Institut .... 

N 

43,2 

819 

59 

48,0 

820 

60 

59,3 

821 

61 

Deutsches Orient- 











Institut 

G 

0,5 

5.5 

4 

0.6 

5,5 

4 

0,6 

5.5 

4 

FhG: Radio- 











meteorologie 

N 

1.0 

14 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Geologisches 
Landesamt 

N 

1.2 

22 

7 

1,1 

22 

7 

1.2 

22 

7 

Hans-^Bredow-Institut 
für Rundfunk und 
Fernsehen 

S 

0,6 

8 

4 

0,6 

8 

4 

0,5 

8 

4 

Heinrich^Pette- 
Institut für experi- 
mentelle Virologie 
und Immunologie . . . 

M 

5.1 

69 

18 

5,0 

69 

18 

5,2 

70 

18 

HWWA-Institut für 
Wirtschaftsforschung 

S 

10,3 

206,5 

63,5 

10,6 

206,5 

63,5 

11,3 

206,5 

63,5 

Institut für Afrika- 
kunde 

G 

0.6 

4.5 

3 

0.6 

4,5 

3 

0,6 

4.5 

3 


*) Schätzungen des BMVg 
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1976 



1977 



1978 


FuE-ELnricblung 

Fach- 

gcbict 

iMIlHoQen 

DM) 

Feisondl 

Wls^cn'^ 

srtian' 

Itiiiea 

Personal 

Äusqab^ti 

iMiliion&D 

DMj 

Porsona! 

Wiftten« 

6diaÜ- 

11dl€S 

Personal 

Aasgaben 

rMlUionon 

DM) 

PcrsoAfll 

Wlsaett' 

sdiart- 

lidlBS 

Penonal 

Institut für Asien* 
künde 

G 

0,7 

20,5 

M 

1.3 

20,5 

11 

1,6 

20,5 

t! 

lastilüL für Friedens- 
forschung und Sicher* 
heiispoliti'k 

S 

o.t> 

12 

7 

o.a 

12 

7 

0,8 

12 

7 

InsUtuL für die 
Geschichte det 
deutschen Juden » , - * 

G 

0.3 

4 

1 

0,3 

4 

1 

0,3 

4 

1 

Institut für Ibero- 
amerikakunde ...... 

G 

0,7 

5 

3 

07 

3 

3 

0,0 

5 

3 

MPI für Meteorologie 

N 

2,8 

28 

8 

3.5 

32 

10 

4.0 

30 

U 

MPl Für Privatrecht . , 

S 

4,8 

58 

27 

4,1 

57 

27 

4.8 

57 

2? 

Stiftung Deutsches 
übersee-InsLitul . . , , 

S 

5.8 

48 

39 

5,9 

40 

39 

6,4 

40 

39 

UNESCO-Institut 
für Pädagogik 

S 

1,5 

16 

3 

1.4 

1? 

3 

1.5 

IB 

4 

ForschungSTientrum 
des Deutschen 
Schiffbaus 


1,5 

5 

4 

1.8 

5 

4 

1.6 

5 

4 

Summe Hamburg 

1 . Hochschulen * • , . 


327,6 8 628,5 

3 304 

300,3 

8 553,5 

3 348 

313,3 

9 072,5 

3 357 

(Anteil an Summe 
Hochschulen in Hu) 


(2.7) 

(4.0) 

(4.3) 

(2/4) 

(4.i) 

(4.4) 

(2.3) 


(4.3) 

2. Außeruniversiläre 
Forschungs- 
einrichtungen . . . . 


236,7 

2 873,5 

608,5 

250.9 2 858,5 

604 

263,3 2 885,5 

619 

(Anteil an Summe 
AuBeruniversiläre 
FE ln */o) 


(4.9) 

f4ß) 

{3.6} 

f5,0j 

(4,8) 

(3.4) 

(4.9) 

(4.8) 

(3.5) 

Summe L und 2. . , , . 


564,3 

U 502 

3 912,5 

551,2 

11 412 

3 952 

576,6 

11 958 

3 976 

(Anteil an Summe 
FuE in ‘>/o) 


(3.3) 

(4.2) 

(4.2) 

f3,rj 

' (4.2) 

(4.2) 

(3,0,1 

(4.3) 

' (4.1) 
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3. Niedersachsen 

Ein regionaler Schwerpunkt von FuE-Kapazilaten in 
der Bundesrepublik Deutschland liegt in Hannover. 
GöUingen und Braunschweig. Im Wissenschaftsbe* 
reich sind hier drei Universitäten, eine Technische 
Universität m Clausthal, fünf Hochschulen, eine 
Fach- und eine Pädagogische Hochschule mit etwa 
19 600 Arbeitsplätzen, davon 6 200 für Wissenschaft- 
ler angesiedelt. 

Im außeruniversitären Bereich liegen die Bundes- 
anstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe und 
das Niedersädisische Landesamt für Bodenforschung 
m Hannover, die Physikalisch-Technische Bundesan- 
stalt, die BFA lür Landwirtschaft Braunscbwelg- Völ- 
kenrode (FAL), die biologische BA für Land- und 
Forstwirtschaft und die Gesellschaft für biotechno- 
logische Forschung in Braunschweig sowie fünf 
Max-Planck-Insütute für Biophysikalische Chemie, 
Experimentelle Medizin, Zellbiologie, Strömungslor- 


schung und Geschichte in Göltingen. Insgesamt be- 
stehen hier rd. 6 300 Arbeitsplätze, davon rd. 1 800 
für Wissenschaftler. 

Im übrigen gibt es FuE-Kapazitäten im wesentlichen 
nur noch in Osnabrück, Oldenburg und Wilhelms- 
haven mit zwei Universitäten und zwei Fachhoch- 
schulen. 


4. Bremen 

Die FuE-Kapazitäten Bremens liegen im Hochschul- 
bereich mit einer Universität und sechs Hochschu- 
len. 

Außeruniversitäre For.schungseinrichtungen befin- 
den sich hier nur in geringem Llmfang: in Bremen 
ein Fraunhofer-Institut für angewandte Materialfor- 
schung und in Bremerhaven das Institut für Mee- 
resforschung. 
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1976 

1977 

1978 

FuE-Einrichtyng 

Fadi- 

geblet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM| 

Personal | 

Wissen- 

sdiaft' 

Udies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

OMI 

Personal 

Wtssen- 

schafl- 

lldies 

Persona] 

Ausgaben 

(MUÜpden 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schafl- 

licties' 

Personal 

NIEDERSACHSEM 

REG.-BEZ, 

HANNOVER 











Stadt Hannover 

Hoch- 

schulen 










Medizinische Hoch- 
schule Hannover * , , . 

M 

209,4 

4 544 

942 

224.9 

4 670 

945 

245,9 

4 709 

948 

Universität Hannover 

G,S,N, 1 
I,A 

141,1 

2 620 

1 363 

147,6 

2 611 

1 640 

162,0 

2 655 

1 679 

Tierärztliche Hoch- 
schule Hannover , . , . 

M 

38,8 

819 

231 

41,9 

779 

231 

44,4 

818 

231 

Staath Hochschule für 
Musik und Theater, 
Hannover 

G 

8.7 

128 

100 

8.9 

128 

100 

9,4 

126 

100 

StaatL Hochschule für 


bildende Künste 

G 

3,8 

68 

41 

4,2 

69 

42 

4,6 

100 

60 

PH Niedersachsen . , . 


2,5 

247 

172 

2,6 

245 

170 

0 2,6 

251 

173 

Evangelische FH 
Hannover 


0,9 

109 

78 

1,0 

109 

78 

1.0 

109 

78 


Auüer- 
univ, FE 










Akademie für Raum- 
forschung und Lan- 
desplanung ^ 

I 

2.4 

22 

7 

2,5 

22 

7 

2,6 

22 

7 

Archäologische Kom- 
mission für Nieder- 
sachsen e. V 












0,06 


0,06 


0,06 


BA für Geowissen- 
wissenschaften und 
Rohstoffe 

N 

67.0 

510 

209 

30,8 

52? 

212 

32,0 

528 

214 

Deutsche Akademie 
für Städtebau und 
Landesplanung 
(Geschäftsstelle) , . , . 











J 

0,1 

2,5 

1 

0,1 

2,5 

1 

0,1 

2,3 

1 

Forschungsstelle 
Gesenkschmieden . . . 

1 

0.9 

21 

13 

1,0 

21 

12 

L2 

22 

13 

GSF: Institut für 
Strahlenbolanik 

N 

2,4 

4? 

16 

2,6 

47 

16 

2.6 

47 

16 

Gottf ried- Wilhelm- 
Leibniz -Gesellschaft 
e. V . 1 


0.01 



0,01 



0,01 



Historische Kommis- 
sion für Niedersach- 
sen und Bremen 


0,4 



0.3 



0,3 



MPI für Zellbiolo- 
gie‘) 

N 

_ 

_ 

_ 

\A 

18 

18 

1,9 

21 

6 


bis 1977 siehe Wilhelmshaven 
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Landkreis Hameln- Ai 

Pyrmont ur 

Bdlneologisches Insti- 
tut des Nieders. 
Staatsbades Pyrmont, 

Bad Pyrmont M 


Landkreis Hildesheim Hoch- 
schulen 

Hochschule Hildes- 
heim/Holzminden , . . . I 



*) Integration in die TU Hannovei 
*J s. Hildesheim 
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1976 

1977 

1978 

FuE-EinrLditung 

Fach- 

gebiet 

Au«yabeii 

(Millionen 

DM1 

Peisonal 

Wissen* 

schafi- 

licfaei 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

lithes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Persunal 

Wissen- 
schefl* 
lieh es 
Personal 

REG.-BEZ. 

LÜNEBURG 











Landkreis Celle 

Außer- 
unlv. FE 










Niedersächs. Landes- 
inslitut für Bienen- 
forschung und Bie- 
nenwirlschafll. Be- 
triebslehre, Celle .... 


0.7 



0.9 



0,9 



Landkreis Lüneburg 

Hoch- 

schulen 










Hochschule Nieder- 
sachsen 


7,0 

136 

93 

7,0 

135 

91 

7.3 

145 

99 


Außer- 
univ. FE 










Nordostdt. Kultur- 
weik, Lüneburg 

G 

0,3 

3,5 

2,5 

0,3 

3.5 

2.5 

0,3 

3.5 

2,5 



Ost-Akademie, Lüne- 
burg 

G 

0.7 

13 

7 

0,7 

13 

7 

0.8 

13 

7 






Landkreis Soltau 

Außer- 
univ. FE 










Kuratorium für Tech- 
nik und Bauwesen 
in der Landwirtschaft, 
Dethlingen « . . . 


0.4 



0.4 



0,4 











Landkreis Stade 

Hoch- 

schulen 










FH Nord-Osi-Nieder- 
sachsen ............ 

S.I 

0,7 

93 

66 

1.0 

100 

73 

1.1 

116 

81 


REG.-BEZ. 

WESEREMS 











Stadt Oldenburg 

Hoch- 

schulen 










Universität 

Oldenburg 

G. S, N 

31,7 

588 

330 

34,7 

629 

357 

40,0 

705 

386 

FH Oldenburg, .A>bt. 
Oldenburg 

I 

l.o 

102 

74 

1,0 

102 

74 

1.1 

104 

74 
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1976 

1977 

1978 

FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

DM) 

(Millionen 

Personal 

Wissen- 

sdiaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

lidies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sdiaft- 

liches 

Personal 

Stadt Osnabrück 

Hoch- 

schulen 










Universität 

Osnabrück 

G, S, N 

31,5 

1.6 

607 

227 

365 

149 

33,4 

1,6 

636 

225 

384 

147 

37,2 

2,0 

697 

224 

403 

147 

FH Osnabrück 



Landkreis Aurich 

Hoch- 

schulen 










FH Ostfriesland, 

Abt. Emden 

s 

0.7 

62 

48 

0,8 

62 

48 

1,0 

72 

53 


Außer- 
univ. FE 










Forschungsstelle für 
Insel- und iKüsten- 
schutz, Norderney . . . 


1,6 



1,6 



2,4 



Landkreis Friesland 

Hoch- 

schulen 










FH Wilhelmshaven . . 

Aufier- 
univ. FE 

1,3 

152 

108 

1.4 

152 

107 

1,5 

152 

106 

Institut für Vogel- 
forschung, Wilhelms- 
haven 

N 

1,0 

23 

5 

1.0 

23 

5 

1,0 

23 

5 

MPI für Zellbiologie, 




Wilhelmshaven * *) ... 

N 

1,3 

71 

19 







Nieders. Landes- 
institut für Marschen- 
und Wurtenforschung, 
Wilhelmshaven 

G 

0,5 

12 

4 

0,5 

12 

4 

0,6 

14 

4 

Landkreis Leer 

Hoch- 

schulen 










FH Ostfriesland, 

Abt. Leer 



26 

14 

’) 

26 

14 

’) 

26 

14 



/ 

Landkreis Oldenburg 

Außer- 
univ. FE 










Torfforschung GmIbH, 
Bad Zwischenahn . . . 


0,3 

5 

2 

0,3 

5 

2 

0,3 

5 

2 


*) einschließlich Außenstationen Helgoland und Braunschweig 

*) ab 1977 s. Göttingen 

z. Z. keine Forschungsausgaben 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichlung 

Fach. 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM| 

Pervunal 

Wissen- 

schaft' 

liebes 

Peisonal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

wissen- 
sctialt“ 
lieh es 
Perbonal 

Ausgaben 

(Milhoncn 

OMI 

Personal 

Wlssen- 

sdiaft- 

llrhes 

Personal 

REG.-BEZ. 

BRAUNSCHWEIG 

Stadl Braunschweig 

Universität 
Braunschweig 

Hoch- 

schulen 

G. S, M, 
N, I, A 

130,0 

2 204 

900 

135,0 

2 221 

900 

140,0 

2 248 

904 

Slaall. Hochschule für 











Bildende Künste .... 

G 

3.8 

185 

81 

4.2 

185 

81 

4,6 

185 

81 

PH Niedersachsen, 











Abt. Braunschweig . . 


0,2 

264 

152 

0,2 

264 

152 

0,1 

264 

152 

Biologische BA für 
Land- und Forst- 
wirtschaft 

Außer- 
univ. FE 

A 

18,6 

347 

87 

19,6 

353 

76 

22,6 

364 

79 

Braunschweigische 











Wiss, Gesellschaft . . 

a 

0,1 

1 

— 

0.1 

1 

— 

0.1 

l 

— 

BFA für Landwirt- 
schaft Br.-Völken- 
rode (FAL) 

A 

56,3 

925 

165 

60,8 

911 

165 

59,2 

915 

167 

FhG: Institut für 











Hol^forschung 

I 

3,3 

53 

13 

3,4 

51 

16 

3.8 

53 

16 

Georg-Eckert-Institut 
für internationale 
Schulbuchforschung 

s 

1.2 

16 

4 

1.3 

171 

5 

1.2 

17 

4 

Gesellschaft für 
Biotechnologische 
Forschung mbH 

N 

12,5 

246 

52 

15,3 

213 

62 

17,0 

213 

62 

GFZderDFVLR .... 

I 


690 

207 


680 

208 

*) 

670 

206 

Institut für Sozial- 
geschichte 

Physikalisch- 
Technische BA ..... 

N, 1 

0.6 

79,9 

i 332 

321 

0.2 

86.3 

1 336 

320 

O.l 

98,7 

l 351 

326 

FI Futtermitteltechnik 


0.8 

21 

4 

0,8 

21 

4 

0.8 

21 

4 

Institut für Konser- 











ventechnologie . , , , . 


0,7 

24 

3 

0.7 

23 

3 

0,8 

24 

3 

Institut für landwirt- 
schaftliche Technolo- 
gie und Zucker- 
industrie 


1.1 

42 

15 

1.1 

42 

15 

1.2 

42 

14 

Institut für 











Verfahrenstechnik , . 


0.5 

11 

6 

0.6 

14 

8 

0.6 

15 

8 


Ausgaben s. Köln 
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1976 



1977 



1973 


FuE-Einridilung 

Farfi- 

gebiet 

Ausgaben 

^MilÜonen 

DMJ 

Personal 

wissen^ 

schall- 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Persona* 

Wissen- 

Ediaft- 

ILdies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Persona] 

Wissen^ 

aefaaft- 

lldies 

Personal 

Landkreis GÖUingen 

Universität GÖUingen 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 

347,0 

6915 

2 044 

386,0 

7 212 

2 076 

425,3 

7 696 

2 050 

FH Hildesheim/ 
Holzmindeni Abt. 
Göttingen 

N, A 

I 

Außer- 
univ. FE 










Akademie der 











Wissenschaften 

G 

1.5 

20 

12 

1,5 

19 

ii 

2,0 

21 

13 

Deutsches Primaten- 











Zentrum GmbH * . i * . 


0,1 

— 

— 

1,3 

6 

1 

1.2 

7 

1 

GSF: Institut für 











Mikrobiologie 

N 

2.7 

71 

30 

3,5 

54 

23 

3,4 

52 

22 

Gesellschaft für 
Wissenschaftliche 
Datenverarbeitung 
GmbH 

S 

5,0 

51 

15 

4,2 

51 

15 

4.5 

51 

15 

GFZ der DFVLR * * . . 

I 


315 

93 


315 

99 

*) 

325 

103 

Institut für den wiss. 











Film 

G 

7.0 

109 

26 

7,3 

107 

26 

7,4 

107 

26 

Institut 'für Zucker- 











rübenforschung 


1.7 

39 

7 

1,8 

39 

8 

1.8 

40 

8 

Johann-<Sebastian- 
Bach-Institut 

G 

0,2 

4 

3 

0.3 

4 

3 

0,3 

4 

3 

MPI für biophysika- 











lische Chemie 

N 

22,5 

354 

89 

23,2 

265 

91 

24,6 

272 

91 

MPI füi; experimen- 











telle Medizin 

M 

13,3 

2.0 

207 

51 

13,5 

2,1 

152 

51 

14,3 

159 

51 

MPI für Geschichte . . 

G 

33 

19 

27 

19 

2,3 

31 

19 

MPI für 'Strömungs- 











forschung **.,,,**,. 

N 

j 10,2 

148 

40 

10,2 

113 

40 

10,8 

113 

39 

Nieders. Forstliche 











Versuchsanstalt .... 

A 

2,3 

46 

15 

i 

46 

15 

2.3 

46 

15 

Nieders. Institut für 
Landeskunde und 
Landesentwicklung . . 

I 

0,8 

13 

6 

0,8 

13 

6 

0,7 

13 

6 

Soziologisches 
Forschungsinstitut 
(SOFI) 

S 

1,6 

30 

22 

1,8 

31 

23 

1.7 

29 

21 


alle Einrichtungen = Stadt Göltingen 
*1 s* Hildesheim 
Ausgaben s. Köln 
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1976 

1977 

1978 

FuE-Einriditung 

Fach- 

gebiet 

Ausgoben 

iMlllInnen 

DM1 

Persünal 

Whaeiä- 

SÄJift- 

P«t£üiiaL 

Ausgaben 

iMlJlioncn 

DM) 

PeisoDdl 

Wisßüa- 

sdijft- 

bchea 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Fei&onal 

WiMen- 

odhaft-' 

hdiet 

Personal 

Landkrejs Goslar 

Hoch- 

schulen 










TU Clausthal 

G, S, N, 1 

39,5 

635 

371 

43.2 

90? 

404 

50,8 

963 

415 


Landkreis Osterode 
am Harz 

Außer- 
unlv. FE 










MPI für Aeronomie, 
Lindau/Harz 

N 

16,1 

252 

58 

16,4 

178 

58 

16,6 

181 

58 

Landkreis Wolfen- 
bültel 

FH Wolfenbüttel . ^ . 

Hoch- 

schulen 

1.4 

150 

107 

T5 

148 

105 

1.7 

165 

116 

GSF: Institut für 
Tiefenlagerung . . . . , 

Außer- 
unlv. FE 

3.7 

65 

ll 

4.2 

70 

n 

4.4 

88 

15 

Lessing-Akademie ► . . 


0,2 



0,3 



0,2 



Gesamt 

Niedersachsen 











i, Hochschulen . . . . , 


1 004.2 

21 267 

7 981 

1 083,8 21 SOO B 140 

1 185,5 

22 722 

8 504 

(Anteil an Summe 
Hochschulen in Vo) 



(9,9) 

fio,3; 

f8,6J 

(t0,3) 

(10,5) 

(8,6) 

(10.4) 

(10,8) 

2. AuBeruniversiläre 
Forschungs- 
einrichtungen . . * . 


378,4 

6 771 

1 826,5 

363,7 

6437 

i 849,5 

388,0 

6520 

1 847 

(Anteil an Summe 
Außeruniversitäre 
FE in ®/o) . 1 . * 


(7,8) 

(tr,5) 

(W,9) 

(7,2) 

(WJ) 

(10,4) 

(7,3) 

(10.6) 

(10,3) 



Summe 1. und 2. «... 


1 382,6 

28 038 

9807,5 

1 447,5 

28 246 9 989,5 

1 573,5 

29 242 

10351 

(Anteil an Summe 
FuE in ^/o) 


(8,2) 

f/0,2J 

(10,5) 

^8,2J 

(10,4) 

(10.5) 

(8,3) 

(10,4) 

(10,7) 
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1976 



1977 



1978 


Ful-Emrichtung 

Fadi- 

gebiet 

Ausgaben 
f Milli onen 
DM] 

Personal 

Wissen- 

sdiaJt- 

lldies 

Personal 

Ausgaben 

(MiLliDDen 

DM1 

Personal 

Wissen- 

sdiaft* 

lirbea 

Peraonal 

Ausgaben 

iMiJiiooen 

DM) 

Personal 

Wissen* 

sdiaft- 

Lidies 

Per&onal 

BREMEN 

Stadt Bremen 

Universität Bremen . . 

Hoch- 

schulen 

G, S, N, I 

70,1 

1 396,5 

593,5 

78,2 

1 349 

588 

93,1 

1 398 

653 

Hochschule für 











Gestaltung 

G 

3,7 

65 

35 

3,9 

63 

36 

4,2 

63 

33 

Hochschule für 

Nautik 

N 

3,6 

58 

28 

4,2 

50 

27 

3,8 

49 

26 

Hochschule für 
Sozialpädagogik und , 
-Ökonomie 

S 

4.2 

92 

65 

4,6 

8? 

60 

4,7 

82 

55 

Hochschule für , 











Technik 

I 

19,7 

324 

161 

19,4 

292 

142 

19,8 

295 

148 

Hochschule für 











Wirtschaft 

S 

2,9 

64 

40 

3,3 

57 

37 

4.0 

57 

37 

Bremer Ausschuß für 
Wirtschaftsforschung 

Außer- 
imiv. FE 

S 

0,8 

15 

7 

OJ 

15 

6 

1,0 

15 

6 

Bremisches Institut 
für angewandte 
Strahltechnik , , , . , 

N 






2 



FhG: Angewandte 











Materialforschung , . * 

I 

5,2 

83 

25 

5,1 

77,5 

23 

5.9 

78,5 

25 

Institut für Nieder- 
deutsche Sprache » » . 

G 

0,2 

4 

2 

0,2 

4 

2 

0,3 

4 

2 

Institut für See- 











verkehrswirtschaft , . 

s,i 

0,6 

13 

5 

0,7 

13 

6 

0,7 

13 

5 

Überseemuseum . * * , 

G, S, N, 

2.3 

60 

9 

2,3 

59 

9 

2,6 

57 

9 

Faserinstitut Bremen 

A 

0,1 

2 

1 

0,1 

2 

l 

0,2 

2 

1 

Institut für Härterei- 











technik 

N, I 

1.8 

35 

7 

1,8 

38 

8 

1.8 

36 

8 

Stadt Bremerhaven 

Hoch- 

schulen 










Hochschule 











Bremerhaven *.*,.** 

G.N. I 

4,4 

90 

63 

4,8 

81 

54 

6,4 

99 

65 


Außer- 
univ* FE 










Institut für Meeres- 











forschung 

N. A 

4,8 

86 

19 

4,0 

80 

23 

4,6 

80 

23 

Stiftung Deutsches 
Schiffahrtsmuseum . , 

G,S,I 

2,6 

34 

4 

3,1 

34 

4 

3,7 

38 

4 


Gründung 1977 
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1976 



1977 



1976 


Fu£-£inriditung 

Fadi- 

gebiet 

Ausgaben 

(l^llloncn 

DM) 

Personei 

Wissen* 

liebes 

lidies 

Penonil 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Persone) 

Wissen* 

scbelt* 

Udies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wlssen- 

scbafl* 

lldies 

Personal 

Gesamt Bremen 

1. Hochschulen ...« 


108.6 

2 089.5 

987 

118,4 

1 979 

944 

136.0 2 043 

1 017 

(Anteil an Summe 
Hochschulen in Vo) 


(0.9) 

(t.0) 

(13) 

(0.9) 

(0,9) 

(1.2) 

(t.0) 

(0.9) 

(13) 

2. AuBenmiversitäre 
Forschungs- 
einrichtungen . . • • 


18,4 

332 

79 

18,0 

322,5 

i 84 

20,8 

323,5 

84 

(Anteil an Summe 
AuBenmiversitäre 
FE in •/•) 


(0.4) 

(0.0) 

(0.5) 

(0,4) 

1 (0.5) 

1 (0.5) 

(0.4) 

(0.5) 

(0,5) 

Summe 1. und 2. • • 


127.0 

2 421,5 

1 066 

136,4 

2 301,5 

1 028 

156.8 2 366.5 

1 101 

(Anteil an Summe 
FuE ln Vo) 


(0.7) 

' (0.9) 

' (IJi) 

(0.7) 

1 fO,9J 

1 (J.t) 

(0.8) 

(0.8) 

(i.i) 
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Karte 4 

Regionale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
in Berlin (West) 1978 



Erläuterungen siehe Karte 2 


5. Berlin 

Berlin ist ein regionaler Sdiwerpunkt von FuE-Akti- 
vitäten in der Bundesrepublik Deutsdiland '). 

Zwei Universitäten^ sieben Hochs diulen und Fach- 
hochschulen sowie eine PH bieten rd. 27 500 Ar- 
beitsplätze, davon 7 300 für wissenschaftliches Perso- 
nal* Im außeruniversitären Bereich bilden drei Max- 


Vgl. Fraunhofer-Institut für Systemlechnik und Inno- 
valionsforsdiung: Strukturanalyse der Berliner For- 
schung als Grundlage für ein Konzept Regionaler For- 
scbungs-, Technologie- und Innovationspolilik, 


Bearbeitung und Kartographie: BfLR im Auftrag 8MFT 
Quelle: Faktenbericht 1978 zum Bundesbericht Forschung VI 


PI an dt- Institute (Bildungsforschung, Molekulare Ge- 
netik, Fritz-Haber-Institut), das Bundesgesundheits- 
amt und das Umweltbundesamt, die Biologische Bun- 
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft, die BA für 
Materialprüfung, das Hahn-Meitner- Institut für 
Kernforschung, das Heinrich-Hertz-Institut, das BI 
für Berufsbildung, das Deutsche Archäologische In- 
stitut und das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor- 
schung weitere Schwerpunkte in diesem Bereich; 
Berlin ist insgesamt mit zahlreichen weiteren, fach- 
lich breit gestreuten Einrichtungen mit rd. 7 600 Ar- 
beitsplätzen, davon ca. 2 200 für wissenschaftliches 
Personal, ausgestattet* 
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1976 

1977 

1978 

FuE-Einriditung 

Fach- 

Ausgaben 


Wltscn- 

Ausgaben 


Wissen- 

ictiafi* 

Ausgaben 

Pcisonal 

Wlsscn- 

scbaft- 

gebiel 

(Millionen 

Personal 

aUlill 

liiites 

iMitlionen 

PorsonoJ 

Uciies 

iMIlIiunen 

lichei 



DM| 


Persona) 

DM| 


Personal 

DM) 


Personal 

BrRn\ IVVEST) 

Hoch- 

schulen 










FU Berlin 

G, S, M. 

N 

00 

17 981 

3 984 

745,2 

17414 

3713 

780.7 

17 907 

3 983 


TU Berlin 

G. S. N, 
r.A 

307,1 

6815 

1 823 

308,3 

6 805 

1 816 

330,9 

6 830 

l 815 


Evang. FH für Sozial- 
arbeit und Pädagogik 

s 

3.9 

50 

19 

3,5 

53 

21 

3,6 

52 

20 

FH der Deutschen 
Bundespost 

I 

3.2 

43 

23 

3.0 

43 

21 

2.6 

46 

21 

FH für Sozialarbeit 

und Sozialpädagogik 

s 

4.6 

72 

50 

4.7 

74 

50 

4.8 

73 

50 

FH für Verwaltung 
und Rechtspflege . . . 

s 

3,7 

306 

263 

5.3 

274 

232 

4.7 

275 

232 

FH für Wirtschaft , , . 

s 

7,0 

249 

201 

6,7 

231 

186 

6.6 

186 

142 

Hochschule der 

Künste 

G 

39,5 

l 327 

562 

44,0 

1 339 

566 

46,6 

1 350 

568 

Kirchliche Hoch- 


schule 

G 

4.3 

41.8 

65 

29 

4,5 

65 

29 

4.8 

65 

29 

PH Berlin 

G. S.N 

703 

505 

37,0 

675 

477 

37,6 

670 

477 


Aufler- 
unlv. FE 










Bauhaus-Archiv e. V» 

I 

0.8 

8 

2 

0.8 

8 

2 

0.8 

8 

2 

Biologische BA für 
Land- und Forstwirt- 
schaft 

N 

9.5 

152 

31 

9.1 

153 

36 

9.3 

147 

36 

Botanischer Garten 
und Botanisches 
Museum, Berlin 
Dahlem 

N 

238 

18 








9.2 

235 

18 

7.9 

236 

18 

9,5 

BA für Materialprü- 
fung 

I 

264 

925 

262 

52,2 

924 

255 

58,2 

920 

56,3 

Bundesgesundheils- 


amt 

M 

83,6 



93,4 

1 340 

377 

118,0 

1 430 

413 

Bundesinstilut für 
Berufsbildung 

S 

341 

128 

26,5 

19.4 

23,6 

373 

137 

385 

138 

Deutsches Archäolo- 


gisches Institut 

G 

17,9 

227 

72 

18,5 

227 

72 

20,2 

227 

72 

Deutsches Blblio- 
theksinstitut 

G 




4.7 

135 

12 

5.5 

165 

15 

Deutsche Ges. für 





Osteuropakunde 

G 

0.8 

13 

2 

0.9 

13 

2 

0,9 

13 

2 

Dt. Institut für Ent- 
wicklungspolitik .... 

S 

3.1 

41 

22 

3.1 

40 

22 

3,3 

40 

22 

Dl. Institut für Wirt- 
schaftsforschung , . . . 

S 

11,5 

181 

87 

11.7 

131 

87 

12,9 

181 

87 

Deutsches Zentrum 
für Altersfragen 

s 

0,9 

16 

10 

1.0 

16 

10 

1.4 

16 

10 
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1976 

1977 

1 1978 

FuE-Einrlthlung 

Fach’ 

gebiet 

Ausgaben 

iMimonen 

DM) 

Per^onfll 

Wissen- 
KÄilt- 
Jäcbes 
Personal | 

Ausgaben 

fMiilionen 

DMl 

1 Wissen- 

Pe.sonyil 

1 Persona! 

Ausgaben 
(Mtllioiien 
DM) j 

Personal 

Wlssen- 

sdidf^ 

JIdief 

Personal 


Europ. Zentrum für 
die Förderung der 
Berufsbildung 

S 

4.4 

30 

FhG; Institut für Pro-» 
dunktionstechnik und 
Automatisierung * - * . 

I 

0.1 

5 

Fo rsch ung s g ese 1 1 - 
Schaft für industrielle 
Bausysteme 

I 

l.S 

7 

FI der Deutschen Bun- 
despost M ■ » . . 

Forschungsstelle für 
den Handel 

1 

S 

0.9 

19 

Forschungsstelle für 
gesamtdeutsche wirt- 
schaftliche und so- 
ziale Fragen 

s 

0,7 

16 

DFVLR, Abt. Turbu- 
lenzforschung _ . , _ , 

Geheimes Staats- 
archiv Preußischer 
Kulturbesilz 

N 

G 

2,B 

60 

Großrechenzentrum 
für die Wissenschaft 
in Berlin 

N 

13.9 

49 

Hahn -'Meitner-Institut 
für Kernforschung * . . 

N 

46.8 

482 

Heinrich-Hertz- 
Institut für 

Nachrichtentechnik , , 

I 

10.0 

134 

Historische Kommis- 
sion zu iBerlin 

G 

3.5 

12.5 

Ibero-^Amerikanisches 
Institut 

G 

10,0 

78 

Institut für Städtebau 

S.l 

0.8 

14 

Institut für Zucker- 
technologie ....... 

A 

1,2 

30 

Institut für Zukunfts- 
forschung 

S 

1.2 

l? 

Internat. Inshtut für 
vergleichende Musik- 
studien und 
Dokumentation . . , * , 

G 

0,7 

9 

MPG: Forschungs- 
stelle Vennesland ... 

M 

0.7 


MPGi Fritz-Haber- 
Institut » 4 , 

N 

14,3 

255 


s* Darmsladl 
*} s. Köln-Porz 

Integration in die TU-BerIm ab h Januar 1978 


17 

6,3 

30 

1? 

7.7 

30 

17 

3 

t.3 

24 

21 

4.9 

37 

31 

5 

0,8 

7 

5 

0,7 

6 

4 

7 

1*0 

19 

8 

1.) 

19 

8 

9 

0,8 

13.5 

9 

0,8 

13,5 

9 

9 

3.2 

58 

9 

4,3 

60 

9 

44 

1 

8.3 

51 

45 

8.8 

51 

45 

179 

48.9 

481 

180 

53,7 

483 

173 

86 

L5.3 

144 

91 

22.3 

159 

101 

10.5 

2.4 

12 

10 

2,ß 

12.5 

10 

7 

n.2 

78 

7 

8,4 

78 

7 

7 

0,8 

14 

7 

0,9 

14 

7 

4 

1.2 

30 

4 




4 

hS 

29 

24 

1.8 

30 

25 

5 

0.7 

7 

5 

0,7 

7 

5 


0,8 

10 

3 

0.8 

10 

3 

55 

14,5 

226 

65 

15,4 

23? 

65 
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1976 



1977 



1979 


FuE-Emnditung 1 

Füch.- 

gebiet 

A.u»gab«n 

IMtlhcmea 

DM1 

1 Personal 

1 Wisstn- 
sdiaft- 
littes 

1 Pt?rinDal 

Ausgaben 

DM^ 

PvrKortdl 

Wi&Bpn- 

stfiblL' 

liaies 

Per^nnal | 

DM| 1 

1 Pertcnal 

Wlssen- 

sdifiiL- 

lldi» 

PersoTial 

MPI'hir Bildungs- 
farschung 

S 

6.3 

153 

58 

8,6 

131 

56 

8.B 

136 

54 

MPI für Molekulare 
Genetik 

N 

9.? 

146 

35 

9,8 

121 

35 

10,4 

121 

35 

Landesarchiv 

G 

2,0 

19 

5 

2,2 

19 

5 

2.3 

19 

5 

Pädagogisches 

Zentrum 

S 

9.0 

t06 

53 

6.3 

112 

61 

8,3 

102 

65 

Physikalisch*Tech- 
ntsche BA *) 

Staatsbibliothek 
PreuBischer Kultur- 
besitz * . . 

N 

G 

49,2 

614 

1 

72 

55,3 

616 

72 

49.9 

624 

72 

Staatl. Institut für 
Musikforschung . . * » 

G 

1.9 

46 

11 

2,1 

45 

11 

3,6 

4.5 

11 

Staat!. Museen 
Preußischer Kultur* 
besitz 

G 

44r0 

661 

96 

44,2 

663 

96 

53.2 

666 

97 

Staatl. Vertrauens* 
mann für die kuUur- 
gesch, Bodenaller“ 
tümer Berlins 

G 

0,1 

8 

l 

0,1 

8 

l 

0.2 

10 

I 

Umweltbundesaml . . 

N 

22.4 

377 

121 

27,5 

373 

119 

31,8 

422 

139 

Verbraucberinstitül . . 

Verein füi Konunu- 
nalwissenschaften — 
Deutsches Institut für 
Urbanistik 

S 

I 

5.1 

76 

34 

5,6 

78 

36 

0.9 

5,9 

12 

85 

7 

40 

Versuchsanstalt für 
Wasserbau und 
SchiffbauwirtschafE 

r 

5.2 

71 

14 

4.4 

70 

14 

4.4 

69 

14 

Wissenschafts- 
Zentrum Berlin 

s 

6.4 

110 

62 

1L3 

122 

70 

12,6 

131 

76 

Institut für Gärungs- 
gewerbe und Bio- 
technologie: 

— Versuchsanstalt d. 
Hefeindustrie 


0,5 

15 

4 

0.5 

14 

3 

0,5 

10 

3 

— Versuchs- und 
Lehranstalt für 
Brauerei . , , - ^ 


6.4 

90 

30 

SA 

102 

33 

6,0 

100 

30 

— Versuchs- und 
LehransialE für Spiri- 
tus fab rikation und 
Fermentationstechno- 
logie 


H.5 

167 

15 

11,4 

143 

17 

11,5 

140 

17 

Schweißtechnische 
Lehr- und Versuchs- 
anstalt • i ^ 


1.0 

35 

8 

1,0 

35 

7 1 

1,0 

35 

7 


*J s. Braunschweig 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrlditung 

Fddl- 

gebiet 

(MUfiontB 

PciscmaJ 

Wissen^ 

acboll” 

PetKUu!! 

Ausgabfln 

{MUÜiinen 

DM) 

Percoiial ^ 

Wbsea- 

tdiaft* 

Udie« 

PerflouaT 

Atu^abeti 

(MUllonQii 

OMI 


WlMBÜ- 

Udiea 

Per^cmat 

Gesamt Berlin (West) 

I , Hachschuleii .... 


i 084,0 

27611 

7 459 

1 162,2 

26 973 

7ttl 

1 222,9 

27454 

7 337 

(Antel) an Summe 
Hochschulen in ®/o) 


(9,0) 

(12,8) 

(9.6) 

(9.2) 

((2.7) 

(9,2) 

(8.9) 

(18.5) 

(9.3) 

2. AuBeruniversitäre 
Forschungs- 
eindchtungen , , 


507,4 

6 049,5 

1 697,5 

540,0 

7 527 

2185 

611,0 

7751 

2 269 

(Anteil an Summe 
Außenmlversiläre 
‘FEinVo) 


fI0,6; 

(10,2) 

f/0,2; 

((0,9) 

((2.6) 

((2,3) 

fn.5j 

((2.8) 

(12,6; 

Summe 1. und 2 


1 591,4 33 660,5 9 156,5 

1 702,2 

34500 

9296 

1 833,9 

35 205 

9606 

(Anteil an Summe 
FuE in Vo) . . - . . • 


f9,5; 

(12,3) 

(9.8) 

(9.7) 

fl2,7j 

(9,8) 

(9,6) 

fI2.6J 

(9.9) 
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Karte 5 

Reg onale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
in Nordrhein-Westfaien 1976 





0»ynh«uw> 

I d ilff Adh 


Sw-nfufT 


Merfpro 


Beirut pni 


Gutariloh 


Co^tpid 


Pidtrbdrn 

Padfirliiym 




HtjxTef 


IltiitCtln 


Ruhr ( 
n Krfux 


VUfTen 


Hüchsauürldnd^räti 


Haifi&berg 


AMgvni'HitliTTlii 


Duren 


HaektnMhiG M- 

WichttMf^ 

Walkovtn 


Sl. Ausuirifl 


Slano d^r KreisgrE'nÄen 1 1 197? 


Erarbeitung tind Kartographie BJLR im Auftrag BMFT 
Queile: Faktenbericht 1978 zum BurxJesbericht Forschung VI 


Erläuterungen siehe Karte 2 
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6. Nordrhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen verfügt über zwei regionale 
Schwerpunkte von FuE-Kapazitäten der Bundesre- 
publik Deutschland; 

— das Ruhrgebiet (Essen, Duisburg, Bochum, Dort- 
mund) 

— Aachen, Köln, Düsseldorf, Bonn. 

Im übrigen verteilen sich die FuE-Kapazitäten im 
wesentlichen noch auf Münster, Bielefeld und Pader- 
born. 

6 . 1 . 

Im Ruhrgebiet liegen fünf Hochschulen und zahlrei- 
che Fach- und Pädagogische Hochschulen mit etwa 
10 800 Arbeitsplätzen, davon etwa 4 800 für wissen- 
schaftliches Personal. Bei den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen überwiegen bergbaubezo- 
gene Einrichtungen wie die Bergbauforschung GmbH 
in Essen, das MPI für Kohleforschxmg in Mülheim/ 
Ruhr und die Forschungsanstalt der Westfälischen 
Berggewerkschaftskasse in Bochum; in Dortmimd 
sind die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Um- 
weltforschung, die Forschungsgesellschaft für Ar- 
beitsphysiologie und Arbeitsschutz, die Versuchs- 
grubengesellschaft sowie zwei weitere Max-Planck- 
Institute (Ernährungsphysiologie und Systemphysio- 
logie) angesiedelt. Hier stehen etwa 2 600 Arbeits- 
plätze, davon etwa 550 für wissenschaftliches Per- 
sonal, zur Verfügung. 


6 . 2 . 

Im Raum Aachen, Köln, Bonn, Düsseldorf befinden 
sich fünf Hochschulen, zahlreiche Fachhochschulen 
und Pädagogische Hochschulen mit rd. 25 500 Ar- 
beitsplätzen, davon etwa 8 800 für wissenschaftliches 
Personal. Bei den außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen liegen die Großforschungseinrichtim- 
gen Kemforschungsanlage Jülich, Gesellschaft für 
Mathematik und Datenverarbeitung, St. Augustin 
bei Bonn, die Forschungseinrichtungen der Deut- 
schen Forschungs- und Versuchsanstalt für Lufl- 
und Raumfahrt (DFVLR) in Köln-Porz und die For- 
schungsgesellschaft für angewandte Naturwissen- 
schaften bei Bonn. Außerdem sind in diesem Bereich 
die BA für Straßenwesen, Köln, die BA für Landes- 
kunde und Raumordnung, das Bundesinstitut für che- 
misch-technische Untersuchungen, das FI der Fried- 
rich-Ebert-Stiftung in Bonn, das Diabetis-Institut und 
das FI der Zementindustrie, Düsseldorf, angesiedelt. 
Vier Max-Planck-Institute befinden sich in Köln 
(Züchtungsforschung und Forschungsstelle für Him- 
Kreislauf-Forschung), Bonn (Radioastronomie) imd 
Düsseldorf (Eisenforschung). 

Der gesamte Bereich bietet rd. 4 000 Arbeitsplätze, 
davon 1 400 für wissenschaftliches Personal. 

6.3. 

Außerhalb der beiden Zentren sind Hochschulen in 
Münster, Bielefeld, Paderborn, Wuppertal und Sie- 
gen sowie zehn Fach- und drei Pädagogische Hoch- 
schulen angesiedelt. 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sdiaft- 

lidies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liebes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liebes 

Personal 

NORDRHEIN- 

WESTFALEN 

REG.-BEZ. 

DÜSSELDORF 

Stadt Düsseldorf 

Universität Düssel- 
dorf 

Hoch- 

schulen 

G, M,N 

300,0 

4 817 

1 180 

303,0 

4 855 

1 199 

376,0 

4 970 

1 248 

FH Düsseldorf 

S,I 

23,0 

326 

194 

30,0 

327 

193 

30,0 

327 

193 

Staatl. Kunst- 











akademie Düsseldorf 

G 

6,0 

123 

62 

6.0 

125 

63 

7,0 

127 

64 

Arbeitsstelle für die 
DMA 

Außer- 
univ. FE 

0,2 

4 

3 

0,2 

4 

3 

0.2 

4 

3 

Dt. Gesellschaft für 
Ortung und Navi- 
gation 

I 

0,3 

8 

2 

0,3 

8 

2 

0,3 

8 

2 

FhG: Dokumenta- 
tionszentrale Wasser 

I 

0,7 

14 

3 

0,8 

14 

4 

0.8 

13 

3 

Diabetes-Forschungs- 











institut 

M 

9,2 

165 

28 

11,0 

180 

33 

11,5 

180 

33 

Heinrich-Heine- 











Institut 

G 

0,9 

8.5 

5 

0,9 

8 

4 

0,8 

8 

4 

Medizinisches Institut 
für Lufthygiene und 
Silikoseforschung . . . 

M 

8,6 

161 

40 

9,1 

161 

40 

9,9 

165 

41 

MPI für Eisenfor- 
schung GmbH 

N 

14,9 

250 

69 

16,4 

244 

66 

16,2 

240 

64 

Rheinisch-Westfäli- 
sche Akademie der 
Wissenschaften 

G 

1.0 

60 

40 

1,0 

60 

40 

1,0 

60 

40 

Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaft- 
liches Institut des 

DGB 

S 

3,7 

62 

31 

4.1 

64 

31 

4.3 

64 

31 

FI der Zement- 











industrie 


7,4 

111 

24 

7.5 

115 

25 

8,1 

115 

25 

Institut für Gießerei- 











technik 


3.8 

60 

20 

3,3 

60 

20 

3.3 

60 

20 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrlc*itung 

Fach- 

gebiet 

AusgAben 

(MtlUoDfio 

DM| 

Personal 

Wusen- 

adi&it- 

llche^ 

Personal 

Ausgaben 

(MiJilonen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft* 

liches^ 

Personal 

Ausgaben 

(MlJlloneo 

DM) 

Personal 

wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Stadt Duisburg 

GHS Duisburg 

Hoch- 

schulen 

G. S, N, 1 

49,0 

853 

481 

68,0 

900 

495 

89,0 

973 

536 

FI der Forschungs- 
gemeinschaft Eisen- 
hütlenschlacken .... 

Außer- 
unlv. FE 

2,6 

42 

9 

3,0 

42 

9 

3,1 

42 

9 

Institut und Ver- 
suchsanstalt für 
Binnenschiffbau 

I 

2,5 

47 

8 

2.7 

47 

8 

2.8 

47 

8 

Schweißtechnische 
Lehr- und Versuchs- 
anstalt 


0,8 

18 

5 

0,9 

17 

4 

1,2 

21 

6 

Stadt Essen 

GHS Essen 

Hoch- 

schulen 

G. S, M, 

325,0 

3 490 

1 214 

296,0 

3 550 

1 226 

320,0 

3 634 

1 246 

Rheinisch-Westfäli- 
sches Institut für 
Wirtschaftsforschung 

N,I 

Aufler- 
unlv. FE 

S 

3,6 

61 

26 

3,8 

61 

26 

4.9 

63 

27 

Bergbau-Forschung 
GmbH 


93,0 

952 

170 

94,3 

972 

173 

116,6 

973 

177 

Elektrowärme-Insti- 











tut Essen 


1,0 

24 

7 

1.0 

24 

7 

1,0 

24 

7 

Gaswärme-Institut 











Essen 


0,9 

34 

7 

1.3 

36 

9 

1.0 

33 

4 

Institut für Ziegel- 











forschung 


1.7 

40 

7 

1.7 

40 

7 

1.8 

41 

7 

Stadt Krefeld 

Hoch- 

schulen 










FH Niederrhein, Abt. 











Krefeld 

I 

12,0 

282 

120 

12,0 

303 

121 

12,0 

303 

121 

Staatl. Veterinär- 
untersuchungsamt . . . 

Aufler- 
univ. FE 

M, A 

0.9 

103 

18 

0.9 

103 

18 

0,9 

105 

18 

Deutsches Textilfor- 
schungszentrum 
Nord-West 


2,2 

46 

12 

2,3 

46 

12 

2.7 

46 

12 

Wäschereiforschung 











Krefeld 


1.0 

28 

5 

1.1 

28 

5 

1.1 

26 

5 
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1976 

1977 

1978 

FuE-Eliulditung 

Fach' 

gohicl 

ALugdbtiH 

(Mi Ui CPU en 
OM} 

Personal 

WtRten- 

Bdiaft' 

liiiies 

Personal 

Auigftbon 

(MiUinnen 

DM) 

Personal 

WJaseii’ 

tldies 

Pfisunal 

Au,sgflben 

(MilUotten 

DM| 

Pets(>Tial 

Wissen- 

sdiäft- 

PerBoneä 

Stadt 

Mönchengladbach 

Hoch- 

schulen 










FH Niederrhein, Abt. 
Monchengladhach . . 

S 

13,0 

240 

136 

14,0 

221 

137 

14,0 

221 

13? 

Institut für textile 
Meßtechnik 

Außer- 
unlv, FE 

0,6 

19 

2 

0,5 

21 

2 

0,6 

14 

3 






Stadt Mülheim an der 
Ruhr 

Außer- 
ußlv, FE 










MPI für Kohlen- 
forschung 

N 

99,7 

268 

43 

10,9 

140 

33 

11,5 

140 

33 


Stadt Remscheid 

Institut für Werk- 
zeugforschung 

Außer- 
ünlv, FE 

r 

0,8 

11 

4 

0,9 

11 

4 ' 

0,9 

n 

4 





Stadt Wuppertal 

Hoch- 

schulen 










GHS Wuppertal 

G, S, N, I 

115,0 

941 

527 

116,0 

996 

547 

109,0 


585 

Kirchliche Hoch- 
schule Wuppertal . - . 

G 

2.2 

42 

33 

2,5 

42 

33 

2,8 

42 

33 


Außer- 
unlv, FE 










Technische Akademie 

I 

1 4,7 

50 

10 

5.4 

49 

9 

5,8 

49 


Landkreis Kleve 

Außer- 
univ, FE 










LA für Ökologie, 
Landschaftsentwick- 
lung und Forstpla- 
nung, Kleve-Kellen 

A 










Landkreis Neuß 

Hoch- 

schulen 










FH Rheinland, Abt, 
Neuß 


11,0 

191 

121 ; 

10,0 

190 

321 

30,0 

188 

U9 


Abteilung der LA für Ökologie, DüsselcloTf 
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1976 



1977 



1978 


FnE-Einrichlimg 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen' 

sdiaft* 

liebes 

Personal 

Ausgaben 

fMilllonen 

OM) 

Personal 

Wissen- 

sebaft- 

h<bei 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DMl 

Personal 

Wissen- 

ichalt- 

licbes 

Personal 

REG.-BEZ. KÖLN 











Stadt Aachen 

Hoch- 

schulen 










FH Aachen, Abt. 











Aachen 

I 

26,0 

371 

178 

25,0 

375 

178 

25,0 

375 

178 

PH Rheinland, Abt. 











Aachen 


12,0 

209 

133 

12,0 

211 

132 

12,0 

200 

130 

Kath. FH NRW, Abt. 
Aachen *) 

TH Aachen 

G, S. M, 
N.I 

452,0 

5 668 

1 955 

450,0 

5 595 

I 963 

639,0 

5 880 

1 981 

Forschungsgesell- 
schaft für Biomedizi- 
nische Technik 

Außer- 
unlv. FE 

M 

2.4 

38 

13 

2.4 

30 

13 

2,4 

40 

13 

Rheumaforschungs- 
instilut der Rheuma- 
klinik «Landesbad 
Aachen“ 

M 

0,5 

10 

7 

0,5 

10 

7 

0,5 

10 

7 

Dt. Teppich-For- 











schungsinstitut 


1.6 

72 

60 

1,8 

72 

60 

2.0 

72 

60 

Dt. Woll-Forschungs- 
institut 


2.8 

74 

15 

3.0 

74 

15 

3.0 

74 

15 

Forschungsinstitut 











der Hutindustrie .... 


0,! 

3 

3 

0.1 

3 

3 

0,1 

3 

3 

FI für Rationalisie- 











rung 


3.2 

51 

33 

3,5 

51 

33 

4.8 

51 

33 

Institut für Kunststoff- 
verarbeitung 


0,4 

8 

4 

0.4 

8 

3 

0.4 

8 

3 

Stadt Bonn 

Universität Bonn .... 

Hoch- 

schulen 

G. S, M. 
N. I. A 

456,0 

5 663 

2 052 

504 

5 691 

2 065 

494,0 

5 689 

2 066 

PH Rheinland, 











Abt. Bonn 


16,0 

265 

173 

15,0 

260 

170 

15,0 

258 

168 

Albertus-Magnus- 
Institul 

Außer- 
unlv. FE 

G 

0,3 

7 

7 

0,3 

7 

7 

0.3 

7 

7 

BFA für Naturschutz 
und Landschafts- 
ökologie 

A 

4.2 

79 

32 

4,4 

78 

35 

3.6 

80 

35 

BFA für Landeskunde 











und Raumordnung . . . 

I 

7,9 

139 

43 

7.8 

135 

40 

8,0 

133 

39 


») s. Köln 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichlung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sdiaft- 

licfaes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Bundesinstitut für 
Berufsbildung 

Bundesinstitut für 
chemisch-technische 
Untersuchungen 

S 

I 

7.2 

131 

25 

8,0 

140 

25 

8.0 

140 

25 

DATUM e. V., Institut 
für ADV-gestützte 
Entwicklungsplanung 

S 

7,0 

57 

45 

7,0 

49 

37 

6,3 

50 

35 

Dokumentationsstelle 
der Deutschen Ge- 
sellschaft für Aus- 
wärtige Politik 

S 

0,4 

8 

1 

0,4 

8 

1 

0.4 

8 

1 

Forschungsgesell- 
schaft für Agrar- 
politik und Agrar- 
soziologie 

A 

0,4 

7 

4 

0,4 

7 

4 

0,5 

7 

4 

FI der Friedrich- 
Ebert-Stiftung 

S 

13,7 

98 

57 

15,0 

108 

58 

15,0 

97 

57 

Forschungsstelle für 
Jagdkunde und Wild- 
schadenverhütung 
des Landes NRW .... 

A 

0.7 

14 

3 

0,8 

14 

3 

0.9 

14 

3 

Informationszentrum 
Sozialwissenschaften 
bei der AG sozial- 
wiss. Institute ') 

S 

0,8 

10 

5 

0,9 

10 

5 

0,9 

10 

5 

Kommission für Ge- 
schichte des Parla- 
mentarismus und der 
politischen Parteien . . 

S 

0,8 

11 

4 

0.9 

11 

4 

1,0 

11 

4 

MPI für Radio- 
astronomie 

N 

12,7 

178 

57 

12,5 

154 

60 

13,4 

157 

62 

Seminar für Orien- 
talische Sprachen . . . 

G 

0.9 

15 

13 

0,9 

15 

13 

1,0 

15 

13 

Verein Beethoven- 
Haus 

Vereinigung zur 
Erforschung der 
neueren Geschichte . . 

G 

G 

0.3 

0.4 

4.5 

4 

0,3 

0.4 

5 

4 

0,3 

0,4 

5 

4 

Wiss. Institut der 
Ortskrankenkassen . . 

M 

0.2 

__ 


0,3 

5 

4 

0.5 

7 

5 

Zoologisches FI und 
Museum Alexander 
Koenig 

FI der Feuerfest- 
Industrie 

N 

N 

U 2 

18 

7 

2.5 

1,2 

51 

20 

14 

7 

2.8 

1,3 

51 

20 

14 

7 


Vorläufer des künftigen FIZ .Sozialwissenschaften* (FIZ 13) 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einridilung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen* 

sdiaft* 

liebes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sebaft- 

licbes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Stadt Köln 

Universität Köln 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 

N 

377,0 

6 037 

1 852 

389,0 

6 042 

1 851 

406,0 

6 055 

1 857 

Deutsche Sport- 
hochschule Köln 


31,0 

287 

135 

27,0 

292 

135 

27,0 

298 

137 

Kath. FH NRW. 











Abt. Köln 


0,01 

140 

83 

0,02 

146 

86 

0,1 

140 

81 

PH Rheinland, Abt. 











Köln 


17,0 

386 

220 

18,0 

385 

218 

18,0 

383 

216 

— Abt. für 

Heilpädagogik 


12,0 

103 

73 

12,0 

109 

79 

12,0 

107 

77 

Rheinische FH Köln . 

S,I 

84,0 

689 

391 

112,0 

702 

390 

112,0 

702 

390 

BA für Straßenwesen 

Außer- 
univ. FE 

I 

30,7 

350 

94 

38,0 

349 

94 

41,4 

350 

93 

BI für ostwissen- 
schaftliche und 
internationale 

Studien 

G, S 

3,6 

74 

25 

3,9 

72 

25 

3,7 

72 

25 

Bundesinstitut für 











Sportwissenschaft . . . 


6,0 

54 

21 

6,8 

53 

20 

7,7 

57 

20 

Deutsche For- 
schungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt 
(DFVLR) 

I 

273,2 

1 275 

438 

269,7 

1 240 

432 

271,8 

1 240 

431 

FI für Berufsbildung 











im Handwerk 


0,3 

6 

4 

0,3 

5 

3 

0,3 

5 

3 

Forschungsarchiv für 











Römische Plastik . . . 

G 

0,2 

4 

4 

0,2 

4 

4 

0,2 

4,5 

4,5 

Institut für Handels- 











forschung 

S 

1,9 

41 

15 

2,1 

40 

15 

2,3 

40 

15 

Institut für Mittel- 
standsforschung 

S 

1,2 

31 

17 

1,2 

30,5 

17 

1,4 

30,5 

17 

Institut für Sozial- 
forschung und Gesell- 
schaftspolitik 

S 

0,8 

19 

15 

0,8 

20 

16 

1,0 

19 

15 

Institut für Woh- 
nungsrecht und 
Wohnungswirtschaft . 

S 

0,1 

5 

2 

0,1 

5 

2 

0,1 

5 

2 

Institut zur Erfor- 
schung sozialer 
Chancen 

S 

1,2 

17 

12 

1,4 

17 

12 

1,5 

17 

12 

Joseph-Haydn- 
Institut 

G 

0,3 



0,3 



0,4 
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1 1976 

1 1977 

1 1978 

FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 


Wissen- 

Ausgaben 


wissen- 

Ausgaben 


Wissen- 

schafl- 

llches 

Personal 

(Millloaeo 

DM) 

Pexsonal 

lldies 

Persooai 

(Millionen 

DM) 

Personal 

llcfaes 

Personal 

(Millionen 

DM) 

Personal 

MPI für Him- 
forschung *) — Ab- 
teilung für Allge- 
meine Neurologie . . . 

M 

2,1 



1.8 

26 

6 

1,7 

26 

6 

MPI für Züchtungs- 
forschung 

A 

7,0 

150 

21 

6,9 

89 

21 

7,3 

89 

21 

Rhein. -Westfälisches 


Wirtschaftsarchiv , . . 

S 

0,3 

3 

1 

0,3 

3 

1 

0,3 

3 

1 

Studiengesellschaft 
für unterirdische 
Verkehrsanlagen .... 

I 

1.3 



1.2 



1.2 



Zentralarchiv für 
emp. Sozialforschung 

S 

1.7 

21 

7 

1.9 

21 

7 

1,9 

20 

7 

Zentralbibliothek 
der Medizin 

M 

2.5 

43 

3 

2.4 

43 

4 

3.0 

45 

5 

Zentrale Informa- 
tionsstelle für 

Verkehr 

2 

2 

2 









0,2 

2,5 

0.2 

2.5 

0,2 

2,5 

Fl der Forschungs- 
gemeinschaft der 
Deutschen Kalk- 
industrie 


0.4 

11 

2 

0.4 

11 

2 

0.5 

11 

2 

Institut für Emäh- 





rungs- und Lebens- 
mittelwissenschaften 

A 

0.5 

12 

7 

0.5 

12 

7 

0,5 

12 

7 

Lebensmittelchemi- 
srhes Institut 

N 

0,6 

11 

2 

0,6 

10 

2 

0.6 

10 

2 





Landkreis Düren 

Hoch- 

schulen 










FH Aachen, Abt. 

Jülich 

I 

Außer- 
unlv. FE 

6.0 

106 

53 

7.0 

104 

55 

7.0 

104 

55 

Kernforschungs- 
anlage Jülich 

N 

290,9 

3 359 

1 331 

311,2 

3 390 

1 386 

313,8 

3 396 

1 433 


Rhein-Sieg-Kreis 

Außer- 
univ. FE 










Anthropos-Institut 
für völkerkundliche 
Forschung. 

St. Augustin 

G 

0.3 

10 

6 

0,3 

10 

6 

0.3 

10 

6 


') s. auch Franklurt/Main 
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FuE-Einriditung 



Ausg.beo 

gebiet , Million«. Per.on.1 

Personal 




Wissen- 

schaft' 

Helles 

Personal 



Wissen- 

Personal 

llcnes 

Personal 


Forschungsgesell- 
schafl für ange- 
wandte Naturwissen- 
schaften (FGAN), 
Wachlberg-Wert- 
hoven N 

FI für Anlhropotech- 
nik, Meckenheim . N 

Gesellschaft für Ma- 
thematik und Daten- 
verarbeitung, 

St. Augustin N 

Sozialwiss. FI der 

Konrad-Adenauer- 

Stiftung, 

St. Augustin 


30,6 366 123 32,0 366 123 33,3 365 123 


35,7 510 219 43,1 523 223 48,1 523 223 


4,4 59 31 


4,6 61 34 5,5 63 35 


REG.-BEZ. MUNSTER 

Stadl Gelsenkirchen Hoch- 
schulen 

FTI Bochum, Abt. 
Gelsenkirchen I 


4,0 75 41 


4,0 75 41 



Stadt Münster Hoch- 

schulen 

Universität Münster . G, S, M, 
N 

FH Münster, Abt. 

Münster S, I 

Kath. FH NRW, Abt. 
Münster*) 


PH Westfalen-Lippe, 
Abt. Münster 


Aufier- 
unlv» FE 


Comenius-Institut . 

Forschungsstelle für 
allgemeine und tex- 


Gesellschaft für 
Arterio^lerose- 


Institut für religiöse 


353,0 5 662 2 024 

14,0 278 175 


407,0 5 695 2 025 563,0 5 901 2 058 

14,0 285 181 14,0 285 181 


22,0 397 269 25,0 468 274 25,0 468 274 


A 2.3 

38 

18 

2.1 

37 

14 

2.2 

39 

14 

G 1,4 



1.4 



1.4 



S 0,7 

16 

7 

0.8 

17 

10 

0,9 

18 

12 

M 2.4 

49 

17 

2.5 

49 

17 

2,6 

49 

17 

G 0,1 

3 

2 

0.1 

3 

2 

0.1 

3 

2 


M s. FGAN 
*) s. Köln 
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1976 



1977 



1978 

FuE-Elnrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal ^ 

Wlsaen- 

■diaft- 

lldies 

PetsonaJ 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

1 Personal 

Wlsien- 

scbafl* 

liebes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Kuratorium für ver- 
gleichende Städle- 
geschichte 

G 

0,4 

6 

2 

0,5 

7 

2 

0,6 

7 

Zenlralinstitut für 
Raumplanung 

I 

0.2 

9 

5 

0.6 

9 

5 

0.7 

9 

Landkreis Steinfurt 

FH Münster, Albt. 
Steinfurt 

Hoch- 

schulen 

I 

7,0 

126 

62 

5.0 

121 

57 

5.0 

121 

REG.-BEZ. DETMOLD 

Stadt Bielefeld 

Universität Bielefeld . 

Hoch- 

schulen 

G, S.N 

80,0 

1 209 

572 

97.0 

l 266 

602 

145,0 

1 368 

FH Bielefeld, 

Abt. Bielefeld 

S.I 

16,0 

307 

176 

16,0 

309 

175 

16,0 

309 

Kirchliche Hoch- 
schule Bethel * 


3.7 

55 

16 

3.8 

55 

16 

4,0 

55 

PH Westfalen-tLippe, 
Abt. Bielefeld 


9.0 

311 

163 

11,0 

240 

158 

11,0 

240 

Institut für Doku- 
mentation und Infor- 
mation über Sozial- 
medizin und öffent- 
liches Gesundheits- 
wesen 

Außer- 
unlv, FE 

M 

0.1 

5 

0.5 

0,2 

6 

0.5 

0,3 

7 

Landkreis Lippe 

FH Lippe, 

Abt. lietmold 

Hoch- 

schulen 

r 

3.0 

28 

19 

3.0 

27 

18 

3,0 

27 

Abt. Lage 

I 

2,0 

42 

31 

2,0 

43 

32 

2.0 

43 

Abt. Lemgo 

S.I 

9.0 

168 

78 

9.0 

168 

78 

9.0 

168 

BFA für Getreide- 
und Kartoffelverar- 
beitung, Detmold . . 

Außer- 
univ. FE 

A 

8.3 

164 

26 

9,9 

162 

26 

12,3 

162 

Institut für präven- 
tive Medizin und 
psychotherapeutische 
Rehabilitation, 

Bad Salzuflen 

M 

1.3 

22 

10 

1.3 

22 

10 

1,3 

22 

Staatl. Veterinär- 
untersuchungsamt, 
Detmold 

A, M 

0.3 

44 

10 

0,3 

44 

10 

0.3 

46 


Wissen- 

sdiaft' 

Udies 

Personal 


2 

5 


57 


652 

175 

16 

158 


1 


18 

32 

78 

26 

10 

10 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Atugabeo 

IMUlioncn 

DM) 

Persona) 

VVüisan- 

schaft- 

hcbes 

Parsonal 

Ausgahan 

(Millionen 

DMl 

Personal 

Wissen- 

sdk&fl- 

liches 

Persona) 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

WUsen- 

idialt- 

litibet 

Personal 

Landkreis 

Minden-Lübbecke 

Gollwitzer-Meier- 

Institut, 

Bad Oeynhausen ...» 

Außer- 
unlv. FE 

M 

2,9 

94 

50 

2,9 

94 

50 

2.9 

94 

50 

Landkreis Paderborn 

GHS Paderborn 

Hoch- 

schulen 

G. S, N, 

95,0 

915 

495 

94,0 

946 

510 

81,0 

1 037 

517 

Kath. FH NRW, 

Abt. Paderborn *) ... 

I, A 










Theologische 











Fakultät Paderborn . . 


1,4 

39 

28 

1,4 

39 

28 

1.6 

39 

28 

REG.-BEZ. 

ARNSBERG 

Stadt Bochum 

Universität Bochum . . 

Hoch- 

schulen 

G. S. M, 
N, I 

248,0 

3 574 

1 675 

239.0 

3 584 

1 679 

263,0 

3 586 

1 680 

FH Bochum, 

Abt. Bochum 

S, I 

21,0 

233 

121 

25,0 

236 

121 

25,0 

236 

121 

Evang. FH Rheinl.- 











Westf.-Lippe 


— 

88.5 

65 

— 

80,5 

56 

— 

77,5 

52 

Dt. Bergbau-Museum, 
Bochum 

Außer- 
univ. FE 

I 

3,8 

66 

7 

4.1 

66 

6 

4,2 

67 

6 

Silikose-FI der Berg- 
bau-Berufsgenossen- 
schaft 

M 

3,5 

78 

12 

4,5 

90 

12 

4.7 

90 

12 

Sternwarte Bochum 
— Institut für 
Weltraumforschung 

N 

1.2 

13 

2 

M 

13 

3 

1,1 

17 

6 

Forschungsanstalten 
der Westfälischen 
Berggewerkschafls- 
kasse 


11.5 

346 

84 

17,4 

365 

76 

19,1 

374 

81 

Stadt Dortmund 

Universität Dortmund 

Hoch- 

schulen 

S, N. I 

123,0 

1 200 

554 

100,0 

1 231 

578 

108,0 

1 277 

608 

FH Dortmund 

S. I 

19,0 

390 

214 

37.0 

390 

214 

37,0 

390 

214 

PH Ruhr, Abt. Dort- 











mund 

G. S. N 

29,0 

597 

361 

32,0 

605 

365 

32,0 

613 

369 


s. Köln 
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1976 



1978 



1978 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

BA für Arbeits- 
schutz und Unfall- 
forschung 

AuBer- 
univ. FE 

I 

10,0 

147 

42 

14,2 

152 

45 

17,2 

176 

50 

Forschungsgesell- 
schaft für Arbeits- 
physiologie und 
Arbeitsschutz 

M 

4,4 

91 

29 

5,6 

113 

34 

6,3 

113 

34 

FI für Kinderernäh- 
rung 

M 

2,1 

43 

9 

2,2 

43 

9 

2,4 

43 

9 

Gesellschaft zur 
Förderung der 
Spektrochemie und 
angew. Spektro- 
skopie 

N 

5,8 

100 

33 

5.9 

100 

33 

6,3 

100 

33 

Institut für Landes- 
und Stadtentwick- 
lungsforschung 

I. G.S 

2.9 

47 

15 

3,2 

47 

15 

3,9 

52 

17 

Institut für 

Zeitungsforschung . . 

s 

0,9 

19 

2 

0.9 

20 

3 

0,9 

20 

3 

MPI für Ernährungs- 
physiologie 

M 

4.2 

98 

20 

4.4 

69 

18 

4.6 

69 

17 

MPI für System- 
physiologie 

M 

5.6 

104 

21 

6.2 

86 

21 

6.6 

87 

21 

Versuchsgruben- 
gesellschaft mbH . . . 

I 

9.0 

139 

12 

8,9 

139 

12 

9,4 

139 

12 

Stadt Hagen 

Fernuniversität 

Hagen 

Hoch- 

schulen 

15,0 

277 

119 

28,0 

349 

138 

44,0 

349 

138 

FH Hagen, 

Abt. Hagen 

I 

12,0 

252 

123 

13,0 

248 

123 

13,0 

248 

123 

Hochsauerlandkreis 

FhG: Aerobiologie, 
Grafschaft 

AuBer- 
univ. FE 

N 

6,2 

100 

25 

7,8 

103,5 

28,5 

8,1 

108 

30 

Märkischer Kreis 

FH Hagen, 

Abt. Iserlohn 

Hoch- 

schulen 

I 

3,0 

65 

38 

3,0 

72 

38 

3,0 

72 

38 

Landkreis Olpe 

LA für Fischerei, 
Kirchhundem 

AuBer- 
Univ. FE 

A 

0,6 

22 


0.6 

24 


0,6 

24 



193 


Drucksache 8/3024 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode 





1976 



1977 



1978 


FuE-Einriditung 

Fach- 

gebiet 

Au£gab<m 

IMiUionao 

OM) 

Ptrioa«) 

Wissen- 

tdielt- 

liäies 

Personal 

Aosgaben 

(MUUonen 

DM) 

Persona) 

Wissen- 

fchait- 

Udies 

Personal 

Aosgaben 

(Mililonen 

DM) 

Personal 

Wlssen- 

scbalt- 

lidies 

Personal 

Landkreis Siegen 

GHS Siegen/Hütten- 
tal 

Hodi- 

sdiu- 

len 

85,0 

979 

557 

80,0 

1006 

567 

77,0 

1 102 

612 

Gesamt 

Nordrhein*Westlalen 

1. Hochschulen 


3512,3 48 370,5 

19 280 

3 672,7 

48838,5 

19 474 

4 217,5 50 032,5 

19 801 

(Anteil an Summe 
Hochschulen in ®/o) 


(29.2) 

(22.5) 

(24.9) 

(29.0) 

(23.0) 

(25.2) 

(30.8) 

(22.8) 

(25.1) 

2. AuBeruniversitäre 
Forschungs- 
einrichtungen • 


1 127,1 

11967,5 

3904,5 

1099,9 

11907,5 

3975 

1 161,1 

11962 

4 040,5 

(Anteil an Summe 
Außeruniversitäre 
FEin®/«) 


(23.4) 

(20.2) 

(23.4) 

(22.2) 

(19.9) 

(22.4) 

(21^) 

((9.7) 

(22.5) 

Summe 1. und 2 


4 639,4 

60338 22184,5 

4 772,6 

60746 

23 449 

5 378,6 61994,5 23841,5 

(Anteil an Summe 
FuE in ®/«) 


f27,6; 

(22.0) 

(23.8) 

(27.t) 

(22.3) 

(24.7) 

(28.3) 

(22.2) 

(24.6) 
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<arte 6 



Kassel 


Waidef-k - \ 
Frankf?nL>efg \ 

e«l Wkt^iifigkn ■ 


Schwalm - Eder 
Kreis 


Hersfeld- 

I SidHanMd 

Roienbvrg 


Marburg Biedenkopf 

Miifbufj 


Vogefsbergkreis 


Fulda 


Limburg- 
Weilbu rg 


H Otd Nitihitni 

Wetteraukreis 


Hoch^ 
taunus ^ 
^ kreis 

‘ Obrural 

Kän4gEtiin I 


\ Maiiv^ 
^J[ yauni^ 

wknbidtfr /KreiS"^ 


V 

Offenbach 


Groß 

Gerau 


\ Oliburg 

) ■ 

ll Darmstadt 

"Dieburg . 


Odenwald 

> kreis 


Bergstraße 


Regionale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
■ n Hessen 1978 


Siar<l der V977 


Erlautefuf^n siehe Karte 2 


Bearbelturig und Kartographie; Bf LR ’im Auftrag ÖMFT 
Üueltei Faktenberfcht 1978 zum Burtde^bericht Forschung VI 


Drucksache 8/3024 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


7. Hessen 

Ein Schwerpunkt der FuE-Kapazität der Bundesrepu- 
blik Deutschland liegt im Raum Frankfurt. Offen- 
bach, Darmstadt, Wiesbaden. Er umfaßt im Wissen- 
schaftsbereich eine Universität, eine Technische 
Hochschule, sechs Hochschulen und fünf Fachhoch- 
schulen mit insgesamt 10 600 Arbeitsplätzen, davon 
rd. 4 000 für wissenschaftliches Personal. 

Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen sind 
hauptsächlich in Frankfurt (Battelle-Institut, BI für 
angewandte Geodäsie, Gesellschaft für Information 
und Dokumentation. Paul-Ehrlich-lnstitut, DECHE- 
MA und vier MPI [Biophysik, anorganische Chemie. 
Himforschung, Rechtsgeschichte]), in Offenbach 
(Deutscher Wetterdienst), in Darmstadt (Gesellschaft 


für Schwerionenforschung [GSI], FI der Deutschen 
Bundespost, Fraunhofer Institut für Betriebsfestig- 
keit, Deutsches Kunststoffinstitut) und Wiesbaden 
(Hessisches Landesamt für Bodenforschung) mit ins- 
gesamt rd. 6 400 Arbeitsplätzen, davon etwa l 800 
für wissenschaftliches Personal angesiedelt. 

Im nordhessischen Raum liegen Hochschulen in Mar- 
burg, Gießen und Kassel und einige Fachhochschu- 
len. Der außeruniversitäre Bereich ist vor allem 
mit dem Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat, 
Marburg, dem MPI für physiologische und klinische 
Forschung, Bad Nauheim, der Forsteinrichtungs- und 
Versuchsanstalt, Gießen, und der Hessischen Lehr- 
und Versuchsanstalt für Grünlandwirtschaft und Fut- 
terbau, Bad Hersfeld, vertreten. 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Hinriditung 

Fach- 

gebiel 

Ausgaben 

iMlItionon 

DM| 

P^rsontü 

WLskcd- 

hdiei 

Personal 

iMUJSoiieD 

Pe^3l3^3| 

Wl**en- 

schoft' 

liehet 

Pertnryal 

Au«gabfiD 

rMLilionuj] 

DM| 

Persanal 

Wlsaec^ 

lIchcK 

Personal 

H 

REG.-BEZ. 

DAHMSTADT 

Stadt Darnutadt 

FH Darmstadt 

Hoch- 

schulen 

S,E 

19,6 

382 

232 

20.9 

380 

232 

21,7 

376 

231 

TH Darmstadt 

G, S, N, I 

145,2 

2 484 

1 t07 

155,4 

2 462 

1 101 

153,9 

2 476 

! 103 

FhGr Laboratorium 
für BotriebsfesligkeLt 

Außer- 
univ> FE 

I 

6.8 

82 

28 

8,5 

85.5 

34,5 

10,5 

91 

37 

FI der Deutschen 
Bundespost _ , , 

r 

27.5 

304 

96 

31,2 

302 

96 

31,9 

307 

JOl 

Gesellschaft für 
Schwerionenforsch, , . 

N 

51,2 

434 

101 

50,2 

452 

117 

52,1 

450 

117 

GFZ der GMD , , 

N 

3.7 

103 

36 

4,0 

107 

35 

4.1 

107 

35 

Institul Wohnen und 
Umwelt . 

S 

1.5 

31 

15 

1.6 

3! 

15 

2,1 

31 

15 

Deutsches Kunststoff- 
inslitut . , 


4,5 

HO 

67 

4,6 

in 

75 

5.4 

lt9 

76 

Stadl Frankhirt 

Universität Frankfurt 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 

354,4 

6 758 

2 054 

381,1 

6 734 

2 050 

396,4 

6 641 

2 034 

FH Frankfurt 

N 

S, N, I 

16,7 

332 

224 

18,5 

332 

223 

19.9 

332 

223 

Hochschule für 
Bildende Künstei 
Städelschule , 

G 

U6 

36 

23 

IJ 

36 

23 

1 1,7 

36 

23 

Phil Theo!. Hoch- 
schule Frankfurt , . . , 


1,8 

65 

36 

2,ü 

63 

34 

2,5 

69 

36 

Staat!, Hochschule 
für Musik und dar- 
stellende Kunst , . . . 

G 

6,5 

92 

61 

7,3 

94 

63 

7.9 

94 

63 

Battelle-Institut 

Außer- 
univ. FE 

58,8 

817 

338 

58,8 

817 

333 

58,8 

817 

338 

Beilstein^Institut für 
Literatur der organi- 
schen Chemie 

K 

n,o 

152 

L05 

n.o 

t47 

102 

11,0 

150 

105 

BI für angewandte 
Geodäsie 

K 

17,2 

285 

26 

16,9 

282 

26 

14,9 

282 

26 

Deutsche Bibliothek . 


15.0 

366 

29 

16,1 

360 

29 

17,2 

360 

29 
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1976 



1977 



1978 


FuE -Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Autgdben 

^Mtillonui 

DM) 

P«nonal 

Wi«en- 

«chaft- 

liehe« 

PetBonal 

Ausgaben 

(MiiUoaen 

DM) 

PcTsonaJ 

Wissen- 

»chait- 

litbes 

Peison&l 

Ausgaben 

(Millionen 

OM) 

Personal 

W'lssen- 

sebaft- 

iiebss 

Personal 

Deutsche Zentrale für 
Volksgesundheits- 
pflege 

M 

0.4 

11 

2 

0.9 

11 

2 

1,0 

11 

2 

Deutscher Verein für 
öffentliche und pri- 
vate Fürsorge 

s 

4,7 

90 

22 

5,1 

90 

22 

5,4 

90 

22 

Deutsches Institut für 
Internatiornale Päd- 
agogische Forschung 

s 

4,2 

76 

43 

4.5 

76 

43 

4,9 

76 

43 

Freies Deutsches 
Hochstift, Frankfur- 
ter Goethe-Museum . . 

G 

1.6 

31 

8 

1.7 

31 

8 

1.9 

31 

8 

Frobenius-Institul , , , 

G 

0.5 

13 

4 

0.6 

13 

4 

0.6 

13 

4 

Gesellschaft für 
Information und 
Dokumentation , . . . . 

Hessische Stiftung für 
Friedens- und 
Konfliktforschung , . , 

S 

1,6 

16 

9 

19,3 

1.5 

174 

16 

70 

9 

18,7 

1.3 

220 

16 

85 

9 

Institut für Dokumen- 
tationswesen 

Institut für Sozial- 
arbeit und Sozial- 
pädagogik 

S 

7.0 

1.7 

41 

31 

13 

17 

7.6 

1.7 

41 

31 

13 

17 

1.9 

31 

17 

Institut für 

Sozialforschung 

S 

2.0 

30 

15 

2.0 

30 

15 

1.8 

30 

15 

Institut für ländliche 
Strukturforschung , . . 

S 

0.5 

9 

6 

0.6 

10 

7 



') 

Institut für aus- 
ländisches und 
internationales 
Wirtschaftsrecht , . . . 

S 

0.3 

6 

2 

0.3 

6 

2 

0.3 

6 

2 

MPG: Gmelin-Institut 
für anorganische 
Chemie 

N 

9.9 


68 

11,1 

118 

73 

10,5 

118 

73 

MPI für Biophysik . . 

N 

7.5 

118 

26 

7,9 

85 

26 

8.1 

90 

25 

MPI für 

Himforschung 

M 

6.2 

153 

33 

6.0 

87 

21 

6.3 

88 

18 

MPI für 

Rechtsgeschichle .... 

S 

2,4 

36 

18 

2.5 

34 

18 

2.7 

35 

18 

Pädagogische 
Arbeitsstelle des 
Deutschen Volks- 
hochschulverbandes . 

S 

5.1 

22 

8 

5,1 

22 

8 

4.7 

22 

8 

Paul-Ehrlich-Institut, 
BA für Sera und 
Impfstoffe 

M 

8.3 

147 

33 

14.3 

151 

34 

12^ 

154 

35 


*) noch keine Angaben möglich, da voraussichlUch neue Projekte bewilligt werden 
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1976 



1977 



1978 


FuB-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

iMiihanen 

DM) 

Persona) 

Wlsaen- 

sdiaft- 

llctie» 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Persona) 

Wissen- 

sehaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

[Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen* 

sebaft- 

licfaes 

Personal 

Senckenbergische 
Naturforschende 
Gesellschaft ........ 

N 

8,8 

132 

34 

10,2 

130 

34 

11.2 

130 

34 

Sigmund-Freud-Fl für 
Psychoanalyse 

M 

1.8 

40 

19 

2,0 

40 

19 

2.0 

40 

19 

Städelsches Kunst- 
institut und 

Städelsche Galerie . . 

G 

2,7 

47 

8 

3.3 

50 

8 

4,4 

50 

8 

Stiftung Chemothera- 
peutisches FI, 
Georg-Speyer-Haus , 

M 

1.4 

30 

9 

1.7 

30 

9 

1.7 

30 

9 

Studiengesellschaft 
für den kombinierten 
Verkehr 


0,5 

11 

5 

0.5 

11 

5 

0,5 

11 

5 

ZMD — Zentralstelle 
für maschinelle 
Dokumentation 

DECHEMA-Institut . . 

Institut der Hütten- 


6,3 

2.9 

69 

64 

27 

36 

6,3 

3,5 

69 

64 

27 

4.2 

66 

38 

technischen Vereini- 
gung der Deutschen 
Glasindustrie 


0,8 

16 

4 

0,9 

17 

4 

0.8 

17 

4 

Stadt Offenbach 

Hochschule für 
Gestaltung ......... 

Hoch- 

schulen 

G 

2,4 

54 

24 

2,6 

54 

24 

2.9 

54 

24 

Deutscher Wetter- 
dienst 

Aufier- 
univ. FE 

105,1 

2 115 

327 

108,6 

2 145 

319 

113,7 

2 138 

308 

Deutsches Leder- 
museum/ Deutsches 
Schuhmuseum 


0,6 

6 

2 

0,6 

6 

2 

0.6 

6 

2 

Stadt Wiesbaden 

FH Wiesbaden *) .... 

Hoch- 

schulen 

25,6 

532 

202 

26,7 

536 

205 

28,5 

531 

207 

AG der Historischen 
Kommissionen und 
landesgeschichtl. 
Institute in Hessen . . 

Außer- 
univ. FE 

G 

0.6 



0.6 



0.6 



BI für Bevölkerungs- 
forschung 

S 

0.9 

18 

7 

1.0 

18 

7 

1.1 

18 

7 

Hess. Landesamt für 
Bodenforschung 

I 

8.3 

135 

58 

8.6 

135 

58 

8.9 

134 

58 


*) einschließlich Forschungsanstalt Geisenheim 
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1976 

1977 

1978 

FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Ausgaben 

(Millionen 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

lidies 

Ausgaben 

(Millionen 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

lifhftg 



DM) 


Personal 

DM) 


Personal 

DM) 


Personal 

Stadt Lahn 

Hoch- 

schulen 










Universität Gießen . . 

G, S, M, 
N, A 

301,8 

5 567 

1 654 

316,5 

5 526 

1 629 

333,0 

5 557 

1 629 

FH Gießen 

s. N,I 

Außer- 

15,5 

290 

123 

16,6 

290 

185 

17,3 

292 

185 


univ. FE 










Forsteinrichtungs- 
und Versuchsanstalt, 
Gießen 

A 

3,6 

74 

37 

3,8 

74 

37 

4.1 

74 

37 



Landkreis 

Hoch- 










Darmstadt-Dieburg 

schulen 










FH der Deutschen 
Bundespost, Dieburg . 

I 

9,2 

189 

74 

9,4 

187 

74 

9,8 

183 

74 

Main-Taunus-Kreis 

Hoch- 

schulen 










Luth. Theol. Hoch- 
schule Oberursel . . . 

G 

0,5 

8 

8 

0.5 

8 

8 

0.5 

8 

8 

Phil.-Theol. Hoch- 
schule Königstein . . . 

G 

— 

17,5 

15,5 

— 

13 

11 

— 

*) 

‘) 

Vogelsbergkreis 

Außer- 
univ. FE 










MPG: Limnologische 
Flußstation, Schlitz *) 

N 

0,7 



0,7 

13 

5 


13 

5 

Wetteraukreis 

Außer- 
univ. FE 










MPI für physiologi- 
sche und klinische 
Forschung, 

Bad Nauheim 

M 

4,4 

81 

23 

4,6 

59 

23 

4,9 

61 

23 


REG.-BEZ. KASSEL 











Stadt Kassel 

Hoch- 

schulen 










MPG Kassel 

G. S, N, 
r.A 











45,4 

956 

521 

57,8 

1 041 

555 

64,2 

1 114 

580 

Stadt Fulda 

Hoch- 

schulen 










FH Fulda 

S,N 

4.7 

104 

76 

5,3 

106 

76 

5,6 

104 

74 



Lehrbetrieb wird zum 31. März 1978 eingestellt. 
*) s. auch Plön/Holstein 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einnchtung 

Fadi- 

gebiel 

Ausgaben 

(Milhonea 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

Schaft« 

llches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liebes 

Personal 

Landkreis 

Hersfeld-Rotenburg 

Hess. Lehr- und Ver- 
suchsanstalt für 
Griinlandwirtschafl 
und Futterbau, 

Bad Hersfeld 

Außer* 
unlv, FE 

A 

3,4 

65 

13 

3,8 

63 

13 

4.1 

66 

14 

Landkreis 

Marburg-Biedenkopf 

Universität Marburg 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 

N 

256,0 

4 663 

1 398 

273.3 

4 674 

1 384 

281.4 

4 728 

1 460 

Johann-Goltfried- 
Herder — 

Forschungsrat 

Aufier- 
univ. FE 

G 

2.9 

59 

19 

3.0 

52 

16 

3,1 

52 

16 

Schwalm-Eder-Kreis 

Urologisch-Balneo- 
loglsche Forschungs- 
slelle, 

Bad Wildungen .... 

Außer- 
univ. FE 

M 

0.2 

6 

1 

0.2 

6 

1 

0,2 

6 

1 

Gesamt Hessen 

1. Hochschulen .... 


l 206,9 22 549,5 

7 832,5 

1 295.6 

22 020 

7 869 

1 352,2 

22595 

7 954 

(Anteil an Summe 
Hochschulen in Vo) 


(t0.0) 

(J0.5) 

(10.1) 

(10,2; 

(10,4) 

' (10,2; 

(9,9; 

(10,3; 

(10.1) 

2. Außeruniversitäie 
Forschungs- 
einrichtungen .... 


410,3 

6 482 

1 797 

459,5 

6 708,5 

1 968,5 

456,5 

6 657 

1 851 

(Anteil an Summe 
AuBeruniversitäre 
FElnVa) 


(8,5; 

PIO) 

(10,8; 

(0.2) 

(11.2) 

1 (ii,i; 

(8,6; 

(11, OJ 

1 (10.3) 

Summe 1. und 2 


1 617,2 29 031,5 

9 629,5 

1 755,1 

28 728.5 9 837,5 

1 808.7 

29522 

9805 

(Anteil an Summe 
FuE In »/») 


(9.6) 

(10,6; 

(10,3; 

(10.0) 

(10,6; 

(10.3) 

(9.5) 

(10.4) 

1 (10.1) 
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Alten 

kirchen 


WeslerwilldkreiS 


Neuwied 


Ahrweiler 


Mdyen- Koblenz 


Cochem 

Zell 


Rhein 

Hunsruck- 

Kreis 


Bernkastel 


Witt lieh 


Bingen 


Bad Kreuznach 


Worms 


Birkenfeld 


Trier -Saar bürg 


Donnersberg 

kreis 


I 


Kaiserslautern 


■^Bad 

Dürkheim 


fit C 

vA' 

Ludwigs 


Pirmasens 


Südliche 




Wetnstraße 


Germers 
hemn Ä 


Regionale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
in Rheinland-Pfalz 1978 


Er lauter urigeD s?et>e Karte 2 
Stand öer K re Isgren^en 1,1 1978 

8. Rheialand-Pfciiz 

Hochsdiulschwerpunkte befiudeii sidi in den Hoch- 
schulberelchen Mainz* Koblenz* Trier, Kaiserslau- 
tem und Rheinpfalz, in denen sidi jeweils audi eine 
Abteilung der Fadihodis(±iule des Landes Rheinland- 
Pfalz sowie Abteilungen der Erziehungswissensdiaft- 
lidien Hochschule des Landes befindet 

Der außeruniversitäre Bereich wird vor allem durch 
die BA für Gewässerkunde in Koblenz* die Akade- 
mie der Wissenschaften und der Literatur, das Rö- 
misch-Germanisclie Zentralmuseum* das MPl für 
Chemie, das Institut für Europäische Geschichte in 
Mainz, die Landes^Lehr- und Forsdiungsanstall für 
Wein- und Gartenbau in Neustadt sowie die BFA für 
Rebenzüchtung Geilweilerhof (südliche Weinstraße) 
und weitere Einrichtungen für Agrarwissenschaft 
und Weinbau abgedeckt. 


Bearbeitung und Karlographb BfLR im Aulirag BMFT 
Quelle; Fakienberichi 1978 zum BuodesberfchT Fgrschung 


Karte 7 


VI 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einriditung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft* 

liebes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft* 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

RHEINLAND-PFALZ 

REG.-BEZ. KOBLENZ 

Stadt Koblenz 

EWH. Abt. Koblenz. 

Hoch- 

schulen 

‘) 

153 

80 

‘) 

153 

80 

*) 

150 

86 

FH Rheinland-^Pfalz, 











Abt. Koblenz 

S.I 

10,7 

187 

104 

11.1 

191 

107 

13,8 

203 

113 

BA für Gewässer- 
kunde 

Aufier- 
univ. FE 

N 

10,0 

179 

45 

5.0 

179 

45 

8,0 

179 

45 

Landkreis 

Bad Kreuznach 

MPI für Landarbeit 
und Landtechnik, 

Bad Kreuznach .... 

AuBer- 
unlv. FE 

A 

1.7 

49 

12 

1.1 

14 

3 

0,9 

9 

3 

REG.-BEZ. TRIER 

Stadt Trier 

Universität Trier . . 

Hoch- 

schulen 

G,S 

18,6 

404 

201 

19,4 

419 

199 

27,0 

461 

220 

FH Rheinland-Pfalz, 











Abt. Trier 

S,I 

6.0 

110 

65 

6.2 

112 

66 

7.7 

120 

66 

REG.-BEZ. RHEIN- 
HESSEN-PFALZ 

Stadt Kaiserslautern 

Universität 
Kaiserslautern 

Hoch- 

schulen 

G, N,I 

26,1 

496 

223 

27,0 

510 

231 

39,5 

588 

273 

PH Rheinland-Pfalz, 











Abt. Kaiserslautern . 

I 

6.0 

109 

63 

6.2 

111 

65 

7.7 

120 

68 

Stadt Landau in der 
Pfalz 

EWH, Abt. Landau . . 

Hoch- 

schulen 

‘) 

150 

100 

‘) 

150 

100 

‘) 

155 

107 

Stadt Ludwigshafen 

FH Rheinland-Pfalz, 
Abt. Ludwigshafen . . 

Hoch- 

schulen 

S 

2.8 

51 

32 

2.9 

64 

45 

3,6 

70 

51 


') s. Summe Hochschulen Rheinland-Pfalz 
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1976 



1977 



1978 


FuE>Einriditung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liciies 

Personal 

Ausgaben! 
(Millionen 
DM) 1 

Personal 

1 

Wissen- 

sdiaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Stadt Mainz 

Universität Mainz . . 

Hoch- 

schulen 

G, S. M, 

N 

269,0 

7 183 

1 953 

276,0 

7 183 

1 953 

306,7 

7 154 

1 950 

EWH, Institut für 
Sonderpädagogik . . . 

S 

>) 

30 

20 

•) 

30 

20 


28 

20 

FH Rheinland-iPfalz, 
Abt. Mainz 

S.I 

9,5 

176 

101 

9,8 

179 

103 

12,3 

197 

117 

Katholische FH 

Mainz 

G, S, M, 

N 

1.7 

27 

13 

2,0 

30 

14 

2.5 

36 

24 

Akademie der Wis- 
senschaften und der 
Literatur zu Mainz . 

Außer- 
univ. FE 

G 

2,2 

69 

59 

2,2 

69 

59 

2,4 

69 

59 

Deutsche Morgen- 
ländische Gesell- 
schaft e. V. (für das 
Orientinstitut in 
Beirut) in Mainz .... 

G 

0,7 

12 

6 

0,8 

12 

6 

0,9 

12 

6 

FI für Wirtschafts- 











politik 

S 

0,2 

7 

5 

0,2 

7 

5 

0,2 

7 

5 

Geologisches Landes- 
amt Rheinland-Pfalz . 

I 

2,3 

44 

20 

2,3 

44 

20 

2,5 

44 

20 

Institut für Europäi- 











sche Geschichte .... 

G 

1,3 

20 

8 

1.5 

20 

8 

1.5 

20 

8 

Institut für geschicht- 











liche Landeskunde . . 

G 

0,2 

3 

3 

0,2 

3 

3 

0,2 

3 

3 

MPI für Chemie .... 

N 

10,0 

149 

39 

10,2 

135 

39 

11,5 

136 

39 

Römisch-Germani- 











sches Zentralmuseum 

G 

3,5 

46 

15 

3,8 

46 

15 

3,9 

46 

15 

Stadt Neustadt 
an der Weinstraße 

Landes-, Lehr- und 
Forschungsanstalt für 
Wein- und Gartenbau 

Außer- 
univ. FE 

A 

3,5 

74 

16 

3,8 

74 

16 

4.6 

81 

19 

Stadt Pirmasens 

Prüf- und 

Forschungsinstitut 
für die Schuh- 
herstellung 

Außer- 
univ. FE 

1.2 

27 

4 

1.3 

27 

4 

1,4 

27 

4 













*) s. Summe Hochschulen Rheinland-Pfalz 
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FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

1976 

1977 

1978 

Wissen- 

Ausgaben 

(Millionen Personal 

Per.on«I 

Wissen- 

Ausgaben 

(Millionen Personal 

Perion.l 

Au.g.b.n 

(Millionen Personal uches 

Personal 

Stadt Speyer 

Hochschule für Ver- 
waltungswissen- 
schaften 

Hoch- 

schulen 

S 

Außer- 
univ. FE 

S 

4.5 97 32 

0,7 13 12 

4,6 97 32 

0,7 13 12 

5.3 102 34 

0.8 16 15 

FI für öffentliche 
Verwaltung 


Stadt Worms 

EWH, Albt. Worms . . 

Hoch- 

schulen 

>) 200 100 

*) 


Landkreis Südliche 
Weinstraße 

BFA für Reben- 
züchtung, Geilweiler- 
hof, Siebeldingen .... 

Außer- 
univ. FE 

A 

4,9 109 13 

5,5 109 13 

5.7 110 13 

Landkreis 

Mainz-Bingen 

FH Rheinland-Pfalz, 
Abt. Bingen 

Hoch- 

schulen 

4,8 87 49 

4.9 88 50 

6,2 93 52 


Gesamt 

Rheinland-Pfalz 

1. EWH Rheinland- 
Pfalz 


28,7 

338,4 9 259 3 136 

(3.2) (4.3) (4.1) 

42,4 801 257 

(0.9) (1.4) (1.6) 

29,4 

404,5 9 317 3 065 

(3.2) (4.4) (4.0) 

38,6 754 248 

(0.8) (1.3) (1.4) 

25.5 

457,8 9 497 3 181 

(3,3) (4,3) (4,0) 

44.5 759 254 

(0,8) (1,2) (1,4) 

Hochschulen 

(Anteil an Summe 
Hochschulen in ®/o) . . 

2. Außeruniversitäre 
Forschimgseinrich- 
tungen 

(Anteil an Summe 
Außeruniv. FE in ®/o) 

Summe 1. und 2 

(Anteil an Summe 

FuE in ®/o) 


430,8 10 060 3 393 

(2.6) (3.7) (3.7) 

443,1 10 071 3 313 

(2.5) (3.7) (3.5) 

502,3 10 256 3 435 

(2.6) (3.7) (3.6) 



s. Summe Hochschulen Rheinland-Pfalz 
*) Abteilung wird zum 31. Dezember 1978 aufgelöst 
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Karte 8 

Regionale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
im Saarland 1978 



Sankt 

Wendel 


Merzig- Wadern 


Neunkirchen 


Saariouis 


Erläuterungen siehe Karte 2 


Beartaeitung urxl Kartographie; B^LR im Auftrag BMFT 

Stand <Jer Krelsgren^en 1 1 1977 Quelle: Faktenbericht 1978 zum Bundesbericht Forschung VI 


9. Saarland 

Die FuE-Kapazitäten des Saarlandes sind im Wis- 
sen sch aftsbe re Idi auf Saarbrücken mit zwei HoA- 
schulen und zwei Fachhochschulen sowie außer- 
universitär dem Fraunhofer-Institut für Zerstörungs- 
freie Prüfverfahren konzentriert. 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Elnrichtung 

Fach- 

gebiet 

Atugfiben 

(Mllliuneu 

DM) 

Personal 

Wissen* 

«chaft- 

lidies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen* 

sdiaK* 

lldies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM1 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liebes 

PorsonoJ 

SAARLAND 

Stadtverband 

Saarbrücken 

Universität 
Saarbrücken 

Hoch- 

schulen 

G. S. M. 

N 

119,4 

2 467 

1 303 

126,4 

2 467 

I 303 

133,0 

2 447 

1 301 

n-1 des Saarlandes, 
Saarbrücken . , 

S. I 

7.4 

138 

89 

7,9 

138 

89 

8.8 

144 

91 

Hochschule für 











Musik, Saarbrücken . 

G 

2.6 

46 

32 

2.7 

46 

32 

2.9 

47 

32 

Kath. FH 











Saarbrücken 

S 

0.7 

13 

7 

0.9 

15 

9 

1.0 

17 

11 

PH Saarbrücken *) . . . 


4.5 

112 

82 

4.9 

109 

82 

5.0 

101 

73 

P^G: Zerstörungsfreie 
Prüfverfahren 

Außer- 
unJv, FE 

I 

5,2 

65 

21 

5,7 

75 

31 

8,3 

83,5 

33,5 

Landeskrankenhaus . . 

N 

137,8 

3 033 

310 

147.8 

3 033 

310 

159,6 

2 051 

322 

Institut für Landes- 











kunde 


0.1 

2 

2 

0.1 

2 

2 

0.1 

2 

2 

Gesamt Saarland 











1. Hochschulen 


134,6 

2 766 

1 513 

142,8 

2 775 

1515 

150,7 

2 756 

1 508 

(Anteil an Summe 











Hochschulen ln ®/o) . . 


nj) 

(U) 

(2.0) 

(U) 

(1.3) 

(2.0) 

(1.1) 

(1,3) 

(1.0) 

2. Außenmiversitäre 
Forschungseinrich- 
tungen 


143,1 

3104 

333 

153,6 

3 110 

343 

168,0 3 136,5 

357,5 

(Anteil an Summe 
Außeruniv. FE in Vo) 


(3.0) 

(5.2) 

(2.0) 

(3.1) 

(5.2) 

(1.0) 

(3.2) 

(5.2) 

(2.0) 

Summe 1. und 2* 


277,7 

5 880 

1 846 

296,4 

5 885 

1858 

318,7 

5 892,5 

1865,5 

(Anteil an Summe 











FuEinVo) 


(16) 

(2.J) 

(2.0) 

(1.7) 

(2.2) 

(1.0) 

(1.7) 

(2.1) 

(1.0) 


’) ab 1. 10. 1978 integriert ln die UniversilSt Saarbrücken 
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Karte 9 

Regionale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
in Baden-Württemberg 1978 



Main- ^ 
Tauber- Kreis 


Neckar- 

OctenwwBJd 

Knsli 


Rhein- Neckar 


'kreis 


Lud^rgstu 


Dstdibkrels 


Göppir>Qen 


Hetdenheim 


Otrwhgpg 


Freudenitadl 


Ortenau kreis 


Reutlingen 


Dijnau Krei 


Zollernalbkreis 


Rottweil 


Emmend inpi 


Bibcrach 


Schwarzwald- 
'y Baar- Kreis 


Tuttlingen 


SigmarIrvQen 


Fnttnij 

Breiegau 


lochsdrwaiTwakJ 


Künste ni 


ErläuteruhQen siehe Karre 2 


Stand der Kreisgrerdzen . 1 .1 ,1977 


Bearbeitung und Kartographie: Bf LR im Auftrag BMFT 
Quelle: Fakteobericht 1978 zum Bundesberfcht Forschung VI 
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1 0. Baden- W ürttemberg 

Baden-Württemberg verfügt über zwei regionale 
Schwerpunkte von FuE-Kapazitäten in der Bundes- 
republik Deutschland: 

— den Raum Stuttgart, Esslingen, Tübingen, 

— Heidelberg, Karlsruhe, Mannheim. 

Die übrigen FuE-Kapazitäten verteilen sich haupt- 
sächlich auf Freiburg, Ulm und Konstanz. 

10 . 1 . 

In Stuttgart und Umgebung liegen drei Universitäten 
und zahlreiche Hoch-, Fachhoch- und Pädagogische 
Hochschulen mit nmd 7 700 Arbeitsplätzen, davon 
etwa 3 900 für wissenschaftliches Personal. 

Im außeruniversitären Bereich liegen vier Fraim- 
hofer-Institute (Bauphysik, Grenzflächen- und Bio- 
verfahrenstechnik, Informationsverbundzentrum 
Raum und Bau, Produktionstechnik und Automatisie- 
rung), zwei Max-Plandc-Institute (Festkörperfor- 
schung, Metallforschung) und drei AIF-Institute 
(Pigmente und Lacke, Uhren- und Feingerätetechnik, 
Textil- und Faserforschung) in Stuttgart sowie die 
BFA für Viruskrankheiten der Tiere, das Deutsche 
Institut für Fernstudien und vier MPI (Biologie, Bio- 
logische Kybernetik, Virusforschung, Laboratorium 
für biologische Arbeitsgruppen) in Tübingen. Dieser 
Bereich bietet insgesamt etwa 1 600 Arbeitsplätze, 
davon rd. 600 für wissenschaftliches Personal. 

10 . 2 . 

Der Raum Heidelberg, Karlsruhe, Mannheim behei- 
matet drei große Universitäten, mehrere Fachhoch- 


schulen und Pädagogische Hochschulen mit etwa 
1 1 500 Arbeitsplätzen, davon 4 500 für wissenschaft- 
liches Personal. 

Im außeruniversitären Bereich sind das Kem- 
forschungszentrum Karlsruhe (KfK), die BA für Was- 
serbau, die BFA für Ernährung, das Fachinforma- 
tionszentrum Energie/Physik/Mathematik, das 
Transuraninstitut und vier Fraunhofer-Institute (In- 
formations- und Datenverarbeitung? Mikroskopie, 
Photographie, Kinematographie? System technik und 
Innovationsforschung? Chemie der Treib- und Explo- 
sivstoffe) in Karlsruhe angesiedelt. Heidelberg be- 
heimatet das Deutsche Krebsforschungszentrum 
(DKFZ), das Europäische Laboratorium für Moleku- 
larbiologie (EMBL) und vier Max-Planck-Institute 
(Astronomie, Kernphysik, Medizinische Forschung, 
Völkerrecht), In Mannheim befindet sich das Zen- 
tralinstitut für Seelische Gesundheit. 

Insgesamt befinden sich hier rd. 4 600 Arbeitsplätze, 
davon 2 500 für wissenschaftliches Personal. 

10 . 3 . 

In Freiburg, Ulm und Konstanz sind jeweils eine 
Universität und mehrere Fachhochschulen und Päd- 
agogische Hochschulen auch in den angrenzenden 
Landkreisen angesiedelt. 

Im außeruniversitären Bereich sind vor allem vier 
Fraunhofer-Institute (Stoßwellenforschung, ange- 
wandte Festkörperphysik, Werkstoffmechanik, Phy- 
sikalische Weltraumforschung), zwei Max-Planck-In- 
stitute (ausländisches und internationales Strafrecht, 
Immunbiologie) in Freiburg und das MPI für Verhal- 
tensphysiologie, Vogelwarte Radolfzell, zu nennen. 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichtuiig 

Fach- 

gebiet 

Ausgabeo 

(Mllliocer) 

DM| 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

Udxea 

Personal 

Ausgaben 

(MUlioneo 

OM) 

Personal 

wissen- 

schaft- 

llchei 

Personal 

Ausgaben 

IMilÜonen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

scfaaft- 

llches 

Personal 

BADEN- 

vvctättemberc 

REG.-BEZ, 

STUTTGART 

Stadt Stuttgart 

Universität Stuttgart . 

Hoch- 

schulen 

G, S, N, I 

182,6 

3 384 

1 562 

175,5 

3 300 

1 560 

181,0 

3 530 

1 690 

Universität Hohen- 
heim 

G. S, N, 

71,9 

1 166 

384 

72,6 

1 363 

437 

75,0 

1 368 

440 

Berufspädagogische 
Hochschule 

I. A 

S 

4,8 

81 

58 

4,2 

65 

44 

4.3 

65 

44 

FH Stuttgart 

S.I 

16,1 

254 

151 

15,6 

252 

161 

16,6 

260.5 

163 

Hochschule für 
Bildende Künste 

G 

7,2 

120 

62 

6.8 

115 

63 

7,1 

115 

63 

Hochschule für Musik 
und darstellende 

Kunst ^ 

G 

7,5 

94,5 

76 

7.1 

94 

74 

7.3 

94 

74 

C. G. Jung-Institut 
für analytische 
Psychologie und 
Psychotherapie 

Aufler- 
univ. FE 

0,2 

2,5 


0,2 

2,5 


0,2 

2.5 


Arbeitskreis für 
Wehrforschung * * . . • 

I 

0.2 

2 

1 

0.2 

2 

1 

0.2 

2 

1 

Bibliothek für Zeit- 
geschichte 

S 

0,9 

10,5 

2 

0.9 

10,5 

2 

0,9 

10,5 

2 

FhG: Bauphysik 

I 

3.8 

59 

18 

4,1 

52 

18 

4.1 

60,5 

21 

FhG: Grenzflächen- 
und Bioverfahrens- 
technik 

I 

2,3 

32 

14 

2.9 

37,5 

13,5 

3,4 

41,5 

15,5 

FhG: Informations- 
verbundzentrum 

Raum und Bau 

I 

2.2 

42 

10 

2.9 

45,5 

11 

3,9 

48 

12 

FhG: Produktions- 
technik und 
Automatisierung .... 

I 

11.1 

117 

74 

14.2 

140 

88 

14,8 

154,5 

100 

Forschungsgemein- 
schaft Bauen und 
Wohnen 

I 

1.6 

10 

4 

1.5 

10 

4 

1.4 

11 

5 

Forschungsstelle für 
Psychotherapie 

M 

0,5 

11 

5 

0,6 

12 

6 

0.7 

12 

6 

GFZ der DFVLR .... 

I 

*) 

320 

90 


325 

95 


328 

96 


Ausgaben s. Köln 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einriditung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

wissen- 

sdiaft- 

liebes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

llches 

llches 

Personal 

Institut für Südwest- 
deutsche Wirtschafts- 
forschung 

s 

0,2 

4 

3 

0.2 

4 

3 

0.2 

4 

3 

Stuttgarter Akademie 
für Tiefenpsychologie 
und analytische 
Psychotherapie 

M 

0,8 

14 

7 

0.8 

14 

7 

0.9 

14 

7 

MPI für Festkörper- 
forschung 

I 

22,7 

203 

68 

16,3 

188 

75 

18,1 

192 

77 

MPI für Metall- 











forschung 

N 

3,4 

62 

20 

3,3 

165 

44 

3.4 

165 

44 

Zentralarchiv für den 
Hochschulbau 

I 

1.5 

12 

12 

1.1 

12 

12 

1.2 

12 

12 

FI für Pigmente und 











Lacke 


2.1 

55 

9 

2.6 

55 

9 

2.7 

55 

9 

FI für Uhren- und 











Feingerätetechnik . . . 


1.1 

21 

6 

1.3 

20 

8 

1.3 

19 

6 

Institute für Textil- 
und Faserforschung . . 


3,8 

74 

34 

3.6 

55 

22 

3,5 

51 

17 

Landkreis Esslingen 

FH für Sozialwesen, 
Esslingen 

Hoch- 

schulen 

S 

1.9 

37 

23 

1.9 

37 

25 

2.1 

35 

27 

FH für Technik, 
Esslingen 

I 

10,1 

171 

101 

9,9 

171 

101 

10,3 

168,5 

101 

PH Esslingen 


9,0 

145 

93 

8,1 

130,5 

86 

8,9 

130,5 

86 

FH Nürtingen 

I 

4.2 

61 

38 

4,3 

61 

38 

4.6 

64 

40 

FI für Faserverarbei- 











tung, Denkendorf . . . 


1.0 

23 

4 

1.0 

23 

4 

1,0 

23 

4 

Landkreis 

Ludwigsburg 

PH Ludwigsburg .... 

Hoch- 

schulen 

13,9 

238 

148 

13,0 

210,5 

127 

13,4 

210,5 

i 127 

Schiller-National- 
museum, Marbach . . . 

Außer- 
univ. FE 

G 

0,9 

18 

3 

0,9 

18 

3 

1.0 

18 

3 

Deutsches Literatur- 











archiv, Marbach 

G 

2,8 

45 

6 

3,1 

45 

7 

3.4 

47 

8 

Stadt Heilbronn 

FH Heilbronn 

Hoch- 

schulen 

I 

8,8 

145 

80 

8,5 

146 

81 

9.5 

153 

86 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einridilung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Landkreis Heilbronn 

Bekleidungsphysio- 
logisches Institut 
Hohenstein, Bönnig- 
heim 

AuBer- 
univ. FE 

1.5 

47 

15 

1,7 

47 

17 

2,0 

47 

16 

Forschungsinstitut 











Hohenstein 


1,7 

43 

7 

1,8 

45 

8 

1,9 

48 

10 

Main-Tauber-Kreis 

Institut der For- 
schungsgemeinschaft 
für Technisches Glas, 
Wertheim 

Außer- 
univ. FE 

0,7 

20 

2 

1,0 

20 

3 

0,9 

21 

3 

Ostalbkreis 

FH Aalen 

Hoch- 

schulen 

N,I 

7,7 

131 

71 

7,3 

132 

72 

7,6 

132 

72 

FH für Gestaltung, 











Schwäbisch Gmünd . . 

G 

2,1 

36 

16 

1,9 

36 

16 

2,1 

36 

16 

PH Schwäbisch 











Gmünd 


9,0 

148 

88 

8,2 

132 

79 

8,2 

132 

79 

FI für Edelmetalle und 
Metallchemie, 
Schwäbisch Gmünd . . 

Außer- 
univ. FE 

1.4 

35 

11 

1,4 

35 

10 

1,4 

35 

10 

REG.-BEZ. 

KARLSRUHE 

Stadt Karlsruhe 

Universität Karlsruhe 

Hoch- 

schulen 

G, S, N, 
I.A 

155,5 

3016 

1 434 

147,3 

3 036 

1 448 

153,0 

3 104 

1 483 

FH Karlsruhe 

S, N,I 

13,4 

220 

120 

12,6 

220 

120 

13,8 

230 

126 

Hochschule für 











Bildende Künste 

G 

3,3 

43 

23 

2,9 

50 

26 

3,3 

50 

26 

Hochschule für 











Musik 

G 

2,3 

31,5 

24 

2,1 

30,5 

i 23 

2,2 

30,5 

. 23 

PH Karlsruhe 


11.7 

198 

129 

10,5 

165 

104 

10,8 

165 

104 

BA für Wasserbau . . . 

Außer- 
univ. FE 

I 

18,7 

306 

61 

20,1 

312 

60 

19,9 

310 

61 

BFA für Ernährung . . 

A 

10,4 

218 

52 

12,1 

214 

51 

10,1 

220 

52 

Fachinformations- 
zentrum Energie, 
Physik, Mathematik 
GmbH(FIZ4) 

N 

15,4 

187 

57 

12,5 

187 

57 

14,7 

196 

60 
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1976 



1977 



1977 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sciiaft- 

lidies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sdiaft- 

licfaes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sdiaft- 

lidies 

Personal 

FhG: Informations- 
und Datenverarbei- 
tung 

I 

8.7 

137 

70 

10,6 

148,5 

84 

12,2 

157,5 

88 

FhG: Mikroskopie, 
Photographie, Kine- 
matographie 

I 

1.8 

35 

4 

2.0 

31,5 

6 

2,1 

32,5 

6 

FhG: Systemtechnik 
und Innovations- 
forschung 

S 

3,9 

58 

28 

5.1 

64,5 

37,5 

5,7 

66,5 

40 

Forschungsstelle für 
Brandschutztechnik . . 

I 

0.6 

9 

5 

0,6 

10 

5 

0.6 

11 

5 

Kernforschungs- 
zentrum Karlsruhe . . . 

N 

323,4 

3 232 

1 510 

326,8 

3 260 

1 519 

345,9 

3 293 

1 532 

Transuraninstitut .... 

N 

28,6 

214 

115 

36,3 

213 

114 

30,3 

211 

114 

Landkreis Karlsruhe 

FhG: Chemie der 
Treib- und Explosiv- 
stoffe, Pfinztal 

Außer- 
univ. FE 

I 

9,1 

160 

25 

9.7 

150 

26 

11,0 

153 

26 

Landesanstalt für 
Tabakbau und Tabak- 
forschung. Forch- 
heim 

A 

2.0 

46 

6 

1.9 

45 

6 

2.0 

45 

6 

Stadt Heidelberg 

Universität Heidel- 
berg 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 

N 

403,2 

6 883 

2 283 

397,8 

6 642 

2 357 

409,3 

6 671 

2 220 

FH der Stiftung 
Rehabilitation beim 
Berufsförderungs- 
werk 

S,I 

2,6 

38 

27 

2.7 

41 

30 

2.8 

42 

31 

PH Heidelberg 


15,7 

264 

169 

14,5 

237,5 

153 

14,7 

237,5 

153 

Staatl. Hochschule 
für Musik 

G 

3,8 

48 

32 

3,8 

46 

33 

3,9 

46 

33 

Arbeitskreis für 
moderne Sozial- 
geschichte 

Außer- 
univ. FE 

S 

0.2 

3,5 

2 

0,2 

3,5 

2 

0,2 

3,5 

2 

Astronomisches 
Recheninstitut 

N 

1,9 

16 

15 

1.9 

16 

15 

2.0 

17 

15 

Deutsches Krebs- 
forschungszentrum . . 

M 

44,9 

663 

176 

53,8 

673 

179 

63.5 

683 

185 

Europäisches Labora- 
torium für Molekular- 
biologie 

N 

24,7 

98 

33 

29,7 

124 

40 

32,0 

220 

48 


213 


DrUCkSdChG 8/3024 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 
















1976 



1977 



197B 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

iMilliooen 

DM) 

Personal 

wissen» 
schal U 
Hches 

Ausgaben. 

iMillioncn 

DM) 

Personal 

wissen» 

schalt' 

llches 

Personal 

Ausgaben 

iMlIJIonen 

DM) 

Personal 

Wlsscn- 

schail- 

hches 

Personal 

Forschungsstätte der 

Evangelischen 

Studiengemeinschaft 

S 

2.0 

25 

10 

2,0 

25 

10 

2.2 

25 

10 

Forschungsstelle für 
internationale Agrar- 
entwicklung 

A 

0.4 

7 

5 

0.5 

6 

4 

0.5 

6 

4 

Heidelberger Aka- 
demie der Wissen- 
schaften 

G, N 

1,7 

50 

26.5 

1,9 

50 

26.5 

2.0 

50 

26,5 

Institut für interna- 
tional vergleichende 
Wirtschafts- und 
Sozialstatistik 

S 

0,7 

16 

14 

0,7 

13 

12 

0.4 

9 

8 

Landesstemwarte, 
Königstuhl 

N 

1,1 

19 

n 

0.9 

18 

10 

l.I 

18 

10 

MPI für Astronomie . . 

N 

5.2 

57 

19 

6.2 

54 

25 

6.8 

72 

26 

MPI für Kernphysik . . 

N 

22,5 

276 

72 

22,1 

253 

71 

25.8 

255 

71 

MPI für Medizinische 


11,9 

181 

45 

12.6 

150 

45 

13,2 

152 

45 

Forschung 

MPI für Völkerrecht 

M 

S 

3.0 

53 

22 

3.2 

52 

22 

3.3 

52 

21 

Studiengruppe für 
Systemforschung 

S 

1,7 

31 

15 

1.7 

31 

15 


— 

— 

Stadt Mannheim 

Universität Mann- 
heim 

Hoch- 

schulen 

G, S,N 

45,0 

748,5 

213 

43,9 

745,5 

218 

45,6 

756,5 

219 

FH Mannheim 

I 

9.1 

148 

81 

8.3 

149 

81 

8.9 

152 

83 

FH für Gestaltung, 
Mannheim 

G 

1.1 

16 

11 

1,1 

16 

11 

1,2 

16 

11 

FH für Sozialwesen, 
Mannheim 

S 

2.9 

35 

19 

2.1 

34 

18 

2.2 

32 

16 

Institut für Deutsche 
Sprache 

Außer- 
iinlv. FE 

G 

2.5 

41 

18 

2.6 

44 

18 

3,1 

46 

20 

Zentralinstitut für 
Seelische Gesundheit 

M 

12.1 

283 

66 

15.6 

332 

77.5 

10.5 

348,5 

88.5 

Institut der For- 
schungsgemeinschaft 
für Hochspannungs- 
und Hochstrom- 
technik 


8.1 

99 

28 

8.1 

99 

28 

8.0 

100 

29 

Schweißtechnische 
Lehr- und Ver- 
suchsanstalt Baden- 
Württemberg 


0.3*) 

59 

6 

0.3*) 

59 

6 

0,3*) 

59 

6 


Eingliederung ln die Gesellschaft für Information und Dokumentation. Frankfurt/Main 
*) Forschungsausgaben 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einridilung 

Fadi- 

gebiet 

Ausgaben 

iMlilionen 

DM) 

Fefsonal | 

Wtssen- 

SLCJlllIl' 
lidbefi 
Person 5 1 

Ausgaben 

(MlUinnen 

UM] 

PerEonäl | 

wissen ■ 
sebart' 
Oldies 
Peisonal 

AuNgabfiti 

(Mniioncn 

DM) 

Personal 

Wissen' 

schflft- 

Lidiää 

PersonaJ 

Rheln-Neckar-Kreis 

MPI für Pflanzen- 
genetik, Ladenburg , . 

Außer- 
univ, FE 

N 

2.4 

47 

4 

2.5 

36 

1 

4 

2,0 

34 

4 

MPI für Zellbiologie, 
Ladenburg *) h 

K 

— 

— 

— 

3rl 

42 


3,6 

43 

12 

Stadl Pforzheim 

FH für Gestaltung, 
Pforzheim 

Hoch- 

schulen 

G 

2,1 

38 

16 

2.0 

38 

!6 

24 

37 

!? 

FH für Wirtschaft, 
Pforzheim 

S 

5J 

101 

69 

5,] 

101 

69 

5,4 

100 

69 

RBG,-BEZ, FSEffiURG 

Stadt Freiburg 

Universität Freiburg 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 

359,5 

6 553.5 

2 001 

359,6 

6 373,5 

1 933 

379,5 

6 487 

2 03! 

Hochschule für 

Musik, Freiburg . . - , . 

HA 

G 

5,6 

75 

60 

5,9 

75 

60 

6,0 

75 

60 

Kath . FH fü r S oz i ab 
wesen und Religions- 
Pädagogik , . . , , . , 

S 

3,8 

55 

36 

4,3 

52 

35 

4,5 

50 

34 

PH Freiburg 


16,2 

267 

169 

15,6 

237 

151 

15,3 

237 

151 

Evang. FH für Sozial- 
wesen - 

s 

2,5 

36 

26 

2.5 

37 

26 

2,3 

38 

27 

Alemannisches 

Institut 

Außer- 
unlv. FE 

G 

04 

3 

1 

04 

3 

1 

o.t 

3 

1 

A rnol d-B ergstraesser- 
Institut für kuUur- 
wiss. Forschung . - . , , 

G 

UQ 

17 

12 

14 

17 

12 

14 

17 

12 

Deutsches Volks- 
ILederarchiv ,,,,,,,, 

G 

0,6 

ll 

5 

0,6 

11 

5 

0,6 

11 

5 

Walter-Eucken- 
Institut 

G 

0,3 

2,5 

2 

0,3 

2,5 

2 

0,3 

2,5 

2 

FhG: Angewandte 
Festkörper-Physik . . . 

isr 

6,8 

105 

49 

7,9 

103 

47,5 

9,0 

111 

49,5 

FhGj Ernst-Mach- 
Institut für Kurzzeit- 
dynamik _ - . * 

N 1 

7,5 

87 

25 

8,0 

126,5 

35 

7.9 

131.5 

36 

FhG: Festkörper- 
Technologie , 

I 

3,8 

43 

22 

4,6 

52 

27,5 

6,7 

61 

35 

— Kiepenheuer- 
Institut * . . * 

N 

2,0 

29 

14 

24 

34,5 

15 

3,7 

33 

15 


') bb 1977 Stehe Wilhelmshaven 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einriditung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft' 

liebes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

FhG: Physikalische 
Weltraumforschung . 

N 

4.4 

47 

22 

5,8 

48,5 

22,5 

5,2 

51 

23,5 

Forstliche Versuchs- 
und Forschungs- 
anstalt Baden- 
Württemberg 

A 

10,6 

119 

30 

9,9 

119 

30 

11,1 

119 

30 

GSF: Institut für 
Biochemie, 

Abt. Freiburg 

N 

0.3 

7 

4 

0,4 

7 

4 

0.4 

7 

4 

Geologisches 
Landesamt 

N 

4,0 

86 

42 

4.5 

86 

42 

4,5 

86 

42 

Institut für ost- 
deutsche Volkskunde 

G 

0,3 

5 

3 

0,3 

5 

3 

0,3 

5 

3 

Militärgeschichtl. 
Forschungsamt 

s 

381,0 

112 

41 

380,0 

116 

41 

485,0 

112 

41 

MPI für ausländisches 
und internationales 
Strafrecht 

S 

2.9 

45 

22 

2,9 

43 

22 

3.2 

43 

22 

MPI für Immun- 
biologie 

N 

7.8 

103 

23 

6.7 

87 

23 

7.5 

87 

23 

Rumänisches 
Forschungsinstitut . . 

G 

0.1 

4 

3 

0,1 

4 

3 

0,1 

4 

3 

Staatliches Wein- 
bauinstitut 

A 

5,6 

49 

10 

5,3 

48 

10 

5,5 

48 

10 

Ortenaukreis 

FH Kehl 

Hoch- 

schulen 

S 

2.1 

37 

27 

2.1 

37 

27 

2,2 

35,5 

26 

FH Offenburg 

I 

3,9 

60 

26 

4,6 

60 

26 

4.0 

64 

30 

Landkreis Rottweil 

Mathematisches For- 
schungsinstitut, Ober- 
wolfach 

Außer- 
univ. FE 

N 

1.0 

15,5 

4 

1.2 

15,5 

4 

1.3 

15,5 

4 

Schwarzwald-Baar- 

Kreis 

FHFurtwangen 

Hoch- 

schulen 

I 

6,6 

108 

61 

6,3 

108 

61 

6,7 

111 

63 

Landkreis Tuttlingen 

Hochschule für 

Musik, Trossingen . . . 

Hoch- 

schulen 

G 

3,6 

30 

22 

2,3 

31 

22 

2.4 

31 

22 
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1976 

1977 

1978 

FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

Personal 

Wissen- 

scbaft- 

Ausgaben 


Wissen- 

schaft- 

lidies 

Ausgaben 


Wissen- 

schaft- 

lidies 

(Millionen 

lidies 

(Millionen 

Personal 

(Millionen 

Personal 



DM) 


Personal 

DM) 


Personal 

DM) 


Personal 

Landkreis Konstanz 

Hoch- 

schulen 










Universität Konstanz 

G, S,N 

58,6 

1 149 

535 

61,2 

1 133 

527 

65,1 

1 202 

577 

FH Konstanz 

S.I 

Außer- 

11,0 

162 

101 

10,3 

162 

100 

10,9 

161 

100 


unlv. FE 










Konstanzer Arbeits- 
kreis für mittelalter- 
liche Geschichte .... 

G 

0.1 

1.5 

>) 

0,2 

1.5 


0,1 

1.5 


MPI für Verhaltens- 











Physiologie, Vogel- 
warte Radolfzell * *) . . . 

N 










Landkreis Lörrach 

Hoch- 

schulen 










PH Lörrach 


5.2 

87 

56 

4,8 

78.5 

53 

4.9 

78,5 

53 


Aufler- 
unlv. FE 










FhG: Arbeitsgruppe 
für Ballistische For- 











schung, Weil/Rhein *) 

N 










REG.-BEZ. 

TÜBINGEN 











Stadt Reutlingen 

Hoch- 

schulen 










Private FH für Sozial- 
pädagogik,Reutlingen 

S 

1.7 

30 

20 

2,3 

33 

21 

2.1 

33 

21 

FH Reutlingen 
(mit Technikum) .... 

I 

7.6 

143,5 

54 

8,1 

155,5 

54 

8.2 

158.5 

55 

PH Reutlingen 


14.7 

264 

159 

13,8 

231 

144 

14.5 

231 

144 




Außer- 
unlv. FE 










Institut für Textil- 
technik 

I 

4.0 

70 

35 

4,3 

80 

38 

4.3 

81 

40 

Westdeutsche Ger- 
berschule Reutlingen, 
Lehr-, Prüf- und For- 
schungsinstitut für 
die Lederwirtschaft . . 
































1,0 

41 

8 

1,2 

40 

8 

1.0 

42 

9 


*) nur ehrenamtliche wiss. Mitarbeiter 

*) s. MPI in Starnberg 

•) s. Emst-Mach-Institut, Freiburg 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einridilimg 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen« 

Schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sdiaft- 

licfaes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Stadt Tübingen 

Universität Tübingen 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 

N 

333,8 

2 470,5 

1 216,5 

335,9 

2 354 

1 144 

345,2 

2 359 

1 145 

BFA für Viruskrank- 
heiten der Tiere 

Außer- 
unlv. FE 

A 

9,1 

148 

28 

9,6 

147 

26 

8.7 

150 

26 

Deutsches Institut 











für Fernstudien 

S 

7.5 

144,5 

92 

9,8 

138 

94 

10,1 

138 

94 

Forschungsinstitut für 
Optik ») 

Glossarium Artis .... 

N 

G 

0.1 

4 

2 

0,1 

4 

2 

0.1 

4 

2 

Institut für Ange- 
wandte Wirtschafts- 
forsdiung, Tübingen 

S 

1.9 

23 

20 

1.9 

26 

22 

1.5 

22 

18 

MPG: Laboratorium 
für biologische 
Arbeitsgruppen 

N 

1.5 

27 

10 

1.5 

18 

10 

1.6 

21 

10 

MPG: Arbeitsgruppe 
Anderer 

N 

1,2 

22 

6 

1,3 

13 

6 

1,3 

15 

6 

MPG: Max-Planck- 











Haus 


0,6 

— 

— 

0,4 

3 

— 

0,4 

3 

— 

MPI für Biologie 

N 

4,4 

89 

21 

4,3 

66 

21 

4,8 

68 

22 

MPI für Biologische 











Kybernetik 

N 

3,6 

60 

17 

3,8 

48 

17 

4,0 

50 

17 

MPI für Virus- 
forschung 

M 

6,4 

139 

31 

6,8 

84 

31 

7,2 

100 

31 

Stadt Ulm 

Universität Ulm 

Hoch- 

schulen 

M,N 

92,3 

1 370 

535 

81,5 

1 350 

530,5 

85,6 

1 427 

568 

FH Ulm 

I 

7.9 

122 

68 

7,3 

122 

68 

7.7 

123 

68 

Institut für Film- 
gestaltung 

Außer- 
Unlv. FE 

G 

0.2 



0,2 



0,2 




Landkreis Biberach 

Hoch- 

schulen 










FH Biberach/Riss .... 

I 

3,4 

48 

28 

3,1 

48 

28 

3,2 

50 

29 


*) s. FGAN, Rhein-Sieg-Kreis 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einricfatung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

fMillSonen 

DM| 

Personal 

Wissen 

sdiaft- 

iidies 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

llches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

OM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

Uches 

Personal 

Bodenseekreis 

Institut für Seenfor- 
schung, Langenargen 

AuBer- 

univ. 

FE 

N 

2,0 

32 

10 

2.3 

33 

10 

2,9 

36 

11 

Landkreis 

Ravensburg 

FHIsny 

Hoch- 

schulen 

I 

0,4 

17 

12 

0,5 

18 

12 

0.6 

18 

12 

FH Ravensburg 

I 

3,1 

49 

26 

2.9 

49 

26 

3,0 

49 

26 

PH Weingarten . * . . • 


10,0 

161 

101 

8.9 

149 

92 

9,2 

149 

92 

Gesamt 

Baden- W Qrttemberg 

1. Hochschulen .... 


1 987,7 

33 384 12 940,5 

1 945,4 

30690,5 

12811,5 

2 020,3 

30 785 

13 056 

(Anteil an Summe 
Hochschulen in Vo) 


( 16 , 6 ) 

( 15 . 5 ) 

( 16 , 7 ) 

( 15 . 4 ) 

( 14 . 5 ) 

( 16 . 6 ) 

( 14 . 7 ) 

( 14 . 1 ) 

( 10 . 0 ) 

2. AuBeruniversitäre 
Forschungs- 
einrichtungen .... 


1 122,0 9 599,5 3 359,5 

1 164,7 

9729,0 

3 680,5 

1 333,8 

9 989 3 755,5 

(Anteil an Summe 
Außeruniversitäre 
FE in •/•) 


( 23 , 3 ) 

( 18 . 2 ) 

( 20 . 1 ) 

( 23 . 5 ) 

( 10 . 2 ) 

( 20 . 7 ) 

( 25 . 0 ) 

( 10 . 5 ) 

(20,9; 

Summe 1. und 2« .... 


3 109,7 42 983,5 

16 300 

3110,1 

40 419,5 

16492 

3 354,1 

40 774 16 811,5 

(Anteil an Summe 
FuE in ®/o) 


( 18 . 5 ) 

( 15 . 7 ) 

( 17 . 5 ) 

( 17 . 7 ) 

( 14 . 8 ) 

( 17 . 4 ) 

( 17 . 6 ) 

( 14 . 0 ) 

( 17 , 4 ) 
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Karte 10 

Regionale Verteilung der Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
in Bayern 1978 



RhCn- Grabfeld 


Haftberge 


Schwtinfurt 


Hamberg 


Tirachenreuth 


Bayreuth 


Miltenberg 


KiUingen 


Forchhetm 


Erlangen- 


Nauitedt • « a 
Bad Windsheim 


Amberg -Sulibach 


Regeniburg 


Weifienburg- 

Gunienhausen 


Straubirtg- 


Eichsten 


Freyung • Grafeneu 


Ekhitin 


Kelhaim 


Dingolfing- 

Landau 


Dillingen 


Aichech- 

Friedberg 


Augsburg 


Günzburg 


Garching 


Altdrting 


Fürstenfeld 

brucfc 


Unterallgiu 


Rosenheim 


Traunstein 


Ostallgau 


V Bad Tölz- 1 
Wolfratshausen^ 


Lindau 


Oberallgäu 


Erläuterungen siehe Karte 2 
Stand der Kreisgrenzen: 1 .1 .1977 


Bearbeitung und Kartographie: Bf LR im Auftrag BMFT 
Quelle: Faktenbericht 1978 zum BurxJesbericht Forschurtg VI 
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11. Bayern 

Ein regionaler Schwerpunkt von FuE-Kapazitäten 
der Bundesrepublik Deutschland liegt in München 
und Umgebung (Landkreise München und Starn- 
berg). 

11 . 1 . 

In München sind eine Universität, eine Technische 
Universität und mehrere Hochschulen mit etwa 
12 300 Arbeitsplätzen, davon 5 600 für wissenschaft- 
liches Personal angesiedell. 

Im außeruniversitären Bereich befinden sich hier 
Schwerpunkte der Max-Planck-Gesellschaft (Gene- 
ralverwaltung. vier Institute: Patentrecht, Physik 
und Astrophysik. Psychatrie und Psychopathologie) 
sowie die Zenlralverwaltung der Fraimhofer-Gesell- 
schaft mit drei Instituten (Festkörpertechnologie. Le- 
bensmitteltechnologie und Verpackung, Patentstelle 


für die deutsche Forschung) und die Bayerische 
Akademie der Wissenschaften, das Deutsche Ju- 
gendinslitut und das Ifo-Instilut für Wirtschaftsfor- 
sdiung in München. 

Die Landkreise München und Starnberg beheima- 
ten die Gesellschaft für Strahlen- und Umweltfor- 
schung (GSF), die Europäische Organisation für 
astronomische Forschung in der südlichen Hemi- 
sphäre (ESO) und vier MPl (Plasmaphysik, Verhal- 
tensphysiologie, Biochemie. Erforschung der Le- 
bensbedingungen der wissenschafllich-technischen 
Welt). Insgesamt bietet der Bereich rund 7 000 Ar- 
beitsplätze. davon 2 100 für wissenschaftliches Per- 
sonal. 

11 . 2 . 

Außerhalb dieses Zentrums liegen Hochschulen in 
Passau, Regensburg, Bamberg, Bayreuth, Erlangen- 
Nürnberg, Würzburg und Augsburg. 
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1976 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sdhaft- 

liebes 

Personal 

BAYERN 

REG.-BEZ. 

OBERBAYERN 

Stadt München 

Universität München 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 
N, A 

624,4 

10 496 

3 126 

Akademie der bilden- 
den Künste 

G 

4,2 

85 

39 

Hochschule der Bun- 





deswehr *) 


21,9 

302 

202 

Hochschule für Fern- 





sehen und Film 

G 

2,5 

32 

11 

Hochschule für 





Philosophie 

G 

0,7 

36 

24 

TU München 


371,1 

6 543 

2 108 

Ukrainische Freie 





Universität 


0,3 

87 

81 

Akademie für Psycho- 
analyse und Psycho- 
therapie 

Außer- 
univ. FE 

M 

0,6 

13 

7 

AG zur Förderung der 
Krebserkennung und 
Krebsbekämpfung in 
Bayern 

Arbeits- und Förde- 
rungsgemeinschaft 
der Ukrainischen 
Wissenschaften 

M 

G 

0.2 

0,5 

9 

5 

Bayerische Akademie 





der Wissenschaften . . 

G 

12,0 

225 

99 

Bayerische Akademie 
für Arbeits- und 
Sozialmedizin 

M 

0,1 

5 

1 

Bayerische Landes- 
anstalt für Betriebs- 
wirtschaft und Agrar- 
struktur 

A 

7.4 

48 

19 

Bayerische Landes- 
anstalt für Wasser- 
forschung 

N 

5,2 

69 

17 

Collegium Carolinum 

G 

0,9 

10 

4 

Deutsche Forschungs- 
anstalt für Lebens- 
mittelchemie 

N 

2.2 

37 

13 


1977 

1978 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

lidhes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liebes 

Personal 


669,9 10 293 3 063 

4.6 83 38 

25,2 380 265 

2.6 35 12 

0.7 36 24 

420,7 6 403 2 104 


0,2 92 


86 


0,7 13 

0.2 

0.5 9 

36,3 230 

0.2 4 

8.7 49 

7.2 69 

0,9 10 

2.2 37 


5 

99 


21 

17 

4 

13 


710,0 10 278 3 063 

4,8 83 38 

25,2 380 265 

2,3 35 12 

0,7 36 24 

430,5 6 402 2 104 


0,3 92 


85 


0,7 13 

0,2 

0,5 9 

22,9 230 

0,2 4 

8.8 49 

5.2 70 

1,1 10 

2.3 37 


5 

99 


41 

18 

4 

13 


Sch&tz\mgen des BMVg 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einriditung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Deutsches Geodäti- 
sches Forschungs- 
institut 

I 

1.3 

25 

10 

1.4 

25 

10 

1.5 

25 

10 

Deutsches Hand- 
werksinstitut 

I 

3,5 

69,5 

41 

3,6 

68,5 

41 

3.6 

65,5 

39 

Deutsches Jugend- 
institut 

S 

10,4 

60 

34 

10,6 

60 

34 

11,4 

75 

39 

Deutsches Museum . . 


18,7 

364 

25 

22,6 

362 

25 

27,0 

366 

25 

Deutsches Wirt- 
schaftswiss. Institut 
für Fremdenverkehr 

S 

0.7 

9 

6 

0,7 

8 

5 

0,7 

9 

6 

Fraunhofer-Gesell- 
schaft, Zentralverwal- 
tung, zentrale Kosten 


15.3 

169 

25 

21,2 

153,5 

23,5 

19,0 

151,5 27,5 

FhG: Werkstoff- 
mechanik 

I 

2,8 

46 

17 

3,5 

42 

18 

3.7 

46,5 22 

FhG: Institut für 
Angewandte Hygiene 

M 

1.7 

12 

3 


- 

- 




FhG: Lebensmittel- 
technologie und Ver- 
packung 

I 

3.2 

69 

15 

3.8 

58 

15 

3,8 

56,5 15 

FhG: Patentstelle für 
die deutsche For- 
schung 


1.1 

15 

6 

1.3 

16 

7 

1.7 

16 

7 

Forstliche For- 
schungsanstalt 

A 

4,5 

88 

32 

4,6 

84 

31 

5.5 

84 

3 ) 

Geologisches Landes- 
amt 

N 

5,8 

132 

46 

6,4 

132 

46 

6.7 

133 

48 

Historische Kommis- 
sion 

G 

1.1 

16 

13 

1.1 

16 

13 

1.5 

16 

13 

IFO — Institut für 
Wirtschaftsfor- 
schung 

S 

10,4 

210 

90 

11,2 

210 

90 

11,5 

210 

90 

Informationsverbund- 
zentrum Raum uiid 

Bau der FhG *) 


1.7 

36 

5 

1.8 

37 

6 

1.9 

37 

6 

Institut Jugend, Film, 
Fernsehen 

S 

0.5 

8 

4 

0,6 

8 

4 

0.4 

8 

4 

Institut für Motoren- 
bau 

I 

2,7 

37 

23 

2.7 

38 

23 

2.9 

38 

23 

Institut für Ostrecht . . 

s 

0.4 

5 

4 

0.4 

5 

4 

0.4 

5 

4 

Institut für die Pro- 
phylaxe der Kreis- 
laufkrankheiten 

M 

0.4 

14 

4 

0,5 

14 

4 

0.5 

14 

4 

Institut für Städtebau 
und Wohnungswesen 

S 

0,3 

6 

3 

0,4 

6 

3 

0,4 

6 

3 


Vorläufer des künftigen FIZ 
Raumordnung, Bauwesen, Städtebau (FIZ 8) 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

Institut für Zeitge- 
schichte 

S 

3.1 

39 

14 

3,5 

39 

14 

3,6 

40 

15 

Max-Planck-Gesell- 

schaft: 

— Generalverwaltung 


14,3 

216 

1 

15,1 

215 

1 

15,5 

215 

1 

— zentral veransdil. 
Mittel 

MPI für Biochemie . . . 

N 

158,0 

26,4 

120 

400 

95 

157,8 

25,6 

120 

333 

96 

168,9 

27,7 

120 

337 

96 

MPI für Patentrecht . . 

s 

2,4 

33 

14 

2,3 

34 

14 

2,4 

35 

15 

MPI für Physik und 
Astrophysik 

N 

47,0 

494 

165 

36,8 

405 

165 

44,9 

421 

165 

MPI für Psychiatrie . . 

M 

8,9 

394 

85 

15,0 

125 

33 

16,0 

128 

33 

MPI für Psychopatho- 
logie 

M 

0,9 

16 

9 

0,9 

15,5 9 

1.0 

15,5 

9 

Monumenta Ger- 
maniae Historica .... 

G 

0,9 

18 

10 

1,0 

18 

10 

1.1 

18 

10 

Osteuropa-Institut . . . 

G 

1.1 

15 

6 

1.2 

15 

6 

1.2 

15 

6 

Repertoire Internatio- 
nal des Suorcez 
Musicales 

G 

0,2 

3 

2 

0,2 

3 

2 

0,2 

3 

2 

Südost-Institut 


0,7 

10 

6 

0,8 

13 

6 

1.0 

13 

6 

Zentralinstitut für 
Kunstgeschichte .... 

G 

1.9 

31 

14 

2,0 

31 

14 

2.1 

31 

14 

Forschungsstelle für 
Energiewirtschaft . . . 


1.2 

14 

6 

1.3 

20 

10 

1.4 

19 

9 

Institut für Druck- 
und Reproduktions- 
technik 


3.5 

51 

15 

3,7 

51 

15 

3,8 

53 

16 

Institut der Papier- 
technischen Stiftung 


1.3 

21 

4 

1.3 

20 

4 

1.2 

20 

5 

Schweißtechnische 
Lehr- und Versuchs- 
anstalt 


1.0 

39 

7 

1.0 

39 

7 

1,5 

45 

8 

Stadt Rosenbeim 

Institut für Fenster- 
technik 

Außer- 
univ. FE 

I 

1.2 

24 

8 

1.4 

24 

8 

1.3 

24 

8 

Landkreis Eichstätt 

Kirchl. Kath. GHS 
Eichstätt 

Hoch- 

schulen 

10,5 

212 

112 

12,1 

228 

118 

15,6 

231 

124 


224 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 6/3024 





1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichlung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

rMiillonnn 

DM) 

Pariunal 

WlMCn- 

schatt* 

Heiles 

Personal 

Ausgaben 

iMilhonen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schafl- 

hdics 

Persuoal 

A.usgAben 

(Millionen 

DMl 

1 Personal 

'Wlssen- 

actiatl- 

lidles 

Personal 

Landkreis Freising 

Bayerische Landes- 
anstalt für Boden- 
kultur und Pflanzen- 
bau, Freising 

Außer- 
univ. FE 

A 

24,3 

409 

81 

27,8 

402 

87 

27.9 

402 

87 

Landtechnischer 
Verein, Freising 

A 

0,2 

4 

1 

0,2 

4 

l 

0,2 

4 

1 

Landkreis Garmisch- 
Parlenkirchen 

FhG: Institut für 
atmosphärische Um- 
weltforschung, 
Garm.-Partenkirchen 

Außer- 
unlv. FE 

N 

2,2 

35 

1 

2,7 

37,5 

8 

2,9 

36,5 


Landkreis München 

Europäische Organi- 
sation für Astronomi- 
sche Forschung in der 
Südlichen Hemi- 
sphäre, Garching .... 

Außer- 
univ. FE 

N 

35,4 

107 

29 

32.2 

107 

34 

41,0 

110 

36 

FhG: Hydroakustik, 
Ottobrunn 

N 

1.8 

29 

n 

2,5 

27,5 

11 

2.4 

30,5 

n 

Gesellschaft für 
Strahlen- und Um- 
weltforschung, Neu- 
herberg 

N 

62,6 

989 

242 

56,6 

972 

257 

71,8 

l 007 

267 

Landesanstatt für 
Tierzucht, Grub 

A 

6,7 

163 

29 

7.4 

108 

30 

8.6 

108 

30 

MPI für Plasma- 
physik, Garching .... 

N 

50,8 

1 039 

250 

50,6 

1 039 

250 

56,6 

1 039 

250 

FI für Wärmeschutz, 
Gräfelfing 


1.0 

20 

3 

l.O 

20 

3 

1.0 

26 

4 

Landkreis Starnberg 

GF2 der DFVLR, 
Oberpfaffenhofen .... 

Außer- 
imlv. FE 

N 

’) 

800 

277 


800 

277 

M 

795 

276 

Landesanstalt für 
Fischerei, Starnberg . 

A 

1.5 

20 

6 

1.4 

15 

6 

1.9 

15 

6 

MPI für Verhaltens- 
physiologie, Starn- 
berg 

N 

8.6 

138 

38 

8.6 

120 

47 

9,3 

120 

41 


Ausgaben s. Köln 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichtung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

fMllUonen 

DM| 

Perional 

WUsen- 

Schaft' 

lidiei 

Personal 

Ausgaben 

(MiUlonen 

DM| 

Personal 

wissen- 

schalt- 

llches 

Personal 

Ausgaben 

iMilllonan 

DM) 

Personal 

Wlssaq« 

sdioJl' 

lldxes 

Personal 

MPI zur Erforschung 
der Lebensbedingun- 
gen der wissenschaft- 
lich-technischen 

Welt, Starnberg 

S 

1 

71 

36 

4.4 

60 

33 

4.9 

68 

35 

Stiftung Wissen- 
schaft und Politik, 
Ebenhausen 

S 


103 

42 

5,8 

103 

42 

6,2 

103 

42 

REG-BEZ. 

NIEDERBAYERN 

Stadt Passau 

Universität Passau . . 

Hoch- 

schulen 

3.4 

14 

4 

8.3 

105 

53 

13,8 

140 

73 

Phll.-Theol. Hoch- 
schule Passau 


1.4 

29 

14 

1,5 

29 

14 

1.5 

29 

14 

REG.-BEZ. 

OBERPFALZ 

Stadt Regensburg 

Universität Regens- 
burg ...... 4 ....... . 

1 

Hoch- 

schulen 

G. S, M, 

N 

122.2 

l 772 

883 

114.5 

1 675 

827 

116,8 

1 675 

827 

Staatl. FI für ange- 
wandte Mineralogie , 

Außer- 
unlv. FE 

3,9 

17 

7 

4.7 

17 

7 

4,8 

17 

7 

REG.-BEZ. 

OBERFRANKEN 

Stadt Bamberg 

GHS Bamberg 

Hoch- 

schulen 

G 

9.3 

211 

108 

14.1 

278 

156 

15,7 

292 

168 

Staatl. FI für 
Geochemie 

Außer- 
univ, FE 

N 

3.6 

22 

9 

4,3 

22 

9 

4.4 

22 

9 

Stadt Bayreuth 

Universität Bayreuth 

Hoch- 

schulen 

25.3 

247 

109 

54,6 

486 

237 

63.1 

565 

285 

Landkreis Kulmbach 

BFA für Fleisch- 
forschung. Kulmbach 

Außer- 
unlv. FE 

A 

15,0 

117 

35 

12,6 

II5 

33 

7,4 

120 

35 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichlung 

Fach- 

gebiet 

Au»9dbein 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liebes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

sdiafl- 

licbes 

Personal 

Ausgaben 

(Millionen 

DM| 

Personal 

Wissen- 

schaft- 

liches 

Personal 

RJEG.-BE2. 

MITTELFRANKEN 

Stadt Erlangen 

Universität 
Erlangen-Nürnberg , . 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 
N, I 

337,7 

5 772 

1 891 


5 663 

1 839 

373,2 

5 663 

1 839 

Institut für Gesell- 
schaft und 

Wissenschaft 

Außer- 
unlv* FE 

S 

lA 

23 

14 


23 

14 

1,6 

23 

14 

Landesanstalt für 
Bienenzucht 

A 

0.8 

19 

3 


16 

3 

0,8 

16 

3 

Stadt Nürnberg 

Universität Erlangen- 
Nürnberg*) 

Akademie der 
Bildenden Künste .... 

Hoch- 

schulen 

G 

1.7 

35 

17 

2,0 

35 

17 

2,0 

35 

17 

Germanisches 
Nationalmuseum .... 

Außer- 
univ. FE 

G 

7,9 

143 

21 

8.7 

142 

21 

8,2 

141 

21 

Gesellschaft für 
Konsum-, Markt- und 
Absatzforschung 

S 

26,1 

305 

40 

33,8 

342 

44 

35,7 

406 

52 

Institut für Arbeits- 
markt- und Berufs- 
forschung der BA 
für Arbeit*) 

S 

*) 

83 

37 

*) 

82,5 

37 


81,5 

36 

Institut für freie 

Berufe 


0.3 

6 

4 

0.3 

6 

4 

0,3 

6 

4 

REG.-BEZ. 

UNTERFRANKEN 

Stadt Würzburg 

Universität Würzburg 

Hoch- 

schulen 

G, S, M, 

N 

272,5 

5 089 

1 439 

309,7 

5 020 

1 389 

328,5 

5 020 

1 389 

FhG: Silikatforschung 

Außer- 
univ. FE 

I 

2,5 

44 

11 

2,6 

44 

12 

2,9 

45,5 

13,5 


8. Erlangen 

■) Ausgaben nicht getrennt nachweisbar, da Abteilung der Bundesanstalt für Arbeit 
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1976 



1977 



1978 


FuE-Einrichlung 

Fach- 

gebiet 

Ausgaben 

iMilhonen 

DM) 

Personal 

Wissen- 

scfaort- 

liebes 

Persona) 

Ausgaben 

(Millionen 

DM) 

Persaaal 

Wissen- 

schaft* 

Hdies 

Persona) 

Ausgaben 

(Mitlionen 

DM) 

Persona) 

Wissen- 

srhaft- 

Itches 

Personal 

Landesanstalt für 
Wein- und Gartenbau 

A 

8.3 

289 

21 

9.9 

263 

21 

8,0 

263 

21 

Süddeutsches Kunsl- 
stoffzentrum, Würz- 
burg 

I 

2.9 

59 

5 

3.2 

59 

5 

3,5 

56 

5 

REG.-BEZ. 

SCHWABEN 

Stadt Augsburg 

Universität Augsburg 

Hoch- 

schulen 

G, S 

43,1 

762 

401 

45,0 

727 

373 

49,0 

727 

373 

Gesamt Bayern 

1. Hochschulen 


1 852,2 

31 724 

10 569 

2 059,4 

31568 

10615 

2 153,0 

34 618 

10 700 

(Anteil an Summe 
Hodischulen in Vo) 


(15,4) 

(14.7) 

(13.6) 

(16.3) 

(14.9) 

(13.7) 

(15.7) 

(15.8) 

(13.6) 

2. Außeruniversitäre 
Forschungsein- 
richtungen 


667,5 

8 798,5 

2 291 

709,7 

8 241 

2 285,5 

703,1 

8 392,5 

2 338 

(Anteil an Summe 
Außeruniv. 

FE in ®/o) 


(13.9) 

(14.9) 

(13.7) 

(14.3) 

(13.8) 

(12.9) 

(13.2) 

(13.8) 

(13.1) 

Summe h und 2« .... 


2 519,6 40 522,5 

12 860 

2 769,1 

39 809 12 900,5 

2 856,1 

43 010,5 

13 038 

(Anteil an Summe 
FuE in Vo) 


(15.0) 

(14.7) 

(13.8) 

(15.7) 

(14.6) 

(13.6) 

(15.0) 

(15.4) 

(13.5) 
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2A. Regionale Verteilung der Zuwendungen des Eundesminlsterlums 
für Forschung und Tedinologie an Unternehmen der Wirtsdiaft 1975 bis 1977 


Kreis bzw. kreisfreie Stadt 

1975 

1976 

1977 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Förde- 

rungs- 

Summe 

inTDM 

Anteil 
in an 
Summe 
Wirt- 
schaft 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Förde- 
rungs- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in ®/o an 
Summe 
Wirt- 
schaft 

An- 

zahl 

Vorv 

haben 

Forde- 
rungs- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in Vn an 
Summe 
Wirt- 
schaft 

Kreisfreie Stadt Kiel *,..,**. 

19 

8 520,9 

0,56 

22 

6 350,1 

0,49 

19 

2 787,7 

0,21 

Kreisfreie Stadt Lübeck 

4 

583,1 

0,04 

3 

556,1 

0,04 

7 

1 013,0 

0,07 

Kreis Ostholstein 

1 

57,1 

ÖßO 

0 

0,0 

0,00 

1 

36,5 

0,00 

Kreis Pinneberg 

11 

1 313,3 

0ß9 i 

13 

5 223,3 

0,40 

24 

8 208,9 

0,61 

Kreis Rendsburg-Eckemförde * 

0 

0,0 

0,00 

2 

99,5 

0,01 

2 

185,7 

0,01 

Kreis Segeberg 

1 

154,6 

0,0 f 

3 

1 073,9 

0,08 

3 

421,8 

0,03 

Kreis Stormarn 

3 

402,5 

0,03 

2 

369,3 

0,03 

2 

276,6 

0,02 

Summe Schleswig-Holstein * . * 

39 

11 031,6 

0J2 

45 

13 672,2 

1,05 

58 

12 930,1 

0,95 

Freie und Hansestadt Hamburg 

34 

34 878,9 

2,27 

108 

22 193,6 

1,70 

126 

34 293,6 

2,53 

Kreisfreie Stadt Bremen 

62 

18312,6 

1,19 

68 

25 323,2 

t,94 

63 

24 978,8 

1,84 

Kreisfreie Stadt Bremerhaven 

1 

479,0 

0,03 

3 

286,1 

0,02 

3 

493,3 

0,04 

Summe Bremen , . * 

63 

18 791,6 

1,23 

71 

25 609,4 

1,96 

66 

25 472,1 

1,88 

Kreisfreie Stadt Hannover , • . 

35 

6 122,2 

0,40 

43 

9 015,9 

0,69 

45 

11 153,0 

0,82 

Landkreis Grafschaft Diepholz 

2 

389,9 

0,03 

I 

99,1 

0,01 

0 

0,0 

0,00 

Landkreis Grafschaft Sdiaum- 










burg * _ 

0 

0,0 

0,00 

1 

460,0 

0,04 

0 

0,0 

0,00 

Landkreis Hameln-Pyrmont » * 

0 

0,0 

0,00 

1 

125,6 

0,01 

2 

81,0 

0,01 

Landkreis Hannover * * 

1 

346,1 

0,02 

4 

496,7 

0,04 

3 

140,3 

0,01 

Landkreis Göttingen 

8 

2 976,2 

0,19 

6 

2 160,8 

0,17 

10 

1 157,3 

0,09 

Landkreis Osterode am Harz • 

1 

522,9 

0,03 

1 

600,0 

0,05 

2 

600,0 

0,04 

Kreisfeie Stadt Wolfsburg 

10 

9 538,6 

0,62 

13 

8 951,7 

0,69 

14 

6 142,2 

0,45 

Landkreis Gifhorn 

! 

16,5 

0,00 

1 

31,8 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

Landkreis Harburg 

3 

551,8 

0,04 

1 

318,8 

0,02 

1 

441,9 

0,03 

Landkreis Lüneburg J 

3 

176,3 

0,01 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

Kreisfreie Stadt Cuxhaven , . 

0 

0,0 

0,00 

1 

69,4 

0,01 

0 

0,0 

0,00 

Kreisfreie Stadt Osnabrück . . 

0 

0,0 

0,00 

1 

3 073,1 

0,24 

2 

2 227,0 

0,16 

Landkreis Grafschaft Bentheim 

0 

0,0 

0,00 

t 

201,7 

0,02 

1 

277,4 

0,02 

Landkreis Lingen * 

0 

0,0 

0,00 

1 

28,5 

0,00 




Kreisfreie Stadt Emden , . , . , 

0 

0,0 

0,00 

5 

585,4 

0,04 

10 

1 144,8 

0,08 

Landkreis Leer * 

1 

88,0 

0,01 

1 

83,0 

0,01 

3 

215,1 

0,02 

Kreisfreie Stadt Braunschweig 

15 

3 519,5 

0,23 

14 

2 799,6 

0,21 

5 

686,2 

0,05 

Kreisfreie Stadt Salzgitter , . . 

6 

887,6 

0,06 

4 

2 213,5 

0,17 

4 

1 228,7 

0,09 

Landkreis Goslar 

5 

1 052,5 

0,07 

8 

1 147,6 

0,09 

7 

767,0 

0,06 
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1975 



t976 



1977 


Kreis bzw. kreisfreie Stadt 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Förde- 
rung s* 
summe 
ifiTDM 

Anteil 
in '*/q an 
Summe 
Wirt- 
schaft 

An- 

Zdhl 

Vor- 

haben 

Forde- 
rungs- 
summe 
in TDM 

Anteil 
ln “/ü an 
Summe 
WLit- 
schaft 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Förde- 
rungs- 
Stimme 
in TDM 

Anteil 
in "/ü an 
Summe 
Wirl- 
sdiaft 

Landkreis Helmstedt 

! 

2 082.5 

0,14 

1 

2 226,2 

0,17 

2 

1 919.3 

0,14 

Landkreis Peine 

0 

0,0 

0,00 

2 

2 775,4 

0.21 

6 

6 472,3 

0,48 

Kreisfreie Stadt Delmenhorst - 

1 

420,0 

Öß3 

1 

545,4 

0,04 

1 

163,3 

0,01 

Kreisfreie Stadt Wilhelms- 
haven 

6 

2 108,4 

0J4 

4 

2 887,0 

0,22 

2 

2 227,0 

Ö,W 

Landkreis Wesermarsch 

I 

18,8 

0,00 

2 

330,6 

0,03 

l 

1,3 

0,00 

Summe Niedersachsen , * » 

100 

30 817,6 

2,01 

118 

41 226,6 

3,16 

130 

39 495,9 

2,91 

Stadt Berlin (West) 

22 

9 749,3 

Öß4 

27 

12 598,4 

0,97 

46 

13 366.0 

0,99 

Summe Berlin , , . 

22 

9749,3 

0.64 

27 

12 598,4 

0ß7 

46 

13 366,0 

0.99 

Kreisfreie Stadt Düsseldorf . * 

33 

12 610,5 

0,82 

43 

6 821,7 

0,52 

44 

n 267,1 

0.83 

Kreisfreie Stadt Duisburg , . . , 

21 

1? 173,6 

ij2 

22 

9 743.9 

0,75 

25 

9 551,6 

0,70 

Kreisfreie Stadt Essen 

91 

110 985,1 

7,24 

85 

113 731.3 

8.73 

127 

109 991,2 

8,11 

Kreisfreie Stadt Krefeld , . . . . 

10 

912,0 

0ß6 

8 

946,5 

0,07 

14 

1 797.3 

0,13 

Kreisfreie Stadt Möndien- 
gladbadi . . - . * 

3 

4 ?58,7 

Ö,3t 

5 

3 766,7 

0,29 

4 

2 560,2 

0J9 

Kreisfreie Stadt Mülheim 
a, d. Ruhr * 

e 

I 545.9 

0,10 

7 

2 410,5 

0J8 

f2 

3 768,5 

0,28 

Kreisfreie Stadt Oberhausen . 

9 

8 801.6 

0,57 

9 

2 627,5 

ÖßO 

12 

4 428,8 

ößS 

Kreisfreie Stadt Remscheid . . 

l 

123,8 

0,01 

I 

154,4 

Ößt 

3 

320,0 

0,02 

Kreisfreie Stadt Solingen .... 

l 

13S,3 

0,0 1 

2 

105,9 

Ößl 

4 

370,4 

0,03 

Kreisfreie Stadt Wuppertal , . 

4 

2 896,3 

0,19 

6 

1 823,6 

0,14 

6 

933,2 

0,07 

Landkreis Mettmann 

5 

554,6 

0,04 

4 

234,1 

0,02 

10 

2 746,4 

0,20 

Landkreis Neuss 

2 

437,6 

0ß3 

3 

848.2 

0,07 

4 

848,9 

0,06 

Landkreis Wesel 

8 

2 333,3 

0J5 

9 

2 137J 

0J6 

3 

238.6 

0,02 

Kreisfreie Stadt Aachen 

11 

4 001,8 

0,26 

12 

3 047.0 

0,23 

18 

3810,7 

0,28 

Kreisfreie Stadl Bonn 

24 

139 9B4.6 

9,13 

20 

3 720,2 

0,29 

17 

5 477.0 

OAO 

Kreisfreie Stadt Köln ....... 

45 

23 811,0 

1,55 

47 

16 384,6 

L26 

61 

38 624.4 

2,85 

Kreisfreie Stadt Leverkusen . 

a 

2 712,8 

0,18 

13 

2 748,9 

0,21 

16 

6 272,1 

0,46 

Landkreis Aachen 

I 

1 777,0 

0,12 

l 

823,0 

Q,0ß 

8 

9 942,4 

0J3 

Landkreis Düren 

6 

32 931,3 

2J5 

6 

74 664,2 

5,73 

4 

52 283.1 

3,86 

Landkreis Erftkreis - . 

4 

832,6 

0,05 

4 

2 105,6 

0,16 

4 

5 098,7 

0,38 

Landkreis Heinsberg 

1 

379,3 

0,02 

0 

0,0 

OßO 

l 

t 115,0 

OßS 

Obe rbergi scher Kreis ........ 

3 

653,2 

0,04 

2 

5,6 

0,00 

2 

87,7 

0,01 

Rheinisdi-ßergisdier Kreis . . . 

13 

215 827,4 

Ußl 

t8 

210 027.5 

16 Jt 

27 

214 185,3 

15,80 

RheiD*Sieg-Krejs 

1 

258 J 

0,02 

2 

265,4 

0,02 

2 

270,8 

0,02 

Kreisfreie Stadt Bottrop ..... 

0 

0,0 

0,00 

1 

75,0 

0,0! 

2 

45.3 

OßO 

Kreisfreie Stadt Gelsenkirciien 

6 

3 B35,6 

0,25 

5 

i 078,4 

0,08 

6 

746,1 

0,06 
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1975 

1976 

1977 


An- 

Förde- 

Anteil 

An- 

Förde- 

Anteil 

An- 

Förde- 

Anteil 

Kteis bzw. kreisfreie StddL 

Zähl 

rungs- 

ln an 
Summe 

zahl 

rung s- 

ln an 
Summe 

zahl 

jungs- 

in Vb an 
Summe 


Vor- 

haben 

summe 

InTDM 

Wirt- 

schaft 

Vor- 

haben 

summe 
in TDM 

Wirt- 

schaft 

Vor* 

haben 

summe 

Ln TDM 

Whl- 

sdhaft 

Kreisfreie Stadt Münster _ . . . 

0 

0,0 

OßO 

0 

0.0 

ÖM 

1 

16,3 

0,00 

Landkreis Borken 

0 

0.0 

ößO 

1 

187,0 

0,01 

n 

107,2 

0,01 

Landkreis Keddinghausen * . * 

2 

1 195,9 

0.08 

4 

4 638,8 

OM 

? 

8 237,1 

0,51 

Landkreis Steinfnrt 

1 

235,8 

0.02 

I 

244,2 

OM 

0 

0.0 

0,00 

Landkreis Warendorf 

I 

493,5 

0,03 

I 

51,5 

OM 

0 

0,0 

OßO 

Kreisfreie Stadt Bielefeld _ . . . 

4 

2 928,3 

0,19 

3 

632,8 

0,05 

2 

581,4 

0,04 

Landkreis Minden-Lübbecke . . 

1 

1 867,8 

0,f2 

1 

840,0 

0,05 

2 

170,0 

0,01 

Landkreis Paderborn 

H 

10 023,8 

0.65 

10 

17 446,8 

1,34 

7 

19 587,5 

h44 

Kreisfreie Stadt Bochum . • , , . 

1 

786,3 

0ß5 

4 

492,0 

0,04 

0 

612,8 

0,05 

Kreisfreie Stadt Dortmund * , . 

11 

4 988,2 

0.33 

11 

3 138,6 

0,24 

13 

7 129,1 

0,53 

Kreisfreie Stadl Hagen 

2 

467,1 

0,03 

1 

99.0 

0,01 

2 

445,7 

0,03 

Kreisfreie Stadt Hamm 

2 

958,8 

0.06 

2 

650.5 

0,05 

2 

0.0 

0,00 

Ennepe-Ruhr-Kreis 

3 

5 548.7 

OM 

5 

8 586,9 

OM 

9 

10 077,0 

0,74 

Hodasauerlondkreis 

] 

296.4 

Ö.Ö2 

1 

64,6 

OfiO 

l 

0,0 

0,00 

Märkischer Kreis 

0 

0.0 

QM 

0 

0.0 

0,00 

2 

213,0 

OfiB 

Kreis Olpe ^ * 

0 

0,0 

Oßö 

0 

0,0 

OM 

l 

325,7 

0,02 

Landkreis Siegen - 

6 

2 079.0 

ÖJ4 

5 

595.9 

0ß5 

7 

2 219.0 

OM 

Landkreis Soest 

5 

! 018,8 

0,07 

4 

1 541,9 

0,12 

3 

1 370,1 

ÖJO 

Landkreis Unna 

2 

2 385.6 

ÜJ6 

3 

1 761.9 

0J4 

4 

3 859.0 

OM 

Summe Nordrhein-Westfalen 

375 

625 547,0 

40M 

392 

501 269,4 

3SA0 

ao8 

541 S56.2 

39,94 

Kreisfreie Stadt Darmsladt . . 

19 

2 739,5 

QJB 

13 

2 520,4 

0J9 

17 

4 571,6 

0,34 

Kreisfreie Stadt Frankfurt 










am Main 

99 

36 501.8 

2M 

112 

31 419,2 

2,41 

105 

35 788.9 

2ß4 

Kreisfreie Stadt Gießen 

0 

0,0 

Ö,ÖÖ 

2 

411,3 

0,03 

0 

0,0 

0,00 

Kreisfreie Stadt Offenbach 










am Main , , 

2 

477,0 

0,03 

2 

345.2 

0,03 

2 

276.2 

0,02 

Kreisfreie Stadt Wiesbaden * 

13 

4 473,5 

OM 

12 

l 096,9 

0,08 

8 

2 294,0 

0,17 

Kreisfreie Stadt Lahn , 

0 

0.0 

OM 

0 

0,0 

OM 

38 

4 062,1 

QM 

DillkreLs 

0 

0*0 

OM 

1 

19,5 

0,00 

4 

535,5 

0,04 

Landkreis Gießen - * 

I 

160,0 

0,0/ 

2 

435,2 

Öß3 

0 

0.0 

0,00 

Landkreis GroB-Gerau 

3 

466.6 

0.03 

5 

553,6 

0,04 

5 

448,4 

0,03 

Main-Taunus-Kreis . 

5 

1 681,4 

0,11 

8 

I 870,4 

0,14 

10 

1 985,2 

0,15 

Landkreis Offenbach 

11 

11 984,7 

0,78 

4 

l 157,6 

0,09 

6 

1 662,8 

0,12 

Landkreis Wetzlar . , _ 

22 

2 928,3 

0J9 

25 

4 236.8 

0,33 

0 

0.0 

0,00 

Landkreis Bergstraße 

6 

1 033,4 

0,07 

4 

918,8 

0,07 

4 

64,7 

0,00 

Kreis Darrastadt-Dieburg , . . . , 

0 

0.0 

OM 

0 

0,0 

0,00 

I 

221,3 

0,02 

Hochtaunuskreis 

2 

28,0 

OM 

1 

39,6 

0,00 

3 

2,8 

0,00 

Landkreis Limburg-Weilburg . 

0 

0.0 

OM 

1 

282,0 

0,02 

0 

0,0 

0,00 
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1975 



1976 



1977 


Kreis bzw* kreisfreie Stadt 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Forde- 
rungs- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in Va an 
Summe 
Wirt- 
sdiaft 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Forde- 
rungs- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in an 
Summe 
Wirt- 
schaft 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Forde- 
rungs- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in Vo an 
Summe 
Wirt- 
schaft 

Main-Kinzig^Kreis 

42 

27 654,3 

1,80 

48 

37 383,6 

2,87 

47 

30 742,9 

2,27 

Odenwaldkreis - , , 

0 

0,0 

0,00 

1 

117,1 

0,0J 

l 

394,6 

0,03 

Wetteraukreis * 

1 

4,2 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

1 

278,8 

0,02 

Kreisfreie Stadt Kassel 

9 

4 527,6 

0,30 

n 

4 199,9 

0,32 

13 

5 436,9 

0,40 

Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

0 

0.0 

0,00 

1 

200,0 

0,02 

1 

187,6 

Oßt 

Landkreis Kassel 

3 

730,1 

0,05 

3 

548,5 

0,04 

3 

303,8 

0,02 

S dl walm -Eder-Kreis , * * ^ * . » * . 

1 

447,3 

0,03 

0 

0,0 

0,00 

1 

0,0 

0,00 

Landkreis 

Waldedc-Frankenberg , , , . * 

0 

0,0 

0,00 

1 

30,1 

0,00 

1 

294,1 

0,02 

Summe Hessen , , . 

239 

95 837,6 

6,25 

257 

87 785,6 

6,74 

271 

89 551,8 

6,60 

Landkreis Ahrweiler * 

I 

233,5 

0,02 

2 

255,7 

0,02 

3 

188,3 

0,0 f 

Landkreis Bad Kreuznadi * * . . 

2 

226,1 

0,0 f 

3 

422,9 

0,03 

2 

292,6 

0,02 

Landkreis Mayen-Koblenz , . * 

1 

42,8 

0,00 

2 

253,0 

0,02 

2 

434,6 

0,03 

Landkreis Neuwied 

0 

0,0 

ÖßO 

0 

0,0 

0,00 

1 

96,7 

0,0J 

Westerwaldkreis 

1 

132,2 

Öfil 

1 

101,3 

0,01 

0 

O.l 

0,00 

Kreisfreie Stadt 

Frankenthal (Pfalz) * 

4 

526,0 

0,03 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

Kreisfreie Stadt Kaiserslautern 

1 

627,6 

0,04 


897,6 

0,07 

1 

404,2 

0,03 

Kreisfreie Stadt 

Ludwigshafen am Rhein * , , 

12 

3 676,9 

0,24 

11 

2 522,4 

0,19 

7 

1 302,4 

OJO 

Kreisfreie Stadt Mainz 

11 

3 989,3 

0,26 

12 

2 295,3 

0,18 

14 

1 768,4 

0,13 

Kreisfreie Stadt Pirmasens « . . 

0 

0,0 

0,00 

1 

36,0 

0,00 

I 

79,4 

0,OJ 

Kreisfreie Stadt Worms 

0 

0.0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

2 

103,4 

0,01 

Landkreis Ludwigshafen 

1 

63,0 

0,00 

1 

86,4 

0,01 

0 

0,0 

0,00 

Landkreis Mainz-Bingen , . . , , 

0 

0,0 

0,00 

1 

35,0 

0,00 

1 

126,9 

0,01 

Summe Rheinland-Pfalz • • • 

34 

9517,3 

0,62 

35 

6 905,5 

0,53 

34 

4 815,1 

0,36 

Stadtkreis Stuttgart 

82 

26 093,3 

J,70 

72 

29 017,1 

2,23 

75 

27 766,2 

2,05 

Landkreis Böblingen , * 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

1 

50,9 

0,00 

Landkreis Esslingen 

4 

2 594,1 

0,17 

7 

1 411,3 

OJl 

12 

1 455,3 

ojt 

Landkreis Ludwigsburg ..,*** 

0 

0.0 

0,00 

1 

30,0 

0,00 

1 

80,0 

0,01 

Rems-Murr-Kreis * * * . * , 

37 

9414,6 

Oßl 

34 

9 970,5 

0,76 

32 

6 730,3 

0,50 

Stadtkreis Heilbronn 

21 

12 246,0 

0,80 

26 

10 472,7 

0,80 

30 

9 617,4 

0,7J 

Landkreis Heilbronn . . , , ^ , 

1 

300,0 

0,02 

5 

2 633,9 

0,20 

3 

1 323,5 

OJO 

Landkreis Sdiwäbisdi-Hall * , , 

0 

0.0 

0,00 

1 

24,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

Landkreis Heidenheim 

0 

0,0 

0,00 

3 

1 398,7 

OJl 

4 

647,8 

0,05 

Ostalbkreis 

35 

10 512,3 

0,69 

37 

8 748,6 

0,67 

34 

8 592,6 

0,63 

Stadtkreis Karlsruhe 

14 

3 351,5 

0,22 

9 

2 807,8 

0,22 

11 

1 314,6 

OJO 

Landkreis Karlsruhe 

7 

1 765,0 

0,12 

5 

1 338,4 

0,10 

9 

1 816,4 

0,13 
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1977 


Kreis bzw, Krelstrele Stadt 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Förde- 
rungs- 
sunune 
in TDM 

Anteil 
in ®/o an 
Summe 
Wirt, 
sdiaft 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Förde- 
rung s- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in “/ü an 
Summe 
WIH- 
sdiah 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Förde- 
nings- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in Vi an 
Summe 
Wirt- 
schaft 

Landkreis Rastatt - , . . 

1 

18,3 

ÖßO 

0 

0,0 

0,00 

1 

12,7 

0,00 

Stadtkreis Heidelberg , , . , ^ . 

26 

C 108,8 

0,40 

19 

4 922,6 

0,3S 

23 

5 266,7 

0,39 

Stadtkreis Mannheim 

39 

82 562,4 

5,38 

33 

77 183,4 

5,92 

38 

88 746,4 

6,55 

Rhein-Neckar-Kreis 

4 

293,7 

0,02 

5 

485,4 

0,04 

4 

673,4 

0ß5 

Stadtkreis Pforzheim 

0 

0,0 

0,00 

4 

310,3 

0,02 

5 

333,2 

Q,Ö2 

Landkreis Calw * . . 

l 

i?5,0 

0,01 

3 

153,9 

Oßt 

I 

113,9 

0,01 

Enzkreis . , 

1 

236,2 

0.02 

4 

196,7 

0,02 

6 

412,5 

0ß3 

Landkreis Freudenstadt 

l 

212,3 

0,01 

l 

81,8 

Oßt 

0 

0,0 

OßO 

Stadtkreis 

Freiburg im Breisgau - 

4 

123,3 

0,0t 

7 

657,2 

0,05 

5 

1544 

Oßl 

Landkreis Breisgau- 
Hoch schwarz wald 

! 

36,2 

0,00 

1 

275.1 

ÖßZ 

2 

807,8 

OßO 

Ortenaukreis . . * . . . 

2 

1 136,7 

0,07 

2 

1 462,1 

0,11 

3 

1 438,3 

0,11 

Landkreis Roitweil 

1 

280,0 

0,02 

5 

573,4 

0,04 

6 

978,4 

0,07 

Schwarzwald-Baar-Krels , , . . . 

14 

3 150,9 

0,21 

22 

9 091,2 

0,70 

24 

10 182,1 

0,75 

Landkreis TuttLingen 

0 

Ofi 

0,00 

1 

2 060,4 

0.16 

1 

532,0 

0,04 

Landkreis Konstanz 

23 

40 438,4 

2,54 

15 

29 215,1 

2,24 

16 

15 111,4 

tjl 

Landkreis Lörrach * 

4 

654.7 

0,04 

4 

752,0 

0,05 

7 

774,1 

Oßd 

Landkreis Reutlingen 

4 

572,9 

0,04 

3 

332.1 

0,03 

9 

I 294.7 

0,10 

Landkreis Tübingen 

6 

I 615,2 

0,1 1 

5 

I 419,8 

0,11 

6 

1 021.9 

0,08 

Landkreis Waldshut . . 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

1 

124,1 

0,01 

Zollernalbkreis 

1 

225,0 

0,01 

3 

1 195,9 

Öß9 

1 4 

248.7 

0,02 

Stadtkreis tJlm ... 

3? 

6 529,2 

0,43 

40 

9 789,2 

QJS 

44 

8 417,9 

0ß2 

Alb-Donau-Kreis 

1 

430,3 

0,03 

1 

507,0 

Öß4 

2 

783.2 

0,06 

Landkreis Biberadi . * 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

I 

Ö48.6 

0,07 

Bodenscekreis 

110 

88 164,7 

5,75 

108 

37 696.7 

2,89 

129 

33 224.3 

2,45 

Landkreis Ravensburg 

2 

524,4 

0ß3 

3 

530,6 

Öß4 

4 

369,2 

0,03 

Summe Baden-Württemberg 

484 

299 785,2 

19,54 

489 

246 750,8 

18,93 

554 

231 364,4 

17ß5 

Kreisfreie Stadt München .... 

318 

217 912,3 

f4,21 

290 

197 695,3 

15,/ 7 

303 

217 439,6 

16ß4 

Landkreis Allötting 

6 

5 618,0 

0,37 

5 

3 210,8 

0,25 

8 

4 027,7 

0,30 

Landkreis Dachau 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

OßO 

2 

82,8 

Oßl 

Landkreis Ebersberg 

1 

125,6 

0,01 

1 

21,1 

OßO 

1 0 

0,0 

OßO 

Landkreis Mündien 

46 

20 110,5 

1,31 

39 

20 894,4 

IßO 

35 

22 364,7 

1,65 

Landkreis Neuburg- 
Schrobenhausen 

0 

0,0 

0,00 

1 

364,4 

0,03 

2 

667,4 

0,05 

Landkreis Pfaffenhof a. d. Ilm . 

0 

0,0 

0,00 

1 

187,5 

Oßl 

0 

0,0 

0,00 

Landkreis Rosenheim 

0 

0.0 

0,00 

l 

461,4 

0,04 

2 

647,3 

0,05 

Landkreis Starnberg ......... 

2 

12L4 

0,01 

4 

365,4 

0ß3 

6 

2 902,6 

Oßl 

Landkreis Traunstein 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

ÖßO 

1 

49,7 

ÖßO 
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1976 



1977 


Kreis bzw. kreisfreie Stadt 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Forde- 
rungs- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in ®/o an 
Sunune 
Wirt- 
schaft 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Forde- 
rungs- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in ®/o an 
Summe 
Wirt- 
schaft 

An- 

zahl 

Vor- 

haben 

Förde- 
rungs- 
summe 
in TDM 

Anteil 
in ®/o an 
Summe 
Wirt- 
schaft 

Kreisfreie Stadt Landshut .... 

0 

0.0 

0,00 

2 

28,1 

0,00 

2 

20,0 

0,00 

Landkreis Passau 

1 

100,0 

0,0t 

1 

27,5 

0,00 

2 

315,6 

0,02 

Landkreis Regen 

1 

608,9 

0,04 

1 

399,2 

0,03 

1 

0,0 

0,00 

Kreisfreie Stadt Bamberg 

1 

64,4 

0,00 

0 

0.0 

0,00 

2 

445,9 

0,03 

Kreisfreie Stadt Bayreuth 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

1 

40,3 

0,00 

Kreisfreie Stadt Coburg 

0 

0.0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

2 

58,8 

0,00 

Landkreis Coburg 

4 

2 838,2 

0,19 

3 

2 204,0 

0,17 

4 

3 329.9 

0,25 

Landkreis Kulmbach 

0 

0,0 

0,00 

1 

366,6 

0,03 

1 

210,5 

0,02 

Landkreis Wunsiedel 
im Fichtelgebirge 

2 

245,0 

0,02 

2 

725,0 

0,06 

6 

1 836,7 

0,14 

Kreisfreie Stadt Erlangen 

117 

57 915,8 

3,78 

82 

38 529,1 

2,96 

78 

41 615,9 

3,07 

Kreisfreie Stadt Fürth 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

2 

247,9 

0,02 

Kreisfreie Stadt Nürnberg .... 

23 

3 896,8 

0,25 

16 

4 091,5 

0,31 

25 

5 274,3 

0,39 

Landkreis Nürnberger Land . . 

3 

885,9 

0,06 

2 

925,9 

0,07 

2 

460,4 

0,03 

Kreisfreie Stadt Schweinfurt . . 

2 

106,8 

0,01 

1 

41,7 

0,00 

1 

102,1 

0,01 

Landkreis Aschaffenburg 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

1 

580,0 

0,04 

Landkreis Rhön-Grabfeld 

0 

0,0 

0,00 

1 

30,0 

0,00 

1 

30,0 

0,00 

Landkreis Kitzingen 

0 

0,0 

0,00 

0 

0.0 

0,00 

1 

72,8 

0,01 

Landkreis Miltenberg 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

7 

1 465,1 

0,11 

Kreisfeie Stadt Augsburg 

5 

1 174,3 

0,08 

6 

1 290,2 

0,10 

1 

72,8 

0,01 

Kreisfreie Stadt Kaufbeuren . . 

0 

0.0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

Landkreis Augsburg 

4 

4 452,2 

0,29 

3 

2 196,7 

0,17 

4 

960,6 

0,07 

Landkreis Lindau (Bodensee) . 

2 

167,0 

0,01 

1 

35,1 

0,00 

1 

33,6 

0,00 

Landkreis Donau-Ries 

1 

92,0 

0,01 

1 

197,8 

0,02 

3 

628,5 

0,05 

Summe Bayern . . . 

539 

316 435,2 

20,63 

465 

274 288,8 

21,04 

513 

307 115,6 

22,65 

Stadtverband Saarbrücken . . . 

13 

12 763,9 

0,83 

21 

17 157,0 

1,32 

21 

25 350,5 

1,87 

Landkreis Saarlouis 

0 

0.0 

0,00 

0 

0,0 

0,00 

1 

506,6 

0,04 

Summe Saarland . . . 

13 

12 763,9 

0,83 

21 

17 157,0 

1,32 

22 

25 857,2 

1,91 

Ausland 

32 

68 818,9 

4,49 

40 

53 888,2 

4,13 

22 

29 885,1 

2,20 

Summe Ausland . . . 

32 

68 818,9 

4,49 

40 

53 888,2 

4,13 

22 

29 885,1 

2,20 

Gesamtsumme . . . 

2 024 

1 533 974,1 

100 

2 068 

1 303 345,4 

100 

2 350 

1 355 703,0 

100 


235 


Drucksa^e 8/3024 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode 


3 Forsc^ungseinrlchtungen 

in der Bundesrepublik Deutschland 
(Aufgaben, Struktur und Ausgaben) 

3,1 Aufgaben und Struktur 

der Großforschungseinrichtungen 

84, Die Großforsdiungseinriditungen leisten widi- 
tige Beiträge zur Vemirklichung der forschungs- 
politischen Ziele der Bundesregierung* 

Im Rahmen dieser forschungspolitischen Ziele set* 
zen die Großforschungseinrichtungen ihre mulLidis- 
ziplinären Forschungs- und Entwicklungskapazitä- 
ten zur Lösung langfristiger und wirtschaftlich risi- 
koreicher Aufgaben ein. Sie betreiben natursNussen- 
schafllich-technische oder biologisch-medizmische 
Forschung und Entwicklung, deren Durchführung 
einen besonders großen Umfang an personellen, fi- 
oanziellen und apparativen Mitteln erfordert. Der 
Aufbau der Großforschungseinrichtungen erfolgte 
hauptsächlich im Ralimen der staatlichen Förde* 
rungsprogramme für die Kernforschung und -tech- 
nik, die Luft- und Raumlahrtforschung, die Daten- 
verarbeitung, die Transport- und Verkehissysteme,. 
Meereslechnik/Rohstoffsicherung und in den letz- 


ten Jahren in zunehmendein Maße auch für die 
biologisch-medizinische Forschung, die Umweltfor- 
schung und die nichtnuldeare Energietechnifc, Die 
Schwerpunkte der Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten der Großforschungseinrichtungen haben 
sich zu dem gegenwärtigen Inhalt und Umfang 
schrittweise bin entwicfcelL 

Die Aufgabenbereiche der Großforschungseinrich- 
lungen sind im wesentlichen: 

— Durchführung technologischer Großprojekle fm 
Vorfeld industrieller Entwicklung oder in un- 
mittelbarer Zusammenarbeit mit der Industrie; 

— Programmforschung zur Vorbereitimg technolo- 
gischer Großprojekte und zur Zusammenfassung 
anwendungsnaher Forschungs auf gaben in zielo- 
rienlierten Programmen; 

— Grundlagenforschung auf Schwerpunktgebieten 
mit Hilfe von Großgeräten und komplexer tech- 
nologischer Infrastruktur; 

— Dienstleistungen jm öffentlichen Interesse, 

Sie sind Ln der Arbeitsgemeinschaft der Großfor- 
schungseinrichlungen (AGF) zusammengeschlos- 
seti. 


Übersicht über die Großforschungselinrichtungeii 


Fot s c hungs e i nr i ch t uug 

Forschungsschwerpunkte 

Deutsches Elektronen-Syncbroton (DESY) 
Nolkestraße Ö5 

2000 Ffamburg 52 

Telefon (0 40) 89 69 ßt Telex 21 5 1 24 

Grundlagenforschung im subnnkJearen Bereidi (Ele- 
mentarlei Ichenphysik) mit Teilchenbeschleuniger 
und Speicherringen, Festkörperphysik und Moleku- 
larbiologie mit Syndirotionstrahlung, Verarbeitung 
großer Datenmengen und Erkennungsprobleme. 
Technologien für extreme Anforderungen, 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt e. V, (DFVLR) 

Linder Höhe 

Postfach 90 60 58 

3000 Köln 90 (KÖln-Porz) 

Telefon (0 22 03) 50 1 1 - Telex 08 874 410 
Forschungszentren in Braunschweig, Göttingen, 
Porz-Wahn, Stuttgart, Oberpaffenhofen 

Luftfahrzeuge, Raumflugtechnik, Verkehrs- und 
Kommunikationssysteme, Erkundungstedhnifc, Ener- 
gie- und Antriebstechnik, Betrieb von luft- und 
raumfahrttechnischen Großversuchsanlagen, Pro- 
jektmanagement. 

Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 

Im Neuenheimer Feld 280 

6900 Heidelberg 

Telefon (0 62 21) 48 41 - Telex 0 461 562 

Krebserzeugende Faktoren und Umweltkarzinogene, 
Mechanismen der Krebsentstehung, Erkennung und 
Fruherkennung der Krebskrankheiten, Therapie der 
Krebskrankheilen, Biologische Grundlagen der Tu- 
mortherapie. 

Gesellschaft für 

BioLechnologisdie Forschung mbH (GBF) 
Mascheroder Weg I 

3300 Braun schweig-Stöckhenu 

Telefon (05 31 ) 70 08 - 1 - Telex 9*52 667 

Entwicklung biolechnologischer Verfahren und 
Grundlagenforsthung mit Mikroorganismen, pflanz- 
lichen und tiertsdien ZeIJkulluren und Enzymsy Ste- 
rnen, Entwiddung neuer Technologien zur Gewin- 
nung von pharmazeutischen, chemisdien und Nah^ 
rungsgrundstoffen. 
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Forschungssehwerpunkte 

Gesellschaft für Kernenergieverwertung 
in Schiffbau und Schiffahrt mbH (GKSS) 

Postfach I 60 

2054 Geesthadit-Tesperhude 

Telefon (0 4] 52) I 21 - Telex 218 712 

ümwellfoTschung, Wasserentsalzung/marine Res- 
sourcen. Unterwassertechnik/Offshorestruktur, Reak- 
torsicherheilsforschung, Kernenergieschiff 

Gesellschaft für Matheinaük und 
Datenverarbeitung mbH (GMD) 

Sdiloß Birlinghoven 

Postfach 12 40 

5205 St. Augustin 1 

Telefon (0 22 4] ) 141* Telex 889 469 
mH Bereich Darmstadt (früher Deutsches 
Rechen^.entrum) 

Durchführung von forsdiungsmtenslven Datenverar- 
beitungsprojekten und Beratung von öffentlichen 
Auftraggebern. Forschungs- und Ent wicklungsauf ga- 
ben im Rahmen des FÖrderprogramms Datenverar- 
beitung des Bundes. Standardisierung und Normung 
in der DalenverarbeLtung. 

Gesellsdiaft für Strahlen- und UmwelÜorschung 
mbH München (GSF) 

Ingolstädler Landstraße 1 

Ö042 Keuherbcrg, Post Obersdileißheim 

Telefon (0 89) 3 87 41 - Telex 05/23 125 

Mil fnstUuten in Neuherberg und München, 
Attaching, Clausthal-Zellerfeld, Dortmund. 
Frankfurt, Göttingen, Grünhach, Hannover, 
WollenbüUel 

ümwellforschung. Gesundheitsvorsorge, Entwick- 
lung neuer Technologien im biologisäi-medizini- 
schen Bereich. Datenverarbeitung in der Medizin. 
Endlagerung radioaktiver Abfallsloffe. 

Gesellschaft für Schwerionenforsdinng mbH (GSI) 
Postfach 5 41 

6100 Dannstadt l 

Telefon (0 61 51) 35 91 - Telex 04'1 9 593 

Forschung mit schweren Ionen auf den Gebieten 
Kernphysik. Atomphysik, Kerndiemie, Feslkörper- 
forsdiung, Strahlenbiologie mit Sdiwerionenbe- 
schleuniger UNILAC. 

Hahn-Mcilner Institut für Kernforschung Berlin 
GmbH (HMI) 

Glienicker Straße 100 

1000 Berlin 39 

Telefon (0 30) 9 00 91 - Telex 01/85 763 

Sdiwerionen-Kern- und Atomphysik. Strahlen- und 
Photodiemie. Feslkörperforsdiungt Bearbeitung von 
Malerialproblemen in verschiedenen technologi- 
schen Bereichen, Biomedizin. Geodiemie, Prozeßredi- 
ner- und Redinerverbund-Technologie. 

Max-Planck'Insiitut für Plasmaphysik (IPP) 

604G Garching bei München 

Telefon (0 89) 3 29 91 - Telex 05/215 606 

Experimentelle Plasmaphysik, Erzeugung, Aufhei- 
zung und Einsddüß von Plasmen. Oberflachenphysik, 
Plasmatheoric. Magnetfetdtechnik und -berechnung. 
Fusionsreaktortechnologie. Systemstudien. Daten- 
verarbeitung. 

Kernforschungsantage Jüiidi GmbH (KFA) 

Postfadi 19 13 

5170 Jülich 1 

Telefon (0 24 61) 6 1 1 - Telex 833 556 

Hoditemperaturreaktoren, Wiederaufarbeitung. Pio- 
zeßwärme. Fusionsreaktortedinolögie. Plasraaphysik, 
Feslkörperforsdiung, Malerialforsdiung, nukleare 
Grundlagenforschung. Lebenswissenschaften. Um- 
weltsdmtz und Sicherheitsforschung. 

Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH (KfK) 
Postfach 36 40 

7500 Karlsruhe 1 

Telefon (0 72 4?) 8 21 - Telex 07 826 484 

Schneller Brüter. Trenndüsenverfahren. Wiederauf- 
arbelLung und Abfallbehandlung. Nukleare Sicher- 
heit. SpaltstofffluÜkontrolle. Tieftemperaturtechno- 
logie. FusionsreaktorLedinologie. Datenverarbeitung 
und Systemanalyse. Grundlagenforsdiung. Kemmeß- 
technik für industrielle Anwendungen, Betrieb von 
Versuchsanlagen in halbtechnisdiem Maßstab. 
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Beiträge 1979 der 12 Großforsdiungseinriditungen zu den 35 


(Mittelaufwand 



DESY 

DFVLR 

DKFZ 

GBF 

GKSS 

Schneller Brüter 

— 

— 

— 

— 

— 

Hoditemperalurreakloren 

— 

— 

— 

— 

— 

Leiditwasserreaktoren 

— 

— 

— 

— 

— 

Urananreidierung 

— 

— 

— 

— 

— 

Wiederaufarbeitung/Endlagerung 

— 

— 

— 

— 

— 

Sicherheit kerntedinisdier Anlagen , , . . 

— 

— 

— 

— 

20,0 

Kernfusion 

— 

— 

— 

— 

— 

Nichtnukleare Energiesysteme 

— 

16,4 

— 

— 

— 

Summe Energteforschung und -tedinik . 

— 

16,4 

— 

— 

20,0 

Exploration, Abbau und Aufbereitung . . 

— 

— 

— 

— 

— 

Verfahrenslechn. Werkstoffenlwicklung . 

— 

0,5 

— 

— 

— 

Techniken zur Nutzung des Meeres . . . 

— 

1,5 

— 

— 

18,6 

Summe Meerestedinik/Rohstoffsidiening 

— 

2,0 

— 

— 

18,6 

Anwendungen der DV 

— 

— 

— 

— 

— 

DV-Anwendungen in der Medizin 

0,7 

— 

3.4 

— 

— 

DV-Sy Sterne 

6,3 

— 

— 

— 

— 

Grundlagen der DV 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe Datenverarbeitung * 

7,0 

— 

3.4 

— 

— 

Summe Nachrichtentechnologie/ 
Bauelemente 


5.0 


_ 


Tieftemperatur- und Supraleilungstechn. 

l.o 

— 

— 

— 

— 

Grenzflächen* und Hochvakuum- 
forschung 









Isotopentechnik 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe Schlüsseltechnologien 

1.0 

— 

— 

— 

— 

Weltraumforschung 

— 

11.2 

— 

— 

— 

Raumfahrttechnik 

— 

85,7 

— 

— 

— 

Summe Weltraumforsdiung und -technik 

— 

96,9 

— 

— 

— 

Krebsforschung 

. — 

— 

79,6 

— 

— 

Medizinforschung und -lechnik 

— 

— 

— 

— 

— 

Biologische Forschung und Technik .... 

— 

— 

— 

16,4 

— 

ökosystemforschung und Okol. Technik 

— 

5,4 

— 

— 

9,5 

Summe FuT für Gesundheit, 

Ernährung und Umwelt 


5,4 

79,6 

16,4 

9,5 

Landgeb. Verkehrs- u. Transporlsysteme 

— 

3.8 

— 

— 

— 

Kemenergieschiffe 

— 

— 

— 

— 

10,4 

Luftfahrttechnik 

— 

107,9 

— 

— 

— 

Summe Transport- und Verkehrssysteme 

— 

111,7 

— 

— 

10,4 

Kern-, Radio- und Strahlenchemie 

109,5 

— 

— 

— 

— 

Elementarleilcbenphysik, Fo. ra. Mesonen 

— 

— 

— 

— 

— 

Kernphysik und Schwerionenforschung . 

12,3 

— 

— 

— 

— 

Feslkörperforschung 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe Nukleare Gnmdlagenforsdiung . 

121,8 

— 

— 

— 

— 

Allgem. Anwendungsorient. Forschung . 

— 

— 

— 

— 

— 

Systemforschung und -technik 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe Allgemeine Forschung 

— 

— 

— 

— 

— 

Dienstleistungen für Industrie, 

Behörden, Öffentlichkeit 


8,0 

___ 


- 

Gesamtsumme der AGF-Belträge 

129,8 

245,4 

83,0 

16,4 

58,5 


durch Rundung kleine Abweichungen in einigen Summen 
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Aufgaben bereidien und 10 Förderbe reichen der Bundesregierung 


in Millionen DM) 


GMD 

GSF 

GSI 

HMI j 

rpp 

KFA 

laK 

Smnme 

— 

— 



— 

— 

7.3 

89,1 

96,4 

— 

— 

— 

0,5 

— 

68,7 

— 

69,2 

— 

— 

‘ 

— 

— 

lO.O 

— 

103 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

15.9 

15.9 

— 

11,0 

— 

4.0 

■ — 

193 

54,5 

89.4 

— 

— 

— 

— 

— 

63 

36.7 

62,7 

— 

— 

— 

O.G 

82,7 

223 

13,5 

1183 

— 

— 

— 

1.2 

— 

10,5 

— 

28,1 

— 

ll.O 

— 

6,3 

82,7 

144,4 

209,7 

490.5 

— 

— 

— 

3.0 

— 

33 



63 

— ’ 









23 

— 

2.5 

20,1 

— 

— 

— 

3,0 

— 

5,8 

— 

29.4 

17.4 

— 

3,0 

4,4 

— 

4.6 

3.8 

33,2 

— 

7.4 

— 

— 

— 

— 

— 

\ 1 .5 

a.o 

— 

— 

2,9 

2.5 

3,1 

— 

223 

7.7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

7.7 

33,1 

7,4 

3.0 

7.3 

2,5 

7.7 

3,8 

75,2 



_ 

_ 

M 

_ 



6,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

12,4 

13,4 

■ — 








5.7 



5,7 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 

14.3 

14.3 

— 

— 

— 

— 

— 

5.7 

26, 7 

33,4 



z 

— 

— 

z 

— 

— 

11,2 

85,7 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

96,9 

— 

40.0 

— 

2.9 

— 

13,0 

1.5 

793 

57,4 

— 

83 

0.9 

^ — 

— 

43 

2.0 

32,9 

— 

IM 

— 

— 

— 

113 

4,1 

41,1 



59,9 

0,9 

2,9 



28.8 

7.6 

211,0 

1 1 1 

1 1 1 

1 

1 1 1 

1 1 1 

1 1 1 

1 I 1 

1 1 1 

3,8 

10,4 

107.9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

122,1 

— 

— 

— 

7.3 

— 

4.0 



11,3 

*— 

— 

— 

— 

— 

— 

6.0 

115.5 

__ 

— 

52.3 

17.1 

- — 

24,4 

6.3 

100,1 

— 

— 

2.0 

15.6 

„ 

403 

73 

77.7 

— 

— 

543 

40,0 

— 

68,4 

20,1 

304,6 

— _ 

5,9 

- — 

. — 

23 

21,9 

7,5 

37,3 

— 

— 

— 

— 

— 

4,3 

2,6 

6,9 

■ — 

5.9 

— 

— 

2,0 

26.2 

10,1 

44,2 


5,0 

_ 







223 

42.1 

89,2 

58,2 

60,6 

87,2 

287,0 

278,0 1 

1 435,4 1 
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Beiträge 1979 der 12 GroBforschungseinrichtungen zu den 35 


(F + E-Personal 



DESY DFVLR DKFZ GBF GKSS 

Schneller Brüter 

Mochtemperaturreaktoren 

Leichtwasserreaktoren 

Urananreicherung 

Wiederaularbeitung/Endlagerung 

Sicherheit kerntechnischer Anlagen . , . . 

Kernfusion 

Niditnukleare Energiesysteme 

— — — — 131 

— 126 _ _ _ 

Summe Energieforschung und -technik . 

— 126 — — 131 

Exploration, Abbau und Aufbereitung , , 
Verfahrenstechn. Werkstoffentwicklung . 
Techniken zur Nutzung des Meeres . . . 

— 14 — — 115 

Summe Meerestechnik/Rohstoffsicfaerung 

— 19 — — 115 

Anwendungen der DV 

DV-Anwendungen in der Medizin 

DV-Systeme 

Grundlagen der DV 

5 — 22 — — 

22 — — — — 

Summe Datenverarbeitung . . - 

27 — 22 — — 

Summe Nachriditentedinologie/ 
Bauelemente 

— 54 — — — 

Tieftemperatur- und Supraleitungstedin. 
Grenzflächen- und Hochvakuum- 

forschimg 

Isotopentechnik 

10 — — — — 

Summe SchlüsseW^i^fKäi^ät . . . 7 ,..., 

10 _ _ _ _ 

Weltraumforschung 

Raumfahrttechnik 

— 101 _ _ _ 

— 563 _ _ _ 

Summe Weltraumforschung und -technik 

— 664 — — — 

Krebsforschung 

Medizinforschung und -technik ........ 

Biologische Forsdhung und Technik 

Okosystemforschung und ökol. Technik 

— — 375 — — 

— — — 237 — 

— 35 — — 61 

Summe FuT für Gesundheit, 

Ernährung und Umweit 

— 35 375 237 61 

Landgeb. Verkehrs- u. Transportsysteme 

Kemenergieschiffe 

Luftfahrttechnik 

— 26 — — — 

— — — — 19 

— 789 — — — 

Summe Transport- und Verkehrssysteme 

— 815 — — 19 

Kern-, Radio- und Strahlenchemie 

Elementarteilchenphysik, Fo. m. Mesonen 
Kernphysik und Schwerionenforschung . 
Festkörperforschung 

461 — — — — 

15 — — — — 

Summe Nukleare Grundlagenforschung . 

476 — — — — 

Allgem. Anwendungsorient. Forschung . 
Systemforschung und -technik 

__ . 

Summe Allgemeine Forschung . . 

— — — — — 

Dienstleistungen für Industrie, 

Behörden, Öffentlichkeit 

— lOl _ _ _ 

Gesamtsumme der AGF-Beitxäge 

513 l 814 397 237 326 


durch Rundung kleine Abweichungen in einigen Summen 
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Auigabenberelcfaen und 10 Förderbereidien der Bundesregierung 


in Mannjähren) 


GMD 

GSF 

GSI 

HMI 

IPP 

KFA 

KfK 

Summe 

— 

— 

— 

— 

— 

10 

300 

310 

— 





7 


307 

31 


314 

31 

— 

88 

— 

28 

— 

61 

63 

262 

63 

439 

— 

— 

— 

— 

— 

20 

189 

340 

— 

— 

— 

4 

457 

153 

67 

681 

— 

— 

— 

11 

— 

66 

— 

’ 203 

— 

88 

— 

50 

457 

648 

881 

2381 

— 

— 

— 

22 

— 

24 

— 

46 

— 

— 

— 

— 

— 

17 

— 

22 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

129 

— 

— 

— 

22 

— 

41 

— 

197 

107 

56 

7 

43 

— 

48 

31 

236 

83 

124 

55 

39 

55 

— 

18 

18 

27 

— 

201 

56 

7 

61 

18 

75 

31 

498 



- 

10 

- 

- 

■ 

64 

1 1 1 

— 

— 

— 

— 

42 

62 

71 

72 

42 

71 

— 

— 

— 

— 

— 

42 

133 

185 



I 

z 

— 

— 




101 

563 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

664 

— 

306 

— 

14 

— 

63 

15 

375 

398 

— 

95 

2 

— 

— 

40 

16 

390 

— 

101 

— 

— 

— 

81 

21 

299 

■ 

502 

2 

14 


184 

52 

1 462 

1 1 1 

— 



— 

— 

— 

26 

19 

789 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

834 

— 

— 

— 

59 

— . 

22 

— 

81 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

19 

480 

— 

— 

129 

64 

— 

112 

19 

324 

— 

— 

6 

80 

— 

218 

26 

345 

— 

— 

135 

203 

— 

352 

64 

1 230 

— 

46 

— 

— 

15 

90 

38 

189 

— 

— 

— 

— 

— 

30 

20 

50 

— 

46 

— 

— 

15 

120 

58 

239 

64 

36 

_ 

- - 

__ 

- 

__ 

201 

265 

728 

144 

360 

490 

1462 

1219 

7 955 
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MilteHristige Entwicklung 1977 bis 1982 der Beiträge der AGF 
zu den 35 Aufgabenbereichen und 10 Förderbereichen der Bundesregierung 

(Mitleiaufwand in Millionen E>M) 



Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

Soll 

1978 bis 
1982 

Schneller Brüter 

78,8 

95,9 

96.4 

103,4 

114,1 

114,3 

524,1 

HochtemperaturreaktoTen 

65,2 

61,9 

69,2 

67,5 

67,4 

67,2 

333,2 

Leichtwasserreaktoren 

18.8 

11.7 

10,0 

11,0 

11.4 

11,6 

55,7 

Urananreicherung 

12,2 

16,2 

15,9 

17,9 

18,9 

19,0 

87,8 

Wiederaufarbeitung/Endlagerung 

70,4 

87,3 

89.4 

103,7 

110,5 

115,2 

506,1 

Sicherheit kemtechnischcr 
Anlagen 

44,9 

54,5 

62,7 

68,9 

73,8 

75,1 

335,0 

Kernfusion 

111,2 

112,2 

118,8 

128,7 

136,7 

143,3 

639,7 

Niditnukleare Energiesysteme . . 

20,5 

24,6 

28,1 

29.3 

30,5 

30,7 

143,2 

Summe Energieforsdiung und 








•technik . . . • , 

422,0 

464,2 

490.5 

530,5 

563.3 

576,4 

2 624,8 

Exploration, Abbau und 








Aufbereitung . . * * 

3,0 

6,2 

6,8 

6.7 

7.0 

8.1 

34,8 

Verfahrenstechn. Werkstoff- 
entwicklung 

5.1 

2.9 

2.5 

2.8 

3,4 

3.5 

15,1 

Techniken zur Nutzung des 
Meeres 

14.7 

15,8 

20,1 

21,2 

23,0 

25.0 

105,1 

Summe Meerestedinik/Rohstoff- 








sicherung 

22,8 

24,9 

29,4 

30.7 

33.4 

36.6 

155,0 

Anwendungen der DV 

35,1 

30,9 

33,2 

38,6 

38,7 

37,2 

178,6 

DV-Anwendungen in der Medizin 

10,3 

10,9 

11,5 

12,4 

13,0 

13,4 

61.2 

DV-Systeme 

18,1 

20,1 

22,8 

25.0 

27,4 

27.7 

123,0 

Grundlagen der DV 

5.3 

7.1 

7.7 

8,0 

8.1 

8,9 

39.8 

Summe Datenverarbeitung 

68,8 

69,0 

75,2 

84,0 

87.2 

87.2 

402.6 

Summe Nadirichtentechnologie/ 








Bauelemente 

5,3 

5.6 

6.1 

7.4 

7.4 

8.3 

34,8 

Tieftemperatur und Supra- 








leitungstechn. . 

14,4 

13,5 

13.4 

12.7 

12,7 

13,6 

65,9 

Grenzflächen- und Hochvakuum- 
forschung 

7,2 

4.4 

5.7 

5,8 

6,1 

6.2 

28,2 

Isotopentechnik 

10,8 

12,9 

14,3 

14,0 

14,3 

14,3 

69.8 

Summe Schlüsseltechnologien ... 

32,4 

30,8 

33.4 

32,5 

33,1 

34,1 

163,9 
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Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

SoU 

1982 

Soll 

1978 bis 
1982 

Weltraumforschung 

12,8 

12,6 

n,2 

12,5 

12,7 

11,8 

60,8 

Raumfahrttechnik 

89,6 

85,9 

85,7 

85,6 

87,2 

87,8 

432,2 

Summe Weltraumforschung und 
-technik 

102,4 

98,5 

96,9 

98,1 

99,9 

99,6 

493,0 

Krebsforschung 

51,6 

64,5 

79,6 

87,5 

97.1 

109.6 

438,3 

Medizinforschung und -technik . . 

44,8 

48,0 

57,4 

59,0 

61,5 

63,9 

289,8 

Biologische Forschung und 
Technik 

38,0 

30,4 

32,9 

35.9 

38,4 

39.5 

177,1 

ökosysteraforschung und ökol. 








Technik 

33,7 

33,3 

41.1 

44,6 

46,5 

49,6 

215,1 

Summe FuT für Gesundheit, 








Ernährung und Umwelt v • 

168,1 

176,2 

211,0 

227,0 

243,5 

262,6 

1 120,3 

Landgeb. Verkehrs- und 








Transportsysteme 

3.4 

3.1 

3,8 

3,5 

2.6 

2,7 

15,7 

Kemenergieschiffe 

23,5 

23,3 

10,4 

11,9 

3.5 

3.1 

52,2 

Luftfahrttechnik 

104,2 

97,2 

107,9 

108,8 

112,4 

115,5 

541,8 

Summe Transport- und 








Verkehrssysteme 

131,1 

123,6 

122,1 

124,2 

118,5 

121,3 

609,7 

Kern-, Radio- und Strahlen- 








chemie 

8,1 

10,9 

11.3 

11,8 

12,0 

12,0 

58,0 

Elementarteilchenphysik, 








Fo. m. Mesonen 

114,7 

129,5 

115,5 

137,6 

136,8 

140,1 

659,5 

Kernphysik und Schwerionen- 
forschung 

91,5 

93.9 

100,1 

111,2 

118,8 

139,0 

563,0 

Fesikörperforschung 

61,3 

64,4 

77,7 

81,3 

82,2 

84,1 

389,7 

Summe Nukleare Gnmdlagen- 








forschung 

275,6 

298,7 

304,6 

341,9 

349,8 

375,2 

1 670,2 

Allgem. Anwendungsorientierte 








Forschung 

28,2 

26,2 

37,3 

37,9 

38,9 

40,0 

180,3 

Systemforschung und -technik . . 

6,8 

4.4 

6,9 

7.4 

7,9 

8,2 

34,8 

Summe Allgemeine Forschung . . . 

35,0 

30,6 

44,2 

45,3 

46.8 

48,2 

215,1 

Dienstleistungen für Industrie, 








Behörden, Öffentlichkeit 

14,9 

18,7 

22,0 

21,9 

22.8 

22.9 

108,3 

Gesamtsumme der AGF-Beiträge 

1 278,4 

1 340,8 

1 435,4 

1 543,4 

1 605,7 

1 672,4 

7 597,7 


durch Rundung kleine Abweichungen in einigen Summen 
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Mitteliristige Entwicklung 1977 bis 1982 der Beiträge der AGF 
zu den 35 Auigabenbereicben und 10 Förderbereichen der Bundesregierung 

(F+E- Personal in Mannjahren) 



Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

Soll 

1978 bis 
1982 

Schneller Brüter 

330 

323 

310 

316 

321 

316 

1 586 

Hochtemperaturreaktoren 

322 

325 

314 

303 

301 

303 

1 546 

Leichtwasserreaktoren 

83 

56 

31 

32 

34 

35 

188 

Urananreidiening 

56 

63 

63 

63 

63 

63 

315 

Wiederaufarbeitung/Endlagenmg 

425 

431 

439 

466 

488 

504 

2 328 

Sicherheit kerntechnisdier 
Anlagen 

295 

306 

340 

355 

358 

357 

1 716 

Kernfusion 

621 

669 

681 

703 

716 

730 

3 409 

Nichtnukleare Energiesysteme . . 

153 

186 

206 

217 

227 

238 

1 071 

Summe Energieforschung und 








-technik 

2 285 

2 359 

2 381 

2 455 

2 508 

2 546 

12249 

Exploration, Abbau und 








Aufbereitung 

19 

42 

46 

49 

55 

59 

251 

Verfahrenstechn. Werkstoff- 
entwicklung 

22 

20 

22 

22 

22 

22 

108 

Techniken zur Nutzung des 
Meeres 

96 

101 

129 

134 

133 

135 

632 

Summe Meerestedmik/Rohstoff- 








Sicherung 

137 

163 

197 

205 

210 

216 

991 

Anwendungen der DV 

240 

239 

236 

257 

260 

255 

1 247 

DV- Anwendungen in der Medizin 

93 

82 

83 

88 

94 

101 

448 

DV-Systeme * 

123 

131 

124 

124 

125 

126 

630 

Grundlagen der DV 

55 

53 

55 

57 

59 

59 

283 

Summe Datenverarbeitung 

511 

505 

498 

526 

538 

541 

2 608 

Summe Nachrichtentechnologie/ 








Bauelemente 

42 

56 

64 

73 

81 

88 

362 

Tieftemperatur- und Supra- 








leitungstechn 

84 

74 

72 

74 

92 

89 

401 

Grenzflächen- und Hochvakuum- 
forschung * 

45 

41 

42 

43 

45 

46 

217 

Isotopentechnik 

64 

68 

71 

66 

66 

66 

337 

Summe Sdilässeltedinologien ... 

193 

183 

185 

183 

203 

201 

955 
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ln Mannjahren 

Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soli 

1980 

SoU 

1981 

Soll 

1902 

Soll 

1978 bis 
1982 

Weltraumforsdiung 

108 

105 

101 

105 

108 

HO 

529 

Raumfahrttedinik 

572 

551 

563 

573 

584 

600 

2 871 

Summe Weltraumforsdiung und 








-teduük 

680 

656 

664 

678 

692 

710 

3 400 

Krebsforsdiung 

322 

330 

375 

43? 

473 

553 

2 166 

Medizinforsdiung und «techntk * . 

412 

387 

398 

408 

416 

422 

2 031 

Biotogisdie Forschung und 








ledinik ^ * 

369 

405 

390 

394 

402 

412 

2 003 

OkosystemforsdiUDg und OfcoL 








Technik . , ^ ^ _ ^ , 

253 

267 

299 

315 

321 

329 

1 531 

Summe FuT für Gesundheit, 








Ernährung und Umwelt , 

1356 

1 389 

1462 

1 554 

1 612 

1 716 

7 733 

Landgeb. Verkehrs- und 








TransportsystetTie 

22 

22 

26 

23 

26 

28 

127 

Kernenergieschiffe . 

27 

25 

19 

19 

18 

14 

93 

LuftJahrttechnik 

783 

750 

789 

812 

833 

851 

4 035 

Summe Transport- und 








Verkehrssysteme 

832 

797 

834 

856 

877 

893 

4 257 

Kern-, Radio- und Strahlen- 








chemie - p 

66 

77 

81 

82 

83 

83 

406 

EI e ment a rt ei J che nph ys i k , 








Fo* m, Mesonen 

487 

493 

480 

514 

491 

492 

2 470 

Kernphysik und Schwerionen- 








forschung 

348 

365 

324 

348 

37? 

395 

l 809 

Festkörperforschung * , . _ * 

304 

340 

345 

359 

363 

371 

1 778 

Summe Nukleare Grundlagen- 








forschung 

1 205 

1275 

1 230 

1 303 

1 3M 

1 341 

6 463 

Allgem. Anwendungsorienüerle 








Forschung - 

168 

181 

169 

196 

202 

204 

972 

Systemforsdiung und -tedinik . . 

51 

4? 

50 

53 

57 

60 

267 

Summe Allgemeine Forschung , , , 

219 

228 

239 

249 

259 

264 

1 239 

Dienstleistungen für Industrie, 








Behörden, öffenüidikeit ........ 

160 

171 

201 

205 

210 

213 

1 000 

Gesamtsumme der AGF-Beiträge 

7 620 

7 782 

7 955 

8 287 

8 504 

8 729 

41 257 


durch Rundung kleine Abweichungen ln einigen Summen 
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Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY), Hamburg 
Finanzierung: Bund (90®/o) und Hamburg (10®/o) 


Aufgaben 

85. Die Aufgabe des Deutschen Elektronen-Syn- 
chrotrons ist die Grundlagenforschung im subnu- 
klearen und nuklearen Bereich (Hochenergiephysik) 
mit den Schwerpunkten: 

Elementarteilchenphysik 

Die Eigenschaften der Elementarteilchen und der 
zwischen ihnen wirkenden Kräfte werden mit Hilfe 
energiereicher Elektronen oder Photonen-Strahlen 
untersucht. Die gewonnenen Erkenntnisse dienen 
dazu, theoretische Modelle und Vorhersagen auf 
ihre Gültigkeit hin zu überprüfen bzw. theoretische 
Vorhersagen zu ermöglichen. Die Forschungsarbei- 
ten auf dem Gebiet der Elementarteilchenphysik 
werden durch Forschung auf benachbarten Gebie- 
ten ergänzt. Besondere Bedeutung kommt hierbei 
den Experimenten zu, die mit Hilfe der Synchro- 
tronstrahlung auf dem Gebiet der Festkörperfor- 
schung durchgeführt werden. Durch die Errichtung 
eines eigenen Laboratoriums als Außenstelle des 
European Molecular Biology Laboratory (EMBL) 
werden in den kommenden Jahren verstärkt biome- 
dizinische Strukturanalysen mit Hilfe der Synchro- 
tronstrahlung durchgeführt werden. 


Betrieb und Fortentwicklung zentraler wissen- 
schaftlich-technischer Einrichtungen 

Im Mittelpunkt der wissenschaftlich-technischen 
Einrichtungen stehen das 7,5 GeV Elektronen-Syn- 
chrotron sowie der — 1974 in Betrieb genommene 
— Speicherring DORIS, in dem Elektronen oder 
Positionen mit einer Energie bis zu jeweils 5,0 
GeV umlaufen. 

Die mit Hilfe der beiden Beschleuniger durchge- 
führten Experimente werden im Rechenzentrum 
ausgewertet, das mit zwei Rechenanlagen des Typs 
IBM 370/168 ausgestattet ist und in dem ein fortge- 
schrittenes online-Datenerfassungssystem aufge- 
baut worden ist. 

Die wissenschaftliche Nutzung erfolgt in Zusam- 
menarbeit mit deutschen und internationalen Hoch- 
schulen und Forschungseinrichtungen. 

Beschleunigerentwicklung 

Mit einem Aufwand von rd. 100 Millionen DM 
wird bis 1979 der Groß-Speicherring PETRA ge- 
baut, der mit einer Energie von zunächst 2 X 19 
GeV der energiereichste Elektron-Positron-Spei- 
cherring der Welt sein wird. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

66,4 

72,73 

73,58 

71,08 

69,87 

85,27 

92,54 

93,54 

94,54 

darunter: 










Personalausgaben 

(40,32) 

(42,90) 

(45,09) 

(48,15) 

(46,02) 

(50,38) 

(55,11) 

(56,05) 

(56,49) 

Investitionen 

28,80 

20,64 

60,56 

70,2 P) 

82,53 

56,41 

62,04 

66,53 

59,60 

darunter: 










Bauten 

(9,21) 

(-) 

(17,29) 

(11,13) 

(19,35) 

(7,45) 

(16,10) 

(21,90) 

(15,00) 

insgesamt . . . 

95,24 

93,37 

134,14 

141,29 

152,40 

141,68 

154,58 

160,10 

154,14 


*) gegenüber dem Soll 1977 weniger wegen der ausgefallenen Inv.-Zulagen. 
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Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

WissensdiaflUches Personal 

182 

201 

201 

201 

200 

203 

Technisches Personal 

49S 

50B 

508 

508 

505 

511 

Verwaltungspersonal , , , , , 4 - , . * * . * 

197 

202 

202 

187 

188 

188 

übriges Personal ^ ^ . 

132 

130 

130 

145 

144 

144 

insgesamt . , » 

1 009 

1 041 

1041 

1 041 

1 036 

1 045 


ZIELSETZUNG SCHWERPUNKTE 



ELEMENTE. 
TEILCHEN- )A 
W PHYSIK / 


TORSCHUKG 

AUF 8EHACH- 
BARIEH GfBIE- 
V Itn J 


WKDUGEIP 

FORSCHUNG 

STRUKTUR 
DER ELEMERTAR* 
V TEILCHE» i 


^wettern 

tocklgAc 

.WlSS;.rE£RH. I 
öiwncHTiwe/ 


Kreue > 

TECHNDLQCIER 

URO 

, SPEICHERRING 

VETRjU 


1979 


100 300 100 Hcrnnjohfe 


I i i L 


l 

Eipfftmente am SYNCHROTRON 

3=1 , 


2 

Eijietimente am Speichtmog DORIS 


- =1 

3 

Eipcritncnie am Speichet nng PETRA 

\=i ^ — . 

4 

Theoffthciie Umefsythunieii 



s 

Efliwicldung «uer Eipcnmenlier- 
meihoden 


T 

On-lme Oateneifaisung 


1 

Datenverarbeilung in 4er HEDUIN 

1 

PERS0HAIE1HSM2 

O DESY' Wi^senschotller 

1 — jOESI^ Ingenieur« 

— *untj Techniker 
□ toslwitsensctwIHer 

2 

lernphrsikaltscNe Eipefimente 


1 

Weitet ent Wicklung der bestehenden 
8escMeuniger* und Speicherringe 

OESir JORIS. PtruA 

Eid 

2 

(eplante WeitetnHmricklung 4et 
Foruhungianloge 

s 

□ SACHMIITEL 


3 

Weilertntwicklung der ZENTRALEN 
0ATEHVERARBE1IUNG 


1 

Anwendung der SUPRALEITUNG u. KÄUE- 

T^HNIK in der NDCHENERClEPHYSIK 

f 

2 

Bou von PETRA uJwischenspeicher PIA 

" ‘ 1 

1 

HASVIAB 



r I ' — 1 1 1 r 


vgl. DESY-Programmbudget 1979 


10 ZO IQ Hio OH 
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Gesamtaufwand in Millionen DM 



Ist 

SoU 

Soll 

Soll 

SoU 

Soll 


1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 


Soll 

1978 bis 
1982 


Experimente am Synchrotron 

Experimente am Speicherring DORIS 
Experimente am Speicherring PETRA 
Kernphysikalische Experimente .... 
Theoretische Untersuchungen 

Ausbau der bestehenden Beschleuni- 
ger- und Speicherringe DESY, DORIS, 
PETRA 

Weiterentwicklung der Forschungs- 
anlage 

HASYLAB (EMBL, FHG) 

EDV in der Elementarteilchenphysik 

Weiterentwicklung der Zentralen 
Datenverarbeitung 

Neue Methoden der Datenerfassung 
und Verarbeitung 

Datenverarbeitung in der Medizin . 

Anwendung der Supraleitung und 
Kältetechnik in der Hochenergiephy- 
sik: Hochfrequenzbeschleunigungs- 
strecken, Magnete 

Entwicklung neuer Experimentier- 
methoden 


Gesamtsumme . . . 


A 1 

16,47 

16,39 

14,29 

A2 

21,77 

17,55 

18,32 

A3 

8,51 

20,92 

30,44 

A4 

1,95 

2,08 

2,02 

A5 

1,40 

1,60 

1,58 

A6 

47,66 

52,92 

27,61 

A7 



1,50 

B 1 

2,61 

8.69 

12,29 

C 1 

9,61 

10,76 

11,74 

C2 

1,35 

1,26 

1,77 

C3 

4,29 

2,73 

4,50 

C4 

0,72 

0,69 

0,65 

D 1 

0,81 

0,64 

0,97 

D2 

2,25 

2,28 

2,07 


119,40 

138,51 

129,75 


11,0 

7,0 

5,0 

53,68 

29,0 

29,0 

17,3 

111,17 

42,9 

46,1 

47,7 

188,06 




4,10 

1,6 

1.6 

1.6 

7,98 

20,1 

11,2 

3,0 

114,83 

11,0 

16,9 

39,5 

68,90 

13,0 

14,0 

14,0 

61,98 

13,0 

14,0 

15,0 

64,50 

4,2 

5,5 

6,0 

18,73 

5,0 

6,5 

6,7 

25,43 

0,6 

0,6 

0,6 

3,14 


1.5 

2.5 

3,5 

9,11 

3.0 

5.0 

5,0 

17,35 

155,9 

159,9 

164,9 

748,96 
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PersonaJeinsalz 

(Infraslroktur gesondert ausgewiesen. Siehe vorletzte Zeile) 


in Marmjahren 


Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

lö&O 

Soll 

19Bt 

Soll 

1962 

Soll 

1978 bis 
1982 

Experiniente am Syndirotron 

A 1 

40 

40 

40 

25 

20 

15 

140 

davon 









DESY-Wissensdialtler , 


19 

19 

19 





Gastwissenschaf Iler 


(10) 

(10) 

(10) 





Experimente am Speidierring 









DORIS 

A2 

75 

40 

30 

35 

40 

30 

175 

davon 









DESY- Wissenschaftler 


26 

17 

IS 





Gaslwissenschaftler . * 


(45) 

125) 

(20) 





Experimente am Speidierring 









PETRA 

A3 

45 

70 

83 

100 

125 

120 

498 

davon 









DESY'WissensdiafÜer 


te 

25 

41 





Gastwissensdiaftler 


(100) 

(120) 

(150) 





Theoreüsche Unlersuchungen 

A4 

14 

t4 

14 

14 

14 

14 

70 

davon 









DESY-Wissenschaftler . . , ^ ^ . 


12 

12 

12 





Gaslwissensdhaftler . 


(8) 

(10) 

(10) 





Entwldclung neuer 









Experimentiermethoden , . - 

A5 

25 

15 

20 

20 

22 

22 

99 

davon 









DESY-WlssensdiafÜer _ , . 


9 

6 

8 





Gaslwissenschaftler 









On-Ene Datenerfassung 

A6 

15 

15 

15 

17 

17 

18 

02 

davon 









DES Y- Wissenschaftler 


]f 

11 

11 





Gastwissenschafller 









Datenverarbeitung in der Medizin . * 

B 1 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

25 

davon 









DESY-Wissenschaftier . , * - * . 


3 

3 

3 





Gastwissensdiaftler 









Kernphysikalische Experimente . . . , 

B2 

3 

3 

3 




6 

dav^on 









DESY-Wissenschaftler . , . ^ . r . , , , 


1 

1 

1 

— 

— 

— 


Gaslwissenschaftler . 


(11) 

(11) 

(11) 
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tn Maanjahren 


Ist 

1977 

SüLL 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

Soll 
1978 bis 
1982 

Weiterentwicklung der bestehenden 
Besdileuniger- nnd Speichernnge 
DESYi DORIS, PETRA ' 

CI 

la 

13 

28 

131 

150 

125 

447 

davon 

DESY-WissejischaftleT , 


4 

4 

5 





Gaslwissensdiaftler 









Geplante Weilerentwiddung der 
ForschungsanJage 

C2 



l 

91 

101 

144 

33? 

davon 

DESY-Wissensdiaftler - ► » . 




1 





Gastwissenscbafller 








Weiterentwidclung der Zentralen 
Datenverarbeitung 

C3 

5 

5 

7 

7 

10 

n 

40 

davon 

DESY-Wissensdiaftler 

2 

2 

3 






Gastwissensdiaf Üer - . , . 









Verwendung der Supraleitung und 
Kältetechnik in der Hochenergie- 
pbysLk ^ 

D 1 

5 

5 

10 

15 

35 

35 

100 

davon 

DESY-Wissensdiaftler , . . . . ^ . - . . , , 

2 

2 

4 






Gastwissenschaftler . .............. 









Bau von PETTIA und Zwisdienspei- 
cher PIA ♦ * - 

D2 

256 

279 

242 

79 



600 

davon 




DESY-Wissensdiaftler 


81 

86 

68 





Gastwissensdiaftler 


(10» 

7 

(14) 

7 

(10) 

15 





HASYLAB 

E 1 

!7 

17 

17 

73 

davon 

DESY-WissensdiaJÜer 

3 

3 

2 






Gastwissenschaftler ... - 


{25) 

m 

(32) 





Zwisdiensumme 


511 

511 

513 

556 

556 

556 

2 692 

davon 

DESY-WlssenschafÜer 


191 

191 

193 





GastwissensdiafUer 


(209) 

(220) 

(243) 











Infrastruktur 


530 

530 

530 

530 

530 

530 

2 650 

davon 


DESY-WissensdiafÜer 


51 

51 

51 





Gesamtsumme 


1 041 

1 041 

1 043 

1 086 

1 086 

l 086 

5 342 

davon 

DFSY-Wissenfidiaftler 


242 

242 

244 





GastwissenschafUer 


(209) 

(220) 

(243) 
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Deutsche Forschungs- und Versuchsanstah für Luft* und Raumfahrt e.V. (DFVLR)» Porz*Wahn 

Finanzierung: Bund (BMFT, BMVg) - 90 Vo - und Länder (Baden-Württemberg» Bayern, Niedersachsen, 
Nordrheln-Westfafen) * 10% — 


Aufgaben 

86- Die DFVLR betreibt als GroBforsdiungseinridi' 
tung Forschung vorwiegend auf dem Gebiet der 
Luft- und Raumfahrt; sie wirkt an der Planung und 
Durchführung von Projekten bis zur Anwendungs- 
reife mit» errichtet Großversuchsaiilagen und be- 
treibt sie bis zur Vermarktung ^ fordert die Weiter- 
bildung wissenschaftlicher Nachwuchskräfte und 
berät die zuständigen Stellen der Bundesrepublik 
Deutschland. Darüber hinaus werden auch solche 
Aufgaben bearbeitet, für deren Losung Methoden 
und Techniken sowie Geräte und Kenntnisse aus 
der Luft- und Raumfahrtforschung zur Verfügung 
stehen, wie zum Beispiel die Weiterentwicklung 
von Verkehrs- iind Kommunikationstechnologien 
sowie der Energietechnik. 

Innerhalb dieses Aufgabenbereiches sind als 
Schw-erpunkle zu nennen : 

Verkehrs- und KonMnunlkQiiQr^ssysteme 

Entwicklung und Erprobung neuer Anflug- und 
Landeverfahren» Verbesserungen in den Mensch- 
Maschine-Beziehungen und Nutzung neuer Kom- 
munikations- und Navigalionssysteme B. Mikro- 
wellen-Landesystem DLS) als wichtige Beiträge zu 
besseren Verkehrsführungssysteroen. Für den spur- 
gebundenen Schnellverkehr am Boden werden ins- 
besondere Forschungsarbeiten zur Fahrzeug-/Fahr- 
bahn-Dynamik durchge führt. 

Systemanalytische und technologische Untersu- 
chungen erfolgen zur Einbindung der Kommunika- 
tion über Satelliten in terrestrische Netze. Dazu 
dient auch der Aufbau eines DFVLR-inlemen Rech- 
ne rverbundnetz es, das sich der aus der Raumfahrt 
kommenden technischen HilfsmiUel bedienen wird, 
emschließlich der öhertragung von großen Daten- 
mengen über Satelliten. 

Luftfahrzeuge 

Im Rahmen der ZukunftslechnoJogie und Kompo- 
nentenprogramme des Bundes (BMVg, BMFT) — 
vorwiegend für zivile und militärische Anwendun- 
gen — konzentrieren sich die Forschungsziele auf 
die Erstellung von Analysen zur Mission künftigen 
Fluggeräts, auf die Verbesserung von Flugeigen- 
schaften und Flugleistungen sowie auch auf die 
Struktur- und Bauweisenforschung im Zellenbe- 
reich. Die flugkörper-aerodynamischen* flugmecha- 
nischen und triebwerkstechnischen Untersuchun- 
gen sind auf die Forderung nach erhöhter Abwehr- 


leistung, Manövrierfähigkeit und Transportleistun- 
gen ausgerichtet. 

Für Projektunterstülzungs- und Dienst letslungsauf- 
gaben. Insbesondere für die Industrie* stehen an 
Versuchsanlagen u. a. zur Verfügung: Nieder- und 
Hüchgeschwindigkeitswindkanäle, Standschwin- 
gungsversuchsanlagen, Triebwerksprüfstände, An- 
tennen- und RadarmeßaDlagen sowie der Deutsch- 
Niederländische Niedergeschwindigkeits Windkanal, 
der mit Unterstützung der deutschen und nieder- 
ländischen Regierung errichtet wird und dessen In- 
betriebnahme für Mitte 1979 gepiant ist, 

Haum/iyg^ec/in/k 

Thematisch konzentrieren sich die Arbeiten der 
DFVLR auf die Grundlagen für die Weiterentwick- 
lung von *AnwendungssateJliten mit längerer Le- 
bensdauer* höherer Zuverlässigkeit, verbesserten 
Leistungen und stärkerer Unabhängigkeit von Bo- 
denbetriebseinrichtungen (Erhöhung der Wirt- 
schaftlichkeit), die Nutzung des Spacelab als Labo- 
ratorium und Plattform für anwendungsorientierte 
und wissenschaftliche Experimente durch Verbes- 
serung der Einsätzbedingungen und Erweiterung 
der ExperimentiermöglichkeiLen sowie die Nutzung 
der Satelülenlechnik zur Erweiterung wissenschaft- 
licher Erkenalnisse durch Verwendung als Träger 
von Beobachtungseinrichtungen* 

Durchgeführt werden Studien zu Raumflugsyste- 
men der Zukunft, Forschungsarbeiten besonders 
zur Lagerege lujig und Bahnsteuerung von Satelli- 
ten mit flexiblen Strukturen (z. B. Solarzellentra- 
ger) und für Spacelabexperimente auf dem Gebiet 
der Werkstoff- und Verfahrenstechnik sowie der 
Biophysik und Biomedizin. Mil Versuchsanlagen 
und Betriebseinrichtungen wird Unterstützung bei 
Planung und Durchführung von Satellitenprojekten 
und Spacelab-Nutzlasten geleistet (z. B. für Träger- 
raketenentwickitmg* Nutzlastbetreuung und Mis- 
sionsbetiieb, Datenaufbereitung und -Verarbeitung* 
Vorbereitung und Durchführung von Höhenfor- 
schungsraketenstarls). Projektträgerschaften für 
Förderungsvorhaben wissenschaftlicher Zielset- 
zung. für Studien und raumOugtechnische Vorent- 
wickiungen sowie Spacelab-Nutzung und Anwen- 
dungssatelliten werden im Auftrag des BMFT 
durchgeführt. 

Er k uiicfungs lechnik 

Bereitstellung Operationen er Gesamtsysteme zur 
rationellen Informationsbeschaffung für Nutzer und 
Anwender aus den Bereichen der Erdwissenschaf- 
ten, Meteorologie und wehrtechnischen Forschung. 
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Beiträge zu solchen Gesamtsystemen werden gelie- 
fert auf den Gebieten Sensorentwicklung, Signatur- 
forschung, Datenakquisition und Datenverarbei- 
tung, Datenaufbereitung. Beispiele für Dienstlei- 
stungen sind das wissenschaftliche Flugzeugmeß- 
programm, das große meteorologische Forschungs- 
flugzeug und in Zukunft Bilddatenverarbeitung und 
numerische Simulationsmodelle unter Verwendung 
des neuen Großrechners der DFVLR. 

Energie^ und Antriebstechnik 

Erforschung der Energie- und Antriebstechnik zur 
Leistungs- und Wirtschaftlichkeitsverbesserung 
von Flugbetriebwerken (Verdichter, Turbinen, 
Brennkammern) und ihre Anpassung an ein breite- 
res Missionsspektrum. Teilziele sind Brennstoffein- 
sparung, Steigerung der spezifischen Leistung, Er- 
höhung der Betriebssicherheit und Lebensdauer so- 
wie Bereitstellung verbesserter Auslegimgs- und 
Berechnungsverfahren. Diese Forschungsarbeiten 
werden erweitert durch ausgewählte Probleme der 
terrestrischen Energie- und Antriebstechnik, insbe- 
sondere Leistungs- und Wirtschaftlichkeitsverbes- 
serung von Antriebs- und stationären Energieer- 
zeugungssystemen und deren Komponenten; Redu- 
zierung der Umweltbelastung von Antriebs- und 
stationären Energieerzeugungssystemen und Ver- 
kehrsträgern (Lärmentwicklung, Schadstoffemis- 
sion, Wärmebelastung); Eigenschaften imd Nut- 


zung nicht-nuklearer und nicht-fossiler Primär- und 
Sekundärenergieträger (Sonnen- und Windenergie, 
neue Kraftstoffe, Wasserstoff); Verbesserung von 
Flugkörperantrieben und Raumfahrtantrieben klei- 
nerer Leistungsklassen. 

Andere Dienstleistungen 

Projektträgerschaft von Entwicklungsvorhaben, 
z. B. auf den Gebieten Medizintechnik, Isotopen- 
technik, Umweltschutz, Produktions- und Ferti- 
gungstechnik, Humanisierung des Arbeitslebens; 
Projektbegleitung z. B. zum Förderprogramm „Tech- 
nische Kommunikation“ (Büro und Verwaltung, 
Fernmeldewesen, Rettungswesen, Soziale Dienste 
u. a.). 


Einrichtungen 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten und die 
Dienstleistungen erfolgen in 31 Instituten und Ab- 
teilungen, die in den Forschungszentren Braun- 
schweig, Göttingen, Köln-Porz, Stuttgart und Ober- 
pfaffenhofen örtlich zusammengefaßt sind. Der 
Bundesminister der Verteidigung legt im Rahmen 
seiner Grundfinanzierung die Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten fest. Rd. 10®/o der FuE-Ausga- 
ben werden als eigene Erträge der DFVLR erwirt- 
schaftet. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1977 

1978 ») 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

183,3 

204,8 

227,2 

226,2 

233,6 

250,8 

256,9 

261,0 

266,5 

darunter: 










Personalausgaben 

(135,9) 

(143.9) 

(155.7) 

(161,5) 

(162,6) 

(172.5) 

(172.5) 

(172.5) 

(172.5) 

Investitionen 

34,5 

42,6 

52,1 

51,7 

47,4 

55,9 

58,2 

56,9 

52,0 

darunter: 










Bauten 

(5,9) 

(7.4) 

(6.1) 

(8.2) 

(9.2) 

(9,9) 

(6.9) 

(10.0) 

(13,0) 

insgesamt . . 

217,8 

247.4 

279,3 

277,9 

281,0 

306,7 

319,1 

317,9 

318,5 


Personal | 

1974 

1 1975 1 

1 1976 

1 1977 

1 1978 1 

1 1979 

Wissensdiaftlidies Personal 

1 092 

1 060 

1 016 

1 007 

1 008 

1014 

Tedinisdies Personal 

1 383 

1 330 

1 255 

1 238 

1235 

1 234 

Verwaltungspersonal 

286 

291 

288 

281 

280 

280 

übriges Personal 

672 

652 

646 

629 

630 

630 

insgesamt . . . 

3 433 

3 333 

3 205 

3 155 

3 153 

3 158 


>) Ab 1978 ist die Projektförderung in der Finanzplanung enthalten. 
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Schwerpunkte und Programme der DFVLR 

Stand: 16.9 1977 


Ubergreifende 

torBchungspolitlscho Schwerpunkte Programme, Projekte 

Zielsetzung 





1 


Vefkehfs- und 
Kommunika* 
lionssysteme 


2 


Uittfahrzauge 


3 


Raumtlug* 

technIK 


4 


ErkundungS' 

technik 


Vefkehrssysteme der Zukunft 
Kommunikattonssysteme der Zukunft 

Bahntechnofogten 

Rugsichertteit und Mensch/Maschlne-Sysieme 
Kompor>6nten für Führung^’ und KommunikationssyBteme 
Führung und Kommunikation im Verkehr, Ftugaicheniog 
Kommunikationssysteme für ortsfeste Teilnehmef 

Projektuntersfützung 
Luftfahrzeuge der Zukunft 

Methoden zur Berechnung der Lufifahrzeugzefle 

Bestimmung aerodyn Beiwerte und flugmech Kenngr06en 

Steuerungs- und Regelungskonzepte für Luftfahrzeuge 

Oewichtaminderung. Let>ensdauererhOhung 

Flugzeuge 

Rugkörper 

Drehflügler 

Projektuni erstutzung 


Raumfiugsystefne der Zukunft 
Satellilentechnik 

Speceiab'Expenmente und ♦Technologien 

Projektuntersfützung für Soacelab^Nutzung 
ProjektuntviUitiung für Safetkien und Sonden 

ProiekttrSgerschaften Weltraumforschung/ 
Raumflugtechnik 


ErkurKkingsiechnik der Zukunft 

Selerkennung und Aufklärung 
Fernerkundung der Erde 
Emundung der Atmosphäre 
Anthropogene Beeinflussung der Atmosphäre 
Untenivassertechnlk 

Profektunterstützung 






5 


— 

Energie- 

und 

Antfiebs- 





techmk 


— 





Energiesysteme der Zukunft 

Entvajrfsgrundlagen und Bauweisen für Strönungsmaachlnen 
Optimierung von Verbrennungsvorgängen für BrennrAume 
bei mirkmaler Schadstoffemission 
Leistungssieigeruog v. Turt>oantr. u. StrOmungsmasch 

LArmminderung 
Alternative Energiesysteme 
Kochenergieiaser 

Projektunterstützung 


6 

Prooramm- 
voroeret* 
lende und 
'OrgAnzende 
FE'AfPelten 


Wissenschaftliche Bnzelthemen 


ProjekttrAgerschaften Neue Techrtologien 


vgl DFVLR -Pf ogrammbudget 1978 
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MitteHristige Entwicklung der Forschungsschwerpunkte 1977 bis 1982 

Gesamtkosten in Millionen DM 



1977 1 

1978 [ 

1979 ] 

1960 1 

1981 1 

1982 

Verkehrs- und Kommunikations- 







Systeme 

22,5 

22,1 

22,7 

24,2 

26,0 

27,2 

Luftfahrzeuge * 

664 

64,4 

63,8 

63,1 

63,1 

64,0 

Raumflugtechnik * * 

74,7 

73,6 

72,2 

70,8 

68,9 

66,2 

Erkundungstechnik «... 

23,8 

24,4 

25,7 

27,0 

28,7 

30,0 

Energie- und Antriebstedinik , * , * 

344 

364 

38,2 

38,8 

394 

39,2 

Programmvorbereitende und 







-ergänzende FE- Arb eiten 

154 

13,6 

14,0 

16,3 

19,4 

23,6 

Projektträgersdiaften Neue Tech- 







nologien * » , * * 

64 

6,6 

8,8 

8,8 

8,8 

8,8 

Kosten des FE-Programms 

242,4 

240,8 

245,4 

249,0 

254,0 

259,0 

Nicht-FE-bezogene Kosten 

1 23,4 

25,6 

31,5 

33,0 

33,0 

33,0 

Gesamtkosten DFVLR .,*..**.*** 

265,8 

266,4 

276,9 

282,0 

287,0 

292,0 
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Personalkapazität in Mannjahren 



1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Verkehrs- und Kommunikations- 
systeme 

161 

188 

192 

206 

219 

229 

Luftfahrzeuge 

478 

490 

434 

430 

426 

422 

Raumflugtechnik 

480 

460 

482 

474 

467 

463 

Erkundungstechnik 

180 

177 

182 

187 

192 

198 

Energie- und Antriebstechnik .... 

250 

269 

284 

289 

290 

290 

Programmvorbereitende und 
-ergänzende FE-Arbeiten 

101 

110 

128 

168 

208 

250 

Projektträgerschaften Neue Tech- 
nologien 

72 

80 

112 

112 

112 

112 

Unmittelbar in FE eingesetzte Ka- 
pazität 

1 722 (162) 

1 774 (157) 

1 814 (185) 

1 866 

1 914 

1 964 

Betrieb von Wissenschaftlich-Tech- 
nischen Anlagen 

282 

298 

313 ( 15) 

325 

330 

330 

Mittelbar für FE eingesetzte Kapa- 
zität der Forschungs- und Dienst- 
leistungseinrichtungen 

346 

288 

270 

270 

270 

270 

Verfügbare Kapazität der For- 
schungs und Dienstleistungseinrich- 
tungen 

2 350 (162) 

2 360 (157) 

2 397 (200) 

2 461 

2 514 

2 564 

Infrastruktur der DFVLR 

934 ( 47) 

942 ( 36) 

958 ( 42) 

958 

958 

958 

Verfügbare Kapazität der DFVLR . 

3 284 (209) 

3 302 (193) 

3 355 (242) 

3419 

3 472 

3 522 

Durch teilweise nicht besetzte Stel- 
len nicht verfügbare Kapazität . . . 

76 

44 

50 

45 

40 

40 

Anzahl der Stellen des Stellenplans 
und des Personals außerhalb des 
Stellenplans 

3 360 (205) 

3 346 (193) 

3 405 (242) 

3 464 

3 512 

3 562 


Die Zahlen in Klammern geben den Kapazitätsanteil des Personals an, das ohne Inanspruchnahme des Stellenplans 
beschäftigt wird. 

Die Soll-Kapazitäten der Schwerpunkte 1978 wurden durch lineare Kürzung den Soll-Kapazitäten des Programmbud- 
gets 1978 um 10 Vo, durch Herausnahme der Honorarslellen und unter Berücksichtigung des BMFT-Stellenpools auf 
die tatsächlich verfügbare Kapazität der Forschungs- und Dienstleistungseinrichtungen reduziert. 
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Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) — Stiftung des öffentlichen Rechts, Heidelberg 

Finanzierung: Bund (90 ®/o) und Länder (10 %) 


Aufgaben 

87. Die Stiftung DKFZ hat als Großforsdiungsein- 
richtung den Zweck, die Krebskrankheiten, ihr 
Wesen, ihre Verhütung und ihre Bekämpfung zu 
erforschen. Das Forschungsprogramm des DKFZ 
umfaßt sowohl multidisziplinäre Vorhaben der 
Grundlagenforschung über Ursachen und Entste- 
hung der Krebskrankheiten als auch der ange- 
wcmdten Forschung über Krebsverhütung und 
Krebsbekämpfung. Im Rahmen internationaler und 
nationaler Verbundforschung werden eine Reihe 
von aktuellen Problemen der Krebsforschung bear- 
beitet. Darüber hinaus erbringt das DKFZ wissen- 
schaftliche Dienstleistungen und Beiträge zu ande- 
ren Forschungsvorhaben von öffentlichem Interesse, 

Biologische Grundlagen der Krebsentstehung 

— Erforschung der molekularen Ursachen der 
Krebsentstehung am Modell der krebserzeugen- 
den Viren; 

— Erforschung der molekularen Ursachen der Um- 
wandlung von normalen Körperzellen in Krebs- 
zellen durch krebserzeugende chemische Fakto- 
ren; 

— Analyse von krebserzeugenden Substanzen, die 
in der Umwelt verbreitet sind. 


Biologische Grundlagen der Krebsbekämpfung 

— Erforschung der molekularen Grundlagen und 
der Regulation des normalen und krebsartigen 
Wachstums von Zellen sowie der biochemi- 
schen und biologischen Unterschiede zwischen 
Normal- und Tumorzellen. 

Erkennen und Früherkennen von Krebskrankhei- 
ten 

— Entwicklung von Methoden zur Erkennung und 
Früherkennung von Krebs und Erarbeitung ver- 
feinerter Kriterien der Malignität, 

— Verbesserung der Methoden in der Tumordiag- 
nostik. 

Therapie der Krebskrankheiten 

— Entwicklung und Erprobung von Chemothera- 
peutika, insbesondere Zytostatika für die Tu- 
mortherapie. 

Einrichtungen 

Das Zentrum umfaßt 8 Institute (Virusforschung; 
Biochemie; Zellforschung; Toxikologie und Che- 
motherapie; Experimentelle Pathologie; Immunolo- 
gie und Genetik; Nuklearmedizin; Dokumentation; 
Information und Statistik). Das DKFZ wird in den 
Arbeitsschwerpunkten Tumorgenetik, Tumorimmu- 
nologie und Zellforschung ausgebaut. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

28,5 

35,7 

41,5 

46,1 

53,5 

63,3 

68,5 

77,2 

86,0 

darunter: 










Personalausgaben 

(16,8) 

(21,2) 

(25.4) 

(29,5) 

(30,2) 

(37,4) 

(40.3) 

(45,7) 

(51,0) 

Investitionen 

1.4 

5.9 

5,5 

8.4 

14,0 

19,2 

21,5 

24,0 

28,0 

darunter: 










Bauten 

— 

(0.7) 

(2.1) 

(0.7) 

(4,0) 

(7,9) 

(10,0) 

(11.5) 

(15,0) 

insgesamt . . . 

29,9 

41,6 

47,0 

54,5 

67,5 

82,5 

90,0 

101,2 

114,0 
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Gesellschaft für Blotechnologlsche Forschung mbH (GBF), Braunschwelg-Stöckhelm 
Finanzierung: Bund (90 ®/o) und Niedersachsen (10 ®/o) 


Aufgaben 

88. Die GBF bearbeitet als Großforsdmngseinridi- 
tung auf breiter Basis Probleme auf dem Gebiet der 
Biotechnologie. In biotechnologischen Prozessen 
werden biologische Systeme wie Mikroorganismen, 
Zellkulturen oder isolierte Enzymsysleme zur Pro- 
duktion wichtiger Grundstoffe genutzt, die che- 
misch schwer oder gar nicht zugänglich sind und 
für die ein wachsender Bedarf in verschiedenen Le- 
hensbereichen besteht. Folgende Aufgaben stehen 
im Vordergrund: 

— Entwicklung umweltfreundlicher biotechnischer 
Verfahren für eine ausreichende Versorgung 
mit chemischen, pharmazeutischen und Nah- 
rungsgrundstoffen; 

— Erschließung neuer Rohstoffquellen für die Pro- 
duktion von Naturstoffen aus Mikroorganismen 
oder pflanzlichen Zellkulturen; 

— Erschließung neuer, pharmakologisch bedeutsa- 
mer Naturstoffe und Untersuchung ihrer Wir- 
kungsweise; 

— Übertragung von biotechnologischen Laborver- 
fahren in den halbteclmischcn Maßstab als Vor- 
aussetzung für die Entwicklung industrieller 
Verfahren. 

Durch das Biotechnikum der GBF wird die medizi- 
nische und biologische Forschung unterstützt, in- 
dem ein Teil der Kapazität in Zusammenarbeit mit 
Wissenschaftlern anderer Forschungseinrichtungen 
(Hochschulen und Industrie) dazu eingesetzt wird, 
kommerziell nicht erhältliche Naturprodukte aus 


Mikroorganismen und pflanzlichen Zellkulturen 
herzustellen. Dies geschieht vorrangig in einer Rei- 
he von Cemeinschaftsprojekten im Rahmen des 
Biotechnologieprogramms des BMFT; aktuelle Vor- 
haben des Forschungsprogramms sind zur Zeit 
u, a.: 

— Entwicklung biotechnologischer Verfahren, Re- 
dktorenlwicklung und Scale up; 

— Arbeiten zur Übertragung von genetischem Ma- 
terial, das die Bildung medizinisch und biotech- 
nisch wichtiger Stoffe kodiert, auf Bakterien 
und Zellen; 

— Kontrolle und Optimierung von Fermentations- 
prozessen durch prozeßgckoppelte Datenverar- 
beitung und Anwendung moderner Regelungs- 
verfahren; 

— Verfahren zur Gewinnung von Enzymen im 
halbtechnischen Maßstab für analytisch-diagno- 
stische Zwecke und für den technischen Ein- 
satz. 

— Emährungsphysiologie der Mikroben. 

Einrichtungen 

Die GBF ist entsprechend ihren Aufgaben in wis- 
senschaftliche Abteilungen gegliedert für: Biotech- 
nologie; Hochmolekulare Naturstoffe; Molekular- 
biologie; Physikalische Meßtechnik; Stoffwechsel- 
regulation; Genetik; Mikrobiologie; Niedermoleku- 
lare Naturstoffe; Pflanzliche Zellkulturen; Zellulä- 
rer Stoffiransport. Ferner gehört ihr die Deutsche 
Sammlung Mikroorganismen (DSM) an. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben » » . • « 

6,8 

9,9 

10,7 

13,3 

14,4 

15,0 

16,5 

17,2 

17,9 

darunter; 










Personalausgaben ..... 

(5.0) 

(6.6) 

(7.3) 

(8.7) 

(9.6) 

(9.8) 

(10,2) 

(10,5) 

(10.7) 

Investitionen 

6.9 

3,3 

2.3 

2,2 

3,0 

4.1 

10,2 

11,9 

7.8 

darunter: 










Bauten 

(4.0) 

(0.3) 

(0,5) 

(0.2) 

(0.4) 

(0.8) 

(7.2) 

(8.9) 

(3.7) 

insgesamt . . . 

13.7 

13.2 

13.0 

15.5 

17,4 

19,1 

26,7 

29,1 

25,7 
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4 1974 bis 1976 sind wLssenscharUiche HUIskrafte und A\ls^ubJld^^nde zusätzlich zum 
Stellenplan mitertaßt. 


Ziele und Forschungsschwerpunkte der GBF 


Übergreitende 

ZielseUungen 


Aufgaben bzw, Forschungs- 
gebiete der GBF 


Forschungsschwerpunkte 



Entwicklung blotechno- 
logischer Verfahren 


Erschließung von ehern.* 
pharmazeutischen und 
Nahrungsgrundstöffen 


F t E-Afbeilen zur NuF 
zung der brochemischen 
Leistung von Zellen 



Prozeßtechnik und 
Einzellerprotein 



Genetische und mikro- 
biologische Methoden 



Enzymtechnologle 



Stoffwechselprodukte 
und Strukturaufklärung 



Zelluläre Mechanismen 


Herstellung kommerzfelf nicht erhältlicher Naturstoffe 

— Durchführung von Gemeinschaftsprojekten 

— Weilerführende Ausbildung 
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Gesellschaft für Kernenergieverwertung In Schiffbau und Schiffahrt mbH (GKSS), Geesthacht 

Finanzierung: Bund (90°/o) und Länder: Hamburg, Bremen, Schleswig-Hotstein, Niedersachsen (10®/o) 


Aufgaben 

89, Die GKSS betreibt als Großforschungseinrich- 
tung insbesondere grundlegende Energie- und Mee- 
resforschung und -technik sowie die Erforschung 
der Transport- und Verkehrssysteme, des Schutzes 
der Umwelt und die Entwicklung neuer Techno- 
logien und Methoden bis zur Erprobung von Pilot- 
anlagen. 

Das Forschungs- und Entwicklungsprogramm der 
Gesellschaft ist nach zwei übergreifenden For- 
schungsgebieten mit Erweiterungen bei den 
Schwerpunkten Reaktorsicherheit, Meerestechnik 
und Umweltforschung ausgerichtet; 

Nutzung der Kernenergie 

Die Forschungen über Kernenergieantriebe für 
Schiffe befassen sich nach Stillegung von OTTO 
HAHN im Januar 1979 mit der Auswertung der Do- 
kumentation ihres Betriebes und der Entsorgung 
kemtechnischer Anlagen, vor allem dem Verhalten 
der Brennelemente. Weitere Untersuchungen be- 
treffen mechanische und radiologische Reaktor- 
komponenten sowie den Einsatz des nuklearen An- 
triebs in der Handelsschiffahrt. 

— Werkstofftechnologie: 

Nachuntersuchungen an LWR-Brennelementen. 
Ermittlung des Kriech- und Konosionsverhal- 
tens von Brennstab-Hüllrohren. Untersuchung 
des Bestrahluiigsverhaltens von festen abbrenn- 
baren Neutronen-Giften. 

— Reaktorsicherheilsforsc±ung: 

Untersuchungen zum Druckabbau nach Slörfäl- 
len an einem Großversuchsstand, zum Kavita- 
lionsverhaltcn von Nachwärmepumpen an ei- 
nem Pumpenversuchsstand und von Uiermohy- 


draulischen Vorgängen im Kembereich bei tran- 
sienten Vorgängen an einem Wasserhochdruck- 
versuchssland. Durchführung und Auswertung 
eines Bestrahlungsprogrammes an Reaktor- 
druckbehällerslähJen. 

Nutzung von Meer und Küste 

— Wasserentsalzung und Meerwasserchemie: 
Untersuchungen von Membranverfahren (Umge- 
kehrte Osmose, Eleklrodialyse) für bestimmte 
Anwendungsfälle der Wasserenlsalzung, beson- 
ders bei Prototypanlagcn unter realistischen Be- 
dingungen. Korrosions- und Bewuchsuntersu- 
chungen an metallischen und nichtmetallischen 
Werkstoffen und Rohren für Meerwasseranla- 
gen. Untersuchungen zu Vorkommen, Vertei- 
lung und Verbleib von in Fluß- imd Meerwas- 
ser vorliegenden natürlichen oder eingebrach- 
ten Substanzen. Ausarbeitung von Methoden 
zur Gewinnung von Nutzstoffen aus Fluß- und 
Meerwasser. 

— Meerestechnik: 

Betrieb des Unterwasserlabors Helgoland. Wei- 
terentwicklung der Unterwassertechnik, insbe- 
sondere auf dem Gebiet des Unterwasser- 
schweißens. Entwicklung und Erprobung von 
Meß- und Analyseverfahren zur Anwendung bei 
der Exploration mariner Roh.stoff-Lagerstätlen. 

— Umweltforschung: 

Anwendung und Weiterentwicklung geeigneter 
Meßtechniken zur Umgebungsübcrwachung. 
Untersuchungen zu Ausbreilungsvorgängen von 
Schadstoffen und zum Wärme transport bei der 
Einleitung von Kühlwässem. Erarbeitung tech- 
nologischer Abwehrmaßnahmen. Die Arbeiten 
sind auf den Bereich von Meer, Küste und 
Astuarien ausgerichlel. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

52,4 

63,9 

58,0 

57,2 

51,3 

50,8 

51,3 

51,3 

52,0 

darunter: 










Personalausgaben 

(24,6) 

(26,5) 

(28.2) 

(30,7) 

(30.3) 

(30,1) 

(30,3) 

(30.3) 

(30.3) 

Investitionen 

9,0 

12,7 

ll.I 

11.2 

13,3 

16,3 

20,2 

15,5 

15,0 

darunter: 










Bauten 

(2.1) 

(3.6) 

(1.4) 

(2.3) 

(1.5) 

(6.5) 

(6,7) 

(4.0) 

(4.0) 

insgesamt , . . 

61,4 

76.6 

69,1 

68,4 

64,6 

67,1 

71,5 

66,8 

67,0 
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GKSS Programmübersicht 1979 


FÖRDERBEREICHE FORSCHUNGSSCHWERPUNKTE 

DER 

BUNDESREGIERUNG 


Nutzung der Kernenergie 



TRANSPORT 
UNO VERKEHRS' 
SYSTEME 


ENTWICKLUNG 

NEUER 

TECHNOLOGIEN 


SCHUTZ OER 
UMWELT 


HEERESFORSCHUNG 

HEERESTECHNIK 


Nutzung des Meeres und der Küsten 


uhweltforschung 


Wänne- und 

Schadscoffausbre! cung 


Ana I ysever fahren 


WASSER- 

entsaliuno / 

fViRiNE 

tmOURCEN 


Was seren t sa I tung 


Marine Ressourcen 


Anwendung unkonventlo* 
neller Energiequellen 


ÜNTERWASIER- 
IttHNlK / 
an SHORE- 
STRUICTUllUi 

Unterwasser cechnik 

Off sKo re •“Strukturen 






KERNENERGIE- 

SCHIFF 

Al 1 gerne in 


OTTO HAHN 


REAKTOR- 

Not Kühlung 

Spezielle Transienten 

SICHERHEITS- 

FORSCHUNG 

Containment f ragen 


Komponentens I Cher hei t 


Material unter 

Bestrahl ung 


PERSONALEINSATZ in MJ 


25 5o 75 1oo 125 15o 


o 5 Io 15 2o 25 3o 


F'i'E- KOSTEN in Mio DM 






vgl. GKSS-Programmbudget 1979 
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Personafelnsatz ln Mannjahren 


FörschiJ n gssc hwerpunk le 

fsi 

1^77 

Soll 

1978 

Soll 

1973 

Soll 

19ß0 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

Kernenergieschiff 

27 

25 

19 

19 

18 

14 

ReakloTsldierheitsforschTjng 

64 

96 

i3I 

142 

142 

141 

Werks tolftedtno log ie - 

52 

24 

— 

— 

— 

— 

Summe Nutzung der Kernenergie 

143 

145 

150 

161 

160 

155 

tJmwellforschiiiig 

29 

33 

Gl 

74 

76 

78 

Wasserentsalzung / marine Ressourcen , . . 

4J 

35 

59 

60 

57 

57 

Untcrwassertechnik / Offshore-Stnikturen . . 

47 

56 

56 

60 

62 

64 

Summe Nutzung des Meeres und der Küsten 

117 

124 

176 

194 

195 

199 

Summe Gesamt FuE-Programm 

260 

269 

326 

355 

355 

355 1 


FuE-Koslen in Miilioneii DM (einschlleßlieh Fersonalkosten) 


Forschutigssch werpunk te 

[st 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

19B0 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

Kernenergieschiff 

23,5 

23,3 

10,4 

11,9 

3.5 

3,1 

FuR-Programm 

(4,3) 

(4.0) 

(3.9) 

(3,9) 

(3.5) 

(3.1) 

OTTO HAHN 

(18,7) 

(19,3) 

(6.5) 

(8,0) 

— 


Reaktorsicherheitsfurschung ^ 

9.1 

14,5 

20.0 

22.0 

25.0 

25,4 

Werkstgfftcchnologie 

10,9 

4,5 

— 

— 

— 

— 

Summe Nutzung der Kernenergie 

43.5 

42,3 

30,4 

33,9 

28.5 

28,5 

Umwcltforschung 

4.3 

4,9 

9,5 

11,4 

12,0 

12,5 

Wasserentsalzong / manne Ressourcen . * , 

4,9 

4.2 

7,6 

7,7 

7,6 

8,0 

Unterwassertechnik / Offshore-Stiukturen . . 

8,9 

10,6 

11,9 

12,0 

13,9 

15,5 

Summe Nutzung des Meeres und der Küsten 

IB,] 

19.7 

28,1 

31.1 

33,5 

36,0 1 

Summe Gesamt FuE-Programm . 

61,6 

62,0 

58,5 

65,0 

62,0 

64,5 
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Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH (GMD), St Augustin 

Finanzierung: Bund (90 “^/o) und Nordrhein-Westfalen (10 ®/o) 


Aufgaben 

90. Die GMD ist eine Großforsdiüngseinrichtung, 
die anwendungsorientierle Grundlagenforschung 
sowie angewandte Forschung und Entwicklung auf 
dem Gebiet der Datenverarbeitung und ihrer An- 
wendungen einschließlich der Datenfernverarbei- 
tung betreibt. Sie berat Bund und Länder bei der 
Einführung, Fortentwicklung und Förderung der 
Datenverarbeitung und bearbeitet Projektaufträge, 
insbesondere für den Bereich der öffentlichen Ver- 
waltung, Dabei wendet sie sich vor allem konzep- 
tionellen Fragen zu und trägt damit zur Weiterent- 
wicklung und Verbesserung der DV-Systeme und 
ihrer Anwendung bei. Ihre Forschungs- und Ent- 
wicklungstätigkeit erstreckt sich auf den gesamten 
Bereich der Software, auf Systemforschung in der 
öffentlichen Verwaltung sowie auf Strukturfragen 
künftiger DV-Systeme. 

Innerhalb dieses Aufgabenbereiches ergeben sich 
z. Z. folgende Schwerpunkte: 

— Anwendungsorientierle Grundlagenforschung ^ 

z. B. Entwicklung neuer und sachgerechter An- 
wendung mathematischer Methoden bei den Pro- 
blemen des öffentlichen Bereichs, der Wissen- 
schaft, der Wirtschaft und der DV; Erschließung 
neuer Möglichkeiten der Informationsverarbei- 
tung durch graphische DVj konzeptionelle Ar- 
beiten auf dem Gebiet der Rechner- und Pro- 
grammstrukturen und informat io nsverarbei len- 
den Systemen, 

— Durchführung von En iwick/ungs Vorhaben, z. B. 
Erschließung neuer Möglichkeiten zur Herstel- 
lung, Nutzung und Bewertung von Software; 
praxisbezogene Methodenentwicklung und An- 
wendung auf dem Gebiet der Datenfernverar- 
beitung; Verbesserung des Informationswesens 
in Organisationen durch Planung, Entwicklung 
und Einrichtung von rechnergestützten Informa- 
tionssystemen. 

— Beratung öffentlicher Auftraggeber bei der An- 
wendung und Einführung der Datenverarbei- 


tung und Mitwirkung in speziellen DV-ProJ ek- 
len, z, B, Bedarfsanalyse samt Lösungsvorschlä- 
gen für die Datenübertragung in der öffentli- 
chen Verwaltung, Untersuchung über den An- 
schluß unterschiedlicher DV-Endgeräte an ein 
Datennetz und exemplarische Lösung, Instru- 
mente für Aufbau und Fort Schreibung eines 
F 1 ächennu tz ungs- Inf onn at i o ns Systems , D V- U n- 
terstützung für Gerichtsterminierung und Ver- 
fahren sunterstützung in Justizgeschäftsstellen, 

— Spezielle Dienstleistungen für die Gesellschafter 
Bund und Land Nordrhein-Weslfalen sowie im 
Rahmen von Drittaufträgen: 

O Bereitstellung subsidiärer DV-Kapazität auf 
den Datenverarbeitungsanlagen in den Re- 
chenzentren Birlinghoven, Bonn und Darm- 
stadt; 

O Aus- und Fortbildung für den öffentlichen 
Dienst: DV-Grundausbüdung, Fachausbil- 

dung zum Anwendungsprogrammierer und 
-Organisator, Seminare zn speziellen Berei- 
chen wie Planung, Organisation, Program- 
mierung und Benutzung von Programmsy- 
stemen; 

O Management von Förderungs Vorhaben der 
Gesellschafter (Projekllrägerschaft} ; 

O Mitwirkung in Standardisier ungs fragen und 
Mitarbeit in Normungsgremien. 

Darüber hinaus betreut die GMD im Auftrag des 
Bundes eine Reihe von Vorhaben im Rahmen 
der bilateral zwischen den Regierungen verein- 
barten Zusammenarbeiten in Mathematik und 
Datenverarbeitung und damit verwandten Fach- 
gebieten, 

Struktur 

Die GMD hat 11 Institute und Rechenzentren in 
Birlinghoven, Darmstadt und Bonn, Schwerpunkt 
ist der Standort Birlinghoven, 
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Ausgaben 
in MilijoDen DM 

Tit 

Soll 

Finanzplaiumg 

19?4 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

35,2 

41,5 

43,1 

47,7 

53,9 

55,8 

58,6 

60,5 

62,4 

darunter: 










Personalausgaben , . * . 

(19,5) 

(24,3) 

(27,4) 

(30,1) 

(31.3) 

(32.4) 

(34,0) 

(35,3) 

(36.5) 

Investitionen * . . . 

11,0 

8,9 

8.1 

3,8 

5,4 

5.1 

12,4 

16,6 

7.0 

datanter: 










Bauten 

(8,0) 

(5,7) 

(3.7) 

(0.6) 

(1.7) 

(1.0) 

(7.4) 

(11,6) 

(2.0) 

insgesamt . . J 

46,2 

50,4 

51,2 

51, S 

59,3 

60.9 

71,0 

77,1 

69,4 


Personal 

1 1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 1 

1978 t 

1979 

Wissenschaftliches 







Personal 

260 

267 

277 

278 

291 

291 

Technisches Personal 

261 

273 

273 

274 

279 

279 

Verwaltungspersonal - 

61 

61 

61 

6t 

60 

60 

insgesamt , , J 

1 582 

610 

611 

613 

630 

630 
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GMD/Programmbudget 1979 


ÜBERGEORDNETE 
FORSCHUNGS- 
POLITISCHE ZIEL- 
SETZUNGEN DER 
GESELLSCHAFTER 


AUFGABEN 
UND ZIELE DER 
GMD 


ARBEITSSCHWERPUNKTE/ 

PROGRAMME 






Forschung und Grund- 
lagenentwicklung in 
der Datenverarbeitung. 

Unterstützung der 
DV'lndustrie im Vorfeld 
der Entwicklung 


Weiterentwicklung der 
DV-Anwendungen 
als Instrument der 
Rationalisierung und 
Leistungssteigerung 


Förderung und Ausbau 
eines wirksamen 
DV'Einsatzes im 
öffentlichen Bereich 


Ausbildung, Bereit- 
stellung subsidiärer 
Rechenkapazität 
und andere spezielle 
Dienstleistungen 
für den öffentlichen 
Bereich 


Modell« und Strukturen zur OV-gestutzten 
Planung. Entscheidung und Problemlösung 


Entwicklung von Architekturprinzipien für 
fortgeschrittene Rechnersystenrte 


Verbesserung der Oualltät sowie 
Rationalisierung der Produktion von 
Software 


Schaffung formaler Grundlagen zur 
Beschreibung von Kommunikations* 
Vorgängen 


Untersuchung und Entwicklung von Daten- 
bank-gestützten Informationssystemen 


DV-gestützte Büro- und Verwaltungs- 
system«. Verbesserung der Organisation 
und Kommunikation durch DV 


Qualitätssteigerung DV-gestützt«r 
Problemlösungen durch Einbeziehung 
grafischer Oarstallungs* und Interaktions- 
techniken 


Planung, Analyse und Einsatz verteilter 
und dezentraler Systeme 


Untersuchung der gesellschaftlichen, politischen, 
wirtschaftlichen uruJ rechtlichen 
Wirkuf>gen der Informationstechnik 


Unterstützung der Vereinheitlichung in der 
lnformation8v«rarb«ituf>g 
(Normung und Umfeld der Normung) 


Bereitstellung von OV-Kapazität. Auswahl 
und Einsatzberatung 


Entwicklung allgemeiner Konzepte und 
spezieller Lehrangebote zur Informatik- Aus - 
bildung, Durchführung von Aus- und Fortbildung. 
insbesondere für den öffentlichen Bereich 


Fachliche und administrative B«treuur>g 
von Projekten der staatlichen DV- 
Förderung Im Rahmen des DV- Programms 
der Bundesregierung 
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MüteUrlsUge Entwicklung der Arbeitsscbwerpunkte der GMD 1977 bis 1982 
fMittelau£wand in Millionen DM) 


Arbeitsschwerpunkl 

Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

Soli 

1982 

Summe 
1977 bis 
1982 

01 Modelle und Strukturen zur DV -ge- 
stutzten Planung, Entscheidung und 
Problemlösung - 

3,02 

3,66 

4,45 

4,62 

4,72 

4,61 

25,08 

02 Entwicklung von Archilekturprinzi- 
pien für fortgeschrittene Rechnersy- 
steme 

1.41 

1J9 

2,00 

1,99 

1,79 

1,79 

10.77 

03 Verbesserung der Qualität sowie Ra- 
tionalisierung der Produktion von 
Software r * 

2,17 

3,51 

3,97 

4.20 

4,59 

4,89 

23,33 

04 Schaffung formaler Grundlagen zur 
Beschreibung von Kommunikations- 
Vorgängen - 

1,58 

1,44 

1,63 

1,67 

1.87 

1,87 

10,06 

05 Untersuchung und Entwicklung von 
Datenbank-gestiitzten Informations- 
systemen 

4,06 

4.21 

3,88 

3,70 

3.75 

3,34 

22,96 

06 DV-gestützte Büro- und Verwaltungs- 
systeme; Verbesserung der Organisa- 
tion und Kommunikation durch DV . . 

2,17 

2.94 

4.44 

6,71 

6,29 

6,26 

28,81 

07 Qualitätssteigerung DV-geslützter 

Problemlösungen durch Einbeziehung 
grafischer Darstellungs* und Inlerak- 
tionstechniken 

1,97 

2,11 

2,13 

1.90 

1.88 

1.84 

11,83 

08 Planung, Analyse und Einsatz verteil- 
ter und dezentraler Systeme 

3.23 

3,36 

4,41 

4,40 

4.25 

5.14 

24,79 

09 Untersuchung der gesellschaftlichen, 
politischen, wirtschaftlichen und 
rechtlichen Wirkungen der Informa- 
tionstechnik 

1,42 

1,38 

1,67 

U79 

2,20 

2.20 

10,66 

10 Unterstützung der Vereinheitlichung 
in der Informationsverarbeitung (Nor- 
mung und Umfeld der Normung) _ . , . 

0,81 

U88 

2,09 

2,38 

2.57 

2.65 

12,38 

1 1 Bereitstellung von DV-Kapazität* Aus- 
wahl und Einsatzberatung 

7,29 

6,69 

4,54 *) 

4,98 

4,98 

3,72 

32,20 

12 Entwicklung allgemeiner Konzepte 
und spezieller Lehrangebote zur Infor- 
matik-Ausbildung. Durchführung von 
Aus- und Fortbildung, insbesondere 
für den öffentlichen Bereich 

2,69 

3.16 

3,70 

3.67 

3.63 

3,63 

20,70 

13 Fachliche und administrative Betreu- 
ung von Projekten der staatlichen 
DV-Fördeiung im Rahmen des DV- 
Programms der Bundesregierung 

2,77 

3,07 

3,18 

2,90 

2,90 

2,90 

17,72 

Summe in Millionen DM über alle 
Arbeitsschwerpunkte 

34,81 

39,22 

42,09 

44,91 

45,42 

44,84 

251,29 


*) Für RZ weiden ab 1979 nur noch eigenständige FuE- Aktivitäten zu den AS 08 und 11 benicksichiigt 
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Mittelfristige Entwicklung der Arbeitsschwerpunkte der GMD 1977 bis 1982 
(Personaleinsatz in Mannjahren) 


Arbeitsschwerpunkt 

Ist 

1977 

Soll 

1978 

SoU 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

Summe 
1977 bis 
1982 

01 Modelle und Strukturen zur DV-ge- 
stützten Planung, Entscheidung und 
Problemlösung 

27,6 

26,6 

28,0 

30,2 

30,9 

30,4 

173,7 

02 Entwicklung von Architekturprinzi- 
pien für fortgeschrittene Rechner- 
systeme 

14,0 

13,1 

14,6 

14,6 

13,1 

13,1 

82,5 

03 Verbesserung der Qualität sowie Ra- 
tionalisierung der Produktion von 
Software 

21,0 

27,4 

28,1 

29,7 

30,8 

32,3 

169,3 

04 Schaffimg formaler Grundlagen zur 
Beschreibung von Kommunikations- 
vorgängen 

14,3 

11,3 

11,6 

11,8 

13,3 

13,3 

75,6 

05 Untersuchung und Entwicklung von 
Datenbank-gestützten Informations- 
systemen 

34,8 

33,2 

25,9 

23,9 

22,8 

21,4 

162,0 

06 DV-gestützte Büro- und Verwaltungs- 
systeme; Verbesserung der Organisa- 
tion und Kommunikation durch DV . . 

18,6 

19,9 

26,2 

39,3 

42,0 

44,9 

190,9 

07 Qualitätssteigerung DV-gestützter 

Problemlösungen durch Einbeziehung 
grafischer Darstellungs- und Interak- 
tionstechniken 

18,1 

15,2 

13,0 

11,5 

11,5 

11,5 

80,8 

08 Planung, Analyse und Einsatz verteil- 
ter und dezentraler Systeme 

30,4 

22,4 

28,0») 

27,4 

26,2 

25,9 

160,3 

09 Untersuchung der gesellschaftlichen, 
politischen, wirtschaftlichen und 
rechtlichen Wirkungen der Informa- 
tionstechnik 

13,2 

11,0 

12,9 

15,8 

17,5 

18,0 

88,4 

10 Unterstützung der Vereinheitlichimg 
in der Informationsverarbeitung (Nor- 
mung und Umfeld der Normung) .... 

7,9 

13,8 

13,4 

14,4 

14,8 

15,1 

79,4 

1 1 Bereitstellung von DV-Kapazität, 
Auswahl und Einsatzberatung 

49,4 

36,4 

12,5») 

15,2 

15,2 

13,4 

142,1 

12 Entwicklung allgemeiner Konzepte 
und spezieller Lehrangebote zur Infor- 
matik-Ausbildung. Durchführung von 
Aus- und Fortbildung, insbesondere 
für den öffentlichen Bereich 

24,5 

24,5 

25,8 

25,8 

25,8 

25,8 

152,2 

13 Fachliche und administrative Betreu- 
ung von Projekten der staatlichen 
DV-Förderung im Rahmen des DV- 
Programms der Bundesregierung . . 

25,3 

26,0 

25,0 

23,0 

23,0 

23,0 

145,3 

Summe der MJ über alle Arbeits- 
schwerpunkte 

299,1 

280,8 

265,0 

282,6 

286,9 

288,1 

1 702,5 


*) Für RZ werden ab 1979 nur noch eigenständige FuE- Aktivitäten zu den AS 08 und 11 berücksichtigt. 
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Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH (GSF), Neuherberg bei München 

Finanzierung: ab 1. Januar 1977: Bund (90 ®/o) und Bayern (10 ®/o) 


Aufgaben 

91. Das Forschungs- und Entwicklungsprogramm 
der GSF dient der Lösung öffentlicher Aufgaben im 
Bereich der Umweltforschung und Gesundheitsver- 
sorgung. Die Arbeiten sind gerichtet auf den 
Schutz des Menschen und seiner Umwelt vor schä- 
digenden Einflüssen und auf die Nutzbarmachung 
von naturwissenschaftlich-technischen Erkenntnis- 
sen für die Verbesserung der Gesundheitsversor- 
gung. 

Das Programm der GSF gliedert sich in die For- 
schungsschwerpunkte 

— Stoffbilanzen in der Ökosphäre 

— Biologisch-medizinische Wirkungen von Um- 
weltchemikalien und Strahlung 

— Verfahren zur Gesundheitsversorgung 

— Strahlenschutz und Tieflagerung 

Im Schwerpunkt: Stoffbilanzen in der Okosphäre 
werden das Vorkommen, die Verteilung und der 
Verbleib bzw. Abbau von ausgewählten Umwelt- 
chemikalien und Radionukliden in der belebten 
und unbelebten Natur untersucht sowie die Erfor- 
schung des Wasserhaushalts mit Hilfe von Tracer- 
methoden durchgeführt. 

Zu den wesentlichen Aufgaben der Forschungsauf- 
gabe Vorkommen von Umweltchemikalien und Ra- 
dionukliden gehört die Beurteilung der Qualität 
von Wasser, Boden, Luft und Nahrungsmitteln so- 
wie die kritische Beobachtung von Veränderungen. 
Durch analytische Untersuchungen und Modell- 
rechnungen wird versucht, Schadstoffe zu erfassen, 
mögliche Trends ihres Vorkommens zu erkennen 
und Methoden der Vorhersage zu entwickeln. 

Die Vorhaben der Forschungsaufgabe Verhalten 
von Umweltchemikalien und Radionukliden in der 
Biosphäre haben das Ziel, Beiträge zur Abschät- 
zung des Abbau- und Ausscheidungsvermögens 
von Umweltsystemen und Organismen zu liefern 
und hierfür die notwendigen experimentellen Me- 
thoden und Modelle zu entwickeln. Diese Arbeiten 
dienen auch der Übertragung tierexperimenteller 
Daten auf den Menschen. 

Ira Rahmen der Forschungsaufgabe Transportvor- 
gänge und Wasserhaushalt im Grund- und Oberflä- 
chenwasser werden neuartige Methoden entwickelt 
und angewendet, die Aussagen über die zur Verfü- 
gung stehenden Wasservorräte ermöglichen und 
die Transportwege der Schadstoffe im Umweltsy- 
stem Wasser erkennen lassen. Diese Methoden füh- 
ren zu Ergebnissen, welche über herkömmliche hy- 
drologische Verfahren hinausgehen und diese er- 
gänzen. 


Im Schwerpunkt biologisch-medizinische Wirkun- 
gen von Umweltchemikalien und Strahlung wer- 
den Wirkungsmechanismen sowie somatische und 
genetische Effekte von Umweltchemikalien und 
Strahlung im Hinblick auf biologisch-medizinische 
Folgerungen für den Menschen erforscht. 

Im Rahmen der Forschungsaufgabe Wirkungsme- 
chanismen und Primäreffekte in Organen, Zellen, 
Zellbestandteilen sowie in physikalischen und 
chemischen Modellsystemen werden anwendungs- 
orientierte Vorhaben durchgeführt, die eine Ver- 
besserung der medizinischen Anwendung von Che- 
mikalien und Strahlung zum Ziel haben. 

In der Forschungsaufgabe Somatische Effekte che- 
mischer Stoffe und ionisierender Strahlen werden 
die durch Strahlung und chemische Noxen hervor- 
gerufenen krankhaften Veränderungen von Gewe- 
ben, Organen oder Organsystemen untersucht. In 
diesem Zusammenhang interessiert vor allem die 
Art der Entstehung von Spätschäden und ihre Ab- 
hängigkeit von verschiedenen endogenen und exo- 
genen Faktoren. Die Kenntnis ihrer Entstehungs- 
weise ist Grundlage für die frühzeitige Erkennung 
dieser Schäden und ermöglicht auch die prognosti- 
sche Abschätzung ihrer Häufigkeit und des zeitli- 
chen Verlaufs. Darüber hinaus ist das Studium von 
Kombinationsschäden nach gleichzeitigem oder 
aufeinanderfolgendem Einwirken mehrerer Noxen 
von großer Bedeutung. 

Ziel der Arbeiten der Forschungsaufgabe Geneti- 
sche Effekte chemischer Stoffe und ionisierender 
Strahlen ist die Quantifizierung der genetischen Ge- 
fährdung menschlicher Erbanlagen durch Umwelt- 
einflüsse. Die Abschätzung des genetischen Risikos 
des Menschen durch mutagene Noxen basiert auf 
der Extrapolation von Ergebnissen, die an Tierver- 
suchen erzielt werden. 

In der Forschungsaufgabe Entwicklung von Ver- 
fahren zum Nachweis genetischer und somatischer 
Effekte wird insbesondere an der Verbesserung be- 
stehender und der Entwicklung neuer Testmetho- 
den für die Risikoabschätzung von Umweltstoffen 
gearbeitet. Von besonderem Interesse ist dabei die 
Frage, inwieweit sich Testsubstanzen im Versuchs- 
tier in ähnlicher Weise verhalten wie im Men- 
schen. 

Im allgemeinen wird dieses Problem durch verglei- 
chende Stoffwechseluntersuchungen gelöst. In letz- 
ter Zeit versucht man in diesem Zusammenhang, 
mit Hilfe biochemischer Methoden, die Wirkung 
von Chemikalien und Strahlen an leicht zugängli- 
chen Geweben wie z. B. Blutbestandteilen zu be- 
stimmen, um so die aus Tierversuchen bekannten 


267 


Drucksache 8/3024 


Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode 


Reaktionen beim exponierten Menschen zu erfas- 
sen und die Relvanz der am Tier gewonnenen Er- 
kenntnisse zu bestätigen. 

Im Schwerpunkt Verfahren zur Gesundheitsversor- 
gung wird an der Entwicklung, Nutzbarmachung 
und Verknüpfung von naturwissenschaftlichen und 
medizinischen Verfahren zur Verbesserung der Ge- 
sundheitsvorsorge, der medizinischen Diagnose und 
Therapie gearbeitet. 

Im Rahmen der Forschungsaufgabe Entwicklung 
von Verfahren zur Verbesserung von Diagnose und 
Therapie werden besonders solche Themen bear- 
beitet, bei denen aufgrund der unmittelbaren Ver- 
netzung verschiedener medizinischer Disziplinen in 
der GSF und aufgrund ihres technologischen Poten- 
tials erfolgversprechende Entwicklungsaufgaben 
durchgeführt werden können. Die Schwerpunkte 
der Aufgaben liegen auf dem Gebiet der diagnosti- 
schen und therapeutischen Anwendung ionisieren- 
der und nicht-ionisierender Strahlung, der Früher- 
kennung und Therapiebeurteilung bei Stoffwechsel- 
und Tumorerkrankungen sowie bei der Quantifizie- 
rung von Spurenstoffen. 

Forschungsaufgabe Experimentelle, klinikbezogene 
Forschung auf den Gebieten der Hämatologie, Im- 
munologie und Onkologie. Die starke Expansion 
dieser drei mit der Strahlenforschung vielfach ver- 
knüpften medizinischen Teilbereiche macht einen 
Verbund zwischen experimenteller und klinischer 
Forschung besonders aussichtsreich. Die Beiträge 
der GSF betreffen vor allem die Erarbeitung expe- 
rimenteller Grundlagen und Verfahren in den me- 
thodenintensiven Bereichen der Zellforschung, bei 
Blutzellersatz und bei der Abgrenzung und Charak- 
terisierung von gesunden gegenüber kranken Zel- 
len. 

Im Rahmen der Forschungsarbeit Entwicklung und 
Anwendung von Methoden der Informationsverar- 
beitung und Systemforschung zur Verbesserung 
der Gesundheitsversorgung werden Möglichkeiten 
der Informationsverarbeitung zur Unterstützung 
des medizinischen Leistungssystems erarbeitet und 
erprobt. Dabei wird entweder eine Leistungsverbes- 
serung oder eine Kostensenkung bei gleichbleiben- 
der Qualität der ärztlichen Leistung angestrebt. 
Darüber hinaus ist die Bereitstellung von Daten 
und Techniken zur Entwicklung von Bedarfsindika- 
toren und ähnlichen Grundlagen der Gesundheits- 
systemforschung und -Planung notwendig. 

Im Forschungsschwerpunkt Strahlenschutz und 
Tieflagerung werden anwendungsorientierte For- 
schungsarbeiten auf dem Gebiet des Strahlenschut- 
zes durchgeführt und Methoden zur sicheren Lage- 
rung radioaktiver Stoffe zum Schutze des Menschen 
und seiner Umgebung entwickelt und erprobt. 

Die wesentlichen Arbeiten in der Forschungsaufga- 
be Konzepte und Verfahren des Strahlenschutzes 
und der Strahlenmeßtechnik sind einerseits die 
Weiterentwicklung der Strahlen- und Strahlen- 
schutz-Meßtechnik einschließlich ihrer Anwendung 
im technischen und medizinischen Bereich, ande- 
rerseits die Erarbeitung und Verbesserung der 


grundlegenden Konzepte zur Beurteilung und Limi- 
tierung der Strahlenexposition bzw. des damit ver- 
knüpften Strahlenschadenrisikos. 

Die Forschungsaufgabe Entwicklung von Methoden 
zur Tieflagerung radioaktiver Abfälle befaßt sich 
mit der Problematik der sicheren Beseitigung ra- 
dioaktiver Abfälle, wie sie bei der friedlichen Nut- 
zung der Kernenergie in Forschung, Medizin, Indu- 
strie und zur Erzeugung elektrischer Energie ent- 
stehen. Diese Aufgabe gewinnt zunehmend mehr 
an Bedeutung. 

In großtechnischen Langzeitversuchen im ehemali- 
gen Salzbergwerk Asse werden Methoden zur si- 
cheren Endlagerung von schwach- und mittelradio- 
aktiven Abfällen entwickelt und erprobt, die im 
Endlager des geplanten Endsorgungszentrums rou- 
tinemäßig eingesetzt werden sollen. Für hochakti- 
ve, wärmeentwickelnde Abfälle werden vorberei- 
tende Untersuchungen wie Ermittlung der Stoffpa- 
rameter des Salzgesteins bei höheren Temperaturen 
durchgeführt. 

Im Rahmen der wissenschaftlich-technischen Dienst- 
leistungen und des Betriebes von Großgeräten er- 
bringt die GSF auf dem Gebiet des Strahlenschut- 
zes seit Jahren verschiedene Angebote. Zur beruf- 
lichen Fortbildung bei Strahlenschutzfragen wer- 
den seit 1961 Fortbildungsveranstaltungen durchge- 
führt. Die gesetzlich vorgeschriebene Überwachung 
der Personendosis wird gegen Kostenerstattung für 
mehrere Bundesländer durchgeführt, wobei Anre- 
gungen aus der Praxis schnell in Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten umgesetzt werden können. 
Auf vertraglicher Basis wird für das Land Bayern 
die Sammelstelle für radioaktive Abfälle betrie- 
ben. 

Darüber hinaus stellt die GSF ihre größeren techni- 
schen Einrichtungen, wie die Tierhaltung, den For- 
schungsreaktor, die Beschleuniger und EDV-Anla- 
gen Dritten für gemeinsame Forschung zur Verfü- 
gung. 

Einrichtungen 

Die GSF umfaßt die Abteilung für Bakterienphysio- 
logie (Göttingen), 

Die Wirkungsweise des molekularen Wasserstoffes 
bei autotrophen Wasser- und Bodenbakterien wird 
erforscht und Grundlagen für die Verminderung 
der strukturbedingten Resistenz von Umweltchemi- 
kalien sollen erarbeitet werden. 

Abteilung der Biochemie der Mikroorganismen 
(Göttingen), 

Stoffwechselprozesse anaerober Bakterien werden 
untersucht mit dem Ziel der Isolierung bestimmter 
Enzymsysteme und der Bestimmung ihrer regulato- 
rischen Eigenschaften insbesondere im Hinblick 
auf Gärungsprozesse. 

Institut für Strahlenbotanik (Hannover), 

Mit biophysikalischen Methoden werden pflanzli- 
che Systeme in ihrer Beziehung zur Umwelt stu- 
diert im Hinblick auf eine Sicherstellung und Ver- 
besserung pflanzlicher Nahrungsquellen. 
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Abteilung für Pflanzengenetik (Grünbach), 

Induzierte Mutationen im Hinblick auf ihre Bedeu- 
tung für die Genetik und die züchterische Verbes- 
serung von Kulturpflanzen werden untersucht, wo- 
bei besonders Wechselwirkungen von Umweltfak- 
toren auf Genotypen und deren ökologische An- 
passungsfähigkeit betrachtet werden. 


Abteilung für Algenforschung und Algentechnolo- 
gie (Dortmund), 

Wirtschaftliche Verfahren zur Nutzung der Photo- 
synthese von Algen und phototrophen Bakterien. 
Die Untersuchung von Systemen zur biologischen 
Abwasserreinigung mit Hilfe von Massenkulturen 
phototropher Mikroorganismen steht im Vorder- 
grund der Arbeiten. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

1978 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

47,8 

61,6 

65,1 

70,6 

74.1 

84,6 

86,2 

88,5 

90,0 

darunter: 










Personalausgaben 

(34.9) 

(43,2) 

(50.2) 

(50,1) 

(52,0) 

(57,6) 

(59.2) 

(61.0) 

(62,0) 

Investitionen 

33,1 

33,1 

23,4 

14,4 

25,5 

30,4 

34,6 

35,6 

35,6 

darunter: 










Bauten 

(25,6) 

(24,5) 

(16.8) 

(17.7) 

(17.8) 

(20,3) 

(22,6) 

(19.2) 

(25,6) 

insgesamt . . . 

80,9 

94,7 

88,5 

85,0 

99,6 

115,0 

120,8 

124,1 

125,6 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftlidies Personal 

Tedinisdies Personal 

Verwaltungspersonal 

übriges Personal 

252 285 303 311 324 

443 484 483 471 492 

69 69 87 90 94 

241 279 306 278 291 

insgesamt . . . 

1 005 1 117 1 179 1 150 1 201 1 199 
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Programmübersicht 1979 der Gesellschaft 


Förderungsbereiche 
der Bundesregierung 


Forschungs- 

schwerpunkte 


Forschungs- 

aufgaben 


r 


Umweltforschungs- 

programm 


Forschung ^ 
und 

Entwicklung 
im 

Dienste der 
Gesundheit 

A 


Energieforschungs- 

programm 


Stoffbltanzen 
in der Dkosphäre 


IJ 

r 


Vorkommen von Umweltstoffen 


Verhalten von Umweltstoffen 


Wasserhaushalt im Grund- und 
V Oberflächenwasser 


Lr 


Biol.-med. Wirkungen 
von Umweltchemikalien 
und Strahlung 


^ Wirkungsmechanismen und Primäreffekte 


r 


Somatische Schäden 


Genetische Schäden 


Entwicklung von Testsystemen 


Verfahren zur 
Gesundheitsversorgung 


u 

r 


Verbesserung von Diagnose und Therapie 


Klinikbezogene Forschung 


Informationsverarbeitung zur 
Gesundheitsversorgung 




Strahlenschutz 

und 

Tieflagerung 




Xi 

ß 


Strahlenschutz und StrahlenmeBtechnik 




Methoden zur Tieflagerung radioaktiver Abfälle 


Dienstleistungen auf dem Gebiet des 
Strahlenschutzes 


3 




Stand Saptember 1978 
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Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH (GSI), Darmstadt 
Finanzierung: Bund (90 Vo) und Hessen (10 ®/o) 


Aufgaben 

92. Die GSI hat die Aufgabe, die von ihr in Darm- 
sladt errichtete Forschungsanlage mit dem Schwer- 
ionenbeschleuniger UNILAC und den dazugehöri- 
gen Laboratorien zu betreiben und Forschungsar- 
beiten mit schweren Ionen in den Bereichen Kern- 
physik. Kernchemie, Atomphysik. Festkörperfor- 
schung und auf anderen Gebieten der Nalurfor- 
schung durchzuführen. 

Die Anlage steht als nationales Schwerionenlabo- 
ratorium allen deutschen Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen zur Verfügung* 


Die Schwerionenforschung befaßt sich mit den Er- 
scheinungen. die schnelle schwere Ionen bei 
Wechselwirkung mit Materie hervorrufen Sie um- 
faßt ein breites Feld verschiedenartiger Fragestel- 
lungen aus zahlreichen Gebieten der Naturwissen- 
schaft (Physik, Chemie, Biologie). Sie steht erst in 
den Anfängen ihrer Entwicklung und fuhrt fast 
überall in wissenschaftliches Neuland. Bei den Ar- 
beiten handeil es sich in erster Linie um Grundla- 
genforschung. 

Der Schwerionenbeschleuniger wurde Ende 1975 
fertiggeslellt, so daß Anfang 1976 mit den Experi- 
menten begonnen werden konnte. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

1978 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

J976 1 

1977 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

25,22 

29,46 

39.44 

40,00 

39,22 

47,00 

49,30 

51,50 

53,30 

darunter: 










Personalausgaben 

(11,91) 

(17.12) 

(19,49) 

(20.31) 

(20,78) 

(24.30) 

(25,50) 

(27,50) 

(28,50) 

Investitionen 

50,91 

41,60 

15,60 

10,18 

12,91 

18,20 

34,20 

41,60 

31,10 

darunter: 










Bauten 

(44,27) 

(29.98) 

(3,88) 

— 

— 

(2.00) 

(22.50) 

(30,50) 

(20,00) 

insgesamt: • . . 

76,13 

71,06 

55,04 

50,18 

52,13 

65,20 

83,50 

93,10 

84,40 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftliches Personal 

72 

80 

101 

117 

117 


Technisdies Personal 

174 

187 

193 

192 

190 


Verwaltungspersonai 

53 

56 

56 

57 

57 


übriges Personal 

60 

83 

84 

86 

86 


insgesamt . • . 

359 

406 

434 

452 

450 

457 
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Arbeitsschwerpunkte der GSI (schematischer Überbtick) 


FördD<t>e reiche 

der Bundesregierung ArbeJtsschwerp unkte Pfogfa?nrne, Fachgebiete 



Kernreaktionen 
Kernstruktur 
Exotische Kerne 
Theofeltsctie Kernphysik 


Spektroskopia und 
Alomaf© Reaktionen 

Wechsetwirkung schwerer 
Ionen mit Materie 


Biologische Untersuchungen 
Kemspurtechnologie 
Untersuchungen an Fesikörperr^ 
Apparative Entwicklungen 


Beschlounigerent wickl ung 
Beseht eun igerkonzepte 
tonenque! lenentwicklung 


Prozeßsteuerung 

Exparimentaldalenaufnahm© 

Targetentwicklung 

Detektorenentwlcklung 


vgl. GSl-Programmbudge! 1979 


Finanz- und PersonaJplan mittelfristig 

Ini Mitlelaufwand sind die Kosten für die tnfrastruktur und die aUgememen Emnchlungen anteiLmaBig um- 
gelegt enthalten. 


Mlttelaahvand in Millionen DM 



Ge- 
schätztes 
Ist 1977 

Soll 

L978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

Nukleare Schwerionenforschunq 

29.0 

27.6 

31, 7 

31J 

32,3 

32,9 

Atomare Schwerionenforschung , , , , 

5.6 

7,4 

8.5 

8.5 

8.9 

9.2 

Angewandte Schwerionenforsdiung 

4,e 

5.9 

7,0 

6.8 

7,3 

7,6 

Beschteunigef 

4.5 

6.1 

9,8 

7.9 

7.6 

7,9 

Neue TedinoLogten und Methoden 

6.5 

5A 

6,2 

6.1 

6.5 

6,8 

ForschungsprograTnni insgesamt . , . - 

50,2 

52 A 

63,2 

61.0 

62.6 

64.4 
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In dem Personal der einzelnen ArbeLlsschv/erpunk- 
te sind Mitarbeiter der Infrastruktur nicht enthal- 
ten. Diese sind zentral in den allgemeinen Einrich- 
tungen organisiert. 

Zusätztich zu den Planstellen der GSI ist die Perso- 
nalkapazität aufgeführt, die außerhalb des Stellen- 
plans zur Erfüllung der Aufgaben im Rahmen des 


Foischungs' und Entwicklungsprograinnis beiträgt* 
Es handelt sich dabei um Gastwlssenschaftler und 
um Wissenschaftler» die mit GSI im Rahmen von 
Vereinbarungen Zusammenarbeiten sowie Experi- 
mentatoren, die von seiten externer Gruppen an 
der Durchführung von Experimenten am UNILAC 
beteiligt sind. 


Personal ln Mannjahren 



Ge- 
schätztes 
Tsl 197? 

Soli 

1978 

Soll 

1979 

SoU 

1980 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

GSl-Planstellen 







Nukleare Sdiwerionenforsdiung 

60»5 

60 

65 

68 

69 

69 

Atomare Schwerionenforsdtung . 

U 

11 

14 

16 

17 

17 

Angewandte Schwerionenforschung ....... 

8 

7 

3 

10 

11 

11 

Beschleuniger 

12 

37 

45 

55 

G7 

71 

Neue Technologien und Methoden. 

18,5 

18 

20 

21 

22 

22 

Personal der Forschungsgebiete .......... 

HO 

133 

152 

170 

186 

190 

Allgemeine Einriäitungen 

342 

317 

332 

344 

361 

366 

GSI-PIanstellen insgesamt . , , , 

452 

450 

484 

514 

54? 

536 

Wissensdiaftler von Hochschulen und ande- 
ren Forsdiungseinrichtungen 

t03 

111 

120 

120 

120 

120 
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Hahn-Meitner-Institut für Kernforsdiung Berfin GmbH (HMI), Berlin 

Finanzierung: Bund (90®/o) und Berlin (10*/») 


Aufgaben 

93, Das Aufgabenspektrum des HMI erstreckt sich 
von ausschließlich erkenntnisorienlierler Grundla- 
genforschung mit Großgeräten bis hm zur anwen- 
dungsorienlierten Forschung im Vorfeld industriel- 
ler Entwicklungen. Die Arbeiten werden bestiiiijiil 
durch eine systematisch aufgcbaute breite Palette 
von Strahlungsquellen. Neben den ausgesprochenen 
Großanlagen, dem 5-MW-Reaktor BER II. der 
Schwerionenbeschleuniger-Kombination VICKSI 
und den modernen, bis in den Picosekundenbereich 
hinein pulsbaren Clektroncnbeschleunigern ELBE- 
NA/LINAC, stehen noch eine Reihe kleinerer Be- 
schleuniger mit speziellen Eigenschaften für Elek- 
tronen, leichte und schwere Ionen sowie Y-Quel- 
len und Laser zur Verfügung. 

Es besteht eine enge Zusammenarbeit — auch über 
Gin gemeinsames Berufungsverfahren — mit der FU 
und TU Berlin. 

Die wesentlichen Forschungsaufgaben des HMI lie- 
gen in den Schwerpunkten: 

Schwerionenphyaik 

Ziel der Arbeiten ist die Erweiterung des Wissens 
über den Aufbau der Materie, insbesondere des 
Atomkerns und der inneren Elektronenschalen. 
Hierzu w'erden vor allem atomare und nukleare 
Stoßprozesse mit cnergiercichen Geschoßteilchen 
untersucht. Als Teilchenquelle dient der neuerrich- 
tele Schwerionenbeschleuniger VICKSI, Mit ihm 
können mitleischwere Ionen bis Argon auf End- 
energien bis zu etwa 300 MeV beschleunigt werden. 

SiTühlen- und Photochemie 

Mit Methoden der Strahlen- und Photochemie wer- 
den kurzlebige ionische, radikalische und elektro- 
nisch angeregte Zwischenzustände sowie deren Re- 
aklionsmechanismen untersucht, um chemische Re- 
aktionsabläufc zu verstehen, die sich in kürzesten 
Zeiträumen vollziehen und daher mit Mitteln der 
klassischen Chemie nicht mehr zu erforschen sind. 
Die Zwischenzustände werden durch energiereiche 
Strahlung erzeugt und anschließend mit hochemp- 
findlichen Meßmethoden beobachtet. Keimzelle der 
meisten Arbeiten waren die inzwischen hochent- 
wickelten strahlenchemischen Methoden der PuLs- 
radiolyse. Sie wird jetzt hauptsächlich zur Lösung 
von Problemen angewandt, die thematisch in ande- 
re Gebiete übergreifen und für deren Lösung sich 
die genannten Methoden besonders anbieten. Typi- 
sche Beispiele hierfür sind die Beiträge pulsradio- 
lylischer Arbeiten zur Biochemie und zur Isolalor- 
forschung. 


Feafkörperlofschung 

Das allgemeine Ziel der Forschung besieht dann, 
Zusammenhänge zwisclnui dem atornistischen Auf- 
bau fester Stoffe und deren makroskopischen be- 
ziehungsweise technischen Eigenschaften herzu- 
stellen. Die Unter.<iuc]iungen konzentrieren sich auf 
den Zusamnienliang zwischen der ElekLronenstruk- 
lur, dem atomaren Magiielisiiius und der Gitterdy- 
namik auf der einen Seite und den elektrischen, 
magnetischen, thermischen und mechanischen Ei- 
genschaften auf der anderen Seile. Die Untersu- 
chungen erfolgen sowohl im Hinblick auf bestimm- 
te Phanomenklassen als auch „stofforienliert**, wo- 
bei zur Zeit Metalle und Legierungen die wichtigste 
Rolle spielen. Im Rahmen des Fuslonsreaktorpro- 
gramms bearbeitet das HMI Malcrialfragen und um- 
wellrelevanle Probleme. Für den strahlungsbelaste- 
ten Einsatz von Halbleiterbauelementen in Welt- 
raum-Satelliten und Kernkraftwerken entwickelt 
das HMI einerseits SlrahlungsbelaslungslesLs der 
Bauelemente und andererseits technologische Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Zuverlässigkeit von 
Halbleiterbauelementen . 

Kernchejyiie 

In diesem Forschungsschw’erpunkl sind .Arbeiten 
zusammengefaßt, in denen mit vorwiegend kern- 
cliernischen Methoden Beiträge zur Endlagerung 
radioaktiver Abfälle, zur biomedizinischen For- 
schung und zur Lagerstättenforschung geleistet 
werden. Bei der nuklearen Entsorgung steht die 
Frage im Vordergrund, wie hochradioaküve Abfäl- 
le für ihre Endlagerung optimal verfestigt werden 
können. Die biomedizinischen Arbeiten betreffen 
die Ermittlung von Spurenelementverteilungen in 
menschlichen Geweben, wobei im wesentlichen die 
Aktivierungsanalyse Anwendung findet. Die Bei- 
träge zur Lagerstättenforschung sollen zur stärke- 
ren Anwendung geochemischer Methoden hei der 
Prospektion und Exploration führen. 

Dalenverarbeitung und Elektronik 

Es werden anwendungsorientierte Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten auf den Gebieten der allge- 
meinen und prozeßorientierlen Datenverarbeitung 
und der digitalen und analogen Meßtechnik durch- 
geführl. Die Ergebnisse dic.ser Arbeiten werden in 
von der Bundesregierung gesetzte überregionale 
Forschungsschwerpunkte eingebracht, wie zum 
Beispiel die Integration des HMI-Rechnerverbunds 
in das regionale Berliner Rechennetz „BERNET" 
oder die Prozeßdatenverarbeilung in der Medizin 
in den Funktionsbereich der Krankenhäuser. 
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Ausgaben 
ln Millionen DM 

Ist 

Soll 

1978 

Fiii^planung 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1 1977 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

27,20 

32.76 

36,00 

38,3 

40,50 

14,90 

46,80 

48,20 

19,40 

darunter: 










Personalausgaben 

(20,00) 

(22,35) 

(24.14) 

(26,7) 

(24,90) 

(27,40) 

(28,20) 

(28,80) 

(28,90) 

Investitionen 

21,70 

29,32 

32.94 

23,10 

22,1 

17,60 

19,50 

21,50 

18,60 

darunter: 










Bauten 

(12.00) 

(20,13) 

(22.19) 

(11.40) 

(8,9) 

(4,80) 

(5,10) 

(7,50) 

(4,00) 

insgesamt » » . 

48.91 

62,08 

68.94 

61.4 

62,6 

62.5 

66,3 

69,7 

68.0 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Verg.S-lla 

172 

179 

179 

180 

182 

184 

Verg.IIal-Vb 

117 

125 

127 

127 

129 

134 

Verg.Vc-X 

122 

105 

108 

108 

108 

108 

Verg.VIMII 

72 

68 

68 

66 

66 

66 

insgesamt . . . 

483 

480 

482 

481 

485 

492 
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Übersicht über Forschung und Entwicklung des HMI für 1979 


Schwerpunkte* 


Forsc hu ngsgehi ete 




Molekülphysik (Reektionsdynsunik) 

Strahlen’ und photochemische Grundlagenforschung 
Grundlagen des Ladungstransports in Isolatoren 



— Hyperfein Wechsel Wirkung 

— Stf ukturtorschung mit Neutronen 
Strahlenschäden in Festkörpern 

— Maierialfragen des Fusionsreaktors 

i-= Strahlungseinflüsseaut HaibJeiterSaueiemente 



Abfall' und Umweltaspekte bei der 
nuklearen Energieerzeugung 

Spurenelemente Im menschlichen Orgaoismus 
Geochemische Lagerstätten- Forschung 


Daten- 

verarbeitung 

und 

Elektronik 


Rechnersysteme und Rechnerverbundsysteme 


Software- Ent wick) ung 

Me8 Werterfassung und - Verarbeitung 


* Die Räche der Schwerpunkte entspricht der Aufteilung der Mittel 1979 


F-HE-Kostenuml 
Pereonei el nsatz 
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Mittelfristige Entwicklung des HMI 1077 bis 1982 


In den F + E-Kosten sind die Kosten für die Infrastruktur — anteilmäßig umge- 
legt — enthalten? beim Personaleinsatz dagegen sind die Mitarbeiter der Infra- 
struktur nicht enthalten und gesondert ausgewiesen. 

Um zu möglichst realistischen Planzahlen zu kommen, wurden die Personal- 
kosten, die 1977 ca. 56 ®/o des Gesamtaufwands betrugen, für 1979 nach dem 
Tarifstand 1977 zuzüglich eines Aufschlages von 10 Vo berechnet Für die Folge- 
jahre wurde mit diesem „Tarifstand 79" weitergerechnet 

In allen Zahlenangaben sind auch die Kosten bzw* das Personal mitenthalleni die 
aus Sonderfinanzierungen des BMFT, der DFG oder der EG stammen, da sie Be- 
standteil des Forschungsprogramms des HMI sind. 


F+E-Kosteo in MilUonen DM 



Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1930 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

1 Soll 

1978 bis 
1982 

Sdiwerionenphysik 

13,1 

18,3 

17,1 

17,5 

17,8 

17,7 

88,4 

Strahlen- und Photodi ernte 

7,0 

9|1 

8,5 

9,0 

9,2 

9,2 

45,0 

Festkörperforsdiung * 

11,5 

11,8 

17,3 

18,1 

18,4 

18,4 

84,0 

Kemdiemie 

S,1 

8,5 

10,4 

10,7 

10,8 

10,8 

51,2 

Datenverarbeitung und Elektronik . * 

6,1 

6,7 

7,3 

7,5 

7,6 

74 

36,2 

Forschung und Entwiddung insgesamt * * * 

45,8 

54,4 

60,6 

62,8 

63,8 

63,2 

304,8 


Personaleinsatz in Mannjahren 


1 

Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

1 Soll 
1982 

Soll 

1978 bis 
1962 

Schwerionenphysik * 

98 

110,5 

64,5 

65 

66 

66 

372 ’ 

Strahlen- und Photodiemie * * . 

55 

68,5 

70,5 

73,5 

75,5 

75,5 

363,5 

Festkörperforsdiung 

64 

87 

93,5 

97 

96 

98 

473,5 

Kernchemie * * * * * . * 

52,5 

64 

71 

69 

68 

69 

341 1 

Datenverarbeitung und Elektronik 

57,5 

59,5 

61 

62 

62 

54 

298,5 

Forschung und Entwicklung insgesamt , , * 

327 

387,5 

358,5 

364,5 

367,5 

360,5 

1 838,5 

wiss. und techn. Infrastrukturpersonal * * 

174 

176,5 

233,5 

233 

237 

237 

1 117,5 

administratives Infrastrukturpersonal * * 

87 

78 

78 

77 

78 

78 

389 

HMI insgesamt * * . 

588 

644 

672 

676,5 

684,5 

677,5 

3 354,5 

davon im HMI-Stellenplan 

481 

485 

497 

503 

513 

513 

2511 


der Abteilungen Technik, Strahlenschutz und Bibliothek, für Reaktorbetrieb, Betrieb VICKSl (ab 1979), zentrale Da- 
tenverarbeitung, zentrale Elektronik und technische Dienste der Bereiche. 

Geschäftsführung, Verwaltung, Bereichsleilungen und -Sekretariate* 
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Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP). Garching 

Finanzierung: Bund (90®/o) und Bayern (10 ®/o) 


Aufgaben 

94. Das Max-Planck-Instilut für Plasmaphysik be- 
treibt als Großlorschungseinrichtung Forschung auf 
dem Gebiet der Plasmaphysik. Die hier bearbeite- 
ten Forschungsprojekle bilden den Schwerpunkt 
der in der Bundesrepublik Deutschland durchge- 
führlen Arbeiten zur kontrollierten Kernfusion. Im 
Rahmen eines Assoziationsvertrages mit EURA- 
TOM werden dabei die Forschungsvorhaben mit al- 
len auf diesem Gebiet arbeitenden Forschungsein- 
richtungen innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaften abgeslimmt. EURATOM finanziert durch 
Zuschüsse etwa ein Viertel der IPP-Gesamtausga- 
ben. Daneben arbeitet das Institut eng mit der In- 
dustrie — Insbesondere bei der Entwicklung der 
notwendigen Experimentiereinrichtungen — und 
den Hochschulen zusammen. 

Das Hauptziel des IPP ist die Erarbeitung der plas- 
maphysikalischen und technologischen Grundlagen 
für einen Kemfusionsreaktor, der Energie durch 
kontrollierte Verschmelzung von Wasserstoffatom- 
kernen erzeugt. Zu seinen wichtigsten Vorteilen 
zählen die Nutzung der praktisch in unerschöpfli- 
chen Mengen überall vorhandenen und gleichzeitig 
billig zu gewinnenden Brennstoffe Deuterium 
(^schwere Wasserstoffe" aus Meerwasser) und Li- 
thium (aus Mineralien, Solen oder Meerwasser), die 
Vermeidung chemischer Umweltverschmutzung, 
die Möglichkeit des geringen radioaktiven Inven- 
tars verglichen mit Kemspaltungskraftwerken und 
ein selbst gegenüber vergleichbaren Kemspaltungs- 
kraftwerken hoher Sicherheitsfaktor. Berechnungen 
haben ergeben, daß in einem funktionierenden Fu- 


sionsreaktor ein aus Wassersloffisolopen bestehen- 
des Brennstoffgemisch auf über 100 Millionen Grad 
Celsius aufgeheizt und gleichzeitig bei dieser Tem- 
peratur eine Mindestzeit lang gehalten werden muß 
(Einschlußzeil-Problem der Instabilität). Zur Lösimg 
dieser Probleme verfolgt das IPP verschiedene 
Wege; 

— Hoch-Beta-Plasmen (Belt-Pinch und Hoch-Beta- 
Stellarator): 

Erzeugung und stabiler Einschluß von Plasmen 
mit thermonuklearen Temperaturen und hohen 
Teilchendichten durch zeitlich sehr schnell an- 
steigende Magnetfelder (schnelle magnetische 
Kompression); 

— Niedrig-Beta-Stellaratoren (Wendelstein-Slella- 
ratoren): 

Stabiler Einschluß von heißen und dichten 
toroidalen Plasmen in quasistationaren bzw. 
stationären Magnetfeldern nach dem Stellarator- 
prinzip; 

— Tokamak (Pulsator I. Asdex und Beteiligung am 
Aufbau des gemeinsamen europäischen Fusions- 
großexperiments JET); 

Gepulst betriebener magnetischer Einschluß 
eines axialsymmetrischen Plasmarings hoher 
Temperatur und Dichte mit Hilfe von Plasma 
induzierten Strömen nach dem Tokamak-Prin- 
zip. 

Daneben werden Probleme der Fusionsreaktorlech- 
nologie. insbesondere der Oberflächenphysik, er- 
forscht. Das IPP verfügt über die Großrechenanla- 
gen IBM 360/91 und Amdahl 470 V 6. 


Ausgaben 
in Millionen OM 

Ist 

Soll 

1978 

Flnanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

52,9 

56,9 

60,2 

66,5 

64,6 

72,1 

74.0 

75.7 

77,3 

darunter: 










Personalausgaben 

(37.8) 

(40,7) 

(41.9) 

(44,9) 

(42.8) 

(46.1) 

(46,6) 

(47,1) 

(47.6) 

Investitionen 

27,2 

29,0 

30,4 

28,5 

31,4 

27,5 

31,3 

34,0 

37,0 

darunter: 










Bauten 

(5,0) 

(4,3) 

(5,0) 

(2.8) 

(2.0) 

(1.2) 

(3,4) 

(3.4) 

(3.7) 

insgesamt . . . 

80,1 

85,9 

90,6 

95,0 

96,0 

99,6 

105,3 

109,7 

114,3 
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Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 >) 

1979*) 

Wissensdiaftlidies Personal 

537 

535 

506 

509 

512 

510 

Technisches Personal 

211 

2tt 

233 

227 

230 

233 

Verwaltungspersonal 

72 

76 

75 

77 

75 

75 

übriges Personal 

88 

91 

94 

93 

93 

93 

insgesamt . . . 

908 

913 

908 

906 

910 

911 


'I Ist am 31. Mai 1978 
*J Voraussichtliches Ist am I. Januar 1979 


Ziele und Programme des IPP 1979 

Ziele Forschungsgebiete Programme, Fachgebiete 





Hoch -Be ta-P l osmen 



DATENVERARBEITUNG 


Ln f 0 rma 1 1 k 
2.5 
le 


Rechenan laqe* 
TZZZ^l 4.6 
I 30 


• ohne Ertrage 
und Abschreibungen 


RELATIVISTISCH 

PLASMEN 


Die Flöchen der Forschungsgebiete 
entsprechen den Sollkosten I979 


E lek fronen r Inqbesch leun 1 ger 
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MiitetfrlsUge Entwickiuiig des IPP 1976 bis 1981 
MiUelaiifwand (in Millionen DM) 



Ist 

1976 

Soll 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1900 

Soll 

1981 

Soll 
1976 bis 
198t 

Hodi-Beta-Plasmen 

8,0 

12.9 

10,2 

12,5 

12,3 

12,2 

60.1 

Niedrig-Beta’Stellarntoren - 

15.3 

12.4 

15,2 

20,9 

22,0 

24.0 

94,5 

Tokamaks 

29,2 

26,7 

27,5 

22,8 

21,6 

21.0 

119,6 

Tedinülogie 

7.7 

10,2 

12.1 

12,6 

12,3 

!2,7 

59.9 

Plasma-Wand' Wechselwirkung ^ 

5.5 

6,0 

6.4 

6,4 

7.3 

73 

33,6 

Theorie . 

4,2 

4,2 

4.4 

4.6 

4.9 

5,1 

23,2 

Großes Toroidales Experiment 

0 

0 

0 

5.0 

10,9 

14,3 

30,2 

Sonstige , 

0.5 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Summe Kernfusion , , , 

70,6 

72,4 

75,8 

84,8 

91.3 

96.B 

421,1 

Informalik 

1,3 

1,4 

i.e 

1,6 

13 

1,8 

8,1 

Rechenanlage 

4,8 

4,6 

4.5 

5,0 

5,2 

5.4 

25,0 

Summe Dalenverarbeitting . . . 

6.1 

6.0 

6.3 

6,6 

7.0 

7,2 

33,1 ' 

Relativistische Plasmen 

2.7 

3,3 

2.8 

3,4 

3,4 

3,4 

16,2 

Rechenanlage, Erträge 

— 7,0 

— 7,0 

— 7,6 

— 7,7 

— 7,9 

— 8,1 

—38,2 

Summe der Forschungsgebiete 

72,4 

74,7 

77,3 

87,1 

933 

99,3 

432,2 

Erträge 1 

14.6 

13,5 

15,0 

15,0 

153 

15,0 

73,5 

Durchlaufende Mittel fiir KIK Karlsruhe ... 

0 

0 

1.4 

0.9 

0.9 

0,9 

4.1 

für PLF 

0 

0 

1,0 

1.0 

13 

1.0 

4,0 

Summe der Aufwendungen * . . 

87.0 

88,2 

94,7 

104,0 

110.7 

H6.2 

5133 


*) Mittelaufwand einschUefllich anteiliger KosLen der Itifraslruklur und einschließlich Rechenkosten, Personalkoslen 
für 1978 bis 1981 nach dem Tarifstand vom 3L 12. 1976. 
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Mittelfristige Entwicklung des IPP 1976 bis 1981 
Investitionen (Millionen DM) 



Ist 

1976 

Soll 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

Soll 

1977 bis 
1981 

Hoch-Beta-Plasmen 

0.6 

4.1 

2,7 

4,3 

3,4 

2,6 

17.1 

Niedrig-Beta-Stellaratoren 

3,3 

2.0 

3.4 

8.1 

9,5 

10,6 

33,6 

Tokamaks 

16,0 

15,2 

14,3 

9.8 

8,0 

8,0 

55,4 

Technologie 

2,6 

3,7 

5,6 

4,2 

4.5 

4,8 

22,8 

Plasma-Wand-Wechselwirkung 

1,3 

1.4 

1.4 

1.7 

1,8 

1.9 

8,2 

Theorie 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Großes Toroidales Experiment 

0 

0 

0 

5,0 

10,9 

14,3 

30,2 

Sonstige 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Summe Kernfusion . . . 

23,8 

26,4 

27,4 

33,1 

38,1 

42,2 

167,2 

Informatik 

0,0 

0,3 

0.5 

0,4 

0.4 

0.5 

2,1 

Rechenanlage 

0,6 

0,4 

0 

1.0 

1.0 

1.0 

3.4 

Summe Datenverarbeitung . . . 

0,6 

0.7 

0,5 

1.4 

1.4 

1.5 

5.5 

Relativistische Plasmen 

0.3 

0,4 

0,2 

0,4 

0.5 

0,5 

2.0 

Infrastruktur 

1,1 

1.3 

2,0 

1.6 

1,6 

1.6 

8.1 

Summe der Investitionen . . . 

25,8 

28,8 

30,1 

36,5 

41,6 

45,8 

182,8 


*) Die Investitionen (ohne Bauinvestitionen) sind hier nur nachrichtlich aufgeführt. Sie sind in obigem Mittelaufwand 
enthalten. 
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MitteUristige Entwicklung des IPP 1976 bis 1981 

Personaleinsatz (Mannjahre) •) 



Ist 

1976 

Soll 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

Soll 
1977 bis 
1981 

Hodi-Betü-Plasmen 

82 

87 

81 

81 

81 

81 

411 

Niedrig-Beta-Slellaratoren 

98 

105 

100 

100 

100 

100 

505 

Tokamaks 

108 

126 

120 

122 

122 

122 

612 

Technologie 

49 

55 

62 

62 

62 

62 

303 

Plasma- Wand-Wechsel Wirkung 

34 

33 

34 

33 

33 

33 

166 

Theorie 

24 

23 

22 

23 

23 

23 

114 

Großes Toroidales Experiment 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Sonstige 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe Kernfusion , . . 

397 

429 

419 

421 

421 

421 

2 111 

Informatik 

15 

12 

15 

15 

15 

15 

72 

Redhenanlage 

31 

30 

31 

29 

29 

29 

148 

Summe Datenverarbeitung . . . 

46 

42 

46 

44 

44 

44 

220 

Relativistische Plasmen 

29 

29 

29 

1 27 

27 

27 

139 

Summe der Forschungsgebiete . . . 

472 

500 

494 

492 

492 

492 

2 470 


‘) Forschungspersonal (nur Planstellen) einschließlich technischer Infrastruktur und Gemeinschaftseinrichtungen der 
Fachgebiete, jedoch ohne (zentrale) Infrastruktur. 
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Kernforschungsanlage Jülich GmbH (KFA), Jülich 

Finanzierung: Bund (90%) und Nord rhein- Westfalen (10 %) 


Aufgaben 

95. Die KFA JüHdi betreibt als Großforschungsein' 
richtung im wesentlichen Kernforschung und 
kerntechnische Entwicklung. Neben den Aufgaben 
auf dem nuklearen Sektor werden in steigendem 
Maße auch nichtnukleare Forchungs- und Entwick- 
lungsarbeiten durchgeführt. Dies umfaßt die Errich- 
tung und den Betrieb von Forschungs- und Ent- 
wicklungsanlagen mit dem Ziel der Gewinnung, 
Sammlung und Auswertung wissenschaftlicher Er- 
gebnisse und Erfahrungen, die Errichtung von kern- 
technischen Versuchsanlagen und die Durchfüh- 
rung von Projekten und Programmen in Zusammen- 
arbeit mit Unternehmen der Wirtschaft sowie die 
Förderung der praktischen Ausbildung wissen- 
schaftlichen und technischen Nachwuchses- Das 
Forschnngs- und Entwicklungsprogramm der KFA 
enthält folgende Schwerpunkte: 

HochlemperatutreaktoT-Entwscklung 

Der gasgekühlte Hochtemperaturreaktor (HTR) 
wurde von der KFA Jülich in Zusammenarbeit mit 
der deutschen Industrie und der europäischen 
Alomgemeinschaft entwickelt. Der Prototyp 
eines 300- MW e-Tho r ium-Hoc htemp era t u r-Reak to r s 
(THTR) wird gegenwärtig von Industriefirmen in 
Schmehausen mit wissenschaftlicher Unterstützung 
der KFA gebaut. In der KFA werden die Arbeiten 
an der Hochtemperatur-Reaktorlinie zusammen mit 
der Industrie fortgesetzt. Ziel der Forschungsarbei- 
ten ist die Nutzung der HTR-Energie für chemische 
Prozesse, insbesondere Kohlevergasung sowie für 
die Stromerzeugung. In Zusammenarbeit mit der 
Industrie werden Probleme des Kembrennstoffzy- 
klus durch die Entwicklung von HTR-Brennelemen- 
ten und -Materialien sowie die Realisierung der 
Wiederaufarbeitung, Abfallbehandlung und Refa- 
brikation bearbeitet. Grundlagenarbeiten für sämt- 
liche HTR-Projekte und -Programme begleiten die 
HTR-Forschung. 

Energieiechnologie 

Zur Sicherheit kemtechni scher Anlagen werden 
Analysen zum Störf all verhalten am HTR und 
sicherheitsorientierte Bestrahlungsversuche an 
Brenn Stoffs täben für Leichtwasserreaktoren sowie 
an Reaktordruck behälterstählen und Komponenten 
durchgeführt. In Zusammenarbeit mit der Industrie 
erfolgt die Entwicklung und Erprobung eines Brenn- 
elementes für den Gasgekühlten Schnellen Brüter 
sowie die Entwicklung von Verfahrenstechniken 
und die Errichtung einer Großanlage zum Wärme- 
transport in Form chemisch gebundener Energie 


nach dem System Methan spaltung/Methanisierung, 
Darüber hinaus werden zunehmend Probleme der 
nichtnuklearen Energieforschung, wie z. B. der Son- 
nenenergienutzung, der Wasserstofftechnologie 
und der bio technologischen Energie erzeugung be- 
arbeitet Für die Erdölexploration werden geoche- 
mische Methoden entwickelt und verbessert. System- 
analytische Arbeiten untersuchen, welche tech- 
nologischen Entwicklungen für die Versorgungssi- 
cherheit mit Energie und Rohstoffen erforderlich 
sind. 

Kernfusion 

Es werden Fragen der Fusionsreaktortechnologie 
und der Plasmatechnologie im Hinblick auf das To- 
nisexperiment TEXTOR für technisch orientierte 
Plasmaforschung untersucht. In Zusammenarbeit 
mit EURATOM und anderen Forschungseinrichtun- 
gen werden plasmaphysikalische Arbeiten, insbe- 
sondere auf dem Gebiet Einschließung, Heizung 
und Messung eines Hochtemperaturplasmas durch- 
geführt. Arbeiten zur Technologie von zukünftigen 
Kemfusionsreaktoren einschließlich entsprechender 
Studien sollen die Realisierungs Wahrscheinlichkeit 
eines bereits ausgewählten Konzeptes bestimmen. 
Hierbei werden im Rahmen eines Fusionsreaktor- 
Technologieprogramms wissenschaftlich-technische 
Schlüsselprobleme bearbeitet und weitere vertie- 
fende Untersuchimgen für die Detailauslegung des 
TOKAMAK-Experimentes TEXTOR durchgeführt, 

Technologie für Gesundheit und Umwelt 

Die Umweltforschung zielt auf die Erfassung und 
Untersuchung von anthropogenen Stoffen in Atmo- 
sphäre, Hydrosphäre und Biosphäre sowie auf 
Ausbreitungsmechanismen und Verbleib dieser 
Stoffe. In der Medizinforschung und -Technik wer- 
den insbesondere Arbeiten zur medizinischen Dia- 
gnostik durchgeführt, Verfahren zur schnellen 
Markierung mit kurzlebigen Radionukliden für 
nuklearmedizinische Anwendungen entwickelt und 
angewendet sowie Untersuchungen an der Struktur 
biologischer Membranen und deren Funktion im 
Hinblick auf lonentransport und -austausch durch- 
geführt, Tn der Neurobiologischen Forschung kon- 
zentrieren sich die Arbeiten auf die Erforschung 
des Mechanismus, der an Sehzellmembranen die 
Umwandlung des Lichtreizes in elektrische Impulse 
bewirkt. 

Sfof/eigenscha/fen und Materialfoischung 

Auf dem Gebiet der Festkörperphysik wird in en- 
gem Zusammenwirken zwischen theoretischen und 
experimentellen Arbeiten an der Verbesserung des 
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atomistischen Verständnisses der Festkörper gear- 
beitet. Malerialorienlierle Untersuchungen und die 
Anwendung festkörperphysikalischer Kenntnisse 
auf technologische Probleme stehen im Vorder- 
grund. Die Anwendung nuklearer Methoden hat 
dabei besonderes Gewicht. Anwendungsorientierle 
Untersuchungen über das Verhalten von 
Oberflächen und physikalische Vorgänge an und in 
dieser Phasengrenze werden im Forschungsgebiet 
Grenzflächen- und Vakuumforschung durchgeführt. 
Besondere Bedeutung kommt dabei der Entwick- 
lung neuer Methoden und Geräte für die Oberflä- 
chenanalyse zu. 

Nukleare Grundlagenforschung 

Im Rahmen der Verbundforschung besteht auf die- 
sem Gebiet eine enge Zusammenarbeit mit zahlrei- 
chen Hochschulen. 

Am großen Isochronzyklotron werden Kernreaktio- 
nen und Kemstreuprozesse im Energiebereich bis 
180 MeV erforscht. Der Magnetspektrograph er- 
möglicht zusammen mit der hohen Energieauflö- 
sung des Zyklotrons die Aufklärung der Feinstruk- 


tur schon bekannter Effekte und die Auffindung 
neuer, Grundlegende theoretische Untersuchungen 
beschäftigen sich vor allem mit der Interpretation 
von Zyklotron- und Reaktorexperimenten hinsicht- 
lich Reaktionsmechanismus, Kernstruktur und 
Kernspaltung. Auf dem Gebiet der Radio- und 
Kernchemie werden Verfahren für nukleannedizini- 
sche Anwendungen, die Ermittlung kernphysikali- 
scher Daten mit chemischen Methoden und die An- 
wendung chemischer Folgereaktionen bei Kernpro- 
zessen untersucht. 

Allgemeine anwendungsorientierle Forschung und 
Technologie 

Im Rahmen der Forschungs- und Entwicklungsauf- 
gaben werden oit extreme Anforderungen an die 
Meßgenauigkeit und die Bestimmung von Meßwer- 
ten gestellt. Hierfür werden ständig neue Meßver- 
fahren mit elektronischen Techniken oder besonde- 
ren Bestrahlungstechniken sowie spezielle analy- 
tisch-chemische Verfahren entwickelt. Darüber hin- 
aus werden für die Lösung komplizierter Probleme 
aus dem Gesamtbereich der KFA mathematische 
Methoden und Verarbeitungstechniken erarbeitet. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

1978 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1977 

1979 1 

I 1980 1 

1981 1 

1 1982 

Laufende Ausgaben 

198,0 

207,0 

215,5 

250,2 

248,5 

275,5 

291,0 

300.9 

307,9 

darunter: 










Personalausgaben 

(139,8) 

(146.3) 

(153,5) 

(165.2) 

(154,7) 

(168,9) 

(169,9) 

(170,9) 

(171.9) 

Investitionen 

70,2 

79,8 

75,4 

61,0 

65,3 

73,2 

73,1 

71.0 

65,7 

darunter: 










Bauten . 










insgesamt . . . 

268,2 

286,8 

290,9 

311,2 

313,8 

348,7 

364.0 

371,9 

373,6 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal 

Sonstiges Personal 

1 220 1 301 1 331 1 386 

637 572 585 598 

660 603 572 558 

975 905 871 848 

insgesamt . . . 

3 492 3 381 3 359 3 390 3 402 3 411 
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Ziele und Programme der KFA 1979 


Forschungsziele 

in der 

Bundesrepublik 

Deutschland 


Forschungs- 

schwerpunkte 

der KFA 


84,7 Mio; 345 MJ 



Anteil der PPF am 
F + 6 -Potential der KFA 


Personaleinsatz - ; 
F+ E-Kosien - 


Projekte, Programme 
und Fachgebiete (PPF) 


PfotQtypanlage nukleare Prozeßwärme 


r 


HJR-^Kr^ftwerksentwicklung 
r“ 

. HTR-ßrennsioffkreislauf 

f 

._HTF(-Gründlagenarbeiten und THTR-300 HTG 


PNP 

HTK 

HBK 


Sicherheit kerntechnischer Anlagen 

SKA 

i 

p asbrüte re nt wickl ung 

GSB 

1 

Nukleare Fernenergie 

NFE 

i, 

Nicht rtuklea re Energieforschung 

NNE 

1 . 

Systemanalysen 

SYS 

Fusionsrea ktortech no log ie 

FRT 

Plasmatechnologie und Textor 

PTT 

Umweltforschung 

UMW 

Medizioforschung und -Technik 

MFT 

Neu robiologi sehe Forschung 

N8F 


Festkörperlocscht I ng 
Grenzflächen- und Vakuumforschung 


Niederener giephysi k 
Radio- und Kernchemie 

Datenverart>6itun9 und Mathematik 
. Angewandte und analytische Chemie 
. Elektronik u. phys.-techn. Methoden 


FKF 

GVF 


NPH 

RKC 

DVM 

ACH 

EFT 


-T— I — j—r 

5 


I T 1 1 ■ 7 - 

10 15 


-1 — 1— I — I 

% 


Alle Zahlenangaben sind Planwerte 1979 


vgL KFA- Programm budget 1979 
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Mittelfristige Entwicklung von FE-Kosten und -Personal der KFA 1977 bis 1982 

Kosten in Millionen DM 



Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

Soll 

1982 

Soll 
1978 
bis 1982 

HTR 

80,9 

76,3 

84,7 

82,7 

82,5 

82,7 

408.9 

Energlelechnologie 

25,8 

35,5 

45,9 

49.8 

51,4 

52,6 

235,2 

Kernfusion 

20,4 

18,0 

22,0 

23,1 

23,9 

24,2 

111,2 

Forschung und Technik für Gesundheit und 
Umwelt 

28,4 

21,6 

25,5 

26,0 

26,6 

27,4 

127,1 

Stoffeigenschaften und Materialforschung 

49,3 

39,1 

45,7 

46,2 

46,8 

47,3 

225,1 

Nukleare Grundlagenforschung 

28,5 

28.7 

31.7 

31,2 

30,0 

30,4 

152,8 

Allgemeine anwendungsorientierte 
Forschung und Technik . * * . . , 

11,8 

16,2 

16,6 

16,8 

16,9 

17.2 

83,7 

Summe der Forschungsschwerpunkte . . . 

245.1 

235.4 

272,1 

275,8 

278,9 

281,8 

l 344,0 

Nicht zugeordnet . . . 

14,8 

6.9 

14,9 

15.0 

15,0 

15,4 

67,2 

Gesamtkosten F und E-Programm . . . 

259.9 

242,3 

287,0 

290,8 

293,9 

297,2 

l 411,2 


Personaleinsatz ln Mannjahren 



Ist 

1977 

Soll 

1978 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soli 

1981 

Soll 

1982 

Soll 

1978 
bis 1982 

HTR 

359 

361 

345 

332 

330 

332 

1 700 

Energietechnologie 

145 

204 

204 

217 

232 

244 

1 101 

Kernfusion „ . . 

138 

142 

153 

162 

170 

178 

805 

Forschung und Technik für Gesundheit und 
Umwelt 

189 

160 

170 

175 

180 

186 

871 

Stoffeigenschaften und Materialforschung 

260 

267 

260 

264 

268 

272 

1 331 

Nukleare Grundlagenforschung 

148 

147 

148 

144 

140 

136 

715 

Allgemeine anwendungsorientierte 

Forschung und Technik 

102 

143 

136 

137 

138 

140 

694 

Nicht zugeordnet 

43 

36 

46 

46 

46 

46 

220 

Summe F und E-Personal , . . 

1 384 

1 460 

1 462 

1 477 

1 504 

1 534 

7 437 
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Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH (KFK), Karlsruhe 

Finanzierung: Bund (90®/o) und Baden-Württemberg (10®/o) 


Aufgaben 

96. Die KFK betreibt als Großforschungseinrichtung 
insbesondere Kernforschung und kerntechnische 
Entwicklung. Sie errichtet und betreibt halbtechni- 
sche Versuchsanlagen, zum Teil in Zusammenar- 
beit mit Unternehmen der Wirtschaft 

Zwei Drittel des FuE-Potentials sind an projekt- 
orientierte Arbeiten gebunden, die in Abstimmung 
oder Zusammenarbeit mit Industriepartnern oder 
Behörden des kerntechnischen Genehmigungs- und 
Sicherheitsbereichs durchgeführt werden. Die ver- 
bleibende Kapazität dient der Grundlagenforschung 
sowie der angewandten Forschung und Entwick- 
lung in ausgewählten nicht-nuklearen Schlüssel- 
technologien. 

— Projekt Schneller Brüter 

Im Vergleich mit heutigen kommerziellen Leicht- 
wasserreaktoren führen Schnelle Brutreaktoren 
das Natururan mit einem ca. 60- bis 70fachen 
Ausnutzungsgrad der Energieerzeugung zu und 
können damit die Verfügbarkeit der begrenzten 
Weltvorräte an Uran beträchtlich verlängern. 
Der Schnelle Brüter wurde als deutsch-belgisch- 
niederländisches Gemeinschaftsprojekt entwik- 
kelt, ein Prototyp (SNR 300) ist zur Zeit unter 
Beteiligung belgischer und holländischer Firmen 
in Kalkar im Bau. Im Rahmen einer mit der In- 
dustrie gebildeten „Entwicklungsgemeinschaft 
Schneller Brüter“ befaßt sich das KFK mit Si- 
cherheitsfragen, Brennelemententwicklung und 
Reaktorphysik. Mit Frankreich wurde eine Ko- 
operation bei Entwicklung, Bau und Kenntnis- 
verwertung auf dem Brütergebiet vereinbart. 

— Trenndüsenver fahren 

Dies technisch ausgereifte Verfahren zur Uran- 
anreicherimg zeichnet sich durch technisch ein- 
fache Konzeption aus und ist im Sinne des Ver- 
trages über die Nichtverbreitung von Kern- 
waffen leicht überwachbar. Es kommt erstmals 
beim Bau einer Demonstrationsanlage in Brasi- 
lien zur großtechnischen Anwendung. Deutsche 
und brasilianische Firmen betreiben gemeinsam 
die Weiterentwicklung des Trenndüsen Verfah- 
rens in Lizenz des KFK aufgrund eines Lizenz- 
und Zusammenarbeitsvertrages. Die durch die 
KFK noch zu erbringenden F -h E-Leistungen er- 
geben sich aus den Verpflichtungen dieses Ver- 
trages. 


Fusions technologie 

Eine Schlüsselfunktion zur Energieerzeugung 
durch Kernfusion haben supraleitende Spulen 
zur Erzeugung der Magnetfelder. Sie gelten als 
unabdingbare Voraussetzung für den Betrieb 
eines Fusionsreaktors und künftiger Großanlagen 
eines experimentellen Fusionsprogramms. Das 
KFK hat die Projektführung für den Bau und die 
Entwicklung eines supraleitenden Torussegment- 
Magneten übernommen, der in den USA erprobt 
werden soll. Er wird eine zuverlässige Planungs- 
grundlage für das Magnetsystem eines späteren 
europäischen Fusionsexperimentes liefern. Wei- 
terhin wird ein Verfahren zur Plasmanachfüllung 
entwickelt, 

Projekt Wiederaufarbeitang und Abfallbehand- 
lung 

Die Entsorgung der Kernkraftwerke in der Bun- 
desrepublik Deutschland soll aus Gründen des 
Umweltschutzes und der bestmöglichen Kem- 
brennstoffnutzung über eine Wiederaufarbeitung 
der abgebrannten Brennelemente erfolgen. Nach 
dem Konzept der Bundesregierung sollen alle 
Entsorgungsschritte einschließlich der Endlage- 
rung der radioaktiven Abfälle sowie der Wei- 
terverarbeitung des Plutoniums in einem Entsor- 
gungszentrum räumlich zusammengefaßt wer- 
den. Für die Errichtung und den Betrieb des Ent- 
sorgungszentrums (außer dem Endlager) sind 
Elektrizitätsversorgungsuntemehmen verant- 
wortlich. Die noch erforderlichen FuE-Arbeiten 
werden dagegen vor allem im KFK durchge- 
führt. Eine vertragliche Kooperation mit dem 
späteren Anlagenbetreiber ist vorbereitet. 

Tieflagerung 

Dieser wichtige Teil der nuklearen Entsorgung 
verbleibt in der Verantwortung des Bundes. 
Die hierfür notwendigen FuE-Arbeiten werden 
vom KFK und der Gesellschaft für Strahlen- 
und Umweltforschung gemeinsam im Rahmen 
einer Entwicklungsgemeinschaft durchgeführt. 

Projekt Nukleare Sicherheit 

Das Projekt umfaßt Arbeiten über sicherheits- 
relevante Vorgänge in Kemenergieanlagen, z. B. 
zum Brennstabverhalten und Kemschmelzen in- 
folge eines Kühlmittelverlustunfalles eines 
Leichtwasserreaktors und zur Eindämmung der 
Folgeschäden von Störfällen. Sie werden in in- 
ternationaler Zusammenarbeit durchgeführt. 
Weitere Untersuchungen beschäftigen sich mit 
möglichen Maßnahmen zur Verminderung der 
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potentiellen Umweltbelastung durch radioaktive 
Schadstoffe aus Kernkraftwerken und Wieder- 
aufarbeitungsanlagen. 

— KernmaterialüberwQchüng 

Zum Schutz von Kemenergieanlagen gegen un- 
erlaubte Entnahme von Kernbrennstoffen (Dieb- 
stahl, Sabotage, kriminelle Angriffe) entwickelt 
und erprobt das KFK in enger Zusammenarbeit 
mit internationalen Kontrollbehörden und mit 
der Industrie Verfahren zur Kontrolle des Spalt- 
stoffs und zum Schutz kemtechnischer Anlagen. 
Die internationalen Kontrollbehörden setzen Er- 
fahrungen in Überwachungsmaßnahmen um, die 
im Rahmen des Vertrags über die Nichtverbrei- 
tung von Kernwaffen durchzuführen sind. 


— Neue Technologien, Grundlagcnlorachung und 
Innovationen: 

O Tieftemperaturtechnologie, insbesondere 
Hochstrom- und Hochfrequenz Supraleitung 
O Entwicklung supraleitender Torussegraent- 
Magnete, Entwicklung eines Kernbrennstoff- 
injektors 

O Datenverarbeitung und Systemanalyse, ins- 
besondere Prozeßlenkung und rechnerunter- 
stütztes Konstruieren, Angewandte System- 
analyse 

O Grundlagenforschung (Kernforschung, Fest- 
körperforschung, Strahlenbiologie) 

O Innovationen, insbesondere von Kemstrahl- 
meßmethoden bei Rohstoffprospektion, Ver- 
schleißmessung und Prozeßsteuerung. 


KFK — Forschungsbereich 


Ausgaben 
ln Millionen DM 

Ist 

SoU 

1978 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1977 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

175,9 

190,5 

205,9 

217,0 

219.3 

244,9 

259 

276 

291 

darunter: 










Personalausgaben 

(129,2) 

(134,1) 

(142,9) 

(151,9) 

(153.4) 

(154,2) 




Investitionen 

48,0 

48,4 

77,2 

75,5 

76,0 

95,5 

100 

105 

109 

darunter: 










Bauten 

(6.6) 

(9.7) 

(25,2) 

(27,5) 

(23,4) 

(38,0) 




insgesamt . . . 

223,9 

238,9 

283,1 

292,5 

295,3 

340,4 

359 

381 

400 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1970 

1979 

Wissenschaftliches Personal ^ • 

1 470 

1 517 

1 510 

1 519 

1 532 

1 776 

Tedinisches Personal 

652 

604 

599 

596 

589 

595 

Verwaltungspersonal 

273 

276 

210 

220 

214 

223 

Sonstiges Personal 

853 

812 

864 

876 

906 

958 

insgesamt , ♦ . 

3 248 

3 209 

3183 

3211 

3 252 

3 552 
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KFK — Versuchsanlagen 


Ausgaben 
ln Millionen DM 

Ist 

SoU 

1978 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

32.9 

41.0 

61.8 

56.6 

69,3 

84,8 

103,5 

105,5 

114.0 

darunter: 










Personalausgaben 

(2.0) 

(4.5) 

(3,8) 

(2.7) 

(2.7) 

(2.7) 




Investitionen 

5.5 

3.1 

3.7 

5.2 

4,7 

5.0 

7.0 

7.0 

6.0 

darunter: 










Bauten 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

insgesamt . . . 

38,4 

44,1 

65.5 

61.8 

74.0 

89.8 

110.5 

112,5 

120,0 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftlidies Personal 












Tedinisdies Personal 

26 

25 

26 

25 

28 

28 

Verwaltungspersonal 

21 

22 

21 

22 

22 

22 

Sonstiges Personal 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

insgesamt . . . 

49 

49 

49 

49 

52 

52 


Dberbllck über die mittelfristige Planung 
Personaleinsatz (Mannjahre aus Planstellen), Investitionen 
und Betriebsaufwendungen 

(Millionen DM) 




Ist 

1977 

Soll 

1977 

Soll 

1978 

Vorpl. 

‘1 

1979 

Soll 

1979 

Soll 

1980 

Soll 

1981 

SoU 

1982 

Projekt 

Personaleinsalz 

316 

319 

309 

300 

300 

300 

290 

290 

Schneller 

Brüter 

Investitionen 

7.0 

5.4 

5.5 

5,8 

6,1 

6.0 

6.0 

6.5 

Betriebsaufwendungen 

73.4 

88.6 

88,1 

88,0 

89,1 

94,1 

95,5 

96 

Trenndüsen- 

Personaleinsatz 

56 

60 

63 

63 

63 

63 

63 

63 

verfahren 

Investitionen 

1.3 

3,5 

3.4 

3.5 

3.5 

4.0 

4.0 

4.0 


Betriebsaufwendungen 

12,2 

13,1 

16,1 

17,0 

15,9 

17.8 

18,9 

19 

Fusions- 

Personaleinsatz 

41 

38 

59 

66 

67 

70 

74 

79 

technologie 

Investitionen 

1.9 

1.8 

3.5 =) 

6.7 *) 

6.4 *) 

5.5=) 

6.0*) 

6.0 =) 


Betriebsaufwendungen 

7.8 

6,9 

11.6 

13,3 

13,5 

15.4 

18,4 

19 

Projekt Wieder- 










aufarbeitung 

Personaleinsalz 

226 

236 

236 

236 

233 

246 

255 

261 

und Abfall- 
behandlung *) 

Investitionen * . . 

7.8 

8,8 

10,7 

10,7 

9.6 

10,5 

11,6 

12,3 

Betriebsaufwendungen 

37,0 

49.8 

52,6 

55,1 

48,8 

60.7 

66.1 

68.3 


M laut Programmbudget 1978 
*) einschl. Dritlmittel 

*1 Ab 1979 werden die PNS- Vorhaben, die die Abgasbehandlung der Wiederaufarbeilung beireffen, von PWA übernom- 
men. Der besseren Vergleichbarkeit wegen wurden die entsprechenden Planzahlen auch rückwirkend geändert. 
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Ist 

1977 

Soll 

1977 

Soll 

1978 

VorpL 

1) 

1979 

Soll 1 
1979 

Soll 

1980 

1 Soll 
1981 

Soll 

1982 

Tieflagerung 

Personaleinsatz 

24 

18 

20 

28 

29 

36 

40 

45 


Investitionen * 

i.i 

0,9 

Irl 

1,2 

1.9 

2,2 

2,4 

3,0 


Betriebsaufwendungen 

3,2 

3,1 

4,0 

5,0 

5,7 

7,2 

7,7 

11 

Projekt 

Personaleinsatz 

174 

143 

147 

156 

150 

149 

150 

148 

Nukleare 

Investitionen * ^ . 

2,3 

2,7 

2,8 

2,9 

5,3 

4,8 

4.8 

5,2 

Sidierheit 



Betriebsaufwendungen 

29,2 

26,1 

29,4 

31,9 

30,2 

32.7 

34,1 

34,7 

Kemmaterial' 

Personaleinsatz 

37 

34 

42 

42 

39 

43 

44 

45 

überwadiung 

Investitionen ........ 

0.9 

0,8 

0,8 

0,9 

0,7 

1,0 

1,0 

1.0 


Betriebsaufwendungen 

4,6 

5,3 

6,6 

6.7 

6,5 

7.2 

7,7 

8 

Summe Kerntedinisdie Entwidilungen 










Personaleinsatz - 

873 

847 

874 

891 

881 

906 

915 

931 


Investitionen 

22,3 

23,8 

27,7 

32,7 

33,5 

34 

35,8 

38 


Betriebsaufwendungen 

171,1 

192,9 

208,3 

217,0 

209,7 

235,1 

248,4 

256 

Tieftemperatur- 

Personaleinsatz 

79 

93 

68 

61 

62 

59 

57 

54 

tedinologte 

Investitionen 

2,7 

2.5 

1,1 

lr2 

1.4 

1,2 *) 

1.2 =) 

1.3 ®) 


Betriebsaufwendungen 

13.6 

14,6 

12,9 

12,5 

12,4 

11,7 

10,7 

11 

Datenverar- 

Personaleinsatz 

49 

64 

47 

50 

50 

50 

50 

50 

beitung und 

Investitionen * . 

0.5 

0,3 

0,4 

0,3 

0,3 

0,5 

0,5 

0,6 

Systemanalyse 











Eetri ebsa uf w end ungen 

6,0 

8,4 

5,8 

6,5 

6,4 

7,2 

7,7 

8 

Innovationen 

Personaleinsatz 

118 

119 

127 

130 

130 

126 

126 

126 


Investitionen * , 

2,9 

3,1 

3,1 

2.8 

2,9 

3,3 

3,3 

3,6 


Be tri ebsauf wend ungen 

19,0 

21,4 

23,7 

24,0 

25,9 

26,0 

26,6 

2? 

Grundlagen- 

Personaleinsatz 

79 

95 

97 

100 

95 

100 

100 

110 

forschung 

Investitionen * 

2,9 

2,8 

2,9 

3.0 

3,0 

3,0 

3,0 

3,5 


Betriebsaufwendungen 

20,5 

21,8 

22,4 

23,0 

23,6 

24,0 

25,0 

26 

Summe 










Nichtkem technische Entwldclungen 










Personaleinsatz . . . * _ 

324 

370 

338 

341 

337 

335 

333 

340 


Investitionen 

9,0 

8,7 

7,6 

7.3 

7,6 

8,0 

8,0 

9,0 


B et rieb s auf Wendungen 

59,1 

66.2 

69,8 

66,0 

68,3 

68.9 

70,0 

72 

Infrastruktur 










der Institute 

Mannjahre 

322 

313 

319 

310 

317 

311 

304 

281 

Summe Pragranunbudget 










Personaleinsatz ,****. 

1519 

1530 

! 532 

1 542 

1536 

1552 

1 552 

1 552 


Investitionen 

31,2 

32,4 

35,3 

40,0 

41.1 *) 

42,0 *) 

43,8 *) 

47,0“) 


Betriebsaufwendungen 

226,5 

259,0 

273,1 

283,0 

277,9 

304,0 

318,4 

328 


Fußnoten i), *), s. S. 290 
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Forschungsprograinine 
der Bundesregierung 


Forschungs- und 


Forschungspolitische 

Eiiuelziele 


Arbeitsschwerpunkle 
des KIK 


Arboitsthemen 
des KIK 
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Entwicklungsprogramm des K(K 1979 



2 « 




nnjT 

Ist 


D50 


□ ISO 

2.9 

D25.9 


nsL 


373.6 


Pinttiliiftut; li Miimiikrta 

limlltiiRii II Mil DM 

Dittnli BitniiisjutveadNifeB ii Mio DM 


In % des F E Prognmmes 


lO 20 30 35 
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Übersicht über die Projekllräger des BMFT 

Stand: 31. August 1978 

Projektträger sind Einrichtungen, die für den 
BMFT wissenschaftlich-technische und administra- 
tive Managementaufgaben durchführen, d, h. Pia- 

nung, Ablaufverfolgung, Steuerung und Erfolgskon- 
trolle von Förderungsvorhaben im Rahmen eines 
Programms oder Teilprogramras. Sie verwalten ira 
Auftrag des BMFT und nach dessen Richtlinien 
und besonderen Weisungen Bundesmittel und han- 
deln bei der Erledigung ihrer Aufgaben gegenüber 
Dritten im Namen und für Rechnung des BMFT. 

Projektträgerorganisalion 

übertragenes Fördergebiel 

Zahl der 
PT-Mitarbeiter 
1978 

Projektstabs- 
kosten in 

1 000 DM ») 
1978 


1. Deutsche Forsdrungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V., Köln 

(ohne Management für Welt- 
raumforschung siehe Ziffer 16) 

— Biotechnologie 

(seit L Januar 1978 bei KFA) 

— Isotopentechnik, (Radionuklid- 
technik, Nuklearcheraie) 

— Umweltschulztechnik 

— Metallurgie, Werkstoffentwick- 
lung, Rü<igewinnung 

— FuE im Diensle der Gesundheit 
(Schwerpunkt: Forschung zur 
Bekämpfung von Krankheiten) 

— HdA und Produktions- und Fer- 
tigungstechnik 

84,5 

7 000 

2. Deutsche Gesellschaft für che- 
misdies Apparatewesen e. V,, 
Frankfurt 

— Korrosion und Korrosionsschutz 

4,1 

329 

3. Forsdiungs- und Entwicklungs- 
instilut für objektivierte Lem- 
und Lehrverfahren GmbH, Pa- 
derborn 

(bis 31, Dezember 1977) 

— DV im Bildungswesen 

1977; 4,0 

1977; 269 

4. Deutscher Ausschuß für Stahl- 
beton im Deutschen Institut für 
Normung e. V., Berlin 

(bis 31. Dezember 1976) 

— Slahlbetonreaktordruckbehälter 

1976: 1,25 

1976: 157 

5. Gesellsdiafl für Informations- 
und Dokumentationswesen 
mbH, Frankfurt/Main 

(Reditsnadifolger des Instituts 
für Dokumentationswesen der 
MPG, Frankfurt/M) 

— Information und Dokumentation 

10,0 

585 

6. Gesellschaft für Kemenergie- 
verwertung in Schiffbau und 
Schiffahrt mbH, Geesthacht- 
Tesperhude 

— Meerwasserentsalzung 
(seit 1. September 1977) 

— Meerestechnik 

— LWR-Brennelement-Entwick- 
lung 

9,1 

1 146 


ohne anteiliges InfrasLruklur-Personal 
*) Personal- und Sachkosten einschließlich Infraslrukiurkoslcn 
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Projektträgerorgaiiisation 


Übertragenes Fördergebiet 

Zahl der 
PT-Mitarbeiter 
1978 ') 

— Förderung der DV-Anwendung 
in der gewerblichen Wirtschaft 

27,0 

— Informationssysteme 

— Datenbanksoftware 


— wissenschaftlicher Erfahrungs- 
austausch auf dem Gebiet der 
DV 


— Förderung von DV-Systemen 
und Technologien 


— Benutzerhilfsmittel 


— Datenfernverarbeitung 


— Reaktorsicherheitsforschung 

16,0 

— Kern- und Schwerionenfor- 
schung 

2,0 

— Umweltchemikalien 

32,0 

— Datenverarbeitung im Gesund- 
heitswesen 


— FuE im Dienste der Gesundheit 
(Schwerpunkt: Präventivmedi- 
zin, technische Hilfen für Dia- 
gnose und Rehabilitation) 


— Biotechnologie (bis 31. Dezem- 
ber 1977 bei DFVLR) 

95,5 

— Organ. Halogenverbindungen 
und ökotoxikologische Bewer- 
tung von Chemikalien 


— Nukleare Festkörperforschung 

— Nichtnukleare Energieforschung 


— Arbeiten zur Entwicklung des 
HTR-Sy Sterns 


— Stahlforschung (seit 1. Juni 1978) 


— Wassertechnologie und 
Schlammbehandlung 

37,5 

— Forschung mit Mesonen 

— Rechnerunterstütztes Entwik- 
keln und Konstruieren (CAD) 


— Prozeßlenkunq mit DV-Anlagen 
(PDV) 


— Elementarteilchenphysik 

6,0 

— Synchrotronstrahlung 
(seit 1. Oktober 1978) 



Projektstabs- 
kosten in 
1 000 DM *) 
1978 


7. Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung mbH, 
St. Augustin 1 


8. Gesellschaft für Reaktorsicher- 
heit mbH, Köln (seit 1. August 
1978) 

9. Gesellschaft für Schwerionen- 
forschung mbH, Wixhausen bei 
Darmstadt 


10 . 


Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltschutzforschung mbH, 
Neuherberg bei München 


11 . 


Kemforschungsanlage 
GmbH, Jülich 


Jülich 


12 . 


Kernforschungszentrum Karls- 
ruhe GmbH, Karlsruhe 


13. 


Stiftung Deutsches Elektronen- 
synchrotron, Hamburg 1 


') ohne anteiliges Infrastruktur-Personal 

*) Personal- und Sachkosten einschließlich Infrastrukturkosten 


2 972 


1 350 


165 


2 344 


9 231 


3 809 


214 
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ProjektlrägerorganlsaUon 

übertragenes Fördergebiet 

Zahl der 
PT-Mitarbeiter 
1978 >] 

Projektstabs- 
kosten in 

1 000 DM ») 

1978 

14. Verein Deutscher Ingenieure, 
Düsseldorf 

— Physikalische Technologien 

8,0 

750 

15. Umwellbundesaml Berlin 

— Wirkungen von Chemikalien an 
Mensdi und Umwelt 

— feste Abfallstoffe 

1.0 

210 

1 6. Deutsche Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V., Köln (als 
Rechlsnachfolgerln der Gesell- 
schaft für Weltrauraforsdiung 
mbH) 

— Projektmanagement und Son- 
deraufgaben für Weltraumfor- 
schung 

222,0 

13 544 


insgesamt . . . 

552,9 

43 649 


ohne anteiliges Infrastruktur-Personal 
*) Personal- und Sachkosten einschließlich Infrastrukturkosten 
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3.2 Aufgaben und Struktur ausgewählter Forschungseinrichtungen 


Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e.V. (FhG), München 

Finanzierung: Bund (90®/o) und 6 Länder (10®/o) = 43 ®/o und 57®/o der Einnahmen aus Vertragsforschung; 
6 vom Bund (Bundesminister für Verteidigung) grundfinanzierte, verteidigungsbezogene Forschungsein- 
richtungen (100%) 


Aufgaben 

97. Die FhG ist eine wissenschaftliche Selbstver- 
waltungsorganisation. Sie ist Träger für 25 Einrich- 
tungen der angewandten Forschung. Ihre Tätigkeit 
gliedert sich m drei Leistungsbereiche: 

— Vertragsforschung (74 % des Aufwands) 

— • Verteidigungsforschung (22 ®/o) 

— Dienstleistungen (4%). 

Verfrags/orschung 

16 Vertragsforschungsinstitule sowie vier projekt- 
finanzierle Gruppen an verteidigungsbezogenen 
Einrichtungen stehen Unternehmen der Wirtschaft 
für Auftragsforschung und dem Staat für Projekl- 
forschung im Rahmen seiner Forschungsförde- 
rungsprogramme zur Verfügung. Damit werden 
etwa 60 % des Forschungsaufwands finanziell ge- 
deckt. Die restlichen 40 % bringen der Bund 
(BMFT) und sechs Sitzländer als institutionelle 
Förderung auf. Sie wird einerseits für Bau- und 
Geräleinvestitionen verwandt, andererseits werden 
diese Mittel für selbstgewählte Eigenforschungs- 
projekte benutzt (Auftragsvorlauf- und -folgefor- 
schung) und sichern somit die wissenschaftliche 
Qualität der Institute. Als Anreiz für wissenschaft- 
liche Eigeninitiative und Verlragsakquisltion und. 
um die Forschung am Bedarf zu orientieren, wer- 
den die Mittel für Eigenforschung erfolgsabhängig 
gegeben, d. h., sie orientieren sich in ihrer Höhe an 
den Verlragsforschungseinnahmen. 

Vertragsforschung für die Wirtschaft erfolgt ent- 
weder im direkten Auftrag einzelner Unternehmen 
oder für Wirlschaftsverbände F ^ E-Vorhaben für 
kleine oder mittelständische Unternehmen können 
finanziell zu 40 bis 60 “/o aus einem Sonderfonds 
gefördert werden. Weiterhin beteiligen sich die In- 
stitute an geraischl-finanzierlen Verbundprojekten. 
Dabei handelt es sich um Projekte, die in F 4- E-Ein- 
richlungen der Wirtschaft und staatlichen Instituten 


gemeinsam bearbeitet werden. Die Finanzierung 
des Aufwands der Institute erfolgt zwar meist al- 
lem mit öffentlichen Mitteln, die Forschungsergeb- 
nisse finden aber unmittelbar Verwendung in den 
beteiligten Unternehmen. 

VerteidigungsfoTSchung 

In sechs verteidigungsbezogenen Fraunhofer-Insti- 
lulen werden Aufgaben der Ressortforschung für 
den BMVg durchgeführt. Sie sind zu 100% grund- 
finanziert. An vier dieser Institute gibt es Projekt- 
gruppen, die im Sinne der oben geschilderten Ver- 
tragsforschung auch zivile Vorhaben bearbeiten. 

Dienstleistungen 

Hierunter fällt die zu 100 von Bund und Ländern 
geförderte Tätigkeit zweier Dokumentationsstellen 
und der Patentstelle für die deutsche Forschung. 
Die Patentstelle steht — außer den eigenen Fraun- 
hofer-Instituten — allen Erfindern an öffentlichen 
Forschungsanstalten, insbesondere den Hochschu- 
len sowie freien Erfindern für Schutzrechtsanmel- 
dungen und -Verwertungen zur Verfügung. 

Organisation 

98. Die Geschäfte der FhG führt der Vorstand 
eigenständig und voll verantwortlich. Zur Erfüllung 
der Vertragsforschungsaufgaben stehen ihm beson- 
dere Instrumente zur Verfügung (Verfügungsfonds 
für Betriebs- und Investitionsausgaben, zentraler 
Stellenpool, EDV-gestütztes Kostenrechnungswesen). 
Der Senat (20 Mitglieder) beschließt die Grundzüge 
der Forschungspolitik, die Forschungs- und Aus- 
bauplanung und entscheidet über die Errichtung 
bzw. Auflösung der Forschungseinrichtungen. Se- 
nat und Vorstand werden vom Wissenschaftlich- 
Technischen Rat beraten und unterstützt. Die Mit- 
wirkung der wissenschaftlich-technischen Mitarbei- 
ter in den Instituten und im Wissenschaftlich- 
Technischen Rat entspricht dem Leitlinienkonzept. 
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Aufwand in den F + E- Schwerpunkten in 1977 und 1978 

in Mio DM 


Fach- 

F + E — Schwerpunkte 

"i 1977 

Aufwand 

bereich 


1 1978 


1. 

1 .1 Pro zeBdaten Verarbeitung und DV -Geräte 

ln<formBtions' 

1 .2 Muftererkennung, Bddvererbeiiung, optoelektr. OV 

Verarbeitung 

1 .3 Biokvb . An thropotechnik.Mensch-Masch. 'Systeme 

und 

1 A Industrielle Meß- und Regeitechnik 

Festkörper- 

1 .S Halbleitefmaterialien 

elektronik 

1 -6 Technologie der Halbleiterbäuetemente 


1 .7 Optoelektronische Bauelemente 


1 S Anwendung von Halbleiterbauelementen 



2. 

2.1 Umernelinven»ii., Fobrikplanung, Arbeitsplatzgestaltg. 

Svstemlechnik* 

2.2 Svitkmtechnik, innovatiomforschung 

und 

23 Patentverwertung und Techrwlogietfansfer 

TflchnolOBüe- 

2.4 Trendanalvten und Rrognomn 

iransfer 


3. 

3.1 Werkstoff eigenschaften 

Werkitofifl in 

3.2 Verarbeit ungs- und Fügeiechnologie 

Konstruktionen 

3.3 OpT- ALKiegung von Konstruktionen und Anlegen 

und 

3.4 Sicherheiti- urtd Lebensdauer nachwels 

Anlagen 

3.5 Qualitätskontrolle und Anlagen Überwachung 


3.6 Nichtmeielltsch« anorganische Werkstoffe 


3.7 B iomater iahen 


3.8 Ballistik 



4, 

4.1 Schall-, Wir me-.und Feuchteschutz 

Bauwesen 

4.2 SaustotfeGeuelemente'Bfluverfehren 

und Hall" 

4.3 Schutzbeutechnologie 

technorogie 

4.4 Verfahren für die Holzeverkst.-y. ZeHttolfindustrie 


4.5 Ookumenietion Raumordnung und Bauwesen 



S. 

5.1 Steuerungttechnik fik Arbeitsmaschinen 

Verfahrens- 

5.2 Handhabungen. Fötder- und Montagesysteme 

und 

6.3 Schutz und Vergütung von Oberflicfun 

Produklions- 

5.4 Verpadt ungsiechnik 

technik 

5.5 Lebensmiiieltechnatogie 


5.5 Medizi nische'/BionVerfahrentt&chnik 


5.7 TextiLVerfahrtnstechnik 


5-8 Cham. Energiesioffe und Sicherheitstechnologift 



6. 

6.1 Atmosphärisefu Umwelt 

Umwelt- 

6J2 Luftgetragene Schadstof te 

forscfiung 

6.3 Toxikologie von Schttditoffen, Schutzmaßnahmen 

und 

6.4 Erder kundung und Weltraumforschung 

Umwelt technik 

6.5 Nvdroakusilk 


6j 6 Dokumentet Ion Wasser 





vgJ. FHG-PfOgrammbudget 1978 
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Mittelfristige Entwicklung der Leistungsanteile in den Fachbereichen 

in Mio DM 



1. 

Inforinalions' 

vefarbeiturtg 

ur^d 

Festkörper- 

elAktrortik 

1981 



1980 

. . .-v.. . ^ \ ^ iv -y - i- wv*««- . 44 . 1 


1979 

^ h i ' j;0- ' r.j> - ^ 

^ -f ■ ■■ - •■. V ,s M -■ 4 ■■.v' 40 1 

^ “i ^ X rl 'iV h ' ^ ft^r ^ 


1978 

^ ^.1 316 


1977 


1976 

j- 25.5 

2. 

Syitemtschnik 

ur^d 

Techrtologie- 

irantfer 

1981 



1980 


1979 

■ -IJ 

" : V .. ■ V sf' : i68 

1978 

HO 

1977 


1976 


11-3 


3. 

Werkstoffe in 

Korntrukt tonen 

und Anlagen 

1981 

■ 


43.0 

1980 


; p 39,5 


1979 



1978 

: ■'■ 'O'- :•■'■'.■ 


1977 

. i';!' 

>' ' - 30-3 

1976 



4. 

Beuwesen 

und Holz- 

technologie 

1981 


: J 1 ,59 


1980 

: - - - :■•■ k. • ■ 

1 14.6 


1979 


1 13.4 

1978 

»« ■ ; ' 

128 

1977 


118 

1976 


110 

s. 

Verfetiren«- 

und 

Produkt iont- 

tecKnik 

1981 



1980 

■ '■■'■■'■' j 

1979 


1978 

- ' ■/■■' - ' 'ki- 

1977 

■ ■ - ^ ■: ^ re<:i; 1 Sl" 230 

1976 

-■ ^ ^ 24.8 

6. 

Urowtldof- 

fchung 

und 

Umwelt- 

technik 

1981 

19.2 





1980 

V? ■? Q Dienttlei st ungen 



1979 




1978 

1 Vv ''i |g^ VerTeidiflungsforschung 



1977 




1976 

: : v{ 1 j j VertregsfoTKhung 




Fach 


Aufwand 


Jahr 


bereich 


Mittelfristige Entwicklung der Leistungsenieile in den Fachbereichen in Mio DM 

vgl. FHG- Programm budget 1978 
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VertragsforschungseiBtiahmen der FhG I9?4 bis 1§78 

von Bund. Ländern, Industrie, Wirtschufts verbänden, Einrichtungen 
der Forschungsförderung, Sonstigen 



Ist 

Ist 

Soll 

Soll 

inTDM 

1974 1975 1976 1977 1978 1979 

Erlöse aus FuE 

insgesaml , , , , 

32 467,8 37 132,9 44 341,1 58228,6 51 133,2 61814 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 1 

Soll 

197B 

Finanzplajiiiiig 

1974 1 

19?5 

1 1976 

1 1977 

1979 

1 1980 

1 1981 

1 1982 

Laufende Ausgaben , * . . . 

74,94 

87,95 

100,70 

122,53 

114,56 

129,46 

150,48 

159,67 

169,47 

daruiifer; 










Personalausgaben * • . . , 

(57,29) 

(66,57) 

(73,72) 

(84,32) 

(84,86) 

(93,28) 

(107,53) 

(114,10) 

(121,05) 

Investitionen . . - 

29,87 

24,05 

25,70 

32,69 

28,57 

39,61 

52,08 

65,39 

67,21 

dartin/er; 










Bauten 

(10,85) 

(7,80) 

(5.56) 

(9,92) 

(7,50) 

(9,01) 

(19,00) 

(30,00) 

(30.00) 

insgesamt » * , 

104,81 

112,0 

126,40 

155.22 

143,13 

169,07 

202,56 

225,06 

236,68 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

197S 

1979 

Wissenschaftliches Personal ^ J 

383 

437 

437 

463 

482 

497 

Technisdies Personal * 

655 

748 

733 

689 

694 

699 

Yerwaltungspersonal J 

282 

295 

305 

318 

320 

327 

Stellenplanpersonal insgesamt 

1 39! 

1480 

1 475 

1 470 

1 496 

1 523 

außerhalb des Stellenplanes 

ISO 

196 

270 

369 

388 

466 

insgesamt , . , 

1 541 

1 676 

1745 

1 839 

1 884 

1 989 


Quelle: Wictschaflsplau der FbG 
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Porschungsgesellschaft für Angewandte Naturwissenschaften e.V. (FGAN), Bonn 

Finanzierung; Bund (Bundesminister der Verteidigung) 


Aufgaben 

99 . Die FGAN befaßt sich mit Forsdiungs- und Ent- 
wicklungsdufgaben für die Wehrtechnik^ die 
der Erhöhung der Leistungsfähigkeit derzeitiger 
und zukünftiger Aufklärungsmethoden und -sy- 
stemCr der Verbesserung und Entwicklung moder- 
ner Lenkungs verfahren und der Effizienzsteigerung 
des Einsatzes von Mitteln beim Führungsprozeß 
dienen. Darüber hinaus stellt die FGAN der natio- 
nalen Industrie wissenschaflüches und technisches 
Wissen zur Verfügung und unterstützt damit den 
Innovationsprozeß bei der Konzeption moderner 
Systeme. Sie übt beratende und gutachterliche Tä- 
tigkeit bei Entwicklungen und Beschaffungen des 
Bundesministeriums der Verteidigung und seiner 
Dienststellen aus. Sie beobachtet Trends und betei- 
ligt sich an Prognosen der technisch-naturwissen- 
schaftlichen Entwicklungen als Grundlage für Be- 
drohungsanalysen und militär-strategische Konzepte. 


Struktur 

Die FGAN ist ein gemeinnütziger Verein mit den 
Organen Mitgliederversammlung, Senat und Vor- 
stand, Als Träger ihrer Aufgaben verfügt sie über 
sechs Forschungsinstitute. Für die Durchführung 
ihrer Forschungsaufgaben und die Erfüllung des 
vom Senat beschlossenen Forschungsplans sind die 
Institutsleitungen verantwortlich. Der Vorstand ko- 
ordiniert die Arbeiten. Die Institute werden von 
wissenschaftlichen Beiräten beraten. Die Mitarbei- 
ter haben in wissenschaftlichen und technischen 
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung Mitwir- 
kungsraöglichkeiten in den Institutsleitungsaus- 
schüssen. 

Auftraggeber ist in erster Linie das Bundesministe- 
rium der Verteidigung, Neben der Grundfinanzie- 
rung wird die FGAN mit etwa einem Drittel ihrer 
Kapazität über Forschungsaufträge durch das Bun- 
desverteidigungsministerium finanziert. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

1978 

Finanzplanung 

1974 

1 1975 

1 197G 1 

1 1977 

1979 

1 1980 

1 1981 1 

1 1982 

Laufende Ausgaben ..... 

22,45 

23,76 

25,05 

27,09 

24,96 

28,86 

30,69 

30,69 

30,69 

darunter: 










Personal ausgaben ..... 

( 14 , 48 ) 

( 15 , 78 ) 

( 17 , 18 ) 

(19,05) j 

( 18 . 4 ) 

( 20 , 75 ) 

( 20 , 98 ) 

( 20 , 98 ) 

(20,98) 

Investitionen 

6,77 

5,76 

5,55 

4,87 

4,18 

3,53 

4,12 

4,12 

4,12 

darunter: 










Bauten 

(-) 

(-) 

(-) 







insgesamt . . . 

29,22 

29,32 

30,60 

31,96 

29,14 

32,39 

34,81 

34,81 

34,81 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftlidles Personal ‘) 

124 

124 

123 

123 

123 

123 

Tedinisdies Personal 

149 

149 

147 

147 

147 

147 

Verwaltungspersonal 

95 

96 

96 

96 

95 

95 

insgesamt . . . 

368 

369 

366 

366 

365 

365 


Nur im Stellenplan der Grundfinanzierung erfaßtes Personal 
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Gesellschaft für Information und Dokumentation mbH (GID), Frankfurt am Main 

Finanzierung: Bund (65 7o) und Länder (35 7o) 


Aufgaben 

100, Die GID bildet den Kern des mit dem luD- 
Programm der Bundesregierung geplanten bundes- 
weiten Infoimations- und Dokumen tat ions Systems. 
Sie wird im Gegensatz zu den überregionalen In- 
formationseinrichtungen (Fachinformationszenlren, 
Informationseinrichtungen mit besonderer Zweck- 
bestimmung und zentrale Bibliotheken), die die 
einzelnen Informationsdienstleistungen erbringen, 
schwerpunktmäßig Forschungs- und Inf rast niktur- 
aufgaben des Informationswesens wahmehmen. 
Der unmittelbare Nachweis von Fachliteratur ist 
nicht Aufgabe der GID, Sie erteilt jedoch Auskünf- 
te über vorhandene und geplante Fachinforma- 
tionsdienste. Die Gesellschaft wurde am 6. Juni 
1977 gegründet und wird vom Bund und allen Län- 
dern getragen. Sie wird fünf bereits bisher von der 
öffentlichen Hand geförderte Einrichtungen — dar- 
unter das Institut für Dokumentationswesen, die 
Zentralstelle für maschinelle Dokumentation und 
die Studiengruppe für Systemforschung, die bereits 
zum 1, Januar 1978 übergeleitet worden sind — zu 
einer Organisation zusammenfassen. 

Schwerpunkte des Arbeitsprogramms werden sein: 

— angewandte Informations- und Dokumentations- 
systemforschung 

— FuE auf dem Gebiet der formalen Grundlagen 
nichtnumerischer Information 

— FuE auf dem Gebiet der maschinellen Dokumen- 
tation 

~ Entwicklung und Anwendung reprographischer 
Verfahren für luD-Z wecke 

— Zentraler Informationsdienst über luD 


— Unterhaltung von Beschaffungs- und Informa- 
tionsstellen für das deutsche Dokumentations- 
und Bibliothekswesen in Washington und To- 
kio 

— Förderung der praktischen Ausbildung des wis- 
senschaftlichen und technischen Nachwuchses 

— zentrale technische Dienste (DV und Reprogra- 
phie) 

— Beratung und Mitwirkung bei der Koordinie- 
rung überregionaler Informationseinrichtungen, 
tnsbesondere durch die Unterhaltung des Sekre- 
tariats der Arbeitsgemeinschaft der Fachinfor- 
mationszentren 

— Unterstützung der Gesellschafter bei ihren luD- 
Maßnahmen 

— Mitwirkung bei internationalen luD- Aufgaben. 

Struktur 

Die innere Organisation der GID folgt weitgehend 
den anwendungsorientierten Großforschungsein- 
richtungen. Aufsichtsrat und Geschäftsführung 
werden vom Wissenschaftlich-Technischen Rat 
(WTR) beraten und unterstützt 

Zur Zeit bestehen bei der GID zwei wissenschaft- 
liche Sektionen für „Systementwicklung' und 
„Technik der Fachinformation und -kommunika- 
tion“ sowie der Zentralbereich „Förderung", der 
vor allem die Projektträgerschaft im Rahmen des 
luD-Programms abwickelt. Im Verlauf des Ausbaus 
der Gesellschaft ist die Gründung weiterer wissen- 
schaftlicher Sektionen vorgesehen. Die einzuglie- 
dernden Einrichtungen sollen in Frankfurt, dem 
Sitz der Gesellschaft zusammengefaßt werden. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanxplanung 

1974 1 1975 1 1976 | 1977 

1978 

1979 1 1980 1 1981 | 1982 

Laufende Ausgaben 

19,3 

18.7 

20,6 23,0 24,6 26,1 

darunter: 




Personalausgaben 

(8.5) 

{10,0) 

(11,3) (13,2) (14,1) (14,9) 

Investitionen 

0,2 

0,4 

0,7 3.4 2,3 15,9 

daru/ifen 




Bauten 




insgesamt . . . 

19,5 

19,1 

21,3 26,4 26,9 42,0 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftliches Personal 


70 

85 

90 

Technisches Personal . , 


3 

3 

3 

Verwaltungspersonal 


101 

132 

136 

insgesamt * . . 


174 

220 

229 
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Max*Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenscttanen e.V. (MFG)« München 

Finanzierung: Bund {50 Vo) und Länder (50 %) 


Aufgaben 

101 . Die Max-Planck-Gesellsdiaft ist eine Träger- 
organisation für zur Zeit 49 hochschuJfreie Institute 
der Grundlagenforschung in ausgewähllen Berei- 
chen der Naturwissenschaften und einigen Geistes- 
und Sozialwissenschaften. Die Max-Planck-Inslitute 
widmen sich neuen Forschungsgebieten, die für die 
Hochschulforschung noch nicht reif oder durch 
Größe und Struktur weniger geeignet sind. Einige 
Max-Planck-Inslitute stehen mit ihren Großgeräten 
auch der Hochschulforschung offen, indem sie be- 
sonders aufwendige Einrichtungen auch einem 
breiten Kreis von Wissenschaftlern außerhalb der 
Max-Planck-Institule zur Verfügung stellen, z. B. 
für die Astronomie, die Radioastronomie und Fest- 
körperfoschung. 

Die 49 Institute. Forschungsslellen und zeitlich be- 
grenzte Projektgruppen der Max-Planck-Gesell- 
schaft haben sehr unterschiedliche Größe, Struktur 
und Aufgabenstellung. Sie sind über die Bundesre- 
publik und West-Berlin verteilt und haben ihren 
Sitz überwiegend an Hochschulorten. Zwei Einrich- 
tungen arbeiten im Ausland, die Bibliotheca Hert- 
ziana in Rom und die Projektgruppe für Psycholin- 
guistik in Nijmwegen (Holland). 

Struktur 

102 . Die MPG ist eine Selbstverwaltungsorganisa- 
tion der Wissenschaft, die im Rahmen ihrer Institu- 
te, Forschungsstellen und Projeklgruppen ihren lei- 
tenden Wissenschaftlern großen Freiraura bei der 
Wahl der Forschungsthemen und der Durchlührung 
der Forschungsarbeiten läßt. Die Leitung eines In- 
stituts oder einer selbständigen Abteilung wird ei- 
nem Wissenschaftlichen Mitglied in der Regel nur 
noch befristet übertragen. Nach sieben Jahren ent- 
scheiden der Verwaltungsrat und der Senat auf der 
Grundlage eines detailliert geregelten Prufungsver- 
fahrens über die Erneuerung der Leitungsfunktion. 
Die Wissenschaftler sind weitgehend freigestelll 
von Lehrverpflichtungen, suchen aber die Zusam- 
menarbeit mit benachbarten Hochschulen und hal- 
ten dort auch Vorlesungen. 

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter wirken an Ent- 
scheidungen in den Instituten durch gemeinsame 


Beratung über allgemeine Zielsetzung, Methoden 
und Durchführung der Forschungsvorhaben mit. 

An der überwiegenden Zahl der Institute bestehen 
Fachbeirate, die — besetzt mit in- und ausländi- 
schen Wissenschaftlern — die Institute beraten 
und die Arbeit der Institute gegenüber der Leitung 
der Gesellschaft bewerten. 

Das zentrale Entscheidungsgremium der Max- 
Planck-Gesellschafl ist der Senat als Aufsichtsor- 
gan. Er entscheidet über Gründung, Schließung 
oder Neuorientierung von Instituten, über Aufnah- 
me neuer Forschungseinrichtungen, die Berufung 
der WisseJischaftlichen Mitglieder, Direktoren und 
Leiter selbständiger Abteilungen sowie die Festle- 
gung des Haushalts und die Verwendung der Mit- 
tel. Der Senat wählt den Präsidenten und den Ver- 
waltungsrat und beschließt die Institutssatzungen. 

Zur Beratung des Präsidenten und zur Vorberei- 
tung forschungspolitischer Entscheidungen des Se- 
nats besteht ein ständiger Senalsausschuß für For- 
schungspol ilik und Forschungsplanung. Dieser ver- 
sucht, Stand und Entwicklungstendenzen bestimm- 
ter Forschungsgebiete zu bewerten, um auf dieser 
Grundlage Vorschläge für neue Forschungsvorha- 
ben oder die Einstellung aller Forschungsaktivilä- 
len zu machen. 

Der Wissenschaftliche Rat ist das zentrale wissen- 
schaftliche Gremium der MPG. Ihm gehören alle 
vom Senat berufenen Wissenschaftlichen Mitglie- 
der (zur Zeit etwa 200) sowie je Institut ein ge- 
wählter wissenschaftlicher Mitarbeiter an. Der 
Wissenschaftliche Rat ist gegliedert in die Biolo- 
gisch-Medizinische (23 Institute), die Chemisch- 
Physikalisch-Technische (16 Institute) und die Gei- 
steswissenschaftliche (ll Institute) Sektion. Die 
Sektionen erörtern die gemeinsamen Angelegenhei- 
ten der Institute und bereiten die wissenschaftspo- 
litischen Entscheidungen des Senats wie die Grün- 
dung und Aufhebung von Instituten und Abteilun- 
gen sowie die Berufung neuer Wissenschaftlicher 
Mitglieder durch Empfehlungen vor. 

Der Verwallungsrat bereitet alle wichtigen Ent- 
scheidungen der Gesellschaft vor und stellt den 
Gesamthaushalt auf. Er bildet zusammen mit dem 
Generalsekretär den vereinsrechtlichen Vorstand. 
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Ausgaben 
in MiUiofien DM 
Allgemeiner Haushalt 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben * , . . . 

391,0 

447,9 

443,2 

46S,4 

490,3 

519,7 

553,8 

595,3 

640,0 

damnter: 










Personalausgaben 

(257,4) 

(261,6) 

(279,1) 

(293,5) 

(307,2) 

(325,6) 

(349,6) 

(375,8) 

(404,0) 

Investitionen * 

144,7 

130,2 

105,02 

106,3 

120,5 

124,1 

134,0 

130,1 

126,2 

dorunfer; 










Bauten 

(81.4) 

(81,8) 

(56,7) 

(59,1) 

(69,2) 

(64,8) 

(63,6) 

(67,0) 

(47,0) 

insgesamt , . . 

535r? 

578,1 

548,4 

574,7 

610,8 

643,8 

687,8 

725,4 

766,2 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftliches Personal . . * 

1 677 

1 677 

1 750 

1 696 

1699 

1 706 

Tedinisdies Personal 

2 564 

2 573 

2 663 

2 617 

2 635 

2 642 

Verwaltungspersonal * , 

455 

469 

480 

476 

482 

490 

Sonstiges Personal einsdiließlidi Arbeiter * 

1 646 

1 637 

1 686 

1 557 

1 538 

1 551 

insgesamt . « , 

6 342 

6 356 

6 579 

6346 

6 354 

6 389 


Quellen: Haushaltspläne der MPG 
zu 1980 = Bedarfsanmeldung der MPG 
zu 1981 und 1982 = Schätzung 
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Fachbereiche, Forschungsbereiche 


Aufgabenstellung 


Fachbereiche 


Forschungsbereiche 
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Institute der Max-Planck-Gesellschaft 

Institute in Zuordnung zu den Forschungsbereichen 


Fachbereich t 




Forschungs- 

bereiche 

Forschungs- 

bereiche 

For- 

schung 

berelc 

js- 

ie 

Beteiligung 

In % 



1.1 

A2 

1.3 

1.4 

15 

1.6 

2.1 

2.2 

2.3 

2.4 

2.5 

3.1 

3.2 

3.3 


MPI fär Aeronomle 















100 

für Astronomie 















100 

MPI für Chemie 















33 Vx BSVi 

MPI für blophysiiiailsche Chemie 















50. 30, 20 

MR für Elsenforschung 

(Teil IV) 















100 

MR für Festkörperforschung 















1CX) 

Gmedn-Instltut 















100 

Frtti-Haber-lnsötut 















68. 32 

MPI für Kernphysik 















70.30 

MR für Kohienforschung 

fTeil IV) 















100 

^ Institut für Strahlenchemie - 
















100 

MPI für Metallforschung 















100 

MR für Meteorologie 















100 

MR für Physik und Astrophysik 















29, 42, 29 

MR für Plasmaphysik 

(Teil IV) 















91. 9 

Projektgruppe für Laserforschung 

CTeH IV) 















100 

MR für Radioastronomie 















100 

MPI für Strömung sfofschung 















100 

MR für Biochemie 















6. 60. 34 

MR für BioloijIe 















100 

MPI für Biophysik 















so, 20 

MR für Emährungsphysiologie 















100 

MPI für molekulare Genetik 















100 

MR für HImforachung 















100 

MPI für Immun blologie 















33Yix66Ti 

MPI für biolOBiactia Kybamtlk 















100 

MPt für Limnologie 















100 

MPI für experimentelle Meditin 















50. SO 

MPI für medizinische Forschung 















35. 65 

Fiiedrich-Miescher-Laboratorium 















75. 25 

MPi für physiologische urnf klinische Forschung 















100 

MPI für Psychiatrie 















36.64 

Forschur>gsstelle für Psychopathologie und 

"theraple 















100 

MR für Systemphyslologle 















100 

ForschungssteHe Venne^and 















100 

MPI für Verhaltensphysiologie 















45. 27. 28 

MPI für VfrusfOfSChung 















43. 57 

MR für Zellbiologie 















45, 55 

MR für Züchtungsforschung 















10O 

Bibllotheca Hertziana 















100 

MPI für Bidungsforsc^ung 















100 

MR für Gesdiidite 















100 

MPt für Lebensbedlnoungen 















100 

MR für Patentrecht 















100 

MR für Privatrecht 















100 

MR für Vöfkerrecht 















100 

MR für europttsche Rechtageschichte 















100 

MR für Strafrecht 















100 

Projektgruppe für Psycho-Unguistik 















50.50 

Projektgruppe für Sozialrecht 















100 


Fachbereich 2 


Fachber. 3 
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Mittelfristige Entwicklung der Forschungsbereiche (Haushalt A) 
der Max-Planck-Gesellschaft von 1975 bis 1980 


Astronomie und 
Astrophysik 


Ch^ie 


Physik I 


Physik II (Wissen- 
schaften der Stoffe ) 


Meteorologie ^ Aeronomie 
und Erforschung des 
erdnahen Weltraumes 

Biomedizinische Forschung 
an Modellorganismen 


ßiomedizlnische Forschung 
am höheren Tier und am 
Menschen 


Psychologie und 
Verha 1 ten s f or schung 


ZUchtungsforschung und 
Ökologie 


Landarbeit 
und Landtechnik 


Rechtswissenschaften 


Äschichts- und 
Sozialwissenschaften 


Sprachwissenschaft 
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Wissenschaftszentrum Berlin GmbH (WZB), Berlin 
Finanzierung: Bund 75 Berlin 25 ®/o 


Aufgaben 

103. Däs WZB ist eine Trägerorganisation für an- 
wendiingsbezogene sozialwissenschaftliche For- 
schung und betreibt ln seinen Instituten problem- 
orientierte Forschung in gesellschaftsrelevanten 
Schwerpunkibereichen: 

— Internationales Institut für Management und 
Verwaltung (IIMV) mit den Schwerpunkten: 

O Arbeitsmarktpolitik 
O Wirtschaftsstrukturpolitik 

— Internationales Institut für Umwelt und Gesell- 
schaft (IIUG) mit den Schwerpunkten: 

O Adressaten der Uraweltpolitik 

O Ziele, Instrumente. Wirkungen der Umwelt- 
politik 

O Technologische Aspekte und internationale 
Entwicklung der Umweltpolitik 

— Internationales Institut für vergleichende Ge- 
sellschaftsforschung: 

O Globale Entwicklungen 

O Physische, psychische und soziale Belastun- 
gen und gesellschaftspolitisdie Bewilligungs- 


strategien in hochindustrialisierten Gesell- 
schaften. 

Kennzeichnend für die Arbeitsweise der WZB-In- 
stitute sind die international und interdisziplinär 
ausgerichtete personelle Besetzung sowie das Be- 
mühen um enge wissenschaftliche Zusammenarbeit 
mit universitären und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen im In- und Ausland. 

Struktur 

Organe des WZB sind die Gesellschafterversamm- 
lung, das Kuratorium und der Generalsekretär. Ein 
WZB-Beirat aus Wissenschaftlern und Vertretern 
der Praxis und Institutsbeiräte sind eingerichtet. 
Das Kuratorium des WZB hat 19 Mitglieder (14 
Vertreter des Bundes, 2 des Landes Berlin, 2 der 
Berliner Universitäten, 2 Vertreter der wissen- 
schaftlichen Mitarbeiter des WZB und 2 aus der 
Wissenschaft außerhalb des WZB sowie 7 Vertre- 
ter aus der Politik, die von den Fraktionen des 
Deutschen Bundestages benannt werden). Es be- 
schließt die Berufungen und muß dem Ausbau- und 
Investitionsprogramm zustimmen. Der Institutslei- 
ter wirkt Ln allen forschungspolitischen Angelegen- 
heiten mit. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 

1 1975 

1 1976 

1 1977 

1978 

1979 

1 1980 

1 1981 1 

1 1982 

Laufende Ausgaben 

4,7 

6,3 

8,4 

11,22 

12,6 

14,4 

16,6 

18,2 

19,6 

darunter: 










Personalausgaben 

(2.9) 

(3.9) 

(5.4) 

(6.7) 

(7.5) 

(8.5) 




Investitionen 

— 

— 

— 

0,04 

— 

— 

— 

— 

— 

darunter: 










Bauten 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 


insgesamt • . . 

4.7 

6,3 

8.4 

11,26 

12,6 

14,4 

16,6 

18,2 

19,6 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

43 

47 

62 

70 

76 


Technisches Personal 







Verwaltungspersonal 

38 

41 

48 

52 

55 


insgesamt . . . 

81 

88 

110 

122 

131 

147 
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Ziele und Programme des Wissenschaftszentrums Berlin 


Obergreifende Arbertsprogramme des WZB Schwerpunkte 

forschungspohtische 

Zielsetzungen 
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104. 


Insütütioaelle Förderung der Einrlcbtungen der „Blauen Uste'" 
durch Bund und Länder 

— in 1 000 DM — 


Einrichtung 

FiTwnzje- 
rungsantell 
Bund : Land 
(Länder) 
ab 1. Ja- 
nuar 1977 

1975 (Ist) 

1976 (Istl 

1977 (SoU) 

1976 (Soll) 

B 3 d en - Warttem berg 

1, Deulsdies Institut für Fernstudien 
an der Universität Tübingen (Df FF) 

50 ; 50 

8 865 

8619 

9 896 

10 344 

2. Fachinformationszentruin 4 
(Energie, Physik, Mathematik), 
Karlsruhe - 

85 ; 15 

12 144 

15 256 

le 156 

18 969 

3. Kiepenheuer-Institut, Freiburg .... 

50 : 50 

2 158 

2 376 

2 247 

3 783 

4- Institut für Deulsdie Sprache, 
Mannheim 

50 :50 

1 863 

2 403 

2 656 

2 866 

5. Zenlralarchiv für Hodischulbau, 
Stuttgart 

50 : 50 

1 046 

I 073 

1 048 

1 106 

Bayern 

6. Degtsdie Forschungsanstalt für 
Lebensmittelciiemie, München ... 

50 :50 

1 771 

2 014 

2 142 

2212 

7. Deutsches Museum, MündieD 

(Forschungsanteil 30®/») 

50 : 50 

3 428 

3 396 

3717 

4 320 

8. Germanisdies Nationalmuseum, 
Nürnberg 

(Forsdnmgsanteil 65 "/o) 

50 :50 

3 438 

3 597 

4 026 

4 233 

9. Ifo-fnslltut für Wirtsdiaftsfor- 
sdiung, München 

50:50 

4902 

5 236 

5 744 

6 362 

10. Institut für Zeitgesdiidite, 

München 

50:50 

2 17? 

2 279 

2 343 

2 538 

Berlin 

11. Deutsches Bibliotheksinsütut, 

Berlin 

30 :70 

3000 

3 100 

3 233 

3 745 

12. Deutsches Institut für Wirt- 

schaftsforschung, Berlin .......... 

50 :5ö 

6 429 

6 329 

6 806 

7 841 

13, Heinrich ‘He rtz-InsLi lut für Nach' 
richtentedinik, Berlin 

50:50 

3 497 

2 816 

3 098 

4 243 

14, Wissensdiaftszentruin Berlin 

75 :25 

5 950 

8 652 

10 698 

H 133 

Bremen 

15. Institut für Meeresforschung. 

Bremerhaven 

50 : 50 

3314 

3 870 

3 990 

4 301 
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Eimichlung 

Finanzie- 
rungsanteil 
Bund : Land 
(Länder) 
ah 1. Ja- 
nuar 1977 

1975 (Ist) 

1976 (Ist) 

1977 (Soll) 

1978 (SoU) 

Hamburg 

16. Bemhard^Nocht- Institut für Schiffs- 
und Tropenkrankheiteri* Hamburg 

50 : 50 

6 240 

6 195 

7 177 

7 951 

17. Heiniidi-Pette-lnstitut für experi" 
mentelle Virologie und Immunoio* 
gie an der Universität Fldinburg * . 

50:50 

4 838 

4 850 

4 694 

5 170 

18. HWWA- Institut für Wirtsdiaftsfor- 
schunq, Hamburg 

50 : 50 

8 752 

6 927 

9149 

9 751 

J9. Stiftung Deutsches Uberseeinstitut. 
Hamburg * , 

50 : 50 

5 025 

5 090 

5 273 

5 586 

Hessen 

20. Deutsches Institut für Internationale 
Pädagogtsche Forschung (DIPF), 
Frankfurl/M 

50 : 50 

3 589 

3 854 

4 132 

4 365 

21. Forschungsinstitut Senckenberg, 
Frankfurt/M 

50 : 50 

? 091 

7 233 

8 335 

8 358 

22. Gesellschaft für Tnfonnation und 
Dokumentation (GID), 

Frankfurt/M 

65 : 35 

15 000 

15 300 

15 700 

17 328 

23. Johann-Gottfried-Herder-For- 
schungsrat, Marburg 

50 : 50 

2411 

2 651 

2 821 

2 983 

24. Pädagogische Arbeitsstelle des 
Deutschen VolkshodischuJ* 
Verbandes, Frankfurt'M 

50 : 50 

1 224 

1 323 

1 505 

1 814 

Niedersachsen 

25. Deutsches Piimatenzentrum, 

Göttingen , 

50 :50 



1 294 

1 199 

26. Institut für ErdöUorschung, 

Hannover 

50 :50 

1 858 

I 995 

2 217 

2 908 

27. Institut für den WissensdiafUidien 
Film, Güttingen 

50; 50 

6 469 

6 020 

5 907 

6 334 

28. Niedersächsisches Landesamt für 
Bodenforschung, Hauptabteilung 
*Gemeinschaftsaufgaben% 
Hannover 

50; 50 

4 810 

3 008 

5 675 

3 803 

29. Technische Informationsbibtiothek 
an der Techniscben Universilätr 
Hannover 

30:70 

5 554 

5 659 

6 067 

6 465 

29a. Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung, Hannover ....... 

30:70 ' 

2 468 

2 443 

2419 

2 654 

N 0 rdr heln - Wes If a l en 

30. Bergbau-Museum, Bodium ') 

(ForsdiungsanteÜ 50 %) . . , 

50 ; 50 

300 

300 

1 703 

t 812 

31. Deutsche Gesellschaft für Friedens- 
und Konfliktforsdiung (DGFKL 

Bonn 

80 : 20 

2 865 

2 899 

3 290 

3 440 


Der Forschungsanteil (50 •/») wird ab 1977 vod Bund und Sllzlaikd getragen. 
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Einrichtung 

Finanzie- 
rungsanteÜ 
Bund : Land 
(Länder) 
ab l. Ja- 
nuar 1977 

1975 (Ist) 

1976 (Ist) 

1977 (Soll) 

1970 (Soll) 

32, Diabeles-Forschungsinstitul an der 
Universität Düsseldorf 

50 :50 

5 775 

7 601 

8 886 

9 166 

33. Forschungsinstitut für Rationali- 
sierung an der Rheinisch-West- 
fälischen Technischen Hochschule, 
Aachen 

50 :50 

1 280 

1 748 

1 939 

3 208 

34. Institut für Arbeitsphysiologie an 
der Universität Dortmund 

50 : 50 

3 193 

4 340 

5 444 

6 159 

35. Institut für Kinderernährung, 

Dortmund 

50 ; 50 

2 017 

2 100 

2 227 

2 429 

36. Medizinisches Institut für Lufthy- 
giene und Silikoseforschung an der 
Universität Düsseldorf 

50 ; 50 

4 227 

5 563 

9 040 

9 925 

37. Rheinisch-Westfäli.sches Institut füi 
Wirtschaflsforschung, Essen 

50 :50 

2 398 

2 620 

2 822 

2 973 

38. Zentralbibliothek der Medizin, 

Köln 

30 : 70 

840 

t 213 

1 357 

2 857 

39. Forschungsinstitut und Museum 
König (Forschungsanteil 50 ®/o) , . . , 

50 :50 

t 173 

l 242 

1 229 

1 299 

Rheinland-Pfalz 






40. Forschungsinstitut bei der Hoch- 
schule für Verwaltungswissen- 
schaften, Speyer 

50 :50 


l 385 

1 786 

1 783 

41. Römisch-Germanisches Zentral- 
museum, Mainz 

(Forschungsanteil 65 ®/q) 

50 ;50 

1 763 

l 884 

2 119 

2 261 

Saarland 



Schleswig-Holstein 






42. Forschungsinstitut Börstel für 
experimentelle Biologie und 
Medizin 

50 : 50 

6 511 

7 507 

9 946 

9 639 

43. Institut für Meereskunde an der 
Universität Kiel 

50 ;50 

6 624 

3 993 

5 004 

12 576 

44. Institut für die Pädagogik der 
Naturwissenschaften an der Uni- 
versität Kiel 

50 : 50 

4 180 

5 464 

5 452 

5 446 

45. Institut für Weltwirtschaft an der 
Universität Kiel 

50:50 

10 568 

10 098 

10 979 

12 329 

Summe , , , 


192 782 

207 336 

235 597 

263 886 


Quellen! a) für Einrichtungen mit Servicehinktion für die Forschung: die von der BLK verabschiedeten Haushalts-/ 
WlrtschaftspUne der Einrichtungen. 

b) für die übrigen Einrichtungen: 1975: Erhebung des Statistischen Bundesamtes bzw. Schätzung der Ge- 
schäftsstelle,* 1976 — 1978; Unterlagen der KMK für das Refinanzierungsverfahren der Länder. 
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3.^ Aufgaben und Struktur der Bundesanstalten 


$.3.1 Ge&chlflabereldi des Bundesministers des Auswirtigen 


Deutsches Archäologisches Institut (DAI), Berlin 

Institut für Wissenschaftliche Korporation in der Rechtsform einer unselbständigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts im Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


Aufgaben 

105. Das Deutsdie Archäologische Institut hat die 
Aufgabe, Forschungen auf dem Gebiet der Archäo* 
logie und deren Nachbarwissenschaften durchzu- 
führen, die Monumente der Wissenschaft zu er- 
schließen und die Beziehungen zur internationalen 
Forschung zu pflegen. 

Zum Arbeitsgebiet des Instituts gehören u. a. die 
Klassische Archäologie, die Vor- und Fruhge- 
schichtsforschung, die Antike Baugeschichte, die 
Archäologie der römischen Provinzen, die Christli- 
che Archäologie, die Islamische Archäologie, die 
Byzantinistik, die Vorderasiatische Archäologie, 
die Ägyptologie sowie die Alte Geschichte mit 
Epigraphik und Numismatik. Das Institut über- 
nimmt in zahlreichen Ländern (auch außerhalb der 
Sitzländer der Abteilungen) Ausgrabungen und 
Forschungsexpeditionen. Es gibt wissenschaftliche 
Periodika und Monographien heraus (jährlich 50 
bis 60 Bände) und unterhält große Spezialbibliothe- 
ken und Phototheken, die satzungsgemäß Fachge- 
lehrten aller Nationen zur Benutzung offenstehen. 
Das Deutsche Archäologische Institut fördert durch 
Stipendien den wissenschaftlichen Nachwuchs der 
Bundesrepublik Deutschland und der Gastländer. 


1979 ist die Gründung einer Kommission für Allge- 
meine und Vergleichende Archäologie geplant, die 
archäologische Forschung mit Bezug auf die Kultu- 
ren außerhalb der Alten Welt, vor allem ira süd- 
amerikanischen Raum, durchführen soll. 

Organisa/ion 

Das Institut ist gegliedert in die Zentrale in Berlin, 
die Römisch-Germanische Kommission in Frankfurt 
(Main), die Kommission für Alte Geschichte und 
Epigraphik in München und die Abteilungen in 
Rom, Athen, Istanbul, Madrid, Kairo, Bagdad und 
Teheran sowie die Stationen Lissabon und Ankara. 
Als wissenschaftliche Korporation arbeitet das 
Deutsche Archäologische Institut nach einer von 
der Bundesregierung genehmigten Satzung. Fachge- 
lehrte aus allen Bundesländern bestimmen be- 
schließend und beratend in der Zentraldirektion, in 
Kommissionen und Fachausschüssen die Grundzüge 
der wissenschaftlichen und personellen Planung. 

Für den Forschungsbereich » Geistes Wissenschaf- 
ten^, in dem 75 Wissenschaftler arbeiten, fallen im 
Jahr 1976 18,5 Millionen DM mit steigender Ten- 
denz für 1977 und 1978 an. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 1975 

1 1976 

1 1977 

1978 

1979 1 

1 1980 1 1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben • • * 

16.633 

17.640 

18.552 

19,890 




daranteT: 








Personalausgaben . * • . . 

(10.814) 

(11,516) 

(12,689) 

(13,389) 




Investitionen 

2.959 

0,878 

U15 

0,776 




darunter: 








Bauten 

^ ».rw. 

(0,500) 

(0,603) 

(0,830) 

(0,463) 




insgesamt . . . 

19,592 

18,518 

19.767 

20,666 



Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftlidies Personal «... 



72 




Tedmisches Personal 



26 




Verwaltimgspersonal 



129 




insgesamt . . , 

227 
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3.3.2 Geschäftsbereich des Bundesminlsters des Innern 


Bundeslnstilut für Bevölkerungsforschung (BIB), Wiesbaden 
Bundesinstitut im Geschäftsbereich des Bundesmrnisters des Innern 


106. Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforsdiung 
ist 1073 errichtet worden. Es hat die Aufgabe, 

— wissenschaftliche Forschungen über Bevölke- 
rungs- und damit zusammenhängende Familien- 
fragen als Grundlage für die Arbeit der Bundes- 
regierung zu betreiben, 

— wissenschaftliche Erkenntnisse in diesem Bereich 
zu sammeln und nutzbar zu machen, insbeson- 
dere zu veröffentlichen, 

— die Bundesregierung über wichtige Vorgänge 
und Forschungsergebnisse in diesem Bereich zu 
unterrichten und sie in Einzelfragen zu beraten. 

Das Institut wird in Verwaltungsgemeinschaft mit 
dem Statistischen Bundesamt geführt. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1374 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1976 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

0,66 

0,78 

0,90 

1,04 

1,07 

1,18 

1,18 

1,18 

1,24 

darunter: 










Personalausgaben , , , . . 

(0.55) 

(0,65) 

(0,72) 

(0,84) 

(0,76) 

(0,84) 

(0,84) 

(0,84) 

(0,84) 

Investitionen * . , , , — . . . 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

darunter: 










Bauten 

— 

— 

— 

— 


— 


— 

— 

insgesamt . . . 

0,66 

0,78 

0,90 

1,04 

1,07 

1,18 

1,18 

1,18 

1,24 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

7 

7 

7 

7 

7 

9 

Tedmisdies Personal 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal 

12 

12 

11 

11 

11 

11 

insgesamt . , . 

19 

19 

18 

18 

18 

20 
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Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Studien (BlOst), Köln 

Bundesinstitut im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


107. Die Forsdningstätigkeit des Bundesinstituts 

erstreckt sich auf Studium und kritische Analyse 

— der politischen, gesellschaftlichen, wirtschaftli- 
chen, rechtlichen und kulturellen Entwicklung 
in der Sowjetunion und in den anderen Ländern 
des sowjetischen Einflußbereiches? 

— der bilateralen und multilateralen Beziehungen 
zwischen diesen Staaten sowie ihrer Koordinie* 
ningsinstrumente ; 

“ des Verhältnisses dieser Staaten zu den nicht- 
kommunistischen Ländern, insbesondere zu den 
USA und zu Westeuropa; 

— der Entwicklung in den kommunistischen Par- 
teien anderer Länder? 

— der Ideologie, der Geschichte und der natio* 
nalen Entwicklungsbedingungen der kommuni- 


stischen Bewegungen, soweit diese für das Ver- 
ständnis der gegenwärtigen Erscheinungen von 
Bedeutung sind. 

Das Bundesinstitut unterhält enge Verbindungen zu 
den gleichfalls in der Osteuropaforschung tätigen 
universitären und außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen im In- und Ausland sowie zu den 
Bundesressorts. Einer institutionalisierten Abstim- 
mung dienen der Koordinationsausschuß für Osteu- 
ropaforschung und eine interministerielle Arbeits- 
gruppe. 

Die im Bundesinstilut erarbeiteten Forschungser- 
gebnisse werden laufend veröffentlicht und auch 
einer breiten Öffentlichkeit — insbesondere den 
Einrichtungen der politischen Bildungsarbeit — zu- 
gänglich gemacht. 


Ausgaben 
ln Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanz Planung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

3,25 

3,36 

3,68 

3,75 

4,06 

4,24 

4,85 

4,87 

4,91 

darunter: 










Personalausgaben « , . , . 

(2,59) 

(2,56) 

(2,87) 

(2,92) 

(3,17) 

(3,24) 

(3,20) 

(3,20) 

(3,20) 

Investitionen . . . * 

0.06 

0,07 

0,02 



0,07 




darunter: 






Bauten .......... 

(-) 

0,01 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

3,3t 

3,43 

3,70 

3,75 

4,06 

4,31 

4,85 

4,87 

4,91 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

26 

26 

25 

25 

25 

25 

Technisches Personal 


— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal 

49 

49 

49 

47 

47 

47 

insgesamt , . . 

75 

75 

74 

72 

72 

72 
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Bundesinstitut für Sportwissenschaft (BISP), Köin 

Bundesinstitut im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Aufgaben 

108. Das Bundesinstitut hat folgende Aufgaben; 

— Förderung der wissenschaftlichen Zweckfor- 
schung auf dem Gebiete des Sports» insbesonde- 
re in der Medizin, Biologie, Pädagogik, Psycho- 
logie, Soziologie sowie Bewegungs- und Trai- 
ningslehre, vor allem durch Planung und Koor- 
dinierung sowie durch Veranlassung und Aus- 
wertung von Forschungsergebnissen j 

— Mitwirkung bei der Errichtung, dem Ausbau 
und der Unterhaltung bundeszentraler und bun- 
deseigener Sportanlagen sowie Entwicklung von 
Konzeptionen für den Bau moderner Sportanla- 
gen» die Weiterentwicklung von Sportgeräten 
und sonstiger Ausrüstungen, Veranlassung und 
Koordinierung entsprechender Forschungen und 
Auswertung von Forschungsergebnissen und 
praktischen Erfahrungen} 


— Einrichtung einer bundeszentralen Dokumenta- 
tion und Information auf dem Gebiete des 
Sports. 

In allen Bereichen wird eine enge Zusammenarbeit 
mit wissenschaftlichen Einrichtungen des In- und 
Auslandes, deren Arbeit ähnlichen Zwecken dient, 
und dem Deutschen Sportbund vorgesehen. 

Struktur 

Die Organe des Bundesinstituts sind das Direktori- 
um. dem in erster Linie die wissenschaftliche Pla- 
nung obliegt, der Direktor des Bundesinstituts für 
Sportwissenschaft sowie — mit beratender Funk- 
tion — je ein Fachbeiral für die drei genannten 
Aufgabenbereiche. Die Mitglieder der Fachbeiräte 
werden vom Bundesminister des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Deutschen Sportbund auf die Dau- 
er von drei Jahren berufen. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 ( 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

5,51 

6,32 

5,97 

6,75 

7.71 

8,24 

8,50 

8,84 

8,95 

darunter: 










Personalausgaben ..... 

(1.22) 

(2.11) 

(2.15) 

(2,36) 

(2.61) 

(2.61) 

(2.61) 

(2,61) 

(2,61) 

Investitionen 

1,01 

2,70 

3,52 

0,05 

3,01 

2,00 

— 

0,22 

0,32 

darunter: 










Bauten 

(1.00) 

(2,70) 

(3.51) 

(0,00) 

(3.00) 

(2.00) 

(-) 

(-) 

(-) 

insgesamt . • . 

6,52 

9,02 

9,49 

6,80 

10,72 

10,24 

8,50 

9,06 

9,27 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

21 

21 

21 

20 

20 

20 

Technisches Personal 

6 

6 

6 

6 

12 

12 

Verwaltungspersonal 

25 

25 

27 

27 

25 

25 

insgesamt • . . 

52 

52 

54 

53 

57 

57 
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Bundesinstitut fUr Angewandte Geodäsie (ItAG), Frankfurt am Main 

Bundesbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Aufgaben 

109* Das IfAG betreibt wissenschaftliche For- 
schung auf allen Gebieten des Vermessungswesens 
(Geodäsie, Phologrammelne und Kartographie) und 
bereitet die Forschungsergebnisse für die Praxis 
auf. Diese Aküviiäien dienen hauptsächlich der 
Fortentwicklung von Informationsmöglichkeilen 
über Zustand und Veränderung der Erdoberfläche 
und ihrer Umgebung, der ErdgestaJt sowie be- 
stimmter geophysikalischer Phänomene mit dem 
Ziel größerer Genauigkeit, Aktualität und Wirt- 
schaftlichkeit. Die Informationen werden zuneh- 
mend als wichtige Grundlagen zur Vorbereitung 
und Durchführung von Planungen und Entschei- 
dungen, insbesondere auf den Gebieten des Um- 
weltschutzes, der Raumordnung, des Verkehrswe- 
sens, der Landwirtschaft, der Erschließung von Bo* 
denschätzen, der Verteidigung, der Entwicklungs- 
hilfe und der geowissenschaftlichen Forschung be- 
nötigt. 

Schwerpunkte der Arbeit des IfAG sind: 

— im Bereich Geodäsie: 

Bestimmung von Figur und Schwerefeld der 
Erde, 

— im Bereidi Kartographie: 

Automation in der Kartographie. 


— im Bereich Phologrammelrie: 

Bestimmung und Darstellung der Forrn, Größe 
und Lage von Gegenständen, insbesondere von 
Teilen der Erdoberflächeg mit Hilfe von deren 
Abbildungen. 

Auf der Grundlage eines Verwaltungsabkommens 
zwischen der Bundesregierung und den Regierun- 
gen der Bundesländer bearbeitet das IfAG die amt- 
lichen topographischen Kartenwerke des Bundesge- 
biets in den Mafistäben l : 200 000 und kleiner. Da* 
durch werden die Ergebnisse der kartographischen 
und reproduktionstechnischen Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten praktisch erprobt und ange- 
wendet. 

Im Rahmen des Forschungsprogramms tm Sonder* 
forschungs bereich SateUitengeodäsie der TU Mün- 
chen (SFB 78) betreibt das IfAG die Satellitenbe- 
obachtungsstation Wettzell im Bayerischen Wald. 
Im übrigen obliegt dem llAG die Anfertigung und 
Fortführung thematischer Kartenwerke, die Doku- 
mentation des FachscbriEttums, die Aus- und Fort- 
bildung von Fach- und Führungskräflen aus Ent- 
wicklungsländern sowie die fachtechnische Bera- 
tung der Eundesressorls bei der Planung und 
Durchführung von Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes und in Grenz an gelegenheiten der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Das IfAG bildet zugleich die Abteilung II des 
Deutschen Geodätischen Forschungsinstituts 
(DGR), das von der Deutschen Geodätischen Kom- 
mission (DGK) betrieben wird. 
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Ausgaben 
in MUUojiea DM 

Ist 

Soli 

Finan^iplanung 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1962 

Laufende Ausgaben . . ^ ^ 

12,05 

12,81 

13,48 

14,86 

13,31 

13,35 

13,76 

14,02 

15,08 

darunter: 










Personalausgaben * - * . . 

(9,33) 

(9.75) 

(10,72) 

(11.49) 

(10,69) 

(10,69) 

(10,69) 

(10,69) 

(11,67) 

[nvestitionen * . - * * ♦ . * * * - 

4,31 

5,26 

8,11 

2,05 

3,04 

3,34 

7,79 

2,22 

2,25 

darunter; 










Bauten p., 

(0,80) 

(2.54) 

(4.40) 

— 

(1.47) 

(1.77) 

(5.88) 

(0.21) 

— 

insgesamt . . . 

16,36 

18,07 

21,59 

16,91 

16,35 

16,60 

21,55 

16,24 

17,33 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal , . ... . , , 

27 

27 

26 

26 

26 

26 

Technisches Personal 

176 

176 

176 

173 

173 

173 

VerwaltungspersoTial . ^ . ... ..... 

83 

83 

83 

83 

83 

82 

insgesamt . . . 

286 

286 

285 

282 

282 

281 
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UmweUbundesamt (UBA), Berlin 

Bundesoberbehörcie Im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Aufgaben 

110 . Die wissenschaftlichen Tätigkeiten des Um- 
weltbundesamtes dienen in erster Linie der Erar- 
beitung der wissenschaftlichen Grundlagen für die 
Umweltpolitik der Bundesregierung, insbesondere 
für die Erarbeitung von Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsvorschriften, z. B. zum Bundesimmis- 
sionsschutzgesetz, Fluglärmgesetz, Benzin-Blei-Ge- 
setz und Abfallbeseitigungsgesetz. Darüber hinaus 
haben sie die Fortentwicklung des Standes der 
Technik und die Erweiterung des Wissens- und Er- 
kenntnisstandes zum Ziel. 

Das Umweltbundesaml unterstützt die Bundesregie- 
rung bei der Koordinierung der Eiinzelaktivitäten 
von über 40 Behörden, Anstalten und Forschungs- 
einrichtungen des Bundes. 

Die Arbeiten des Umweltbundesamtes werden in 
drei Fachbereichen durchgeführt: 

Umweltplanung, Ökologie 

— Ermittlung der ökologischen Grundlagen für 
Planungen und Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes und für die Einbringung von 
Umweltzielen in andere Fachplanungen und 
-maßnahmen, 

— Voraussetzungen für die Anmeldung und Über- 
prüfung von Umweltchemikalien, 

— Wirkungen von Schadstoffen auf Menschen, 
Tiere, Pflanzen und Sachgüter, 

— Methoden zur Verknüpfung von „Bereichsplä- 
iien** (Luftreinhalteplane, Abfallbeseitigungsplä- 
ne etc.) zu ökologischen Gesamtplänen. 

— Methoden und Instrumente zur Einbringung von 
Umweltzielen in Fachplanungen, z. B, Planungen 
von Bundesfernstraßen und Industriestandor- 
ten, 

— Rechts-, Wirtschafts- und soziaJwissenschaftliche 
Fragen der Umwellplfinung. 

— Informalions- und Dokumentationssyslem zur 
Umweltplanung (UMPLIS). 

Luftreinhaltung, Lärmbekämpfung 

— Luftreinhaltung (Bekämpfung von Schadstoff- 
emissionen, insbesondere von Emissionen im 
Verkehrsbereich: Luftreinhaltung bei der Ener- 
gieerzeugung, Abwärme; Planung und Technik 


der Luftreinhaltung; produktbezogener Immis- 
sionsschutz; übeiwachung der Luftreinhaltung). 
Im Meßstellennetz des Umweltbundcsamles 
werden Forschungsarbeiten zur Überwachung 
der Luftreinhaltung durchgeführt: Weiterent- 
wicklung der Meßtechnik, langfristige und 
großräumige Überwachung der Luftverunreini- 
gung, Untersuchung von Transportvorgängen 
und Reaktionen luftfremder Stoffe fh der Atmo- 
sphäre. 

— Lärmbekämpfung (Grundlagen des Lärmschut- 
zes, insbesondere Entwicklung einheitlicher 
Meß- und Überwachungsverfahren. Lärmwir- 
kungen; Maßnahmen gegen den Lärm im ge- 
werblichen und privaten Bereich, insbesondere 
Entwicklung lärmarmer Techniken; Minderung 
des Verkehrslärms, Lärmminderung durch Pla- 
nung und bauliche Maßnahmen). 

Abfallwirtschaft, Wasserwirtschaft 

— Abfallwirtschaft, rechtliche, planerische, ökono- 
mische und ökologische Aspekte der Vermei- 
dung, Verwertung (Abfall als Rohstoff) und 
Energiegewinnung sowie der Beseitigung von 
häuslichen und gewerblichen Abfällen; (Aus- 
führung und Fortschreibung des Abfallwirl- 
schaftsprogramms; Erarbeitung von wissen- 
schaftlichen Grundlagen für Möglichkeiten der 
Abfallminderung und -Vermeidung; Erforschung 
und Erprobung von Wiederverwertungssyste- 
men für Hausmüll und andere Abfallarlen (Bun- 
desmodell Abfallverwertung); Klassifizierung 
und Behandlungsvorschläge für Sonderabfalle; 
Aufbau und Betrieb von Abfallmcßstationen; 
Datenerfassung für den Bereich der Abfallwirt- 
schaft allgemein; Entwicklung und Verbesse- 
rung neuer Verfahren der thermischen Abfall- 
behandlung und der Verfahren zur Rückführung 
von Abfällen in den biologischen Kreislauf; Öko- 
logische und ökonomische Bewertung von Me- 
thoden und Verfahren der Abfallbeseitigung). 

— Wasserwirtschaft. In diesem Bereich werden 
wissenschaftliche Probleme des Gewässerschul- 
zes, der Aufbereitung von Grund- und Oberflä- 
chenwasser zu Trinkwasser, der Lagerung und 
des Transportes von Wasser in Behältern und 
im Leitungsnetz, der Kanalisation und der Auf- 
bereitung von Abwasser sowie die Ableitung 
von gereinigtem und ungereinigtem Abwasser 
in die Gewässer bearbeitet. Abwärme wird mit 
als Abfällstoff betrachtet. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

SoU 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1 1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

7.02 

16,12 

20,77 

25,90 

29,51 

31.77 

32,60 

33,19 

33,59 

darunter: 










Personalausgaben 

(5,51) 

(10.46) 

(14.35) 

(14.85) 

(17.05) 

(17,67) 

(17.67) 

(17.67) 

(17.67) 

Investitionen 

8,61 

4,93 

5,52 

3,87 

6,04 

6,76 

5,78 

5,01 

4,51 

darunter: 










Bauten 

(6.60) 

(3.43) 

(3.94) 

(2.29) 

(3.72) 

(4.23) 

(2.45) 

(1.20) 

(0.70) 

insgesamt • . . 

15,63 

21,05 

26,29 

29,77 

35,55 

38,53 

38,38 

38,20 

38,10 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

104 

120 

121 

119 

139 


Technisches Personal 

102 

166 

166 

164 

182 


Verwaltungspersonal 

64 

90 

90 

90 

101 


insgesamt . . . 

270 

376 

377 

373 

422 

432 
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3.3.3 Geschäftsbereich dea Bundesministers für Wirtschaft 


Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM), Berlin 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Aufgaben 

111. Forschung und technische Entwicklung auf 
den Gebieten 

— der Werkstoffe, der Konslruktionen und der 
Werkslofflechnologie, 

— der Schadensverhütung und der Substanzbewah- 
rung (chemische Sicherheitstechnik. Bauten- 
schutz, Korrosion und Metallschutz), 

— der konstruktionstechnischen Reaktorsicherheit. 

Gesefz/ic/i y/OTgeschiiebene Aufgaben 

Die BAM hat gesetzliche Aufgaben nach dem 
Sprengstoffgesetz, nach dem Waffengesetz (Zulas- 
sung von Raketenmunition und von Geschossen 
mit pyrotechnischer Wirkung), der Eisenbahnver- 
kehrsordnung (Zulassung von Verpackungen ge- 
fährlicher Stoffe und von Transporlbehallern für 
radioaktive Stoffe), der Acetylenverordnung, der 
Druckgasverordnung, der Verordnung über brenn- 
bare Flüssigkeiten, dei Verordnung über die Lage- 
rung wassergefährdender Flüssigkeiten, dem Ma- 


schinenschutzgeselz und dem Lebensmittelgesetz 
(Untersuchungen an Papier und Verpackungsmate- 
rialien). 

Prüfung und Untersuchungen, Information und Be- 
ratung auf dem Gebiet der Materialprüfung und 
der chemischen Sicherheitstechnik. 

Für das Gebiet des Landes Berlin hat die BAM die 
Aufgaben eines Staatlichen Materialprufungsamles. 

Sonsffgea 

— Mitarbeit in nationalen und internationalen Or- 
ganisationen, in denen Fragen der Materialprü- 
fung und der Normung sowie Probleme behan- 
delt werden, die zu den Forschungsaufgaben 
der BAM gehören? 

— Mitwirkung bei Entwürfen zu Gesetzen und an- 
deren Vorschriften; 

— Information und Dokumentation, z. B, Herausga- 
be von Referalendiensien; 

— Entwicklungshilfe auf dem Gebiet der Material- 
prüfung. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

42^ 

47,0 

49,0 

53,4 

57,2 

57,7 

59,1 

59.7 

59,6 

darunter; 










Personalausgaben 

(32.4) 

(353) 

(37.7) 

(40,3) 

(43.1) 

(43.2) 

(43.2) 

(43.2) 

(43.2) 

Investitionen 

5,9 

6.0 

4.1 

5.1 

6.5 

13,4 

29,5 

18,1 

8,9 

darunter: 










Bauten 

(1.5) 

(U) 

(0.9) 

(0,3) 

(0.9) 

(11.8) 

(23.6) 

(11.7) 

(5.0) 

insgesamt » « . 

48,3 

53,0 

53,1 

58,5 

63.7 

71.7 

88,6 

77,8 

68,5 


Personal *) 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979») 

Wissenschaftliches Personal 

228 

240 

255 

264 

262 

262 

Technisches Personal 

584 

573 

551 

538 

544 

563 

Verwaltungspersonal 

118 

118 

118 

118 

118 

118 

insgesamt • • . 

930 

931 

924 

920 

924 

943 


•) Nur im Stellenplan erfaßtes Personal (Titel 422 01. 425 01, 426 01 und Tilelgruppen) 
*) Angaben U. Entwurf Bundeshaushaltsplan 1979 
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Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR), Hannover 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Aufgaben 

112- Die Bundesanstalt für Geowissensdiaflen und 
Rohstoffe ist die zentrale Einrichtung der Bundes- 
regierung im Geo- und Rohstoffbereich, Neben 
weltweiter Durchführung anwendungsorientierter, 
wirtschaftsbezogener Aufgaben ist sie in Zusam- 
menarbeit mit den geologischen Landesämtem 
auch im Inland tätig. 

Ihre wesentlichen Aufgaben sind: 

— Beratung der Bundesministerien in allen geo- 
wissenschaftlichen und rohstoffwirtschaftli- 
chen Fragen: 

— Mitwirkung bei der Sicherung der Versorgung 
der Bundesrepublik Deutschland mit minerali- 
schen und Energterohstoffen, Beratung der 
deutschen Wirtschaft? 

— Prospektions- und Explorationsvorhaben im In- 
und Ausland, Rohstoffbezogene Meeresfor- 
schung; 

— Durchführung von geowissenschaftlichen und 
rohstoffwirtschaftlichen Maßnahmen einschließ- 
lich Beratung bei der technischen Zusammenar- 
beät mit Entwicklungsländern? 

— Mitwirkung bei Maßnahmen der geotechnischen 
Sicherheit, bei Standortfragen und Entsorgung 
von Kernkraftwerken sowie bei Endlagerung ra- 
dioaktiver Abfallstoffe I 

— Geowissenschaftliche Fragen des Umweltschut- 
zes? 


— ^ Methodische und instrumentelle Entwicklungs- 
arbeiten auf allen Gebieten der Geowissen- 
schaften sowie deren Umsetzung in die Praxis? 

— Internationale geowissenschaftliche Zusammen- 
arbeit: 

Beobachtungsverbund für seismische Ereignisse 
einschließlich unterirdischer Kernexplosionen 
(Seismologisdies Zentralobservatorium, Gräfen- 
berg), Antarktis — Forschung, Geologische Kar- 
ten und Atlanten, Tiefseebohrprograinm. 

Alle Arbeiten der BGR sind anwendungsorientiert, 
bedingen jedoch noch einschlägige Grundlagenfor- 
schung, insbesondere auf den Gebieten Geologie, 
Geophysik, Ingenieurgeologie, Lag erstatten künde, 
Geochemie und Aufbereitung, 


Struktur 

Die BGR gliedert sich in vier Abteilungen: 

— Wirtschaftsgeologie (Regionale Geologie, Mine- 
ralische Rohstoffe, Energierohstoffe); 

— Allgemeine und Technische Geologie (Ingenieur- 
geologie, Allgemeine und Infrastruktur-Geolo- 
gie); 

— Geophysik (Geophysikalische Forschung und 
Entwicklung, Exp lorationsgeophysik)? 

— Geochemie und Mineralogie (Geochemie, Mine- 
ralogie und Petrographie). 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 ( 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

34.8 

39.6 

51.7 

28,0 

30,8 

37,9 

36,5 

36,6 

37.0 

darunter: 










Personalausgaben 

(24.1) 

(25,3) 

(29,1) 

(19,7) 

(20.7) 

(22.8) 

(21.6) 

(21.6) 

(21.6) 

Investitionen 

9,0 

11,0 

17,7 

3,2 

6.7 

5.7 

9,0 

9.5 

6.7 

darunter: 










Bauten 

(4,3) 

(3,8) 

(2,4) 

(0.4) 

(i.9) 

(1.9) 

(5.0) 

(5.5) 

(2.6) 

insgesamt . . . 

43.8 

50.6 

69,4 

31.2 

37.5 

43,6 

45.5 

46.] 

43.7 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftlidies Personal 

206 

213 

213 

212 

214 

238 

Technisches Personal 

221 

214 

214 

221 

220 

232 

Verwaltimgspersonal 

85 

102 

102 

94 

94 

95 

Insgesamt . . • 

512 

529 

529 

527 

528 

565 


>) Nur im Stellenplan erfaßtes Personal 
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PhysikaMs^-Technische Bundesanstalt (PTB), Braunschwelg und Berlin 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Aufgaben 

113 . 

Forschung und fechnisc/ie Entwicklung 

— auf allea Gebieten des physikalisch-technischen 
Meßwesens, insbesondere Darstellung, Aufbe-. 
Währung und Entwicklung der physikalischen 
und technischen Maßeinheiten zur Sicherung 
der nationalen und internationalen Einheitlich- 
keit der Maße, zugleich als Grundlage der ge- 
setzlichen Aufgaben? 

— zur Lösung wissenschaftlicher Probleme von 
großer Tragweite und Wichtigkeit auf physika- 
lischem und technischem Gebiet unter Ausnut- 
zung vorhandener hochwertiger Forschungsein- 
richtungen, u. a. Grundlagenforschung auf dem 
Gebiet der physikalischen Naturkonstanten. 

Gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben 

— Prüfung und Zulassung von Meßgeräten zur Ei- 
chung und Beglaubigung aufgrund des Eichge- 
setzes. Die Bundesanstalt ist technische Oberbe- 
hörde auf dem Gebiet des Eichwesens. Ähnliche 
Funktionen übt sie gegenüber den staatlidi 
anerkannten Prüfstellen für Meßgeräte, für 
Elektrizität, Gas, Wasser und Wärme aus? 

— Bauartprüfungen auf dem Gebiet der Sicher- 
heitstechnik und des Strahlenschutzes (z, B. 
Röntgenverordnung), der Heilkunde und der 
Überwachung des Straßenverkehrs? 


— Prüfung und Genehmigung der Beförderung und 
Aufbewahrung von Kernbrennstoffen nach dem 
Atomgesetz? 

— Errichtung und Betrieb von Anlagen des Bundes 
zur Sicherstellung und zur Endlagerung radio- 
aktiver Abfälle nach dem Atomgesetz; 

— Bauartprüfung und Zulassung von Spielgerälen 
{Gewerberecht)? 

— Bauartprüfung und Zulassung von Ausnahmebe- 
willigungen nach dem Waffengesetz? 

— Prüfungen von Meßgeräten, Apparaten und 
Werkstoffen ohne gesetzliche Verpflichtungen, 
soweit nicht anderen Stellen Vorbehalten- 

Sonstiges 

— Mitarbeit in nationalen und internationalen Or- 
ganisationen und Gremien, in denen Fragen des 
Meß- und Einheitswesens und der Normung so- 
wie Probleme behandelt werden, die zu For- 
schung sauf gaben des PTB gehören; 

— Mitwirkung bei Entwürfen von Gesetzen und 
anderen Vorschriften auf den oben genannten 
Gebieten; 

— Mitarbeit im deutschen Kalibrierdienst; Bera- 
tung der deutschen Wirtschaft in meßtechni- 
schen Fragen; 

— Metrologische Entwicklungshilfe; 

— Neutrale Gutachterlätigkeit bei meßtechnischen 
Streitfällen. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzpianung 

1974 1 

1975 j 

1976 1 

1977 

1978 

1979 I 

I960 1 

1961 1 

1982 

Laufende Ausgaben ...... 

59J 

64,9 

68,4 

75,6 

80,6 

95,7 

117,7 

118,2 

117,0 

darunter: 










Personalausgaben , _ * * 

(46.9) 

(50,4) 

(53,2) 

(56,9) 

(60,6) 

(61.5) 

(61.5) 

(61,5) 

(61,5) 

Investitionen 

24,8 

21,7 

18,7 

15,4 

18,1 

21,6 

18,8 

16,8 

17,5 

dömn/en 










Bauten 

(13.8) 

(9.4) 

(7.2) 

(4.7) 

(3,8) 

(9.0) 

(8.8) 

(9,3) 

(9,9) 

insgesamt * . » 

84,5 

86.6 

87,1 

91,0 

98.7 

117,3 

136,5 

135,0 

134,5 


Personal *) 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 *) 

Wissenschaftliches Personal 

321 

323 

321 

320 

326 

337 

Technisches Personal 

730 

733 

728 

726 

733 

747 

Verwaltungspersonal * . * * 

283 

280 

283 

290 

292 

292 

insgesamt . . . 

1 334 

1336 

1 332 

1 336 

1 351 

1 376 


') Nur im Stellenplan erfaßtes Personal (Titel 42 01, 42 501, 42 601 und Titelgruppen) 
*) Angaben IL Bundeshaushaltsptan 1979 
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Geschäftsbereich des Bundesmtnisters fQr Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) 

13 Bundesforschungsanstatten 


Aufgaben 

114. Die Bundesforschungsanstalten im Geschäfts- 
bereich des BML haben die Aufgabe, wissenschaft- 
liche Grundlagen als Entscheidungshilfen für die 
Ernährungs-, Land- und ForstwirtschaftspoUtik so- 
wie die Verbraucherpolitik der Bundesregierung zu 
erarbeiten und die wissenschaftlichen Erkenntnisse 
auf diesen Gebieten zum Nutzen des Gemeinwohls 
zu erweitern. 

Die Forschungstätigkeit der An-stallen orientiert 
sich an den elf politischen Programmen des BML 
(siehe Agrarbericht 1977) und umfaßt u. a, folgende 
Schwerpunkte: 

— Qualitätserhaltung und -Verbesserung der Er- 
zeugnisse der Agrar- und Emährungswirt- 
schaft, 

— Entwicklung gesundheitlich unbedenklicher und 
umweltfreundlicher Produktions- und Verarbei- 
tungsverfahren in der Agrar- und Ernährungs- 
Wirtschaft, 

— Rationalisierung der land- und forstwirtschaftli- 
chen Erzeugung und Vermarktung, Strukturver- 
besserung im ländlichen Raum, Schutz von Na- 
tur und Landschaft, Tierschutz, 

— Verbesserung der Welternährungssituatfon und 
der agrarischen Außenwirtschaftsbeziehungen. 

Auf der Grundlage dieser Programme ist im De- 
zember 1976 ein auf vier Jahre ausgelegter For- 
schungsrahmenplan fertiggestellt worden, der den 
wissenschaftlichen Bedarf aus den politischen Zie- 
len ableitet. (Forschungsschwerpunkte des BML, 
siehe auch B,, Tz. 51 J. 

Einrichtungen 

115. 

Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft Braun- 
schweig- Völkenrode (FAL), 

Braunschweig- Völkenrode 


Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirt- 
schaft, 

Berlin und Braunschweig 

Bundesanstalt für Miichforschung, 

Kiel 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei, 

Hamburg 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirl- 
schaft, 

Hamburg 

Bundesforschungsanstalt für Getreide- und Kartof- 
felverarbeitung, 

Detmold 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere, 

Tübingen 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geil- 
weilerhof. 

Siebeldingen 

Bundesanstalt für Fleischforschung, 

Kulmbach 

Bundesforschungsanstalt für Ernährung, 

Karlsruhe 

Bundesforschungsanstalt für gartenbauliche Pflan- 
zenzüchtung, 

Ahrensburg 

Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Land- 
schaftsökologie, 

Bonn-Bad Godesberg 

angegliedert: 

Zentralstelle für Agrardokumentation und 
-information, 

Bonn-Bad Godesberg 

Bundesanstalt für Fettforschung, 

Münster 
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Ausgaben 


Ist 


Soll 


Finanzplanung 


in Millionen DM 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

' 1981 1 

1932 

Laufende Ausgaben . . * . . 

darunter: 

125,0 

141,0 

153,1 

157,1 

152,7 

157,0 

156,4 

156,4 

156,5 

Personalausgaben 

(97,9) 

(106,5) 

(111.7) 

(118,9) 

(115,3) 

(117.1) 

(117,1) 

(117,1) 

(117,1) 

Investitionen 

darunter: 

28,5 

30,9 

37,7 

38,3 

35,2 

36,1 

34,3 

36,2 

37,3 

Bauten * * • . , 

(»8.4) 

(21,9) 

(26,0) 

(24,7) 

(24,2) 

(23,5) 

(25,2) 

(26.8) 

(27,5) 

insgesamt . . . 

153,5 

171,9 

190,8 

195,4 

187,9 

193,1 

190,7 

192,6 

193,8*) 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftliches Personal 

656 

664 

663 

648 

665 

665 

Tedinisdies Personal 

2 283 

2 348 

2 333 

2323 

2 363 

2 349 

Verwaltungspersonal 







insgesamt , * , 

2 939 

3 012 

2 996 

2 971 

3 028 

3 014 1 


Nur im Stellenplan erfaßtes Personal 
") Nach dem Haushaltsvoranschlag 1979 


329 




Drucksache 8/3024 


Deutsdier Bundestag — 8* Wahlperiode 


3.3J Geschlftsbereloh des Bundesmlnlsters fQr Arbeit und Sozialordnung 


Bundesanstalt fQr Arbeitsschutz und Unlallforschung (BAU), Dortmund-Marten 

Bundesanstalt im Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Soztalordnung 


Aufgaben 

116, Die BAU fordert den Arbeitsschutz durdi Zu- 
sammenarbeit mit Betrieben, Behörden und anderen 
Institutionen, den Unfallschutz auf den Wegen von 
und zur Arbeit in Zusammenarbeit mit anderen 
Stellen und den Unfallschutz in Heim und Frei- 
zeit. 

Sie ist ferner fördernd und koordinierend tätig bei 
der Aus- und Fortbildung auf dem Gebiet des Ar- 
beitsschutzes durch Entwicklung von Lehr- und 
Ausbildungsmodellen und -methoden, Aufstellung 
von Einzel- und Rahmenplänen sowie Erstellung 
von Unterlagen für die Aus- und Fortbildung von 
Fachkräften für Arbeitssicherheit. 

Auf dem Gebiet der Unfallforschung übt die BAU 
eigene Forschungsaktivitäten im Aufgabenbereich 
des BMA aus. Neben die Forschungstätigkeit treten 
Aufgaben wie die Beobachtung des Standes der 
Unfallforschung im In- und Ausland, Ermittlung 
des Forschungs bedarf s, Anregung von Forschungs- 
vorhaben bei anderen Institutionen, Verbreitung 
der Forschungsergebnisse für Wissenschaft und 
Praxis sowie die Beobachtung der Auswirkungen 
bei der praktischen Anwendung und Umsetzung 
von Forschungsergebnissen. 


Die Aufgaben sind 1976 durch die Forschung zur 
Humanisierung des Arbeitslehens, insbesondere zur 
„Ergonomie" und zum * Lärmschutz", erweitert 
worden. 

Damit ergeben sich die folgenden Hauptarbeitsge- 
biete: 

— Arbeits- und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 
mit den Schwerpunkten Lärmschutz, Ergonomie 
und Ausbildung f 

— Sicherheit in Schulen und Kindergärten j 
Sicherheit in Heim und Freizeit j 

— wissenschaftliche Dienstleistungen werden er- 
bracht durch: Statistik; EDV; Bibliothek; Doku- 
mentation; Ausbildung; Beratung Stätigkeiten* 

Struktur 

Die Bundesanstalt unterhält zur Durchführung ihrer 
Aufgaben u* a. Laboratorien, eine öffentliche Fach- 
bibliothek, eine Dokumenlationsstelle einschließ- 
lich des deutschen Zentrums der Internationalen 
Dokumentaüonszentrale für Arbeitsschutz (CIS) 
beim Internationalen Arbeitsamt in Genf, 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1931 1 

1982 

Laufende Ausgaben . * , . * 

8,1 

8.7 

9,4 

13,7 

15,9 

18,5 

18,6 

18,7 

18,7 

darujifen* 










Personalausgaben 

(5.0) 

(5.4) 

(5,7) 

(6,0) 

(7.3) 

(9.1) 

(9.1) 

( 9 , 1 ) 

(9,1) 

Investitionen , , * * * 

1.4 

5,9 

3,2 

4,6 

1,3 

4,3 

1.1 

1,0 

1,0 

darunferr 










Bauten 

(0,2) 

(5,0) 

(2,6) 

(4.1) 

(-) 

(-) 

(-) 

{-) 

(-) 

insgesamt: . , . 

9,5 

14,6 

12,6 

18,3 

1 : 

22,8 

19,7 

19,7 

19,7 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

Tedmisdies Personal * 

Verwaltungspersonal * 

23 42 42 45 50 67 

13 28 31 31 37 46 

40 71 74 76 89 105 

insgesamt . . * 

76 141 147 152 194 218 
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Instilut fOr Arbeltamarkt- und Berufsfarschung (lAB) der Bundesanstalt für Arbeit (BA), Nürnberg 

Forschungsinstitut einer Selbstvefwaltungskörperschaft mit staatlicher Rechtsaufsicht Im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 


Aufgaben 

117. Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung (lAB) soll durch seine wissenschaftliche 
Tätigkeit der Bundesanstalt für Arbeit helfen, den 
ihr gestellten arbeitsmarktpolitischen Aufgaben ge- 
recht zu werden. Es ist eine Abteilung der Haupt- 
stelle der Bundesanstalt für Arbeit. 

Der Aufgabenbereich des lAB umfaßt die Untersu- 
chung von Art und Umfang der Beschäftigung, 
Lage und Entwicklung des Arbeitsmarkles. der Be- 
rufe und der beruflichen Bildungsmöglichkeiten im 
allgemeinen und in den einzelnen Wirtschaftszwei- 
gen (gesetzlich geregelt in § 6 Abs. 1 AFG). 

Hieraus ergeben sich insbesondere folgende The- 
menbereiche: 

— Globale und sektorale Analyse der Zusammen- 
hänge zwischen Wirtschaftswachstum und Be- 
schäftigungsentwicklung; 

— Untersuchung des Wandels der sektoralen, be- 
ruflichen und regionalen Beschäftigungsstruktu- 
ren; 

— Konjunkturforschung unter besonderer Berück- 
sichtigung des Arbeitsmarktes; 

— Beobachtung der Analyse der technischen Ent- 
wicklung und ihrer Auswirkungen auf den Ar- 
beltsmarktj 

— Forschung über Berufsinhalte, Berufsverwandt- 
schaften und Berufserfordemisse und deren 
Veränderungen; 

— Arbeiten über die Flexibilität am Arbeils- 
markl; 


— Untersuchungen über Methoden und Aussagen 
arbeitsmarklslatistischer Forschungsgrundlagen; 
statistische Analyse und Melhodenenlwicklung, 
Ökonometrie; Klassifikation und Systematiken; 

— Entwicklung von Arbeitsmarktmodellen unter 
Berücksichtigung prognostischer Verfahren und 
Verfahren der Substitutionsforschung} 

— Qualifikationsforschung; 

— Forschung zu Fragen des internationalen Ar- 
beitsmarktes. 

Struktur 

Das Institut ist in acht Arbeitsbereichen organisiert; 

— Mittel- und langfristige Vorausschau; 

— Kurzfristige Arbeilsmarklanalyse, Querschnitts- 
aufgaben im lAB; 

— Soziologie; 

— Berufs- und Qualifikationsforschung} 

— Technologie und Betriebswirtschaft; 

— Analytische Statistik; Ökonometrie, Internatio- 
naler Arbeitsmarkt; 

— Dokumentation und Information; 

— Koordinierung und Organisation, Regionalfor- 
schung, Beiträge zur Forschungsumsetzung 
(Forschungsreferale bei den Landesarbeitsäm- 
tern). 

Veröffentlichungen der Forschungsergebnisse in 
den «Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Be- 
ruisforschung" (MitlAB). Verlag Kohlhammer, 
Stuttgart, weitere VeröffentUchungsreihen im Ei- 
genverlag der BA. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Floanzplanung 

1974 1 1975 1 1976 | 1977 

1978 

1979 1 1980 1 1981 | 1982 

Laufende Ausgaben 

cfoninfer; 

Personalausgaben 

Investitionen 

darunter: 

Bauten 

•) 



insgesamt • » . 





Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

38 

38 

37 

37 

36 

Tedinisches Personal 

3 

3 

3 

3 

3 

Verwaltungspersonal 

43 

43 

43 

42.5 

42.5 




insgesamt . . . 

84 

84 

83 

82.5 

81.5 


') Die Ausgaben des Instituts für Arbeitsmaikt* und Berufsforschung sind ln den Ausgaben der Bundesanstalt für Ar- 
beit enthalten, da das Institut eine Abteilung der BA Ist. Die Ausgaben sind nicht getrennt nachweisbar. 
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3.3,6 Geachäftsberefch des Bundesmlnisters der Vertetdigung 


Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall und Geophysik (FWG), Kiel 

Forschungsanstalt im Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


118. Die Forsdiungsanstalt ist mit der Erarbeitung 
neuer SONAR-Verfahren sowie der Entwicklung 
von Vorhersagemodellen für die Schallausbreitung 
und die sie beeinflussende Umwelt beauftragt Da- 
bei sind die Verhältnisse im Flachwasser (Nordsee^ 
Ostsee) das eigentliche Objekt, Das Institut besitzt 
Laboratorien in Kiel und bereedert das Forschungs- 
schiff „Planet", das auch bei internationalen Vor- 
haben eingesetzt wird, Darüber hinaus wird ein ei- 
gener Forschungsträger an der Forschungsplattform 
„Nordsee" des BMFT unterhalten. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

FinÄnzplanung 

1974 1 

1975 1 1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1 1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 


8,4 

7,6 

7.6 

7.6 

7,6 

7,6 

7.6 

dorunfer; 









Personalausgaben . . . * » 


(5,4) 

(5,8) 

(6.0) 

(6.0) 

(6,0) 

(6.0) 

(6.0) 

Investitionen * , , 


7,6 

9,8 

7.4 

2,5 

2,5 

1,5 

1,5 

dorunfer: 









Bauten * 


(0,2) 

(0,3) 

(0.1) 

(0,8) 

(-) 

(H 

(-) 

insgesamt: . . , 


13,0 16,0 

17,4 

15,0 

104 

104 

9,1 

9,1 



Nur im Stellenplan erfaßtes Personal 


333 




Drucksache 8/3024 


Deutsdier Bundestag — 8, Wahlperiode 


3.3.7 Gtschäftsberetch des Bundesmlnlsters für Jugend, Familie und Geeundhelt 


Bundesgesiindheitsamt (BGA), Berlin 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit 


Aufgaben 

119. 0ie Aufgaben des Bundesgesundheitsamtes 
umfassen Projekt- und Auftragsforschung, wissen- 
schaftliche Beratung des Bundes und der Länder, 
der EG, der FAO/WHO und anderer internationa- 
ler Gremien sowie Zulassungs- und Überwachungs- 
funktionen, insbesondere auf dem Gebiet des Be- 
täubungs- und Arzneimittel rechts und auf allen Ge- 
bieten der öffentlichen Gesundheitspflege mit den 
Zielen: 

Verbesserung des Verbraucherschutzes, 

Verminderung gesundheitlicher Risiken aus der 
Umwelt, 

Erforschung von Krankheitsursachen, Früherken- 
nung von Krankheiten, 

Krankheitsbekämpfung und 

Erhöhung der Arzneimittelsicherheit 

Die Aufgaben werden in den folgenden sieben Insti- 
tuten durchgeführt: 

1. JJoberf-Koch-fnsfifuf mit 

— Forsdiungsprojekten der klinisdien Virolo- 
gie, Erfassung der epidemiologischen Situa- 
tion in der Bevölkerung, Kontrolle über neu 
isolierte Viren und ihrer veränderten antige- 
nen Eigenschaften 

— bakteriologische Untersuchungen der anstei- 
genden Salmonellose-Erkrankungen mit 
wachsendem Aufwand und verfeinerten Me- 
thoden im Hinblick auf die Differenzierung 
der Erreger 1 neue Wege der Diagnostik, The- 
rapie und Bekämpfung von Mykosen 

— immunologische Blutgruppenforschung für 
die Erstattung von Blutgmppengutachten in 
Zivil- und Strafsachen 

— biochemische und cytologische Untersuchun- 
gen über Nukleinsäurestoffwechsel und An- 
tibiotikawirkungen. 

2. /nsf/fuf iür Wasser-, Boden- und Lu/f/iygfene 

mit 

— anwendungsbezogenen Arbeiten auf dem Ge- 
biet der Umwelthygiene, insbesondere die 
zentrale Erfassung radioaktiver Stoffe im 


Abwasser von Kernkraftwerken und Spei- 
cherung in einer Datenbank 

— Bewertung umwelttoxikologischer Daten von 
Wasser Inhalts stoffen im Hinblick auf Ge- 
wässer, Hausinstailationen zur Trinkwasser- 
verteilung, Zusatz- und Fremdstoffen zur Auf- 
bereitung von Wasser und insbesondere auf 
wassergefährdende Stoffe i Untersuchung 
gesundheitlicher Fragen im Bau- und Sied- 
lungswesen unter Berücksichtigung von hei- 
zungs-, lüftungs- und lichttechnischen Kom- 
ponenten 

— Wirksamkeitsprüfung von Mitteln zur Be- 
kämpfung von Insekten und Spinnentieren 
sowie für eine erfolgreiche Nagetierbekämp- 
fung. Die in der Umgebung von Mensch und 
Tier auch großflächig eingesetzten Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel werden toxikolo- 
gisch bewertet. 

— Bewertung von gas- und staubförmigen 
Emissionen, besonders der Luftverunreini- 
gung durch bleihaltige Staube und durch 
Kraftfahrzeugabgase, insbesondere Prüfung 
und Beratung bei der Entwicklung von Meß- 
verfahren für Schadstoffe einerseits und me- 
dizinische, tierexperimentelle und biochemi- 
sche Untersuchungen über die Wirkung von 
Schadstoffen andererseits 

— Arbeiten zu hygienischen Problemen der 
Wassergewinnung aus dem Grund wasser 
und durch Uferfiltration, Fragen der Abwas- 
ser- und Umwelthygiene bei der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln. 


3. Max-von-Peitenkoler-InsÜtat mit 

— analytischer Prüfung von Inhaltsstoffen in 
Lebensmitteln, Wein, Tabak und Tabaker- 
zeugnissen, Kosmetika. Bedarfsgegenständen, 
in Lebensmittelzusalzstoffen, in Schadstoffen, 
die aus der Umwelt und aus Bedarfsgegen- 
ständen auf Lebensmittel, Trinkwasser, 
Wein, Tabak und Tabakerzeugnisse, Kosme- 
tika übergehen (z, B. Schwermetalle) oder 
durch mikrobielle Kontamination in Lebens- 
mitteln gebildet werden (z. B. Mykotoxine) ; 

— Ermittlung der Voraussetzungen für die An- 
meldung, die Überprüfung und das Inver- 
kehrbringen gefährlicher Stoffe; 
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— gesundheitliche, insbesondere toxikologi- 
sche Bewertung dieser Stoffe und Stoffrück- 
stände ? 

— Erforschung und Bewertung von Zusammen- 
hängen zwischen Ernährung und Gesundheit 
aus emähningspolitischer und ernährungs- 
medizinischer Sicht 

Die Arbeitsergebnisse dienen als wissenschaft- 
liche Grundlage für die Rechtsetzung auf natio- 
naler und internationaler Ebene, als Empfehlun- 
gen für den vorbeugenden Gesundheitsschutz 
und als Beurteilungsmaßstäbe für Institutionen 
des Verbraucherschutzes, insbesondere die Be- 
hörden der Lebensmittel Überwachung, 

4. Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie 

Das Institut führt Langzeit- und Querschnittsun- 
tersuchungen an größeren Bevölkerungskollek- 
tiven im Hinblick auf die Häufigkeit von 
Krankheiten, Krankheitsfrühformen und somati- 
schen Risikofaktoren durch; es wird in Zukunft 
auch die Erfassung, Bewertung und Beeinflus- 
sung von krankmachenden Umweltbedingun- 
gen, Verhaltensweisen und Dispositionen unter- 
suchen. Im Vordergrund stehen weitverbreitete 
Zivilisationskrankheiten, z. B. Herz- und Kreis- 
laufkrankheiten, Diabetes, Fettstoffwechselstö- 
rungen, chronische Leber- und Lungenkrankhei- 
ten, Auf der Grundlage der Untersuchungser- 
gebnisse sollen eine verbesserte Gesundheits- 
vorsorge geschaffen und allgemein anwendbare 
Verfahren für Filteruntersuchungen entwickelt 
werden. 


sentlichen Emittenden bei kemtechnischen 
Anlagen, insbesondere die Erfassung radio- 
aktiver Emissionen und ihrer Umweltauswir- 
kungen sowiie die Berechnung der Strahlen- 
exposition der Bevölkerung über die ver- 
schiedenen Belastungswege, 

6, Jnsfjfuf lür Veterinärmedizin (Robert-von-Oster’ 
tag-Instilut) mit 

— dem Nachweis gesundheitsgefährdender Or- 
ganismen und Stoffe im Rahmen der Fleisch- 
untersuchung, der Mikrobiologie der Lebens- 
mittel, speziellen Hygienefragen und Unter- 
suchungsverfahren für die Lebensmittelüber- 
wachung 

— experimentellen Arbeiten auf dem Gebiet der 
Tierernährung und Rückstandsforschung 

— Erstellung von Gutachten zur Registrierung 
von Tierarzneimitteln, 

7, Jnsff tuf für ArzneimiiteJ 

Registrierung von Arzneimitteln, Sammlung und 
Auswertung von Meldungen über Arzneimittel- 
nebenwirkungen, Erarbeitung von Monogra- 
phien für das deutsche und europäische Arznei- 
buch und Aufsicht über den Verkehr mit Betäu- 
bungsmitteln. Unterstützt werden diese Aufga- 
ben durch eigene experimentelle pharmazeuti- 
sche und pharmakologisch-toxikologische For- 
schu ngsa r b e iten . 

In Zusammenarbeit mit anderen Institutionen, 
z, B. den Arzneimittel-Kommissionen der deut- 
schen Ärzte- und Apothekerschaft, den Herstel- 
lern und den Landesbehörden wird eine Viel- 
zahl von unerwünschten Wirkungen erfaßt und 
unter Anwendung des Stufenplans — Koordi- 
nierung von Maßnahmen und Informationsweg 
bei gesundheitlich unerwünschten Wirkungen 
von Arzneimitteln — im Institut für Arzneimit- 
tel bearbeitet. 


5, Institut lür StrahJenhygiene mit 

— Untersuchungen zur Ermittlimg der Strahlen- 
exposition des einzelnen und der Bevölke- 
rung aus natürlichen und künstlichen Strah- 
lenquellen, insbesondere durch medizinische 
Maßnahmen 

— Erhebungen und Studien über die Überwa- 
chung der radioaktiven Emissionen der we- 
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Ausgaben 


Ist 



Soll 


Finanzplanung 


in Millionen DM 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben ..... 

darunter: 

Personalausgaben ..... 

52,6 

58,5 

63,0 

59,8 

70,2 

82,7 

93,9 

96,6 

98,7 

Investitionen 

darunter: 

Bauten 

12,5 

15,1 

20,6 

33,6 

34,7 

43,1 

58,6 

63,2 

62,4 

insgesamt . . . 

65,1 

73,6 

83,6 

93,4 

104,9 

125,8 

152,5 

159,8 

161,1 


Personal 

1974 

1,975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftlidies Personal 

Technisches Personal . . 

Verwaltungspersonal 

286 — _ 377 413 424 

427 508 539 549 

518 455 478 481 

insgesamt ... | 1 231 1 340 1 430 1 454 
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PauUEhrlich-institut, Bundesamt fOr Sera und Impfstoffe * Franklurt/M. 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministars für Jugend» Familie und Gesundheit 


Aufgaben 

120. Das Paul-Ehrlidi-Institut unlerslützl die ge- 
sundheitspolitischen Aufgaben des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit im Rahmen 
der Seuchenprophylaxe und der Arzneimittelsiche- 
heit, insbesondere auf dem Gebiet der Sera, Impf* 
stqffe und Immundiagnostika. Ihm obliegt die Prü- 
fung, die Zulassung für den Verkehr und die Frei- 
gabe der einzelnen Chargen der Präparate nach 
Maßgabe der arzneimittelrechtlichen Vorschriften. 

Daneben wirkt das Paul-Ehrlich-Inslitut bei der Er- 
teilung der Erlaubnisse für die Herstellung und bei 
der Überwachung des Verkehrs der Produkte mit. 
Es betreibt Forschungen auf dem Gebiet der Sera. 
Impfstoffe und Immundiagnostika sowie zur allge- 
meinen Immunologie, insbesondere zur Entwick- 
lung von Prüfungsverfahren, Standardwerten und 
Standardpräparaten für die Messung der Wirksam- 
keit immunbiologischer Präparate, 

Die Staatlichen Prüfungen und die Forschungsar- 
beiten werden in den verschiedenen Abteilungen 
durchgeführt und betreffen folgende Schwerpunkte: 

— Human-Bakteriologie 

Die Schwerpunkte der Arbeit liegen auf dem 
Gebiet der Prüfung der bakteriellen Sera, Im- 
munglobuline und Impfstoffe. Besondere Auf- 
merksamkeit wird den neu entwickelten Toll- 
wutimpfsloffen, die aus Zellkulturen hergestellt 
werden, gewidmet. Daneben spielt die Tuberku- 
lose mit der Standardisierung der Tuberkuline 
und die Prüfung der BCG-Impfstoffe eine beson- 
dere Rolle. 

Weitere Schwerpunkte bilden die Standardisie- 
rung der Antibiotika sowie die Bearbeitung 
bakteriologischer und parasitologischer Diagno* 
stika. 

— Human-Virologie 

Schwerpunkte sind die Zulassung und Chargen- 
prüfung von inaktivierten (Poliomyelitis, Influ- 
enza, Herpes, Vacdnia-Antigen) und attenuierten 
(Poliomyelitis. Masern. Röteln, Mumps, MVA) 
Virusimpfstoffen und deren Kombinationen so- 
wie der für deren Herstellung gebrauchten Zell- 
systeme. Dazu gehören hauptsächlich Untersu- 
chungen zur Wertbemessung sowie zur Charak- 
terisierung der Virus- und Zell-Stämme auf- 
grund ihrer biologischen Merkmale. 


Für diese Impfstoffe und die entsprechenden 
Immunglobuline sowie wichtigere Diagnostika 
werden Standardpraparale hergeslellt und ge- 
eicht (auch für die Hepatitis-Diagnostik). Die 
Wirksamkeit der im Verkehr befindlichen Prä- 
parate wird durch Kontrolluntersuchungen 
überwacht. 

Außerdem gehören Arbeiten zur Verbesserung 
der Prüfmelhodik und zur Verbesserung der 
Verträglichkeit der genannten Präparate zum 
Aufgabenbereich der Abteilung. 

— Immunologie 

Im Rahmen der staatlichen Prüfungsaufgaben 
ist die Abteilung für die Zulassung und Char- 
genprüfung der klassischen (serologischen) und 
der immunchemischen Diagnostika (insbeson- 
dere zur Quantifizierung der Serum/Plasma- 
Fraktionen) sämtlidier radioimmunologisdiei 
Präparate sowie der Testallergene und Hypo- 
sensibilisierungsimpfsloffe zuständig, wobei ins- 
besondere der Entwicklung von Prüfmethoden 
für die Allergen-Impfstoffe und der Standardi- 
sierung der Anfi-Rh. (D)-Immunglobuline und 
immunchemischen Diagnostika große Bedeutung 
beigemessen wird. 

Daneben werden die übrigen Prüfungsableilun- 
gen durch immunchemische, -pharmakologische 
und -pathologische Untersuchungen und Ent- 
wicklungsarbeiten. insbesondere durch die 
Überprüfung der Neurovirulenz der Virus-Impf- 
stoffe mittels neurohistopathologischer Techni- 
ken, durch Arbeiten zur Relevanz der Prüfungs- 
ergebnisse für die Wirksamkeit und Unschäd- 
lichkeit der geprüften Präparate und — in Zu- 
sammenarbeit mit der Weltgesundheitsorganisa- 
tion — durch Erstellung und Eichung von Stan- 
dardpräparaten unterstützt. 

— • VeferinaT-Med/z/n 

Die Schwerpunkte liegen in der Durchführung 
von Prüfungsaufgaben für veterinärmedizini- 
sche Impfstoffe und Sera im Rahmen von Zulas- 
sungsverfahren und Chargenprüfungen. 

Dazu gehören auch die Entwicklung geeigneter 
Prüfungsmethoden, die Herstellung und Eichung 
von Standardpräparaten und der Aufbau einer 
für die Veterinärmedizin spezifischen Virus- 
Stamm-Sammlung. 

Tierhaltung und die Bereitstellung von Tierma- 
terial für die Belange veterinär- und humanme- 
dizinischer Prüfungs- und Forschungsaufgaben 
nehmen einen breiten Raum ein. 
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— ChemotheTüp^uiisdies ForsdumgsinsWut Oeorg- 
Speyer-Haus (Stiftung privaten Rechts und mit 
dem Paul-Ehrlidi-Institut arbeitstechnisch und 
personell eng verbunden). 

Die Aufgaben des Georg-Speyer-Hauses liegen ein- 
mal in der Unterstützung der staatUchen Prüfungs- 
täligkeit des Paul-Ehrlich-Instituts — insbesondere 
auf dem Sektor der Immunchemie — zum anderen 
in der immunologischen und immunchemischen 
Grundlagenforschung. 

Schwerpunkte tm Rahmen der Zulassungs- und 
Freigabe-Verfahren der staatlichen Prüfungen sind 


Molekulargewichtsbeslimmungen mittels Ultrazen- 
trifugation und Gelfiltration, Untersuchungen über 
Zell-Potentiale mittels trägerfreier Elektrophorese 
sowie UV* und Infrarot-Analytik* 

Auf dem Gebiet der immunologischen Grundlagen- 
forschung werden Untersuchungen über die Rolle 
von Anligen und Antikörper in der humoralen so- 
wie zellulären immunantwort durchgeführt, um da- 
mit die Voraussetzung für eine erfolgreiche Immun- 
Iherapie von Autoimmunkrankheiten und Tumoren 
zu schaffen. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

fst 

Salt 

Ftnanzplanung 

1974 1 1975 

1 1976 

1 1977 

1978 

1979 1 

1 19B0 

1 1981 1 

1 1982 

Laufende Ausgaben ^ ^ 

7,18 

7,40 

8,43 

9,7 

10,4 

12,2 

12,3 

12,8 

darunter; 









Personalausgaben . - * . . 

(4.81) 

(4,77) 

(3*33) 

( 6 . 0 ) 

(6,3) 

(7.8) 

(7.8) 

( 748 ) 

Investitionen * 

0,92 

0.91 

5,82 

1,2 

1,0 

16,0 

30,9 

30,9 

darunter: 









Bauten ^ . 




— 

— 

(15,0) 

(29.5) 

(29,9) 

insgesamt * * . 

8ri0 

B,3\ 

14,25 

10,9 

11,4 

28,2 

43,2 

43,7 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiafllidies Personal 

Tedmisdies Personal ^ . 

Verwaltungspersonal 

36 33 34 35 39 

114 115 117 119 135 

insgesamt , * 

150 148 151 154 174 
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^.3,8 G#ftchift8b«re]ch des Bund es ml Ulsters für Verkehr 


Bundesanstalt für StraBenwesen (BASt), Köln 

Technisch-wissenschaftlidie Anstalt im Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Aufgaben 

121. Die Bundesanstalt für Straßenwesen ist eine 
technisch-wissenschaftliche Einrichtung des Bundes 
und hat die Aufgabe, zur Weiterentwicklung des 
Straßenwesens beizutragen. Sie soll insbesondere 
auf eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des 
Baues und der Unterhaltung der Bundesfernstraßen 
sowie auf eine Erhöhung der Sicherheit und Leich- 
tigkeit des Verkehrs und eine Vermindening der 
straßenbedingten Umweltbelastung hinwirken und 
zu diesem Zweck Untersuchungen, Forschungen 
und Entwicklungen im Zusammenwirken mit ande- 
ren Institutionen durchführen. Dem Bundesminister 
für Verkehr stellt sie auf wissensdiafüiäie Erkennt- 
nisse gestützte Unterlagen zur Verfügung, die er 
zur Wahrnehmung seiner Aufgaben benötigt. Für 
das Gebiet der Unfallforschung ist die Bundesan- 
stalt als zentrale Stelle bestimmt; sie hat hier ins- 
besondere die Aufgabe einer zielgerichteten For- 
schungspianung und -koordinierung sowie der 
WirksamkeitskontroUe von Maßnahmen zur He- 
bung der Verkehrssicherheit Um die gesetzten Zie- 


le zu erreichen, muß die Bundesanstalt die in- und 
ausländischen Erkenntnisse der Forschung des 
Straßenwesens sowie die Erfahrungen im Bau- und 
Verkehrsgeschehen systematisch auswerten, doku- 
mentieren und für die Praxis nutzbar machen. 

Die Bundesanstalt wirkt an der Prüfung von Bau- 
stoffen, Bauteilen und Gegenständen der Straßen- 
ausrüstung sowie bei der Anerkennung von Prüf- 
stellen mit. Auf ihren Tätigkeitsgebieten berät sie 
gutachtlich andere Behörden und sonstige interes- 
sierte Stellen. 

Struktur 

Die Bundesanstalt gliedert sich in die Bereiche 
Straßenbautechnik, Straßenverkehrstechnik, Unfall- 
forschung sowie in die Zentralen Dienste und die 
Verwaltung, Ihr Rechenzentrum ist gleichzeitig Re- 
chenzentrum des Bundesministers für Verkehr. 
Für Winterdienst und Straßenunterhaltung sowie 
für regionale Sonderaufgaben hat sie eine Außen- 
stelle in Inzell, 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

SoU 

Finanzplanung 

1974 

1 1975 

1 1976 

1 1977 

1978 

1979 1 

1 1980 

1 1981 

1 1982 

Laufende Ausgaben • , * , , 

21,3 

25.2 

27,4 

31,1 

33,0 

36,5 




damnter: 










Personalausgaben ..... 

(11.9) 

(13.9) 

(15,2) 

(16,3) 

(17.0) 

(19.5) 




Investitionen 

7.0 

6.8 

3,6 

7,5 

17,1 

31,5 




domnler; 










Bauten 

(1.9) 

(0,7) 

(0,3) 

(0,6) 

, 

(0,3) 

(20,0) 




insgesamt . . . 

28,3 

32,0 

31,0 

38,6 

40,1 

68,0 

80,9 

63,7 

58,7 


Personal j 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 1 

1979 

Wissensdiaftlidies Personal 

89 

96 

94 

93 

95 

103 

Tedinisches Personal 

153 

151 

151 

151 

151 

150 

Verwaltungspersonal 

67 

106 

105 

104 

104 

98 

insgesamt . . . 

309 

353 

350 

348 

350 

349 
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Bundesanstalt für Wasserbau (BAW), Karlsruhe 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Aufgaben 

122. Die BAW ist als zentrales Institut der Wasser- 
und Schiffahrtsverwaltung des Bundes für die 
gesamte praktische und wissenschaftliche Ver- 
suchs- und Forschungsarbeit auf dem Gebiet des 
Wasser-, Erd- und Grundbaues und für die Ent- 
wicklung auf einschlägigen Gebieten der Technik 
sowie das zentrale Archiv und die zentrale Doku- 
mentations- und Informationsstelle für die vorge- 


nannten Fachgebiete zuständig. Ihr sind Aufgaben 
der Datenverarbeitung in der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung übertragen. 

Struktur 

Die BAW gliedert sich in folgende Abteilungen* 
„Allgemeine technische Entwicklung“, ^Erd- und 
Grundbau", „Wasserbau“ und verfügt über eine 
Außenstelle „Küste "in Hamburg. 


Ausgaben 
in Mlltionen DM 


Ist 



Soll 


Finanzplanung 


1974 1 

1975 1 

1976 [ 

1Ö77 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

daruiifer; 

13,06 

14,55 

17,18 

18,48 

18,89 

i8,ei 

19,22 

19,41 

19,41 

Personalausgaben 

(10,20) 

(11.05) 

(11,63) 

(12,34) 

(12,89) 

(11,92) 

(11,92) 

(11,92) 

(11,92) 

Investitionen 

darunfer: 

2,22 

5,90 

5,55 

2,41 

1,23 

3,18 

3,38 

2,93 

2,93 

Bauten 

(1,13) 

(4,98) 

(4,02) 

(0,80) 

(0,26) 

(2,20) 

(2,40) 

(1,90) 

(1,90} 

insgesamt . . . 

15,28 

20.45 

22,73 

20,89 ' 

20,12 

21,99 

22,60 

22,34 

22,34 


Personcd 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftlidies Personal ............ 

60 

60 

61 

60 

61 

61 

Tedinisdies Personal 

158 

168 

167 

173 

170 

171 

Verwaltungspersonal 

79 

78 

78 

79 

79 

76 

insgesamt ... 

1 297 

306 

306 

312 

310 

308 


') Nur im Stellenplan erfaßtes Personal 
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Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG), Koblenz 

Bundesoberbehörde im Geschäflsbereidi des Bundesministers für Verkehr 


Aufgaben 

123. Die Bundesanstalt für Gewässerkunde betreibt 
Forschung auf den Gebieten Gewässerkunde (Hy- 
drologie des Oberflächen^ und Grundwassers), 
Wasserwirtschaft und Gewässerschutz. Sie berät 
die Bundesministerien in Grundsatz- und Einzelfra- 
gen und die Behörden der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes (WSB) nach § 45 Abs. 3 
WaStrG ira Rahmen der Unterhaltung, des Aus- 
und Neubaues der Bundeswasserstraüen auf ihren 
Fachgebieten, Sie ist ferner zuständig für die 
Durchführung der Hauptnivellements an den Bun- 
deswasserstraßen. Auf dem Gebiet der Radioaktivi- 
tät der Oberflächengewässer im Binnenland ist sie 
die fachliche Zentralstelle des Bundes, 

Im Bereich des Umweltschutzes wird die BfG bei 
der Ausarbeitung des UmweUprogrammes, zur 
Übernahme verschiedener Forschungsaufträge, zur 
Mitarbeit in den internationalen Gewässerschutz- 
kommissionen und bei Vorbereitung und Durchfüh- 
rung internationaler Konventionen herangezogen 
(Europäische Gewässerschutzkonvention, Konven- 
tion zum Schutze des Meeres gegen Verunreini- 
gung von Land aus, Konvention zum Schutz der 
Ostsee gegen Verunreinigung). Sie führt ein eige- 
nes Forschungsprogramm ^^Situationsanalyse und 
Feststellung der Belastbarkeit der Küstengewässer 
mit Schadstoffen" durch. 

Wissenschaftliche Aufgaben auf dem Gebiet der 
Gewässerkunde und der Wasserwirtschaft, insbe- 


sondere im Hinblick auf den Umweltschutz, wer- 
den von der BfG in Zusammenarbeit mit einigen 
anderen Einrichtungen des Bundes bearbeitet ; die 
Koordinierung der umweltbezogenen Aufträge der 
BfG erfolgt durch einen Lenkungsausschuß, in dem 
die neun beteiligten Bundesminister vertreten sind. 

Das vom Lenkungsausschuß gebilligte mittelfristige 
Arbeitsprogramm der BfG enthält folgende acht 
Themen: Wasserkreislauf und Wasserhaushalt, 
Grundwasser, Flußkunde, Küstenforschung, Ver- 
messungs- und Meßwesen, Hydrologisdie Statistik 
und Dokumentation, Mathematische Hydrologie, 
Allgemeine Aufgaben. 

Struktur 

Die Bundesanstalt für Gewässerkunde gliedert sich 
in die fünf Abteilungen: 

— Wassermengenkunde und Morphologie für Bin- 
nenland und Küste, Koordinierung der Entwick- 
I ungshil f e au f g ab en ; 

— Grundwasser, Geologie, Wasserhaushalt. Was- 
serstandsvorhersage, mathematische Modelle, 
internationale Organisationen; 

— Physik, Chemie und Biologie der Gewässer, Fi- 
s eher e i ang e leg enheiten ; 

— Allgemeine und technische Wassergütefragen, 
Gewässerradiologie, Pflanzungen; 

— Vermessungswesen und Gerätewesen. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

FLaan^latning 

1974 } 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 i 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben . , , . • 

7 

8 

9 

7 

B ' 

8 

8 

8 

8 

darunter: 










Personalausgaben # ♦ . * . 

(6) 

(6) 

(7) 

(6} 

(6) 

(6) 

(6) 

m 

(6) 

Investionen * . . . * . » . * , * - ^ 

i 

1 

1 

2 

1 

l 

2 

2 

2 

darunter: 










Bauten ............... 


(1) 

(-) 

(4) 

(1) 

(IJ 

(2) 

(2) 

(2) 

insgesamt . . , 

8 

9 

to 

9 

9 

9 

10 

to 

10 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

WlssensdiaftUdies Personal *) . 

43 

44 

45 

45 

45 

45 

Tedinisdies Personal . y ...... . 

86 

87 

88 

88 

88 

88 

Verwaltungspersonal ... ............... ,, 

46 

46 

46 

46 

46 

46 

insgesamt . . . 

175 

177 

179 

179 

179 

179 


Nur im Stellenplan eriaßtes Personal 
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Deutsches Hydrographisches Institut (DHI)» Hamburg 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Aufgaben 

124 . Das Deutsdie Hydrographische Institut (DHI) 
ist nach § 4 Abs. l des Gesetzes über die Aufgaben 
des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1977 
beauftragt, 

— die Seeschiffahrt und Seefischerei durch natur- 
wissenschaftliche und nautisch-technische For- 
schungen zu fördern; 

— die nautischen Instrumente und Geräte der 
Schiffsausrüstung auf ihre Eignung für den 
Schiffsbelrieb und ihre sichere Funktion an 
Bord zu prüfen und die Magnetkompasse zu re- 
gulieren; 

— die nautischen und hydrographischen Dienste 
für die Schiffahrt, insbesondere den Seevermes- 
sungsdienst, den Gezeiten-, Windstau- und 
Sturmflutwarndienst, den Eisnachrichtendienst, 
den erdmagnetischen Dienst und den Zeitdienst 
wahrzunehmen; 

— amtliche Seekarten und amtliche nautische Ver- 
öffentlichungen herzustellen und herauszugeben 
sowie nautische Warnnachrichten zu verbrei- 
ten-, 

— das Meerwasser auf Radioaktivität und sonstige 
schädliche Beimengungen zu überwachen. 

Nach dem Gesetz — zu den Übereinkommen vom 
15. Februar 1972 und 9. Dezember 1972 zur Verhü- 
tung der Meeresverschmulzung durch das Einbrin- 
gen von Abfällen durch Schiffe und Luftfahrzeuge 

— vom tl. Februar 1977 ist das DHI zuständig für 
die Entscheidung über die Erteilung von Erlaubnis- 
sen für das Einleiten und Einbringen von Stoffen in 
die Hohe See. 

Das DHI entscheidet hinsichtlich der Ordnung der 
Nutzung und Benutzung der Gewässer und des 
Luftraumes über die Erlaubnis zur Durchführung 
von Forschungshandlungen und von Gewinnvorha- 
ben auf dem Festlandsockel der Bundesrepublik 
(Gesetz zur vorläufigen Regelung der Rechte am 
Festlandsockel vom 27. Juli 1964). 

Verbunden mit diesen Aufgaben sind Forschungs- 
arbeiten des DHI, die nach folgenden Gesichts- 
punkten eingeteilt werden: 


1 . Priorität: 

Forschungen zur besseren Erfüllung von gesetzlich 
klar umrissenen Einzelaufgaben (Dienste) 

2. Priorität: 

Naturwissenschaftliche Forschungen zur unmittel- 
baren Förderung der deutschen Seefischerei 

3. Priorität: 

Naturwissenschaftliche Forschungen zur mittelba- 
ren Förderung der deutschen Seeschiffahrt und 
Seefischerei. 

Regional liegen die Schwerpunkte der Forschungs- 
aktivitäten des DHI im Bereich des deutschen Fest- 
landsockels. Für Probleme, bei denen eine großräu- 
mige Betrachtungsweise sinnvoll ist, kann die ge- 
samte Nord- und Ostsee einbezogen werden. Dar- 
über hinaus können außerheimische Gewässer in 
die Untersuchungen des DHI nur im Rahmen natio- 
naler und internationaler Interessenschwerpunkte 
und Forschungsprogramme zur Förderung der deut- 
schen Seefischerei einbezogen werden. 

Die Forschungen des DHI zur Förderung der deut- 
schen Seefischerei werden aufgrund von Vorgaben 
der für die Fischereiforschung primär zuständigen 
Institutionen durchgeführt. 

Für die Arbeiten auf See stehen dem DHI die Ver- 
messungs- und Forschungsschiffe „Komet“ (l 252 
BRT) und „Gauß" (846 BRT), das Vermessungs- 
schiff „Süderoog" (154 BRT), die Vermessungs- und 
Wracksuchschiffe „Atair“ und „Wega" (je 157 
BRT) und gemeinsam mit der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft (DFG) das Forschungsschiff 
„Meteor" (2 615 BRT) zur Verfügung. 

Ebenfalls gemeinsam mit dem DFG wird das Deut- 
sche Ozeanographische Datenzentrum beim DHI 
unterhalten, 

Struktur 

Das DHI unterhält 5 Außenstellen und das Erdma- 
gnetische Observatorium Wingst. Es gliedert sich 
m die Zeiitralabteilung und die 3 Fachabteilungen 
Meereskunde, Technische Schiffssicherheit sowie 
Nautische Veröffentlichungen, Vermessung und 
Seekartenwerk. 
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Ausgaben 
in Mmionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplantmg 

19?4 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1 1978 

1979 1 

1960 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

37,7 

40,1 

42,0 

45,3 

44,3 

44,0 

47,8 

45,8 

45,7 

darünter: 










Personalausgaben 

(29,9) 

(30,0) 

(32.3) 

(33,6) 

(33,6) 

(33,5) 

(33,5) 

(33,5) 

(33,5) 

Investitionen . - 

2,4 

2,8 

1,2 

2,7 

15,3 

14,9 

21,0 

9,0 

9,5 

darun/er: 










Bauten 

(-) 

(0,2) 

(-) 

{-) 

(0.3) 

(0,3) 

(4.4) 

(4,4) 

(4,2) 

insgesamt . . . 

40,1 

42,9 

43,2 

48,0 

59,6 

58,9 

68,8 

54,8 

55,2 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftlidies Personal • 

57 

60 

59 

60 

6! 

64 

Tedanisdies Personal * * . * 

309 

349 

350 

350 

350 

330 

Verwaltungspersonal * . * 

412 

410 

410 

410 

410 

342 

insgesamt * . * 

778 

819 

319 

820 

821 

744 
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Deutscher Wetterdienst (DWD), Offenbach 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesminlsters für Verkehr 


Aufgaben 

125p Der Deutsdie Wetterdienst ist eine ted^nisdi' 
wissenschaftliche Bundesanstalt; er hat die Aufga- 
ben* 

— die meleorologischen Erfordernisse, insbesonde- 
re auf den Gebieten des Verkehrs, der Land- 
und Forstwirtschaft, des Bauwesens und des 
Gesundheitswesens für den Bereich der Bundes- 
republik Deutschland und das Land Berlin zu 
erfüllen* 

— die meteorologische Sicherung der Seefahrt und 
der Luftfahrt zu gewährleisten, 

— die Atmosphäre auf radioaktive Beimengungen 
und deren Verfrachtung zu überw^achen, 

— ' durch Forschungsarbeiten die Erkenntnisse auf 
dem Gebiet der Meteorologie zu fördern, 

— an der internationalen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Meteorologie teifzunehmen und die 
sich daraus ergebenden internationalen Ver- 
pflichtungen im Bereich des Wetterdienstes und 
Wetternachrlchtendienstes zu erfüllen. 

Im Vordergrund der welterdiensUichen Tätigkeit 
stehen Dienstleistungsfunktionen, die vor allein 
Vorhersagedienste, Beratungen und Auskünfte um- 
fassen. Hierfür sind Hilfsmittel wie umfangreiche 
Beobachlungsnetze zur Gewinnung von Daten an 
der Erdoberfläche und aus der freien Atmosphäre, 
Fernmeldeeinrichtungen und leistungsfähige EDV- 
Anlagen notwendig. 

Die Forschungs- und Entwicklungstätigkeii iin 
Deutschen Wetterdienst ist vorwiegend auf eine 
Verbesserung der Dienstleistungen gegenüber der 
Öffentlichkeit und besonderen Bedarfsträgern aus- 


gerichtet und in vier Schwerpunkten zusammenge- 
faßt: 

— Entwicklung verbesserter Methoden zur Weiter- 
vorhersage 

— Entwicklung von Meßtechniken und Auswerte- 
verfahren 

— Erarbeitung meteorologischer Grundlagen für 
menschliche Aktivitäten 

— Erarbeitung agrarmeteorologischer Erkenntnisse 
für die Landwirtschaft. 

Der Forschungsantell im Haushalt des DWD ist 
verhältnismäßig gering. Von den Ausgaben entfal- 
len einschließlich entsprechender Infrastrukturan- 
teile ca. 12 ^'ii auf Foisclmngs- und Enlwicklungstä- 
tigkeiten (ca. 9 *'/p ohne Infrastruktur); ca. 9 des 
Personals (ca. 22 des wissenschaftlichen Perso- 
nals) ist hierfür eingesetzt. 

Struktur 

Der Deutsche Welterd tensl gliedert sich in em 
Zenlraiamt in Offenbach a. M.. dem Dienststellen 
mit überregionalen Aufgaben, 1 . e. eine Wetter- 
dienstschule, zwei Inslrumentenämler, zwei Mete- 
orologische Observatorien, fünf Agrarmeteorologi- 
sehe ForschungssteHen* eine Medizinmeteorologi- 
sche Forschungsseile und eine Aerologische For- 
schungs- und ErprobungssteJle unterstellt sind so- 
wie in zwölf Wetterämter, denen die Flugwetter- 
warten, Wetterwarten und Wetterstationen nachge- 
ordnet sind. 

Das Zenlraiamt besteht aus den Abteilungen Allge- 
meine Fachangelegenheiten, Synoptische Meteoro- 
logie, Kilmalologie, Forschung, Agrarmeteorologie. 
Fernmeldedienst, Verwaltung. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

FinanzpLanung 

1974 ) 

1975 i 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

84,9 

93,4 

96,4 

100,5 

102,5 

105,2 

106,3 

107,4 

107,9 

darunfer: 










Personalausgaben 

(63,5) 

(67.7) 

(68,6) 

(74,2) 

(74.2) 

(75,4) 

(75,4) 

(75,4) 

(75,4) 

Investitionen * * . 

35,3 

34,8 

8,7 

8,1 

11,2 

13,8 

17,7 

15,9 

12,9 

darunter: 










Bauten 

(5.1) 

(6,6) 

(1.2) 

(0,6) 

(3,8) 

(4.1) 

(5,7) 

(6,3) 

(4,3) 

insgesamt * * . 

120,2 

128,2 

105,1 

108,6 

113,7 

119,0 

124,0 

123,3 

120,8 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 *) 

1979 *) 

Wissensdiaftlidies Personal , 

317 

309 

327 

319 

308 

311 

Tedinisdies Personal 

114 

116 

116 

116 

116 

113 

Verwaltungspersonal 

281 

274 

275 

282 

267 

251 

Faditechnisdies Personal 

1 423 

1 390 

1 397 

1 428 

1 447 

1 472 

insgesamt * , , 

2 135 

2 009 

2115 

2145 

2 138 

2 147 


') Ist-Zabien nach dem Stand vom 4. April 1978 
*) Soll-Zahlen ohne Personalanforderungen für 1979 
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3.3.9 Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (BfLR), Bonn-Bad <aodesberg 

Forschungseinrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung. Bauwesen und Städtebau 


Aufgaben 

126. Die Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung berät den für Raumordnung und 
Städtebau zuständigen Bundesminister bei pla- 
nungspraktischen Aufgaben, indem Informationen 
und wissenschaftliche Grundlagen erarbeitet und 
für die Praxis aufbereitei werden. 

Die Schwerpunkte der Forschungs- und Informa- 
tionslätigkeit beziehen sich auf wissenschaftliche 
Beiträge zur 

— Fortschreibung und zum Vollzug des Bundes- 
raumordnungsprogramms, des Raumordnungsge- 
selzes sowie auf die Erstellung der alle vier 
Jahre dem Deutschen Bundestag zu erstattenden 
Raumordnungsberichte; 

— Entwicklung städtebaulicher Programme in Ver- 
bindung mit der Wohnungsbaupolitik sowie auf 
die Ausarbeitung von Städtebauberichlen. die 
dem Parlament in unregelmäßigen Abständen 
vorgelegt werden. 

Ein Teil der für diese Aufgaben benötigten wissen- 
schaftlichen Grundlagen wird über eigene For- 


schung in der BundesforschungsanstaJt für Landes- 
kunde und Raumordnung erarbeitet. Darüber hin- 
aus übernimmt die Bundesforschungsanstalt im 
Aufträge des Bundesminislers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau wesentliche Aufgaben 
bei der Definition, Vergabe, Begleitung und Aus- 
wertung von Forschungsprojekten, die im Rahmen 
der Ressortforschung von Außenstehenden durch- 
geführt werden. 

Struktur 

Die Bundesforschungsanstalt gliedert sich in die 
Abteilungen Forschung (F) and Information (l). In 
der Abteilung F findet der größte Teil der fachwis- 
senschaftlichen Forschung statt. Die Abteilung I 
hat ihren Schwerpunkt dagegen in der Bereitstel- 
lung von numerischen und nichtnumerischen Infor- 
mationen. Darüber hinaus verfügt die Bundesfor- 
schungsanstall über kartographische, folotechnl- 
sche und drucktechnische Einrichtungen zur Her- 
stellung von thematischen Karten und Fachveröf- 
fenüichungen. 


Ausgaben 
ln Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1 1975 

1 1976 1 

1 1977 

1978 

1979 1 

1 1980 1 

1 1981 1 

1 1982 

Laufende Ausgaben * 

7,119 

7,333 

7,81 

7,646 

7,747 

7,555 

7,403 

7,395 

7,480 

darunter: 










Personalausgaben 

(5,105) 

(5,220) 

(5,404) 

(5,405) 

(5,267) 

(5,157) 

(5,157) 

(5,162) 

(5,162) 

Investitionen 

0,340 

0,369 

0,154 

0,154 

0,253 

0,175 

0,128 

0,120 

0,390 

darunter: 










Bauten 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

M 

(-) 

insgesamt . . « 

7,459 

7,702 

7,969 

7,800 

8,000 

7,730 

7,531 

7,515 

7,870 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

43 

43 

43 

40 

39 

41 

Technisches Personal 

21 

25 

25 

25 

25 

18 

Verwaltungspersonal 

79 

73 

71 

70 

69 

69 

insgesamt . . . 

143 

141 

139 

135 

133 

128 
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a.3,10 Gesctiäftstieretch des BundesrnfnlBters fOr Forschung und Technologie 


Biologische Anstalt Helgoland (BAH), Helgoland 

Unselbständige Anstalt im Gesctiäftsbereich des Bündesministers für Forschung und Technologie 


127. Die Forsdiung auf den Gebieten Meeresbiolo- 
gie und -Ökologie verfolgt das Ziel» auf interdiszi- 
plinärer Basis neue Erkenntnisse über die Grundla- 
gen des Lebens im Meer zu erarbeiten und der un- 
mittelbar anwendungsbezogenen Zweckforschung 
ein tragfähiges Fundament sowie neue Impulse zu 
liefern* Im Vordergrund stehen Untersuchungen 
über die Erkennung, Verhütung und Bekämpfung 
der Meeresverschmutzung sowie über die Nutzung 
des Meeres als Nahrungsquelle* 

Aufgaben 

Die Biologische Anstalt Helgoland hat folgende 
Aufgabengebiete : 

— Untersuchung von komplexen Wechselbezie- 
hungen zwischen einzelnen Arten von Mikroor- 
ganismen, Pflanzen und Tieren im Meer als 
Voraussetzung für das Verhältnis dynamisch- 
biologischer Vorgänge; 

— Erfassung von jahreszeitlichen Einflüssen auf 
die Produktivität mariner Organismen für eine 
kritische Beurteilung der Belastung des Meeres 
durch den Menschen; 

— Untersuchungen über die Beeinflussung mariner 
Organismen durch Küsten- und Meeresver- 
schmutzung; 

— Kultivierung mariner Organismen durch metho- 
dische Weiter- und Neuentwicklungen, Lebens- 


zyklusuntersuchungen, Aufbau mehrgliedriger 
künstlicher Biosysteme, Untersuchung der Be- 
deutung einzelner Organismen für Schadstoff- 
tests sowie als Nahrungsorganismen für andere, 
in Kultur genommene Meerestiere* 

Die BAH ist Rechtsträger für die Taxonomische 
Arbeitsgruppe (TAG), einer zentralen Einrichtung 
für die Meeresforschung m der Bundesrepublik 
Deutschland, die biologisches Expeditionsmaterial 
deutscher Forschungsschiffe bearbeitet. Außerdem 
erbringt die BAH folgende Dienstleistungen; 

— Bereitstellung und technische Betreuung von 
Arbeitsplätzen für in- und ausländische Gastfor- 
scher; 

— Bereitstellung von Kursplätzen und organisato- 
rische Betreuung von Lehrveranstaltungen (Kur- 
sen, Exkursionen) der Hochschulen sowie Ver- 
anstaltung eigener meeres biologischer Kurse; 

— Versorgung festländischer Lehr- und For- 
schung sstätten mit marinem Untersuchungs- 
und Lehrmaterial; 

— Unterhaltung eines Schau-, Lehr- und Versuchs- 
aquariums* 

Die Biologische Anstalt Helgoland gliedert sich in 
die Zentrale in Hamburg, die Meeresstation auf 
Helgoland und die Litoralstation in List auf Sylt* 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplajiung 

1974 1 1975 1 1976 j 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1962 

Laufende Ausgaben 

8,13 

9,43 

9,43 

9,70 

9,50 

10,2 

11,1 

daTunter: 








Personalausgaben , . . . . 

(5,56) 

(6.07) 

(5,92) 

(5.97) 

(5,99) 

(6,0) 

(6,0) 

Investitionen * 

4,24 

2,50 

2,93 

5,38 

7,55 

7,8 

5,3 

darunter: 








Bauten 








insgesamt , , . 

12,36 

11,93 1 

12,36 

15,08 

17,05 

16,0 

16,4 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftlidies Personal ') 

31 

33 

36 

38 

40 

42 

Tedinisdies Personal ') 

48 

47 

49 

49 

51 

52 

Verwaltungspersonal ') 

53 

59 

62 

62 

64 

65 

insgesamt , . . 

132 

139 

147*) 

149') 

155 ») 

159 ‘) 


incL sonderFinanzi^rtem Zusatzpersonal (aus Drittmitteln) 
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Deutsches Historisches Institut London (DHI London), London 

Institut des Vereins zur Förderung des britisch-deutschen Historikerkreises e.V„ Frankfurt 


Aufgaben 

128 * Das DHI London erforsdit die deutsch- briti- 
schen Beziehungen, insbesondere auch die gesell- 
schaftswissenschaftlichen Aspekte, Das Institut 
übernimmt die Veröffentlichung der Forschungs- 
ergebnisse sowie die Edition von Quellen zu den 
deutsch-britischen Beziehungen aus britischen Ar- 
chiven und Bibliotheken. Es erteilt auf Anfrage Ge- 
lehrten und wissenschaftlichen Instituten Auskunft, 
unterstützt ihre Arbeiten und vermittelt die Hilfe 


von Mitarbeitern, soweit dies ohne Beeinträchti- 
gung seiner Hauptaufgabe geschehen kann. 


Struktur 

Institutsleiter sowie wissenschaftlicher Beirat, der 
sich aus mindestens sieben, höchstens zehn Wis- 
senschaftlern zusammensetzL wird von der Mitglie- 
derversammlung des Vereins auf die Dauer von 
drei Jahren gewählt. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 1975 1 1976 | 1977 

1978 

1979 ( 1980 1 1931 | 1932 

Laufende Ausgaben . , , , , 

0,33 0,67 1,02 

1,35 

1,46 

darunfer; 




Personalausgaben 

(0,09) (0,39) (0,65) 

(0,86) 

(0.91) 

Investitionen , , 

— — 0,30 

— 

— 

darunter: 




Bauten * , , , * 

(-) {-) (0,30) 

(-) 

M 

insgesamt . . . 

0,33 0,67 1,32 

1,35 

1,46 1,99 2,10 2,48 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 *) 

Wissensdiaftliäies Personal . * 

5 

5 

5 

5 

6 

Tedinisdies Personal 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal 

7 

7 

7 

7 

7 

insgesamt * . * 

12 

12 

12 

12 

13 


*) ab 1979 Planungswerte 
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Deutsches Historisches Institut Paris (OHI Paris), Paris 

Unselbständige Bundesanstalt im Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie 


Aufgaben 

129. Das DHI Paris erforscht die deutsch-französi- 
schen Beziehungen im Bereich der mittelalterlichen 
und neueren Geschichte in politischer, wirtschaftli- 
cher, sozialer und kultureller Hinsicht und veröf- 
fentlicht die Forschungsergebnisse. Es vermittelt 
und pflegt die fachlichen Beziehungen zwischen 
deutschen und franzosichen Historikern. 

Schwerpunktprogramme und -projekte sind; Callia 
Ponlifica, Regesten der Merowinger, Prosopogra- 
phia regnorum occidenlalium, Deutsche in Frank- 
reich, Geschichte der historischen Forschung und 
Methode in Frankreich seit dem 16. Jahrhundert, 


Dokumentation zur französischen Sozial- und Wirt- 
schaftsgeschichte; 

Veröffentlichungen; Pariser Historische Studien, 
Bulletin bibliographique, Institutszeitschrift FRAN- 
CIA und Beiheft zur FRANCIA, Dokumentation 
Westeuropa. 

Struktur 

Institutsleiter; der Wissenschaftliche Beirat (Bera- 
tungsgremium), setzt sich aus mindestens fiinf bis 
höchstens sieben deutschen Historikern zusammen, 
die vom BMFT auf die Dauer von fünf Jahren be- 
rufen werden. 


Ausgaben 
ln Millionen DM 

Ist 

SoU 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

1,23 

1,58 

1,64 

4,73 

1,81 





darunter: 










Personalausgaben 

( 0 . 96 ) 

( 1 , 15 ) 

( 1 . 21 ) 

( J . 28 ) 

((, 33 ) 





Investitionen 

— 

— 

— 

0,10 

0,04 





darunter: 










Bauten 

{-) 

(-) 

(-) 

( 0 . 10 ) 

( 0 . 04 ) 





insgesamt . . . 

1,23 

1,58 

1.64 

1,83 

1,85 

1,88 

1,90 

1,93 

1,96 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

7 

8 

8 

8 

8 

8 

Technisches Personal 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaitungspersonal 

7 

7 

7 

7 

7 

7 

insgesamt . . . 

14 

15 

15 

15 

15 

15 
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Deutsches Historisches Institut Rom (DHI Rom)^ Rom 

Unselbständige Bundesanstalt Im Geschäftsbereich des Bundesmlnisters für Forschung und Technologie 


Aufgaben 

130. Das DHI Rom erforscht die deutsche und euro- 
ropäische Geschichte einschließlich der Musikge- 
schichter im besonderen die deutsch-italienischen 
Beziehungen im Mittelalter und in der Neuzeit, Das 
Institut veröffentlicht Quellen zur deutschen Ge- 
schichte aus den Vatikanischen Anstalten und den 
übrigen staatlichen und kirchlichen Archiven und 
Bibliotheken in Italien und fördert die Beziehungen 
zur gegenwärtigen italienischen Geschichtswissen- 
schaft. 

Schwerpunktprogramme und -projekte sind: For- 
schung zum Kulturkampf, Toscana-Forschung, Ita- 
lia-Pontifica, Musikgeschichtliche Forschung, Spät- 


neuzeitliche Geschichte, insbesondere des 20. Jahr- 
hunderts. 

Veröffentlichungen: Buchreihen Nunüaturbericht 
aus Deutschland, Reperloricum Germanium, Ana- 
lecta Musicologia, Concentus Musicus^ Quellen 
und Forschungen aus italienischen Archiven und 
B i blio th ek en (Ins ti tutsz e i t sc hri fl) . 

Struktur 

Institutsleiter; der Wissenschaftliche Beirat (Bera- 
tungsgremium) setzt sich aus sieben bis neun' 
deutschen Historikern zusammen, die vom BMFT 
auf die Dauer von fünf Jahren berufen werden. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1 1980 1 1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben ..... 

2,25 

2,53 

2,84 

2,71 

2,91 




darunter: 









Personalausgaben 

(1,50) 

(1,50) 

(1.72) 

(1.76) 

(1.95) 




Investitionen • . . 

0.53 

0,29 

0,20 

— 

0,09 




dörunfer; 









Bauten 

(0.53) 

(0,29) 

(0,20) 

(-) 

(0.09) 




insgesamt . . . 

2,78 

2,82 

3,04 

2,71 

3,00 

2,97 

2,99 3,06 

3,12 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdiaftlidies Personal 

11 

11 

11 

10 

10 

Teciinisdies Personal 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal 

13 

13 

13 

13 

13 

insgesamt . . . 

24 

24 

24 

23 

23 


') Pers. Verhandlungen mit BMF laufen noch. 
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Kunsthlslorisches Institut Florenz (KHI Florenz), Florenz 

Unselbständige Bundesanstalt im Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie 


Aufgaben 

131. Das KHI dient als internationaler Sammel- 
punkt für Forschung zur italienischen Kunstge- 
schichte und fördert durch Publikationen, Stipen- 
dien, Ferienkurse und internationale Seminare die 
Forschung auf seinem Arbeitsgebiet 

Schwerpunkte sind die Kunstgeschichtlichen For- 
schungen zur Renaissance in Florenz und Nordita- 
lien. 


Veröffentlichungen: Mitteilungen des KHI, Italieni- 
sche Forschungen (Buchreihen). 


Struktur 

Institutsleiter und Wissenschaftliches Kuratorium 
(Beratungsgremium) bestehend aus sieben Wissen- 
schaftlern. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soli 

Finanzplauung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

1,33 

1,60 

1,63 

1,68 

1,86 





doiimfer; 










Personalausgaben . * * , * 

(0,88) 

(141) 

(1,07) 

(1,11) 

(1,26) 





Investitionen 

— 

— 

— 

— 

0,66 





darunter.* 










Bauten 

(-) 

(-) 

(— ) 

(— ) 

(0,66) 





insgesamt . . . 

1,33 

1,60 

1,63 

1,68 

2,52 

2,54 

2,68 

1,97 

2,01 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 *) 

Wissensdiaftlidies Personal 


9 

9 

9 

8 

8 

Tedinisdies Personal ...... 







Verwaltungspersonal ...... 

■ * * 

16 

16 

16 

16 

17 

insgesamt . . . 

25 

25 

25 

24 

25 


Pers. Verhandlungen mit BMF laufen noch. 
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Orient-Institut, Belrut/Ubanon 

Institut der Deutschen Morgenländischen Gesellschaft e.V., Mainz 


Aufgaben 

131.a Das Orient-Institut führt eigene Forsdiungen 
auf dem Gebiet der arabischen Sprache und Litera- 
tur, der Isiamwissenschaft und Semitistik durch 
und publiziert deren Ergebnisse. Es dient der Zu- 
sammenarbeit der deutschen Orientforschung mit 
den arabischen Ländern, insbesondere mit arabi- 
schen Gelehrten, Instituten, Bibliotheken und 
Sammlungen. Durch das Institut soll deutschen 
Orientalisten, insbesondere auch jungen Nach- 
wuchskräften, die Möglichkeit zu einem vorüberge- 
henden Studienaufenthalt in einem arabischen 
Land geboten werden. 

Schwerpunktprogramme und -projekte sind: Mo- 
derne arabische Literatur, Edition des umfangreich- 


sten biographischen Wörterbuches in arabischer 
Sprache; grundlegendes Geschichtswerk zum Früh- 
islam. 

Veröffentlichungen; Buchreihen ,,Bibliotheca Isla- 
mica" und pBeiruter Texte und Studien"» 


Struktur 

Institutsleiter sowie Beirat des Orient-Instituts, Der 
Beirat besteht aus einem Vertreter des BMFT und 
zwei Fachgelehrten aus den Gebieten Arabistik, 
Semitistik und Islamwissenschaft, Die Fachgelehr- 
ten werden von der Mitgliederversammlung auf die 
Dauer von drei Jahren gewählt 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Boll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1973 

1979 1 

1980 1 1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben . . » . < 

0,654 

0,697 

0,690 

0,809 

0,931 

0,910 



darunfen 









Personalausgaben , . , , , 

(0,498) 

(0,515) 

(0.521) 

(0,629) 

(0,691) 

(0,663) 



Investitionen • 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



doriinfer; 









Bauten * 

(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

(-} 

(-) 



insgesamt » * * 

0,654 

0,69? 

0,690 

0,809 

0,931 

0,910 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1973 

j 1979 >) 

Wissensdiaftlidbes Personal 

5 

6 

6 

6 

6 

6 

Tedmisdies Personal 

— 

— 

— 


— 

— 

Verwaltungspersonal 

6 

6 

6 

6 

6 

6 

insgesamt , . . 

11 

12 

12 

12 

12 

12 


1979 Plan ungs werte 
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3.3.11 Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- und Femmetdewesen 


Forschungsinstitut der Deutschen Bundespost beim Fernmeldetechnischen Zentralamt, Darmstadt 
und Berlin (AuBenstelle) 

Institut einer Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- und Fernmetde- 
wesen 


Aufgaben 

132« Die Deutsche Bundespost muß ihre Anlagen 
im Post- und Fernmeldewesen unter Beachtung des 
Wirtschaltlichkeitsgrundsatzes technisch und be- 
trieblich dem Bedarf entsprechend weiterentwik- 
keln. Hierzu betreibt die DBF nachrichlentechni- 
sche Forschung in ihrem Forschungsinstitut beim 
Femmeldetechnischen Zentralamt. 

Die Arbeiten konzentrieren sich auf folgende zehn 
Forschungsschwerpunkte : 

Nachiichtenverarbeitung 

— Analyse und Synthese der deutschen Sprache 
zur Automatisierung von Ansage- und Aus- 
kunftsdiensten im Femsprechwesen 

— Digitale Codier- und Übertragungsverfahren für 
Breitband- und Schmalband-Fersehsignale 

VermUtlang 

— Untersuchung vermittlungstechnischer Prinzi- 
pien digitaler Nachrichtenströme 

— Untersuchung digitaler Aufbausysteme 
Fernmeldenetze 

— Studien über die langfristige und optimale Pla- 
nung von Femmeldenetzen 

— Verkehrstheoretische Studien 
überlragungsverfahren 

— Digitale Signalübertragung im Basisband und 
über bandbegrenzte Kanäle 

— Fehlerstrukturanalyse für digitale Übertra- 
gungsstrecken 

— Mikrowellenstreckengeräte für die Übertragung 
mittels 4-Phasentastung 

Neue leitergebundene übertragungamedien 

— Lichtleitfaser 

Antennen 

— Spiegelantennen mit verbesserter Richtcharakte- 
ristik und deren Erreger 

— Phasengesteuerte Gruppenantennen für gerich- 
tete Funkverbindungen 


V/ellenausbreitung 

— Studien der Ausbreitungsbedingungen für ter- 
restrischen Richtfunk und Satellitenfunk 

— Beeinflussung von terrestrischen und Satelliten- 
Funksystemen durch Streuung an Niederschlä- 
gen 

Festkörperelek trontk 

— Hybride Schaltungen in Dick- und Dünnfilm- 
technik für den GHz-Bereich 

— Mikroschaltungstechnik für schnelle digitale 
Basisbandübertragung 

— Untersuchung von Isolationsschichten für Ver- 
bindungshalbleiter 

Optoelektronik 

— Untersuchung von Komponenten für die Licht- 
leiter-Nachrichtentechnik 

Wissenscha/f/iche Servicefunktionen 

— Forschung und Beratung auf dem Gebiet der 
Akustik 

— Wissenschaftliche EDV-Programmierung 

— Materialuntersuchung mit physikalisch-chemi- 
schen Methoden 

— Wellenausbreitungsvorhersage im Kurzwellen- 
bereich. 

Struktur 

Das Institut ist in fünf Forschungsbereiche geglie- 
dert: 

Nachrichtenverarbeitung. Übertragungsverfahren und 
-medien, Antennen und Wellenausbreitung, Fesl- 
körperelektronik sowie Vermittlung und Netze. 

Das Institut untersteht fachlich einem Forschungs- 
rat, dem Vertreter aus verschiedenen Bereichen 
der Deutschen Bundespost angehören; zwei Mit- 
glieder entsendet der Bundesminister für Forschung 
und Technologie. Ein aus den Bereichsleitem und 
Vertretern des Personals zusammengesetzter Wis- 
senschaftlich-Technischer Rat nimmt ein Anhö- 
rungsrecht gegenüber dem Leiter des Forschungs- 
institutes in bestimmten wissenschaftlich-techni- 
schen Fragen wahr. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Fmanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 

1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben , , , , » 

20,4 

22,0 

22,6 

23,7 

24,6 

26.4 

27,7 

29,1 

30,4 

dorunfer; 










Personalausgaben 

(17.2) 

(18.2) 

(18,5) 

(19.7) 

(20,9) 

(22,7) 

(24.0) 

(25,1) 

(26,4) 

Investitionen 

15,5 

10,8 

9,9 

8,2 

7,1 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

darunfer: 










Bauten 

(10,0) 

(6,3) 

(5,0) 

(2,9) 

(0.5) 

(0.5) 

(0,2) 

(0,2) 

(0,2) 

insgesamt . . . 

35,9 

32,8 

32,5 

31,9 

31,7 

32,4 

39,7 

35,1 

36,4 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissensdialtliches Personal 

96 

96 

96 

96 

101 

110 

Tedinisdies Personal * * - 

180 

180 

181 

183 

180 

171 

Verwaltungspersonal 

30 

28 

27 

23 

26 

26 

insgesamt . . . 

306 

304 

304 

302 

307 

307 
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3.3.12 Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB). Berlin-West und Bonn 

Bundesunmittelbares rechtsfähiges Institut im Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wis 
senschaft 


Aufgaben 

133. Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat nach 
näherer Maßgabe des 5 14 Abs. 2 Ausbildungsplatz* 
förderungsgeselz im Rahmen der Bildungspolitik 
der Bundesregierung insbesondere die folgenden 
Aufgaben: 

L nach Weisung des zuständigen Bundesmini- 
sters 

— an der Vorbereitung von Ausbildungsord- 
nungen und sonstigen Rechtsverordnungen, 
die nach dem Ausbildungsplatzförderungsge- 
setz, dem Berufsbildungsgesetz oder dem 

2. Teil dc^r Handwerksordnung zu erlassen 
sind, mitzuwirken, 

— an der Vorbereitung des Berufsbildungsbe- 
richts und der Durchführung der Berufsbil- 
dungsstatistik mitzuwirken, 

— die Berufsausbildungsfinanzierung durchzu- 
führen; 

2. nach allgemeinen Verwaltungsvorschriften des 
zuständigen Bundesministers die Planung, Errich- 
tung und Weiterentwicklung überbetrieblicher 
Berufsbildungsstätten zu unterstützen; 

3. die Bundesregierung in grundsätzlichen Fragen 
der beruflichen Bildung zu beraten; 

4. die Berufsbildungsforschung nach dem For- 
schungsprogramm durchzuführeDr Modellversu- 
che zu betreuen und die Bildungstechnologie zu 
fördern; 

5. innerhalb des vom Gesetz gezogenen Rahmens 
und nach Maßgabe der (noch zu erlassenden) 


Richtlinien des Hauptausschusses den Femun- 
tericht zu betreuen. 

Nach einer Salzung soll das Bundesinstitut durch 
Forschung die Berufsbildung fördern und über ak- 
tuelle Fragestellungen hinaus längerfristig weiter- 
enlwickeln. Seine Berufsbildungsforschung soll 
insbesondere einen wissenschaftlichen Beitrag dazu 
leisten, daß 

— die Gegebenheiten und Erfordernisse der Be- 
rufsbildung beobachtet, untersucht und ausge- 
wertet, 

— die Grundlagen der Berufsbildung geklärt, 

— die Inhalte und Ziele der Berufsbildung ermit- 
telt und an die technische, wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung angepaßt wer- 
den. 


Organisation 

134. Organe des Bundesinstituts für Berufsbildung 
sind der Hauptausschuß und der Generalsekretär. 

Der Hauptausschuß ist das Beschlußorgan des Bun- 
desinstiluts. Dem Hauptausschuß gehören je elf Be- 
auftragte der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und 
der Länder sowie fünf Beauftragte des Bundes an. 
die — wie die übrigen Gruppen — ebenfalls elf 
Stimmen führen. Das Bundesinstitut wird bei der 
Durchführung seiner Aufgaben durch Fachaus- 
schüsse und einen Ausschuß für Fragen Behinder- 
ter beraten. Ehe Aufgaben der Berufsbildungsfor- 
schung werden unter der Bezeichnung „Bundesin- 
slitut für Berufsbildungsforschung'' durchgeführt. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1 1980 1 1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben . . « . • 

14.7 

16,7 

18,4 

21,9 

28,2 




darunter: 









Personalausgaben 

(8.8) 

(11.3) 

(12,5) 

(14.0) 

(14,8) 




Investitionen 

— 

0.6 

1,0 

1.7 

0,5 




darunter: 









Bauten 









insgesamt , . . 

14,7 

17,3 

19,4 

23,6 

26,5 



Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

97 

114 

128 

137 

138 

139 

Tedinisches Personal 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal 

155 

186 

213 

236 

247 

246 

insgesamt . . . 

252 

300 

341 

373 

385 

385 
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4 Internationale Forschungseinrichtungen 
(Aufgaben, Struktur, Personal und Ausgaben) 


Europäische Organisation fOr Kernforschung (CERN), Genf 

Mitglieder: 12 westeuropäische Staaten 


Aufgaben 

135. Die Europäische Organisation für Kernfor- 
schung (CERN) — 1954 gegründet — Ist das euro- 
päische Zentrum für Hochenergiephysik, das sich 
mit dem Aufbau der Materie und den elementaren 
Kräften befaßt. Die Anlagen befinden sich zum Teil 
auf französischem Gebiet. 

CERN umfaßt ein 600 MeV-Synchrozyklotron, ein 
28 GeV-Protonensynchrotron, Speicherringe sowie 
einen 400 GeV-Prolonenbeschleuniger von 2.2 km 
Durchmesser. Dazu kommen Teilnachweisgeräte, 
insbesondere Blasenkammern und Rechenanlagen. 

Vorschläge für Experimente kommen in erster Li- 
nie aus den Mitgliedstaaten. Die enge Verbindung 
von CERN mit den nationalen Instituten, deren 
Wissenschaftler gastweise bei CERN arbeiten, hat 


die Hochenergiephysik entscheidend gefördert, so 
daß die europäische und die einzelstaatliche Tätig- 
keit praktisch ein einheitliches Programm bilden. 

CERN arbeitet mit den Beschleuniger-Laboratorien 
sowohl der USA als auch der Sowjetunion zusam- 
men. 

Struktur 

Der Rat von CERN, dem je zwei Vertreter jedes 
Landes angehören, beschließt das Forschungspro- 
gramm und den Haushalt. Das Laboratorium wird 
von zwei Generaldirektoren geführt, 

Der Haushalt von CERN beläuft sich für 1978 auf 
insgesamt 615 Millionen sfr, der Personalbestand 
auf 3465 Mitarbeiter, zu denen jeweils etwa 1 400 
Gastwissenschaftler und 150 Stipendiaten kommen. 
Der deutsche Beitragsanteil beträgt rd. 25*/». 


Ausgaben 



Ist 


SoU 


Fhvanzplanung 


ln Millionen DM 

1974 1 

1 1975 

1 1976 1 

1977 

1978 

1979 1 

1980 1 1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben . . . . , 

darunter: 

306,7 

342,3 

356,5 

365,0 

371,5 

374,0 

379,0 


Personalausgaben 

(222,2) 

(251,9) 

(256,2) 

(262,2) 

(266,5) 

(267.5) 

(272.5) 


Investitionen 

darunter: 

Bauten 

304,7 

310,1 

299,1 

260,2 

243,7 

222,2 

217,2 


insgesamt . . • 

611,4 

652.4 

655,6 

625,2 

615,2 

596.2 

596.2 



Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftlidbes Personal «... 

783 

785 

768 

763 

765 

765 

Tedinisdies Personal 

2 261 

2 281 

2 234 

2 192 

2160 

2 155 

Verwaltungspersonal 

540 

530 

517 

549 

540 

540 

insgesamt . . . 

3584 

3 596 

3 519 

3 504 

3 465 

3 460 
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Stiftung Deutsch-Nlederlfindlscher Windkanal (DNW) 

QrundergeseUschaften: Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt (DFVLR) und das 
Nationale Luft- und Raumfahrtlaboratoiium (NLR) der Niederlande 


Aufgaben 

135.a Die Stiftung Deutsch-Niederländischer Wind- 
kanal hat die Aufgabe, einen großen Unterschall- 
Windkanal im Nordostpolder (Niederlande) zu bau- 
en, zu betreiben und weiterzuentwickeln. Sie soll 
auf Vertragsbasis Windkanaluntersuchungen für 
Firmen der europäischen Luftfahrtindustrien sowie 
für Forschungseinrichtungen durchführen. 

Die Gründung durch die Muttergesellschaften 
DFVLR und NLR erfolgte Mitte I976 auf der Basis 
der paritätischen Beteiligung. Gleichzeitig wurde 
mit der Baumaßnahme begonnen. Die Inbetriebnah- 
me soll Ende 1979 stattfinden. 

Die Auslegung des DNW ist aus der Zusammenfas- 
sung der früheren Projektvorhaben .Großer Unter- 
schall-Windkanal (GUK)“ in der Bundesrepublik 


Deutschland und .Lage Snelheidswindtunnel (LST)* 
in den Niederlanden hervorgegangen. 

Struktur 

Die laufenden Geschäfte der Stiftung werden von 
einem Direktor geführt, der It. Satzung Deutscher 
sein soll. Das Stammpersonal besteht aus 25 Mitar- 
beitern. Einziges Organ der Stiftung ist der paritä- 
tisch besetzte Lenkungsausschuß (jeweils 2 Vertre- 
ter der Muttergeseilschaften und der zuständigen 
Ministerien). 

Ausgaben 

Die Baukosten belaufen sich auf rd. 120 Millionen 
DM. Der SOprozentige deutsche Anteil wird vom 
BMFT finanziert. In der Betriebsphase soll sich die 
Stiftung DNW durch die Durchführung von Meß- 
aufträgen finanziell selbst tragen. 


Ausgaben Millionen DM 

Ist 

1976 

Ist 

1977 

Ist 

1978 

Soll 

1979 

1980 

1981 

Laufende Ausgaben 







einschließlich Personal 

2,039 

2,342 

4,100 

6,122*) 

— 

— 

Investitionen *) einsdil. Bauten . . * • 

7,634 

20,546 

17,345 

10,175 

2,0 

— 

Ausgaben« insgesamt 

9,673 

22,888 

21,455 

16.297 

— 

— 


Persona] 







in Mannjahren — wiss 

7,92 

8,85 

11,840 

20,60 

— 

— 

— techn 

3,79 

4,74 

10,86 

12,40 

— 

— 

— ^Verwaltung •).*.. 

0,67 

1,00 

1,00 

1,00 

— 

— 

Personal, insgesamt 

12,38 

14,59 

23,52 

34,00 

— 

— 


*) Deutscher Anteil. Die Gesamtkosten von ca. 120 Millionen HFL werden von D und NL je zur Hälfte paritätisch 
firMnzlert. 

•) Hinzu kommen 1.0 Millionen DM für Infrastnikturlelstungen beim Betrieb des DNW. 

•) Verwallungspersonal der DFVLR Ist hierbei nicht berücksichtigt 
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Europäische Weltraum Organisation (European Space Agencyi ESA), Paris 

Mitglieder: Belgien, BuridesrepubJik Deutschland, Dänemark, Frankreich, GroObritannlen, Italien, Nieder- 
lande, Spanien. Schweden, Schweiz, Irland (Sonderstatus) 


136. 1975 ist an die Stelle der bisherigen beiden 

Weitraumorganisationen ESRO — Europäische 
Wellraumforschungsorganisation — und ELDO — 
Europäische Organisation für die Entwicklung und 
den Bau von Raumfahrzeugträgern — die einheitli- 
che Europäische Weltrauraorganisation ESA (Euro- 
pean Space Agency) getreten. Sie hat ihren Sitz in 
Paris. 

ESA hat sämtliche Programme übernommen, die 
von ESRO durchgeführt wurden. Neben den wis- 
senschaftlichen Programmen sind dies die Entwick- 
lung der Anwendungssalelliten METEOSAT (Me- 
teorologie), TELECOM (Nachrichtenübermittlung} 
und MAROTS (Seenachrichlen), außerdem die Ent- 
wicklung des Weltraumlaboratoriums SPACELAB 
sowie der Trägerrakete ARIANE, über die Fort- 
schreibung der Programme wird zur Zeit verhan- 
delt. 

Die ESA hat sich auch die Koordinierung und Inte- 
gration der verschiedenen nationalen Weltraum- 
programme in einem europäischen Rahmen zum 
Ziel gesetzt. Als wichtigster Auftraggeber der eu- 
ropäischen Wellrauminduslrie obliegt ihr die Aus- 
arbeitung einer geeigneten Industriepolitik, um so 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der euro- 


päischen Wellraumindustrie zu steigern. Außerdem 
sollen die nationalen Weltraumeinrichtungen ver- 
stärkt in die Durchführung von ESA-Programmen 
einbezogen werden. 

Der ESA unterstehen folgende Forschungseinrich- 
lungen: 

— Das Europäische Zentrum für Weltraumfor- 
schung und Weltraumtechnik (E5TEC = Euro- 
pean Space Research and Technology Center) 
in Nordwijk in den Niederlanden, das für ange- 
wandte Forschung auf dem Gebiet der Welt- 
raumtechnologrie sowie für die Entwicklung von 
Forschungs- und Anwendungssalelliten und des 
Weltraumlaboratoriums „SPACELAB* verant- 
wortlich ist. 

— Das Europäische Weltiaumorganisationszentrum 
(ESOC = European Space Operation Center) in 
Darmstadt, das für die Bahnverfolgung sowie 
den Empfang und die Verarbeitung von Daten 
verantwortlich ist 

— Der Weltraumdokumenlalionsdiensl (SDS = 
Space Dokumentation Service) in Frascati, Ita- 
lien. 
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Ausgaben 
ia Millionen DM 

Ist 

Soll 

FliHinsplaniiiig 

1974 1 

1975 1 

1976 j 

1977 

1979 

1982 1 

1979 1 

1980 1 

1981 

Laufende Ausgaben . . * . , 

33,7 

42,3 

52,8 

66,6 

70,0 

65,5 

58,5 

54,0 

52,0 

darunter: 










Personalausgaben . » . . . 

(27,7) 

(35,3) 

(43,9) 

(55,8) 

(57,8) 

(54,5) 

(48,5) 

(45,0) 

(43,0) 

Investitionen * i 

142,7 

286,5 

394,8 

428,4 

470,8 

455,2 

410,7 

379,3 

364,3 

daxunter: 










Bauten 










insgesamt , . . 

176,4 

328,8 

447,6 

495,0 

540,8 

523,7 

469,2 

433,3 

416,3 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1976 

1979 

WissensdiafÜidies Persona) 

ISO 

156 

156 

156 

150 

140 

Technisches Personal 

1020 

1 085 

1092 

1092 

1 050 

980 

Verwaltungspersonal . 

290 

312 

312 

312 

300 

280 

insgesamt , * » 

I 460 

1 550 

1 560 

1 560 

1 500 

1400 


Hinweis: Ab 1978 ist in die ESA-Finanzplanung die Kostenschälzimg für ARIANE- Produktion gern. Dok. BSA/c (78) 12 
eufgenommen worden. 
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Europäische Organisation für Astronomische Forschung In der Südlichen Hemisphäre (ESO), Mün- 
chen, Genf und Chile 

Mitglieder: Belgien, Dänemark. Bundesrepublik Deutschland. Frankreich. Niederlande. Schweden 


Aufgaben 

137. Die Europäische Organisation für Astrono- 
mische Forschung in der Südlichen Hemisphäre 
wurde 1964 für den Bau. die Ausrüstung und den 
Betrieb eines auf der südlichen Erdhalbkugel gele* 
genen Observaloriums gegründet (Atacama-Wü- 
ste, Chile). Das Observatorium verfügt u. a. über 
ein Schmidt-Teleskop, ein photometrisches Im-Te- 
leskop. ein spektroskopisches 1.5m-Teleskop sowie 
ein 3,6m-Teleskop, das 1976 fertiggestelll wurde. 
ESO veranstaltet wissenschaftliche Konferenzen 
und bereitet mit Hilfe des Schmidt-Teleskops und in 
Zusammenarbeit mit dem britischen Science Re- 
search Council einen Atlas des bisher wenig er- 


forschten südlichen Himmels vor. der den Palomar- 
Atlas des nördlichen Himmels ergänzen soll. 

Der europäische Sitz von ESO befindet sich in Gar- 
ching im Bau. 


Struktur 

Die ESO hat einen Rat. dem je ein wissenschaftli- 
ches und ein administratives Mitglied pro Land an- 
gehören, sowie einen Generaldirektor. 

Der Haushalt 1978 sieht Ausgaben von rd. 41 Mil- 
lionen DM vor. Der deutsche Anteil beträgt 
33,33 «/o. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 

1 1980 1 1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

17.27 

28,38 

22,18 

22,61 

32,48 

30.30 

30,30 


darunter: 









Personalausgaben 

(0.43) 

(21.29) 

(14.76) 

(14,62) 

(20,38) 

(19,80) 

(12,80) 


Investitionen 

20.05 

18,78 

13,22 

9,58 

8,48 

8,30 

10,20 


darunter: 









Bauten 



(4.89) 

(3,12) 





insgesamt . . . 

37.32 

47,16 

35,40 

32,19 

40,96 

38.60 

40.50 



Personal 

1974 1975 1976 1977 1978/1979 

Wissenschaf tlidies Personal .............. 

20 22 29 34 36 

45 52 49 46 48 

29 27 26 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal 


insgesamt ^ • 

65 74 107 107 110 


*) dazu rund t50 Ortskräfte in Chile 
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Deutsdier Bojidestag — 6. Wahlperiode 


Europäische Konferenz fflr Molekularbiologie (EMBC); Europäisches Laboratorium fQr Molekular- 
biologie (EMBL)» Heidelberg 

MitgUeder: 16 westeuropäische Staaten und Israel (EMBC); 3 westeuropäische Staaten und Israel {EMBL] 


Aufgaben 

138* Aufgabe der 1970 gegründeten Europäisdien 
Konlerenz für Molekularbiologie ist es, die Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der molekularbiologi- 
schen Gnindlagenforscbung zu fördern, vor allem 
durch Stipendien und die Veranstaltung von Ar- 
beitstagungen und Kursen. 

Das Europäische Laboratorium lür MoJeku/arbioJo- 
gie ist als Sondervorhaben der EMBC 1974 gegrün- 
det worden. Nach Artikel 11 des Übereinkommens 
fordert das Laboratorium „die Zusammenarbeit eu- 
ropäischer Staaten in der Grundlagenforschimg, in 
der Entwicklung neuzeitlicher Instrumente und in 
der Lehre auf dem Gebiet der Molekularbiologie 
sowie in anderen, hiermit wesentlich zusammen- 
hängenden Forsdiungsbereidien" 1 zu diesem Zweck 
konzentriert es seine Tätigkeit auf solche Arbeiten, 
die gewöhnlich nicht oder nicht ohne weiteres in 
nationalen Einrichtungen ausgeführt werden, Das 
komplexe Gebiet erfordert das Zusammenwirken 


mehrerer Disziplinen, besonders von Biologie, Phy- 
sik, Chemie, Medizin und Technik. Es sind je eine 
Gruppe für biologische Strukluren, für Zellbiologie 
und für ln strumentenent Wicklung gebildet worden. 
Die Gentechnologte wird ein besonderes Aufgaben- 
gebiet sein. 

Je eine Außenstelle ist bei DESY in Hamburg und 
beim ILL in Grenoble errichtet worden, um diese 
großen physikalischen Instrumente auch für biolo- 
gische Versuche zu nutzen. 

Der Haushalt des EMBL beläuft sich für 1978 auf 
rd. 32 Millionen DM, der Personalbestand z> Z. auf 
etwa 18ü Mitarbeiter. Der deutsche Beitragsanteil 
beträgt rd. 29 ®/fl. 

Struktur 

Das EMBL hat einen Rat* dem je ein wissenschaft- 
liches und ein administratives Mitglied pro Land 
angehören, sowie einen Generaldirektor (zur Zeit 
der britische Nobelpreisträger Sir John Kendrew). 


Aibsgaben 


Ist 



Soll 


Pinanzptanxing 


ln MllUonen DM 

1974 t 

1975 1 

197S 1 

1977 

1978 

1979 1 

1960 1 1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

dorunfer: 

1,04 

3,39 

6,98 

10,52 

23,10 

28,27 

31,80 


Personalausgaben 

(0,52) 

(1,86) 

(4,27) 

(5,99) 

(11,17) 

(14,66) 

(16,23) 


Investitionen 

dorimfer; 

Bauten - . * , 

3,25 

8,88 

17,72 

19,23 

8.94 

4,67 

4.44 


insgesamt , , , 

4,23 

12,27 

24,70 

29,75 

32,04 

32,94 

36,24 




1974 j 

1 1975 

1976 

1977 

1979 

1979-00 

Wissensdiaftliches Personal 

Technisdies Personal . , , . , * , . * , 

Verwaltungspersonal 

40 48 60 

58 130 166 

26 42 42 

insgesamt * . . 

124 220 268 M 


Aüßeidem etwa 70 Gastforscher 
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Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Gemeinschaften (GFS) In Ispra (Italien), Karlsruhe 
(Deutschland), Geel (Belgien) und Petten (Niederlande) 

Träger: Europäisdie Gemeinschaften 


Aufgaben 

139. Nach dem Euralom vertrag hat die Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften eine Ge- 
meinsame Forschungsstelle zu errichten und für 
die Durchführung der vom Ministerrat festgelegten 
Forschungs- und Ausbildangsprogramme zu sor- 
gen. 

Die GFS — ' ursprünglich als reine Kernforschungs- 
stelle konzipiert — hal lihre Aktivitäten inzwischen 
auf nichtnukleare Bereiche ausgedehnt, Das laufen- 
de Mehrjahresprogramm für 1977 bis 1980 umfaM 
folgende Schwerpunkte: 

O Nukleare Sicherheit 
— Reaktorsicherheit 

— Plutoniumbrennstoffe und Aktinidenfor- 
schung 

— Bewirtschaftung von Kemmalerialien und ra- 
dioaktiven Abfällen 

O Künftige Energien 

— Sonnenenergie (nJchtnukleare Tätigkeit) 

— Wasserstoff 

^ — - Thermonukleare Fusionslechnologie 
— Hochlemperatur Werkstoffe 

O Umwelt und Ressourcen (nichtnukleare Tätig- 
keit) 

O Messungen, Eichproben und Referenzmethoden 
(teilweise nichtnukleare Tätigkeit) 

O Dienstleistungen und unterstützende Tätigkei- 
ten, 

Rund zwei Drittel des gesamten Finanzvolumens 
von 346 Millionen Rechnungseinhelten (1 RE = 3,66 
DMf seit !. Januar 1978 auf Europäische RE = ca, 
2,55 DM umgestelU) sind für die Energieforschung 
vorgesehen, Das Programm wird 1979 einer Über- 
prüfung unterzogen, die zu einem Beschluß über 
ein neues Vier] ahresprog ramm (1930 bis 1983) füh- 
ren soll. 

Neben den in der GFS durchgeführten Forschungs- 
Programmen (direkte Aktionen) werden weitere 
Forschungsprogramme der Gemeinschaft auf Ver- 
Liagsbasis in den MitgJiedsEaaten durchgeführt (in- 
direkte Aktionen), u. a, Fusion und Plasmaphyslk, 


Biologie und Gesundheitsschutz, Umweltschutz, 
nichtnukleare Energieforschung, primäre Rohstoffe, 
Referenzmaterialien und -methoden. Weitere Pro- 
gramme sind in Vorbereitung. 

Der Gemeinschaftsbeitrag für die Gesamtheit der 
gegenwärtig durchgeführten indirekten Aktionen 
beläuft sich auf ca. 950 Millionen DM. 

Struktur 

Die GFS ist Teil der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, sie hat keine eigene Rechtsper- 
sönlichkeit. Zur Beratung dejr Kommission hei der 
Durchführung sowohl der direkten als auch der in- 
direkten Aktionen sind für die einzelnen Pro- 
gramme Beratende Programmausschüsse eingesetzt 
worden, deren. Mitglieder von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten benannt werden. 

Der Generaldirektor ist der Kommission für die 
Durchführung der laufenden Programme verantwort- 
lich. Er wird von einem Allgemeinen Beirat bera- 
ten, dem Vertreter der Mltgliedslaaten angehören. 
Zu den wissenschaftlich-technischen Fragen ist re- 
gelmäßig der aus Abteilungsleitern und Vertretern 
des Personals bestehende wissenschaftliche Rat zu 
hören. 


Ausgaben und Personal 


Ausgaben in MlUoneit DM 

Soll 

1977 
bb t90O 

Ausgaben - . ^ 

1 268 

darüJtfer; 


Personalausgaben 

717 


Personal 

i« Ja- 
nuar 
1977 

1. Ja- 
nuar 
1978 

31. De- 
zem- 
ber 
1980 

Wissensdiaftler 

998 961 959 

t 120 1 097 1 079 

Technisdies Personal . 

Sonstige .... .... .... 


insgesamt« , < 

2 118 2 078 2 038 
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Deütsdier Bundestag — 8> Wahlperiode 


Internationale Atomenergie-Organisation (iAEO)i Wien 

Mitgtieder: 110 Staaten 


Aufgaben 

140 . Die lAEO ist 1957 im Rahmen der Vereinten 
Nationen gegründet worden. Ihre Aufgaben sindr 

— die weltweite Zusammenarbeit in Kernfor- 
schung und Kerntechnik durch die Veranstal- 
tung von Fachtagungen, die Abstimmung von 
Förderungsprogrammen durch Forschungsver- 
träge, die Ausarbeitung von Schutzvorschriften 
für Reaktor Sicherheit und Strahlen schütz sowie 
eine umfassende Dokumentation (INfS) zu för- 
dern, 

— Entwicklungsländern durch Entsendung von Ex- 
perten, durch Stipendien, Schulungskurse und 
die Lieferung von Geräten zu helfen, 

— Siche rungsmaßnahmen insbesondere unter dem 
Nichtverbreitungsvertrag durchzuführen, um 
die Abzweigung von Kemmaterial für Kernwaf- 
fen oder sonstige Explosionszwecke zu verhin- 
dern. 

Die lAEO betreibt ein Laboratorium in Seibersdorf 
bei Wien und unterhält gemeinsam mit der UNES- 
CO das Internationale Zentrum für Theoretische 
Physik in Triest und das Internationale Laboratori- 
um für Meeresradioaktivität io Monaco. 

Im Jahre 1977 nahmen 880 Deutsche an Fachtagun- 
gen der lAEO teil; sie hielten 200 Vorträge. Rund 
100 Stipendiaten wurden in der Bundesrepublik 
aufgenommen. 20 deutsche Experten wurden über 


die lAEO in Entwicklungsländer entsandt. Die Bun- 
desrepublik Deutschland gibt Geld- und Geräte- 
spenden im Werte von etwa 1,5 Millionen $ pro 
Jahr. Ausbildungskurse der lAEO für Fuhrungs- 
kräfte aus Landern, die den Bau eines ersten Kern- 
kraftwerkes planen, finden im Kernforschungszen- 
trum Karlsruhe statt. 

An dem lAEO-Projekt zur Verbesserung des Pro- 
teingehalts in Nährpflanzen wie Reis, Weizen und 
Gerste mittels Strahlenmutation zwischen der Ge- 
seUschaft für Strahlen- und Umwellforschung 
(GSF) in München-Neuherberg und der lAEO be- 
teiligen sich Institute aus rd. 20 Ländern in Asien, 
Afrika und Latein amerikai sein Ziel ist die Be- 
kämpfung der Eiweiß-Unteremähning (Protein-Lük- 
ke). Ein weiteres Projekt unter deutscher Beteili- 
gung betrifft die Bekämpfung der Tsetsefliege 
durch Strahlensterilisierung. Ein deutsches Unter- 
suchungsprogramm für die lAEO zur weiteren Ver- 
besserung und Vereinfachung ihrer Sicherheits- 
maßnahmen wird vorbereitet. 

Struktur 

Organe der lAEO sind die jährlich tagende Gene- 
ralkonferenz aller Mitgliedstaaten, der 34 Mitglie- 
der umfassende Gouverneursrat sowie der General- 
direktor. Die Bundesrepublik Deutschland ist im 
Gouverneursrat ständig vertreten. Der Haushalt 
der lAEO wird zu 5,5 von der Bundesrepublik 
Deutschland finanziert. 
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Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 1975 j 1976 | 1977 

1978 

1979 1 1980 1 1981 | 1982 

Laufende Ausgaben 

27,4 34,9 39,7 50,6 

59,9 

75,3 

dortj/ifer; 




Personalausgaben • * » • • 

(17,81) (23,3) (26,5) (32,0) 

(38,7) 

(43.6) 

Investitionen 




darunter: 




Bauten 




insgesamt . 

27,4 34,9 39,7 50,6 

59,9 

75,3 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

438 

465 

463 

481 

516 

569 

Technisches Personal 

553 

580 

614 

648 

858 

886 

Verwaltungspersonal 







tl-j 

insgesamt . . . 

L -fi! * 

991 

1 035 

1 077 

1 129 

1 374 

1455 
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Deutsäier Bundestag — S. Wahlperiode 


Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW), Shinfleld Park bei Readlng 
(GroBbrltannien) 

Mitglieder: EG-Länder (außer Luxemburg); Finniartd, Griedienland, Jugoslawien, Österreich, Portugal, 
Schweden, Schweiz, Spanien, Türkei 


Aufgaben 

141 , Mit der Errichtung des Europäischen Zentrums 
für mittelfristige Wettervorhersage sollen Wetter- 
vorhersagen von vier bis zehn Tagen ermöglicht 
werden. Neue Beobachtungsmöglichkeiten des 
Wettergeschehens vor allem durch Satelliten sowie 
der Einsatz leistungsfähiger elektronischer Rechen- 
anlagen haben einige der wichtigsten hierfür not- 
wendigen Voraussetzungen geschaffen. Die Grün- 
dung des Zentrums für mittelfristige Wettervorher- 
sage ist Ergebnis der europäischen Zusammenar- 
beit im Rahmen von COST (Cooperation scientifi- 
que europ^enne dans les domaines techniques). 

Neben der regelmäßigen Ausgabe von Vorhersagen 
bestehen die Hauptaufgaben des Zentrums darin, 
mit Hilfe von Forschung s- und Entwicklungsarbei- 
ten die Dienstleistungen auf diesem Gebiet zu ver- 
bessern, Wissenschaftler der nationalen meteorolo- 


gischen Zentren fortzubilden sowie eine Datenbank 
aufzubauen, die den meteorologischen Institutionen 
der Mitgliedstaaten für eigene Untersuchungen zur 
Verfügung stehen soll. 

Für die europäische Wirtschaft sind mittelfristige 
Vorhersagen von besonderem Interesse, Dies gilt 
vor allem für die Landwirtschaft, das Baugewerbe, 
die energieerzeugende Industrie, das Transportwe- 
sen und die Wasserwirtschaft 


Ausgaben 

Die Gesamtausgaben waren für 1978 mit rd. 5,35 
Millionen £ vorgesehen. Für die Jahre 1979 werden 
6,16 Millionen £, 1980 6,14 Millionen £ und 1981 
6,37 Millionen £ veranschlagt. Der Anteil der Bun- 
desrepublik Deutsdiland am Beitragsaufkommen be- 
trägt z. Z. 24,64 
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Internationales Institut für Angewandte Systemanalyse (NASA), Laxenburg bei Wien 

Mitglieder: wissenschaftliche Institutionen aus 17 Staaten 


Aufgaben 

142 . Das Internationale Institut für Angewandte 
Systemanalyse ist aufgrund amerikanisch-sowje- 
tischer Initiativen im Jahre 1972 begründet wor- 
den, Das IIASA ist im Rahmen der Bemühungen 
um Zusammenarbeit zwischen West und Ost ent- 
standen, Ihm gehören gegenwärtig wissenschaftli- 
che Institutionen aus 17 Staaten an, darunter die 
MaX-Pl anck- Ge se 1 1 sc ha f t . 

Das IIASA befaßt sich mit der Weiterentwicklung 
der Methoden der Systemanalyse und ihrer An- 
wendung zur Lösung praktischer Probleme der mo- 
dernen Industriegesellschaft, Zur Zeit bestehen die 
folgenden Forschungsbereiche; Energy Systems, 
Food and Agriculturei Resources and Environment, 


Human Settlements, Management and Technology, 
System and Decjsion Sciences, General Research, 

Struktur 

Das IIASA hat einen Rat und einen Direktor, Beim 
IIASA sind rd, 90 Wissenschaftler tätig. 

Dem Institut standen 1978 rd, 140 Millionen österrei- 
chische Schilling zur Verfügung* Die USA und die 
Sowjetunion leisten Beiträge in Höhe von zur Zeit 
je rd. 23,5 Vo, Der Rest wird zu gleichen Teilen von 
den übrigen Mitgliedern getragen, d, h* zu je 3,5 Vo, 
Der Anteil der Max-Planck-Gesellschaft wird vom 
BMFT übernommen. Das IIASA erhält ferner Zu- 
wendungen von UNEP, der Ford und der Rockefei- 
ler Foundation, der Volkswagen-Stiftung u. a. 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL), Grenoble 

Gesellschafter: Kemforschungszentrum Karlsruhe GmbH, Centre National de ia Recherche Scientifique, 
Commissariat ä TEnergie Atomique. Science Research Council 


Aufgaben 

143, Das Institut Max von Laue — Paul Langevin 
(ILL) betreibt einen Möchstflußreaktor ipit einer 
großen Anzahl von Hilfseinrichtungen und Neulro- 
neninslrumenten, die den Forschungslaboratorien 
und Universitälsinstitulen der Mitgliedsländer 
(Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien) zur Durchführung eigener For- 
schungsvorhaben zur Verfügung stehen. 

Der Höchstflußreaktor ermöglicht mit seinen inten- 
siven Neulronenstrahlen, Proben (in erster Linie 
Kristalle oder Flüssigkeiten) experimentell auf ihre 
statischen und dynamischen Eigenschaften hin zu 
untersuchen. 

Der Höchstflußreaktor liefert zehn- bis hundertmal 
stärkere Neutronenflüsse als andere in Europa exi- 
stierende Reaktoren und ermöglicht dadurch völlig 
neuartige Untersuchungen, die bisher nur sehr 
schwer oder überhaupt nicht durchgeführt werden 
konnten. Diese Untersuchungen umfassen ein wei- 
tes Spektrum von Anwendungen aus dem Bereich 
der Grundlagenforschung und der angewandten 
Forschung, das sich von der Kernphysik über die 
Physik fester Körper, die Metallurgie, die Chemie 


bis hm zur Molekularbiologie erstreckt. Die starke 
Betonung der Materialuntersuchungen führt dazu, 
daß ein nicht unbeträchtlicher Teil der Forschungs- 
ergebnisse unmittelbar als Basis für angewandte 
Forschung benutzt werden kann. 

Struktur 

Das ILL ist eine Gesellschaft nach französischem 
Zivilrecht. Geschäftsführer und wissenschaftlicher 
Leiter ist ein Direktor, der satzungsgemäß im 
Wechsel ein deutscher bzw. ein britischer Staats- 
angehöriger sein soll. Seine Stellvertreter sind ein 
Franzose und ein Angehöriger des Landes, das je- 
weils nicht den Direktor stellt. Ein von den Gesell- 
schaftern bestellter Lenkungsausschuß setzt die all- 
gemeinen Richtlinien fest, überwacht die Ge- 
schäftsführung und entscheidet über die jährlich 
vorzulegenden Forschungsprogramme, Wirtschafts- 
pläne u. a. Ein vom Lenkungsausschuß berufener 
wissenschaftlicher Rat nimmt zu allen wissen- 
schaftlichen und technischen Fragen Stellung, die 
mit den wissenschaftlichen Arbeiten des Instituts 
Zusammenhängen. Eine von den Gesellschaftern 
eingesetzte Rechnungsprüfungskommission über- 
prüft das Haushallsgebaren der Gesellschaft. 


Ausgaben 
in Millionen DM 

Ist 

Soll 

Finanzplanung 

1974 1 

1975 

1 1976 1 

1 1977 

1978 

1979 1 

1980 1 1981 1 

1982 

Laufende Ausgaben 

77,73 

84,77 

98,65 

104,38 

93,50 

122,41 



daran ier: 









Personalausgaben 

(31.67) 

(35,63) 

(41.43) 

(47.03) 

(53,40) 

(56,99) 



Investitionen 

18,60 

7,43 

12,40 

13,98 

14,98 

21,73 



darunter: 









Bauten 

(0.20) 

(-) 

(-) 

(0.38) 

(-) 

(1.50) 



insgesamt . , . 

96.33 

92,21 

111,04 

118,36 

108,51 

144,14 


Personal 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

Wissenschaftliches Personal 

133 

320 

329 

336 

338 

338 

Technisches Personal * 


37 

37 

37 

37 

37 

Verwaltungspersonal 


49 

50 

50 

50 

50 

insgesamt ♦ , . 

406 

406 

416 

423 

425 

425 
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Intergouvernementale Ozeanographische Kommission (IOC), Paris 

Mitglieder: 97 Staaten 


Aufgaben 

144. Die IOC wurde im Jahre i960 als weitgehend 
verselbständigte Unterorganisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
(UNESCO) gegründet. Ihre Aufgabe ist die zwi- 
schenstaatliche Koordinierung ausgewählter Berei- 
che: 

— der Meeresforschung mittels globaler und regio- 
naleif Programme? 

— mariner Dienste^ vor allem der Errichtung eines 
globalen ozeanographischen Meßnetzes ? 

— Ausbildung von Wissenschaftlern aus Entwick- 
lungsländern. 


Struktur 

Organe der IOC sind die alle zwei Jahre tagende 
Generalversammlung aller Mitgliedstaaten und der 
aus dem Vorsitzenden, seinen vier Vertretern so- 
wie Delegierten von 18 weiteren Staaten bestehen- 
de Exekutivrat, der zwischen den Generalver- 
sammlungen Zusammentritt. Das Sekretariat der 
IOC befindet sich im UNESCO-Gebäude in Paris. 


Ausgaben (in US-S) 


Ist 

Soll 

1975/76 

1977/78 1 1979/80 

1 389 400 j 1 830 500 1 973 000 


Die obengenannten Mittel werden aus dem UNES- 
CO-Haushalt zur Verfügung gestellt. Hinzu kom- 
men freiwillige Beiträge zum IOC -Trust Fund in 
variabler Höhe (1978 ca. 60 000 $) sowie Beiträge 
von UNEP (1978: 730 000 S) u, a. VN -Organisatio- 
nen. 

Personal 



1974 

1975 

1976 

1977/ 

78 

1979/ 

80 

Wissen- 
schaftler . , * 

Tecfanisehes 
Personal , . * 

10 10 14 16 19 

9 9 9 10 11 

insgesamt . , . 

19 19 23 26 30 
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Deutsch^franzÖsisches Forschungsinstitut Saint*Louis (ISL), Safnt^Louis (EisaB) 

Gemeinsames Forschungsinstitut im Geschäftsbereich des ßundesministers der Verteidigung und des trafh 
zösischen Verteidigungsministeriums 


145* Das Institut wird von den beiden Regierungen 
paritätisch getragen sowohl im fmanziellen Auf- 
wand als auch im wissenschafthchen und techni- 
schen Person aL Als gemeinsame Einrichtung ist es 
1958 gegründet worden. Alle erarbeiteten For- 
schungsergebnisse stehen beiden Regierungen ohne 
Einschränkung zur Verfügung. Die Aufgaben lie- 
gen auf verschiedenen Gebieten der auf Wehrtech- 


nrk angewandten Nalurwissenschaftenr Aerodyna- 
mik, Ballistik, Physik und Meßtechnik, Außer der 
eigenen Forschungsarbeit erfüllt das Institut eine 
bedeutende Funktion als Drehscheibe, auf der In- 
formationen zwischen Experten ausgelauscht sowie 
Absprachen über nationale Vorhaben und gemein- 
same Forschungsarbeiten außerhalb des ISL getrof- 
fen werden können. 


Mittel (deutscher Anteil) 


in Millionen DM 1 

1974 1 

1 1975 1 

1976 1 

1977 1 

1978 1 

1979 

Laufende Ausgaben 

11.1 

12,9 

12,8 

13,3 

14,1 

15,0 

Investitionen . * . . , 

1,3 

1.8 

2,1 

1,8 

1.9 

1.9 

insgesamt , , * 

12,4 

14J 

14.9 

15,1 

16,0 

16,9 


Personal (deutsch und französisch) 


1 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 1 

1978 [ 

1979 

Wissenschaftler * , • 

98 

98 

98 

98 

98 

98 

Techniker 

105 

105 

105 

105 

105 

105 

Verwaltungs- 
Personal 4 , < * ■ # # * B * 

63 

63 

63 

63 

63 

63 

Hilfspersonal , , , , , 

202 

202 

202 

202 

202 

202 

insgesamt * . . 

468 

463 

468 

468 

468 

463 
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Nordatlantikpakt-Organisation (NATO), Brüssel 

Mitglieder: 15 Staaten 


Aufgaben 

146 . Aufgaben der 1949 gegründeten NATO in 
Brüssel sind die militärische und politische Vertei- 
digung der Bündnis Staaten, Als dritte Dimension 
fördert die NATO auch die Zusammenarbeit in 
Wissenschaft und Umweltfragen. 

Der Wissenschaftsausschuß (Science Committee) ist 
1957 gegründet worden. Er beschließt über nichtmi- 
litärische Programme betr, Stipendien, Sommer- 
schulen, Forschungsbeihilfen und ausgewählte Leit- 
aktionen durch Unterausschüsse. 

Der Umweifousschuß (Comittee on the Challenges 
of Modern Society — CCMS) ist 1969 gegründet 
worden. Seine Arbeitsweise ist auf konkrete Maß- 
nahmen begrenzten Umfanges ausgerichtet, die als 
Leitsludien jeweils von einem federführenden Land 
mit zwei bis drei beteiligten Ländern bearbeitet 
und nach relativ kurzer Zeit beendet werden. Der 
Arbeitsbereich reicht von Verschmutzungsproble- 
men bis zu Energie- und Verkehrsfragen, 

Die Gruppe für Verieidigungsforschung (Defence 
Research Group) vermittelt Informationsaustausch 
und Zusammenarbeit auf allen Gebieten der Tech- 
nik und Naturwissenschaften, die für die Verteidi- 
gung relevant sind. Für die verschiedenen Spezial- 
gebiete besteht eine große Zahl von Unteraus- 
schüssen. Dabei sind drei Gruppen zu unterschei- 
den: solche mit allgemeiner Aufgabenstellung aus 
dem Gesamtgebiet von Technik und Naturwissen- 
schaft, solche, die sich auf besondere wissenschaft- 
liche Gebiete erstrecken, und solche, die konkret 
auf militärische Aufgabenstellungen ausgerichtet 


sind. Eine Reihe von Studien betrifft langfristige 
wissenschaftliche Voraussagen über die künftige 
wehrtech ni s che Ent wickl un g , 

Struktur 

Die NATO hat einen Rat aus Vertretern der Mit- 
gliedstaaten und ein Sekretariat mit fünf Abteilun- 
gen, darunter die Wissenschaftsabteilung, die von 
einem Beigeordneten Generalsekretär geleitet wird. 
Die Gruppe für Verte idigungsforschung untersteht 
im Rahmen der Abteilung für Verteidigungsunter- 
stützung einem anderen Beigeordneten Generalse- 
kretär. 


Ausgaben (für Wissenschafts aus schuß und CCMS) 
in Millionen DM 


Ist 

Soll 1978 

1973 1 1974 1 1975 | 1976 | 1977 | 

15,6 16,3 16,7 17,7 19.0 

20,8 (nur 
Wissen- 
schafts- 
aus- 
sdiuß) 


Der Gruppe für Verteidigungsforschung steht kein 
Etat zur Verfügung. Im wesentlichen liegt ihre Ar- 
beit in den Ausschüssen. Die hier entstehenden 
Kosten tragen die entsendenden Nationen. 
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Organisation für Wirtschaft iche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), Paris 
Mttgfieder: 24 Staaten 


Aufgaben 

147, Hauptaufgabe der OECD in Paris, die seit 
1960 die Tätigkeit der 1948 gegründeten OEEC 
fortsetzt, ist es, zur wirtschaftlichen Entwicklung 
der Mitgliedstaaten beizotragen. Nach Artikel 2 
des OECD -Übereinkommens fördern die Mitglieder 
u. a. auch auf wissenschaftlichem und technischem 
Gebiet die Entwicklung ihrer Hilfsmittel und die 
Forschung. 

Das Direktorat für Wissenschaft, Technologie und 
Industrie des OECD -Sekretariats befaßt sich auf 
den beiden erstgenannten Gebieten mit Informa- 
tionsaustausch, Studien wissenschaftspolitischen 
Charakters und mit der Koordinierung in ausge- 
wählten Bereichen. Arb ei ts Schwerpunkte sind zur 
Zeit die Gebiete „Information, Computers and Com- 
munication“, Wissenschaft und Technik für Ent- 
wicklungsländer sowie Statistik. Der Direktion ste- 
hen für 1978 rd. 45 Stellen zur Verfügung j der deut- 
sche Beitragsanteii beträgt 13 Vo- 

Der KeTnenergie- Agentur (NEA) gehören 23 OECD- 
Staaien an. Die NEA führt Studien über die Aus- 


sichten der Kernenergie durch, koordiniert Sicher- 
heitsfragen und fördert die technische Zusammen- 
arbeit auf ausgewählten Gebieten sowie in gemein- 
samen Projekten, darunter das Haiden-Reaktorpro- 
jekt in Norwegen und die Anlage Eurochemic in 
Belgien (diese zwei Projekte haben gesonderte 
Budgets). Der NEA stehen für 1978 rd. 23,8 Millio- 
nen FF und 85 Stellen zur Verfügung. 

Der Internatianolen Energie- Agentur (lEA) gehören 
19 OECD-Staaten an. Hauptaufgabe der lEA ist es, 
die Importabhängigkeit von öl u. a. durch die 
Schaffung eines Krisenmechanismus und langfristi- 
ge Zusammenarbeit zur Entwicklung von Ersatz- 
energiequellen zu vermindern. Das Komitee für 
Energieforsdiung und -entwidclung (CERD) koordi- 
niert zahlreiche gemeinsame FuE-Arb eiten im 
nicht-nuklearen Bereich. 

Die OECD hat einen Rat, dem alle Mitglieder ange- 
hören, und einen Generalsekretär. Es bestehen u. a. 
ein Ausschuß für Wissenschafts- und Technologie- 
politik (CSTP), ein Direktionsausschuß für Kern- 
energie (Steering Committee for Nuclear Energy) 
und ein Ständiger Ausschuß für langfristige Zu- 
sammenarbeit im Rahmen der lEA. 


374 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3024 


Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO), Paris 

Mitgliedei: 132 Staaten. 


Aufgaben 

148 . Die im Jahre 1945 in London gegründete Or- 
ganisation hat sich die Förderung des Erziehungs- 
wesens, der Wissenschaft und der Kultur zum Ziel 
gesetzt. In den letzten Jahren sind vor allem die 
Bildungs- und WissenschafUhilfe für Entwicklungs- 
länder stark in den Vordergrund getreten. Außer- 
dem kommen der UNESCO Verdienste bei der Er- 
haltung der Kunstschälze der Welt und der Ver- 
breitung der Kenntnisse über fremde Kulturen zu. 

Die Aktivitäten sind in vier große Programme un- 
terteilt: 

— Erziehung 

— Naturwissenschaft 

— Sozialwissenschaften 

— Kultur und Kommunikation. 

Daneben gibt es mehrere Fachgebiete übergreifen- 
de Programme, z. B. zur Sicherung der Menschen- 
rechte und zur Erhaltung des Friedens, 

Die 19. Generalversammlung hat 1976 in Nairobi 
eine Programmplanung verabschiedet, in der inter- 
disziplinär die Aufgaben zusammengefaßt sind, die 
sich die UNESCO bis 1982 stellt. 


Schwerpunkte Im Bereich Wissenschaft 

— Bildungsforschung, 

— Wissenschafts- und technologische Studien; 
Verbreitung von Informationen zur Wissen- 
schaftsplanung und -politik, 

— Information und Dokumentation; Allgemeines 
Informationsprogramm (UNISIST), 

— Grundlagen- und anwendungsorientierle Studien 
in ausgewählten Gebieten (Physik, Lebenswis- 
senschaften, Ingenieurwissenschaften) , 

— Ökologie, vor allem Programm „Man and Ihe 
Biosphere* (MAB), 

— Geologie, vor allem Jnternational Geological 
Correlation Programme“ (IGCP), 

— Hydrologie, vor allem „International Hydrologt- 
cal Programme“ (IHP), 

— Ozeanographie, vor allem «International Oce- 
anographic Commission“ (IOC), 

— Sozialwissenschaften, 

— Kommunikalionswissenschaften. 
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5 , Abkommen der Bundesrepublik Deutsdiland 
über Wissenschaf tlich-technoio^sche Zusammenarbeit Stand: 16. 2 . 1979 


Land/Art 
des Abkommens 

Inhalt 

Stand 1 

Fundstelle 

Ägypten 

Regierungen 

Wissensdiaftliche Forschung und 
technologische Entwicklung 

paraphiert am 

18, 05, 1978 


Argentinien 

Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und 
technologische Entwicklung 

in Kraft seit 

22, Oktober 1969 

BGBl. II 1970, 
S. 5 

Australien 




Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und 
technologische Entwicklung 

in Kraft seil 

25, Oktober 1976 

BGBl, II 1976, 
S. 1941 

Belgien 

Regierungen 

Belgien/Niederlande 

Unterirdische Kohle Vergasung 

in Kraft seit 

22. Dez. 1977 

BGBl. II 1978, 
S, 920 

Regierungen 

Brasilien 

Schnelle Brutreaktoren 

in Kraft seit 

24, Januar 1967 
(D/B) 

13. Juli 1967 
(D/NL) 

nicht 

veröffentlicht 

Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und 
technologische Entwicklung 

in Kraft seit 

12. August 1969 

BGBl, II 1969, 
S* 2119 

Regierungen 

Friedliche Nutzung der Kernenergie 

in Kraft seit 

18. Nov, 1975 

BGBl, II 1976, 
S. 334 

Chile 




Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und 
technologische Entwicklung 

in Kraft seit 

23 .Oktober 1970 

BGBl, 11 1971. 
S, 107 

China 




Regierungen 

Wissenschaftlich-technologisdie 

Zusammenarbeit 

in Kraft seit 

10, Nov. 1978 

BGBl, II 1978, 
S. 1526 

Frankreich 




Regierungen 

Bau, Start und Nutzung der 

S YMPHONIE- Femme I de s a te 1 1 i te n 

in Kraft seit 

10, Nov. 1967 

BGBl, n 1969, 
S. 84 

BMFT-Ministrere de 
rindustrie et de la 
Recherche 

Fortgeschrittene Reaktorsysteme 

in Kraft seit 

13, Februar 1976 

nicht 

veröffentlicht 

BM FT-Com mi s s a ri a t 
ä TEnergie Atomique 

LWR-Sicherheitsforschung 

in Kraft seit 

28, Sept, 1978 

BGBl, 11 1978, 
$. 1300 
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Land/ Art 
des Abkommens 

Inhalt 

Stand 

Fundstelle 

BMFT-Centre 

National pour 
TExploitation des 
Oceans 

Aufsuchung, Förderung und 

Aufbereitung von Manganknollen 

in Kraft seit 

26. April 1974 

BGBL II 1974, 
S, 837 

GriedienlaDd 

BMFT-Koordinations- 

ministerium 

Forsdiungs Vorhaben im Gebiet der 
Solarenergie 

in Kraft seit 

5. Oktober 1978 

nicht 

veröffentlicht 

BMFT-Koordinations- 

ministerium 

Wissenschaftliche Forschung und 
technologische Entwicklung 

in Kraft seit 

30. Nov, 1978 

BGBL II 1979, 
S. 137 

Großbritannien/ 

Niederlande 




Staaten 

Entwicklung und Nutzung des Gas- 
zenlrifugenverfahrens zur Herstellung 
an gereicherten Urans 

in Kraft seit 

19. Juli 1971 

BGBL II 1971, 
S. 927 

Indien 




Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und 
technologische Entwicklung 

in Kraft seit 

7. März 1974 

BGBl. 11 1974 

S, 998 

Regierungen 

Friedliche Nützung der Kernenergie 
und Weltraumforsdiung 

in Kraft seit 

19. Mai 1972 

BGBL II 1972, 
S. 1013 

Indonesien 




Regierungen 

Friedliche Nutzung der Kernenergie 
und Uranprospeklion 

in Kraft seit 

24. Februar 1977 

BGBL II 1977, 
S. 361 

Regierungen 

WissensdiafUidie Forschung und 
technologische Entwicklung 

paraphiert am 

28. Juni 1978 


Iran 




Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und 
technologische Entwicklung 

in Kraft seit 

2L Nov. 1977 

BGBL n 1978, 
S. 280 

BMFT-Atomic-Energy 
Organization of Iran 

Friedliche Nutzung der Kernenergie 

in Kraft seit 

2L Nov. 1977 

BGBL II 1978, 
S. 284 

Israel 




BMFT-Israelisc±ier 
Nationalrat für For- 
sdiung und Entwick- 
lung 

Japan 

Einsetzung eines gemeinsamen Ausschus- 
ses zur Förderung der Zusammenarbeit 
auf den Gebieten der wissenschaftlichen 
Forschung und technologischen Entwick- 
lung 

in Kraft seit 

2. September 1973 

nicht veröffent 
licht 

Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und techno- 
logische Entwicklung 

in Kraft seit 

8. Oktober 1974 

BGBl. II 1974, 

S. 1327 

Jugoslawien 




BMFT-Bundesamt für 
internationale Zusam- 
menarbeit auf dem 
Gebiet der Wissen- 
sdiaft, Bildung, Kultur 
u. Tedinologie 

Wissenschaftliche Forschung und techno- 
logische Entwicklung 

in Kraft seit 

23. Mai 1975 

BGBl. II 1975, 
S. 921 
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Land/Art 
des Abkommens 

Inhalt 

Stand 

Fundstelle 

Kanada 




Regierungen 

Friedliche Nutzung der Kernenergie 

in Kraft seit 

18* Dezember 

1957 

Bundesanzeiger 
Nr. 46 vom 

7, März 1978 

Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und techno- 
logische Entwidclung 

in Kraft seit 

30- Juni 1971 

BGBL 11 1972, 

S* 567 

Mexiko 




Regierungen 

Wissenschaft liehe Forschung und techno- 
logische Entwicklung 

in Kraft seit 

4. Septemer 1975 

BGBl. II 1976, 

S. 223 

Neuseeland 




Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und techno- 
logische Entwicklung 

in Kraft seit 

23. August 1978 

BGBL n 1979, 

S. 10 

Pakistan 




Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und techno- 
logische Entwicklung 

in Kraft seit 

15, Oktober 1973 

BGBl. 11 1974, 

S. 68 

Rumänien 




Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und techno- 
logische Entwicklung 

in Kraft seit 

29* Juni 1973 

BGBl, II 1973, 

S. 1482 

BMFT-Staatskomitee 
für Kernenergie 

Friedliche Nutzung der Kernenergie 

in Kraft seit 

29. Juni 1973 

BGBL 11 1973, 

S. 1485 

Schweiz 




BMFT-Amt 

Entwicklungsprogramm für Hochtempe- 

in Kraft seit 

nicht veröffent- 

für Wissenschaft 
und Forschung 

raturreaktoren 

10. Dezember 

1973 

lichl 

Spanien 




Regierungen 

Wissenschaftliche Forschung und techno- 
logische Entwicklung 

in Kraft seit 

10. März 1971 

BGBL 11 1971, 

S. 1006 

Regierungen 

Errichtung und Betrieb des „Deutsch-Spa- 
nischen Astronomischen Zentrums' 

in Kraft seit 

21. Mai 1973 

BGBl, n 1973, 

S. 1557 

Regierungen 

Sonnenenergie 

in Kraft seit 

13, Dezember 

1978 

BGBl. 11 1979, 

S. 129 

Regierungen 

USA 

Friedliche Nutzung der Kernenergie 

in Kraft seit 
t3. Dezember 

1978 

BGBl. II 1979, 

S. 133 

BMFT-NASA 

Aeronomiesatellit 

in Kraft seit 

10. Juni 1969 

BGBl, n 1970, 

S. 166 

BMFT-NASA 

HELIOS-Projekt (Sonnensonde) 

in Kraft seit 

10. Juni 1969 

BGBL 11 1970, 

S. 171 

B MFT-Dep a r tm en t 

Entwicklung von fortgeschrittenen Land- 

in Kraft seit 

BGBl. II 1973, 

of Transport 

verkeh rssy stemen 

12. Juni 1973 

S. 1029 

BMFT-USAEC 

Reaktorsicherheitsforschung und -entwick- 
lung 

in Kraft seit 

26. März 1974 

BGBl, H 1974, 

S. 741 
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Land' Art 
des Abkommens 

Inhalt 

Stand 

Fundstelle 

BMFT-USAEC 

Behandlung und Beseitigung von radio- 
aktiven Abfällen 

in Kraft seit 

20. Dezember 

1974 

BGBL II 1975. 

S. 268 

BMFT-US Nuclear 
Regulatory Commis- 
sion 

Loft research program 

in Kraft seit 

20. Juni 1975 

nicht veröffent- 
licht 

BMFT-US ERDA 

Natnumgekühlte Schnelle Brutreaktoren 

in Kraft seit 

8. Juni 1976 

BGBl. 11 1976, 

S. 1448 

BMFT-Deparlment 
of Health, Education 
and Welfare 

Biomedizinische Forsdrung 

in Kraft seit 

22. September 

1976 

BGBl. 11 1976. 

S. 1732 

BMFT-US ERDA- 
Französisches Commis« 
sariat ä TEnergie 
Atomique-Schweize« 
risches Amt für 
Wissenschaft 
und Forschung 

Gasgekühlte Reaktoren 

in Kraft seit 

1 1. Februar 1977 
(für Frankreich 
und Schweiz seit 
30. September 
1977) 

BGBL 11 1977, 

S. 345 

BMFT-US ERDA 

FuE auf dem Gebiet der Sidierungsmaß- 
nahmen 

in Kraft seit 

29. September 

1977 

nicht veröffent- 
licht 

BMFT-NASA 

Jupiter Satellit mit Eintrittssonde 

in Kraft seit 

5. Oktober 1977 

nicht veröffent- 
licht 

BMFT-DOE 

Demonstrationsanlage zur Kohleverflüssi- 
gung 

in Kraft seit 

25. Oktober 1977 

nicht veröffent- 
licht 

Venezuela 

Regierungen 

Wissenschaftliche und technologisdie Zu- 
sammenarbeit 

unterzeichnet 
am 16. Oktober 
1978 


BMFT-Minister für 
Energie und Bergbau 
der Republik 

Venezuela 

Technische Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Energie 

unterzeichnet 
am 16. Oktober 
1978 
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IV. Teil 

Statistik 


1 Grundlagen der Porschungsstatlstik 
Allgemeines 

140. Forschung und Entwicklung gehören zu den 
wesentlichen sozioökonomischen Faktoren einer 
Volkswirtschaft und bedürfen einer eingehenden 
statistischen Beschreibung, um fundierte Unterlagen 
für forschungspolitische Entscheidungen zu haben. 

Das vielschichtige Gesamtgebiet von Forschung 
und Entwicklung hat verschiedenartige Ansatz- 
punkte für seine statistische Beschreibung mit un- 
terschiedlichen umfangreichen Problemen der Erhe- 
bung und Aufbereitung forschungsstatistischen 
Dienstmaterials. 

Bisher ist nur die Erfassung des finanziellen und 
personellen Forschungsaufwandes — also des in- 
puts — trotz einer fehlenden einheitlichen For- 
schungsstatistik auf gesetzlicher Grundlage relativ 
gut ausgebaut und erlaubt Aussagen auch im inter- 
nationalen Vergleich. Statistische Angaben über 
die Ertragseite der Forschung — den Forschungs- 
output — stehen vorläufig kaum zur Verfügung. 

In ihrer gegenwärtigen Form kann die Forschungs- 
statistik für die meisten Teilbereiche nicht die De- 
tailgenaujgkeit aufweisen, wie dies auf anderen 
Stalistikgebieten möglich ist. Oftmals kann sie nur 
Gesamtgrößen und Grobstrukturen vermitteln, ob- 
wohl das politische Gewicht, das Forschung und 
Entwicklung erhalten hat, eine detaillierte quanti- 
tative Beschreibung verlangt. 

Im nachfolgenden werden die Grundlagen der stati- 
stischen Erfassung des Forschungsaufwandes dar- 
gestellt, die weitgehend von den Anforderungen 
der internationalen Organisation geprägt werden. 

Methodische Grundlagen 

150. Die gegenwärtig durdigeführten forsdiungs- 
statistischen Erhebungen beruhen auf langjährigen 
methodischen Vorarbeiten, die hauptsächlich von 
der OECD eingeleitet wurden. 1963 wurde mit den 
„Allgemeinen Richtlinien für statistische Übersich- 
ten in Forschung und Entwicklung'' (Frascati- 
Handbuch) *) das erste Handbudh über die Grund- 
lagen einer Forschungsstatislifc vorgelegt, das in 
Zusammenarbeit von Wissenschaftlern, Fachleuten 
der OECD-Mitgliedstaaten und dem OECD-Sekreta- 
riat zustande kam. Das Handbuch wurde inzwi- 
schen aufgrund der Erfahrungen bei den internatio- 


The raesuremetit of scientific and technical activities — 
Proposed Standard Practice for Surveys of R and D — 
OECD Paris 1976 


nalen forschungsstatistischen Erhebungen in allen 
OECD-Mitgliedstaaten und wegen des zunehmen- 
den Bedarfs an forschungsstatistischem Zahlenma- 
terial und den damit verbundenen notwendigen 
Verbesserungen des statistischen Instrumentariums 
zweimal revidiert. Es enthält Ausführungen über 
GrunddefiniÜonen und Konventionen, Klassifizie- 
rungen und Methoden der Messung von FuE-Tätig- 
keilen auf allen Wissenschaftsgebieten, Darüber 
hinaus sind dort grundlegende Bemerkungen über 
die Möglichkeiten der Output-Messung, die Not- 
wendigkeit der Erarbeitung gesonderter Deflatoren 
für den Forschungsbereich und eigener For- 
schungswechselkurse zu finden. Die 3. Revision, 
die gegenwärtig vorbereitet wird, wird Ausführun- 
gen über die verschiedenen Methoden der Deflatio- 
nierung von FuE-Daten enthalten und die von der 
OECD angewandte Methode darstellen. 

Auch die UNESCO hat sich in zunehmendem Maße 
dem FuE-Bereich zugewendet und führt ebenfalls 
regelmäßige Erhebungen der FuE-Ressourcen bei 
ihren Mitgliedstaaten durch. Die methodisch-theo- 
retische Grundlage hierfür bildet bisher das Fras- 
cati-Handbuch. ln Zukunft wird die UNESCO ihren 
Erhebungen die eigenen Richllinien zugrunde legen. 
Auf der 20. Generalkonferenz in November 1978 
sind die Richtlinien für die internationale Standar- 
disierung der Statistiken im Bereich von Wissen- 
schaft und Technologie gebilligt worden. Soweit 
es sich um den FuE-Bereich handelt, wurden die 
Definitionen des Frascati-Handbuches weitgehend 
übernommen. Der darüber hinausgehende Bereich 
Wissenschaft und Technologie wurde definiert und 
wird etwa ab 1985 Inhalt neuer UNESCO-Erhebun- 
gen werden. Der von der UNESCO ab gedeckte 
Mitgliederkreis bezieht die osteuropäischen Länder 
und Entwicklungsländer ein, wodurch besondere 
forschungsstatistische Fragestellungen hervortre- 
ten, wie z. B. Messung des Technologie-Transfers 
zu weniger entwickelten Ländern. 

Für Zwecke der Koordinierung der Forschungspoli- 
tik in den Ländern der Europäischen Gemeinschaf- 
ten wurde ein spezielles statistisches Instrumenta- 
rium geschaffen, das sich jedoch nur auf die For- 
schungsfinanzierung durch die zentralen öffentli- 
chen Haushalte erstreckt. Auch hierfür bildet das 
Frascati-Handbuch die methodisch-theoretische 
Grundlage, wenn auch in modifizierter Form. Die 
Erhebungen bei den EG-Mitgliedstaaten erfassen 
die Ausgaben nach den Haushaltsplänen bzw. ih- 
ren Entwürfen, also auch Daten, die noch nicht von 
den Parlamenten verabschiedet sind. Der Aktualt- 
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tat der forschungsstatistischen Daten ist somit be- 
sondere Priorität eingeräumt worden. Mit einer 
sehr differenzierten Systematik zur Analyse und 
zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme 
und Haushalte (NABS) ') nach sozioökonomischen 
Forschungszielen hat die EG einen wesentlichen 
Beitrag zur Methodik der Forschungsstatistik gelei- 
stet. Das Statistische Amt der Europäischen Ge- 
memschaften führt keine eigenen forschungsstalisti- 
schen Erhebungen durchs ist aber als Sekretariat 
des Unterausschusses Statistik des EG- Ausschusses 
für wissenschaftliche und technische Forschung 
(AWFT) in die Arbeiten eingeschaltet. 

Erwähnt seien hier auch die Arbeiten des COME- 
CON (Sekretariat des Rates für gegenseitige Wirt- 
schaftshilfe), die sich um eine Anpassung der Erhe- 
bungskonzepte und um die Vergleichbarkeit der 
forschungsstatistischen Daten aus Planwirtschafts- 
systemen mit denen der westlichen Länder bemü- 
hen, und die des NORDFORSK (Skandinavischer 
Rat für angewandte Forschung), der für die Belan- 
ge der im Rat zusammengeschlossenen Länder das 
Nordic-Manual erarbeitet hat, das eine Weiterent- 
wicklung des Frascati-Handbuches darstelit. 

Die Abstimmung und Zusammenfassung dieser 
regional und inhaltlich weit gestreuten Arbeiten 
erfordert erhebliche internationale Kommunika- 
tionsfähigkeit und -bereitschaft. Diese wird von 
den Sekretariaten der drei großen internationalen 
Organisationen (OECD, UNESCO, EG) in zuneh- 
mendem Maße durchgeführt. Zur Vermeidung von 
Doppelarbeit — auch für die jeweiligen Mitglied- 
Staaten — sollte diese Zusammenarbeit und Ab- 
stimmung mit dem Ziel einer Arbeitsteilung weiter 
verstärkt werden, ohne die spezifische Zielsetzung 
der einzelnen Organisationen zu beeinträchtigen. 
Die Kommunikation ist aber auch durch regelmä- 
ßig stattfindende Tagungen der Forschungsstatisti- 
ker aus den Mitgliedstaaten gewährleistet, die ei- 
nen intensiven Erfahrungsaustausch begünstigen. 


Rechtsgrundlagen 

151. Die Richtlinien und Empfehlungen der inter- 
nationalen Organisationen über Forschungsstatisti- 
ken werden von den Vertretern der jeweiligen 
Mitgliedstaaten beschlossen. Eine Berichtspflicht 
für FuE-betreibende Einrichtungen oder Personen 
kann für die einzelnen Staaten hieraus jedoch 
nicht abgeleitet werden. Hierfür bedarf es der ent- 
sprechenden Regelungen auf nationaler Ebene. 

Für die Bundesrepublik Deutschland kann eine Be- 
richlspf licht nur durch gesetzliche Regelung be- 
gründet werden. Vorbereitungen für ein umfassen- 
des Forschungsstalistikgesetz wurden 1973 vom 
Bundesminister für Forschung und Technologie 
eingeleitet, aber als Beitrag zur Kosteneinsparung 
auf dem Arbeitsgebiet der amtlichen Statistik aus- 


*) Nomenclature pour Tanalyse el la compa raison des 
programmes et budgets scientifiques — EUROSTAT/ 
200/75/1 -- 


gesetzt. Das Konzept sieht eine alle Sektoren der 
Volkswirtschaft umfassende, nach einheitlichen 
methodischen Grundsätzen erhobene amtliche Sta- 
tistik vor. Es war beabsichtigt, die FuE-Erhebungen 
für die einzelnen Sektoren als Zusatzbefragung an 
bereits laufende, geeignete Statistiken anzuhängen, 
um einen großen Erhebungsapparat zu vermeiden. 
Sichergeslellt sein muß lediglich, daß der Zeit- 
punkt der Erhebung einheitlich ist, um die Daten 
zusammenführen zu können und Zeitverluste weit- 
gehend zu vermeiden. 

Bisher kommt das forschungsstatistische Datenma- 
terial in der Bundesrepublik Deutschland aus ver- 
schiedenen Quellen. Die amtliche Statistik kann, 
infolge der fehlenden gesetzlichen Grundlage, for- 
schungsstatistische Erhebungen nur insoweit 
durchführen, als sie von anderen Statistikgesetzen 
mitabgedeckt sind. Uber die jährliche Finanzstati- 
stik (Gesetz über die Finanzstatistik) werden als 
Grunddaten die staatlichen Ausgaben für Wissen- 
schaft, Forschung und experimentelle Entwicklung 
ermiltell und die nicht auf FuE gerichteten Teilbe- 
träge in einem zweiten Schritt aus gegliedert. Mit 
dem gleichen Gesetz ist auch die Erhebung des in 
staatlichen Forschungseinrichtungen beschäftigten 
Personals abgedeckl. Durch die Novelle zum Fi- 
nanzslatislikgesetz von 1973 sind seit 1975 auch 
die überwiegend aus öffentlichen Mitteln finanzier- 
ten juristischen Personen in die amtliche Statistik 
einbezogen. Dieser Berichtskreis schließt die Mehr- 
zahl der selbständigen Forschungseinrichtungen 
ein und löst die bis dahin vom Wissenschaftsrat 
durchgeführten Erhebungen ab. Zahlen über die 
Hochschulforschung können aus sachlichen Grün- 
den nicht unmittelbar bei den Hochschulen erho- 
ben werden. Berechnungen für diesen Bereich ba- 
sieren jedoch auf Daten aus der Statistik über die 
Hochschulfinanzen nach dem Hochschulstatistikge- 
setz. 

Für die Wissenschaftsausgaben des Bundes wird 
vom Bundesmmister für Forschung und Technolo- 
gie eine eigene Geschäftsstatistik bei allen Bundes- 
ressorts durchgeführt, bei der der FuE-Bereich 
kenntlich gemacht ist. 

Die Daten des Wirtschaftssektors werden in zwei- 
jährigem Rhythmus vom Stifterverband für die 
Deutsche Wissenschaft erhoben und selbst aufbe- 
reitet. In die Erhebungen sind die FuE betreiben- 
den und finanzierenden Unternehmen und die Insti- 
tutionen für Gemeinschaftsforschung einbezogen. 

Die Durchführung der Forschungsstatistik und ihre 
Ergebnisse sind in der Bundesrepublik Deutschland 
durch folgende Aspekte gekennzeichnet: 

— Nichterfassung einiger forschungsrelevanter Er- 
hebungsmerkmale im Rahmen der amtlichen 
Statistik, da die primär auf andere Ziele ausge- 
richteten Statistikgesetze eine solche Fragestel- 
lung nicht zulassen, 

— ' Zahlenangaben für den Wirtschaftsbereich beru- 
hen auf freiwilligen Meldungen, wodurch ein 
einheitlicher Berichtskreis nicht gewährleistet 
ist. 
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— ' Zahlenangaben für den Hochschul bete ich liegen 
im Hinblick auf Forschung und Entwicklung in 
ausreichender Detaillierung nicht vor* 

— Erhebungslücken durch Nichterfassung der un- 
abhängigen und nicht überwiegend staatlich fi- 
nanzierten Forschungsei nrichtungen. 

Das Volumen der Forschungsausgaben wird durch 
diese Mängel nicht wesentlich beeinflußt, stärker 
machen sich diese Faktoren aber bei Zeitverglei- 
chen und stärker differenzierten Nachweisungen 
von Teilbereichen bemerkbar. 


Abgrenzung und Gliederung der 
Erhebungstatbestände 

Begriffsabgrenzung 

152- Grundlage der Abgrenzung eines Erhebungs- 
gegenslandes ist die Definition. Forschung und ex- 
perimentelle Entwicklung (kurz: FuE) wird im 
Frascati-Handbuch mit systmatischer, schöpferi- 
scher Arbeit zur Erweiterung wissenschaftlicher 
und technischer Erkenntnisse und deren Verwen- 
dung mit dem Ziel, neue Anwendungsmöglichkei- 
ten zu finden, definiert. 

Die Grenze zwischen Aufarbeitung des vorhande- 
nen Wissens und dem Betreten geistigen Neulands 
ist trotz einiger Beispiele recht unscharf* Für die 
Forschungsstatistik ist die Negativabgrenzung des 
FuE-Begriffs leichter zu handhaben* Forschung und 
Entwicklung ist ein Teilbereich des Oberbegriffs 
Wissenschaft, der außer FuE die wissenschaftliche 
Lehre und andere forschungs verwandte Tätigkeiten 
umfaßt Zur letzteren gehören z. B, Aufgaben der 
Dokumentation, Übersetzungen und Analysen von 
Forschungsergebnissen — soweit sie als selbständi- 
ge Tätigkeit und nicht als Phase eines Forschungs- 
vorhabens durchgeführt werden — , Datensamm- 
lung für wissenschaftliche Zwecke, Untersuchun- 
gen über die Durchführbarkeit technischer Projek- 
te, immer mit der generellen Einschränkung der 
Verwendung bekannter wissenschaftlicher Metho- 
den. Die Entwicklung neuer Test-, Analyse-, Erhe- 
bungs- und sonstiger Verfahren ist Forschung und 
Entwicklung* (Vgl* Frascati-Handbuch III — 2.3.) 
Oft sind allerdings Forschung und Entwicklung 
und forschungs verwandte Tätigkeiten so eng mit- 
einander verbunden, daß eine getrennte Nach Wei- 
sung weder von der finanziellen noch von der per- 
sonellen Seite her möglich ist. In diesen Fällen 
muß für forschungsstaüstische Erhebungen entwe- 
der nach dem Schwerpunkt entschieden werden 
oder eine Aufteilung mittels Schätzungen erfol- 
gen. 

ln der industriellen FuE liegt das Hauptproblem in 
der Abgrenzung der experimentellen Entwicklung 
zur Produktion* Hier sind definitorisch die Grenzen 
zwischen Prototypen und Versuchsanlagen einer- 
seits und Serienfertigung und Übernahme der Ver- 
suchsanlagen in den normalen Produktionsablauf 
andererseits zu ziehen. 


Eine immer wieder geforderte Unterteilung der 
FuE-Tätigkeiten ist die nach Grundlagenforschung, 
angewandter Forschung und experimenteller Ent- 
wicklung* Das Frascati-Handbuch enthält die Defi- 
nitionen für diese Begriffe mit zusätzlichen Beispie- 
len. Trotzdem sind die praktischen Erhebungspro- 
bleme so erheblich, daß auf diese Dreiteilung ver- 
zichtet werden sollte. 

Da für viele Untersuchungen die Kenntnis der 
Höhe für Aufwendungen für Grundlagenforschung 
nützlich ist, sollte hierfür eine exakte Definition 
erarbeitet werden, die auch die statistische Erfas- 
sung erlaubt. 

Tn der Bundesrepublik Deutschland wird versucht, 
diese Mittel gesondert nachzu weisen, teils durch di- 
rekte Befragung bei den ßerichtsstellen, teils durch 
institutioneile Zuordnung. 

Erhebungsmerkmaie und Erhebungseinheiten 

153. Wie bereits gesagt, kann zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nur die Aufwandseile der FuE-Tätigkeit, 
also ihre finanziellen und personellen Ressourcen, 
statistisch erfaßt werden. Bei Vergleichen zwischen 
Daten für einzelne Forschungsbereiche eines Lan- 
des oder bei internationalen Vergleichen ist zu be- 
rücksichtigen, daß eine solche Aufwandsstatistik 
Geldeinheit gleich Geldeinheit und Forschungs- 
stunde gleich Forschungsstunde setzt, ohne Rück- 
sicht auf die eventuelle unterschiedliche Ergiebig- 
keit in den einzelnen Bereichen. Diese Aussage 
wäre Angelegenheit einer Output-Messung. 

Erfaßt werden die Ausgaben und ihre Finanzierung 
sowie das in Forschung und Entwicklung tätige Per- 
sonal. Auf der Ausgabenseite werden die direkten 
FuE-Ausgaben, gegliedert nach Ausgabearten (Per- 
sonal-, laufende Sach-, Investitionsausgaben) sowie 
die Finanzierungsausgaben für FuE-Arbeiten Dritter 
(Käufe von Dienstleistungen oder Zuschüsse) erho- 
ben* Im staatlichen Bereich ist die Unterscheidung 
von institutioneller Förderung (Zuschuß) und pro- 
jektgebundener Förderung (Zuschuß oder Kauf) 
von Bedeutung, Alle Ausgaben beinhalten Finanz- 
transaktionen, also nicht FuE-Kosten im betriebs- 
wirtschaftlichen Sinn (z. B* Investitionsausgaben 
eines Jahres statt periodenbezogene Abschreibun- 
gen auf die FuE gewidmeten Kapitalgüler). 

Den Ausgaben stehen auf der Einnahmeseite der 
fiktiven Forschungsbudgets eigene Mittel bzw, 
Fremdmittel, die nach Zuwendungs- bzw. Auftrag- 
gebern aus den einzelnen Forschungsbereichen des 
Inlandes oder aus dem Ausland (einschließlich der 
inter- und supranationalen Organisationen) geglie- 
dert sind, gegenüber. 

Das in FuE tätige Personal ist nach Art der Be- 
schäftigung in wissenschaftliches, technisches und 
übriges Personal sowie nach der Art der Ausbil- 
dungsabschlüsse (Hochschulabschluß, übrige Ab- 
schlüsse des tertiären Bereichs, mittlere oder son- 
stige Abschlüsse) gegliedert* Da ein genauer Nach- 
weis der auf FuE verwendeten Zeit bei keiner der 
I Kategorien des Personals möglich ist, werden in 
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der Praxis alle Personen erfaßt, die überwiegend 
mit FuE-Arbeiten beschäftigt sind (eine Ausnahme 
bilden die Hochschulen vgL Tz* 152); Teilzeitbe- 
schäftigte gehen im staatlichen Bereich schema- 
tisch mit dem VoUzeitfaktor 0,5 in die Berechnun- 
gen ein, im Wirtschaftssektor wird von der Dauer 
der Teilzeitbeschäftigung (in Mann-Monaten ausge- 
druckt) ausgegangen* 

Erhebungseinheiten sind einmal die FuE betreiben- 
den Unternehmen ■ — wobei als Darstellungseinheit 
die jeweiligen fachlichen Unternehmensteile FuE 
fungieren — und zum anderen die Forschung betrei- 
benden Institutionen* Hierbei wird bisher nach dem 
Schwerpunktprinzip vorgegangen, d. h., daß alle 
Institutionen, deren Haupttätigkeit sich auf For- 
schung und Entwicklung bezieht, voll in die Erhe- 
bungen einbezogen werden. Eine Ausnahme hier- 
von bilden wissenschaftliche Museen, Bibliotheken 
und Archive. (Bei den wissenschaftlichen Museen 
beträgt der FuE-Anteil 90 Vo und bei den Bibliothe- 
ken und Archiven 10 ®/o,) 

Beträchtliche Schwierigkeiten bereitet die An- 
schriftenermittlung. Für die vom Staat finanzierten 
Einrichtungen kann dabei auf die FunkÜonenzuord- 
nung und die Erläuterungen in den Staatshaushalts- 
plänen zurückgegriffen werden, die allerdings den 
forschungsstatistischen Anforderungen nicht immer 
voll genügen. Im allgemeinen sind nur die Empfän- 
ger staatlicher Förderungsmittel erkennbar, nicht 
aber die bei Dritten durch Unteraufträge durchge- 
führte Forschung. Eine Ausnahme macht hier das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie, 
das die FuE-ausführenden Stellen erfaßt. 

Für den wirtschaftlichen Bereich hat der SÜfterver- 
band für die Deutsche Wissenschaft in Zusammen- 
arbeit mit Wirtschaftsverbänden eine AdressenUste 
erstellt* 

Institutionelle Abgrenzung 

154, Die grundlegende institutionelle Gliederung 
des FuE-Bereichs ist die Unterteilung in Sektoren. 
In Anlehnung an das System der volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnnng (SNA) ‘) sieht das OECD- 
Konzept die Bereiche Wirtschaftsunternehmen, 
Staat, private Organisationen ohne Erwerbscharak- 
ter (PNP) und Ausland vor; wegen der Bedeutung 
der Hochschulen für den FuE-Bereich werden diese 
aus dem Staalssektor ausgegliedert und gesondert 
nachgewiesen* Bei den privaten Organisatiorien 
ohne Erwerbcharakter ist zu beachten, daß sie, so- 
weit sie vornehmlich Dienstleistungen für Unter- 
nehmen erbringen und von diesen finanziert wer- 
den, dem Wirtschaftssektor, und soweit sie vorwie- 
gend dem Staat dienen und ganz oder überwiegend 
staatlich finanziert werden, dem Staatssektor zuge- 
ordnet werden. Hieraus ergibt sich, daß der PNP- 
Sektor nur die unabhängigen und nicht überwie- 
gend staatlich oder von der Wirtschaft finanzierten 
Forschungseinrichtungen umfaßt und in den inter- 
nationalen FuE-Statistiken volumenmäßig klein ist 
In der Bundesrepublik Deutschland besteht — wie 
bereits gesagt — für diesen Bereich eine Lücke in 
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der statistischen Erhebung, so daß die in den 
OECD-Statistiken für diesen Sektor nachgewiese- 
nen Angaben die unterste Grenze darstellen. 

Die UNESCO weist folgende Bereiche nach: Pro- 
duktivbereich, der in integrierte und nicht-inte- 
grierte Forschung unterteilt ist, den Sektor „Allge- 
meine Dienste die Hochschulen und das Ausland. 
Der Produklivbereich umfaßt ebenso wie der Wirt- 
schaftssektor im OECD-Konzept die FuE-betreiben- 
den Unternehmensteile einschließlich Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Bundespost und recht- 
lich selbständige Unternehmen der öffentlichen 
Hand sowie die selbständigen Forschungseinrich- 
tungen, die den Wirtschaftsunternehmen dienen 
und von ihnen überwiegend finanziert werden. 
Darüber hinaus gehören nach dem UNESCO-Kon- 
zept noch die Forschungseinrichtungen zum Pro- 
duktivbereich, deren Forschungsergebnisse be- 
stimmten, gemäß der internationalen Wirlschafts- 
zweigsystematik (ISIC) abgrenzbaren Wirtschafts- 
zweigen zugutekommen, auch wenn sie überwie- 
gend vom Staat oder den Organisationen ohne Er- 
werbscharakter finanziert werden. Für die Bundes- 
republik Deutschland ist die Abgrenzung und Be- 
stimmung dieser Institute bisher nicht möglich, so 
daß alle überwiegend staatlich finanzierten For- 
schungseinrichtungen dem Sektor „Allgemeine 
Dienste“ zugeordnet werden, der dem staatlichen 
Sektor einschließlich dem PNP-Sektor der OECD 
entspricht. 

Funktionale Gliederungen 

155. Für die Durdiführung von Analysen im FuE- 
Bereich sind funktionale Gliederungen von weitaus 
größerer Bedeutung als die nach Institutionen. 
Theoretisch wäre es durchaus möglich, ein einheit- 
liches, funktional ausgerichtetes Klassifikationssy- 
slem für alle Sektoren festzulegen, aber in der Pra- 
xis stößt dies gegenwärtig noch auf zu große 
Schwierigkeiten. Aus praktischen Erwägungen 
werden für die einzelnen Sektoren unterschiedliche 
Systematiken angewendet. 

Die hauplsächliche Klassifikation des Wirtschafts- 
sektors ist die nach Wirtschaftszweigen, sie wird 
sowohl für die in den Unternehmen durchgeführte 
FuE als auch für die Forschungsinstitute im Wirt- 
schaftssektor angewandt. Für nationale Darstellun- 
gen wird hier der amtlichen Wirtschaftssystematik 
des Statistischen Bundesamtes gefolgt, während bei 
internationalen Vergleichen die internationale In- 
dustrie-Standardklassifikation (ISIC) zugrunde ge- 
legt wird. Die FuE-Tätigkeit der Unternehmen wird 
in der Bundesrepublik Deutschland außerdem nach 
Produktgruppen untergliedert. 

Die OECD strebt diese Unterteilung auch für inter- 
nationale Vergleiche an, um Verzerrungen unter- 
schiedlicher nationaler Verfahren bei der Einord- 
nung von Unternehmen nach Industriezweigen zu 
vermeiden. Allerdings können nach dieser Gliede- 
rung nur die Aufwendungen eines Unternehmens 
insgesamt unterteilt werden. Entsprechende Anga- 
ben für die einzelnen Ausgabearten, die Finanzie- 
rung oder gar für das in FuE beschäftigte Personal 
verbieten sich* 
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Eine Gliederung nach Wissenschaftszweigen (Na- 
turwissenschaften, Ingenieurwissenschaften, Medi- 
zin, Agrarwissenschaften und Sozial- und Geistes- 
wissenschaflen) gibt es für die Sektoren Hochschu- 
len, private Organisationen ohne Erwerbscharakter 
und Staat. Als Grundlage hierfür dient die von der 
UNESCO für Statistiken des Bildungswesens be- 
nutzte Klassifikation. 

Für den staatlichen Sektor wird von der OECD 
noch eine Standardklassifikation staatlicher Ziel- 
setzung mit institutioneilen Merkmalen verwen- 
det. 

Unabhängig von der Sekloreneinteilung liegen für 
die staatlich finanzierten FuE-Ausgaben von der 
EG, der OECD und der UNESCO Systematiken mit 
sozioökonomischer Zielsetzung vor, die zwar nicht 
deckungsgleich sind, aber mit Hilfe von Umstei- 
geschlüsseln voneinander abgeleitet werden können. 
Die detaillierteste Gliederung wurde von der EG 
zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftli- 
chen Programme und Haushalte (NABSl erarbeitet, 
und umfaßt gegenwärtig 10 Kapitel mit 60 zweistel- 
ligen und 71 dreistelligen Positionen. Die Systema- 
tiken der OECD und UNESCO unterscheiden je- 
weils 12 Positionen. 

Da die von der Forschungspoliük gesetzten Priori- 
täten einem Wandel unterliegen, müssen auch die 
Nomenklaturen, die Basisinformationen vermitteln 
sollen, von Zeit zu Zeit revidiert werden, um die- 
sen Änderungen Rechnung tragen zu können. Für 
temporäre Vergleiche bringt dies beträchtliche 
Schwierigkeiten mit sich, da alles Datenmaterial 
neu aufgearbeitet werden muß, was ln den meisten 
Fällen nur für Grobgliederungen möglich ist. 

Besonderheiten des Hochschulsektors 

156. Die enge Verflechtung von Forschung und 
Lehre an den Hochschulen wirft für forschungssla- 
lislische Erhebungen erhebliche Probleme auf. Bei 
den Hochschulkliniken kommt noch die medizini- 
sche Betreuung der Patienten hinzu. Unter Umstän- 
den müßten — je nach der Definition der For- 
schung im Hoch.schulbereich — weitere Gebiete, 
die nicht forschungsbezogene Tätigkeiten beinhal- 
ten, ausgegliedert werden. Getrennte Rechnungssy- 
steme, die die einzelnen Aufgabenbereiche geson- 
dert nachweisen, gibt es in den Hochschulen nicht. 
Stalisti.sch erfaßbar sind nur die nach Kapiteln und 
Titeln gegliederten Ausgaben und Einnahmen, die 
in der Hochschulfinanzslalistik nach Fächergrup- 
pen aufgeteilt sind. Weder Zahlen über FuE-Ausga- 
ben noch über Forschungspersonal an Hochschulen 
können den Rechnungs- und Personalunterlagen 
unmittelbar entnommen werden. Auch ein ausrei- 
chend differenzierter Nachweis von Drittmitteln für 
Forschungszwecke ist gegenwärtig bei den Hoch- 
schulen noch nicht verfügbar. 

Die Trennung der Tätigkeitsbereiche erfolgt nach 
internationaler Übung über Daten zur Arbeitszeit- 
Verteilung beim wissenschaftlichen Personal. Diese 
Daten werden durch Zeitbudgetsludien entweder 
im Wege einer Totalerhebung bei dem betroffenen 


Personal oder als Stichprobe oder als laufende 
Zeitanschreibung mit kurzen Zeitintervallen oder 
als retrospektive Einschätzung für einen abgelaufe- 
nen Zeitraum ermittelt. Einige Staaten haben hier- 
für Erhebungen durchgeführt. Für die Bundesrepu- 
blik Deutschland liegen nur Ergebnisse von Einzel- 
studien vor, die kein vollkommenes Bild vermit- 
teln. Zeitnahe Erhebungen dieser Art könnten hier 
die Zuverlässigkeit der Berechnungen von For- 
schungszeitkoeffizienlen erheblich erhöhen. 

Für die praktische Berechnung des personellen und 
finanziellen Forschungspotentials der Hochschulen 
wird auf die Ergebnisse der Erhebungen über das 
Hochschulpersonal und die Hochschulfinanzen zu- 
rückgegriffen. Die PersonalzahJen sind nach Hoch- 
schularten, Fächern und Personalgruppen aufberei- 
tet. Die Verrechnung des Forschungszeilkocffizien- 
len für zusammengefaßte Gruppen des wissen- 
schaftlichen Personals je Fächergruppe ergibt Voll- 
zeitäquivalente für Forschung in Mann-Jahren. Die 
gewichteten Zeildurchschnitte je Fach werden 
auch für das übrige Personal angewendel, so daß 
dessen Tätigkeit analog der des wissenschaftlichen 
Personals den einzelnen Tätigkeitsbereichen zuge- 
ordnet wird. Der DurchschnilLsbildung liegen in 
der Regel relativ niedrige Zeitanteile der Professo- 
ren und relativ hohe für die wissenschaftlichen As- 
sistenten zugrunde. Effizienzmaße gehen in die Be- 
rechnungen nicht ein. 

Für die Ermittlung der Personalausgaben für die 
Hochschulforschung liegt jeweils nur eine Ausga- 
benzahl je Fächergruppe und Hochschulaii aus der 
Hochschulfinanzstatistik vor. Zeitanteile je Perso- 
nalgruppe und Fach müssen also so zusammenge- 
faßl werden, daß sie methodisch einwandfrei mit 
diesen Beträgen verrechnet werden können. 

Für die Ausgliederung der Forschungsanteile aus 
den laufenden Sach- und Investitionsausgaben sind 
den Haushaltsplänen und -rechnungen der Hoch- 
schulen nur sehr wenige Hinweise zu entnehmen. 
Es wird mangels besserer Anhaltspunkte unter- 
stellt, daß die sächliche Ausstattung der Hochschu- 
len entsprechend der Zeitverteilung beim wissen- 
schaftlichen Personal genutzt wird. Die einfach ge- 
wichteten Forschungszeitkoeffizienten gelten also 
auch für diese Ausgabeart. 

Weiterentwicklung der Forschungsstatistik 

157. Für die Weiterentwicklung der Forschungs- 
Statistik ergeben sich verschiedene Ansatzpunkte. 
Das bestehende Instrumentarium muß weiter ver- 
besseil werden, um sowohl die Vergleichbarkeit der 
Daten der einzelnen Sektoren innerhalb eines Lan- 
des als auch die der Staaten untereinander weiter zu 
verbessern; darüber hinaus muß versucht werden, 
die noch vorhandenen Lücken zu schließen. 

Für aussagekräftige internationale Vergleiche ist 
sowohl die Entwicklung forschungsbezogener 
Wechselkurse als auch eigener FuE-Deflaktoren 
notwendig, da werder die offiziellen Wechselkurse 
noch die international verfügbaren Preisindizes aus 
der amtlichen Statistik die spezifische Kostenslruk- 
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tur von Forschung und Entwicklung zutreffend wi- 
derspiegeln. Für die Bundesrepublik Deutschland 
liegt für den nicht-kommerziellen Bereich seit 
kurzem ein Preisindex für Forschung und Entwick- 
lung vor. der aufgrund eingehender empirischer 
Untersuchungen entwickelt wurde. 

Ein weiteres Gebiet ist die Abstimmung der For- 
schungsstatistik mit der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung. Wenn auch der Informationsbedarf 
der Benutzer der Forschungsstatistik im Vorder- 
grund steht, so wird doch auf einer höheren Ag- 
gregationsebene auch ihre Kompatibilität mit dem 
System der Volkswirtschaftlichen Gesamirechnun- 
gen angestrebt. In den Europäischen Gemeinschaf- 
ten w'ird als Verbindungsglied zwischen beiden 
statistischen Bereichen ein Zusalzsystem für For- 
schung und Entwicklung im europäischen System 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen {ESVGl — 
sogenannte Forschungs-Satelliten-Tabellen — dis- 
kutiert. 

Die Europäischen Gemeinschaften haben eine Rei- 
he von Forschungsindikatoren entwickelt, die in 
absehbarer Zeit vorliegen werden. Die Daten der 
FuE-Slatislik (auf der Grundlage der OECD-Erhe- 
bungen) werden mit relevanten sozioökonomischen 
Größen verknüpft, so daß die Aussagefahigkeit er- 
höht wird. Auch die OECD führt entsprechende 
Arbeiten durch. Gegenwärtig ist eine Datenbank 
für Indikatoren im Bereich von Wissenschaft und 
Technologie in Vorbereitung. Eine in zweijährigem 
Rhythmus erscheinende Veröffentlichungsreihe 
über Wissenschafls- und Technologie-Indikatoren 
ist vorgesehen. Die erste Nummer dieser Reihe 
wird jedoch nicht vor 1981 vorliegen. 

Angaben über den Technologie-Transfer liegen ge- 
genwärtig für die Bundesrepublik Deutschland nur 


*) Preisindizes für nichl-kommerzielle Forschung ln der 
Bundesrepublik Deutschland 1968 bis 1977 von K. 
Weichselberger und A. Wülsten — Forschungsberichte 
aus dem Institut für Statistik und Wissenscbaflstheorie 
der Universität München, 


im Rahmen der Zahlungsbilanzrechnungen der 
Deutschen Bundesbank als Ausgaben und Einnah- 
men aus dem Patent- und Lizenzverkehr mit dem 
Ausland vor. In ihren Veröffentlichungen weist die 
Deutsche Bundesbank immer wieder darauf hin, 
daß diese Daten kein vollständiges Bild vermitteln, 
da nicht jede Übertragung technischer Kenntnisse 
mit entsprechenden Geldströmen verbunden ist. Es 
müssen daher noch andere, den Technologie-Trans- 
fer zum Ausdruck bringende Tatbestände ermillell 
und statistisch aiisgewerlet werden. 

Der Schwerpunkt der weiteren Entwicklung der 
Forschungsstatistik muß jedoch auf die Output-Mes- 
sung gelegt werden. Die Erfahrung zeigt, daß eine 
Reihe von Jahren notwendig ist, um Methoden zu 
ermitteln, die eine auch internationale Vergleich- 
barkeit der Daten gewährleisten. Bei der Output- 
Messung ergeben sich noch besondere theoretisch- 
methodische Probleme, da Qualitäten quantifiziert 
werden müssen. Im Gegensatz zur Inpul-Messung 
stehen monetäre Größen für die Ergebnismessung 
im Forschungsbereich nur in sehr begrenztem Um- 
fang zur Verfügung. Ausgangspunkte bilden viel- 
mehr indirekte Maßstäbe, wie z.B. die Anzahl der 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen (Zilationsin- 
dex) oder die Zahl der Patente und Lizenzen. Aber 
auch diese Größen können nicht ohne eingehende 
Untersuchungen herangezogen werden, wenn man 
nicht Fehlinterpretationen riskieren will. Im De- 
zember 1978 hat aul Veranlassung der OECD das 
erste Seminar über Output-Messung der FuE-Akti- 
vitäten in Paris slatlgefunden. Experten vieler Län- 
der diskutierten über die Technologische Zahlungs- 
bilanz, die Palentstalistik und den Handel mit tech- 
nologisch hochentwickelten Produkten als Fakto- 
ren einer outpul-Messung. Die Diskussion hat ge- 
zeigt, daß noch viele tlieorelische und praktische 
Probleme zu lösen sind, um Indikatoren für die 
outpul-Messung zu entwickeln, ln elwa einem Jahr 
soll ein weiteres Seminar über diese Probleme 
stattfinden, das auch die Innovationsmessung ein- 
schließen soll. 
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Tabelle 1 


Wlssenschaitsausgaben 

der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungsquelten 
1969 bis 1978 
— in Millionen DM “ 


Finanzierungsquetle 


1970 

1971 

1972 

1973 

3974 

1975 

1976 

1377 

j9?a 

! öffentliche 

Verwaltung *) 

Bund {einschließlich 
EKP-Sonder- 
vermögen) 

3 795 

4 810 

6 12? 

6 990 

7 322 

8 163 

8 661 

8 638 

8 707 

9 880 

Länder * 

5 165 

6 271 

7 634 

8 475 

10 266 

12 489 

13 541 

13 755 

14 434 

15 250 

Gemeinden (Gv.) .... 

83 

97 

lOl 

108 

109 

145 

161 

152 

169 

200 

Summe 1 , . . 

9 044 

n 178 

13 862 

15 573 

17 697 

20 797 

22 363 

22 545 

23 310 

25 330 

desgt. m ®/o des 

Öffentl. Gesamt- 
hdushalts 

5,2 

5,7 

6J 

6,2 

G.3 

6,5 

6,2 

6ß 

3,9 

5,8 

II. Wirtsdiaftsseklor h 

Gewerbliche Wirt- 
schaft 

6 399 

7 610 

8 735 

9 180 

9 624 

10 340 

n 792 

12 600 

14 329*) 

15 336“) 

Stiftungen 

und Spenden 

210 

275 

314 

290 

251 

250 

227 

250 

250 

250 

Summe 11 . . . 

6 609 

7 885 

9 049 

9 470 

9 875 

10 590 

12019 

12 850 

14 579 *) 

15 586*) 

II!. OfCenlliche 

Verwaltung und 
Wirtsdiaftssektor , - . 
(Summe 1 + If) . - . 

15 653 

19 063 

22 9U 

25 043 

27 572 

31 387 

34 382 

35 395 

37 887*) 40 916“) 

desgl. in "/o des 
Bruttosozialprodukts 
(BSP) . . * 

2,6 

2,8 

3.0 

3,0 

[ 

3.Ö 

3,f 

3J 

3J 

3,1 

3,J 


Ausgaben für FuE einschlteßlich akademischer Lehre uad sonstiger FuE -verwandter Ausgaben 

Bund bis 1977 = Ist, L978 = Soll; Länder bis 1976 = Ist, 197? und 1978 = Soll; Gemeinden bis 1975 = Ist, ab 1976 ^ 
Schätzung 

1970. 1972, 1974, 1977 Schätzungen des Slifte^verbandes^ 1976 Schätzungen des BMFT 
*) einschließlich Stlflung VoLkswagenwerk 
Bundungsdifferenzen 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie. Slelistlsches Bundesamt, Stifterv'erband für die Deutsche Wissen- 
schaft — ‘) aus der Erhebung 1977 
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Tabelle 2 


FuE'Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland und ihre Finanzierung 

1962 bis 1978 


Jahr»! 

FuE-Ausgaben 

insgesamt 

finanziert durch 

öffentliche Haushalte 

Wirtschaft 

Private 
inländische 
Institutionen 
IPNP) ») 

Ausland 

Mill.DM 

in •/• des 
BSP 

Mill. DM 

in •/• des 
öffentlichen 
Gesamt- 
haushaJts 

Millionen DM 

1962 

4 490 

L3 

2 278 

2.t 

2 150 

62 

— 

1963 

5 380 

14 

2 627 

2.3 

2 670 

83 

— 

1964 

6 570 

1.6 

3 192 

2,5 

3 279 

89 

10 

1965 

7 910 

J,7 

3 746 

2.7 

4 060 

94 

10 

1966 

8 840 

l.Ö 

4 220 

2,9 

4 500 

100 

20 

1967 

9 740 

2,0 

4 796 

3,1 

4 807 

107 

30 

1968 

10 550 

2,0 

4 960 

3,1 

5 454 

106 

30 

1969 

12 250 

2,0 

5 674 

3,3 

6 399 

147 

30 

1970 

14 800 

2.2 

6 900 

3,6 

7 610 

190 

100 

1971 

18 000 

2.4 

8 700 

3,9 

8 735 

315 

250 

1972 

19 250 

2.3 

9 600 

4fi 

9 180 

270 

200 

1973 

20 460 

2.2 

10 350 

4fi 

9 624 

266 

220. 

1974 

22 290 

2.3 

tl 350 

3,6 

10 340 

280 

320 

1975 

24 645 

2.4 

12 035 

3,3 

11 792 

310 

508 

1976 

25 740 

2.3 

12 300 

3,3 

12 600 

320 

520 

1977 

27 889 •) 

2.3 

12 700 

3,2 

14 329’) 

330 

530 

1978 

30 116-) 

2.3 

13 900 

3,2 

15 336'} 

340 

540 


*1 Teilweise geschätzt, bis 1977 auf Ist^Basis. 

*) Eigeneianahmen der fnstitutionen des PNP-Sektors, der sich insbesondere aus überwiegend vom Staat finanzier* 
ten wissenschaftlichen Einrichtungen zusammengesetzt. 

Quelle: BMFT, Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft — ’) aus der Erhebung 1977 
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Tabelle 3 


FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 

1962 bis 1978 

— Millionen DM — 


Jahr 

FuE- 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 


Wirliürhafi *) 


Staat*) 

|l|| 

j 

finanziert durch 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Staat 

Wirt. 

flchziXi 

PNP 

Aus- 

land 

Staat- 

Win- 

schall 

PNP 

1962 

4 490 

2 45ü 

340 

2 110 





240 

220 

5 

15 

1963 

5 380 

3 030 

400 

2620 

10 

— 

330 

310 

5 

15 

1964 

6 570 

3 000 

540 

3 220 

30 

10 

410 

390 

5 

15 

1965 

7 910 

4 570 

560 

3 970 

30 

10 

430 

400 

10 

20 

1966 

8 840 

5 100 

690 

4.160 

30 

20 

490 

460 

10 

20 

1967 

9 740 

5 650 

986 

4617 

17 

30 

530 

500 

10 

20 

1968 

10 550 

6 300 

950 

5 300 

20 

30 

570 

560 

10 

— 

1969 

12 250 

7 320 

1 040 

6 222 

28 

30 

660 

630 

25 

5 

1970 

14 800 

9 000 

1470 

7 400 

30 

100 

740 

720 

15 

5 

1971 

18 000 

10 700 

1 950 

8464 

36 

250 

890 

870 

10 

10 

1972 

19 250 

11 400 

2210 

8 970 

20 

200 

1 020 

990 

10 

20 

1973 

20 460 

12 020 

2 340 

9 445 

15 

217 

1 040 

I 020 

10 

10 

1974 

22 290 

13240 

2765 

10 160 

15 

300 

1 110 

1090 

10 

10 

1975 

24 645 

14 930 

2 662 

11 592 

12 

464 

l 235 

1 215 

ID 

10 

1976 

25 740 

15 690 

2 800 

12390 

20 

480 

l 270 

1 250 

10 

10 

1977 

27 889 <) 

17 549') 

2 930 

14 109') 

20 

490 

l 320 

1 300 

10 

10 

1978 

1 

30 116«) 

19 266«) 

3 650 

1.5 096') 

20 

500 

1 400 

1 370 

20 

10 

I 













') Unteraehmen und Institutionen der industriellen Gemeinschaftsforschung. 

*) bundes- und landeseigene wissenschaftliche Einrichtungen einschließlich wissenschaftliche Museen, Bibliotheken 
und Archive. 

*) insbesondere vom Staat überwiegend finanzierte wissenschaftliche Einrichtungen (z. B. Großforschungseinrichtun* 
gen, Institute der Max-Planck-Gesellschaft und der Fraunhofer-Gesellschaft). 

*) Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft — Erhebung 1977 
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Tabelle 3 


nach ausführenden Sektoren und deren Finanzierung 


Private Institutionen 
ohne Erwerbscharakter (PNP) 

Hochschulen 

Ausland 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Staat 

Wirt' 

Schaft 

PNP 
und 
Aus- 
1 Tand 

Staat 

Wirt- 1 
schall 

Staat 

Wirt- 

schaft 

700 

638 

15 

4? 

910 

900 

10 

190 

180 

10 

750 

677 

15 

58 

1 000 

990 

10 

270 

250 

20 

810 

742 

24 

44 

1 150 

1 140 

10 

400 

380 

20 

1 000 

916 

40 

44 

1 450 

1 430 

1 20 

460 , 

440 

20 

1 200 

l 100 

50 

50 

1 580 

1 530 

50 ; 

470 

440 

30 

1 270 

l 160 

40 

70 

1 710 

1 610 ' 

100 

580 

540 

40 

1 280 

1 160 

34 

86 

1 850 

1 770 

80 

550 

520 

30 

1310 

1 154 

42 

114 

2 250 

2 200 

50 

710 

650 

60 

1 650 

1 440 

55 

155 

2 700 

2 650 

50 

710 

620 

90 

2 120 

1 760 

91 

269 

3 500 

3 450 

50 

790 

670 

120 

2 230 

1 920 

80 

230 

3 920 

3 860 

60 

680 

620 

60 

2 480 

2 190 

46 

244 

4 270 

4 200 

70 

650 

600 

50 

2 780 

2 455 

50 

275 

4 430 

4 360 

70 

730 

680 

50 

2 955 

2 573 

50 

332 

4 590 

4 505 

85 

935 

880 

55 

3 060 

2 680 

50 

330 

4 800 

4710 

90 

920 

860 

60 

3 275 

2 885 

50 

340 

4 900 1 

4 800 

100 

845 

785 

60 

3 550 

3 150 

50 

350 

5 000 

4 900 

100 

^ -k 

900 

830 

70 
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Wlssenschaftsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 

Finanilening und Ausgabearten 
1969 bis 1978 

— Millionen DM — 


1. Hodischulen 


Wissensdiaft und 
Forschung außerhalb 
der Hochschulen 
(einschließlich FuE 
für Verteidigung} 


3, Wissenschafts 
ausgaben 
insgesamt 


') Bis 1976 Bund und Länder: IsLj 1977 Bund: Ist, Länder; Soll; 1978 Ansätze: Gemeinden bis t975 Ist, ab 1976 Schätzung. 
*) Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des StaLlsltschen Bundesamtes aufgnind eigener Erhebungen des BMFT, 
*) EinschL Saldo im Zahlungsverkehr und nicht aufteilbare Belräqe 

Quelle: BMFT, Statistisches Bundesamt RundungsdÜferenzen 




Finanziert durch | 


1 davon 

Aufgabenbereich 

Jahr *) 

Bund 

fein- 

schlleß- 

Uch 

ERP- 

Sonder* 

ver* 

mögen} 

Länder 

Ge- 

mein- 

den 

(Gv.) 

Aus- 

gaben 

ins- 

ges?dml*J 

1 

i 

Personal* 

aus* 

gaben 

1 1 

sonstige | 
laufende 
Aus- 
gaben ®) 

Baumaß- 

nahmen 

sonstige 

Investi- 

tionen 
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Tabelle 5 


Staatlich finanzierte FuE- Ausgaben nach Forschungszielen 
1969 bis 1978 

— Soll-Zahlen in Millionen DM — 


Forschungsziele *) 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 ») 

1977 ») 

1978 

1. Erforschung und Nut- 
zung der irdischen 
Umwelt 

91,4 

110,8 

130,9 

155,4 

176,5 

202,0 

227,5 

239,2 

257,9 

274,8 

2. Gestaltung der 

menschlichen Umwelt 

52,7 

66,5 

93,4 

110,0 

159,8 

307,4 

326,5 

309,1 

358,2 

466,3 

3. Schutz und Förderung 
der menschlichen 
Gesundheit 

94,2 

158.8 

271,3 

355,0 

449,3 

452,0 

542,1 

549,7 

652,3 

771,2 

4. Erzeugung, Vertei- 
lung und rationelle 
Nutzung der Energie 

656,9 

735.0 

907,2 

1 080,4 

1 144,8 

1 281,5 

1 342,9 

1 411,9 

1 577,3 

1 883,6 

5. Landwirtschaftliche 
Produktivität und 
Technologie 

117,9 

137,3 

171,8 

187,0 

214,3 

202,1 

239,2 

253,0 

263,9 

292,3 

6. Industrielle Produkti- 
vität und Technologie 

349,4 

426,4 

671,4 

693,9 

857,3 

898,5 

936,3 

920,4 

922,5 

1 074,3 

7. Probleme des Zu- 
sammenlebens in der 
Gesellschaft 

136,5 

175,6 

371,4 

359,4 

416,9 

483,6 

621,2 

569,2 

574,6 

644,2 

8. Weltraumforschung 
und -nutzung 

354,8 

343,4 

520.6 

632,8 

601,1 

490,4 

539,9 

600,8 

555,3 

600,9 

9. Verteidigung 

1 070,7 

1 151,0 

1 178,9 

1 018,7 

1 352,0 

1 411,1 

1 405,0 

1 490,5 

1 596,2 

1 731,8 

10. Allgemeine For- 
schungsförderung . . . 

2 649,3 

3 197,5 

4 124,1 

5 010,0 

5 923,6 

6 231.2 

6 557,7 

6 729,6 

6 041.3 

6 280,1 

darunter FuE der 
Hochschulen 

1 982.5 

2 359,8 

3 218,0 

4 170,0 

5 047.0 

5 034,8 

5 278,1 

5 421,0 

4 822,6 

4 938,0 

insgesamt . . . 

5 573,7 

6 502,3 

8 441,0 

9 602,5 

11 295,6 

11 959,8 

12 738,3 

13 057,4 

12 799,5 

14 019,4 


Haushaltssoll 

*) Gliederung der Europäischen Gemeinschaften (NABS 1975) 

Der Rückgang der allgemeinen Forschungsförderung (Pos. 10) beruht auf einer methodischen Änderung bei der Berechnung 
des FuF-Koeffizienten für den Hochschulbereich. 

Quelle: BMFT, Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 6 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft^ 

1974 bis 1979 

— Millionen DM — 





Ausgaben insgesamt 


1 

Ressort 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

1978 

1979 

Regierungs- 

entwurf 



Ist 



Soli 

Bundeskanzleramt 

5,5 

6,0 

5,7 

6,0 

6,2 

6,4 

Auswärtiges Amt 

49,3 

57,2 

57,7 

61,8 

73,4 

89,7 

Bundesminister des Innern 

172,8 

188,6 

208,2 

235,4 

274,8 

292,1 

Bundesminister der Justiz 

1.5 

0,8 

1.0 

1,3 

1.7 

1,7 

Bundesminister für Wirt- 
schaft 

479,3 

495,5 

472,5 

393,5 

591,2 

957,2 

Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und 
Forsten 

187,1 

202,2 

210,7 

215,6 

209,2 

234,4 

Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

15,0 

20,6 

17,9 

28,5 

29,1 

40,2 

Bundesminister für Verkehr 

113,2 

132,6 

135,9 

143,6 

164,9 

192,7 

Bundesminister der Vertei- 
digung 

1 425,8 

1 485,5 

1 700,6 

1 715,7 

1 840,0 

1 968,2 

Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit 

101,6 

112,5 

121,6 

160,9 

193,8 

217,6 

Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammen- 
arbeit 

19,6 

23,7 

27,8 

29,7 

34,0 

36,8 

Bundesminister für Raum- 
ordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

21,5 

23,0 

24,9 

60,0 1) 

67,8 1) 

49,3 1) 

Bundesminister für inner- 
deutsche Beziehungen . . 

6,4 

5,2 

5,8 

4,0 

4,4 

5,4 

Bundesminister für For- 
schung und Technologie 

3 529,0 

4 066,8 

3 974,7 

4 154,1 

4 873,4 

5 605,7 

Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 

1 877,6 

1 717,5 

1 643,9 

1 473,1 

1 493,6 

1 527,8 

Zivile Verteidigung 

6,3 

6,4 

5,5 

5,4 

5,9 

6,2 

Allgemeine Finanzverwal- 
tung 

149,3 

114,2 

20,6 

15,9 

15,0 

15,0 

insgesamt . . . 

8 160,8 

8 658,3 

8 635,2 

8 704,5 

9 878,5 

1 1 246,4 


einschl. Darlehen an die Länder 
Rundungsdifferenzen 

Quelle: BMFT 
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Tabelle 6 


Forsdiung und Entwicklung nach Ressorts 


I darunter für Forschung u. Entwicklung 


1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 1 

1978 

Soll 

1979 

Regierungs- 

entwurf 

Ist 

5,5 

6,0 

5,7 

6,0 

6,2 

6,4 

1,5 

23,8 

23,0 

27,9 

24,0 

27,3 

98,8 

107,4 

121,3 

135,1 

167,2 

178,2 

1.5 

0,8 

1.0 

1.3 

1.7 

1.7 

478,6 

495,5 

472,5 

391,1 

582,6 

948,0 

186,6 

201,8 

210,2 

214,8 

208,6 

233,5 

15,0 

20,6 

17,9 

28,5 

29,1 

40,2 

82,1 

99,1 

102,7 

106,7 

119,9 

147,3 

1 405,2 

1 448,8 

1 605,4 

1 592,4 

1 731,9 

1 844,3 

92,2 

99,5 

105,1 

140,1 

171,0 

190,8 

17,6 

20,9 

25,0 

26,7 

31,0 

33,5 

20,1 

21,5 

24,9 

60,0 1) 

67,8 1) 

49,3 1) 

6.4 

5.2 

5,8 

4.0 

4,4 

5,4 

3 382,3 

3 887,9 

3 930,0 

4 024,2 

4 748,7 

5 497,8 

348,9 

378,9 

401,4 

433,8 

479,4 

518,2 

5.8 

5,8 

5.2 

5,3 

5,7 

6,0 

149,3 

114,2 

20,6 

15,9 

15,0 

15,0 

6 297,4 

6 937,7 

7 077,7 

7 213,8 

8 394,2 

9 743,0 
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Tabelle 7 

Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 

1974 bis 1979 

— Millionen DM — 


1974 Ist 

1975 Ist 

Förderungszweck 






Summe 

darunter 

FuE 

Summe 

darunter 

FuE 

1.1 Wissenschaftliche Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 





(ohne 1.2) 

470,5 

403,4 

475,9 

401,3 

1.2 Gemeinsam von Bund und Ländern geförderte Einrichtungen 





(AV-FE) 1) 

• 

• 

. 

. 

1.3 Allgemeine Forschungsförderung 

356,6 

304,5 

384,1 

346,3 

1.4 Bildungsforschung 

39,4 

37,0 

49,3 

46,8 

1.5 Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 





(u, a. Prom.- und Grad.-Förderung) 

59,7 

— 

53,8 

— 

1.6 Hochschulen (einschließlich Bundeswehr-HS und Sonder- 





forschungsbereichen) 

1 491,4 

2,7 

1 326,8 

2,8 

Summe 1; Allgemeine Wissenschaftsförderung 

2 417,6 

747,6 

2 289,9 

797,2 

2.1 Naturwissenschaftlich-technische FuE 

674,0 

667,5 

769,2 

769,2 

2.2 Datenverarbeitung, Nachrichtentechnik, Elektronik 

405,4 

405,1 

517,2 

517,0 

2.3 Dokumentation, Information 

34,8 

13,7 

49,4 

18,3 

2.4 Energieforschung und -technologie 2) 

1 432,1 

1 335,1 

1 649,8 

1 508,9 

2.5 Weltraumforschung und -technik, Luftfahrtforschung 

579,4 

563,7 

611,1 

610,8 

2.6 Verkehrssysteme, Transporttechnik, Entsorgungsprobleme . . 

102,3 

102,3 

136,2 

136,2 

2.7 Meeresforschung und -technik 

93,4 

93,4 

90,4 

90,4 

Summe 2: Förderungsprogramme in Fachbereichen 

3 321,4 

3 180,8 

3 823,3 

3 650,8 

3.1 Allgemeine Politik und Verwaltung, Recht 

39,2 

36,3 

41,2 

37,4 

3.2 Soziale Fragen und Gesundheitswesen 

200,5 

190,6 

227,2 

213,7 

3.3 Raumordnung, Landeskunde, Städtebau, Wohnungswesen, 





Verkehrsplanung 

60,6 

59,2 

69,1 

67,6 

3.4 Wirtschaft und Technik 

705,5 

672,4 

751,2 

716,4 

3.5 FuE für die Verteidigung (einschließlich zivile) 

1 416,0 

1 410,5 

1 456,4 

1 454,6 

Summe 3: Ressortbezogene Forschung 



2 545,1 

2 489,7 

Ausgaben insgesamt , . . 

8 160,8 

6 297,4 

8 658,3 

6 937,7 


Anlage zur Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen zur Rahmenvereinbarung Forschungsförderung 
nach Art, 91 b GG 
2) einschließlich Kernforschung 
Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 7 


Forschung und Entwicklung nach Förderungszwecken 


1976 Ist 

1977 Ist 

1978 

Soll 

1979 Regierungs- 
entwurf 

Summe 

darunter 

FuE 

Summe 

darunter 

FuE 

Summe 

darunter 

FuE 

Summe 

darunter 

FuE 

482,7 

402,8 

486,7 

405,1 

524,0 

429,7 

569,8 

472,6 



124,1 

100,7 

142,6 

117,9 

141,5 

118,3 

265,0 

226,0 

273,3 

235,8 

313,3 

259,8 

347,3 

278,9 

51,4 

46,8 

54,9 

52,0 

61,4 

57,5 

70,5 

66,7 

31,6 

— 

25,5 

— 

39,3 

— 

40,6 

9,6 

1 441,6 

144,9 

l 281,7 

153,9 

1 278,9 

176,7 

1 312,7 

214,4 

2 272,3 

820,5 

2 246,2 

947,5 

2 359,5 

1 041,6 

2 482,3 

1 160,4 

812,5 

812,5 

826,9 

826,0 

1 028,5 

1 026,7 

1 226,4 

1 222,9 

473,2 

473,0 

449,8 

449,7 

480,2 

479,9 

505,1 

504,8 

51,6 

19,4 

31,0 

16,1 

49,5 

22,2 

58,2 

26,2 

1 417,1 

1 410,1 

1 591,5 

1 504,2 

1 911,6 

1 870,9 

2 130,5 

2 085,7 

669,5 

669,4 

641,9 

641,9 

691,1 

691,1 

746,7 

746,7 

123,5 

123,5 

157,9 

157,9 

191,0 

190,7 

297,3 

296,6 

95,4 

95,4 

73,3 

73,3 

95,3 

95,3 

134,5 

134,5 

3 642,8 

3 603,3 

3 772,3 

3 669,1 

4 447,2 

4 376,8 

5 098,8 

5 017,5 

44,0 

40,2 

41,7 

36,7 

54,5 

49,6 

57,5 

51,8 

243,6 

226,5 

279,6 

246,3 

327,5 

302,1 

409,0 

380,5 

77,6 

77,6 

110,6 

110,6 

119,6 

119,6 

120,3 

120,3 

732,5 

699,0 

645,7 

606,2 

847,5 

793,6 

1 246,9 

1 190,5 

1 622,4 

1 610,6 

1 608,4 

1 597,4 

1 722,7 

1 711,0 

1 831,6 

1 822,0 

2 720,1 

2 653,9 

2 686,0 

2 597,2 

3 071,8 

2 975,9 

3 665,3 

3 565,1 


I I I 


8 635,2 7 077,7 


8 704,5 7 213,8 


9 878,5 8 314,3 


11 246,4 9 743,0 
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Tabelle 8 


FuE-Ausgaben des Bundes 1969 bis 1977 nach Forschungszielen 

— Millionen DM — 



Forschungsziele 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1 . 

Erforsdiung und Nutzung der 
irdischen Umwelt 

51,8 

57,8 

83,3 

105,9 

86,7 

115,7 

131.9 

159.6 

161,4 


darunter: 

Allgemeine Forschungen . . . 

6,3 

7,3 

8,0 

8.7 

39,6 

46,6 

71.1 

91,4 

88,9 


Meere und Ozeane 

34,0 

33,8 

56,2 

74,8 

26,5 

38,2 

29,6 

32,3 

30,1 


Gewässerkunde 



. 

. 

8.4 

10,0 

13,0 

13,3 

14,0 

2 . 

Gestaltung der menschlichen 
Umwelt 

49,4 

72,8 

103,7 

129,1 

205,7 

294,3 

298,8 

292.7 

361,8 


darunter: 

Verkehrssysteme 

20,0 

33,1 

47,5 

70,8 

124,0 

149,8 

179,7 

163,8 

195,7 


Bauwesen 

1,1 

2,9 

4,1 

4.2 

37,2 

53,5 

57,6 

65,2 

67,3 

3 . 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit .... 

45,9 

75,6 

75,8 

220,0 

286,3 

342,2 

437,7 

456,9 

511,8 


darunter: 

Allgemeine Forschungen . . . 

32,4 

35,0 

42,3 

49,2 

141,6 

156,9 

206,1 

209,7 

235,2 


Medizinische Forschungen . . 

4,4 

11,9 

18,4 

29,5 

56,0 

76,5 

91,0 

97,9 

106,6 


Forschungen über die Um- 
weltbelästigungen 

4,7 

8,9 

20,8 

46,1 

49,9 

61,8 

84,4 

92,5 

105,6 

4 . 

Erzeugung, Verteilung und ra- 
tionelle Nutzung der Energie . 

580,7 

686,8 

853,2 

1 044,9 

983.1 

1 174,8 

1 385,1 

1 377,8 

1 465,3 


darunter: 

Kernspaltung 





772,1 

812,4 

933,1 

963,4 

1 013,2 


Kernbrennstoffe 



. 

. 

171,4 

206,4 

222,2 

188,7 

174,9 

5. 

Landwirtschaftliche Produktivi- 
tät und Technologie 

66,0 

69,4 

80,4 

88,9 

95,3 

102,5 

129,5 

143,3 

139,5 


darunter: 

Allgemeine Forschungen . . . 



. 

, 

83,3 

84,7 

108,1 

126,1 

125,7 

6 . 

Industrielle Produktivität und 
Technologie 

316,2 

388,4 

633,9 

662,2 

748,2 

789,6 

876,1 

808,3 

774,3 


darunter: 

Allgemeine Forschungen . . . 

95,1 

118,4 

182,6 

198,5 

200,9 

197,1 

229,4 

239,7 

320,6 


Elektrotechnik, Elektrome- 
chanik 





218,3 

263,0 

265,4 

263,2 

243,5 


Verkehrsmittel 

99,9 

135,6 

191,9 

211,9 

220,0 

247,5 

214,6 

167,8 

66,5 

7 . 

Probleme des Zusammenlebens 
in der Gesellschaft 

91,9 

125,6 

271,3 

279,0 

274,9 

312,8 

402,2 

406,0 

407,4 


darunter: 

Allgemeine Forschungen . . . 

12,8 

15,8 

29,8 

30,2 

142,0 

163,2 

191,0 

148,7 

156,9 


Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen 



. 


36,4 

42,8 

59,3 

76,3 

58,3 


Bildung, Ausbildung, Um- 
schulung 

1,2 

9,4 

43,9 

27,6 

16,6 

41,5 

51,9 

56,9 

66,2 

8 . 

Weltraumforschung und -nut- 
zung 

348,2 

328,0 

498,5 

605,6 

493,8 

486,6 

516,1 

569,1 

541,1 


darunter: 

FuE auf dem Gebiet der Trä- 
gerraketen und Satelliten . . 

233,5 

229,7 

345,9 

446,3 

467,8 

458,2 

489,0 

539,9 

516,6 

9 . 

Verteidigung 

1 070,7 

1 151,0 

1 178,9 

1 018,7 

1 371,9 

1 405,9 

1 449,9 

1 564,3 

1 593,8 

10 . 

Allgemeine Forschungsförde- 
rung 

485,2 

538,7 

857,6 

874,1 

1 056,8 

1 272,8 

1 310,5 

1 248,3 

1 257,1 


darunter: 

Bundeszuschuß an MPG . . . . 

131,8 

139,0 

178,5 

141,4 

216,5 

249,6 

270,2 

269,0 

283,7 


an DFG . . . . 

127,1 

120,6 

132,4 

158,6 

166,4 

186,4 

203,0 

209,3 

219,3 


Sonderforschungsbereiche . , 

10,0 

30,0 

60,0 

105,6 

128,9 

124,0 

126,0 

141,5 

147,0 


Gesamtausgaben .. .| 3 106,0 3 504,0 4 636,6 5 028,4 5 602,7 6 297,4 6 937,7 7 077,7 7 213,8 


Gliederung der Europäischen Gemeinschaften (NABS 1975) Quelle: BMFT 

1969—1972 Soll, 1973—1977 Ist Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 9 

Ausgaben des Bundes an Gesellschaften und Unternehmen der Wirtschaft 
für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung — nach Wirtschaftszweigen 

1974 bis 1977 


Wirtschaftszweig 

Deutsche 

Syste- 

matik 

1974 

1 1975 

1976 

1977 



Millionen DM 

1 

«/o 

Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung und 
Fischerei 

0 

0,0 

0,0 

0,5 

0,4 

0,0 

Energiewirtschaft und Wasserversorgung, 
Bergbau 

1 

158,7 

295,3*) 

135,0 

257,1 

8,8 

daTunter: 

Bergbau 

11 

137,8 

247,7») 

99,7 

143,4 

4,9 

Verarbeitendes Gewerbe 

(ohne Baugewerbe) 

2 

2 256,3 

2 195,1 

2 436,2 

2 442,5 

83,4 

Chemische Industrie, Mineralölverarbei- 
tung 

20 

137,1 

140,9 

181 ,6 <) 

165,3^) 

5,6 

darunter: 

Chemische Industrie 

20 0 

125,5 

134,6 

180,5'‘) 

158,24) 

5,4 

Kunststoff-, Gummi- und Asbestverarbei- 
tung 

21 

5,1 

4,7 

6,2 

8,8 

0,3 

Gewinnung und Verarbeitung von Stei- 
nen und Erden; Feinkeramik und Glas- 
gewerbe 

22 

8,3 

14,0 

12,9 

13,9 

0,5 

Eisen- und NE-Metallerzeugung, Gießerei 
und Stahlverformung 

23 

44,6 

54,7 

63,0 

62,3 

2,1 

Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau . . 

24 

1 517,2 

1 407,3 

1 288,9 

1 265,8 

43,2 

darunter: 

Maschinenbau 

24 2 

318,8 

253,7 

252,3 

264,0 

9,0 

Geräte und Einrichtungen für Daten- 
verarbeitung 2) 

2507 1 

145,5 

201,1 

157,3 

139,2 

4,8 

Luftfahrzeugbau 

24 8 

912,6 

857,9 

777,4 

677,1 

23,1 

Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, 
Eisen-, Blech- und Metallwaren usw 

25 

742,2 

844,3 

863,0 

903,2 

30,9 

darunter: 

Elektrotechnik 

25 0 

692,8 

813,2 

828,95) 

870,0 5) 

29,7 

Feinmechanik und Optik, Uhren 

25 2/4 

29,3 

29,6 

30,0 

32,6 

1,1 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

26 

6,6 

8,6 

5,5 

8,3 

0,3 

Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe . 

27 

7,2 

6,5 

10,1 

10,7 

0,4 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

28/29 

3,2 

4.1 

4,6 

4,2 

0,1 

Baugewerbe 

3 

4,8 

9,3 

10,2 

13,7 

0,4 

Sonstige Wirtschaftszweige 

4 bis 7 

129,9 

204,3 

219,2 

216,4 

7,4 

darunter: 

Dienstleistungen, soweit von Unterneh- 
men und freien Berufen erbracht 

7 

85,4 

117,4 

190,3 

169,8 

5,8 

zusammen . . . 

Obis 7 

2 764,9 

2 994,6») 

2 801,1 

2 929,9 

100,0 


einschließlich DV-Geräte und -Einrichtungen 
*) einschließlich marktnahe technische Entwicklung von 
elektronischen Datenverarbeitungsanlagen bis 1976 *) 

auch tw. Software 


darunter 131,6 Millionen DM für Beschaffung von 
Kernbrennstoffen aus dem Ausland 
darunter Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und 
Brutstoffen; 1976: = 113,1 Millionen DM, 1977 == 
81,2 Millionen DM 

darunter Förderung der Reaktorentwicklung; 1976 = 
274,6 Millionen DM, 1977 = 262,5 Millionen DM 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 10 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 
nach Empfängergruppen 

1969 bis 1977 



Empfängergruppe 

1969 1 

1970 1 

1971 1 

1972 1 

1973 1 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 





Millionen DM 



1 

Vo 

1. 

Bundeseigene For- 
sdiungseinriditungen . . 

274,3 

322,7 

416,0 

498,1 

505,6 

619,4 

695,4 

751,7 

815,5 

9,4 

2. 

Sonstige Einrichtungen 
der Bundesverwaltung 

5,6 

8,7 

23,8 

40,6 

62,6 

116,6 

104,2 

130,9 

156,5 

1,8 

3. 

Länder und Gemeinden 
(Gv.) 

828,8 

1 106,7 

1 714,3 

1 707,4 

1 775,8 

1 763,1 

1 698,0 

1 624,4 

1 453.4 

16,7 


davon 

a) Hochschulen und 
Hochschulkliniken , . 

789,9 

1 061,6 

1 651,6 

1 652,9 

1 692,5 

1 713,7 

1 642,5 

1 537,6 

1 302,5 

15,0 


b) Forschungseinrich- 
tungen der Länder 
und Gemeinden (Gv.) 

38,9 

45,1 

59,6 

52,0 

81,9 

46,9 

44,0 

33,9 

46,9 

0,5 


c) sonstige Einrichtun- 
gen der Länder und 
Gemeinden (Gv.) . . . 



3.1 

2,5 

1.4 

2.5 

11,5 

52,9 

104,0 

1,2 

4. 

Wissenschaftliche Insti- 
tutionen ohne Erwerbs- 
charakter 2) 

1 007,0 

1 242,5 

1 311,2 

1 837,3 

1 916,0 

2 145,0 

2 282,1 

2 460,2 

2 563,2 

29,4 

5. 

Gesellschaften und 
Unternehmen der Wirt- 
schaft 

1 030,0 

1 499,4 

1 986,2 

2 281,7 

2 456,5 

2 764,9 

2 994,6 

2 801,1 

2 929,9 

33,7 

6. 

Ausland 

645,8 

624,3 

672,8 

621,5 

603,1 

751,8 

884,0 

866,9 

786,0 

9,0 


davon 

a) Mitgliedsbeiträge an 
internationale wis- 
senschaftliche Orga- 
nisationen 

289,5 

253,0 

295,4 

374,3 

336,3 

478,4 

554,0 

559,5 

546,4 

6,3 


b) sonstige Zahlungen 
für FuE 

356,3 

371,3 

377,4 

247,2 

266,8 

273,4 

330,0 

307,4 

239,6 

2,7 


Summe . . . 

3 791,7 

4 807,5 

6 124,3 

6 986,6 

7 319,6 

8 160,8 

8 658,3 

8 635,2 

8 704,5 

100 


einschließlich Bundeswehrhochschulen 

2) einschließlich Mittel für Sonderforschungsbereiche, die über die DFG laufen. 
Quelle: BMFT 


400 




Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3024 


Tabelle 11 


Beiträge des Bundes zu zwischenstaatlichen wissenschaftlichen Organisationen 

1969 bis 1977 

— Millionen DM — 


Bezeichnung der Organisationen 

1969 1 

1970 1 

1971 1 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

(Kurzfassung) 

1 Ist 

1. Beiträge an Organisationen mit aus- 










sdiließlidi wissensdiaftlidien Aufgaben 










Forsdiungs- und Investitionshaushalt 
EURATOM 

70,4 

66,6 

68,1 

93,8 

100,0') 

100,0 ») 

105,8 

10,0 >) 

15,9 

Europäische Organisation für Kern- 
forschung — CERN — 

67,2 

62,8 

75,1 

94,7 

117,7 

129,5 

151,7 

164,3 

143,2 

Europäische Gesellschaft für die chemi- 
sche Aufbereitung bestrahlter Kern- 
brennstoffe — Eurochemic — 

2,6 

4,0 

4,0 

4,0 

5,0 

6,4 

11,5 

10,6 

8,1 

Europäische Organisation für Entwick- 
lung und Bau von Raumfahrzeugträgern 
— ELDO — (ESA) 










90,1 

69,5 

89,5 

96,0 

111,0 

32,0 

(in ESA 
enthalten) 




Europäische Weltraumorganisation 

_esa— 

50,7 

43,9 

61,2 

73,2 

97,8 

176,4 

275,7 

360,0 

346,9 

Europäische Konferenz für Fernmelde- 
verbindungen mittels Satelliten 
— CETS— 










2,9 

0,8 

8,9 

1,9 

(in ESA 
enthalten) 








Europäische Organisation für Astrono- 
mische Forschung in der südlichen Hemi- 
sphäre — ESO — 

4,6 

4,3 

5,3 

6,4 

6,9 

10,1 

10,9 

10,9 

11,8 

Internationale Zentrale für Krebsfor- 
schung 

0,6 

0,5 

0,8 

0,8 

0,8 

0,9 

0,8 

1,1 

14 

Internationaler Rat für Meeresforschung 

— ICES — 

0,0 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,1 

0.1 

0,1 

0,1 

Europäische Konferenz und Europäisches 
Laboratorium für Molekularbiologie 
— EMBC und EMBL — 










0,5 

0,7 

0,9 

2,5 

7,5 

2,1 

11,9 

12,4 

12,8 

Internationales Institut für Systemana- 
lyse — IIASA — 

0,0 

0,0 

0,0 

0,1 

0,5 

0,4 

0,5 

0,5 

0,5 

Internationales Institut für Verwal- 
tungswissenschaften 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

Ausbildungs- und Forschungsinstitut der 

Vereinten Nationen — UNITAR — .... 

0,3 

0,3 

0,4 

0,4 

0,5 

0,6 

0,6 

0,6 

0,6 

Summe 1 . . . 

290,9 

253,7 

314,3 

374,0 

447,9 

458,5 

569,6 

570,6 

541,1 


einschließlich vorbereitender Arbeiten 
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Bezeichnung der Organisationen 

1969 1 

1970 1 

1971 1 

1972 1 

1973 1 

1974 

1975 1 

1976 

1 1977 

(Kurzfassung) 

Ist 

2. Beiträge zu den wissenschaftlichen Akti- 










vitäten zwischenstaatlicher Organisatio- 










nen mit allgemeinen Aufgaben 










Beitrag zu den Wissenschaftsausgaben 










der UNESCO ») 

1,1 

1,1 

1,4 

1,4 

1,5 

1,1 

1,4 

1,4 

2.3 

Beitrag zu den wissenschaftlichen Pro- 










grammen der NATO 

2,8 

2,7 

2,7 

2,7 

2,8 

2,8 

3,0 

3,0 

3,2 

Beitrag zu der wissenschaftlichen Abtei- 










lung der OECD 

1,1 

1,1 

1,1 

1,1 

1,4 

1,6 

1,7 

2,2 

2,3 

Summe 2 . . . 

5,0 

4,9 

5,2 

5,2 

5,7 

5,5 

6,1 

6,7 

7,8 

3. Beiträge an zwischenstaatliche Organi- 










sationen mit wissenschaftlichen Aufga- 










ben 2) 










Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani- 










sation der Vereinten Nationen 










— FAO — 

10,6 

10,7 

10,7 

11,2 

9,7 

12,9 

13,3 

17,6 

16,0 

Wetterschiffsystem Nordatlantik 










— NAOS— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4,5 

5,0 

Internationale Zivilluftfahrt-Organisa- 










tion — ICAO — 

5,7 

8,1 

9.2 

5,2 

4,8 

4,2 

6,5 

3,9 

4,1 

Weltgesundheitsorganisation 










— WHO — 

16,0 

16,1 

17,5 

17,0 

16,2 

17,2 

20,5 

24,9 

24,6 

Internationale Atomenergie-Organisa- 










tion — lAEO — 

3,7 

4,0 

4,9 

5,4 

5,9 

6,0 

7,2 

7.7 

9,7 

Kernenergie-Agentur der OECD 










_ nea — 

1,4 

1.4 

1,3 

1,5 

1,5 

1.7 

2,0 

1,9 

2,2 

Sonstige Organisationen 

1,1 

1,1 

1,3 

1,4 

1.2 

1,6 

1.8 

1.9 

2,2 

Summe 3 . . . 

38,5 

41,4 

44,9 

41,7 

39,3 

43,6 

51,3 

62,5 

63,8 


geschätzt 

2) Die Organisationen betreiben nur z, T. selbst Forschung. 
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 
Quelle; BMFT 
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Wissenschaftsausgaben der Länder und Gemeinden (Gv.) 
in länderweiser Gliederung 

1969 bis 1978 


Land 

Jahr 1) 

Hoch- 
schulen *) 
einschl. 
Hochschul- 
kliniken 

Wissen- 
schaft und 
Forschung 
außerhalb 
der Hoch- 
schulen 

Wissenschafts- 
ausgaben 
zusammen *) 

finanziert durch 

Land 

Gemein- 
den (Gv.) 

Millionen DM | 

®/€ 1 

Millionen DM 

Baden- 

1969 

806,3 

112,5 

918,8 

17,5 

911,3 

7.5 

Württemberg 

1970 

1 023,5 

131,0 

1 154,5 

18,1 

1 146,1 

8,4 


1971 

1 324,3 

148,5 

1 472,8 

19,0 

1 465,0 

7,8 


1972 

1 342,6 

156,7 

1 499,4 

17,5 

1 490,7 

8,7 


1973 

1 524,1 

173,8 

1 697,9 

16,4 

1 607,1 

10,8 


1974 

1 853,9 

190,1 

2 044,0 

16,2 

2 040,2 

3,8 


1975 

1 987,0 

202,6 

2 189,6 

16,0 

2 184,9 

4,7 


1976 

2 015,0 

225,4 

2 240,3 

16,1 

2 236,7 

3,6 


1977 

2 084,8 

223,0 

2 307,8 

15,8 

2 303,8 

4,0 


1978 

2 169,5 

237,5 

2 407,0 

15,6 

2 402,2 

4,8 

Bayern 

1969 

711,7 

127,4 

839,1 

16,0 

830,1 

9,0 


1970 

784,1 

142,1 

926,2 

14,6 

915,4 

10,8 


1971 

1 050,7 

162,6 

1 213,3 

15,7 

1 204,6 

8,7 


1972 

1 144,3 

183,7 

1 328,0 

15,5 

1 318,1 

9,9 


1973 

1 321,2 

205,3 

1 526,5 

14,7 

1 516,9 

9,6 


1974 

1 643,8 

233,3 

1 877,1 

14,9 

1 869,5 

7,6 


1975 

1 809,3 

246,4 

2 055,7 

15,0 

2 049,1 

6,6 


1976 

1 806,7 

246,1 

2 052,8 

14,8 

2 045,9 

6,9 


1977 

2 114,1 

303,0 

2 417,1 

16,6 

2 409,4 

7.7 


1978 

2 233,9 

322,3 

2 556,2 

16,5 

2 547,0 

9,2 

Berlin (West) 

lü 

331,7 

45,2 

376,9 

7,2 

376,9 



BBI 

424,5 

56,2 

480,7 

7,6 

480,7 

— 


WSSM 

607,4 

49,9 

657,3 

8,5 

657,3 

— 


mSSM 

718,9 

63,9 

782,8 

9,1 

782,8 

— 


1973 

845,6 

72,7 

918,3 

8,9 

918,3 

— 


1974 

961,8 

80,0 

1 041,9 

8,2 

1 041,9 

— 


1975 

1 090,2 

83,6 

1 173,8 

8,6 

1 173,8 

— 


1976 

1 074,7 

86,8 

1 161,6 

8,4 

1 161,6 

— 


1977 

1 026,2 

73,7 

1 099,9 

7,5 

1 099,9 

— 


1978 

1 074,9 

82,8 

1 157,7 

7,5 

1 157,7 

— 

Bremen 

1969 

3,9 

16,9 

20,8 

0,4 

20,8 



1970 

10,0 

9,4 

19,4 

0,3 

19,4 

— 


1971 

34,5 

11,9 

46,4 

0,6 

46,4 

— 


1972 

32,7 

14,6 

47,3 

0,6 

47,3 

— 


1973 

104,2 

16,6 

120,7 

1.2 

120,7 

— 


1974 

113,7 

19,7 

133,4 

1.0 

133,4 

— 


1975 

124,0 

21,4 

145,4 

1.1 

145,4 

— 


1976 

116,9 

16,4 

133,3 

1.0 

133,3 

— 


1977 

91,6 

16,1 

107,7 

0,7 

107,7 

— 


1978 

96,6 

20,8 

117,4 

0,8 

117,4 

— 


Bis 1976 Länder: Ist; 1977 und 1978 Ansätze z. T. geschätzt; Gemeinden bis 1975 Ist, ab 1976 geschätzt. 
Ohne Ausbildungsförderung für Studierende. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
Rundungsdifferenzen 
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Land 

Jahr ») 

Hoch- 

schulen 

einschl. 

Hochschul- 

kliniken 

Wissen- 
schaft und 
Forschung 
außerhalb 
der Hoch- 
schulen 

Wissenschafts- 
ausgaben 
zusammen *) 

finanziert durch 

Land 

Gemein- 
den (Gv.) 

Millionen DM | ®/o 

Millionen DM 

Hamburg 

1969 

200,2 

66,3 

266,5 

5,1 

266.5 



1970 

221,3 

44,8 

266,1 

4,2 

266,1 

— 


1971 

317,7 

47,2 

364,9 

4,7 

364,9 

— 


1972 

343,8 

51,2 

395,0 

4,6 

395,0 

— 


1973 

434,3 

47,7 

482,0 

4,7 

482,0 

— 


1974 

515,1 

51,8 

566,9 

4,5 

566,9 

— 


1975 

502,3 

57,2 

559,6 

4,1 

559,6 

— 


1976 

509,2 

36,6 

545,8 

3,9 

545,8 

— 


1977 

494,4 

55,5 

549,9 

3,8 

549,9 

— 


1978 

1 517,5 

69,9 

587,4 

3,8 

587,4 

— 

Hessen 

1969 

529,4 

62,5 

591,9 

11,3 

579,3 

12,6 


1970 

640,9 

76,3 

717,2 

11,3 

704,3 

12,9 


1971 

799,6 

84,5 

884,1 

11,4 

869,8 

14,4 


1972 

864,6 

91,5 

956,1 

11,1 

943,3 

12,8 


1973 

994,5 

108,9 

1 103,4 

10,6 

1 088,5 

15,0 


1974 

1 148,1 

140,1 

1 288,2 

10,2 

1 253,6 

34,6 


1975 

1 254,7 

148,0 

1 402,7 

10,2 

1 357,3 

45,4 


1976 

1 237,3 

145,8 

1 383,2 

9,9 

1 340,3 

42,9 


1977 

1 292,0 

149,8 

1 441,8 

9,9 

1 394,1 

47,7 


1978 

1 330,4 

171,4 

1 501,8 

9,7 

1 444,7 

57,1 

Niedersachsen 

1969 

402,1 

83,7 

485,8 

9,3 

471,8 

14,0 


1970 

500,7 

101,8 

602,5 

9,5 

587,7 

14,8 


1971 

677,0 

112,4 

789,5 

10,2 

777,9 

11,5 


1972 

732,9 

108,6 

841,6 

9,8 

830.8 

10,8 


1973 

852,1 

119,4 

971,5 

9,4 

961,4 

10,2 


1974 

1 034,4 

122,8 

1 157,2 

9,2 

1 146,7 

10,5 


1975 

1 147,5 

147,5 

1 295,0 

9,4 




1976 

1 185,1 

138,2 

1 323,3 

9,5 




1977 

1 257,4 

155,1 

1 412,5 

9,7 

1 395,3 

17,2 


1978 

1 328,7 

206,2 

1 534,9 

9,9 

1 514,3 

30,6 

Nordrhein-Westfalen 

WM 

990,3 

277,6 

1 267,9 

24,2 

1 232,2 

35,7 



1 377,4 

276,3 

1 653,7 

26,0 

1 608,4 

45,3 


1971 

1 269,0 

315,1 

1 584,1 

20,5 

1 531,7 

52,4 


1972 

1 632,0 

319,9 

1 951,9 

22,7 

1 891,7 

60,1 


1973 

2 274,0 

347,3 

2 621,3 

25,3 

2 564,8 

56,5 


1974 

2 966,8 

395,1 

3 361,9 

26,6 

3 286,4 

75,5 


1975 

3 190,6 

417,8 

3 608,4 

26,3 

3 530,2 

78,2 


1976 

3 360,2 

386,4 

3 746,6 

26,9 

3 674,2 

72,4 


1977 

3 502,1 

436,0 

3 938,1 

27,0 

3 857,6 

80,5 


1978 

3 790,6 

508,4 

4 299,0 

27,8 

4 202,7 

96,3 


Bis 1976 Länder: Ist; 1977 und 1978 Ansätze z. T. geschätzt; Gemeinden bis 1975 Ist, ab 1976 geschätzt. 
Ohne Ausbildungsförderung für Studierende. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
Rundungsdifferenzen 
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Land 

Jahr 1) 

Hoch- 
schulen *) 
einschl. 
Hochschul- 
kliniken 

Wissen- 
schaft und 
Forschung 
außerhalb 
der Hoch- 
schulen 

Wissenschafts- 
ausgaben 
zusammen *) 

finanziert durch 

Land 

Gemein- 
den (Gv.) 


Millionen DM 

®/o 

Millionen DM 

Rheinland-Pfalz 

IH 

177,7 

27,7 

205,4 

3,9 

202,2 

3.2 



202,4 

27,6 

230,0 

3ß 

226,3 

3.7 


■h 

300,0 

33,5 

333,5 

4,3 

328,7 

4.8 


mSSm 

303,4 

36,8 

340,2 

4,0 

335,6 

4,6 


WmM 

370,6 

41,3 

412,0 

4,0 

407,0 

4,9 


mmM 

428,9 

49,6 

478,4 

3,3 

473,9 

4,5 


WmM 

463,0 

58,0 

521,0 

3,3 

516,0 

5,0 



509,5 

45,9 

555,4 

4,0 

550,7 

4,7 


mmM 

520,5 

55,6 

576,1 

3,9 

570,9 

5,2 


mm 

409,5 

70,9 

480,4 

3,1 

474,2 

6,2 

Saarland 

1969 

121,1 

5,7 

126,8 

2,4 

126,8 



1970 

134,6 

6,1 

140,7 

2,2 

140,7 

• 


1971 

162,0 

7,5 

169,5 

2,2 

169,5 

• 


1972 

176,6 

7,4 

184,0 

2,1 

184,0 

• 


1973 

206,4 

10,4 

216,8 

2,1 

216,8 

. 


1974 

244,2 

10,8 

255,0 

2,0 

255,0 

• 


1975 

262,5 

11,5 

274,1 

2,0 

274,1 

. 


1976 

275,7 

6,5 

282,1 

2,0 

282,1 

• 


1977 

284,0 

11,5 

295,5 

2,0 

295,5 

. 


1978 

305,4 

11,9 

317,3 

2,1 

317,3 

• 

Schleswig-Holstein 

1969 

125,5 

22,5 

148,0 

2,8 

147,0 

1,0 


1970 

151,2 

25,4 

176,6 

2,8 

175,3 

1,3 


1971 

177,7 

42,2 

219,9 

2,8 

218,5 

1.4 


1972 

223,5 

33,7 

257,2 

3,0 

255,6 

1.6 


1973 

267,3 

37,5 

304,8 

2,9 

302,8 

2,0 


1974 

378,6 

52,0 

430,6 

3,4 

422,0 

8,6 


1975 

415,7 

61,3 

477,0 

3,5 

470,5 

6,5 


1976 

427,5 

54,8 

482,3 

3,5 

476,1 

6,2 


1977 

392,1 

65,0 

457,1 

3,1 

450,2 

6,8 


1978 

428,2 

69,2 

497,4 

3,2 

489,3 

8.1 

insgesamt 

1969 

4 400,0 

848,1 

5 248,1 

100 

5 164,9 

83,2 


1970 

5 470,6 

897,1 

6 367,7 

100 

6 270,7 

97,0 


1971 

6 719,9 

1 015,3 

7 735,2 

100 

7 634,3 

100,9 


1972 

7 515,3 

1 068,0 

8 583,3 

100 

8 474,8 

108,5 


1973 

9 194,3 

1 180,9 

10 375,2 

100 

10 266,3 

109,0 


1974 

1 1 289,3 

1 345,2 

12 634,6 

100 

12 489,4 

145,1 


1975 

12 246,9 

1 455,3 

13 702,2 

100 

13 541,1 

161,0 


1976 

12 517,7 

1 388,9 

13 906,6 

100 

13 754,5 

152,1 


1977 

13 059,2 

1 544,3 

14 603,5 

100 

14 434,4 

169,1 


1978 

13 675,2 

1 771,3 

15 456,5 

100 

15 254,2 

202,3 


*) Bis 1976 Länder; Ist; 1977 und 1978 Ansätze z. T. geschätzt; Gemeinden bis 1975 Ist, ab 1976 geschätzt. 
*) Ohne Ausbildungsförderung für Studierende. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 13 

Gesamtaufwendungen und eigenfinanzierte Aufwendungen 
der Wirtschaft für Forschung und Entwicklung 1971, 1973, 1975 

— in Millionen DM — 



1971 

1973 1 



1975 









darunter: eigenfinanziert 


Wirtschaftszweige 

Aufwen- 

dungen 

ins- 

gesamt 

dar- 

unter: 

eigen- 

finan- 

Aufwen- 

dungen 

ins- 

gesamt 

dar- 

unter: 

eigen- 

finan- 

Aufwen- 

dungen 

ins- 

gesamt 

insgesamt 

in 

Unter- 

nehmen 

in Verbän- 
den (Gemein- 
schaftsfor- 
schung) 


ziert 

ziiert 

Millionen 

DM 

in Ve 
von 

Spalte 5 

Millionen DM 

in '/e 
von 

Spalte 6 


1 

2 

3 

4 1 

5 1 

6 

7 1 

8 

9 

10 

1. Energiewirtsdiaft und 
Bergbau 

10 Energiewirtschaft .... 

32,9 

30,2 

48,5 

41,7 

138,5 

65,2 

47,1 

62,1 

3,1 

4,8 

11 Bergbau 


96,1 

178,1 


358,2 

167,9 

46,9 

97,3 

70,7 

72,7 

Summe 1 . . . 

173,4 

126,3 

226,6 


496,7 

233,1 

46,9 

159,3 

73,8 

46,3 

2. Verarbeitendes Gewerbe 
20 Chemische Industrie, 
Mineralölverarbeitung 

2 571,9 

2 548,8 

2 956,5 

2 909,9 

3 904,8 

3 848,0 

98,5 

3 845,5 

2,5 

0,1 

darunter: 

Chemische Industrie 

2 510,0 

2 492,7 

2 895,9 

2 858,9 

3 818,0 

3 769,9 

98,7 

3 768,4 

1,5 

0,0 

21 Kunststoff-, Gummi- 
und Asbestverarbei- 
tung 

101,7 

95,8 

151,3 

143,7 

120,4 

110,9 

92,1 

108,2 

2,7 

2,5 

22 Steine und Erden, 
Feinkeramik, Glas . . . 

64,3 

60,7 

80,8 

75,9 

96,9 

87,2 

90,0 

76,6 

10,6 

13,8 

23 Eisen- und NE-Metall- 
erzeugung 

303,7 

282,3 

319,9 

285,5 

371,8 

328,2 

88,3 

300,6 

27,6 

9,2 

darunter: 

Eisen- und Stahler- 
zeugung 

195,3 

187,3 

197,2 

176,0 

203,8 

180,9 

88,8 

162,9 

18,0 

11,0 

24 Stahl-, Maschinen-, 
Fahrzeugbau 

4 085,7 

2 918,6 

4 124,5 

2 780,2 

4 666,3 

3 158,7 

67,7 

3 137,0 

21,8 

0,7 

darunter: 

Maschinenbau 

1 192,2 

1 036,1 

1 392,8 

1 097,3 

1 710,4 

1 337,8 

78,2 

1 317,9 

19,8 

h5 

Straßenfahrzeugbau 

1 524,4 

1 522,6 

1 459,9 

1 439,5 

1 621,8 

1 602,4 

98,8 

1 602,4 

— 

— 

Luftfahrzeugbau . . . 

1 302,5 

333,0 

1 175,5 

203,1 

1 306,1 

195,5 

15,0 

195,5 

— 

— 

25 Elektrotechnik, Fein- 
mechanik, Optik usw. 

2 770,0 

2 423,5 

3 412,0 

2 917,5 

4 308,1 

3 609,7 

83,8 

3 598,6 

11,1 

0,3 

darunter: 

Elektrotechnik .... 

2 439,7 

2 111,1 

2 942,9 

2 486,3 

3 670,5 

3 069,1 

83,6 

3 059,8 

9,4 

0,3 

Feinmechanik und 
Optik 

168,2 

154,0 

232,2 

202,0 

284,9 

223,2 

78,3 

223,2 

_ 

_ 

26 Holz-, Papier-, Druck- 
gewerbe 

25,0 

21,1 

28,2 

23,7 

38,7 

29,3 

75,8 

25,2 

4.1 

16,3 

27 Leder-, Textil- und Be- 
kleidungsgewerbe . . . 

58,6 

50,8 

57,9 

47,4 

58,6 

45,8 

78,2 

36,4 

9,4 

25,8 

28/29 Nahrungs- und Ge- 
nußmittelgewerbe . . . 

49,3 

46,0 

76,0 

71,5 

98,5 

93,4 

94,9 

74,3 

19,1 

25,7 

Summe 2 . . . | 

1 10 030,1 

8 447,5 1 11 207,1 

9 255,4 

1 13 663,9 

jll 311,1 

82,8 

|ll 202,3 

108,9 

1,7 

3. Restliche Wirtschaftszwei- 
ge 

263,7 

161,3 

330,2 

220,7 

379,1 

247,8 

65,4 

195,1 

52,7 

27,0 

insgesamt . . . 

10 467,1 

8 735,1 

11 763,9 

9 623,7 

14 539,7 

11 792,1 

Sl,l 

11 556,7 

235,3 

2,0 


Der Repräsentationsgrad der einzelnen Wirtschaftszweige ist unterschiedlich und kann außerdem in den einzelnen Jahren abwel* 
Chen; ein Vergleich ist daher nur bedingt möglich. 

Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
Rundungsdifferenzen 


406 








Deutsdier Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3024 


Tabelle 14 

Interne und externe Aufwendungen der Unternehmen 
für Forschung und Entwicklung 1969, 1971, 1973, 1975 

— in Millionen 'DM — 


Wirtschaftszweige 

1969 

1971 

1973 

1 1975 

Aufwen- dar- 

düngen unter: 

insgesamt intern 

Aufwen- dar- 

dungen unter: 

insgesamt intern 

Aufwen- dar- 

dungen unter: 

insgesamt intern 

Aufwen- 

dungen 

insgesamt 

davon 

intern | extern 

1. Energiewirtschaft 
und Bergbau 

10 Energiewirtschaft .... 

1 1 Bergbau 

15.6 15,1 

52.6 48,9 

30,3 25,5 

54,0 48,3 

43,0 34,5 

72,3 69,9 

132,6 

185,2 

120,7 11,9 
176,5 8,7 


Summe l...| 68,2 64,0 1 84,3 73,8 1 115,3 104,4 1 317,7 1 297,2 20,6 


2. Verarbeitendes Gewerbe 










20 Chemische Industrie, 










Mineralölverarbeitung 

2 077,3 

2 040,1 

2 567,9 

2 546,1 

2 952,9 

2 930,1 

3 900,4 

3 855,0 

45,5 

darunter: 










Chemische Industrie 

2 039,0 

2 007,0 

2 507,9 

2 492,0 

2 893,8 

2 871,8 




21 Kunststoff-, Gummi- 










Verarbeitung 

74,6 

74,2 

94,1 

93,5 

142,2 

141,4 

109,9 

108,1 

1,9 

22 Steine und Erden, Glas 

49,1 

47,3 

52,3 

49,0 

66,5 

63,4 

83,2 

75,8 

7.4 

23 Eisen- und NE-Metall- 










erzeugung 

320,4 

313,4 

272,8 

262,9 

274,8 

264,4 

325,6 

318,2 

7,4 

darunter: 










Eisen- und Stahler- 










Zeugung 

228,9 

225,0 

174,7 

170,5 

166,3 

161,2 

« 



24 Stahl-, Maschinen-, 










Fahrzeugbau 

2 114,7 

1 955,3 

3 827,1 ') 

3 466,5 

3 833,6 

3 537,4 

4 624,5 

4 344,8 

279,7 

darunter: 










Maschinenbau 

535,3 

531,6 

1 137,52) 

1 060,2 

1 363,9 

1 276,4 

• 



Straßenfahrzeugbau 

1 124,1 

1 048,4 

1 524,4 

1 444,8 

1 459,9 

1 344,3 

« 



Luftfahrzeugbau . . . 

447,5 

368,1 

1 140,9 

937,6 

971,9 

880,7 

. 



25 Elektrotechnik, Fein- 










mechanik, Optik usw. 

2 155,6 

2 124,5 

2 758,3 

2 720,9 

3 400,1 

3 382,7 

4 292,6 

4 255,0 

37,5 

darunter: 










Elektrotechnik 

1 894,4 

1 867,7 

2 435,8 

2 401,5 

2 936,5 

2 928,4 




Feinmechanik, Optik 

102,2 

100,2 

168,1 

165,5 

231,9 

225,8 

« 



26 Holz, Papier, Druckge- 










werbe 

19,6 

18,5 

18,9 

18,3 

20,9 

20,2 

30,3 

29,0 

1,3 

27 Leder-, Textilgewerbe 

26,4 

25,6 

43,1 

41,6 

38,5 

37,9 

36,6 

36,2 

0,4 

28/29 Nahrungs-, Genuß- 










mittelgewerbe 

23,4 

23,0 

30,0 

28,6 

45,2 

40,7 

74,6 

67,8 

6,8 


Summe 2 . . . | 

1 6 861,1 

6 621,9 1 

9 664,4 >) 

9 227,3 1 10 774,6 

10 418,3 1 

1 13 477,7 1 

1 13 089,9 

387,8 

3. Restliche Wirtschaftszwei- 
ge 

154,1 

144,9 

213,1 

200,5 

289,1 

265,2 

308,1 

281,9 

26,2 

Summe 1 bis 3 . . . 

1 7 083,4 

6 830,8 1 

9 961,8 

9 501,6 1 

11179,0 

10 787,9 1 

14 103,6 1 13 669,0 

434,6 

Außerdem: 

Verbände (Institutionen 
für Gemeinschaftsfor- 
schung und -entwicfclung) 

309,9 

282,9 

471,8 

419,2 

584,9 

512,0 

436,1 

330,4 

105,6 

insgesamt . . . 

7 393,3 

7 113,7 

10 467,2 2) 

9 920,8 

11 763,9 

1 1 299,9 

14 539,7 

13 999,4 

540,2 


') ohne 1 

*) einschließlich J Millionen DM, die nicht aufteilbar sind. 

Der Repräsentationsgrad der einzelnen Wirtschaftszweige ist unterschiedlich und kann außerdem in den einzelnen Jahren ab- 
weichen; ein Vergleich ist daher nur bedingt möglich. 

Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 15 

Beschäftigte, Umsatz und FuE- Aufwendungen der Unternehmen 


1971 


FuE" Auf Wendungen 


Wirtschaftsgliederung 

Beschäf- 

tigte 

Umsatz 

ins- 

gesamt 

je Be- 
schäf- 
tigten 

Anteil 

am 

Umsatz 


Tausend 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

ca. DM 

•/• 

1 Energiewirtschaft, Bergbau 

327 

23 390 

84 

260 

0,4 

10 Energiewirtschaft 

68 

12 471 

30 

450 

0,2 

1 1 Bergbau 

250 

10 918 

54 

210 

0,5 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

20 Chemische Industrie und Mineralölverarbei- 

3 047 

227 554 

7 190 

2 360 

3,2 

tung 

21 Kunststoff-, Gummi- und Asbestverarbei- 

27 

19 622 

60 

2 250 

0,3 

tung 

davon: 

65 

3514 

94 

1 440 

2,7 

210 Kunststoffverarbeitung 

36 

1 788 

46 

1 300 

2,6 

215 Gummi- und Asbestverarbeitung 

30 

1 726 

48 

1 620 

2,8 

22 Steine und Erden, Feinkeramik und Glas . , 
darunter: 

102 

6 132 

52 

510 

0,9 

220 Steine und Erden 

33 

2 995 

20 

620 

0,7 

23 Eisen- und NE-Metallerzeugung usw 

darunter: 

460 

40 469 

273 

590 

0,7 

230 Eisen- und Stahlerzeugung 

321 

29 177 

175 

540 

0,6 

232 NE-Metallerzeugung 

80 

7 792 

75 

940 

1,0 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 

darunter: 

1 211 

84 831 

3 861 

3 190 

4,5 

242 Maschinenbau 

657 

39 971 

1 171 

1 780 

2,9 

244 Straßenfahrzeugbau 

461 

39 000 

1 524 

3 310 

3,9 

25 Elektroteile, Feinmechanik, Optik usw 

darunter: 

938 

50 382 

2 758 

2 940 

5,5 

250 Elektrotechnik 

786 

40 309 

2 436 

3 100 

6,0 

252 Feinmechanik und Optik 

70 

3 170 

168 

2 400 

5,3 

256 Herstellung von EBM- Waren 

49 

2 817 

28 

570 

hO 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

darunter: 

51 

3 788 

19 

370 

0,5 

260/261 Sägewerke usw., Holzverarbeitung . 

15 

914 

3 

230 

0,4 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe . . . 
darunter: 

89 

4 522 

43 

480 

1,0 

275 Textilgewerbe 

49 

2 733 

16 

320 

0,6 

28/29 Nahrungs- und Genußmittelgewerbe .... 

105 

14 294 

30 

290 

0,2 

0, 3 — 7 Restliche Wirtschaftszweige 

darunter: 

1 036 

46 648 

213 

210 

0,5 

3 Baugewerbe 

140 

8 996 

13 

90 

0,1 

5 Verkehr und Nachrichtenübermittlung 

876 

29 657 

92 

110 

0,3 

zusammen . . . 

4410 

297 592 

7 487 

1 700 

2,5 

200 Chemische Industrie 

593 

53 938 

2 508 

4 230 

4,6 

insgesamt . , . 

5 003 

351 530 

9 995 

2 000 

2,8 


ohne Unternehmen der Chemischen Industrie nicht in 2 bzw. 20 enthalten 
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1971, 1973 und 1975 nach Wirtschaftszweigen 


Tabelle 15 


1973 

1975 



FuE-Aufwendungen 



FuE-Aufwendungen 

Beschäf- 

tigte 

Umsatz 

ins- 

gesamt 

je Be- 
schäf- 
tigten 

Anteil 

am 

Umsatz 

Beschäf- 

tigte 

Umsatz 

ins- 

gesamt 

je Be- 
schäf- 
tigten 

Anteil 

am 

Umsatz 

Tausend 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

ca. DM 

Vo 

Tausend 

Millionen 

DM 

Millionen 

DM 

ca. DM 

•/o 

280 

25 810 

115 

410 

0,4 

290 

35 136 

318 

1 100 

0,9 

60 

13 808 

43 

710 

0,3 

62 

18 746 

133 

2 150 

0,7 

220 

11 997 

72 

330 

0,6 

228 

16 392 

185 

810 

1,1 

3 131 

275 225 

7 881 

2 520 

2,9 

2 836 

330 651 

9 662 

3 410 

2,9 

36 

27 540 

59 

1 640 

0,2 

28 

39 109 

85 

3 020 

0,2 

71 

4 492 

142 

2 010 

3,2 

66 

5 155 

110 

1 680 

2,1 

17 

1 284 

53 

3 060 

4,1 

18 

1 521 

25 

1 410 

1,7 

54 

3 207 

90 

1 670 

2,8 

48 

3 634 

85 

1 780 

2,3 

107 

7 425 

67 

260 

0,9 

80 

6 641 

83 

1 030 

1,3 

37 

3 827 

30 

810 

0,8 

33 

3 994 

28 

850 

0,7 

463 

45 218 

275 


0,6 

436 

58 349 

326 

750 

0,6 

319 

31 581 

166 

520 

0,5 

307 

41 075 

176 

570 

0,4 

85 

9 620 

75 

890 

0,8 

77 

12 526 

122 

1 590 

1,0 

1 217 

99 264 

3 834 

3 150 

3,9 

1 170 

119615 

4 625 

3 950 

3,9 

633 

43 861 

1 364 

2 150 

3,1 

610 

53 993 

1 673 

2 740 

3,1 

479 

47 012 

1 460 

3 050 

3,1 

463 

56 592 

1 622 

3 500 

2,9 

1 012 

63 814 

3 400 

3 360 

5,3 

858 

70 892 

4 293 

5 000 

6,1 

842 

50 545 

2 937 

3 490 

5,8 

690 

54 858 

3 660 

5 300 

6,7 

82 

4 669 

232 

2 840 

5,0 

84 

6 283 

285 

3 380 

4,5 

51 

3 505 

32 

630 

0,9 

51 

3 958 

38 

740 

1,0 

46 

4 045 

21 

460 

0,5 

43 

4 434 

30 

700 

0,7 

15 

1 070 

5 

320 

0,4 

15 

1 167 

4 

290 

0,4 

74 

4 822 

39 

520 

0,8 

51 

3 699 

37 

710 

1,0 

42 

3 048 

14 

320 

0,4 

28 

2 115 

9 

330 

0,4 

106 

18 607 

45 

430 

0,2 

103 

22 757 

75 

720 

0,3 

1 049 

57 814 

289 

280 

0,5 

1 011 

63 897 

308 

300 

0,5 

136 

10 849 

20 

150 

0,2 

127 

10 870 

27 

220 

0,3 

909 

37 581 

144 

160 

0,4 

875 

43 052 

143 

160 

0,3 

4 461 

385 844 

8 285 

1 860 

2,3 

4 137 

429 686 

10 288 

2 490 

2,4 

591 

65 539 

2 894 

4 900 

B 

586 

78 996 

3 815 

6 520 

4,8 

5 052 

424 383 

11 179 

2 210 

2,6 

4 722 

508 682 

14 104 

2 990 

2,8 


Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
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Tabelle 16 


Beschäftigte, Umsatz und FuE- Aufwendungen der Unternehmen 
1971, 1973 und 1975 nach Beschäftigtengrößenklassen 


FuE-Aufwendungen 


Uttternehmen mit . . . 
bis . . . Beschäftigten 

Unter- 

nehmen 

Beschäf- 

tigte 

Umsatz 

insgesamt 

je 

Unter- 

nehmen 

je Be- 
schäf- 
tigten 

Anteil 

*am 

Umsatz 

Anzahl 

Tausend 

Millionen 

DM 

Millio- 
nen DM 

®/o 

Tausend DM 

ö/o 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

I. Unternehmen insgesamt 






■ 



1971 









unter 100 Beschäftigte . . . 

121 

8 

474 

18 

0,2 


2,39 

3,9 

100 bis 499 Beschäftigte . . . 

530 

143 

9 667 

149 

1,5 

■1 

1,04 

1.5 

500 bis 999 Beschäftigte . . . 

274 

192 

12 960 

211 

2,1 

770 

1,10 

1,6 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte . . . 

156 

225 

17 472 

433 

4,3 

2 774 

1,92 

2,5 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte . . . 

146 

466 

48 579 

747 

7,5 

5 114 

1,60 

1,5 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . . . 

65 

441 

36 700 

693 

6,9 

10 661 

1,57 

1.9 

10 000 und mehr Beschäftigte . . . 

50 

2 935 

171 738 

5 237 

52,1 

87 284 

1,78 

3,0 

zusammen . . . 

1 352 

4 410 

297 592 

7 487 

74,9 

5 538 

1,70 

2,5 

außerdem Chemische Industrie . . . 

— 

593 

53 938 

2 508 

25,1 

— 

4,23 

4,6 

insgesamt Unternehmen 1971 ... 

— 

5 003 

351 530 

9 995 

100,0 

— 

2,00 

2.9 

1973 









unter 100 Beschäftigte . . . 

55 

3 

270 

13 

0,1 

240 

3,87 

4.9 

100 bis 499 Beschäftigte . . . 

402 

114 

8 953 

170 

1,5 

423 

1,50 

1.9 

500 bis 999 Beschäftigte . . . 

253 

180 

14 946 

244 

2.2 

966 

1,36 

1.6 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte . . . 

163 

230 

21 165 

471 

4,2 

2 891 

2,05 

2.2 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte . . . 

144 

463 

58 253 

776 

6,9 

5 386 

1,67 

1.3 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . . . 

71 

483 

47 670 

1 009 

9,0 

14 207 

2,09 

2,1 

10 000 und mehr Beschäftigte . . . 

62 

2 988 

207 588 

5 602 

50,1 

90 359 

1,87 

2.7 

zusammen . . . 

1 150 

4 461 

358 844 



7 205 

1,86 

2.3 

außerdem Chemische Industrie . . . 

— 

591 

65 539 

2 894 

25,9 

— 

4,90 

4.4 

insgesamt Unternehmen 1973 . . . 

— 

5 052 


11 179 

100,0 

— 

2,21 

2,6 

1975 









unter 100 Beschäftigte . . . 

72 

5 

668 

50 

0.4 

693 

11,00 

7.5 

100 bis 499 Beschäftigte . . . 

398 

111 


204 

1.4 

514 

1,84 

2.0 

500 bis 999 Beschäftigte . . . 

250 

176 

17 798 

386 

2,7 

1 543 

2,19 

2.2 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte . . . 

158 

223 


794 

5,6 

5 023 

3,56 

3,3 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte . . . 

150 

461 

98 659 

1 001 

7.1 

6 673 

2,08 

1,0 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . . . 

66 

442 

45 878 

1 044 

7.4 

15 817 

2,36 

2,3 

10 000 und mehr Beschäftigte . . . 

55 

2 699 

232 423 

6 809 

48,3 

123 807 

2,52 

2,9 

zusammen . . . 

1 149 

1 4 137 

429 686 

10 288 

72,9 

1 6 954 

2,49 


außerdem Chemische Industrie . . . 

— 

586 

18 996 

3615 

27,1 

— 

6,52 

4.8 

insgesamt Unternehmen 1975 . . . 


4 722 

508 682 

14 104 

100,0 

2,99 

2.8 
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Drucksache 8/3024 


noch Tabelle 16 


FuE-Aufwendungen 


Unternehmen mit . . . 
bis ... Beschäftigten 

Unter- 

nehmen 

Beschäf- 

tigte 

Umsatz 

insgesamt 

je 

Unter- 

nehmen 

je Be- 
schäf- 
tigten 

Anteil 

’am 

Umsatz 

Anzahl 



Millio- 
nen DM 


Tausend DM 

®/o 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

II. darunter: Maschinenbau 

1971 









unter 100 Beschäftigte , . . 

84 

5 

319 

12 

i,o 

139 

2,17 

3,7 

100 bis 499 Beschäftigte . . . 

308 

80 

4 791 

91 

7,8 

296 

1,14 

1,9 

500 bis 999 Beschäftigte . . . 

100 

91 

5 671 

111 

9,5 

856 

1,23 

2,0 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte . . . 

59 

83 

4 926 

208 

17,7 

3 522 

2,51 

4,2 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte . . . 

51 

147 

9 376 

257 

21,9 

5 035 

1,75 

2,7 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . . . 

15 

102 

6 267 

201 

17,2 

13 427 

1,98 

3,2 

10 000 und mehr Beschäftigte . . . 

9 

149 

8 620 

291 

21,8 

32 332 

1,95 

3,4 

insgesamt Maschinenbau 1971 ... 

656 

657 

39 971 

1 171 

100,0 

1 785 

1,78 

2,9 

1973 









unter 100 Beschäftigte . . . 

28 

2 

131 

6 

0,4 

214 

3,24 

4,6 

100 bis 499 Beschäftigte . . . 

220 

62 

4 284 

84 

6,2 

384 

1,36 

2,0 

500 bis 999 Beschäftigte . . . 

124 

89 

6 492 

117 

8,6 

942 

1,31 

1.8 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte . . . 

61 

86 

5 779 

211 

15,5 

3 458 

2,45 

3,7 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte . . . 

50 

153 

11 154 

293 

21,5 

5 861 

1,91 

2,6 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . . . 

10 

71 

4 506 

217 

15,9 

21 735 

3,07 

4,8 

10 000 und mehr Beschäftigte . . . 

9 

170 

11 515 

435 

31,9 

48 384 

2,56 

3,8 

insgesamt Maschinenbau 1973 . . . 

502 

633 

43 861 

1 364 

100,0 

2 717 

2,15 

3,1 

1975 









unter 100 Beschäftigte . . . 

31 

2 

201 

5 

0,3 

161 

2,35 

2,5 

100 bis 499 Beschäftigte . . . 

206 

58 

4 847 

86 

5,1 

417 

1,49 

1.8 

500 bis 999 Beschäftigte . . . 

125 

87 

7 482 

156 

9,3 

1 246 

1,79 

2,1 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte . . . 

57 

80 

6 292 

257 

15,3 

4 505 

3,20 

4,1 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte . . . 

47 

142 

13 987 

349 

20,9 

7 423 

2,45 

2,5 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . . . 

11 

72 

6 585 

248 

14,9 

22 590 

3,45 

3,8 

10 000 und mehr Beschäftigte . . . 

9 

168 

14 594 

572 

34,2 

63 591 

3,40 

3,9 

insgesamt Maschinenbau 1975 . . . 

486 

610 

53 993 

1 673 

100,0 

3 443 

2,74 

3,1 
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noch Tabelle 16 







FuE-Aufwendungen 


Unternehmen mit . . . 
bis ... Beschäftigten 

Unter- 

nehmen 

Beschäf- 

tigte 

Umsatz 

insgesamt 

je 

Unter- 

nehmen 

je Be- 
schäf- 
tigten 

Anteil 

am 

Umsatz 

Anzahl 

Tausend 

Millionen 

DM 

Millio- 
nen DM 


Tausend DM 

ö/o 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

III. darunter: Elektrotechnik 

1971 









unter 100 Beschäftigte . . . 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

3,88 

7,0 

100 bis 499 Beschäftigte . . . 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

1,98 

3,8 

500 bis 999 Beschäftigte . . . 

18 

14 

638 

38 

1,6 

2 118 

2,68 

6,0 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte , . . 

23 

33 

1 574 

54 

2,2 

2 332 

1,61 

3,4 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte . . . 

11 

33 

2 307 

76 

3,1 

6 894 

2,27 

3,3 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . . , 

4 

29 

1 469 

62 

2,6 

15 606 

2,19 

4.2 

10 000 und mehr Beschäftigte . . . 

8 

667 

33 917 

2 186 

89,8 

273 272 

3,28 

6.4 

insgesamt Elektrotechnik 1971 ... 

102 

786 

40 399 

2 436 

100,0 

23 880 

3,10 

6,0 

1973 









unter 100 Beschäftigte . . . 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

3,54 

6,3 

100 bis 499 Beschäftigte . . . 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

2,66 

4.0 

500 bis 999 Beschäftigte . . . 

18 

13 

727 

39 

h3 

2 188 

2,97 

5,4 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte . . . 

28 

40 

2 125 

77 

2ß 

2 733 

1,92 

3,6 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte . . . 

12 

40 

2 847 

86 

3,0 

7 322 

2,21 

3.1 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . . . 

7 

45 

3 064 

85 

2,9 

12 076 

1,89 

2,8 

10 000 und mehr Beschäftigte . . . 

9 

696 

41 210 

2 625 

89,4 

291 646 

3,77 

6,4 

insgesamt Elektrotechnik 1973 . . . 

109 

842 

50 545 

2 936 

100,0 

26 940 

3,49 

5,8 

1975 









unter 100 Beschäftigte . . . 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

4,27 

6,0 

100 bis 499 Beschäftigte . . . 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

6,11 

7.9 

500 bis 999 Beschäftigte . . . 

24 

18 

1 201 

52 

1.4 

2 186 

2,98 

4.4 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte . . . 

24 

34 

2 172 

102 

2,8 

4 240 

2,99 

4.7 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte . . . 

12 

36 

3 089 

89 

2,4 

7 426 

2,49 

2,9 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte . . . 

7 

43 

3 492 

195 

2,9 

15 021 

2,45 

3,0 

10 000 und mehr Beschäftigte . . . 

9 

551 

44 240 

3 259 

89,1 

362 116 

5,91 

7,4 

insgesamt Elektrotechnik 1975 . . . 

114 

690 

54 858 

1 3 659 

100,0 

32 102 

5,30 

6,7 


ohne Herstellung von Geräten und Einrichtungen für die automatische Datenverarbeitung 
Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
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Tabelle 17 

Ausgaben der Wirtschait für Wissenschaftsspenden und Stiftungen 
der gewerblichen Wirtschaft nach der Wirtschaftsgliedening 1971, 1973 und 1975 

— 'Millionen OM — 


Aufbringender Wirtschaftszweig 

Wissenschaftsspenden unmittelbar 
gegeben 

Spenden 
über den 
Stifterverband 

Wissenschaftsspenden 

insgesamt 

von den 
Unternehmen 

von den 
Verbänden (IfG) 

1973 >) 1 

1975 

1973 1 

1975 

1973 1 

1975 

1971 

1973 

1975 

0 Land- und Forstwirtsdiaft 

— 

0,2 

0,2 

0,0 

0,1 

0,0 




1 Energiewirtschaft, Bergbau 

1,3 

1,3 

0,8 

0,9 

3,5 

3,5 

6,1 

5,6 

5.7 

10 Energiewirtschaft 

1,2 

1,1 

0,4 

0,5 

2,5 

2,5 

4,2 

4,0 

4.1 

11 Bergbau 

0,2 

0,1 

0,4 

0,4 

1.0 

1,1 

1,9 

1.5 

1,6 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

35,8 

28,8 

11,6 

17,2 

24,5 

24,2 

80,8 

72,0 

70,3 

20 Chemieindustrie und Mine- 










ralölverarbeitung 2) 

15,3 

12,2 

6,3») 

8,1») 

4,7 

4,3 

24,2 

26,3 

24,6 

21 Kunststoff- und Gummiver- 










arbeitung 

0,0 

0,1 

0,1 

0,8 

0,1 

0,1 

0,2 

0,2 

1,0 

22 Steine und Erden, Glas 

0,3 

0,5 

0,5 

0,7 

1,1 

0,2 

1,2 

1,8 

1,5 

23 Eisen- und NE-Metallerzeu- 










gung 

1,4 

1,2 

1,1 

0.7 

8,5 

10,1 

11,2 

11,0 

12,0 

24 Stahl-, Maschinen-, Fahr- 










zeugbau 

5,2 

3,1 

0,7 

1,0 

5.9 

6,0 

9,1 

11,8 

10,2 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik 










und Optik usw 

11,1 

9,5 

0,8 

0,5 

2,2 

1,9 

29,5 

14.1 

11,9 

26 Holz-, Papier-, Druckgewerbe 

0,2 

0.4 

0,8 

0,9 

0,1 

0,1 

1.1 

1.1 

1,4 

27 Leder-, Textilgewerbe 

0,2 

0,2 

0,1 

0,0 

0,4 

0,2 

1.1 

0,7 

0,5 

28/29 Nahrungs- und Genuß- 










mittelgewerbe 

2,1 

1,7 

1,3 

4,4 

1.5 

1,2 

3,3 

4,9 


3 Baugewerbe 

0,8 

0,6 

0,0 

0,3 

0,1 

0,1 

0,8 

0,9 


4 Handel 

1,1 

0,8 

0,0 

0,2 

0,6 

0,6 

1.8 

1,7 


5 Verkehr 

0,5 

0.2 

0.0 

0,1 

0,1 

0,1 

0,6 

0,6 


6 Kreditinstitute und Versiche- 










rungsgewerbe 

2,0 

2.1 

0,7 

0,3 

6,7 

7,0 

9,5 

9,4 


7 Dienstleistungsgewerbe von 










Unternehmen und Freien Berufen 

0,4 

1.1 

0,7 

1,0 

4,4 

9,2 

9,9 

5,5 

11,2 

8 Organisationen ohne Erwerbs- 










Charakter 

— 

— 

0,4 

0,8 

0,1 

0.1 

0,7 

0,6 

1,0 

zusammen ... 

1 41,9 

35,0 

1 14,5 

20,8 1 

40,1 

45,0 1 

110,6 

96,5 

100,8 

Weitere unmittelbar gegebene 

Fördergesellschaften der wissenschaftlichen 




Spenden an 

Hochschulen 





8,2 

9,5 

8,6 


Max-Planck-Institute . . . 




1,4 

1,3 

1,5 

dazu Stiftungen 

Stiftuna Volkswaaenwerk iAusaabenl . . . 


142,3 

90,9 

55,7 


Fritz-Thyssen-Stiftung . 




15,5 

7,6 

10,5 


Sonstige 





36,5 4) 

45,05) 

50,05) 

insgesamt . . . 


314,5 

250,8 

227,0 


darunter 6,0 Millionen DM für Pädagogische Hochschulen, Ingenieur- und Fachhochschulen 
*) in der Chemischen Industrie einschließlich Spenden an Förderungsgesellschaften und Max-Planck-Institute 
®) einschließlich Fonds der Chemischen Industrie 

darunter 6,8 Millionen DM für Pädagogische Hochschulen, Ingenieur- und Fachhochschulen 
Schätzungen des Stiftungszentrums 

Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
Rundungsdifferenzen 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle 18 


Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 

nach Ausgabearten 

1960 bis 1976 

— Millionen DM — 


Art der Ednrichtung 

Jahr 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Fortdauernde 

Ausgaben 

davon 

Investitionen 

zu- 

sammen 

darunter: 

zu- 

sammen 

darunter: 

Personal- 

ausgaben 

Bauten 

beweg- 

liche 

Sachen 

1. Großforschungseinrichtungen 

1969 

752 

511 

344 

241 

108 

117 


1970 

856 

613 

378 

243 

90 

144 


1971 

1 082 

793 

418 

289 

127 

152 


1972 

1 231 

879 

481 

351 

158 

185 


1973 

1 366 

995 

563 

371 

130 

224 


1974 

1 545 

1 028 

630 

517 

174 

310 


1975 

1 593 

1 183 

706 

410 

178 

210 


1976 

1 716 

1 287 

751 

429 

179 

162 

2. Max-Plancfc-Institute 

1969 

251 

180 

108 

71 

42 

22 


1970 

325 

231 

138 

94 

56 

31 


1971 

398 

296 

171 

102 

48 

49 


1972 

454 

339 

210 

115 

51 

60 


1973 

415 

336 

210 

79 

60 

17 


1974 

511 

382 

271 

129 

72 

52 


1975 

602 

409 

268 

133 

61 

62 


1976 

568 

459 

289 

109 

44 

56 

3. Staatsinstitute 

1969 

429 

358 

250 

71 

40 

24 

(ohne Bibliotheken, Archive, 


542 

416 

295 

126 

56 

59 

Museen) 

1971 

664 

528 

377 

135 

69 

51 


1972 

766 

615 

456 

151 

76 

55 



779 

647 

480 

132 


54 


1974 

846 

685 

481 

161 

82 



1975 

952 

809 

580 

143 

66 

65 


1976 

970 

825 

592 

145 

67 

66 

4. Fraunhofer-Institute 

ü 

28 

23 

17 


0 

5 


HU 

33 

27 

20 


0 

5 


mSm 

45 

31 

24 


6 

8 


msm 

60 

40 

32 


9 

8 


mmm 

72 

50 

40 

21 

7 

12 


BSl 

103 

75 

58 

28 

12 

15 


mmi 

112 

89 

67 

23 

9 

14 


m 

124 

98 

72 

26 

6 

20 


Ist-Beträge, teilweise geschätzt 
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Art der Einrichtung 

Jahr 1) 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Fortdauernde 

Ausgaben 

davon 

Investitionen 

zu- 

sammen 

darunter: 

zu- 

sammen 

darunter: 

Personal- 
aus gaben 

Bauten 

beweg- 

liche 

Sachen 

5. Wissensdiaftlidie 

1969 

80 

62 

40 

18 

9 

8 

Bibliotheken, Archive 

1970 

90 

63 

40 

27 

15 

9 


1971 

94 

78 

51 

16 

9 

6 


1972 

110 

89 

59 

20 

12 

7 


1973 

110 

95 

61 

16 

8 

7 


1974 

274 

263 

100 

11 

10 

1 


1975 

315 

301 

111 

14 

13 

1 


1976 

336 

321 

120 

15 

14 

1 

6. Wissenschaftliche Museen 

1969 

107 

75 

48 

32 

21 

10 


1970 

112 

78 

58 

34 

26 

7 


1971 


102 

69 

30 

14 

12 


1972 

139 

114 

79 

25 

12 

12 


1973 

150 

123 

89 

27 

12 

14 


1974 

116 

96 

37 

20 

16 

4 


1975 


99 

43 

25 

20 

5 


1976 

■B 

92 

40 

26 

20 

6 

7. Sonstige Forschungs- 

1969 

129 

112 

69 

17 

9 

4 

einrichtungen 

1970 

162 

141 

90 

21 

12 

4 


1971 

350 

318 

174 

32 

12 

18 


1972 

372 

336 

204 

36 

12 

23 


1973 

402 

368 

221 

34 

7 

22 


1974 

400 

367 

217 

33 

3 

26 


1975 

385 

356 

223 

29 

2 

19 


1976 

341 

320 

218 

21 

2 

13 

Wissenschaftliche 

1969 

1 776 

1 321 

876 

455 

229 

190 

Einrichtungen außerhalb der 

1970 

2 120 

1 569 

1 019 

551 

255 

259 

Hochschulen insgesamt 

1971 

2 765 

2 146 

1 284 

617 

283 

296 


1972 

3 132 

2 412 

1 521 

718 

330 

350 


1973 

3 294 

2 614 

1 664 

680 

297 

350 


1974 

3 795 

2 896 

1 794 

899 

369 

418 


1975 

4 082 

3 305 

2 003 

777 

349 

376 


1976 

4 173 

3 402 

2 082 

771 

332 

324 


*) Änderung des Berichtskreises ab 1974 

Quellen: BMFT, Statistisches Bundesamt, Wissenschaftsrat 
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Tabelle 19 

Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Wissenschaftszweigen 

1969 bis 1976 

— Millionen DM — 

Art der Einrichtung 

Jahr 

ins- 

gesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

wissen- 

schaften 

davon 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wisjsen- 

schaften 

1 . Großforsdiungseinriditungen 

1969 

752 

584 

155 

14 




1970 

856 

657 

173 

26 

— 

— 


1971 

1 082 

797 

250 

35 

— 

— 


1972 

1 331 

904 

276 

51 

— 

— 


1973 

1 366 

1 014 

307 

45 

— 

— 


1974 

1 545 

1 214 

279 

52 

— 

— 


1975 

1 593 

1 188 

349 

56 

— 

— 


1976 

1 716 

1 315 

342 

59 

— 

— 

2. Max-Plancfc-Institute 

1969 

251 

170 

4 

52 

11 

14 


1970 

325 

227 

7 

61 

11 

19 


1971 

398 

283 

9 

72 

12 

21 


1972 

454 

313 

9 

80 

22 

30 


1973 

415 

290 

8 

66 

21 

30 


1974 

511 

380 

8 

74 

12 

37 


1975 

602 

437 

14 

104 

13 

34 


1976 

568 

308 

110 

99 

12 

39 

3. Staatsinstitute 

1969 

429 

154 

102 

38 

102 

35 

(ohne Bibliotheken, Archive, 

1970 

542 

204 

125 

48 

127 

38 

Museen) 

1971 

664 

228 

156 

58 

161 

60 


1972 

766 

264 

187 

63 

180 

72 


1973 

779 

270 

193 

67 

185 

63 


1974 

846 

276 

173 

86 

252 

59 


1975 

952 

363 

106 

106 

271 

106 


1976 

970 

369 

110 

108 

274 

109 

4. Fraunhofer-Institute 

1969 

28 

16 

8 

2 

2 



1970 

33 

19 

10 

2 

2 

— 


1971 

45 

20 

21 

2 

2 

— 


1972 

60 

22 

28 

3 

4 

3 


1973 

72 

26 

37 

3 

4 

1 


1974 

103 

59 

37 

2 

4 

1 


1975 

112 

66 

35 

3 

3 

4 


1976 

124 

74 

37 

4 

4 

5 
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noch Tabelle 19 


Art der Einrichtung 

Jahr 

ins- 

gesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

wissen- 

schaften 

davon 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

5. Wissensdiaftlidie 

m 

80 





80 

Bibliotheken und Archive 

mm 

90 

— 

— 

— 

— 

90 


mm 

94 

— 

— 

— 

— 

94 


mm 

110 

— 

— 

— 

— 

110 


mm 

110 

— 

— 

— 

— 

110 


mm 

274 

— 

— 

— 

— 

274 


1975 

315 

— 

— 

— 

— 

315 


1976 

336 

— 

— 

— 

— 

336 

6. Wissenschaftliche Museen 

1969 

B 





107 


1970 




— 

— 

112 


1971 

132 



— 

— 

132 


1972 

139 



— 

— 

139 


1973 

150 



— 

— 

150 


1974 

116 



— 

— 

116 


1975 

124 



— 

— 

124 


1976 

118 



— 

— 

118 

7. Sonstige Forsdiungs- 

1969 

129 

16 

21 

24 

4 

63 

einrichtungen 

1970 

162 

19 

24 

25 

5 

89 


1971 

350 

44 

116 

25 

11 

154 


1972 

372 

47 

127 

34 

15 

149 


1973 

403 

40 

145 

41 

14 

162 


1974 

400 

48 

167 

36 

11 

138 


1975 

385 

60 

65 

57 

3 

200 


1976 

341 

69 

51 

58 

1 

162 

Wissenschaftliche 

1969 

1 776 

940 

290 

130 

119 

299 

Einrichtungen außerhalb der 

1970 

2 120 

1 126 

339 

163 

145 

348 

Hochschulen insgesamt 

1971 

2 765 

1 372 

552 

192 

186 

461 


1972 

3 132 

1 550 

627 

231 

221 

503 


1973 

3 294 

1 640 

690 

222 

224 

516 


1974 

3 795 

1 977 

667 

250 

279 

625 


1975 

4 082 

2 114 

569 

326 

290 

783 


1976 

4 173 

2 135 

650 

328 

291 

769 

Nadirichtlidi: 


2 335 

750 

400 

680 

175 

330 

Hochschulen 2) 

1971 

3 600 

1 230 

530 

1 040 

220 

580 


1973 

4 243 

1 407 

729 

1 174 

273 

660 



4 591 

1 525 

765 

1 167 

345 

789 


Änderung des Berichtskreises ab 1974 
*) geschätzte FuE-Ausgaben der Hochschulen einschließlich DFG-Mittel 

Quellen: BMFT, Statistisches Bundesamt, Wissenschaftsrat 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Tabelle 20 


Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 

nach den wichtigsten 

— Millionen 


Land / Ländergruppe 

1974 1 

1975 









Einnahmen | Ausgaben | 

Saldo 1 

Einnahmen | 

Ausgaben | 

Saldo 

1. Industrieländer 

444,7 

1 503,1 

-1 

058,4 

512,8 

1 784,9 

-1 272,1 

EG-Länder 

142,3 

355,5 


213,2 

188,3 

448,7 

- 260,4 

Belgien/Luxemburg 

15,1 

11,1 

+ 

4,0 

27,2 

23,8 

+ 3,4 

Dänemark 

2,6 

10,8 

— 

8,2 

2,9 

12,6 

- 9,7 

Frankreich 

46,1 

55,4 

— 

9,3 

45,7 

124,2 

- 78,5 

Großbritannien 

20,9 

76,5 

— 

55,6 

25,0 

67,4 

- 42,4 

Irland, Republik 

2,5 

0,0 

+ 

2,5 

7,3 

0,0 

+ 7,3 

Italien 

41,0 

4,8 

+ 

36,2 

67,0 

5,3 

+ 61,7 

Niederlande 

14,1 

196,9 

— 

182,8 

13,2 

215,4 

- 202,2 

EFTA-Länder 

65,5 

335,1 

— 

269,6 

74,8 

385,4 

- 310,6 

Island 

0,0 

0,0 

;+ 

0,0 

— 

0,0 

- 0,0 

Norwegen 

1,9 

1,2 

+ 

0,7 

1,0 

1,9 

- 0,9 

Österreich 

32,2 

7,0 

+ 

25,2 

42,0 

7,5 

+ 34,5 

Schweden 

7,0 

13,4 

— 

6,4 

9,4 

26,1 

- 16,7 

Schweiz 

24,4 

313,5 

— 

289,1 

22,4 

349,9 

- 327,5 

übrige europäisdie Industrielän- 








der 

6,3 

0,7 

+ 

5,6 

6,8 

0,4 

+ 6,4 

Außereuropäische Industrielän- 








der 

230,6 

811,8 

— 

581,2 

242,9 

950,4 

- 707,5 

darunter: 








USA 

112,0 

800,0 

— 

688,0 

121,2 

937,0 

- 815,8 

Südafrika, Republik 

10,6 

0,1 

+ 

10,5 

13,8 

0,1 

+ 13,7 

Japan 

98,1 

6,4 

+ 

91,7 

94,1 

7,9 

+ 86,2 

2. Entwicklungsländer 

195,1 

3,3 

,+ 

191,8 

202,0 

4,8 

+ 197,2 

in Europa 

48,5 

1,1 

+ 

47,4 

48,6 

0,5 

+ 48,1 

darunter: 








Jugoslawien 

4,2 

0,2 

+ 

4,0 

7,5 

0,1 

+ 7,4 

Spanien 

37,2 

0,8 

+ 

36,4 

30,0 

0,2 

+ 29,8 

in Afrika 

3,4 

0,2 

+ 

3,2 

6,5 

0,8 

+ 5,7 

in Amerika 

119,7 

1,9 

+ 

117,8 

129,8 

2,8 

+ 127,0 

darunter: 








Argentinien 

8,9 

0,0 

+ 

8,9 

8,1 

0,0 

+ 8,1 

Brasilien 

57,0 

0,1 

+ 

56,9 

68,7 

0,1 

+ 68,6 

Mexiko 

33,2 

0,4 

+ 

32,8 

17,3 

0,0 

+ 17,3 

in Asien 

23,5 

0,1 

+ 

23,4 

17,1 

0,7 

+ 16,4 

3. Staatshandelsländer 

39,2 

2,3 

+ 

36,9 

42,5 

3,0 

+ 39,5 

Alle Länder zusammen , . . 

679,0 

1 508,7 

- 

829,7 

757,3 

1 792,7 

-1 035,4 


Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 20 


für Patente, Erfindungen und Verfahren (ohne Urheberrechte) 
Partnerländern 1974 bis 1977 

DM — 


1976 1 

1977 

Einnahmen | 

Ausgaben | 

Saldo 

Einnahmen | 

Ausgaben | 

Saldo 

544 

1 729 

— 

1 185 

565 

1 876 

— 

1 311 

157 

427 

— 

270 

187 

479 

— 

292 

18 

22 

— 

4 

24 

29 

— 

5 

3 

13 

— 

10 

3 

14 

— 

11 

44 

93 

— 

49 

48 

94 

— 

46 

27 

60 

— 

33 

30 

62 

— 

32 

1 

— 

■f 

1 

10 

0 

+ 

10 

48 

6 

+ 

42 

57 

7 

H- 

50 

16 

233 

— 

217 

15 

274 

— 

259 

90 

352 

— 

262 

85 

422 

— 

337 

— 

— 


— 

0 

— 


0 

1 

3 

~ 

2 

2 

3 

— 

1 

40 

11 

+ 

29 

50 

10 

+ 

40 

7 

17 

— 

10 

8 

18 

— 

10 

42 

321 

— 

279 

25 

391 

— 

366 

5 

1 

+ 

4 

5 

0 


5 

292 

949 

- 

657 

288 

975 

— 

687 

151 

930 

— 

779 

129 

959 

— 

830 

20 

0 


20 

23 

0 

+ 

23 

106 

11 


95 

123 

12 


111 

139 

13 

-h 

126 

142 

9 


133 

50 

4 


46 

55 

1 

+ 

54 

8 

0 


8 

17 

0 


17 

30 

1 


29 

26 

0 


26 

4 

3 

+ 

1 

5 

0 


5 

61 

6 

+ 

55 

58 

7 

+ 

51 

1 

0 


1 

2 

0 


2 

25 

0 


25 

13 

0 


13 

9 

0 

-h 

9 

4 

0 


4 

24 

0 

+ 

24 

24 

1 


23 

45 

4 

+ 

41 

71 

9 

+ 

62 

728 

1 746 

- 

1 018 

778 

1 895 

- 

1 117 
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Tabelle 21 


Einnahmen und Ausgaben für Patente, Erfindungen und Verfahren 

— Millionen 


Wirtschaftszweig 


1974 



1975 



Einnahmen | 

Ausgaben | 

Saldo 

Einnahmen | 

Ausgaben | 

Saldo 

Chemische Industrie und Mineralöl- 
verarbeitung 

256 

365 

-109 

306 

425 


119 

darunter: 

Mineralölverarbeitung 

— 

4 

- 4 

2 

8 

— 

6 

Metallschaffende und metallverar- 
beitende Industrien 

210 

284 

- 74 

210 

311 

- 

101 

darunter: 

Eisen- und NE-Metallerzeugung, 
Gießerei und Stahlverformung . . . 

11 

31 

- 20 

10 

49 


39 

Stahl- und Leiditmetallbau, Ma- 
schinenbau 

104 

170 

- 66 

95 

183 

— 

88 

Straßenfahrzeug-, Schiff- und Luft- 
fahrzeugbau 

92 

48 

+ 44 

103 

40 

+ 

63 

Herstellung von EBM-Waren . . 

3 

35 

- 32 

2 

39 

— 

37 

Elektronische Industrie 

127 

639 

-512 

147 

741 

— 

594 

Feinmechanische und optische Indu- 
strie 

1 

17 

- 16 

1 

12 

— 

11 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

4 

80 

- 76 

4 

83 

— 

79 

Sonstige Wirtschaftszweige 

81 

124 

- 43 

90 

221 

— 

131 

darunter: 

Kunststoff-, Gummi und Asbest- 
verarbeitung 

5 

19 

- 14 

9 

96 


87 

Gewinnung und Verarbeitung von 
Steinen und Erden, Feinkeramik 
und Glasgewerbe 

2 

36 

- 34 

3 

30 



27 

Leder-, Textil- und Bekleidungs- 
gewerbe 

7 

14 

- 7 

11 

10 

+ 

1 

Handel 

9 

21 

- 12 

8 

23 

— 

15 

Dienstleistungen 

48 

12 

:+ 36 

50 

34 

+ 

16 

insgesamt . . . 

679 

1 509 

-830 

758 

1 793 

— 

1 035 


1) Sowie Herstellung von Musikinstrumenten, Sportgeräten, Spiel- und Schmuckwaren 

2) U. a. Ingenieurbüros, Vermögensverwaltungs- und Forschungsgesellschaften 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle 21 


(ohne Urheberrechte) nach Wirtschaftszweigen 1974 bis 1977 
DM — 


1976 

1 1977 

Einnahmen | 

Ausgaben | 

Saldo 

1 Einnahmen | 

Ausgaben | 

Saldo 

286 

402 

- 

116 

302 

422 

- 

120 

3 

6 

-* 

3 

2 

3 

- 

1 

132 

249 


117 

128 

254 

- 

126 

10 

40 


30 

9 

29 

- 

20 

121 

171 

- 

50 

116 

182 

- 

66 

24 

37 

- 

13 

52 

27 

+ 

25 

1 

38 


37 

3 

43 

- 

40 

177 

747 

- 

570 

176 

809 

- 

633 

2 

13 

- 

11 

1 

14 

- 

13 

5 

97 

- 

92 

3 

108 


105 

102 

201 

- 

99 

116 

261 

- 

145 

4 

75 

- 

71 

7 

72 


65 

7 

27 

- 

20 

10 

37 

- 

27 

15 

9 

+ 

6 

17 

9 

+ 

8 

14 

34 

- 

20 

14 

58 

— 

44 

50 

24 

+ 

26 

52 

43 

+ 

9 

728 

1 746 

— 

1 018 

778 

1 895 

-1 117 
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Tabelle 22 

Einnahmen und Ausgaben für technische Forschung und Entwicklung 

— Millionen 

Wirtschaftszweig / Ländergruppe 



Einnahmen 



1972 1 

1973 

1974 

1975 

1976 

1 1977 

Chemische Industrie und Mineralölverarbeitung .... 

13 

17 

20 

34 

26 

27 

darunter: 

Mineralölverarbeitung 

7 

7 

6 

9 

6 

8 

Metallschaffende und metallverarbeitende Industrien 

149 

86 

86 

122 

211 

160 

darunter: 

Straßenfahrzeug-, Schiff- und Luftfahrzeugbau .... 

142 

81 

82 

119 

190 

151 

Elektrotechnische Industrie 

208 

226 

248 

282 

310 

428 

Feinmechanische und optische Industrie 

3 

4 

2 

1 

— 

2 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

— 

3 

5 

2 

— 

1 

Sonstige Wirtschaftszweige 

6 

8 

11 

60 

33 

24 

darunter: 

Handel 


1 

2 

17 



Dienstleistungen 

6 

7 

6 

40 

• 

• 

insgesamt . . . 

378 

344 

371 

500 

580 

642 

davon: 

1. Industrieländer 

369 

341 

366 

490 

490 

598 

a) EG-Länder 

227 

182 

175 

246 

206 

245 

b) EFTA-Länder 

10 

10 

21 

27 

45 

32 

c) übrige europäische Industrieländer 

1 

0 

0 

1 

0 

— 

d) Außereuropäische Industrieländer 

132 

149 

169 

217 

239 

321 

2. Entwicklungsländer 

8 

2 

5 

10 

90 

39 

3. Staatshandelsländer 

0 

1 

0 

— 

— 

5 


*) Ermittelt aufgrund der statistischen Meldungen über Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr mit Beträgen von 
100 Tausend DM und mehr 
insbesondere USA 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 22 


nach Wirtschaftszweigen und Ländergruppen in den Jahren 1972 bis 1977 

DM — 


Ausgaben 


Saldo 


1972 1 

1973 1 

CO 

4^ 

1975 1 

1976 1 

1977 

1972 1 

1973 1 

1974 1 

1975 1 

1976 1 

1977 

40 

49 

52 

82 

79 

87 

“ 27 

— 

32 


32 

- 

49 

- 

53 

— 

60 

12 

16 

23 

32 

16 

16 

- 5 

- 

9 

- 

17 

- 

23 

— 

10 

— 

8 

194 

104 

155 

186 

180 

135 

- 45 

— 

18 

- 

69 

— 

64 

+ 

31 

+ 

25 

178 

88 

136 

160 

152 

101 

“ 36 

— 

8 

— 

54 

- 

41 

+ 

38 

+ 

50 

17 

33 

39 

60 

62 

102 

+ 191 

+ 193 

+209 

+ 222 

+ 248 

+ 326 

0 

0 

2 

0 

0 

1 

+ 2 

+ 

3 

+ 

0 

+ 

1 

— 

0 

+ 

1 

1 

0 

1 

19 

13 

13 

- 1 

+ 

2 

+ 

4 

— 

17 

— 

13 

— 

12 

23 

16 

8 

33 

88 

41 

- 18 

- 

7 

+ 

4 

+ 

28 

- 

55 

— 

17 

3 

0 

2 

3 



- 3 

+ 

1 

— 

1 

+ 

14 





16 

13 

0 

26 



- 10 

— 

6 

+ 

6 

+ 

14 


• 


• 

276 

202 

256 

379 

422 

379 

+ 102 

+ 142 

+ 116 

+ 121 

+ 158 

+ 263 


275 

200 

253 

375 

414 

367 

+ 

94 

+ 141 

+ 113 

+ 115 

+ 76 

+ 231 

207 

124 

177 

245 

270 

186 

+ 

20 

+ 59 

- 2 

+ 0 

- 64 

+ 59 

19 

31 

33 

59 

59 

53 

- 

9 

- 21 

- 11 

- 32 

- 14 

- 21 

0 

— 

— 

— 

— 

— 

+ 

1 

+ 0 

+ 

0 

+ 1 

+ 0 

— 

49 

46 

44 

71 

85 

128 

+ 

83 

+ 103 

+ 126 

+ 145 

+ 154 

+ 193 

1 

2 

3 

4 

8 

12 

+ 

7 

- 0 

+ 

3 

+ 6 

+ 82 

.+ 27 

— 

— 

— 

— 

0 

0 

+ 

0 

+ 1 

+ 

0 

— 

0 

+ 5 
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Taheiie 23 


Ausgaben für Forschung und Entwicklung in ausgewählten Staaten 
nach finanzierenden Stellen in der Abgrenzung der OECD 
1969, 1971, 1973 und 1975 

— Finanzierung der FuE — 


Land 

Ver- 

gleichs- 

jahr 

Landes- 

wäh- 

rung 

FuE- 

Ausgaben 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

davon 

staat- 

lichen 

Sektor 

finanziert 

Hoch- 

schul- 

sektor 

durch 

Institu- 
tionen 
ohne Er- 
werbs- 
charak- 
ter 

Aus- 

land 

Millionen 

Landes- 

währung 

in ®/o 

Bundesrepublik Deutschland 

1969 

DM 

10 433 

60 

39 

_ 

1 

0 


1971 

DM 

15 609 

55 

44 

— 

0 

1 


1973 

DM 

18 191 

51 

47 

— 

1 

1 


1975 

DM 

21 767 

54 

44 

— 

0 

2 

Belgien 

1969 

bfr 

13 055 

. 






1971 

bfr 

17 581 

50 

47 

1 

1 

1 


1973 

bfr 

22 796 

55 

42 

, 

1 

2 


1975 

bfr 

28 108 




• 

• 

Frankreich 

1969 

FF 

13 860 

33 

62 

1 

0 

4 


1971 

FF 

16 298 

36 

59 

0 

1 

4 


1973 

FF 

19 389 

38 

57 

, 

1 

4 


1975 

FF 

25 657 

40 

55 

• 

1 

4 

Italien 

1969 

Lit 

433 938 

50 

41 

7 



2 


1971 

Lit 

572 519 

57 

37 

4 

— 

2 


1973 

Lit 

713 897 

54 

41 

3 

— 

2 


1975 

Lit 

1 080 875 

55 

40 

3 

— 

2 

Niederlande 

1969 

hfl 

2 119 

59 

38 

0 

1 

2 


1971 

hfl 

2 620 

54 

42 

— 

0 

4 


1973 

hfl 

3 109 

54 

41 

— 

1 

4 


1975 

hfl 

4 052 

54 

40 

— 

1 

5 

Großbritannien 

1968/1969 

£ 

1 017 

43 

50 

1 

2 

4 


1970/1971 

£ 

1 054 

44 

50 

1 

1 

4 


1972/1973 

£ 

1 310 

44 

49 

1 

1 

5 


1975/1976 

£ 

2 139 

41 

47 

5 

3 

5 

Schweden 

1969 

skr 

1 904 

57 

40 

0 

2 

1 


1971 

skr 

2 725 

56 

41 

0 

2 

1 


1973 

skr 

3 586 

55 

42 

0 

2 

1 


1975 

skr 

5 133 

57 

39 

0 

2 

2 

Japan 

1969 

Yen 

933 228 

67 

27 

5 

1 

0 


1971 

Yen 

1 345 919 

66 

33 

. 

1 

0 


1973/1974 

Yen 

1 980 896 

66 

33 


1 

0 


1975/1976 

Yen 

2 621 827 

65 

34 

• 

0 

0 


ohne Sozial- und Geisteswissenschaften 
Quelle: OECD 
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noch Tabelle 23 


Land 

Ver- 

gleichs- 

Jahr 

Landes- 

wäh- 

rung 

FuE- 

Ausgaben 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

davon 

staat- 

lichen 

Sektor 

finanziert 

Hoch- 

schul- 

sektor 

durch 

Institu- 
tionen 
ohne Er- 
werbs- 
charak- 
ter 

Aus- 

land 

Millionen 

Landes- 

währung 

in ®/o 

USA 

1969 

us$ 

26 595 

38 

58 

3 

1 



1971 

us$ 

26 745 

39 

55 

4 

2 

— 


1972/1973 

us$ 

30 427 

42 

54 

4 


— 


1974/1975 

us$ 

34 558 

43 

53 

2 

2 

— 

Dänemark 

1969 

dkr 

1 090 

46 

50 

0 

3 

1 


1971 

dkr 

1 074 

47 

49 

0 

3 

1 


1973 

dkr 

1 654 




. 

. 


1975 

dkr 

2 324 

• 




• 

Kanada ®) 

1969 

kan $ 

1 059 

30 

62 

5 

1 

2 


1971 

kan $ 

1 185 

30 

62 

4 

2 

2 


1973/1974 

kan $ 

1 349 

28 

63 

4 

2 

3 


1975/1976 

kan $ 

1 729 

33 

58 

5 

2 

3 


“) einschließlich Sozial- und Geisteswissenschaften 
®) teilweise geschätzt 


Tabelle 24 


Ausgaben für Forschung und Entwicklung in ausgewählten Staaten 
nach verbrauchenden Stellen in der Abgrenzung der OECD 
1969, 1971, 1973 und 1975 

— Durchführung der FuE — 


Land 

Ver- 

gleichs- 

jahr 

Landes- 

währung 

FuE- 

Ausgaben 

im Wirt- 
schafts- 
sektor 

davon ve 

im staat- 
lichen 
Sektor 

rbraucht 

im 

Hoch- 

schul- 

sektor 

bei Insti- 
tutionen 
ohne 
Erwerbs- 
charakter 

Millionen 

Landes- 

währung 


in 

o/o 


Bundesrepublik 

1969 

DM 

10 433 

68 

14 

18 

0 

Deutschland 

1971 

DM 

15 609 

67 

13 

19 

0 


1973 

DM 

18 191 

65 

15 

20 

0 


1975 

DM 

21 767 

66 

16 

17 

0 

Belgien 

1969 

bfr 

13 055 

56 

10 

33 

1 


1971 

bfr 

17 581 

56 

13 

30 

1 


1973 

bfr 

22 796 

60 

14 

25 

1 


1975 

bfr 

28 108 

69 

8 

23 

0 

Frankreich 

1969 

FF 

13 860 

56 

29 

14 

1 


1971 

FF 

16 298 

57 

27 

15 

1 


1973 

FF 

19 389 

59 

25 

15 

1 


1975 

FF 

25 657 

61 

23 

15 

1 


ohne Sozial- und Geisteswissenschaften 
2) 1969 und 1971 methodisch umgerechnet 
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noch Tabelle 24 


Land 

Ver- 

gleichs- 

jahr 

Landes- 

währung 

FuE- 

Ausgaben 

im Wirt- 
schafts- 
sektor 

davon vei 

im staat- 
lichen 
Sektor 

braucht 

im 

Hoch- 

schul- 

sektor 

bei Insti- 
tutionen 
ohne 
Erwerbs- 
charakter 

Millionen 

Landes- 

währung 

in ®/o 

Italien 


Lit 

433 938 

55 

25 

20 



1971 

Lit 

572 519 

61 

22 

17 

— 


1973 

Lit 

713 897 

58 

23 

19 

— 


1975 

Lit 

1 080 875 

60 

23 

17 

— 

Niederlande 

1969 

hfl 

2 119 

62 

11 

18 

9 


1971 

hfl 

2 620 

59 

18 

21 

2 


1973 

hfl 

3 109 

58 

20 

20 

2 


1975 

hfl 

4 052 

59 

20 

20 

2 

Großbritannien 

1968/1969 

£ 

1 017 

65 

25 

8 

2 


1970/1971 

£ 

1 054 

65 

24 

8 

3 


1972/1973 

£ 

1 310 

63 

26 

9 

2 


1975/1976 

£ 

2 139 

63 

21 

8 

2 

Schweden 

1969 

skr 

1 904 

66 

5 

19 

0 


1971 

skr 

2 725 

65 

12 

23 

0 


1973 

skr 

3 586 

67 

8 

25 

0 


1975 

skr 

5 133 

69 

8 

23 

— 

Japan 

1969 

Yen 

933 228 

67 

12 

19 

2 


1971 

Yen 

1 345 919 

61 

13 

19 

1 



Yen 

1 980 896 

66 

13 

18 

3 


1975/1976 

Yen 

2 621 827 

64 

13 

20 

3 

USA 

1969 

us$ 

26 595 

69 

14 

13 

4 


1971 

US $ 

26 745 

69 

15 

12 

4 


1972/1973 

us$ 

30 427 

69 

15 

12 

4 


1974/1975 

us$ 

34 558 

68 

15 

13 

4 

Dänemark ®) 

1969 

dkr 

1 090 

41 

26 

22 

5 


1971 

dkr 

1 074 

51 

25 

23 

1 


1973 

dkr 

1 654 

51 

24 

24 

1 


1975 

dkr 

2 324 

• 


• 

• 

Kanada 

1969 

kan $ 

1 059 

37 

34 

29 




1971 

kan $ 

1 185 

38 

31 

31 

— 


1973/1974 

kan $ 

1 349 

36 

33 

31 

— 


1975/1976 

kan $ 

1 729 

40 

32 

28 

— 


mit Sozial- und Geisteswissenschaften 
Quelle: OECD 
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Tabelle 25 


Einnahmen und Ausgaben wichtiger Staaten für Patente, Erfindungen, 
Verfahren und Urheberrechte 

1971 bis 1976 

Millionen DM 


Land 


1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

Bundesrepublik Deutschland^) . 

Einnahmen 

546 

674 

596 

713 

796 

765 


Ausgaben 

1 483 

1 575 

1 654 

1 736 

2 052 

2 029 


Saldo 

- 937 

~ 901 

-1 058 

-1 023 

-1 256 

-1 264 

Belgien — Luxemburg 

.Einnahmen 

450 

483 

548 

579 

239 

264 


Ausgaben 

587 

682 

659 

888 

443 

491 


Saldo 

“ 137 

- 199 

- 111 

- 309 

- 204 

- 227 

Frankreich®) 

.Einnahmen 

237 

270 

332 

399 

473 

485 

Ausgaben 

798 

902 

1 052 

1 034 

1 271 

1 468 


Saldo 

- 561 

- 632 

- 720 

- 635 

- 798 

- 983 

Italien 

.Einnahmen 

299 

291 

325 

475 

658 



Ausgaben 

1 153 

1 295 

1 311 

1 221 

1 586 

. 


Saldo 

- 854 

-1 004 

- 986 

- 746 

- 928 

• 

Niederlande 

.Einnahmen 

370 

329 

380 

417 

458 

526 


Ausgaben 

409 

490 

507 

613 

694 

892 


Saldo 

- 39 

- 161 

- 127 

- 196 

- 236 

- 366 

Österreich ®) 

.Einnahmen 

24 

23 

23 

32 

26 

44 

Ausgaben 

104 

122 

126 

167 

187 

200 


Saldo 

- 80 

- 99 

- 103 

- 135 

- 161 

- 156 

Schweden 

.Einnahmen 

56 

66 

92 

78 

99 

145 


Ausgaben 

182 

199 

181 

277 

284 

346 


Saldo 

- 126 

- 133 

- 89 

- 199 

- 185 

- 201 

Japan ®) 

.Einnahmen 

212 

223 

226 

287 

350 

441 

Ausgaben 

1 632 

1 741 

1 811 

1 909 

1 717 

2 014 


Saldo 

-1 420 

-1 518 

-1 585 

-1 622 

-1 367 

-1 573 

Großbritannien®) 

.Einnahmen 

1 002 

1 079 

1 088 

1 203 

1 209 



Ausgaben 

938 

978 

930 

1 070 

1 187 

• 


Saldo 

+ 64 

+ 101 

+ 158 

+ 133 

+ 22 

• 

Vereinigte Staaten 








von Amerika®) 

.Einnahmen 

9 697 

9 815 

9 514 

10 343 

10 591 

10 991 


Ausgaben 

839 

944 

1 021 

1 049 

1 182 

1 178 


Saldo 

+8 858 

+ 8 871 

+8 493 

+9 294 

+9 409 

+9 813 

darunter: 

Zahlungen zwischen verbun- 
denen Unternehmen 

Einnahmen 

7 519 

7 701 

7 546 

8 272 

8 728 

8 866 


Ausgaben 

411 

494 

553 

549 

706 

690 


Saldo 

+7 108 

+ 7 207 

+6 993 

+7 723 

+8 022 

+ 8 176 

Schweiz ^) 

.Einnahmen 

2 656 

3 024 

3 268 

3 533 

4 058 

4 876 

Ausgaben 

702 

794 

832 

1 088 

1 248 

1 370 


Saldo 

+ 1 954 

+2 230 

+2 436 

+2 445 

+ 2 810 

+3 506 


ohne Filmgeschäft 
2) einschließlich Filmgeschäft 

ohne Filmgeschäft und Urheberrechte 
*) einschließlich Regiespesen, Bankenkommissionen, Filmgeschäft u. a. m. 

Quelle; Deutsche 'Bundesbank 
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Tabelle 26 


öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung in den Staaten 
der Europäischen Gemeinschaften nach verschiedenen Kriterien 

1970 bis 1977 





Bundes- 





Grofl- 

britan- 





Betrifft 


republik 

Deutsch- 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Irland 

Däne- 

mark 

Gemein- 

sdiaft 




land 





nien 




1. 

Gesamtaufwendungen für 

1970 

1 738 

1 818 

421 

289 

190 

1 474 

13 

84 

6 026 


FuE in Millionen ERE 
(jeweilige Wechselkurse) 

1973 

3 448 

2 443 

476 

454 

285 

1 791 

22 

135 

9 053 



1975 

4 177 

3 173 

560 

644 

364 

2 367 

29 

179 

11 492 



1977 

4 833 

3 529 

709 

902 

504 

2 541 

39 

231 

13 287 

2. 

Gesamtaufwendungen für 

1970 

28,6 

33,6 

7,8 

22,2 

19,7 

26,5 

4,4 

17,0 

23,6 


FuE in ERE ^) je Einwohner 
(jeweilige Kurse) 

1973 

55,6 

46,9 

8,7 

33,8 

29,2 

32,0 

7.2 

26,9 

35,3 



1975 

67,6 

60,1 

10,0 

47,2 

37,1 

42,2 

9,2 

35,3 

44,5 



1977 

78,6 

66,5 

12,6 

65,1 

51,3 

45,4 

12,2 

45,3 

51,3 

3. 

Durchschnittliche jährliche 
Steigerung der Aufwendun- 
gen für FuE (®/o) 












a) Gesamtaufwendungen 

1970 
bis 1977 

10,0 

9,9 

15,1 

13,6 

11,3 

16,1 

25,0 

13,3 

12,5 


b) Aufwendungen für zivile 

1970 

10,5 

11,3 

15,2 

13,9 

11,3 

13,6 

25,0 

13,2 

12,9 


FuE 

bis 1977 










4. 

Anteil der Gesamtaufwen- 

1970 

4,2 

5,8 

2,1 

3,6 

2,8 

3,5 

0,9 

1,8 

3,8 


dungen für FuE am gesamten 
Haushaltsvolumen (Vo) 

1973 

5,1 

6,2 

1,5 

3,5 

2,6 

3,4 

1,1 

2,0 

3,9 


1975 

4,4 

5,5 

1,4 

3,1 

2,2 

2,9 

0,9 

1,8 

3,3 



1977 

4,0 

5,0 

1,3 

3,1 

2,1 

2,8 

1,1 

1,8 

3,1 

5, 

Anteil der Gesamtaufwen- 

1970 

1,0 

1,2 

0,5 

0,9 

0,8 

1,3 

0,3 

0,5 

1,0 


dungen für FuE am Brutto- 
sozialprodukt (®/o) 

1973 

1,2 

1,2 

0,4 

0,9 

0,8 

i,s 

0,4 

0,6 

1,0 


1975 

1,2 

1,2 

0,4 

1,0 

0,7 

1,3 

0,5 

0,6 

1,0 



1977 

1,1 

1,1 

0,4 

1,0 

0,8 

1,2 

0,5 

0,6 

1,0 

6. 

Durchschnittliche jährliche 

1970 











Steigerung des gesamten 
Haushaltsvolumens (®/o) 

bis 1977 

11,3 

13,8 

22,5 

16,4 

16,7 

20,0 

21,7 

14,3 

16,7 


ERE ist eine „Korb "-Einheit aus verschiedenen Grunddaten und war im Juni 1974 vergleichbar mit 1 ERE = 1,206 
US-Dollar. Die Definition des ERE (Europäische Rechnungseinheit) ist dargestellt im Monatsbulletin der Allg, Stati- 
stik Nr. 1/78 des EUROSTAT. 

Rundungsdifferenzen 
Quelle: Europäische Gemeinschaft 
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Tabelle 27 


Öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung in den Staaten 
der Europäischen Gemeinschaften 1976 und 1977 in Rechnungseinheiten 


Forschungszdel 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Großbri- 

tannien 

Irland 

Däne- 

mark 

Summe 
Gemein- 
schaft der 
Neun 

Erforschung und Nutzung der 
irdischen Umwelt 

74,3 

93,4 

8,8 

1976 - 

7,3 

- Millionen RE 

11,3 17,4 

0,8 

3.1 

216,4 

Gestaltung der menschlichen 
Umwelt 

98,1 

136,2 

7,6 

45,4 

6,4 

59,4 

2,0 

5,1 

360,1 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit . . . 

174,0 

156,9 

20,4 

49,4 

27,6 

64,6 

1.8 

15,8 

510,5 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Ener- 
gie 

447,9 

247,1 

114,9 

33,2 

68,6 

179,6 

0,3 

5,4 

1 097,6 

Landwirtschaftliche Produkti- 
vität und Technologie 

80,5 

123,8 

17,1 

52,1 

21,4 

100,4 

11,8 

16,2 

423,4 

Industrielle Produktivität und 
Technologie 

275,7 

344,2 

57,3 

33,5 

42,6 

163,6 

5,9 

12,5 

935,3 

Probleme des Zusammenle- 
bens in der Gesellschaft .... 

174,7 

41,4 

6,1 

44,6 

31,3 

32,9 

2,3 

7,3 

340,6 

Weltraumforschung und -nut- 
zung 

183,3 

159,5 

49,0 

18,9 

20,4 

53,5 

0,0 

7,6 

492,2 

Verteidigung 

464,8 

858,1 

25,0 

22,8 

2,4 

1 106,1 

— 

1.5 

2 480,6 

Allgemeine Forschungsförde- 
rung 

2 098,5 

736,3 

246,8 

382,4 

173,9 

542,3 

3,9 

116,1 

4 300,1 

nicht aufteilbare Aufwendun- 
gen 

— 

12,8 

1,9 

15,1 

— 

— 

0,1 


29,9 

Aufwendungen insgesamt . . . 

4 071,7 

2 909,6 

554,8 

704,7 

405,9 

2 319,8 

28,9 

190,6 

' 11 186,1 

Erforschung und Nutzung der 
irdischen Umwelt 

75,3 

92,6 

10,4 

1977 - 

7,4 

- Millionen RE 

12,0 21,8 

0,8 

3.4 

223,7 

Gestaltung der menschlichen 
Umwelt 

103,1 

142,5 

12,0 

53,7 

7,0 

58,9 

1,9 

5,3 

384,4 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit . . . 

202,6 

165,0 

26,4 

56,3 

34,4 

52,7 

1,8 

17,3 

556,5 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Ener- 
gie 

469,9 

251,5 

134,9 

37,5 

69,6 

176,8 

0,3 

7,3 

1 147,8 

Landwirtschaftliche Produkti- 
vität und Technologie 

84,0 

123,4 

20,8 

56,9 

26,2 

90,0 

12,0 

16,4 

429,7 

Industrielle Produktivität und 
Technologie 

268,5 

326,7 

52,9 

37,4 

46,7 

115,6 

6,1 

12,8 

866,7 

Probleme des Zusammenle- 
bens in der Gesellschaft .... 

186,7 

42,5 

12,8 

49,8 

32,8 

28,8 

2,2 

7.6 

363,2 

Weltraumforschung und -nut- 
zung 

175,1 

152,8 

51,4 

19,2 

22,0 

57,8 

0,1 

8,4 

486,7 

Verteidigung 

504,2 

858,4 

18,2 

23,3 

1,4 

1 182,9 

— 

1,6 

2 590,0 

Allgemeine Forschungsförde- 
rung 

1 974,9 

758,6 

233,0 

405,6 

172,9 

541,9 

4,0 

119,1 

4 210,0 

nicht aufteilbare Aufwendun- 
gen 

— 

12,8 

1,7 

14,9 

— 

18,3 

0,1 

— 

47,8 

Aufwendungen insgesamt . . . 

4 044,3 

2 926,8 

574,5 

761,9 

425,0 

2 345,4 

29,5 

199,2 

11 306,6 


Eine Rechnungseinheit der Europäischen Gemeinschaft (1 Eur) = 0,888 671 g Feingold (= Dollarbasis). 
Rundungsdifferenzen 
Quelle: Europäische Gemeinschaft 
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Tabelle 28 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal 1969 bis 1977 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Sektor 

(OECD^Abgrenzung) 

Jahr •) 

insgesamt 

davon 

Forscher ^) 

Technisches 
Personal ®) 

Sonstige ®) 

1. Wirtschaftssektor^) 

1969 

174 791 

49 857 

51 964 

72 970 


1970 

183 000 

53 000 

55 000 

75 000 


1971 

199 249 

56 589 

58 590 

84 070 


1972 

194 000 

58 000 

58 000 

78 000 


1973 

188 555 

59 039 

56 731 

72 785 


1974 

187 000 

60 000 

58 500 

68 500 


1975 

186 232 

61 582 

59 585 

65 065 


1976 

. 

. 




1977 

197 800 *•) 

• 

• 

• 

2, Hochsdiulsektor 

1969 

36 553 

14 621 

6 735 

15 197 


1970 

46 000 

17 000 

8 000 

21 000 


1971 

55 811 

20 594 

10 739 

24 478 


1972 

60 000 

23 000 

10 500 

26 500 


1973 

65 687 

24 926 

10 712 

30 049 


1974 

65 500 

25 500 

20 000 

20 000 


1975 

65 028 

25 617 

22 667 

16 744 


1976 

65 650 

25 850 

, 



1977 

66 300 

26 100 

• 

• 

3. Staatssektor ®) 

1969 

36 762 

11 522 

13 921 

11 319 


1970 

38 100 

12 050 

14 720 

11 330 


1971 

39 010 

12 452 

14 940 

11 618 


1972 

43 800 

14 400 

15 700 

13 700 


1973 

48 362 

16 440 

16 255 

15 667 


1974 

49 550 

16 280 

16 700 

16 570 


1975 

50 604 

15 908 

17 744 

16 952 


1976 

50 736 

16 332 

8 881 

25 523 


1977 

53 459 

17 103 

9 320 

27 036 

4. PNP-Sektor 

1969 

713 

332 

265 

116 

(private wissenschaftliche Insti- 

1970 

900 

450 

280 

170 

tutionen ohne Erwerbsdiarak- 

1971 

1 166 

571 

296 

299 

ter, die nicht überwiegend vom 

1972 

1 200 

600 

300 

300 

Staat finanziert werden) 

1973 

1 231 

615 

312 

304 


1974 

1 450 

720 

300 

430 


1975 

1 520 

750 

280 

490 


1976 

• 


• 

• 


1977 

• 

• 

• 

• 

5. Zusammen 

1969 

248 819 

76 332 

72 885 

99 602 


1970 

268 000 

82 500 

78 000 

107 500 


1971 

295 236 

90 206 

84 565 

120 465 


1972 

299 000 

96 000 

84 500 

118 500 


1973 

303 835 

101 020 

84 010 

118 805 


1974 

303 500 

102 500 

95 500 

105 500 


1975 

303 384 

103 857 

100 276 

99 251 


1976 

304 000 

104 500 

. 



1977 

317 559 **) 

105 500 

• 

• 


Wissenschaftler einschließlich Absolventen der Ingenieurschulen und der Fachhochschulen, die in FuE hauptberuf- 
lich tätig sind, 

') Personen mit technischer Ausbildung (soweit nicht Diplom -Ingenieur oder graduierter Ingenieur) und Personen mit 
gleichwertiger Qualifikation, die hauptberuflich im Forschungs- und Entwicklungsbereich tätig sind. 

*) Verwaltungspersonal, Arbeiter und sonstiges Hilfspersonal, das hauptberuflich im Forschungs- und Entwicklungs- 
bereich tätig ist. 

®) ohne Sozial- und Geisteswissenschaften 

•) einschließlich überwiegend vom Staat finanzierte wissenschaftliche Einrichtungen ohne Erwerbscharakter 

•) Teilweise geschätzt (gerade Jahre und 1977) 

Quelle: BMFT, Statistisches Bundesamt, Wissenschaftsrat, Stifterverband, **) davon Erhebung 1977 
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Tabelle 29 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal der Unternehmen 
und Institutionen für Gemeinschaftsforschung 
1971, 1973, 1975 





1971 



1973 



1975 





davon in 


davon in 


davon in 


Wirtschaftszweige 

ins- 

gesamt 

Unter- 

nehmen 

Gemein- 

schafts- 

for- 

schung 

ins- 

gesamt 

Unter- 

nehmen 

Gemein- 
schaf ts- 
for- 

schung 

ins- 

gesamt 

Unter- 

nehmen 

Gemein- 

schafts- 

for- 

schung 

1. 

Energiewirtschaft, Bergbau . . . 

2 743 

1 253 

1 490 

2 717 

1 227 

1 490 

3 294 

1 893 

1 401 


10 Energiewirtschaft 

660 

604 

56 

705 

617 

88 

652 

596 

56 


11 Bergbau 

2 084 

650 

1 434 

2 012 

610 

1 402 

2 642 

1 297 

1 345 

2. 

Verarbeitendes Gewerbe 

191 437 

185 107 

6 330 

180 886 

174 383 

6 503 

177 809 

175 326 

2 483 


20 Chemische Industrie, 

Mineralölverarbeitung 

51 484 

51 415 

69 

48 449 

48 383 

66 

49 824 

49 770 

54 


darunter: 

Chemische Industrie 

50 400 

50 400 


47 447 

47 447 


48 730 

48 730 



21 Kunststoff-, Gummi- und 
Asbestverarbeitung 

2 105 

1 894 

211 

2 937 

2 736 

201 

2 080 

1 804 

276 


22 Steine und Erden, Fein- 
keramik und Glas 

1 369 

1 151 

218 

1 374 

1 131 

243 

1 511 

1 314 

197 


23 Eisen- und NE-Metall- 

erzeugung usw 

6 340 

5 792 

548 

5 232 

4 829 

403 

5 128 

4 716 

412 


24 Stahl-, Maschinen- und 

Fahrzeugbau 

65 902 

62 094 

3 808 

58 603 

54 267 

4 336 

55 296 

54 985 

311 


25 Elektrotechnik, Feinme- 
chanik, Optik usw 

60 707 

60 541 

166 

61 201 

60 994 

207 

60 693 

60 503 

190 


26 Holz-, Papier und 

Druckgewerbe 

578 

449 

129 

505 

413 

92 

527 

443 

84 


27 Leder-, Textil- und 

Bekleidungsgewerbe 

1 543 

938 

605 

1 285 

715 

570 

1 191 

586 

605 


28/29 Nahrungs- und Genuß- 
mittelgewerbe 

1 412 

836 

576 

1 300 

914 

386 

1 557 

1 204 

353 

0, 

3 — 7 Restliche Wirtschafts- 
zweige 

5 071 

3 997 

1 074 

4 953 

4 176 

777 

5 148 

4 094 

1 054 

3. 

darunter: Baugewerbe . 

304 

286 

18 

396 

378 

18 

400 

380 

20 


insgesamt . . . 

199 249 

190 356 

8 894 

188 557 

179 787 

8 769 

186 252 j 

181 314 

4 938 


Abweichungen in den Summen durch Umrechnung auf Vollzeitäquivalenz 
Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
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Tabelle 30 

FuE-Personal in Unternehmen nach Qualifikation 



1971 





davon 


Wirtschaftsgliederung 

insgesamt 

Wissen- 
schaftliches 
Personal 
(einschl. Ing. 
grad.) 

Techniker 

Sonstige 

1 Energiewirtschaft, Bergbau 

1 253 

367 

309 

579 

10 Energiewirtschaft 

604 

193 

169 

243 

11 Bergbau 

650 

174 

140 

338 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

20 Chemische Industrie und Mineralöl- 

134 707 

42 760 

37 801 

54 147 

Verarbeitung 

21 Kunststoff-, Gummi- und Asbest- 

1 015 

232 

452 

333 

Verarbeitung 

darunter: 

1 894 

611 

693 

592 

210 Kunststoffverarbeitung 

1 035 

393 

444 

199 

215 Gummi- und Asbestverarbeitung 

859 

218 

250 

393 

22 Steine und Erden, Feinkeramik und Glas .... 
darunter: 

1 151 

375 

432 

346 

220 Steine und Erden 

489 

169 

166 

157 

23 Eisen- und NE-Metallerzeugung usw 

darunter: 

5 792 

1 611 

1 944 

2 238 

230 Eisen- und Stahlerzeugung 

3 593 

1 057 

1 210 

1 327 

232 NE-Metallerzeugung 

1 688 

415 

574 

702 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 

darunter: 

62 094 

17 337 

16 408 

28 352 

242 Maschinenbau 

22 574 

7 500 

7 154 

7 919 

244 Straßenfahrzeugbau 

26 934 

4 832 

6 314 

15 789 

25 Elektroteile, Feinmechanik, Optik, usw 

darunter: 

60 541 

22 015 

17 016 

21 513 

250 Elektrotechnik 

53 851 

19 572 

14 687 

19 595 

252 Feinmechanik und Optik 

4 266 

1 297 

1 701 

1 270 

256 Herstellung von EBM -Waren 

559 

167 

190 

203 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

darunter: 

260/261 Sägewerke usw., Holzver- 

449 

147 

158 

145 

arbeitung 

100 

30 

35 

37 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe .... 
darunter: 

938 

199 

368 

373 

275 Textilgewerbe 

339 

89 

143 

110 

28/29 Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

836 

241 

334 

263 

0, 3 — 7 Restliche Wirtschaftszweige 

darunter: 

3 997 

1 790 

860 

1 349 

3 Baugewerbe 

286 

140 

76 

71 

5 Verkehr und Nachrichtenübermittlung .... 

1 899 

873 

415 

613 

zusammen . . . 

139 956 

44 915 

38 969 

56 074 

200 Chemische Industrie 2) 

50 400 

8 320 

17 140 

24 940 

insgesamt . . . 

190 356 

53 235 

56 109 

81 014 


*) ohne Unternehmen der Chemischen Industrie 
*) nicht in 2 bzw. 20 enthalten 

Abweichungen in den Summen durch Umrechnung auf Vollzeitäquivalenz 
Quelle; Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
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Tabelle 30 


und Wirtschaftszweigen 1971, 1973, 1975 


1973 

1975 

insgesamt 

davon 

insgesamt 

davon 

Wissen- 
schaftliches 
Personal 
(einschl. Ing. 
grad.) 

Techniker 

Sonstige 

Wissen- 
schaftliches 
Personal 
(einschl. Ing. 
grad.) 

Techniker 

Sonstige 

1 227 

388 

281 

559 

1 893 

604 

320 

970 

617 

226 

150 

242 

596 

231 

127 

237 

610 

161 

131 

318 

1 297 

372 

192 

733 

126 936 

43 868 

35 845 

47 222 

126 596 

67 580 

37 963 

41 054 

936 

235 

409 

292 

1 040 

278 

448 

314 

2 736 

844 

1 020 

871 

1 804 

523 

589 

691 

1 037 

398 

446 

194 

455 

137 

186 

131 

1 699 

446 

574 

677 

1 349 

386 

403 

560 

1 131 

362 

403 

365 

1 314 

472 

474 

367 

553 

180 

163 

210 

465 

156 

149 


4 829 

1 252 

1 753 

1 824 

4716 

1 193 

1 830 

1 692 

2 839 

735 

1 072 

1 032 

2 477 

571 

1 058 

848 

1 435 

368 

505 

562 

1 796 

502 

635 

659 

54 267 

16 924 

14 179 

23 164 

54 985 

17 666 

14 521 

22 798 

22 627 

8 021 

7 076 

7 531 

24 214 

8 493 

7 590 

8 131 

19 507 

4 239 

3 632 

11 637 

20 085 

4 634 

3 771 

11 681 

60 994 

23 693 

17 269 

20 032 

60 503 

26 836 

19 190 

14 477 

52 669 

20 295 

14 251 

18 121 

52 082 

23 062 

16 151 

12 869 

4 566 

1 442 

2 076 

1 048 

4 394 

1 469 

1 996 

928 

574 

190 

226 

159 

671 

202 

290 

179 

413 

139 

149 

124 

443 

160 

148 

135 

101 

26 

33 

42 

81 

21 

25 

35 

715 

162 

277 

276 

586 

119 

243 

224 

247 

69 

94 

84 

163 

42 

63 

58 

914 

256 

385 

273 

1 204 

332 

519 

353 

4 176 

1 766 

945 

1 464 

4 094 

1 956 

977 

1 160 

378 

177 

107 

93 

380 

199 

98 

83 

1 993 

854 

431 

708 

1 938 

961 

500 

477 

132 340 

46 022 

37 071 

49 246 

132 584 

50 140 

39 260 

43 183 

47 447 

9 622 

17 054 

20 771 

48 730 

9 576 

18 722 

20 432 

179 787 

55 645 

54 125 

70 017 

181 314 

59 715 

57 982 

63 615 
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Tabelle 31 


FuE-Personal in Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle 




1971 


Wiirtschaftsgliederung 



davon 


insgesamt 

Wissen- 
schaftler und 
Ingenieure 

Techniker 

Sonstige 

1 Energiewirtschaft, Bergbau 

1 490 

384 

458 

649 

10 Energiewirtschaft 

56 

31 

8 

20 

1 1 Bergbau 

1 434 

354 

451 

629 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

6 325 

2 514 

1 810 

1 873 

20 Chemische Industrie und 

Mineralölverarbeitung 

69 

16 

32 

24 

21 Kunststoff-, Gummi- und 

Asbestverarbeitung 

221 

119 

40 

59 

22 Steine und Erden, Feinkeramik und Glas . . 

218 

64 

88 

68 

23 Eisen- und NE-Metallerzeugung usw 

548 

198 

136 

217 

24 Stahl-, Maschinen und Fahrzeugbau 

3 808 

1 621 

1 030 

1 158 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik usw. . . 

166 

69 

37 

61 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

129 

52 

40 

38 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe . . 

605 

218 

315 

73 

28/29 Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 

576 1) 

163 

95 

188 

0, 3 — 8 Restliche Wirtschaftszweige 

1 074 

417 

169 

491 

darunter: Baugewerbe 

18 

6 

5 

7 

insgesamt . . . 

8 869 

3 312 

2 436 

3011 


Einschließlich 130 Beschäftigten in FuE, die nicht nach Ingenieuren, Technikern, sonstigem Hilfspersonal und Ver- 
waltungspersonal aufgegliedert werden konnten. 

Abweichungen in den Summen durch Umrechnung auf Vollzeitäquivalenz 
Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 


434 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode DfUCkSdChG 8/3024 

Tabelle 31 

-entwicklung nach Qualifikation und Wirtschaftszweigen 1971, 1973, 1975 


1973 I 1975 


insgesamt 

davon 

insgesamt 

davon 

Wissen- 
schaftler und 
Ingenieure 

Techniker 

Sonstige 

Wissen- 
schaftler und 
Ingenieure 

Techniker 

Sonstige 

1 490 

380 

495 

615 

1 401 

387 

543 

471 

88 

33 

18 

37 

56 

28 

16 

12 

1 402 

347 

477 

577 

1 345 

359 

527 

458 

6 503 

2711 

1 994 

1 797 

2 483 

1 010 

902 

570 

66 

17 

26 

22 

54 

12 

22 

20 

201 

116 

35 

49 

276 

116 

107 

53 

243 

73 

86 

84 

197 

63 

77 

57 

403 

173 

118 

113 

412 

183 

130 

98 

4 336 

1 904 

1 256 

1 176 

311 

219 

55 

38 

207 

92 

43 

72 

190 

70 

49 

71 

92 

36 

28 

27 

84 

25 

29 

29 

570 

208 

294 

68 

605 

212 

327 

65 

386 

92 

108 

185 

353 

110 

107 

136 

777 

302 

177 

357 

1 054 

478 

159 

417 

18 

5 

5 

8 

20 

5 

6 

9 

8 796 

3 393 

2 606 

2 770 

4 938 

1 876 

1 605 

1 457 
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Tabelle 32 


FuE-Personal in Hochschulen nach Wissenschaftszweigen 
1969, 1971, 1973 und 1975 

— geschätzter Anteil auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Tätigkeit 

Jahr 

zu- 

sammen 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

wissen- 

schaften 

davon 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geiste s- 
und 
Sozdal- 
wissen- 
schaften 

A FuE-Personal in Hodisdiulen 

1969 

36 553 

12 365 

5 879 

11 529 

3 468 

3 312 

insgesamt 

1971 

55 811 

17 800 

8 605 

16 691 

5 580 

7 135 


1973 

65 687 

17 892 

8 796 

24 075 

5 051 

9 973 


1975 

65 028 

16 945 

10 983 

22 149 

4 181 

10 770 

davon: 








1. Forscher^) 

1969 

14 621 

5 094 

2 591 

3 680 

1 028 

2 228 


1971 


6 501 

3 163 

5 468 

1 290 

4 172 


1973 

24 926 

7 578 

3 971 

5 579 

1 445 

6 353 


1975 

25 617 

7 443 

5 000 

4 831 

1 165 

7 178 

2. Tedmisches Personal 

1969 

6 735 

2 771 

1 247 

1 854 

773 

80 


1971 

10 739 

4 558 

1 817 

2 838 

1 379 

147 


1973 

10 712 

3 969 

1 586 

4 090 

921 

146 


1975 

22 667 

6 567 

4 179 

7 443 

1 615 

2 863 

3. Sonstiges ®) 

1969 

15 197 

4 500 

2 041 

5 985 

1 667 

1 004 


1971 

24 478 

6 741 

3 625 

8 385 

2911 

2 816 


1973 

30 049 

6 345 

3 239 

14 406 

2 685 

3 374 


1975 

16 744 

2 935 

1 804 

9 875 

1 401 

729 

Nachrichtlich: 








B Forscher in Wissenschaftlichen 

1969 

11 854 

4 796 

2 529 

865 

1 564 

2 100 

Einrichtungen außerhalb der 

1971 

13 023 

5 982 

2 542 

1 037 

1 391 

2 071 

Hochschulen 









1973 

17 055 

8 522 

3 230 

1 297 

1 335 

2 671 


1975 

16 658 

8 402 

2 812 

1 294 

1 303 

2 847 

C Verhältnis der Forscher in wis- 

1969 

45 :55 

48 :52 

49 :51 

19 : 81 

60:40 

49 :51 

senschaftlichen Einrichtungen 

1971 

39:61 

48 :52 

45 :55 

16:84 

52 :48 

33 : 67 

zu den Forschern in Hoch- 








schulen 

1973 

41 :59 

53 :47 

45 :55 

19 :81 

48:52 

30:70 


1975 

39 :61 

53 :47 

36 :64 

21 :79 

53 :47 

28 :72 


Wissenschaftler einschließlich Absolventen der Ingenieur schulen und Fachhochschulen, die in FuE tätig sind. 
*) Personen mit Fachschulabschluß oder gleichwertiger Qua lifikation, die hauptberuflich in FuE tätig sind. 

®) Verwaltungspersonal, Arbeiter und sonstiges Hilfspersonal, dasi hauptberuflich in FuE tätig ist. 

Quelle: BMFT, Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 33 


Personal der wissensdiaftlidien Einriditungen außerhalb der Hodisdiulen 

nach Institutionen 

1969 bis 1977 


Art der Einrichtung 

Jahr 

Vollzeitbeschäftigte 

Teilzeitbeschäftigte 

Insgesamt 

darunter: 

wissenschaft- 

liches 

Personal 

Insgesamt 

darunter: 

wissenschaft- 

liches 

Personal 

Anzahl | 

o/o 

Anzahl | 

o/o 1 

Anzahl | 

o/o 

Anzahl | 

o/o 

1. 

Großforschungs- 

m 

11 902 

30,7 

3 626 

32,4 

613 

22,5 

104 

16,1 


einriditungen 

lü 

14 837 

33,6 

4 883 

36,0 

637 

21,2 

92 

18,1 



1973 

15 317 

31,1 

5 866 

35,0 

794 

17,5 

55 

9,3 



1975 

16 823 

31,9 

5 658 

33,8 

1 077 

19,4 

63 

13,7 



1977 

16 715 

33,1 

5 475 

32,8 

1 025 

17,8 

94 

11.1 

2, 

Max-Plandc-Institute 

1969 

5 243 

13,5 

1 433 

12,8 

• 


, 

. 



1971 

6 464 

14,6 

1 705 

12,6 

. 


. 




1973 

5 608 

U.4 

1 633 

9,7 

678 

14,9 

23 

3,9 



1975 

6 621 

12,6 

2 081 

12,5 

793 

14,4 

58 

12,6 



1977 

6016 

11,9 

1 903 

11.4 

1 369 

23,7 

514 

60,8 

3. 

Staatsinstitute 

1969 

12 324 

31,7 

3 470 

31,0 

699 

25,7 

83 

12,9 


(ohne Bibliotheken, 
Archive, Museen) 

1971 

13 233 

30,0 

4 174 

30,8 

844 

28,1 

74 

14,6 



1973 

15 098 

30,6 

5 060 

30,2 

1 132 

25,1 

97 

18,5 



1975 

16 981 

32,2 

5 126 

30,7 \ 

1 608 

29,0 

94 

20,5 



1977 

18 561 

36,7 

5 867 

35,2 

1 873 

32,4 

102 

12,1 

4. 

Fraunhofer-Institute 

1969 

898 

2,3 

319 

2,9 

31 

1.1 

14 

2,2 



1971 

909 

2,1 

309 

2,3 

66 

2,2 

12 

2,4 



1973 

1 052 

2,1 

599 

3,6 

99 

2,2 

8 

1.4 



1975 

1 456 

2,8 

738 

4,4 

212 

3,8 

17 

3.7 



1977 

1 669 

3,3 

655 

3,9 

297 

5,2 

9 

1.1 


einschließlich Absolventen der Ingenieurschulen und Fachhochschulen 


437 




Drucksache 8/3024 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


noch Tabelle 33 


Art der Einrichtung 


Vollzeitbeschäftigte 

Teilzeitbeschäftigte 

Insgesamt 

darunter: 
wissenschaft- 
liches 
Personal ^) 

Insgesamt 

darunter: 

wissenschaft- 

liches 

Personal 


mm 

Anzahl | 

o/o 

Anzahl 

1 «/o 

Anzahl 

o/o 

5. 

Wissenschaftliche 

1969 

2 183 

5,6 

348 

3,1 

194 

7,1 

24 

3,7 


Bibliotheken und 

1971 

2 160 

4,9 

309 

2,3 

224 

7,5 

19 

3,7 



1973 

2 907 

5,8 

804 

4,8 

441 

9,7 

65 

11,0 



19752) 

4 442 

8,4 

822 

4,9 

668 

12,1 

68 

14,6 



1977 

1 177 

2,3 

266 

1,3 

310 

3,6 

7 

0,8 

6. 

Wissenschaftliche 

1969 

2 748 

7,1 

470 

4,2 

460 

16,9 

46 

7,1 


Museen 

1971 

2 691 

6,1 

483 

3,6 

420 

14,0 

42 

8,3 



1973 

3 085 

6,3 

522 

3,1 

473 

10,4 

19 

3,2 



1975*) 

2 367 

4,5 

499 

3,0 

356 

6,4 

20 

4,4 



1977 

1 253 

2,5 

286 

1,7 

93 

1,6 

3 

0,4 

7. 

Sonstige Forschungs- 

1969 

3 521 

9,1 

1 520 

13,6 

728 

26,7 

373 

57,9 


einrichtungen 

1971 

3 839 

8,7 

1 699 

12,5 

812 

27,0 

268 

52,9 



1973 

6 257 

12,7 

2 265 

13,5 

920 

20,2 

322 

54,7 



19752) 

4 018 

7,6 

1 793 

10,7 

827 

14,9 

139 

30,3 



1977 

5 180 

10,2 

2 288 

13,7 

908 

15,7 

116 

13,7 

Wissenschaftliche 

1969 

38 819 

100 

11 186 

100 

2 725 

100 

644 

100 

Einrichtungen insgesamt 

1971 

44 133 

100 

13 562 

100 

3 003 

100 

507 

100 



1973 

49 324 

100 

16 749 

100 

4 544 

100 

589 

100 



1975 

52 708 

100 

16717 

100 

5 541 

100 

850 

100 



1977 

50 571 

100 

16680 

100 

5 775 

100 

845 

100 


einschließlich Absolventen der Ingenieurschulen und Fachhochschulen 
2) geschätzt bei geändertem Berichtskreis 

Quellen: Wissenschaftsrat, BMFT, Statistisches Bundesamt 
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Taibelle 34 


Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Wissenschaftszweigen 
1969, 1971, 1973, 1975 und 1977 

— Vollzeitbeschäftigte — 


Art der Einrichtung 

Jahr 

ins- 

gesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

wissen- 

schaften 

davon 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

1. Großforschungseinrichtungen . . 

1969 

11 902 

8 116 

3 478 

308 




1971 

14 837 

10 489 

3 884 

464 

— 

— 


1973 

15317 

11 015 

3 899 

403 

— 

— 


1975 

16 823 

12 224 

3 864 

735 

— 

— 


1977 

16715 

12 269 

3 652 

794 

— 

— 

2. Max-Plandc-Institute 

1969 

5 243 

2 981 

93 

1 356 

420 

393 


1971 

6 464 

4 003 

131 

1 446 

422 

462 


1973 

5 608 

3 610 

133 

1 156 

289 

420 


1975 

6 621 

4 567 

149 

1 219 

208 

478 


1977 

6016 

4 051 

151 

1 231 

167 

416 

3. Staatsinstitute (ohne Bibliothek 

1969 

12 324 

4 239 

2 297 

1 305 

3 582 

903 

ken, Archive, Museen) 

1971 

13 233 

5 044 

2 322 

1 288 

3 536 

1 043 


1973 

15 098 

5 297 

3 071 

1 563 

3 993 

1 174 


1975 

16 981 

7 520 

1 568 

1 718 

4 480 

1 695 


1977 

18 561 

8 674 

1 459 

1 982 

5 091 

1 355 

4. Fraunhofer-Institute 

1969 

898 

548 

218 

72 

60 




1971 

909 

494 

281 

77 

57 

— 


1973 

1 052 

489 

415 

45 

77 

26 


1975 

1 456 

764 

521 

66 

49 

56 


1977 

1 669 

973 

590 

35 

47 

60 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1969 

2 183 









2 183 

und Archive 

1971 

2 160 

— 

— 

— 

— 

2 160 


1973 

2 907 

— 

— 

— 

— 

2 907 


1975 

4 442 

— • 

— 

— 

, — 

4 442 


1977 1) 

1 177 

— 

— 

— 

— 

1 177 

6. Wissenschaftliche Museen .... 

1969 

2 748 







2 748 


1971 

2 691 

• 

. 

— 

— 

2 691 


1973 

3 085 

, 

. 

— 

— 

3 085 


1975 

2 367 

• 

• 

— 

— 

2 367 


19771) 

1 253 

• 

• 

— 

— 

1 253 

7. Sonstige Forschungseinrichtun- 

1969 

3 521 

465 

615 

663 

109 

1 669 

gen 

1971 

3 839 

500 

605 

568 

151 

2 015 


1973 

6 257 

694 

2 149 

845 

262 

2 307 


1975 

4 018 

547 

305 

928 

39 

2 199 


1977 

5 180 

814 

849 

1 212 

27 

2 278 

Wissenschaftliche Einrichtungen 

1969 

38 819 

16 349 

6 701 

3 701 

4 171 

7 896 

außerhalb der Hochschulen insge- 

1971 

44 133 

20 530 

7 223 

3 843 

4 166 

8 371 

samt 

1973 

49 324 

21 105 

9 667 

4012 

4 621 

9 919 


1975 

52 708 

25 622 

6 407 

4 666 

4 776 

11 237 


1977 

50 571 

26 745 

6 701 

5 254 

5 332 

6 539 


eingeschränkter Berichtskreis, z. T. Erfassung bei Staatsinstituten 
Quellen: (BMFT, Statistisches Bundesamt, Wissenschaftsrat 
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Tabelle 35 


Personal in Großforschungs- 

Stellensoll (Planstellen und zusätzliche Mitarbeiter 




1971 

1972 

Einrichtung 

Abkürzung 

Ins- 

gesamt 

darunter 

ohne 

Stellen 

ins- 

gesamt 

darunter 
ohne 
Stellen i) 

1. Kernforschungszentren 

Gesellschaft für Kernforschung mbH, Karlsruhe 
(einschließlich Versuchsanlagen) 

GfK 

3 664 

212 

3 560 

105 

Kernforschungsanlage Jülich GmbH, Jülich 

KFA 

3 935 

407 

3 976 

388 

Deutsches Elektronen-Synchrotron, Hamburg 2) . . 

DESY 

1 037 

62 

1 051 

62 

Institut für Plasmaphysik GmbH, München- 
Garching 

IPP 

1 052 

106 

1 042 

74 

Hahn-Meitner-Institut für Kernforschung GmbH, 
Berlin 

HMI 

512 

37 

551 

51 

Gesellschaft für Kernenergieverwertung in Schiff- 






bau und Schiffahrt, Hamburg 

GKSS 

612 

46 

620 

42 

Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH, 






Darmstadt 

GSI 

174 

— 

224 

— 

Summe 1 . . . 


10 986 

870 

11 024 

722 

2. Sonstige Großforschungseinrichtungen 






Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg . . 

DKFZ 

482 

82 

487 

87 

Gesellschaft für Strahlen- und Umwelt forschung 
mbH, München 

GSF 

952 

130 

1 013 

78 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung, 






Stöckheim (Braunschweig) 

GBF 

— 

— 

119 

23 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbei- 
tung mbH, Birlinghoven 

GMD 4) 

380 

— 

462 

— 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt e. V., Porz 

DFVLR 5) 

3 450 

163 

3 776 

163 

Summe 2 . . . 


5 264 

375 

5 857 

351 

Gesamtsumme . . . 


1 16 250 

1 245 

16 881 

1 073 

nachrichtlich: 






außerdem: MPG (ohne IPP) 


6 346 


6 582 



Doktoranden, Diplomanden, Praktikanten, studentische Hilfskräfte, freie Mitarbeiter, Gastarbeiter, Fremdstipen- 
diaten und Auszubildende 

*) ohne Personal für Entwicklung und Bau der Speicherringe 
®) einschließlich Bedienstete Schiffsbesatzung „Otto Hahn" (1977: 79) 

*) ab 1973 einschließlich der vom Deutschen Rechenzentrum in Darmstadt übernommenen Stellen 
ab 1973 einschließlich Gesellschaft für Weltraumforschung 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 35 


Einrichtungen 1971 bis 1978 

ohne Stellen nach den Wiirtschaftsplänen *)) 


1973 1 

1974 

1975 1 

1976 

1977 

1978 

ins- 

gesamt 

darun- 
ter ohne 
Stellen^) 

ins- 

gesamt 

darun- 
ter ohne 
Stellen!) 

ins- 

gesamt 

darun- 
ter ohne 
Stellen!) 

ins- 

gesamt 

darun- 
ter ohne 
Stellen!) 

ins- 

gesamt 

darun- 
ter ohne 
Stellen!) 

ins- 

gesamt 

darun- 
ter ohne 
Stellen!) 

3 725 

271 

3 684 

306 

3 584 

308 

3 565 

349 

3 624 

331 

3 665 

341 

3 860 

258 

4 007 

518 

3 904 

518 

3 921 

540 

4 021 

625 

4 057 

655 

1 049 

60 

1 112 

60 

1 101 

60 

1 114 

73 

1 105 

64 

1 105 

69 

1 054 

86 

1 029 

86 

1 018 

86 

1 026 

86 

1 028 

93 

1 142 

201 

566 

66 

544 

61 

541 

61 

543 

61 

587 

106 

591 

106 

634 

42 

635 

42 

628 

43 

642 

56 

648 

62 

650 

67 

284 

— 

364 

— 

439 

— 

448 

— 

485 

33 

450 

41 

11 172 

783 

11 375 

1 073 

11 215 

1 076 

11 259 

1 165 

11 498 

1 314 

11640 

1 480 

615 

103 

730 

128 

820 

158 

867 

204 

1 026 

353 

920 

237 

1 142 

181 

1 250 

212 

1 416 

243 

1 378 

199 

1 399 

249 

1 447 

249 

178 

38 

222 

54 

267 

68 

292 

82 

295 

82 

296 

83 

738 

138 

720 

138 

752 

143 

749 

138 

733 

120 

760 

130 

3 577 

114 

3 547 

114 

3 427 

94 

3 299 

94 

3 255 

100 

3 253 

100 

6 250 

574 

6 469 

646 

6 682 

706 

6 585 

717 

6 708 

904 

6 676 

799 

17 422 

1 357 

17 844 

1 719 

17 897 

1 782 

17 844 

1 882 

18 206 

2 218 

15 316 

2 279 

6 627 

6519 

6 560 

6 584 

6 347 

6 355 


*) einschl. der im Rahmen der Projektförderung vorgesehenen Stellen 
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Tabelle 36 


Personal in bunideseigenen Forschungseinrichtungen 
1969, 1972, 1974 bis 1977 

(Stand: jeweils 2. Oktober, ab 1974: 30. Juni) 


Dienstverhältnis 

1969 

1972 

1974 

1975 

1976 

1977 

Laufbahngruppe ') 

I. Hauptberuflich Vollbeschäftigte 







A. Beamte und Angestellte 

1. Höherer Dienst 







a) Beamte 

765 

947 

1 125 

1 206 

1 394 

1 729 

b) Angestellte 

984 

1 163 

1 167 

1 271 

1 282 

1 042 

c) zusammen 

1 749 

2 110 

2 292 

2 477 

2 676 

2 771 

2. Gehobener Dienst 







a) Beamte 

359 

419 

434 

436 

508 

768 

b) Angestellte 

1 047 

1 310 

1 616 

1 686 

1 702 

1 857 

c) zusammen 

1 406 

1 729 

2 050 

2 122 

2 210 

2 625 

3. Mittlerer Dienst 







a) Beamte 

101 

137 

157 

159 

185 

1 229 

b) Angestellte 

2 812 

3 017 

2 974 

2 985 

3 014 

3 306 

c) zusammen 

2 913 

3 154 

3 131 

3 144 

3 199 

4 535 

4. Einfacher Dienst 







a) Beamte 

16 

20 

23 

41 

45 

9 

b) Angestellte 

234 

158 

154 

154 

153 

122 

c) zusammen 

250 

178 

177 

195 

198 

131 

Summe A . . . 

6 318 

7 171 

7 650 

7 938 

8 283 

10 062 

B. Arbeiter 

1 701 

1 747 

1 841 

1 871 

1 946 

1 964 

insgesamt . . . 

8 019 

8 918 

9 491 

9 809 

10 229 

12 026 

darunter: 







Personal in Ausbildung 

149 

141 

147 

188 

202 


11. Teilzeitbeschäftigte 

475 

669 

772 

841 

869 

954 


*) bei Angestellten vergleichbar zusammengefaßte Vergütungsgruppen 
2) mit !20 und mehr Wochenarbeitsstunden 

Quelle: BMFT, Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 37 


ln Forschung und Entwicklung tätiges Personal in ausgewählten Ländern 
in der Abgrenzung der OECD nach der Qualifikation 
1969, 1971, 1973, 1975 (teilweise) 

— Vollzeitäquivalenz — 





in FuE tätiges Personal 

darunter im 

Land 

Jahr 

Forscher *) 

Techniker 

Sonstige 

insgesamt 

Unter- 

nehmens- 

sektor 

Hochschul- 

sektor 

Bundesrepublik 
Deutschland 

1969 

73 550 

70 119 

95 974 

239 643 

174 791 

33 241 


1971 

83 963 

83 986 

115 977 

283 926 

199 249 

48 676 


1973 

91 140 

81 821 

114 077 

287 038 

188 557 

55 814 


1975 

94 098 

95 509 

96 670 

286 277 

186 232 

54 258 

Belgien 

1969 

, 


, 

23 047 

14 468 

5 950 


1971 

. 



23 852 

15 657 

5 863 


1973 

. 


. 

27 084 

17 782 

6 493 

Frankreich 2) 

1969 

54 692 

77 339 

64 572 

196 603 


31 815 

1971 

56 715 

78 053 

64 015 

198 783 


35 037 


1973 

60 198 


147 897 

208 095 


37 024 


1975 

62 004 


151 584 

213 558 


37 224 

Italien 

1969 

22 723 

16 554 

16 588 

55 865 

34 854 

9 349 


1971 

24 351 

24 561 

20 799 

69 711 

41 388 

15 329 


1973 

27 342 

24 734 

22 425 

74 501 

35 560 

20 040 

Niederlande 

1969 

10 954 


43 099 

54 053 

33 436 

8 550 


1971 



. 

51 671 

30 514 

9 782 


1973 

11 817 


36 982 

48 799 

28 288 

9410 

Dänemark 

1969 




11 172 

5 522 

2 302 


1971 



, 

11 057 

5 522 

2 302 


1973/74 




10 866 

5 563 

2 271 

Irland 

1969 

1 375 

980 

1 226 

3 582 

900 

742 


1971 

1 638 

1 083 

1 386 

4 107 

1 178 

844 


1974 

1 742 

1 222 

1 548 

4 512 

1 246 

881 


1975 

1 868 

1 351 

1 428 

4 647 

1 145 

1 034 

Schweden 2) 3) 

1969 

7 537 

11 791 

5710 

25 038 

16 875 

4 417 


1971 

9 866 

12 276 

9 102 

31 244 

19319 

8 100 


1974 

11 762 


22 125 

33 887 

21 887 

8 700 


1975 

14 995 


21 392 

36 387 

23 499 

9 500 

Japan 

1969 

172 002 

75 363 

144 871 

392 236 

247 641 

92 564 


1971 

198 084 

82 308 

146 702 

427 004 

271 993 

100 789 


1973/74 

238 179 

79 400 

150 481 

468 060 

292 617 

114 781 


1975/76 

260 250 

79 245 

148 504 

487 999 

308 723 

122 893 

USA*) 

1969 

536 000 







1971 

529 700 



529 700 

358 300 

79 900 


1972/73 

523 300 



523 300 

359 200 

77 000 


1974/75 

524 500 




. 

. 

Kanada *) 

1969 

21 040 



53 254 

19 185 

15 370 


1971 

22 418 



52 618 

18 578 

15 580 


1973/74 

16 355 



38 395 

19 103 

, 


1974/75 

15 189 

13 586 

11 341 

40 076 

21 500 

• 


ohne Sozial- und Geisteswissenschaften 
„Sonstige" teilweise einschließlich Techniker 
1971 Techniker ohne Hochschulsektor 

Wissenschaftler und Ingenieure (einschließlich Absolventen der höheren Fachschulen und Fachhochschulen) 
®) einschließlich 8 500 Vollzeitäquivalenzen, die in Geistes- und Sozialwissenschaften arbeiten 
®) Aufteilung nach Personalgruppen: Schätzung 

teilweise geschätzte Angaben 
Quelle: OECD 
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Begriffserläuterungen 


A. Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 

Wissenschaft 

Forschung und Entwicklung sowie wissenschaftliche 
Lehre und Ausbildung in den Hochschulen, Hoch- 
schulkliniken und ähnliche FuE-verwandte Aktivi- 
täten. 

Forschung 

Geistige Tätigkeit mit dem Ziel, in methodischer, 
systematischer und nachprüfbarer Weise neue Er- 
kenntnisse zu gewinnen. 

Entwicklung 

Zweckgerichtete Auswertung und Anwendung von 
Forschungsergebnissen und Erfahrungen vor allem 
technologischer oder ökonomischer Art, um zu neuen 
Systemen, Verfahren, Stoffen, Gegenständen und 
Geräten zu gelangen (Neuentwicklung) oder um vor- 
handene zu verbessern (Weiterentwicklung). 

Die Erprobung (Pilot-, Demonstrations- oder Refe- 
renzanlagen), die zur Feststellung der Eigenschaften 
im Sinne des Entwicklungszieles dient, ist ein Teil 
der Entwicklung. 

Innovation 

Ergebnis des Innovationsprozesses in der Form eines 
technischen Produkts und/oder Verfahrens, das auf 
dem Markt neu angeboten wird. Der Innovations- 
prozeß umfaßt alle Stadien von Forschung, Entwick- 
lung und Innovation. 

Grundlagenforschung 

Forschung, die eine Erweiterung der wissenschaft- 
lichen Erkenntnisse zum Ziele hat, ohne an der prak- 
tischen Anwendbarkeit orientiert zu sein. 

Anwendungsorientierte Grundlagenforschung 

Grundlagenforschung, die in ihrer Themenstellung 
durch die praktische Bedeutung des Forschungs- 
themas beeinflußt ist. 

Angewandte Forschung 

Forschung, die überwiegend an dem Ziel einer prak- 
tischen Anwendbarkeit ihrer Ergebnisse orientiert 
ist. 

Hochschulforschung 

Forschung und Entwicklung in Hochschulen und 
ihnen angegliederten Instituten. 

Ressortforschung des Bundes 

Forschung zur Vorbereitung und Durchführung von 
Maßnahmen der Bundesregierung. 


Forschung und Entwicklung der Wirtschaft 

Forschung und Entwicklung, die Unternehmen oder 
Einrichtungen der industriellen Gemeinschaftsfor- 
schung durchführen oder als Vertragsforschung 
durchführen lassen. 

Unternehmenseigene Forschung und Entwicklung 

Forschung und Entwicklung in unternehmenseigenen 
Forschungsstätten, die überwiegend dem Unterneh- 
men dienen soll. 

Gemeinschaftsforschung und -entwicklung 
der Wirtschaft 

Forschung und Entwicklung, die in Einrichtungen der 
industriellen Gemeinschaftsforschung betrieben wird. 

Vertragsforschung und -entwicklung 

Forschung und Entwicklung, die aufgrund einer Ver- 
einbarung zwischen dem Auftraggeber und For- 
schern, Forschergruppen oder Forschungs- und Ent- 
wicklungseinrichtungen durchgeführt wird. 


B. Personal in Einrichtungen von 
Forschung und Entwicklung 

Forscher/Wissenschaftler/Wissenschaftliches 

Personal 

Personen mit abgeschlossener akademischer Aus- 
bildung oder mit gleicher Qualifikation, die haupt- 
beruflich in Forschung oder Entwicklung tätig sind. 

Technisches Personal in Einrichtungen von Forschung 
und Entwicklung 

Personen mit abgeschlossener nichtakademischer 
technischer Ausbildung oder Personen mit gleich- 
wertiger Qualifikation (z. B. Absolventen der staat- 
lichen und staatlich anerkannten Ingenieurschulen, 
technische Assistenten, Laboranten, Techniker), die 
hauptberuflich in Einrichtungen der Forschung und 
Entwicklung tätig sind. 

Forschungspersonal 

Wissenschaftliches und technisches Personal in Ein- 
richtungen der Forschung und Entwicklung. 

Personal in Einrichtungen von Forschung und 
Entwicklung 

Das gesamte in Einrichtungen von Forschung und 
Entwicklung tätige Personal (wissenschaftliches, 
technisches und sonstiges Personal). 
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C. Ausgaben 

Wissenschaftsausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung sowie wis- 
senschaftliche Lehre und Ausbildung in den Hoch- 
schulen, Hochschulkliniken und für ähnliche FuE-ver- 
wandte Aktivitäten. 

Forschungs- und Entwicklungsausgaben 

(FuE-Ausgaben) 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung ohne wis- 
senschaftliche Lehre und Ausbildung in den Hoch- 
schulen, Hochschulkliniken und für ähnliche FuE-ver- 
wandte Aktivitäten. 


Gesamtbudget Forschung 

Alle Ausgaben einer Volkswirtschaft für Forschung 
und Entwicklung unabhängig von ihrer Finanzie- 
rung. 

Pro j ektf örderung 

Zuwendungen bzw. Aufträge zur Deckung von Aus- 
gaben bzw. Kosten für einzelne abgegrenzte FuE- 
Vorhaben. 

Institutioneile Förderung 

Zuwendungen zur Deckung der gesamten Ausgaben 
oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben 
des Zuwendungsempfängers. 
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Abkürzungsverzeichnis 


AA 

AEROS 

AEROSAT 

AGF 

AIF 

AOK 

ARPAT 

AWTF/CREST 


Auswärtiges Amt 

Deutscher Aeronomie-Satellit (Forschungssatellit) 

Aeronautical Satellite (Aeronautisdier Satellit der ESRO zur Luftverkehrskon- 
trolle, präoperationell) 

Arbeitsgemeinsdiaft der Großforschungseinrichtungen 

Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen e. V., Köln 

Allgemeine Ortskrankenkasse 

Arbeitsgruppe Patenteverwertung 

Ausschuß für Wissenschaft und Technische Forschung 


BA 

BAH 

BAM 

BASt 

BAU 

BAW 

BER II 

BERNET 

BESSY 

BfG 

BGA 

BGBl 

BGR 

BIB 

BIBB 

BIOST 

BIOSTACK III 

BIP 

BISP 

BK 

BKFT 


Bundesanstalt für Arbeit 

Biologische Anstalt Helgoland 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin 

Bundesanstalt für Straßenwesen, Köln 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Umweltforschung 

Bundesanstalt für Wasserbau, Karlsruhe 

Berliner Experimentierreaktor Nr. II 

Regionales Berliner Rechnernetz 

Berliner Elektronenspeicherring — Gesellschaft für Synchrotronstrahlung mbH 
Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz 
Bundesgesundheitsamt, Berlin 
Bundesgesetzblatt 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Hannover 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, Wiesbaden 

Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung, Berlin und Bonn 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Studien, Köln 

Deutsches biomedizinisches Experiment in Apollo 16 und 17 und Apollo-Soyus 

Bruttoinlandsprodukt 

Bundesinstitut für Sportwissenschaft, Köln 

Bundeskanzleramt 

Bewirtschaftungsgrundsätze für Zuwendungen auf Kostenbasis an Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft des Bundesministers für Forschung und Technologie, 
1975 


BLK Bund-Länder-Kommission 

BMA Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

BMBau Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

BMBW Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

BMF Bundesminister der Finanzen 

BMFT Bundesminister für Forschung und Technologie 

BMI Bundesminister des Innern 

BMJFG Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 

BML Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

BMP Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
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BMV 

BMVg 

BMWi 

BRT 

BSP 

BWS 

CAMAC 

C-Bahn 

CCMS 

GERD 

CERN 

CETS 

CIS 

CNS 

COMECON 

COS-B 

COST 

CSTP 

DAAD 

DAI 

DAKOR 

DATUM 

DAVOR 

DB 

DBP 

DECHEMA 

DESY 

DFG 

DFVLR 

DGD 

DGFK 

DHI 

DHI/London 

Paris 

Rom 

DIMDI 

DKFZ 

DNW 

DOMINIG 


Bundesminister für Verkehr 
Bundesminister der Verteidigung 
Bundesminister für Wirtschaft 
Bruttoregistertonne 
Bruttosozialprodukt 
Bruttowert-Schöpfung 

Computer Automated Measurement and Control 
Kabinenbahnsystem 

Comittee on the Challenges of Modern Society (Umweltausschuß der NATO) 

Comittee for Energy Research and Development 
(Komitee für Energieforschung und -entwicklung) 

Conseil Europeen pour la Recherche Nucleaire, Genf 
(Europäische Organisation für Kernforschung) 

Conference Europeenne de T^lecommunication par Satellite 
(Europäische Konferenz für Fernmeldeverbindungen mittels Satelliten) 

International Safety and Health Information Center 

(Internationale Dokumentationszentrale beim Internationalen Arbeitsamt in Genf) 

Computer Numerical Control 

Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 

Satellit zur Erforschung der kosmischen Strahlung (ESA) 

Cooperation Europeenne dans le domaine de la recherche scientifique et technique 
(Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und techni- 
schen Forschung) 

Comittee for Scientific and Technological Policy 
(OECD-Ausschuß für Wissenschafts- und Technologiepolitik) 

Deutscher Akademischer Austauschdienst 
Deutsches Archäologisches Institut, Berlin 

Datenbank für die Koordinierung der FuE-Vorhaben der Bundesressorts 

Dokumentations- und Ausbildungszentrum für Theorie und Methode der Regio- 
nalforschung, Bonn-Bad Godesberg 

Datenbank Förderungsvorhaben des BMFT 
Deutsche Bundesbahn 
Deutsche Bundespost 

Deutsche Gesellschaft für chemisches Apparatewesen 
Stiftung Deutsches Elektronen Synchrotron, Hamburg 
Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V., Bonn 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V., Porz- 
Wahn 

Deutsche Gesellschaft für Dokumentation 

Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfliktforschung e. V., Bonn-Bad Godes- 
berg 

Deutsches Hydrographisches Institut, Hamburg 
Deutsches Historisches Institut 


Deutsches Institut für medizinische Dokumentation und Information 
Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg 
Deutsch- niederländischer Unterschallwindkanal 

DV-Einsatz zur Lösung überbetrieblicher Organisations- und Managementaufga- 
ben durch Integration des normierten Informationsflusses zwischen verschiedenen 
Einrichtungen des Gesundheitswesens 
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DORIS 

DUO-Busse 

DV 

DWD 

EBM- Waren 
ECE 

ECS 

EDV 

EFTA 

EG 

ELBENA/ 

LINAC 

EMBC 

EMBL 

ERP 

ESA: 

Fortsetzung 

von: 

ELDO 

und 

ESRO 

ESO 

ESOC 

ESTEC 

ETW 

Eur 

EURATOM 

EUROCHEMIC 

EURONET 

ESU-Verfahren 

ESVG 

EXOSAT 

EZMV 

FAL 

FAO 


Doppelringspeicher bei DESY, Hamburg 
O-Busse mit Batterie- oder Dieselantrieb 
Datenverarbeitung 
Deutscher Wetterdienst, Offenbach 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

Economic Commission for Europe 
(UN-Wirtschaftskommission für Europa) 

European Communication Satellite Program (ESA) 

(Operationelles europäisches Nachrichtensatelliten-Programm) 

Elektronische Datenverarbeitung 

European Free Trade Association 
(Europäische Freihandelszone) 

Europäische Gemeinschaften 
ELBENA Linear Accelerator 

European Molecular Biology Conference, Heidelberg 
(Europäische Konferenz für Molekularbiologie) 

European Molecular Biology Laboratory, Heidelberg 
(Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie) 

European Recovery Program (Marshall-Plan) 

European Space Agency, Neuilly-sur-Seine 
(Europäische Weltraumorganisation) 

European Launcher Development Organization 

(Europäische Organisation für die Entwicklung und den Bau von Raumfahrzeug- 
trägern) 

European Space Research Organization, Neuilly-sur-Seine 
(Europäische Weltraumforschungsorganisation) 

European Southern Observatory 

(Europäische Organisation für Astronomische Forschung in der Südlichen Hemi- 
sphäre) 

European Space Operation Center, Darmstadt 

(Europäisches Bodenbetriebszentrum der [bisher ESRO, jetzt] ESA) 

European Space Research and Technology Center, Nordwijk 

(Europäisches Weltraumforschung- und -technologiezentrum der [bisher ESRO, 
jetzt] ESA) 

Europäischer-Transschall-Windkanal 

Statistische Rechnungseinheit der Europäischen Gemeinschaften mit dem Gegen- 
wert von 0,888671 g Feingold 

Europäische Atomgemeinschaft 

Europäische Gesellschaft für die chemische Aufbereitung bestrahlter Kernbrenn- 
stoffe 

Europäisches Datenübertragungsnetz 
Elektro-Schlacke-Umschmelz-Verfahren 
Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 
European X-Ray Observatory Satellite (ESA) 

(Satellit zur Erforschung von galaktischen und extragalaktischen Röntgenstrahl- 
quellen) 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage, Reading 
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, Braunschweig- Völkenrode 

Food and Agriculture Organization 

(Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen) 
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FuE 

FF 

FGAN 

FhG 

FINK 

FIZ 

FS 

FTZ 

FU 

FuT 

FWG 

GAG 

GBF 

GEOS 


GeV 

GFS 

GFZ 

GG 

GHz 

GID 

GKSS 

GMD 

GSF 

GSI 

H-Bahn 

HBFG 

HdA 

HELIOS 

HFR 

HHT 

HMI 

HTR 

lAB 

lAEO 

IBZ 

ICES 

IDW 

lEA 

lEP 


Forschung und Entwicklung 
Französische Francs 

Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwissenschaften, Bonn 

Fraunhofer Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V., München 

Einheitliche maschinelle Finanzbuchhaltung in Krankenhäusern 

Fachinformationszentrum 

Forschungsschiff 

Fernmeldetechnisches Zentralamt der Bundespost, Darmstadt 
Freie Universität Berlin, Berlin 
Forschung und Technologie 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall und Geophysik, Kiel 
General Atomic Company 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung, Stöckheim 

1. Geostationary Satellite for Magnet ospheric Studies (ESA) 

(Satellit zur Erforschung der äußeren Magnetosphäre) 

2. Geodynamic Experimental Ocean Satellite 
(Satellit zur Messung der Wellenhöhe auf den Ozeanen) 

Giga Elektronenvolt 

Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Atomgemeinschaft, Ispra/Karls- 
ruhe/Geel/Petten 

Großforschungszentrum 

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
Giga Hertz 

Gesellschaft für Information und Dokumentation mbH, Frankfurt/Main 

Gesellschaft für Kernenergieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt mbH, Geest- 
hacht 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH, Birlinghoven und Bonn 
Gesellschaft für Strahlen und Umweltforschung, Neuherberg bei München 
Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH, Darmstadt 

Kabinenbahnsystem 

Hochschulbauförderungsgesetz 

Humanisierung der Arbeitswelt 

Deutsch-amerikanische Sonnensonde 

Hochfluß-Forschungs-Reaktor 

Hochtemperatur-Reaktor mit Heliumturbine 

Hahn-Meitner-Institut für Kernforschung Berlin GmbH, Berlin 

Hochtemperatur-Reaktor 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nürnberg 

International Atomic Energy Organization, Wien 
(Internationale Atomenergie Organisation) 

Informationszentrum mit besonderer Zweckbestimmung 

International Council for the Exploration of the Sea 
(Internationaler Rat für Meeresforschung) 

Institut für Dokumentationswesen 

International Energy Agency 
(Internationale Energie Agentur der OECD) 

International Energy Program 
(Internationales Energie-Programm der lEA) 
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IFAG 

IGCP 

IHK 

IHP 

IIASA 

IIMV 

IIUG 

ILL 

INFCE 

INIS 

INMARSAT 

InvZulG 

IOC 

IPP 

ISEE 

ISIC 

ISL 

luD 

jato 

JET 

JUPITER 

KFA 

KFK 

KIP 

KKN 

KMK 

KNK I (II) 
KOLK 

LSI 

LWR 

MAB 

MAK 

MAROTS 

MARS 

M-Bahn 

METEOSAT 

MeV 

MHKW- 

Verfahren 
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Bundesinstitut für Angewandte Geodäsie, Frankfurt 

International Geological Correlation Program 
(Internationales geologisches Programm der UNESCO) 

Industrie- und Handelskammer 

International Hydrological Program 

(Internationales hydrologisches Programm der UNESCO) 

Internationales Institut für Angewandte Systemanalyse, Wien 
Internationales Institut für Management und Verwaltung 
Internationales Institut für Umwelt und Gesellschaft 
Institut Max von Laune — Paul Langevin, Grenoble 

Internationales Programm zur Bewertung des nuklearen Brennstoffkreislaufs 
Internationales Nukleares Informationssystem 

International Maritime Satellite Organization 
(Internationale Organisation für maritimes Satellitensystem) 

Investitionszulagengesetz 

International Oceangeographic Commission, Paris 
(Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission der UNESCO) 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik, Garching bei München 
International Sun Earth Explores 
Internationale Wirtschaftszweigsystematik 

Deutsch-französisches Forschungsinstitut Saint-Louis, Saint-Louis 
Information und Dokumentation 

Jahrestonne 

Joint European Torus 

(Europäisches Funsionsgroßexperiment) 

Jülicher Pilotanlage für Thoriumelement -Reprocessing 

Kernforschungsanlage Jülich GmbH, Jülich 

Kernforschungszentrum Karlsruhe, Karlsruhe 

Koordiniertes Investitionsprogramm für die Bundesverkehrswege 

Kernkraftwerk Niederaichbach 

Kultusministerkonferenz 

Kompakte Natriumgekühlte Kernreaktoranlage, Karlsruhe 
Kosten- und Leistungsabrechnung im Krankenhaus 

Large scale Integration 
Leichtwasserreaktor 

Man and the Biosphere 
(Ökologie-Programm der UNESCO) 

Maximale Arbeitsplatzkonzentrationswerte 
Maritime Orbital Test Satellite 

(Präoperationeller maritimer Kommunikations-Testsatellit) 

Mittleres Artillerieraketensystem 
Kabinenbahnsystem 

Meteorological Satellite 
(Meteorologischer Satellit der ESA) 

Mega Elektronenvolt 

Midvale Heppstal Klöckner- Werke- Verfahren 
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MOS 

MPG 

MPI 

MRCA 

MW 

MWe 

MWth 

NABS 

NAOS 

NASA 

NATO 

NEA 

NE-Metalle 

NLfB 

NORDFOSK 

OECD 

OTS 

PEARL 

PETRA 

PH 

PNP 

PNP 

PT 

PTB 

RE 

REFA 

RKW 

RV 

RWIW 

RWTH 

SBR 

SDS 

SFB 

sfr 

SILAB 

SNR 

SONAR 


Metall Oxyd Semiconductor 

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., München 
Max-Planck-Institut 

Multi Role Combat Aircraft 
(Mehrzweckkampfflugzeug) 

Mega Watt 

Mega Watt elektrisch 

Mega Watt thermisch 

Nomenclature pour TAnalyse et la Comparaison des Budgets et Programmes 
Scientifiques 

Wetterschiffsystem Nordatlantik 

National Aeronautics and Space Administration 
(Nationales Amt für Luft- und Raumfahrt der USA) 

North Atlantic Treaty Organization 
(Nordatlantikpakt Organisation) 

Nuclear Energy Agency, Paris 
(Kernenergieagentur der OECD) 

Nichteisen-Metalle 

Niedersächsisches Landesamt für Bodenforschung 
Skandinavischer Rat für angewandte Forschung 

Organization of Economic Cooperation and Development 
(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

Orbital Test Satellite (ESA) 

(Experimenteller und voroperationeller Nachrichtensatellit) 

Process and Experiment Automation Realtime Language 

Positron-Elektron-Tandem-Ring- Beschleuniger- Anlage 

Pädagogische Hochschule 

Private Institutionen ohne Erwerbscharakter 

Projekt Nukleare Prozeßwärme 

Projektträger 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt, Braunschweig und Berlin 
Rechnungseinheit 

Verband für Arbeitsstudien und Betriebsorganisationen e. V., Darmstadt 
Rationalisierungskuratorium der deutschen Wirtschaft 
Rahmenvereinbarung vom 28. November 1975 
Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaft 
Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 

Schnelle Brutreaktoren 

Space Documentation Service, Frascati 
(Weltrauminformationsdienst der [bisher ESRO, jetzt] ESA) 

Sonderforschungsbereiche 
Schweizer Franken 
Siemens-Laborsystem 
Schneller natriumgekühlter Reaktor 

Sound Navigation and Ranging 
(Wasserschallortung) 
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SPACELAB 

SPACE — 
SHUTTLE 

SPICE 

SYMPHONIE 

TA-Luft 

TAG 

TDM 

TELECOM 

TEXTOR 

TH 

THTR 

TU 

Tz 

UBA 

UFOKAT 

UMPLIS 

UN 

UNCTAD 

UNEP 

UNESCO 

UNILAC 

UNISIST 

UNITAR 

US-ERDA 

UTA/a 

VDEh 

VDI 

VICKSI 

VLSI 

VN 

WAK 

WaStrG 

WFG 

WHO 

WSB 

WTR 

WZB 

ZMD 


Spacelaboratory 

(Europäisch-amerikanisches Gemeinsdiaftsprojekt eines Weltraumlaboratoriums) 
Raumtransporter für Nutzlasten in niedrige Erdumlaufbahnen 

Spacelab paylead Integration in Europe 
Deutsdi-franzÖsisdier experimenteller Fernmeldesatellit 

Tedinisdie Anleitung Luft 
Taxonomisdie Arbeitsgruppe 
Tausend DM 

Telecommunications Program 

(Präoperationelles Fernmeldesatelliten-System der ESA) 

TOKAMAK-Versudisanordnung der KFA Jülich GmbH 

Technische Hochschule 

Thorium-Hochtemperatur-Reaktor 

Technische Universität 

Textziffer 

Umweltbundesamt, Berlin 
Umweltforschungskatalog 
Umweltplanungs-Informationssystem 

United Nations 
(Vereinte Nationen) 

United Nations Conference on Trade and Development 

United Nations Environment Program 
(Umweltprogramm der Vereinten Nationen) 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization, Paris 
(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur) 

Schwerionenbeschleuniger in Darmstadt 
United Nations Scientific Information System 

(Weltweites Informations- und Dokumentationssystem der UNESCO) 

United Nations Institut for Training and Research 
(Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Vereinten Nationen) 

United States Energy Research and Development Administration 
Demonstrationsanlage Uran-Trennarbeit pro Jahr 

Verein Deutscher Eisenhüttenleute 
Verein Deutscher Ingenieure 

Van de Graaff Isochron-Cyclotron Kombination für schwere Ionen 
Very large scale Integration 
Vereinte Nationen 

Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe 
Wasserstraßen-Gesetz 
W agnisfinanzierungs-Gesellschaft 

World Health Organization 
(Weltgesundheitsorganisation) 

Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes 
Wissenschaftlich-Technischer Rat 
Wissenschaftzentrum Berlin, Berlin 

Zentralstelle für maschinelle Dokumentation 
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Sachverzeichnis zum Bundesbericht Forschung VI 


Die Großbuchstaben verweisen auf A den forschungspolitischen Teil; B den Faktenteil, die arabischen Zah- 
len auf die jeweilige Textziffer. 


A 

Abfallwirtsdiaft: A 64, 91, 93, 128, B 57, 96, 1 10 

Abkommen: B 149 

AEROS: A 71, B 48 

Außere Sicherheit: A 146 — 148, B 36, 73 

Agrarforschung: A117, B51 

Agrar- und Forstwissenschaft: B 22, 37 

AIRBUS: B72 

Akzeptanzproblem: A 1, 6, 27 — 32, B 48 
Allgemeine Forschungsförderung: A 68, B 6, 7, 37 
Allgemeine Ingenieurwissenschaften: B 37 
Ambivalenz der Technologie: A 1, 6, 27 — 32 

Angewandte Forschung: A 2, 32, 47, B 21, 23, 96, 
97, 143, 148 

Angewandte Systemanalyse: B 96, 142 
Antarktisforschung: A 51, 62, B 37 
Antrags- und Bewilligungsverfahren: A 46, 50 

Anwendung der Datenverarbeitung: A 95 — 97, 

B43 

Anwendung der Technischen Kommunikation: 

A 98—100, B44 

Anwendungsorientierte Forschung: A 54 — 67, 68, 
86 

Anwendungsorientierte Sozialforschung: A 2, 69, 
72—77, B 37, 103 

Anwendungssatelliten: A 106, 107, B 48, 86, 136 
Aquakultur: B 51 

Arbeitsgemeinschaft für Bauforschung: A 136 

Arbeitsgemeinschaft für Großforschungseinrichtun- 
gen: A 32 

Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsverei- 
nigungen (AIF): A 43, 47, B 46, 74, 82 

Arbeitsgruppe Patentverwertung (ARPAT) : A 40 
Arbeitsmarktforschung: A 74, B 1 17 

Arbeitsplatz: A 7, 9, 16, 18, 78, 94, 101, 104, 118— 
125, B 53, 116 

Arbeitsplatzkosten: B 25 
Arbeitsproduktivität: A 7 

Arbeitsschutz: A 16, 63, 118, 119, 120, 123, B 53, 
116 

Archäologie: B 105 


Architektur: B 37 
ARIANE: B 48, 136 
Arzneimittel: A 30, 31, 113 B 119, 120 
Astronomie: A 71, 106, 107, B 37, 48, 124 
Astrophysik: A 71, 106, 107 B 37 
Auftragsforschung: A 32, B 12, 97 
Ausbau und Neubau von Hochschulen: B 37 
Ausbildung: A 77 — 80, B 36 
Ausländerbeschäftigung: A 74, B 37 

Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen: A 35, 
38, 53, 68, 72, Bl, 2, 5, 10, 12, 13, 23, 74, 75, 83, 
103 

Australien: A 51 

Auswertung der Umfrage zum BuFo V: B 34 
Automatisierung: A 7, 8, 30, 94 

B 

Baden- Württemberg: B 10, 11, 83, 104 
Bahnsysteme: A 142 — 144, B 70 
Bauforschung: A 136, 137 B 65 
Bauingenieurwesen: B 37 
Bayern: B 11, 83, 104 
Belgien: A 90 

Bergbau: A 55, 92, 120, B 37 

Berlin: A 22, 34, 37, 44, 46, 48, 49, 59, 75, B 11, 
83, 104 

Berliner Synchrotronstrahlung (BESSY): A 58, 101, 
B37 

Berufsbildung: A 77 — ^79, B 117, 133 
Beschäftigte: A 7, 8, 10, 12, 18, 20, 88, 96 
Betriebsausgaben: B 25 
Bevölkerungsforschung: B 106 

Bibliotheken, Archive, Museen: A 81, B 1, 24, 39, 
75, 154 

Bildungs- und Berufsbildungsforschung: A 77 — 80, 
118, B38 

Bildungswesen: A 77, 79, 92, B 38, 43 
Biologie: A70,71, B37, 91, 139 
Biologische Anstalt Helgoland: B 37, 127 
Biotechnologie: A 116, 117, B 52, 88 
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Blaue Liste: B 5, 24, 104 
Bremen: Bl, 83, 104 
Brennstoff-Kreislauf: A 87, 89 

Bürgernahe Gestaltung der sozialen Umwelt: A 74, 
B37 

Bürosystemtechnik: A 94, 98 

Bund-Länder Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung: A 34, 37 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung 
(BAU): A 63, 123, B 116 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR): A56, B 46, 112 

Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG): B 123 

Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM) : A 40, 
B 46, 111 

Bundesanstalt für Sera und Impfstoffe — Paul- 
Ehrlich-Institut: B 120 

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt): B 121 
Bundesanstalt für Wasserbau (BAW): B 122 
Bundesbericht Forschung V: A 52, B 34 
Bundesbohrprogramm: A 92 
Bundesdatenschutzgesetz: A31,94 

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung: B 126 

Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft Braun- 
schweig-Völkenrode (FAL) : A 62 

Bundesgesundheitsamt (BGA): A 113, B 119 
Bundesinstitut für Angewandte Geodäsie: B 109 

Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung (BIBB): 
A 78, B 133 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung: B 106 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und interna- 
tionale Studien (BIOST): B 107 

Bundesinstitut für Sportwissenschaften: B 108 
Bundesminister des Auswärtigen: B 105 
Bundesminister des Innern: B 54, 106 — 110 

Bundesminister für Wirtschaft: A 22, 43, 46, 47, 48, 
83, B 6, 42, 46, 72, 82, 111, 112, 113 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten: B 6, 42, 51, 54, 114 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: 

A63, 119, 120 B 49, 53, 116, 117 

Bundesminister für Verteidigung: B 6, 73, 86, 99, 
118 

Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
B6, 49, 50, 54, 119, 120 

Bundesminister für Verkehr: B 6, 42, 69, 121 — 125 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau: B 63 — 66, 126 

Bundesminister für Forschung und Technologie: 

A 22, 23, 32, 37, 38, 46, 47, 48, 50, 51, 63, 69, 74, 99, 
119, B 6, 8, 9, 37, 40^45, 47, 48, 52, 53, 54, 56, 67, 
70, 86, 88, 91, 127—131, 151, 153 


Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen: 
A99, B 44, 132 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft: 

A97, B6,37, 38, 113 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: 
A51 

Bundesverkehrswegeplanung: A 140 
Bundeswehr: A 146 

C 

CERN : A 5 1 , 70, 74, B 7, 37, 1 35 
Chancen und Risiken: A 1, 6, 27 — 32, 67 
Chemie, Mineralöl, Kunststoffe: B 18, 33 
Chemische Verfahrenstechnik: B 41 
Chile: A 71 
China: A51,53 
COSB: A53 

Computer-Gesellschaft Konstanz: A 57 

D 

DAKOR: A 38 
Datenbank: A 30 
Datenschutz: A 30, 31, 94 

Datenverarbeitung: A 5, 54, 57, 61, 94, 95 — 98, 114, 
121, B 7, 36, 43, 84, 86, 88, 90, 91, 93 

Deep-Sea-Drilling-Projekt: B 37 
Deutsche Bundesbahn: A 143 
Deutsche Bundespost: A 99, 100 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft 
und Raumfahrt: B 48, 71, 73, 83, 84, 86 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG): A 32, 34, 
36, 37, 68, 71, 74, 93, 120, B 5, 37, 75, 76, 80, 81 

Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfliktfor- 
schung (DGFK) : A 75, B 37, 79, 80 

Deutsche Wagnisfinanzierungsgesellschaft (WFG): 

A 22, 44, 49 

Deutsches Archäologisches Institut (DAI): B 105 

Deutsches Elektronensynchrotron (DESY): A 32, 53, 
70, B 37, 84, 85 

Deutsches Historisches Institut Florenz: B 131 
Deutsches Historisches Institut London: B 128 
Deutsches Historisches Institut Paris: B 129 
Deutsches Historisches Institut Rom: B 130 
Deutsches Hydrographisches Institut (DHI): B 124 
Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) : B 87 
Deutsches Polarforschungsinstitut: A 51 
Deutscher Wetterdienst (DWD): B 125 
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Diagnose: A 1 12, 113 

Dienstleistungssektor: A 54, 94, 97, 100, 121 
Direkte Forsdiungsförderung: A 26, 41 — 46 
DORIS: A53, B 85 
Drittmittel: A 32, 34, B 21 
Druckereitedinik: A 98, 99, B 44 

E 

ECS: A 60, 107 

EG: A 51, 79, 86, B 26, 27, 28, 1 19, 151 
Eigenbeteiligung der Wirtschaft: B 8 

Elektronik: A 7, 8, 57, 58, 70, 94, 98, 101—106, 117, 
B 7, 45, 93 

Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik: A 104, B 17, 
46 

Elementarteilchenphysik: A 70, B 37 
Endgeräte: A 57, 96, 100 

Endlagerung radioaktiver Abfälle: A 89, B 40, 96, 
112, 113 

Energie: A 11, 12, 51, 83—87, 133, 136, B 36, 95, 
112, 139 

Energie und Umwelt: A 133, B 62 

Energieforschung und Energietechnologie: A 11, 54, 
55, 83—91, 105, B 7, 40, 85, 139 

Energie- und Antriebstedinik: B 40, 86, 93 
Engpaßbereidie: A 10 — 20, 41 
Entsorgung: A 89 
Entwicklung: B 153 

Entwicklungsländer: A 19, 51, 83, 116, 117 
Erdöl und Erdgas: A 1 1, 83, 85, 92 B 40 
Erdwärme: A 86 
Erkundungstechnik: B 86 

Ernährungsforschung: A 5, 62, 115 — 118, B 37, 50, 
51 

ERP-Existenzgründungsprogramm: A 49 
ERP-Umstellungsprogramm: A 49 
Erstinnovation: A 22, 46, B 46 
Erziehungswissenschaften: B 37 
EURATOM: B 94, 95 
EUROCHEMIC: A 89 
Europäische Anreicherungsanlagen: A 89 

Europäische Organisation für Astronomische For- 
schung in der südlichen Hemisphäre (ESO): A 71, 
B 137 

Europäische Weltraumorganisation (ESA): A 60, 
71, 106, 107, B7, 48, 136 

Europäisches Dokumentations- und Informations- 
system: A 82 

Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie 
(EMBL): A53, B 85, 138 


Europäisches Weltraumorganisationszentrum 
(ESOC): B 136 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervor- 
hersage (EZMV): B 141 

Europäisches Zentrum für Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik (ESTEC): B 136 

EXOSAT: A 107, B 48 

Externe Vertragsforschung: A 47 

Extraterrestrische Forschung: A 53, 69, 71, 107, 
B48 

F 

Fachinformationssysteme, -Zentren (FIZ): A 26, 40, 
76, 80, 81 B 39 

Fahrzeugtechnik: A141, B 69 
FAO: B119 

Fernmeldesatellitensysteme: A 60, 106, 107 
Fernmeldetechnik: A 59, 99 
Fernsehrundfunksatelliten: A 107 
Fernunterrichtsschutzgesetz: B 113 
Fernwärmeversorgung: A 55, 84, 85, 133 
Fertigungstechnik: A 17, 104, 105 
Festkörperelektronik: B 44, 132 
Festkörperforschung: A 70, B 37, 85, 92, 95, 96 
Finanzplanung: B 34 
Finanzstatistikgesetz: B 152 
Fischwirtschaft: A 62, 117, B 51 
Forschergruppen: B 75 

Forschung und Entwicklung im internationalen Ver- 
gleich: B 26 — 31 

Forschungseinrichtungen in der Bundesrepublik 
Deutschland: B 83 

Forschungs- und Entwicklungsergebnisse: A 52 — 
66, B 35, 38—73, 83 

Forschungsförderungseinrichtungen: B 74 — 82 

Forschungsförderungsschwerpunkte der Bundesre- 
gierung: A68ff, B 6, 34 ff 

— ■ Allgemeine Forschungsförderung: A 68 — 70, 

B 37, 38 

— Information und Dokumentation: A 80 — 82, 

B39 

— Sicherung der Energie- und Rohstoffversorgung: 
A 83—94, B 40—42 

— Förderung der Datenverarbeitung: A 95 — 97 
B43 

— Technische Kommunikation: A 98 — 100, B 44 

— ■ Elektronik, andere Schlüsseltechnologien, Inno- 
vation A 1 01—1 05, B 45, 46, 47 

— Weltraumforschung und Weltraumtechnik: 

A 106, 107, B48 
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— Forschung im Dienste der Gesundheit: A 108 — 

114, B7,49 

— Forschung im Dienste der Ernährung: A 115 — 
117, B50— 52 

— Humanisierung des Arbeitslebens: Al 18 — 124, 
B 53 

— Gestaltung der Umwelt: A 125 — 138, B 54 — 67 

— Transport- und Verkehrswesen: A 139 — 145, 

B 68—72 

— Erhaltung der äußeren Sicherheit: A 146 — 148, 
B7, 73 

Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwis- 
senschaften (FGAN) : B 73, 99 

Forschungsinstitut der Deutschen Bundespost: 

B 132 

Forschungslandkarte: B 83 

Regionale Aspekte der Forschungsförderung: B 83 

Forschungspolitische Ziele: Al, 68, B 34 

Forschungsprogramm Informatik: A 97 

Forschungsschwerpunkte der EG-Staaten: B 27 

Forschungsstatistik: B 81, 150, 158 

Frankreich: A 51, 60, 71, 90, 145, 148, B 26, 27, 
29, 30 

Frascati-Handbuch: B 151, 153 

Fraunhofer-Gesellschaft (FhG): A 32, 37, 40, 47, 
103, B 5, 24, 37, 73, 83, 97 

Freie Universität Berlin: A 34 

Friedens- und Konfliktforschung: A 75 

Fritz-Thyssen-Stiftung: B 12 

Früherkennung: A 108 — 112 

FuE- Ausgaben: B 1, 2, 3, 154 

— der außeruniversitären Forschungseinrichtungen: 
B 23, 24, 25 

— des Bundes: A 2, B 1, 5 bis 10, 14, 16, 17, 18, 
20, 23 

— der Hochschulen: B 20, 22, 25 

— der Länder: A 2, 32, B 1,2, 10, 11,20,23 

— des Staates: B 1, 2, 4 

— der Wirtschaft: A 42, B 1, 2, 12, 14, 15, 20, 23 

— der Sonstigen Institutionen: B 2, 14, 23, 24 

— der EG-Mitgliedstaaten: B 26 

— für zivile Forschung und Entwicklung: B 9 

— für die Grundlagenforschung: A 68 ff 
FuE-Kapazitäten: B 83 
FuE-Personal: B 21, 83, 154 

— der Hochschulen: A 34 bis 37, B 21, 22 

— der Wirtschaft: A 42, 43 B 14 
Fusionsreaktor-Technologie: B 93, 94, 95, 96, 139 

FUT-politisches Gesamtkonzept für kleine und mitt- 
lere Unternehmen: A 20 — 23, 45 — 49 


G 

Gasultrazentrifugenverfahren: A 55, 89, B 40 

Geisteswissenschaften: B 22, 37 

Gemeinsame Forschungsstelle der EG (GFS): II 139 

Gemeinschaftsforschung und Entwicklung der Wirt- 
schaft: A 22, 23, 44, 47, B 1, 12, 13, 46, 82 

Gen-Forschung: A 30, 31, 62 
Geodäsie: B 109 
Geowissenschaften: B 37, 112 

Gesamtbudget Forschung und Entwicklung: B 2, 26 
bis 31, 153 

Geschichte: B 37, 78, 105, 107, 128 bis 131 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung (GBF): 
B88 

Gesellschaft für Information und Dokumentation 
(GID): A80, B 39, 83, 100 

Gesellschaft für Kernenergie in Schiffbau und Schiff- 
fahrt (GKSS): B 83, 89 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung 
(GMD): B83, 90 

Gesellschaft für Reaktorsicherheit; B 83 

Gesellschaft für Schwerionenforschung (GSI): A 32, 
53, 70, iB 37, 83, 92 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 
(GSF): A69, B 83, 91, 96, 140 

Gesellschaftswissenschaften: B 37 

Gesundheitswesen: A 5, 16, 31, 61, 105, 108 — 115, 
147, B43, 49, 119 

Gewässer- und Meereskunde: B 37, 69, 123 
Gewinnung von Kohlewasserstoffen: B 42 
Gezeitenenergie: A 86 
Graduiertenförderungsgesetz: A 36 
Größtintegration: B 45 

Großbritannien: A 86, 89, 145, 148, B 26, 27, 29, 30 

Großforschungseinrichtungen: A 32, 35, 37, 40, 68, 
B 5, 24, 84—96 

Großgeräteförderung: A 32, 70 B 37 
Großprojekte: A 70, B 9 
Großunternehmen: A23, B9 

Grundlagenforschung: A 1, 2, 32, 52, 53, 68 — 77, 
B 21, 23, 36, 37, 85, 92, 96, 101, 138, 143, 152 

Grundlagenkernforschung: A 69, 70 
Güterverkehr: A 144, B 70 

H 

Hahn-Meitner-Institut für Kernforschung (HMI): 

B93 

Hamburg: B 11, 83, 104 
Heisenberg-Programm: A 36, B 37 
HELIOS A u. B: A 53, 71, 107, B 37, 48 
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Herz-Kreislauf-Krankheiten: A 108, 110 
Hessen: B 11, 83, 104 
Hochenergiephysik: A 53, B 85, 135 

Hochschulen: A 1, 32, 34—37, 38, 40, 57, 68, 70, 79, 
B 1, 2, 10, 12, 13, 21, 75, 83, 85, 88, 157 

Hochschulforschung: A 34, 68, 97, BIO 
Hochschulrahmengesetz: A 34 
Hochschulrechenzentren: A 57 

Hochtemperaturreaktorentwicklung: A 40, 87, 90, 
B95 

Höchstflußreaktor: A 70, B 143 

Humanisierung des Arbeitslebens: A 16, 63, 118 — 
125, B 36, 53, 86 

I 

Indirekte Forschungsförderung: A 41 — 46 
Industrielle Forschung und Entwicklung: B 15 

Industrielle Gemeinschaftsforschung: A 47, Bl, 
12, 46 

INFCE (Internationales Programm zur Bewertung 
des nuklearen Brennstoffkreislaufs): A 51 

Informatik: A 57, 97, B 43 

Information und Dokumentation: A 40, 80 — 83, 
B36, 39, 100, 110 

Informationseinrichtungen mit besonderer Zweck- 
bestimmung (IBZ): A 40, 80, B 39 

Informationstechnologien; A 5, 17, 18, 31, 80, 81, 
94—101 

Informations-, Dispositions- und Entscheidungs- 
systeme: B 43 

Ingenieur- und Verkehrswegebau: B 69 
Ingenieurwissenschaften: B 22 

Innovation: A 8, 9, 21, 22, 26, 38, 39, 54, 55, 73, 
B 10, 96, 97 

Innovationsberatung: A 40, 45, 48, 98 
Innovationsmarkt Hannover; A 40 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB) : 
A78 B117 

Institut Max von Laue — Paul Langevin: B 37, 143 
Institut für Meeresforschung: B 37 
Institut für Meereskunde: B 37 
Integrierte Entsorgungszentren: A 55, 87 
Integrierte Schaltungen; A 58, 97, B 45 
Integriertes Gesamtversorgungssystem: A 139 

Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO) : 

B 140 

Internationale Energieagentur (lEA): A 86, B 147 

Internationale Zusammenarbeit: A 51, 60, 71, 106, 
B 149 

Internationales Institut für Angewandte System- 
analyse (IIASA): B 142 


Investitionszulage: A 43, 44 
ISEE-B; B 48 
Isotopentechnik: B 47 
Italien: A 148, B 26, 30 

J 

Japan: A 53, B 29, 30 
JET: A51,86, B 40, 94 

K 

Kanada: A 56 

Kenntnisverwertungsverträge: A 40 
Kernchemie: B 92, 93 

Kernenergie; A 12, 28, 29, 51, 55, 86 — 91, 133, 
B 40, 63 

Kernenergieagentur (NEA): B 147 
Kernenergiedialog: A 28, 29, 31 
Kernenergieschiffs-Entwicklung: A 54 

Kernforschung: A 70, 86, B 37, 91, 95, 96, 113, 135, 
139, 140 

Kernforschungsanlage Jülich (KFA): A 69, B 83, 

95 

Kernforschungszentrum Karlsruhe; A 55, 69, B 83, 

96 

Kernfusion: A 54, 86, B 95 

Kleine und mittlere Unternehmen: A 20 — 24, 26, 40 
bis 50, 46, 98, 99, 103, 104, B 9, 46, 82, 97 

Kleinrechner: A 57, 96, B 43 
Klimaforschung: A 106, 107 

Kohle und andere fossile Primärenergieträger; 

A 55, 85, 129, B 40 

Kohle technologien: A 12, 55, 85, 133 
Kommunale Technologien: A 65, 138, 142 B 67 
Kommunikationstechnologien: A 18, 59, 94, 100 

Konferenz der Vereinten Nationen für Wissenschaft 
und Technologie im Dienste der Entwicklung: 
A51 

Kraftfahrzeuge und Straßenverkehr A 141, B 70 

Krankheitsforschung: A 16, 108 — 116, 118, 120, 

B49 

Krebsforschung: A 61, 108, 110 B 49, 87 
Krill: A 62 

Küstengewässer und Hohe See: A 127, B 56, 124 

L 

Länder: A 1, 32, 34, 36, 46, 68, 69, 77, 97, B 10, 11 
Lärmbekämpfung: A 16, 63, 120, 130, B 59, 110 
Lärmschutz: A 120 B 53, 116 

Lagerstätten, Bergbau, Aufbereitung: A 91 — 93, 
B41,112 
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Landwirtschaft: A 115, 117 
Laseranwendung: A61, B 91 
Lebensmittel: A 115 — 118,131, B 51 
Leichtwasserreaktor-Kernkraftwerke: A 55, 87, 89 

Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft: 
A 1, 67, 83 ff., B 34, 36 

Leistungspläne: A 39 

Luftfahrtforschung und -technologie: A 145, B 16, 
69,71, 86 

Luftreinhaltung: A 129, 133 B 58, 110 

M 

Magnetbahnsystem: A 54, 66, 143 
Management und Verwaltung: B 103 
Manganknollen: A 92, B 42 
Markteinführung: A45, 48 
MAROTS: A 107, B 48, 136 
Maschinenbau: B 16, 37 
Materialforschung: B 95, 143 
Mathematik: B 37 

Max-Planck-Gesellschaft (MPG): A 32, 37, 68, 70, 
71, B 5, 24, 37, 81, 83, 101 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP): B 95 

Medizin: A 5, 16, 61, 70, 71, 108—115, 147, B 22, 
37,91,95 

Meeresbodenbehörde: A 91 

Meeresforschung und Meerestechnik: A 51, 54, 62, 
91, B 37, 42, 56, 89, 112, 124, 127, 144 

Meerwasserentsalzung: A 93, B41,89 

Meß- und Analysetechnik: A 105 
Metallurgische Verfahrenstechnik: B 41 
Meteorologie: B 37, 69, 86, 125, 141 
METEOSAT: A 60, 107, B 48, 136 
Mexico: A 55 

Mikroelektronik: A 8, 9, 30, 31, 100, 101, 103 
Mißerfolge: A 54 
Mittelenergiephysik: A 70, B 37 
Mittlere DV-Sy Sterne: A 96, B 43 

N 

Nachrichtentechnik: A 5, 31, 53, 94, 95, 97, B 7, 
44, 132 

NASA: A 71, 106, 107, B 37, 48 
NATO: A 146, 148, B 146 
Natur und Landschaft: A 132, B 61 
Naturwissenschaften: B 22, 92, 101 
Neue Endeinrichtungen: B 44 
Neue Energiequellen: A 86, B 40 


Niederlande: A 89, 90, 145 
Niedersachsen: B 11, 77, 83, 104 
Nord-Süd-Gefälle: B 83 
Nordrhein-Westfalen: B 10, 11, 83, 90 
Normalverfahren: B 75 
Nukleare Festkörperforschung: A 70, B 96 
Nukleare Sicherheit: A 88, B 95, 96, 136 

O 

OECD: B 147, 151, 155 

öffentlicher Nahverkehr: A 142, B 70 

Offshore-Technik: A 92 

Optische Nachrichtenübertragungssysteme: A 59, 
94, 100 

Optoelektronische Bauelemente: A 58, B 45, 132 
Osteuropaforschung: B 107 
OTS: A60, B 48 

P 

Patent- und Lizenzbilanz: B 31, 32, 33 
Patentstelle für die deutsche Forschung: A 40 
Paul-Ehrlich-Institut: B 120 

Personal der außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen: B 23, 24 

Personalausgaben: B 25 

Personalzulage: A 22, 44 

PETRA: A 53, 69, 70, B 85 

Pflanzliche und tierische Produktion: A 117 

Pharmaka: A 30, 31 

Philosophie: B 37 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB): 

A40, B 46, 113 

Physikalische Technologien: B 47 
Planung: A 39 
Plasmaphysik: B 94, 95, 139 
Politische Bildung: B 38 
Prävention: Alll 
Produktinnovationen: A 9, 54 

Produktion und Produktqualität in der Landwirt- 
schaft: A117, B 51 

Produktions- und Fertigungstechnik: A 104, B 37, 

Programmbudget: A 39 

Projektträger des BMFT: B 96 

Promotionsförderung: A 36, B 37 

Prozeßinnovationen: A 8, 48 

Prozeßlenkung: B 43, 96 

Prozeßwärme: A 85, 90 
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Q 

Qualität der Lebensmittel: All 6, 117, B 51, 114 
Qualitatives Wirtschaftswachstum: A 10 
Quantitatives Wirtschaftswachstum: A 29 

R 

Rad-Schiene-Technik: A 143 
Radioaktive Abfälle: A 89, B 93, 119, 139 
Radioastronomie: A 71 
Rahmenprogramm Rohstofforschung: A 50 

Rahmenvereinbarung Forschung (RV): A 37, 68, 

B5, 10 

Rationalisierung: A 7 

Rationalisierungskuratorium der Deutschen Wirt- 
schaft (RKW): A48 

Rationelle Energie Verwendung: A 84, B 40 
Raumflugtechnologie; A 71, 106, 107, B 86 

Raumordnung und Städtebau: A 5, 15, 134 — 137, 
B 63, 64, 126 

Reaktorsicherheitsforschung: A 87, 88, B 40, 89, 
111, 139, 140 

Rechenzentren: A 57, 96 

Rechnerunterstützte Entwicklung, Konstruktion und 
Fertigung: B 43, 96 

Regionale Strukturwirkungen: A 24, 26 
Rehabilitation: A 108, 112, 113, 120, B 49 
Ressortforschung des Bundes: A 37, 38, B 6, 7, 23 
Ressortforschung der Länder: B 10 
Ressortkoordinierung: A 38 
Ressourcenschonung: A 1, 4, 67, 84, 117, B 34 
Restliche Wirtschaftszweige: B 19 
Rheinland-Pfalz: B 11, 83, 104 
Risiko: A 28, 42, 88, 108, 110, 115 

Rohstoffe: A 11, 13, 51, 56, 91—94, 104, 105, B 36, 
41,42, 95, 112 

Rohstofftechnologie: A 13, 51, 56, 100 
Rückgewinnung: A 56, 93, B 41 

S 

Saarland: B 11, 83, 104 
Schienenverkehr: A 143 
Schiffstechnik: A 139, B 70, 124 
Schleswig-Holstein: B 11, 83, 104 
Schlüsseltechnologien: A3, 13, 30, 70, 101 — 106 
Schnelle Brutreaktoren: A 40, 55, 88, 90, B 40, 96 
Schutz der Umwelt: A 125 ff, B 54 
Schweiz: A 90 


Schwerionenforschung: A 70, B 37, 92 
Schwerpunktverfahren: B 75 
Sektorale Strukturwirkungen: A24, 25 
Seerechtskonferenz: A 51, 91 

Sicherheitsforschung: A 16, 32, 63, 87, 88, 90, 120, 
133 

SNR 300 in Kalkar: A 90, B 9, 40, 96 
Solarterrestrische Beziehungen: A 71, 106 
Sonderforschungsbereiche: A 34, B 5, 37, 75 

Sonderprogramm „Empirische Sozialforschung"; 

A 74, B 37 

Sonnenenergie: A 12, 55, 86, 133, B 40, 139 
Sonstige Forschungseinrichtungen: B 5, 24 
Sonstiges Personal: B 3 

Sozialwissenschaftliche Technologieforschung: 

A 74, B 37 

Spanien: A71 

SPACELAB: A 60, 71, 106, 107, B 48, 136 
Sportwissenschaftliche Forschung: B 108 
Staatlicher Sektor: B 155 
Staatsinstitute: B 24 
Städtebau: A 5, 15 

Stahl-, Maschinen-, Fahrzeugbau: B 16 
Steinkohlenbergbau: B 46 
Stiftung Volkswagenwerk: B 12, 77 
Stiftungen und Spenden: B 12, 74, 81 

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft: 

B 12, 81, 152 

Strahlenbiologie: B 96 
Strahlenchemie: B 93 
Strahlenforschung: A 88, B 91, 140 

Straßenbauforschung und Straßenverkehrs- 
forschung: A 140 ff, B 69, 121 

Substitutionstechnologien: A 13, 56 
Supraleitung: B 96 
SYMPHONIE: A 60, B 48 
Synchrotronstrahlung: A 70, B 37, 85 

T 

Techniker: B 3, 24 

Technische Entwicklung in Berlin: A 46, B 46 
Technische Hilfen: B 53 

Technische Kommunikation: A 59, 98 bis 101, 

B44 

Technischer Fortschritt und Arbeitsplätze: A 7 bis 
10, 12, 16, 18, 88, 96, 99 

Technologiebewertung: A 1, 6, 27 bis 32, 52 bis 68 
Technologie-Transfer: A 10, 26, 39, 40, 45, 51, 104 
TELECOM: A 107, B 48, 136 
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Therapie: A 108, 110—114 
THTR300: A 90, B 9, 40, 95 
Tieftemperaturtechnologie: B 96 
Tierschutz: A 117, B 51, 114 
Transportketten: A 144, B 70 

Transport- und Verkehrstechnologien: A 139, 140, 

B 7, 36, 68, 70 

TRANSURBAN: A 54 
Trenndüsenverfahren: A 89, B 96 
Trinkwasseraufbereitung: A 64 

U 

übertragungs- und Vermittlungseinrichtungen: 

B 44, 132 

Umwelt: A 125—139, B 36, 87, 93, 103, 139 
Umweltbelastungen: A 4, 83, 84, 85, B 68, 121 
Umweltbundesamt (UBA): A 125, 131, B 83, 110 

Umweltdiemikalien: A 12, 116, 117, 131, B 60, 91, 
110 

Umweltschutz: A 4, 14, 64, 83, 104, 105, 125 — 134, 
B 51, 89, 91, 95, 110, 123, 139 

UNESCO: B 144, 148, 151, 155 
Unfallforschung: A 141, B 116, 121 
UNIDATA: A 48 
UNILAC: A 47, 53, 64, B 92 
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